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Einleitung 


Der Sieger schreibt die Geschichte - 
der Besiegte muß richtigstellen 


M: der militärischen Katastrophe von 1945 haben auch das Ge- 
schichtswissen und das Geschichtsbewußtsein in Deutschland eine 
schwere Niederlage erlitten. Noch während des Zweiten Weltkrieges be- 
schlossen die Amerikaner die sogenannte »Umerziehung« (re-education) für 
Deutschland. Sie sollte das \Wesen der Deutschen ändern, diese von ihrer 
Tradition abtrennen und ihnen ihre Identität nehmen. Als ein Mittel dazu 
wurde die Geschichte zu Lasten Deutschlands verfälscht und das deutsche 
Volk zum Alleinschuldigen der Geschichte erniedrigt. Eine bedeutsame 
Rolle spielte bei diesem Vorhaben die neomarxistische »Frankfurter Schu- 
lee um Max HORKHEIMER und Theodor ADorno bis zu Jürgen HABERMAS. 
Sie war mit den Siegern nach Deutschland zurückgekommen, hatte in den 
USA im Krieg die Umerziehung mit vorbereitet und stellte nun die eifrig- 
sten Verfechter des Geschichtsbildes der Sieger. Geschichtspolitik wurde 
als wirksames Mittel der Interessenpolitik eingesetzt, die historische Wis- 
senschaft zur Machterhaltung und Herrschaftsabsicherung mißbraucht. 
Die 1945 den Deutschen von den Siegern auferlegte Umerziehung ist, 
wesentlich auch durch deutsche Mithelfer, bis zur Gegenwart gesteigert 
und verfeinert worden. Sie bestimmte seit zwei Generationen die Erzie- 
hung und die Bildung. Die einflußreichen Massenmedien haben sich ıhr 
zur Verfügung gestellt. Das einseitige und revisionsbedürftige Geschichts- 
bild der Sieger wird in den Schulbüchern vertreten. Die veröffentlichte 
Meinung und die führenden Politiker verteidigen mit äußerster Härte 
die volksfeindlichen Tabus der Politischen Korrektheit. Nationales Den- 
ken ist verpönt und wird mit der Faschismuskeule erschlagen oder mit 
dem Vorwurf des Rechtsradikalismus niedergeknüppelt. Volks- und Ge- 
schichtsbewußtsein gelten als rückständig und überholt, gemeinschaftsbil- 
dende Traditionen werden kaum noch gepflegt. Übertriebene Reue- und 
Sühnehaltung im Rahmen des Holocaust-Gedenkens sind zu Staatsgrund- 
lagen geworden. Damit ist die geistige Substanz der Volksgemeinschaft 
zerstört worden. Aus einem Volk der Dichter und Denker, der Künstler 
und Wissenschaftler, der Idealisten und Pflichtbewußten ist eine Bevölke- 
rung vorwiegend krasser Materialisten und Egoisten geworden, die dem 
68er Prinzip der Lustmaximierung frönen und nur Ansprüche an den Staat 
stellen. Die deutsche Nation hat ihre Seele verloren, und das deutsche 
Volk ist zu einer von Ausländern durchsetzten Bevölkerung geworden. 
In Fortsetzung der alliierten Kriegspropaganda wurde die deutsche 
Geschichte des 20. Jahrhunderts kriminalisiert. »Über unsere Geschich- 
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Einleitung - Der Sieger schreibt die Geschichte 


te wurde befunden, als wären Historiker die Vorsitzenden eines Schöf- 
fengerichtes«, schrieb schon vor mehr als dreißig Jahren der Erlanger 
Historiker Hellmut DiwaLd,' und er stellte anklagend fest: »Wer die Ge- 
schichte eines Volkes knminalisiert, macht es krank.«“ 

Für die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg galt, was Bert Brecırr ın die 
Worte faßte: »Immer schreibt der Sieger die Geschichte des Besiegten. 
Dem Ertschlagenen entstellt der Schläger die Züge. Aus der Welt geht 
der Schwächere, und zurück bleibt die Lüge. 

Schon Friedrich SCHILLER hat diese Tatsache klar erkannt. Er stellte 
am Ende des vierten Buches seiner Geschichte des Dreißigjährigen Krieges 
über Wallenstein fest: »Ein Unglück für den Toten, daß ihn dieser Feind 
überlebte und seine Geschichte schrieb. 

Der angesehene deutsche Publizist Winfried Marrtını (1905-1991) ver- 
öffentlichte im Jahr seines Todes ein lesenswertes Buch mit dem be- 
zeichnenden Titel Der Sieger schreibt die Geschichte. Er urteilt darin: »Es 
gehört zu den faszinierendsten Phänomenen unserer Zeit, in welchem 
Ausmaß eine militärische Niederlage die Geschichtsschreibung und das 
allgemeine Geschichtsbewußtsein beeinflußt und der Sieger von morali- 
schen Urteilen verschont bleibt.«° 

Über diese Methode wird dem bekannten amerikanischen Publizisten 
und Chefredakteur der New York World Walter Lirrmann (1889-1974) 
die folgende Erkenntnis zugeschrieben: »Als verloren könne ein Krieg 
nur dann gelten, wenn das eigene Territorium vom Feind besetzt ist, die 
führende Schicht des besiegten Volkes in Kriegsverbrecherprozessen ab- 
geurteilt wird und die Besiegten einem Umerziehungsprogramm unter- 
worfen werden. Ein naheliegendes Mittel dafür sei, die Darstellung der 
Geschichte aus der Sicht des Siegers in die Gehirne der Besiegten einzu- 
pflanzen. Von entscheidender Bedeutung ist dabei die Übertragung der 
moralischen Kategorien der Kriegspropaganda des siegreichen Staates 
in das Bewußtsein der Besiegten. Erst wenn die Kriegspropaganda der 
Sieger Eingang in die Geschichtsbücher der Besiegten gefunden hat und 
von der nachfolgenden Generation geglaubt wird, dann erst kann die 
Umerziehung als wirklich gelungen angesehen werden.«° 

Dieses Ziel haben die Sieger des Zweiten Weltkrieges innerhalb zwei- 
er Generationen in Deutschland weitgehend erreicht. Eine regelrechte 
Gehirnwäsche hat stattgefunden, ein kollektives Vergessen hat einge- 
setzt. Die Geschichte ist auf den Kopf gestellt worden. Täter und Opfer 
wurden weitgehend vertauscht. Manche Betrachter sehen hierin ein »in- 
duziertes Irresein«. 

Weglassen von Tatsachen und die damit verbundene systematische 
Verbiegung der Wirklichkeit gehören zu den wichtigsten Übeltaten ge- 
genwärtiger offizieller Geschichtsvermittlung. Alles nicht ins herrschen- 
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de Gedankengebäude Passende kommt in das berühmte »Gedanken- 
loch«, das George ORWELL in seinem Zukunftsroman mit dem Titel 7984’ 
für seine utopische Gesellschaft als Mittel zur Durchsetzung der Mei- 
nungsdiktatur beschrieb: Die nicht der geltenden Lehre genehmen Ge- 
schichtstatsachen werden in ein bestimmtes technisches System, eben 
das »Gedankenloch«, geschüttet und sind damit für die Zukunft ver- 
schwunden. Ein Beispiel dafür bieten die einst ganz Europa erregenden 
Kongogreuel, die sich die Belgier in den achtziger Jahren des 19. Jahr- 
hunderts zuschulden kommen ließen. Sie werden nur noch ganz selten 
am Rande erwähnt.’ Ähnlich verhält es sich mit dem Völkermord an den 
Indianern in den USA oder der Erinnerung an das vor mehr als einem 
Vierteljahrhundert von den Amerikanern dem Erdboden gleichgemachte 
vietnamesische Dorf My Lai, dessen Einwohner dabei grausam vernichtet 
wurden. Das gilt auch weitgehend für die Vertreibung von 15 Millionen 
Ostdeutscher nach 1945: Vornehme Demokraten sprechen heute nicht 
mehr darüber. Die geschichtlichen Tatsachen wurden bewußt und syste- 
matisch verdrängt, dem kollektiven Vergessen anheimgegeben. 

Der Geschichtsforscher sollte sich aus Rücksicht auf sein Berufsethos 
mit solch einer verbogenen Sicht der Vergangenheit nicht zufrieden ge- 
ben. Der Besiegte muß um seiner Zukunft willen sich gegen solch eine 
ihn belastende Geschichtsdarstellung wehren. Und er kann dabei auf 
Ratschläge angesehener Zeitgenossen verweisen. Man soll sich »der 
Geschichte in aller Offenheit stellen. In aller Offenheit und ohne Vorur- 
teile. Mit dem Mut zur vollen Wahrheit. Nichts hinfügen, aber auch nichts 
weglassen, nichts verschweigen«. Diesen \Vorten aus der Rede des dama- 
lıgen Bundespräsidenten Roman HERZOG in Warschau am 1. August 1994 
kann man uneingeschränkt zustimmen, ja, sie sollten eigentlich selbst- 
verständlicher Leitspruch verantwortungsbewußter Historiker wie um 
ihr Volk besorgter Politiker besonders im Bereich der Zeitgeschichte sein. 

Doch im Gegensatz zu der zitierten Forderung herrschen bei der of- 
fiziellen Betrachtung der Zeit der Weltkriege weitgehend immer noch 
Einseitigkeiten und Vorurteile, ja Denkverbote und Strafandrohungen 
für das Aussprechen begründbarer Ansichten. Und auch der erwähnte 
Bundespräsident hat in seiner genannten Rede gegen die von ihm selbst 
aufgestellte Maxime verstoßen. Er hat nicht nur einseitig deutsche Schuld 
dargestellt, sie vergrößert und unberechtigte Vorwürfe erhoben, sondern 
alles den Deutschen durch Polen vor- und nachher zugefügte Unrecht 
verschwiegen, das jedoch in diesem Zusammenhang nicht vergessen 
werden darf: den Raub ausgedehnten ostdeutschen Landes bereits 1919 
— lange vor HrILER —, die rechtswidrige Abtrennung Östoberschlesiens 
vom Reich 1921 entgegen dem eindeutigen Ergebnis der Volksabstim- 
mung vom 20. März 1921; die Unterdrückung der Volksdeutschen ın 
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Polen vor Kriegsbeginn; die Ermordung Tausender Volksdeutscher im 
September 1939 in Polen; die völkerrechtswidrige Vertreibung 1945/49 
nach der ebenso völkerrechtswidrigen Annexion Ostdeutschlands 1945 
mit Millionen von Todesopfern; die noch immer währende Vorenthal- 
tung des Selbstbestimmungsrechts und der kulturellen Autonomie für 
die über eine Million Ostdeutscher in den genannten Gebieten von OÖst- 
preußen über Westpreußen, Danzig und Ostbrandenburg bis Schlesien. 

Roman HERZOG hat sich als typischer »Sühnedeutscher erwiesen, der 
Trauerarbeit ableistet. Dazu schrieb kein Geringerer als der Kaisersohn 
Otto von HaßsBurG: »Es gibt nichts Unerträglicheres als diesen Typ des 
Sühnedeutschen, der nichts anderes tut, als auf den Knien herumzurut- 
schen und die Welt um Verzeihung zu bitten, daß er existiert.« 

Eine Revision des den Deutschen auferlegten einseitig verzerrten Ge- 
schichtsbildes der Umerziehung wird seit Jahrzehnten von angesehenen 
Persönlichkeiten der Fachwissenschaften wie der Politik in der Bundes- 
republik Deutschland gefordert. Im Historikerstreit von 1986 wurde die 
Notwendigkeit solch einer Richtigstellung von anerkannten Historikern, 
wie den Ordinarien Ernst NOLTE, Andreas HILLGRUBER, Michael STÜR- 
MER, Klaus HILDEBRAND — der sogenannten »Viererbande — und anderen 
aufgezeigt. Die Wissenschaftler forderten, daß endlich eine Historisie- 
rung auch in der Zeitgeschichte zugelassen werde und an die Stelle der 
bisher weitgehend vorgenommenen moralischen Betrachtung trete. Die 
Durchführung dieser nach einem halben Jahrhundert längst fälligen Re- 
form wurde jedoch von Vertretern der herrschenden politischen Kor- 
rektheit, insbesondere von Angehörigen der »Frankfurter Schule« mit dem 
Philosophen Jürgen HABERMAS an der Spitze, damals und bis heute ver- 
hindert. Die alten Tabus und die längst widerlegten Geschichtsdogmen 
wurden erneut verpflichtend gemacht und zudem noch durch Strafson- 
dergesetze abgesichert. Revisionismus wird seit einigen Jahren sogar als 
Ausweis rechtsextremer Haltung angesehen und als Vorwurf in den Ver- 
fassungsschutzberichten erwähnt. So wird dem »Revisionismus< schon im 
Bundesverfassungsschutzbericht für 2004 ein ganzes Kapitel gewidmet. !? 

Dabei ist die Revision in allen Wissenschaften ein normaler und gera- 
dezu notwendiger Vorgang. Die Wissenschaften sind praktisch dauernd 
»in Revision«, da alte Theorien sich gegenüber neuen Erkenntnissen und 
Versuchen bewähren müssen oder abzutreten haben. Sie wird nur von 
denen gefürchtet, die sich ihrer Argumente nicht sicher sind und Wis- 
senschaft zur Absicherung ihrer Herrschaft mißbrauchen wollen. Sollte 
dies auch der wahre Grund sein, warum sich die dogmatische Seite beim 
Historikerstreit von 1986 bis zur Gegenwart so leidenschaftlich gegen 
jeden berechtigten Revisionismus wandte und sogar — wie HABERMAS — 
unter dem Anspruch, der Aufklärung zu dienen, die Einführung und 
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Beachtung von Tabus und Denkverboten forderte? Warum verteufelt 
und diskriminiert man Historiker wie Ernst NOLTE, wenn sie es wagen, 
mitguten Gründen und belegten Tatsachen aus unbezweifelbaren Quel- 
len gegen den Strom der veröffentlichten Meinung zu schwimmen, und 
berechtigte historische Richtigstellungen vornehmen wollen? Denn nur 
mit dem Mut zur Revision kann man zu einem objektiven Geschichts- 
bild gelangen, dessen Kenntnis in der allgemeinen Öffentlichkeit auch 
für die Zukunft einer Volksgemeinschaft wichtig ist. 

Für die Zeit des Dritten Reiches war und ist allgemein bekannt, daß es 
keine völlige Meinungsfreiheit gab. Die Durchführung einer politischen 
Revolution und der bald einsetzende Zweite Weltkrieg mit der totalen 
Mobilisierung aller Kräfte auf beiden Seiten entschuldigen nur teilweise 
diesen Mangel. Wie aber sieht es heute in einer Friedenszeit und ohne 
innere wie äußere Bedrohung aus? Allein diesen Gedanken zu veröffent- 
lichen verursacht bereits Unsicherheit, ob solches Denken nicht viel- 
leicht schon — wie bei OrWELL. eindrucksvoll vorgeführt — von der herr- 
schenden Gesinnungspolizei als Grund für Verfolgung angesehen wird 
und der Denker solcher Unbotmäßigkeit auf die schwarze Liste kommt, 
um dann beim nächsten Äußern eines freien Gedankens, der nicht auf 
der Linie des »Großen Bruders« liegt, zum Beispiel mit einer Hausdurch- 
suchung belästigt oder durch Verhaftung zum Schweigen gebracht zu 
werden. Sonderstrafgesetze wie der mehrfach verschärfte Paragraph 130 
des Strafgesetzbuches und der zunehmende Druck der Political Correct- 
ness« beschränken die freie Meinungsäußerung, Sogar das Äußern von 
einem Zweifel, die Voraussetzung jeder freien Meinung, steht in bestimm- 
ten Fällen seit einiger Zeit unter Strafe, weil dem Betroffenen nach gän- 
giger Justizpraxis Volksverhetzung unterstellt werden kann.* Für den eıin- 
fachen, nicht geschulten Bürger und Arbeiter, der die sich laufend 
ändernden Grauzonen der Strafgesetze nicht kennt, ist es also ratsam, 
entweder allem zuzustimmen, was von Politikern und Medien geboten 
wird, wie es von einem Untertanen erwartet wird (auch wenn der »Unter- 
tanengeist« heute offiziell verpönt ist), oder zu schweigen, weil es eben 
im Gegensatz zur Theorie des Grundgesetzes in der Bundesrepublik 
Deutschland keine Meinungsfreiheit mehr gibt. 

Bücherverbrennungen in der NS-Zeit werden als Unrecht beurteilt, 
auch wenn sie meist nur symbolisch an wenigen Exemplaren erfolgten 
und nicht so massenhafte Büchervernichtungen wie ab 1945 nach sich 
zogen. Warum aber, so muß sich der zur Kritik erzogene mündige Bür- 
ger fragen, gibt es heute angesichts des Artikels 5 unseres Grundgeset- 
zes mit seiner Garantie der Meinungsfreiheit und dem Verbot der Zen- 
sureinen Index für Bücher, die man nicht verbreiten darf? \Warum werden 
heute im so oft beschworenen »freiheitlichsten Staat der deutschen Ge- 
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schichte Bücher zu zeitgeschichtlichen Themen beschlagnahmt, Verle- 
ger und Autoren angeklagt und bestraft? Der Unterschied zwischen der 
öffentlichen Bücherverbrennung der dreißiger Jahre und der jetzigen nach 
juristischem Urteil erfolgenden Verbrennung ganzer Buchauflagen in 
Heizwerken wird dann nur noch gering. 

Zur moralischen Beurteilung dieser Verhältnisse sei hier an PLATON 
erinnert: »Niemand schafft größeres Unrecht als der, der es in Formen 
des Rechts begeht.« Und FRIEDRICH DER GROSSE hielt führenden Juristen 
einmal vor: »Ein Justiz-Kollegium, das Ungerechtigkeiten ausübt, ist ge- 
fährlicher und schlimmer wie eine Diebesbande: Vor der kann man sich 
schützen; aber vor Schelmen, die den Mantel der Justiz gebrauchen, um 
ihre üblen Passionen auszuführen, vor denen kann sich kein Mensch 
hüten; die sind ärger wie die größten Spitzbuben, die in der Welt sınd, 
und meritieren eine doppelte Bestrafung.«'? 

Es ist eigentlich beschämend, daß in Deutschland, dem früheren Hort 
weltweit führender und anerkannter Geschichtsschreibung, heute der 
Revision der bisher von der alliierten Kriegspropaganda beherrschten 
Zeitgeschichte so wenig Beachtung geschenkt wird, ja, daß die Revisio- 
nisten von einflußreichen und staatlichen Stellen bekämpft werden. Im 
letzten Jahrzehnt hat sıch bedauerlicherweise auch die deutsche Justiz ın 
einigen Fällen in Verletzung der grundgesetzlich garantierten Meinungs- 
und Wissenschaftsfreiheit und unter Mißachtung grundlegender Rechts- 
Prinzipien zum Diener einer einseitigen Geschichtssicht herabziehen und 
mißbrauchen lassen, indem sie Autoren und Verleger wegen kritischer, 
aber durchaus begründeter Bücher verurteilte. Die wegen Meinungs- 
delikten zeitweise in deutschen Gefängnissen einsitzenden Ernst-Gün- 
ter KÖGEL, Manfred RÖDER, Ernst ZÜNDEL, Germar RUDOLF, Günter 
DECcKERT, Silvia STOLZ und Horst MAHLER bieten dafür beredte Beispie- 
le. Selbst Ausländer wie der Flame Siegfried VERBEKE oder der Englän- 
der Davıd Irving waren im deutschsprachigen Raum wegen Meinungs- 
äußerungen zur Zeitgeschichte verurteilt und inhaftiert worden. 

Vor zwanzig Jahren war noch allgemeine Meinung, daß man über ver- 
gangene Geschichte noch frei denken und sich äußern konnte. So schrieb 
damals einer der Mitherausgeber der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, Fried- 
rich Karl FROMME, in seiner Zeitung: »Historische Wahrheit kann nicht 
durch das Strafrecht festgeschrieben werden; einem Liberalität verpflich- 
teten Staat steht das nicht gut an, so schmerzlich oder peinlich es im 
Einzelfall sein mag.«'’? 

Mehr als ein halbes Jahrhundert nach Ende des Zweiten Weltkrieges 
hat die nach 1945 noch verstärkt fortgesetzte'* psychologische Krieg- 
führung gegen das deutsche Volk eine neue Qualität erreicht. Standen 
bis dahin die von der amtlichen Geschichtsforschung als unter größter 
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Geheimhaltung von wenigen Personen durchgeführt beschriebenen Mas- 
senvernichtungen im Mittelpunkt, so soll offenbar ab etwa 1995 zuneh- 
mend das ganze deutsche Volk in den Täterbereich einbezogen werden. 
Bezeichnende Beispiele dafür sind das Buch Hitlers willige Vollstrecker"® 
des Amerikaners Daniel GOLDHAGEN, dem anerkannte Fachhistoriker 
zu Recht grobe Einseitigkeiten und Verfälschungen vorwarfen und der 
dennoch in der deutschen Öffentlichkeit großen Beifall ernten konnte, 
sowie die ab 1995 in vielen deutschen Städten gezeigte Anti- Wehrmacht- 
ausstellung des privaten Hamburger Instituts für Sozialforschung, der 
zahlreiche offensichtlich bewußt vorgenommene Geschichtsfälschungen'° 
nachgewiesen werden konnten. 

Dem genannten Buch wie der Ausstellung und deren Katalog ist ge- 
meinsam, daß sie - im klaren Widerspruch zur historischen Wahrheit — 
großen Teilen des deutschen Volkes oder sogar der Kriegsgeneration als 
Ganzer eine singuläre Schuld am Zweiten Weltkrieg und seinen Schrek- 
ken zuweisen wollen. 

Angesichts dieser neuen Lage ist eine vermehrte Aufklärung notwen- 
dig. Der über alle Verdächtigungen erhabene und durch mehrere grund- 
legende Werke zur Zeitgeschichte ausgewiesene Geschichtsordinarius an 
der Münchener Bundeswehrhochschule, Prof. Dr. Franz W. SEIDLER, hat 
im Vorwort zu seinem als Antwort auf die Anti-Wehrmachtausstellung 
geschriebenen Buch Verbrechen an der Wehrmacht zu den gegenwärtigen Ver- 
hältnissen in Deutschland Stellung genommen und führt dort aus:'’” »Nur 
wer mithilft, die bewaffnete Macht des damaligen Deutschen Reiches zur 
kriminellen Bande zu stempeln, findet das Wohlwollen der Stimmungs- 
und Meinungsmacher. Wer Soldaten generell als Mörder bezeichnet, han- 
delt sogar in Übereinsummung mit dem Bundesverfassungsgericht. Wer 
dagegen die Wehrmacht als Opfer darstellt, tut etwas Zeitgeist-Ungehö- 
riges. Was in Deutschland politisch korrekt ist, entscheiden im allgemei- 
nen die Medien. \Ver z. B. sagt: »Ich schäme mich, ein Deutscher zu sein«, 
handelt posztically correct. Wer dagegen sagt: »Ich bın stolz, ein Deutscher 
zu sein«, ist ein »Nazi«. \Ver sagt: »Die verbrecherische Hitler-\Wehrmacht 
hat im Juni 1941 die friedliebende Sowjetunion heimtückisch und verrä- 
terisch überfallen«, macht eine politisch korrekte Aussage, auch wenn sie 
wissenschaftlich unhaltbar ist.« 

Die Wissenschaft kann sich aber — wenn sie wirkliche Wissenschaft 
sein will — nicht darum kümmern, ob ihre Erkenntnisse politisch oppor- 
tun sind oder nicht. Allein der Wahrheit verpflichtet, ıst ihre Aufgabe, 
Unbekanntes ans Licht zu ziehen, Tatsachen darzustellen, Legenden auf- 
zudecken und Falschaussagen richtigzustellen. Und erst recht gilt dies 
für eın Volk, dem zu Unrecht seine Zukunft durch Kriminalisierung sei- 
ner Geschichte verbaut wird. Für jeden Angehörigen dieses Volkes müßte 
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gelten, was der jüdische Verfasser J. G. BurG schrieb: »Mithelfen, die 
Wahrheit zu finden, ohne die es keine Zukunft geben kann und ohne die 
wir alle in einem Meer des Hasses und der Rache ertrinken.«'® 

Es ist hier auch zu fragen, warum gegen jeden internationalen Brauch 
entscheidende und zur Beurteilung der damaligen Zeit und ihrer Hinter- 
gründe äußerst wichtige Akten von den 1945 siegreichen vier Alliierten 
mehr als 60 Jahre nach Kriegsende immer noch geheimgehalten werden 
und damit selbst der Forschung verborgen bleiben, die doch in die Lage 
versetzt werden sollte, auch die Geschichte des Zweiten Weltkrieges und 
seiner Ursachen so zu beschreiben, wie sie wirklich waren. Das ist aber 
objektiv nur möglich, wenn alle Akten auf den Tisch kommen, auch die 
der Siegerseite. 

Der einzige überzeugende Grund für dieses Handeln der Siegermächte 
wie ihrer deutschen Helfer ıst, daß sie zur Wahrung ihrer politischen 
Macht die historische Wahrheit scheuen und eine berechtigte Revision 
des von ihnen bisher verkündeten Geschichtsbilds verhindern wollen. 
Und das Unverständliche dabei ist, daß deutsche Historiker das hinneh- 
men und sich damit zufrieden geben, daß die Massenmedien in der Bun- 
desrepublik Deutschland nicht auf diesen unhaltbaren Zustand hinwei- 
sen und nicht Gerechtigkeit auch für Deutschland fordern. 

Vor Jahrzehnten war manchmal noch ein Politiker mutig genug, die 
Wirklichkeit auszusprechen. So erklärte der spätere Bundespräsident Karl 
CARSTENS am 19. Februar 1976 ım Bundestag an die Adresse der SPD: 
»Sie erwecken hier den Eindruck durch alle Ihre Redner, als wenn das 
Leid, das schwere tragische Leid, welches in den vergangenen vierzig 
Jahren über das polnische Volk gekommen ist, ausschließlich auf deut- 
sche Schuld und deutsche Ursachen zurückzuführen ist. Dies, meine 
Damen und Herren, ist eben eine falsche und verfälschte Darstellung 
der deutschen Geschichte, gegen die sich alle Deutschen mehr und mehr 
zur \Vehr setzen, weil sie endlich genug davon haben, immer von neuem 
hören zu müssen, daß sie an dem Leid in der Welt und insbesondere an 
dem Leid des polnischen Volkes die alleinige Schuld trügen.« 

Was notwendig ist, wurde im Sommer 1996 von dem vierzehnköpfi- 
gen Autorenrat einer Gruppe in \Veimar sich versammelter deutscher 
Schriftsteller — unter ihnen Joachim FEsT - in einer Erklärung festgehal- 
ten. Es wird darin festgestellt: »Politische Korrektheit ist die Diktatur 
von Tabus und Meinungen.« Und dann heißt es sehr unzeitgemäß wei- 
ter: »Die Welt braucht frei und selbständig denkende Menschen, Rebel- 
len, die gegen den Strom von Vorurteilen schwimmen und die mutig für 
ihre Überzeugung eintreten, auch wenn sie damit gegen weithin aner- 
kannte politische korrekte Gebote verstoßen.«' 


Tübingen, am 3. Oktober 2013 Rolf Kosiek 
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Mit Girlanden und Kränzen feierlich ge- 
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Preußisch-deutscher Militarismus 


Unter »Militarısmus« versteht man heutzutage ganz allgemein das Vor- 
herrschen militärischer Wertvorstellungen und Interessen in der Politik, 
aber auch im gesellschaftlichen Leben, etwa die auffällige Betonung des 
Rechts des Stärkeren oder die Vorstellung, Kriege seien notwendig oder 
unvermeidbar. Als Belegstelle für einen solchen Militarismusbegriff führt 
das offene Internet-Lexikon Wikipeda' den Politologen und Militaris- "http: // 
mus-Forscher Wilfried von BREDOw an. Er versteht darunter, daß die de.wikipedia.org/ 


Streitkräfte innerhalb des Staates selbst der »Motor der allgemeinen ge- wiki/Militarismus, 
sellschaftlichen Entwicklung« sind, als »Schule der Nation« betrachtet 5 
werden und auch in Friedenszeiten massiv in politische Entscheidungs- , 

prozesse eingreifen. »Militärische Werte und soldatische Verhaltenswei- 

sen bestimmen zivile Handlungen und Entscheidungsprozesse.« Ande- ? Wilfried von 
re Politologen verstehen darunter auch noch die Übertragungmilitärischer Br£Dow, Militär und 
Prinzipien auf sämtliche Lebensbereiche oder eine übertriebene Her- Demokratie in 
ausstellung militärischer Tugenden und Heldenverehrung. Obwohl die- Deutschland: eine 


Einführung (Studien- 
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tik und Internatio- 
nale Beziehungen), 


ses Begriffsinstrumentarium für jeweils verschiedene Epochen auf eine 
ganze Reihe von nicht nur europäischen Staaten übertragen werden könn- 
te, insbesondere dann, wenn diese in aggressiver Weise in Angriffskriegen 


wirtschaftliche, politische oder hegemoniale Interessen vertraten, wird»Mi- Wiesbaden 2007 
Itarismus< oder »militaristisch« als politischer Kampfbegriff und geschicht- S. 66 £., zitiert nach 
lich prägende Kategorisierung nur auf einen einzigen Staat angewandt: Anm. 1. 


auf Preußen, und nachdem Preußen 1871 im Deutschen Reich aufge- 
gangen war, auf das Deutsche Reich oder Deutschland als Ganzes. Die- 
se Einseitigkeit ist falsch und richtigzustellen. 

Die These von der Schuld des preußisch-deutschen Milıitarismus ist ın 
der Welt weit verbreitet und gilt als alt. Sieht man genauer hin, wird man 
feststellen, daß sie im Grunde doch nur aus der zweiten Hälfte des 19. 
Jahrhunderts stammt und unter dem Eindruck von BisMArcks »großen 
Erfolgen« entstanden ist.’ Ins Auge fallt also, daß dieser angebliche Mili- ® Golo Mann, 
tarismus dort zum ersten Mal festgestellt wurde, wo sich im deutschen Geschichte und 
Sprachraum wieder ein Staatsgebilde entwickelte, das in der Lage war, (schichten, Frank- 
eigene und damit teilweise auch deutsche Interessen gegen die anderen on hr 3, 
europäischen Großmächte wahrzunehmen. Obwohl die mittelalterlichen = S.243. 
deutschen Kaiser im Rahmen der Ostsiedlung und der zahlreichen Itali- =. 
enzüge deutlich mehr Kriege führten als Engländer, Franzosen oder der 
slawische Osten, wurde und wird ihnen in der Geschichtsschreibung keine 
übermäßige Aggressivität oder gar ein Militarismus des damals »herr- 
schenden Adels« unterstellt. Dies gilt um so weniger, als daß das Deut- 
sche Reich ab dem 14. Jahrhundert den Anschluß an die Entwicklung 
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Die beiden Karikaturen veranschaulichen die Grundsätze von Bısmarcks Staatskunst: die Aufmerksamkeit 
der Großmächte von Deutschland abzulenken (links: von Wilhelm ScHoız im Kladderadatsch, Unterschrift: 
»Mir kann es ganz recht sein, wenn die anderen unten Beschäftigung finden. Man hat dann endlich Ruhe 
hier oben«) und ein Geflecht von Bündnissen zur Sicherung des Friedens in Europa zu schmieden (Bismarck 
als der europäische Weichensteller, ohne den die Züge Rußland und Großbritannien kollidieren würden; 
aus dem britischen Punch, 1878). 


* Ernst JÜNGER, 
»Die Preußen und 
der Krieg«, in: 


Sämtliche Werke, Bd. 


11 (Essays V, 
Annäherungen), 
Stuttgart 1978, 
S. 435 ff. 
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der europäischen Staatenwelt hin zu zentralistischen Nationalstaaten wie 
Frankreich oder England, aber auch Portugal und Spanien, verlor. Durch 
die Glaubensspaltung im 16. Jahrhundert büßte es erheblich an Macht eın 
und wurde nach der Katastrophe des Dreißigjährigen Krieges politisch so 
zersplittert, daß es weit über 100 Jahre Spielball seiner Nachbarn blieb. 

In seinem Essay Die Preußen und der Krieg schreibt Ernst JÜNGER: »Zur 
Legende der Preußen gehört, daß sie gern Krieg führen. Sie haben viel- 
mehr eine instinktive Scheu davor. Verglichen mit LupwıG XIV. ist der 
Große Kurfürst ein normaler Monarch und FriEprıicn die glänzende 
Ausnahme. ... Sie sind viel weniger Krieger als Soldaten, Fanatiker der 
Ordnung — die Sache muß »klappen«, ökonomisch, sozial — und militä- 
risch natürlich in erster Linie, weil sie dort im übersichtlichen Modell 
paradiert.«* 

FRIEDRICH WILHELM 1.,»Soldatenkönig«und Vater FRIEDRICHS DES GROS- 
SEN, nahm wider Willen nur am nordischen Krieg teil, danach nie mehr, 
obwohl es ihm an Gelegenheiten nicht mangelte. »FRIEDRICH WILHELM 
III. mußte an den Krieg herangetragen werden wie ein lauriger Hund zur 
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Jagd.« Sein Nachfolger Frieprich WILHELM IV. hat sich jedes kriegeri- 
schen Abenteuers enthalten, ja er hat selbst große innen- wie außenpoli- 
tische Chancen ausgelassen, weil er in keinen Krieg verwickelt werden 
wollte. 1848 hat er die von der Versammlung der Paulskirche angebote- 
ne Kaiserkrone nicht alleın deswegen abgelehnt, weil sie für ihn als Kö- 
nig von Gottes Gnaden »den Ludergeruch der Revolution« hatte, sondern 
weil er sich bewußt war, daß die Gründung eines deutschen Reiches einen 
unmittelbaren Kriegsgrund für Frankreich, Rußland, Österreich und even- 
tuell auch England bedeutet hätte. Preußen war zum damaligen Zeitpunkt 
nicht nur dieser überwältigenden Koalition hoffnungslos unterlegen, son- 
dern wahrscheinlich auch jedem einzelnen der vier Staaten alleın. 

Ernst JÜNGER hat für die militärische Zurückhaltung der Preußen bis 
zur Zeit der Einigungskriege eine eigene Erklärung: »Die Preußen mö- 
gen die Kriege nicht, weil sie Elementares herauffördern, Unordnung 
mitbringen. Sie schätzen den übersichtlichen Rahmen: den Staat als gro- 
ßen Gutshof, die Ordnung der Exerzierplätze. .. Kein Stamm, wenig 
Heimat, doch Staat und Vaterland. Vielleicht hat das ihr nüchternes Ur- 
teil in Machtfragen bestimmt, das sie in ihren besten Zeiten auszeichne- 
te. 

Nur FRIEDRICH DER GROSSE, 
der als Angreifer in den Schlesi- 
schen Kriegen gegen Österreich 
siegte und im Siebenjährigen 
Krieg in der Defensive gleich ge- 
gen drei der vier europäischen 
Großmächte - Österreich, 
Frankreich und Rußland, Sachsen 
nıcht mitgezählt - überleben soll- 
te, bot dem Ausland zwischen- 
zeitlich erstmals einen Anlaß, den 
Typus des preußischen Soldaten 
als gedrillte, gedankenlose militä- 
rische Präzisionsmaschine zu bespötteln. Noch waren es einzelne Beob- 
achter, die einen besonderen preußischen Militärstil entdeckt zu haben 
glaubten, und nicht die konkurrierenden Staaten selbst, die den Empor- 
kömmling noch nicht als gleichwertigen Rivalen betrachteten. Außer- 
dem waren diese selbst seit der Mitte des 17. Jahrhunderts im Gegensatz 
zu Preußen fast dauernd in Kriege verwickelt. So stammte von dem Gra- 
fen MiRABEAU, der in den letzten Jahren der Regierungszeit FRIEDRICHS 
Il. in Berlin gelebt hatte, die Bemerkung, daß andere Staaten eine Armee 
besäßen, Preußen dagegen sei kein Staat, der sich eine Armee halte, son- 
dern eine Armee, die sich einen Staat leiste. Ein eher beiläufiges Apergu, 
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Im Siebenjährigen 
Krieg versuchte FrıeD- 
RICH Il., die im Öster- 
reichischen Erbfolge- 

krieg 1748 eroberte 

Provinz Schlesien 

mittels eines Bünd- 


nissystems gegen 
eine mögliche Rück- 
eroberung zu be- 
haupten. Hier: Frıeo- 
RICH am 3. November 


1760 bei Torgau. Der 
Sieg leitete die Wen- 
de zugunsten Preu- 
Rens ein. 
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das erst durch die spätere historische Entwicklung Bedeutung erhalten 
sollte. 

Von einem anderen Franzosen, von VOLTAIRE, stammt die geistreiche 
Bemerkung, Preußen habe zwar nur ein kurzes Schwert, zöge dieses aber 
sehr schnell aus der Scheide, ein Bonmot, das sich auf die beiden ersten 
Schlesischen Kriege bezog. Interessant ist hingegen, daß es sich bei bei- 
den Aphoristikern um französische Flüchtlinge handelte, die aus dem 
kriegerischsten Staat des 18. Jahrhunderts - in Frankreich - fliehen muß- 
ten und über dessen Eroberungen kein Wort verloren. Aber selbst für 
VOLTAIRE und MIRABEAU sind solche Kriege kein Anzeichen für eine mi- 
litaristische Besonderheit Preußens gewesen, war doch der Einsatz des 
Militärs damals wie auch noch weit ins 19. Jahrhundert hinein ein selbst- 
verständliches Stilmittel der Außenpolitik. Auffällig ist im nachhinein 
auch, daß Staaten wie Großbritannien oder auch Rußland, sofern sie wie 
die Inselnation im Siebenjährigen Krieg oder gemeinsam mit Rußland 
während der Befreiungskriege von dem militärischen Eingreifen Preu- 
Bens Vorteile genossen, dieses großzügig mit Geld, Waffen und anderen 
Hilfsmitteln unterstützten. Der Verdacht des Militarismus trat erst auf, 
als sich außenpolitische Interessenkollisionen anbahnten. 

Es ist, nur am Rande vermerkt, eigentümlich, daß NAPOLEON I., nach 
ALEXANDER DEM GROSSEN und CAESAR der dritte Kriegsgott der europäi- 
schen Geschichtsschreibung, nie als »militaristisch« und auch die von ihm 
geschaffene Staatsform Frankreichs nie als »militaristisch« gekennzeich- 
net wurden, obwohl der selbstgekrönte Kaiser der Franzosen mit seinen 
aggressiven Eroberungszügen fast ein Vierteljahrhundert die europäi- 
sche Staatenwelt in Atem gehalten hatte. Die Napoleonischen Kriege 
zeigten, daß Preußen jahrzehntelang vom militärischen Ansehen FRIED- 
RICHS DES GROSSEN gelebt hatte und von der militärischen Entwicklung, 
weniger auf technischem Gebiet als vielmehr in Fragen der Taktık und 
Strategie, chancenlos überrollt wurde. Selbst nach der Einführung der 
SCHARNHORSTschen Militärreformen bedurfte es einer Allianz von Preu- 
Ben, Österreich, Rußland und Großbritannien, um das militärische Ge- 
nie NAPOLEONS und die gewaltigen Ressourcen Frankreichs zu schlagen. 

Gänzlich »unmilitaristisch« zeigte sich Preußen, als es nach 1815 wie- 
der als gleichberechtigter Partner im Konzert der fünf europäischen 
Großmächte mitspielen durfte. Sparsamkeit und Wiederaufbaugeist, kon- 
servatives Unbehagen bei der Vorstellung einer allgemeinen Volksbe- 
waffnung, aber auch biedermeierliche Behaglichkeit führten dazu, daß 
das preußische Militär unter allen Großmächten die kleinste Drohkulis- 
se darstellte. Das stehende Heer umfaßte in den fünfziger Jahren des 19. 
Jahrhunderts 140 000 Mann, die gleiche Truppenstärke wie 1814. Im glei- 
chen Zeitraum hatte allein Frankreich sein Friedensheer von 170 000 
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auf 400000 Mann erhöht. Während in Preußen in den verhältnismäßig 
ruhigen dreißiger Jahren stillschweigend und ohne Gesetz die Wehrpflicht 
auf zwei Jahre herabgesetzt und erst zwanzig Jahre später wieder auf 
drei Jahre erhöht wurde, betrug diese in Frankreich vier bis sieben, in 
Österreich drei bis fünf und in Rußland zwölf Jahre. Auch von einer 
allgemeinen Wehrpflicht war man weit entfernt. Von den etwa 180.000 
wehrpflichtigen jungen Männern pro Jahr wurden im Schnitt nur 40 000 
eingezogen, und unter den Tauglichen entschied das Los. \Ver gedient hat- 
te, blieb noch zwei Jahre in der Reserve und trat dann in die Landwehr 
über, in der er weitere sieben Jahre verblieb. Diese Regimenter wurden 
häufig mit Rekruten aufgefüllt, die keine vier Wochen ausgebildet waren. 
Bei der Mobilmachung 1859 während des französisch-österreichischen 
Krieges hatte man zwar 55 000 Familienväter einberufen, gleichzeitig aber 
eine halbe Million dienstfähiger junger 


° Ludwig Ri:inErs, 


Bismarck 1815- 
1871, München 
1970, S. 316. 


Männer vom Miltärdienst freigestellt“ | Berliner Stadtklatfch. = 
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wenn man weiterhin bündnis- und ver- €. Gobnfeld. 
teidigungsfähig bleiben wollte. Dennoch 
stieß die Heeresreform, die WILHELM I. 
von BisMARcK und seinem Kriegsmini- 
ster Roon gegen gewaltige parlamenta- 
rische Widerstände durchführen ließ, zu 
einer innenpolitischen Krise, die fast zu 
seiner Abdankung geführt hätte. Immer 
noch waren die preußischen Truppen nu- 
merisch den meisten Nachbarn unterle- 
gen, aber durch Manneszucht, Disziplin, 


In den Jahren 1860-1862 beherrschte die von 
Kriegsminister Albrecht von Reon befürwortete 
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Die Belagerung von 
Paris vom 19. Sep- 
tember 1870 bis zum 
28. Januar 1871, die 
den Sieg im 
Deutsch-Französi- 
schen Krieg sicherte, 
leitete eine Wende in 
der Wahrnehmung 
des neuen Staates in 


der Mitte Europas 
durch die etablierten 
Großmächte ein. 
Hier: preußische Be- 
lagerungsbatterie im 
Park von Raincy vor 
Paris. 
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Ausbildung, taktische Anpassung und technische Innovationen wie das 
Zündnadelgewehr und stählerne statt bronzene Kanonen gleichwertig 
oder überlegen. Diese Merkmale sollten bis 1945 jede Generation des 
preußisch-deutschen Militärs prägen und es auch einem an Zahl weit 
überlegenen Gegner ebenbürtig sein lassen. 

Die beiden ersten der drei sogenannten Einigungskriege — 1864 mit 
Österreich gegen Dänemark, 1866 gegen Österreich — riefen noch nicht 
das unbedingte Mißtrauen der anderen europäischen Großmächte her- 
vor, aber der überraschend schnelle preußische Sieg im Bruderkrieg ge- 
gen Österreich 1866 wurde bereits genauestens analysiert. Es bedurfte der 
staatsmännischen Klugheit Bismarcks und der eindeutig defensiven Hal- 
tung Preußens als Angegriffener, als NAPOLEON III. aus innenpolitischen 
Zwängen 1870 den für Frankreich verheerenden Deutsch-Französischen 
Krieg vom Zaun brach. Für alle deutschen Staaten trat durch die anma- 
Bende und politisch wie militärisch ohne Notwendigkeit erfolgte Kriegser- 
klärung der Bündnisfall ein. Es kämpften diesmal nicht — wie in fast allen 
Kriegen seit Jahrhunderten zuvor — Deutsche gegen Deutsche. Auch daß 
die öffentliche und politische Meinung in den meisten europäischen Staa- 
ten zunächst auf deutscher Seite stand und es mit Hilfe von Bismarcks 
Diplomatie gelang, Österreich durch eine russische Truppendislozierung 
an dessen Grenze von jeglichen Rachegedanken abzubringen, führte zu 
den überraschenden Anfangserfolgen der deutschen Armeen. 

Aber bereits während der Belagerung von Paris im September 1870, 
als der deutsche Triumph ebenso absehbar war wie die anstehende Reichs- 
gründung, schlug die Stimmung in London, Italien, Belgien und auch in 
anderen Staaten 
plötzlich um Es 
war nicht etwa die 
Kriegführung 
Preußens, die die- 
sen Umschwung 
bewirkte, sondern 
die nüchterne Er- 
kenntnis, daß mit 
dem neuen Staats- 
gebilde ın Mittel- 
europa eine Nati- 
on geeint werden 
würde, deren Grö- 
Be, Bevölkerungs- 
zahl, Geburten- 
überschuß, 
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schulische und wissenschaftliche Bildung, handwerkliches Geschick, Fleiß, 
Industriepotenzial und militärische Haltung wohl bald alle anderen Mächte 
überragen würde. Nach der Reichsgründung begründete der Führer der 


britischen Opposition im Unterhaus, Benjamin DisrAELi, die veränderte | 


Haltung Englands gegenüber Deutschland damit, daß diese politische 
Revolution (die Reichsgründung) größere Auswirkungen auf das Gleich- 
gewicht der Kräfte in Europa (gemeint war natürlich die von England 
kontrollierte »balance of power«) habe als die Französische Revolution, die 
Großbritannien ein Vierteljahrhundert in Atem gehalten habe. 

Durch diese Einlassung wird deutlich, daß nicht etwa das Verhalten 
Deutschlands, sondern nur dessen Existenz, seine neue Staatsform, nicht 
mehr als machtloses Staatenbündnis, sondern als europäische Großmacht 
der Grund für eine langsam beginnende Einkreisung durch die anderen 
Großmächte war. Frankreich war fortan der Erbfeind und sann auf Ra- 
che und Rückgewinnung der beiden mit Gewalt sich einverleibten und 
nun verlorenen deutschen Provinzen Elsaß und Lothringen; England 
trat in ein nüchternes wirtschaftliches Konkurrenzverhältnis, das es schon 
immer politisch-militärisch, wenn notwendig, für sich entscheiden soll- 
te; Rußland war sich der Tatsache bewußt, daß Deutschland auf Gedeih 
und Verderb auf das Zarenreich angewiesen war, weil die Franzosen den 
Frieden lediglich als Waffenstillstand betrachteten, und in Italien war die 
Stimmung profranzösisch und katholisch und damit gegen das prote- 
stantische Preußen. 

Neben sich langsam entwickelnden neuen Bündnissen, neben argwöh- 
nischer Beobachtung, Aufrüstung und Wettrüsten gab es auch eine pu- 
blizistische Front, die sich plötzlich eines negativen Begriffs bediente, 
der das Deutsche Reich stigmatisieren helfen sollte: der Militarismus. 
Nun waren zwar die preußische, sächsische, bayerische und württember- 
gische Armee nicht militaristischer als zuvor oder als die der europäi- 
schen Nachbarn. Auch hatten diese keine politischen und schon gar keı- 
ne bonapartistischen Ambitionen, aber die stolze Selbstdarstellung der 
siegreichen Armee und deren Bedeutung für die staatliche Integrität konn- 
ten und wollten den Eindruck militärischer Entschlossenheit nicht gänz- 
lich leugnen. WiL.HELM II., der einer ganzen Epoche in Deutschland sei- 
nen Stempel aufdrückte, trat zwar nach außen durch seinen Hang zu 
häufig wechselnden Uniformen relativ martialisch auf, war aber von sei- 
nem Wesen her eher unsicher und genoß wohl stärker auf romantische 
und beinah literarische Art den Schrecken, den Rüstung und Waffen aus- 
strahlen, wie Ernst JÜNGER diesen Herrscher deutet. Das Bild, das er und 
mit ihm das Großdeutsche Reich aber nach außen vermittelten, konnte 
insbesondere von den »westlichen Demokratien« Großbritannien und 
Frankreich, die zwar über einen erheblich größeres Kolonialreich ver- 
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Oben: Zeitgenössi- 
sche Karikatur auf 
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fügten, seit Jahrhunderten imperialistische Kriege führten und auch da- 
mals ım TE zum »saturierten« Deutschen Reich in fast jeden Kon- 


a Bann flıkt auf der Welt verwickelt waren, 
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instrumentalisiert und mißbraucht 
| werden. Bilder, Karikaturen und Fo- 
tografıen waren und sind wirkungs- 


Be) | m | f M_ t mächtig, insbesondere dann, wenn 
die Gegenseite, also die englische 
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| Königin oder der französische Staats- 
präsident, stets in Zivil und damit 
offenbar unkriegerisch und anschei- 
nend weniger bedrohlich auftraten. 
Doch nicht nur die außenpoliti- 
schen Gegner Preußens bedienten 
sich des Schmähbegriffs »Militaris- 
mus« Auch der bedeutendste innen- 
politische Gegner des Kaiserreichs 
und seiner Verfassung, die Sozial- 
demokratie, benutzte diesen Kampfbegriff, um eine politisch-psycholo- 
gische Absonderlichkeit gegenüber der »fortschrittlicheren< westeuropäi- 
schen Staatenwelt zu kennzeichnen. Dabei berief man sich gern auf die 
eigenen Klassiker, auf Zitate aus den Werken von Karl Marx, Friedrich 
EnGeLs und Franz MEHRING. Klaus MOTSCHMAnNN hat überzeugend nach- 
gewiesen, daß weder Marx noch EnGets, die beide den Deutsch-Franzö- 
sischen Krieg 1870 beobachtet und mit fast täglichen Artikeln sowie ei- 
nem Buch über die französische Kommune zahlreiche Zeugnisse ihrer 
Interpretation dieses Ereignisses hinterlassen hatten, Preußen einen Vor- 
wurf wegen seiner militärischen Wirksamkeit gemacht haben. Ganz im 
Gegenteil: Als überzeugte Befürworter eines historischen Determinismus 
waren sie sich bewußt, daß die deutsche Geschichte über Jahrhunderte 
zuvor durch eine fühlbare, negative Einmischung des Auslands beeinflußt 
worden war, durch die das machtlose Reichs-Gebilde »politisch, militä- 
risch und selbst industriell zur Nichtigkeit verdammt« war.’ Nachdem das 
Bürgertum 1848/49 an der Errichtung eines gesamtdeutschen Staates ge- 
scheitert war, gab es nach Ansicht von Marx und EnNGELs unter gründli- 
cher Abwägung aller Möglichkeiten keinen anderen \Veg zur historisch 
zwangsläufigen Einheit Deutschlands als den unter preußischer Führung. 
Und gerade diese Reichseinigung war aus der Sicht von Marx und ENGELS 
nicht nur zwangsläufig, sondern auch erwünscht, weil sie dem Grunddog- 
ma der marxistischen Geschichtsauffassung entsprach: Die Geschichte sei 
eine Geschichte von Klassenkämpfen, zu deren Vorbedingung auch die 
Entwicklung der bürgerlichen Nationen gehöre — nicht nur, weil die natio- 
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nalen Bewegungen die feudalen Herrschaftsstrukturen des Adels auflö- 
sten, sondern weil die neue Klasse der Bourgeoisie die Voraussetzungen 


für eine schnelle Entwicklung der Pro- 
duktivkräfte und damit des Proletari- | 
ats und des revolutionären Potentials | 
schaffe. Es ging Marx und ENGELS 
also nicht um die Anerkennung preu- } 
Bisch-deutscher»Nationalbornierthei- 
ten« und schon gar nicht um »Preu- 
Bens Gloria«, »sondern um die 
nüchterne Anerkennung der Schritt- 
macherrolle Preußens auf dem schwe- 
ren Weg der nationalen Einheit 
Deutschlands undum die Bewußtma- 
chung, daß die Nation eine notwen- 
dige Entwicklungsstufe im Prozeß der 
Geschichte ist«.® 


Gerade der militärisch versierte 
Friedrich EnGELs, im Briefwechsel von Marx gern als »General« ange- 
schrieben, schrieb den Liberalen, die von der Angst geplagt wurden, eine 
Heeresvermehrung würde adlige Staatsstreichphantasien beflügeln, ins 
Stammbuch: »Die für einen Staat erforderliche Armeestärke richtet sich 
nicht nach der größeren oder geringeren Aussicht auf Staatsstreiche, 
sondern nach der Größe der Armeen der anderen Staaten. 

ENGELS räumte auch mit den vorherrschenden bürgerlichen Vorurtei- 
len gegenüber dem Offizierskorps und den Wertvorstellungen im preu- 
Bischen Heer auf. Er könne aus eigener Anschauung beurteilen, daß das 
Offizierskorps keine geschlossene Kaste mehr sei, sondern mehr denn 
je alle gebildeten Klassen und Provinzen des Staates vertrete; ähnliche 
Veränderungen seien auch bei den Mannschaften zu beobachten. Die 
Rekruten kämen nicht als gebrochene Männer, sondern mit einem be- 
merkenswerten »Vorrat an Selbstachtung, Selbstvertrauen, Sicherheit und 
Charakter« ins Zivilleben zurück, mit Eigenschaften mithin, die ihnen 
im weiteren zivilen Leben, aber auch »im Sinne des wachsenden poli- 
tisch-gesellschaftlichen Verantwortungsbewußtseins« sehr zu statten kä- 
men.!® Hier ist nicht mehr von »Kadavergehorsam« die Rede, sondern 
von Selbstbewußtsein der Mannschaften, bewirkt durch die von SCHARN- 
HORST eingeleiteten Reformen und deren Weiterentwicklung nach 1860. 
Während in Preußen 1808 die Prügelstrafe abgeschafft worden war, be- 
stand sie in der britischen Armee bis 1873 fort. 

Bei einem umfangreichen Vergleich, dem EnGeLs 1855 alle Streitkräf- 
te der europäischen Großmächte unterzog, erhielt die preußische Armee 


KAISERREICH 


Um 1900 gehörten 
preußische Offiziere 
zweifellos zum Stra- 

ßenbild, Deutsch- 
land war aber nicht 
»der Repräsentant 
des Militarismus in 

Europa«, wie BAcH- 

MANN und ZEISLER 
(Anm. 12) es uns 
einreden wollen. 


8 MOTSCHMANN, 
ebenda, S. 338 £. 


° Ebenda, S. 343. 
10 Ebenda, S. 344. 
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von ihm Bestnoten, und zwar sowohl wegen ihrer äußeren als auch wegen 
ihrerinneren Verfassung.'' Als Revolutionär begrüßten man natürlich auch 
die allgemeine Volksbewaffnung, die eine umfassende militärische Ausbil- 
dung der Arbeiterschaft zur Voraussetzung hatte. Im Gegensatz zu BEBEL 
und LIEBKNECHT begrüßten Marx und ENGELS sogar den Deutsch-Fran- 
zösischen Krieg, weil nur so dem »chauviniswschen Frankreich« und dem 
Ausland klargemacht werden könne, daß man sich in die inneren Angele- 
genheiten Deutschlands nicht einzumischen habe. Sozialdemokraten, die 
sich im Juli 1870 gegen die Bewilligung von Kriegskrediten ausgesprochen 
hatten, betrachteten sie als typisch süddeutsche Traumtänzer. 

Um so interessanter ist es, daß diese Einschätzung des preußischen 
Militärs von den heutigen Nachfahren der marxistischen Urväter bei der 
kanonischen Ausgestaltung der marxiswischen Militarismus-Kritik schlicht- 
weg ignoriert wurde. Bereits in der \Weimarer Republik, am deutlichsten 
aber nach der Überstülpung des bolschewistischen Marxismus auf das 
Gebiet der DDR, bildete sich eine äußerst schablonenhafte Kritik am 
preußischen Staat, die immer wieder in dessen angeblichem Militarismus 
gipfelte. Stellvertretend hierfür seien einige Auszüge aus dem Vorwort 
eines zweibändigen \Verkes über den deutschen Militarismus zitiert, das 
geradezu mustergültig für Tonfall und Argumentation erscheint. »Die 
liberale bürgerliche Auseinandersetzung mit dem Militarismus war meist 
eine Auseinandersetzung mit dessen Erscheinungsformen, mit Oberflä- 
chenerscheinungen. Daß Militarismus Ursachen in der Basis, in den Pro- 
duktionsverhältnissen, in den Interessen der herrschenden Ausbeuter- 
klassen hat, blieb ihr überwiegend verborgen oder wurde nicht als 
ausschlaggebender Kausalzusammenhang angesehen. .. Der deutsche 
Nationalstaat war auf undemokratischem \Wege geschaffen, die Macht 
der preußischen Monarchie, des Junkertums und der preußischen Ar- 
mee waren enorm gestärkt worden. Die Herrschaft des preußischen 
Militarismus wurde auf ganz Deutschland ausgedehnt. .. Das gemäß den 
preußischen Tradisionen aufgebaute und gedrillte und unter preußischem 
Oberbefehl stehende Heer des Großdeutschen Reiches wurde zur schlag- 
kräftigsten, gefährlichsten Armee Europas. Der militaristische Ungeist 
durchdrang in immer stärkerem Maße das gesamte öffentliche Leben. Preu- 
Ben-Deutschland wurde bereits im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts ein 
Element ständiger Friedensgefährdung in Europa. In noch höherem Maße 
traf das auf den mit dem junkerlich-bourgeoisen Imperialismus verbun- 
denen Militarismus zu. Der deutsche Monopolkapitalismus, dessen öko- 
nomischer Kraft der beanspruchte polissche Einfluß in der Welt nicht 
entsprach, entwickelte einen äußerst starken Expansionsdrang.«'? 

Es überrascht daher nicht, daß nach dieser Lesart sämtliche Stufen 
der Entwicklung des Deutschen Reiches nach 1871 als logisch aufeinan- 
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derfolgende Phasen eines sich immer stärker verschärfenden deutschen 
Militarismus verstanden werden, ganz unabhängig von der geographi- 
schen Lage des Staates im Zentrum Europas, von den außenpolitischen 
Aktivitäten der Nachbarn und Feinde, von den Folgen von Friedensver- 
trägen und anderen Ereignissen. So scheint sich aus einem inneren Drang 
heraus der deutsche Militarısmus über eine absolutistische Vorlaufphase, 
eine Zuspitzung im wilhelminischen Zeitalter mit der von Deutschland 
verschuldeten Katastrophe des Ersten \Veltkrieges, über die Uneinsichtig- 
keit der Alleinschuld bis hin zu einer angeblich völligen Militarisierung 
aller Gesellschaftsstrukturen im Dritten Reich und dem daraufhin erfolg- 
ten totalen Krieg entwickelt zu haben, die zwangsläufig in der Katastrophe 
von 1945 und im Massenmord an Millionen Menschen gipfeln mußte." % ‚ErklarD+ 
Eine der wenigen Gemeinsamkeiten, die die Anti-HITLER-Koalition der preußisch-deutsche 
\Westmächte und derSowjetunion noch einige Jahre nach Kriegsende über- Militarismus. 1945 
dauern sollte, war das Bekenntnis zur endgültigen Vernichtung des »deut- zogen angelsächsi- 
schen Militarismus«. Am 25. Februar 1947 stellte der Alliierte Kontrollrat sche Historiker und 
im Kontrollratsgesetz Nr. 46 daher fest: »Der Staat Preußen, der seit jeher die alliierten 
Träger des Militarismus und der Reaktion in Deutschland gewesen ist, hat Pl. 
in Wirklichkeit zu bestehen aufgehört. Geleitet von dem Interesse an der En Schul Alsyae 
Aufrechterhaltung des Friedens und der Sicherheit der Völker und erfüllt A , 
von dem Wunsche, die weitere Wiederherstellung des politischen Lebens  Katastrophe«, in: 
in Deutschland auf demokratischer Grundlage zu sichern, erläßt der Kon- Spiegel online, http:/ 
trollrat das folgende Gesetz: Artikel 1 Der Staat Preußen, seine Zentral- /www.spiegel.de/ 
regierung und alle nachgeordneten Behörden werden hiermit aufgelöst.« sptv/special/a- 
Mit dem durch die Siegermächte verordneten Erlöschen Preußens 116282.html vom 
scheint allerdings der Militarismus nicht mit untergegangen zu sein, son- 5. 5. 2013. 
dern sich bestenfalls verlagert zu haben. Der Fachbereich Sozialwissen- 
schaften der Universität Hamburg stellte fest, daß von 1945 bis 2007 
insgesamt 238 Kriege geführt worden sind. Auffallend dabei ist, daß die 
westlichen Siegermächte an den meisten beteiligt waren: Großbritanni- 
enan 22, die USA an 16, Frankreich an 14 Kriegen, aber auch die UdSSR 
blieb nicht unbeteiligt. Jährlich wurden etwa 30 Kriege geführt, an denen ” 
bislang mehr als 120 Staaten beteiligt waren.'* htep:// 
Ernst JÜNGER brachte es wohl auf den Punkt, als er mutmaßte, die 
Zerstörung und Auflösung Preußens sei nicht durch seinen, für seine a e/ 
Bar Bi x on /pre- 
Nachbarn unerträglichen Militarısmus erzwungen worden: »Es sind auch view/lpw/Akuf/ 
weniger die Kriege, die man den Preußen verübelt hat, es ist ihre Resi- kriege_archiv.htm 
stenz gegen die Zeit und deren verändernde Kraft. Sie bildeten den Block, vom 21.532018; 


der in Europa am letzten geschmolzen wurde und der dem Fortschritt 5 Ernst JÜNGER 


am zähesten widerstand. Bedenkt man, was nach ihnen kam und was aaO. (Anm. 4), 
vielleicht noch auf uns zukommt — so wird man vielleicht eines Tages S. 437. 
auch ihr Mißtrauen anders beurteilen.« Olaf Rose 
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Der Deutschland- 
Hasser Robert 
VANSITTART. 


! Lord Robert 
VANSITTART, Black 
Record, London 
1941, S. 24. 

® Nach Captain 
Russell GRENFELL, 
Bedingungsloser Haß. 
Die deutsche Krxegs- 
schuld und die 
Zukunft Europas, 
Fritz Schlichten- 
mayer, Tübingen 
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Alle Großmächte führten mehr Kriege 
als Preußen-Deutschland 


Nach jedem der beiden Weltkriege beschuldigten die Alliierten Preußen- 
Deutschland des übersteigerten Militarismus und des kriegerischen Gei- 
stes sowie der Anzettelung von Kriegen, begründeten damit das Versail- 
ler Diktat von 1919 und die Auflösung Preußens 1947. Insbesondere 
verglich der britische Staatssekretär und Regierungsberater Lord VAan- 
SITTART die Deutschen mit einem »Butcher-Bird«, einem Würgervogel, 
der andere immerfort angreife und keinen Frieden läßt.' 

Doch dieser Vorwurf ist unbegründet, wie die nähere Betrachtung 
der Kriege im 19. und 20. Jahrhundert aufzeigt. Im einzelnen ergibt sich 
die folgende Liste:? 


1820 bis 1829: 


1823 überscheitet eine französische Armee die spanische Grenze, um 
dem spanischen König im Kampf gegen sein Parlament zu helfen. 
1826 führt Rußland Krieg mit Persien und annektiert zwei persische 
Provinzen. 

1827 greift eine englisch-französisch-russische Flotte eine türkische 
Flotte bei Navarino an und vernichtet sie. 

1828 fallt Rußland in die Türkei ein, um die griechischen Aufständi- 
schen zu unterstützen. 


1830 bis 1839: 


1830 beginnt Frankreich mit der Eroberung Algiers, die erst 1847 ab- 
geschlossen wird. 

1830 schlägt Rußland einen Aufstand in Polen nieder. 

1831 greift Rußland zugunsten der Türkei in den Aufstand MEHMET 
Ass von Ägypten ein. 

1839 greift England vergeblich Afghanistan an. 


1840 bis 1849: 
1849 führt England den Opiumkrieg gegen China durch und besetzt 


Neuseeland, was einen jahrelangen Kampf gegen die Maoris bewirkt. 
1849 erklärt Piemont Österreich den Krieg. 


1850 bis 1859: 


1854 Ausbruch des Knmkrieges von England, Frankreich, Türkei und 
Piemont gegen Rußland. 

1856 führt England Krieg gegen Persien. 

1857 beginnt England erneut einen Krieg gegen China. In Indien er- 
folgt ein Aufstand gegen England mit blutigem Niederschlagen. 
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1858 Frankreich erobert bis 1863 Indochina, zunächst von Spanien 
unterstützt. 

1859 erklären Österreich den Krieg an Piemont und Frankreich den 
an Österreich. 

1859 England führt wieder Krieg gegen China, von Frankreich unter- 
stutzt. 


1860 bis 1863: 


1862 Frankreich führt die militärische Expedition nach Mexiko durch, 
die anfänglich von England und Spanien unterstützt wird. 
1863 Rußland schlägt einen Aufstand in Polen nieder. 


Preußen war in diesen 43 Jahren die einzige europäische Großmacht, die 
keinen Krieg führte, sondern sich stets um Frieden bemühte. 

In den Jahren 1864-1871 wurde Preußen dann in drei Kriege verwik- 
kelt. Der britische Lord VAnSITTART? warf Preußen vor, daß es unter 
Leitung des »durchtriebenen preußischen Raufbolds« Bismarck" im Jah- 
re 1864 »das kleine Dänemark niederschmetterte und plünderte«, daß es 
1866 einen »sorgfältig ausgeheckten« Krieg gegen Österreich führte und 
1870 einen Krieg gegen Frankreich vom Zaune brach. 

Doch das ist falsch. Richtig ist, daß die Deutschen im fast rein deut- 
schen Holstein und im mehrheitlich deutschen Schleswig — beide Her- 
zogtümer sollten »up ewig ungedeelt« bleiben - ins Deutsche Reich woll- 
ten, der dänische König aber nach einem ersten mißlungenen Versuch 
im Jahre 1848 Schleswig nach Dänemark einverleiben wollte. Nach ei- 
nem Volksaufstand gegen Dänemark erließ der Deutsche Bundestag die 
Reichsexekution gegen Dänemark, wobei England dieses Unternehmen 
unterstützte. 

1866 erklärt Preußen Österreich und einigen deutschen Bundesstaa- 
ten den Krieg um die Vorherrschaft in Deutschland und führteihn schnell 
zu Ende. 

1870 erklärt Frankreich an Preußen den Krieg, weil es »Rache für Sa- 
dowa« (Königgrätz) und die deutschen Reichslande Elsaß und Lothrin- 
gen haben wollte und der französische Kaiser sich durch die Emser De- 
pesche beleidigt fühlte. 

Von diesen drei Kriegen wurden also mindestens zwei Preußen aufge- 
zwungen. 


1871 bis 1914: 


1877 Rußland führt Krieg gegen die Türkei. 

1879 England führt Krieg gegen die Zulus. 

1882 England führt Krieg gegen Ägypten. 

1883 England führt den ersten Burenkrieg in Südafrika. 
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1899 England führt den zweiten Burenkrieg in Südafrika. 

1904 Rußland führt Krieg gegen Japan. 

1911 Italien führt Krieg gegen die Türkei. 

1912 Die Balkanländer Serbien, Montenegro, Bulgarien und Griechen- 
land führen Krieg gegen die Türkei, anschließend gegeneinander. 


Dagegen führte Preußen-Deutschland in den 43 Jahren von 1871 bis 
1914 keinen Krieg durch. Kaiser WırHELM II. konnte 1913 sein 25jähri- 
ges Thronjubiläum feiern, ohne einen Krieg geführt zu haben. Er galt 
deswegen auch als »Friedenskaiser«. 

Insgesamt führt die Tabelle von 1815 bis 1907 für die Teilnahme an 
Kriegen aus: England 10, Rußland 7, Frankreich 5, Österreich 3 Preu- 
Ben-Deutschland 3.* 

Preußen-Deutschland hatte also in den letzten 200 Jahren die wenig- 
sten Kriege geführt. 

Die Kriegsschuld an den beiden Weltkriegen trifft auch nicht das Deut- 
sche Reich, sondern eher für den Ersten Weltkrieg Rußland und Frank- 
reich, für den Zweiten England, Rußland, die USA und Polen. 

Zur Schuldfrage am Ersten Weltkrieg sei der britische Historiker Golds- 
worthy LowEs DIckInson zitiert: »Wir müssen danach fragen, wer die 
größere Rechtfertigung für sich hat — ein Staat (Österreich), der sich 
dagegen wehrt, auseinander gesprengt zu werden, oder ein Staat (Serbi- 
en), der begierig ist, seine Macht durch die Zerschlagung seines Nach- 
barn auszudehnen. Das war die wirkliche Frage zwischen Österreich und 
Rußland. Ich selbst möchte darauf antworten. . ., daß die Rechtfertigung 
auf seiten Österreichs, der Angriff auf seiten Rußlands liegt. Als näch- 
sten Punkt kommen wir zu Deutschland. Gegen Deutschland hat sich 
der größte Teil der moralischen Empörung der Siegermächte gerichtet. 
Nach unserer Analyse sollte klar sein, daß dies nicht gerechtfertigt ist... 
Die Ententemächte sagen, daß der Angriff in der deutschen Rückendek- 
kung für Österreich bestand. Die Deutschen sagen, der Angriff bestand 
in der russischen Rückendeckung für Serbien. .. Nach meiner Auffas- 
sung ist die deutsche Stellungnahme die vernünftigere.«° GRENFELL. bringt 
weitere Zitate von Befürwortern des deutschen Standpunkts.° 

Der Vorwurf Lord VANSITTARTS, Deutschland sei ein »butcher« 
(Schlächter) trifft also nicht nur nicht zu, sondern stellt die Tatsachen 
geradezu auf den Kopf. England ist der mehrmalige Angreifer in den 
letzten 200 Jahren, der neben der Stabilisierung des Kräftegleichgewichts 
auf dem europäischen Kontinent sich durch seine Kriegspolitik auch ein 
riesiges Kolonialreich zusammenraubte. 

Für den Zweiten Weltkrieg sei auf unsere frühere Darstellung verwie- 
sen.” 


Rolf Kosiek 
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Bismarck als Erfinder einer Politik 
mit »Eisen und Blut«? 


Zu den berühmtesten, aber auch berüchtigsten Aussprüchen, die Otto ' Vgl. zu Bismarck 
von BISMARCK von sich gegeben hat, gehört der, daß Politik mit »Eisen als ’Erfinder« einer 
und Blut« gemacht werde. Bismarck entschlüpfte dieses Wort kurz nach Polisik mit »Eisen 
seiner Berufung zum preußischen Ministerpräsidenten, als er am 30. Sep- be w u: ;= 
tember 1862 in der Haushaltskommission des preußischen Abgeordne- ER . De 
tenhauses eine Rede hielt.!' Es war in Preußen der Höhepunkt des Hee- ; 


3 i ö = : über Bismarck! Der 
reskonflikts, der sich zu einem Verfassungsstreit zwischen Krone und yer/kumdete Kanzler, 


Parlament ausgeweitet hatte. Nach Gesten und Worten der Beschwichti- München 2011, 
gung war BISMARCK so unvorsichtig, die Ziele und Methoden seiner Po- S..238f, 
lıtik in der deutschen Frage zu deutlich erkennen zu lassen. Er sagte: 2 BISMARCK in der 


»Preußens Grenzen nach den Wiener Verträgen sind zu einem gesun- Haushaltskommissi- 
den Staatsleben nicht günstig; nicht durch Reden und Majoritätsbeschlüsse on des preußischen 
werden die großen Fragen der Zeit entschieden — das ist der große Feh- Abgeordnetenhau- 
ler von 1848 und 1849 gewesen —, sondern durch Eisen und Blut.« ses, Berlin, 30. 9. 

Diese Aussage sollte Bismarck immer wieder einholen und rief be- 1862. In: Otto SEN 

; : 2 : E : > Bismarck, Die 
reits bei den Zeitgenossen zum Teil wahrhaft bösartige Kommentare ren Würde (E 
hervor. Unter diesen stach der des Historikers Heinrich von TREITSCHKE u a ae 
hervor, der jedoch später zu einem absoluten Parteigänger BIsMARCKS Ausgabe, 19 Bde), 
und zum »Herold der Reichsgründung« von 1871 werden sollte. Kurz Berlin 1924-1935, 
nach Bismarcks Rede schrieb TREITSCHKE an seinen Schwager, den späte- hier: Bd. 10, S. 140. 


Bismarck hatte keineswegs vor, 
Deutschland zu unterjochen. Er 
war nicht der seiserne Kanzler, 
unter dessen Peitsche das Parla- 
ment kuschte - wie die abgebil- 
dete amerikanische Karikatur aus 

dem Jahre 1879 es uns glauben 
machen will. Außenpolitisch war 
er nur darauf bedacht, dem neu- 
en Reich Frieden zu sichern. Die 

Geschichte zeigt, daß er durch 

seine Bündnispolitik mehr Kriege 
verhindert hat, als er führen muß- 
te, und selbst die drei Einigungs- 
kriege, die er führte, hat er 
schnell beendet, sobald das poli- 
tische Ziel erreicht war. 
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\ Landtag geäußert. Als er sich mit dem Führer der liberalen Opposition, 


Bismarck als Erfinder einer Politik mit »Eisen und Blut«? 


ren badischen Kultusminister und Ministerpräsidenten Wilhelm Noxk: 
»Du weißt, wie leidenschaftlich ich Preußen liebe. Höre ich aber einen so 
flachen Junker wie diesen Bismarck von dem »Eisen und Blut< prahlen, 
womit er Deutschland unterjochen will, so scheint mir die Gemeinheit 
nur noch durch die Lächerlichkeit unterboten.«° 

Dabei hatte sich in einer ähnlich lautenden Weise wie Bismarck be- 
reits Ernst von Lasaurx, ein christlich-konservativ gesinnter Abgeord- 
neter des Parlamentes der Frankfurter Paulskirche, 1851 im bayerischen 


Fürst \WALLERSTEIN-ÖTTINGEN, ein Rededuell zur deutschen Frage lieferte, 


’ sagte Lasaurx das Folgende: »In die weiteren Betrachtungen des Herrn 
‚A Fürsten über den dermaligen Zustand unseres unglücklichen Vaterlan- 


des kann ich zum Teil einstimmen. Dieser Zustand ist ein trostloser. \Vir 


Otto von EEE als sind ganz und gar in die Wege des Schicksals geraten, und keine mensch- 


Schmied der deut- 
schen Einheit über- 
gibt Germania das 
neue Reichsschwert, 
auf dem das lateini- 
sche Wort »unitas« 
steht. Bismarcks kom- 
promißlose Real- 
und Einigungspolitik 
zur Lösung der deut- 
schen Frage war er- 
folgreich. Das neu 
geschmiedete 
Schwert der Einheit 
wird wie eine Fackel 
von einer Figur zur 
anderen weitergege- 
ben. Der Druck ba- 
siert auf einem Ge- 
mälde von Guido 
SCHMIDT (1834— 
1922). 
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liche Macht ist ın diesem Augenblicke imstande, die Frage, um deren 
Lösung es sich handelt, friedlich zu lösen. Sie wird, wie alle großen Fra- 
gen im Leben der Völker, auf dem \Vege des Schwertes gelöst werden, 
und ich begrüße den, der den Mut und die Kraft hat, dieses Schwert in 
die Hand zu nehmen.«* 

Diese Begebenheit widerlegt klar und eindeutig die weitverbreitete 
Behauptung, Bismarck sei sozusagen der Erfinder einer Politik mit »Ei- 
sen und Blut« gewesen. Der pommersche Junker habe — so wird ihm 
vorgeworfen — aus dem Streben nach Hegemonie des preußischen Milı- 
tärstaats jene Kräfte bekämpft, die Deutschland auf friedlich-freiheitli- 
che Art und Weise hätten einigen wollen, um seine Vorgehensweise, die 
von »Eisen und Blut«, durchzusetzen. Bismarck wird in dieser verzerr- 
ten Darstellung als Erfinder einer gänzlich unidealistischen »Realpolitik« 
angeprangert.’ Dabei war dieser in Deutschland so negativ aufgeladene 
Begriff schon im Jahre 1853 durch Ludwig von ROCHAU in einer Schrift‘ 
entwickelt worden. Und auch Camillo Cavour und Abraham LiNcoLN 
betrieben zu Bismarcks Zeit »Realpolitik« ohne jedoch dafür wie der »Ei- 
serne Kanzler« kritisiert und regelrecht dämonisiert zu werden. 


Matthias Gallas 


? 3 Zt Bei Zoe Gau, Ben Der weiße Revolutionär, Frankfurt/M.-Ber- 
lin-Wien *1980, S. 258. 

* Zitiert nach: Otto von BISMARCK, Gedanken und Erinnerungen, ungekürzte Aus- 
gabe, mit einer Einführung von Hermann ProessT. München 2007, S. 10. 

’ Solche Vorwürfe erhebt z. B. Erich Eyck in: Bismarck. Leben und Werk, 3 Bde., 
Zürich 1941/43/44. 

© Ludwig August von RocHAU, Grundsätze der Realpohitik. Angewendet auf die staat- 


lichen Zustände Deutschlands, herausgegeben und eingeleitet von Hans-Ulrich WEH- 
LER, Frankfurt/M. u. a. 1972. 
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Oft wurde und wird Otto von BisMarck als Befürworter des Absolutis- 
mus! bezeichnet, mitunter sogar als ein Repräsentant desselben. Als Bei- 
spiel aus unseren Tagen sei hier die Aussage einer Schülerin zitiert, die 
im Rahmen einer Facharbeit im Grundkurs Geschichte an der Düssel- 
dorfer Heinrich-Heine-Gesamtschule im Dezember 2004über BisMArcKSs 
Rücktritt (März 1890) schrieb: »Der Rücktritt ließ viele Deutsche aufat- 
men, die unter Bistarcks Absolutismus gelitten haben.«° 

Wirft bereits das hier Zitierte ein sehr bezeichnendes Licht auf das 
Bild, das die »politisch korrekte« Geschichtspädagogik heute von Biıs- 
MARCK zeichnet, so erstaunt es auch nicht, daß in der besagten Facharbeit 
als Zeitgenossin eine seiner vehementesten Gegnerinnen zu Wort kommt. 
Es ist VICTORIA, die auch »Vicky« genannte und aus England stammende 
Frau des Kronprinzen und späteren »99-Tage-Kaisers< FRIEDRICH III. Sie 
äußerte über Otto von BISMARCK, den sie zutiefst ablehnte und in dessen 
Augen sie immer nur »die Engländerin« blieb, nach seinem 1890 von 
Kaiser WILHELM II. erzwungenen Rücktritt die folgenden Sätze, die ihre 
Abneigung deutlich verraten: 

»Was haben wir unter diesem Regime gelitten! .... Es hat das Leben ın 
Berlin beinahe unerträglich gemacht, wenn man nicht sein verworfener 
Sklave sein will! ... Wer nur die Außenseite der Sache sieht, der findet 
Deutschland stark, groß und geeint. . . Wenn nur auch der Preis bekannt 
wäre, den das alles gekostet hat!«° 

So lassen sich zahlreiche Belege für die verzerrende Darstellung bei- 
bringen, Bismarck sei ein Anhänger und Vertreter des Absolutismus ge- 
wesen, da er nur auf dessen Fundamenten seine »brutale« Macht- und 
Expansionspolitik habe betreiben können. Doch kann diese falsche Be- 
hauptung durch verschiedene Quellen widerlegt werden, die das genaue 
Gegenteil beweisen. So führt Bismarck selbst in seinen Gedanken und 
Erinnerungen zum Thema »Absolutismus< folgendes aus: »Die Überzeu- 
gung, daß der unkontrollierte Absolutismus, wie er durch Louis XIV. 
zuerst in Szene gesetzt wurde, die richtigste Regierungsform für deut- 


' Vgl. zu dieser Thematik auch: Theodor HECKERMANN, Sprechen wir über Bis- 
marck! Der verleumdete Kanzier, München 2011, S. 25 f. 

® Nancy TtizuErR, Das Bismarck-Denkmal in Düsseldorf, Facharbeit im Grundkurs 
Geschichte bei Herrn Köster, Heinrich-Heine-Gesamtschule, Düsseldorf 2004. 
URL: http://fkoester.de/denkmaeler/Bismarck/index.php 

? Zitiert nach: Golo Mann, Deutsche Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts, Stutt- 
gart-Gütersloh-Wien 1966, S. 438. 
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VıicTorias vernichten- 


des Urteil über Bıs- 
MARCK ist nicht ge- 
rechtfertigt. Es 
vertuscht vielmehr 
die politische Ohn- 
macht ihres Mannes, 
des Kronprinzen 
FRIEDRICH WILHELM und 
späteren Kaisers 
FRIEDRICH Ill. VICTORIAS 
innigster Wunsch war 
eigentlich, daß Preu- 
ßen-Deutschland Ju- 
niorpartner Englands 
auf dem europäi- 
schen Festland wirkt. 
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* Otto von Biıs- 
MARCK, Gedanken 
und Erinnerungen 
(ungekürzte 
Ausgabe und mit 
einer Einführung 
von Hermann 
ProEBsT), München 
2007, S. 28. 


5 Ebenda, S. 27. 


° Gespräch Biıs- 
MARCKS mit seinem 
Hausarzt Dr. 
Eduard CoHEN, 
Friedrichsruh, 22. 
Oktober 1880. In: 
Willy ANDREAS 
(Hg.), Bismarck 
Gespräche, Bd. 2: 
Von der Reichsgrün- 
dung bis zur Entlas- 
sung, Bremen 1965, 
S. 330. 
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sche Untertanen sei, verliert auch der, welcher sie hat, durch Spezialstu- 
dien ın den Hofgeschichten und durch kritische Beobachtungen, wie ich 
sie am Hofe des von mir persönlich geliebten und verehrten Königs 
FRIEDRICH WILHELM IV... . anstellen konnte.«* 

In die gleiche Richtungzielen diese Ausführungen Bismarcks aus dem- 
selben Werk: »Auch die unumschränkte Autorität der alten preußischen 
Königsmacht war und ist nicht das letzte \Wort meiner Überzeugung. Für 
letztere war allerdings auf dem ersten Vereinigten Landtage diese Auto- 
rität des Monarchen staatsrechtlich vorhanden, aber mit dem Wunsche 
und dem Zukunftsgedanken, daß die unumschränkte Macht des Königs 
selber ohne Überstürzung das Maß ihrer Beschränkung zu bestimmen 
habe. Der Absolutismus bedarf in erster Linie Unparteilichkeit, Ehrlich- 
keit, Pflichttreue, Arbeitskraft und innere Demut des Regierenden. . .< 

Auch andere Personen als Bismarck selber stehen als Gewährsleute 
dafür zur Verfügung, daß er kein Absolutist war. Sein Hausarzt Dr. Edu- 
ard CoHEN berichtet solches von einem seiner Gespräche mit ihm in 
Friedrichsruh. In den Aufzeichnungen des Dr. CoHEn findet sich unter 
dem 22. Oktober 1880 eine entsprechende Äußerung BisMmarcks, die der 
Mediziner in indirekter Rede so wiedergibt: »Er sei kein Absolutist. Je- 
der, der einige Jahre Minister gewesen sei, könne dem Absolutismus nicht 
das Wort reden. Er habe nicht bloß mit dem Monarchen zu tun, sondern 
mit seiner Frau — vielleicht seinen Mätressen —, dem ganzen Hofgesin- 
del. Er sei für unbeschränkte Öffentlichkeit, die ihm noch mehr wert sei 
als der Parlamentarismus.«* 

Der Hamburger Arzt Dr. Eduard Conen kann als eine zuverlässige 
Quelle betrachtet werden, denn er wirkte von September 1880 bis Okto- 
ber 1884 als Hausarzt der Familie Bismarck während ihrer Zeit in Fried- 
richsruh. CoHEN stand nach kurzer Zeit in näherer Beziehung zum Reichs- 
kanzler, der sich ihm gegenüber mit einiger Offenheit aussprach. Über 
diese Unterhaltungen hat sich der Arzt stets direkt Aufzeichnungen ge- 
macht und dabei auch Bismarcks Ausdrucksweise festgehalten. Seine 
Wiedergabe von Bismärcks Selbsteinschätzung stellt eine Bestätigung 
dessen dar, was der Fürst in Gedanken und Erinnerungen über seine Hal- 
tung zum Absolutismus geäußert hat. Aufschlußreich ist übrigens auch 
die Einzelheit, daß Bismarck in seiner gelegentlichen Derbheit die Men- 
schen am Hof als »Hofgesindel« beschimpfte: So spricht wohl kaum ein 
Anhänger des Absolutismus. 

Matthias Gallas 
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Bismarcks vermeintliche Allmacht 


Schon die Zeitgenossen — deutsche wie ausländische — sprachen offen 

von BIsMARCKS vermeintlicher Allmacht.' Diese in der Realität nicht zu- ı Vgl. zu Bismarcks 
treffende Auffassung hat sich bis heute erhalten, wie ein Blick in die ‚Allmacht« Theo- 
Deutsche Geschichte in Dokumenten und Bildern (DGDB) beweist. Es handelt dor HECKERMANN, 


sich um eine umfassende Quellensammlung zur Politik-, Sozial- und Sprechen wir über 
Kulturgeschichte Deutschlands von 1500 bis in die Gegenwart. Diese Bismarik! Der 
Sammlung besteht aus Textquellen in der ursprünglichen deutschen Fas- verleumdete Kanzler, 
sung und einer englischen Übersetzung sowie aus einer breiten Auswahl München 2011, 
von Bildquellen. Das Gesamtwerk ist in zehn Abschnitte gegliedert, die S. 53 ff 
von »namhaften Fachvertretern« erstellt worden sind. In diesem Projekt ® URL: http:// 
des Deutschen Historischen Instituts in Washington heißt es in dem ee 
Abschnitt 5 (»Politik I: Reichsgründung«) zu Bismarcks »Allmacht«: ee = 

»Eine Zeit lang schien es möglich, daß die bevorstehende Regierungs- subpage ; N 
zeit Kaiser FRIEDRICHS III. Bismarcks Allmacht in der Innenpolitik bre- 03&language= 


chen und die liberalen Geschicke wiederbeleben könnte. german 
Bei dieser Einschätzung wird zunächst schon einmal geflissentlich die 3 Gespräch Bıs- 
Tatsache übersehen, daß in der Hierarchie nominell der Monarch — zu- warcKs mit seinem 
erst WILHELM I., dann ganz kurz FRIEDRICH III. und schließlich WILHELM Hausarzt Dr. 
II. — eindeutig über Bismarck stand. Dann kommt hinzu, daß dieser es Eduard CoHEn, 
»nicht bloß mit dem Monarchen zu tun [hatte], sondern mit seiner Frau  Friedrichsruh, 22. 
— vielleicht seinen Mätressen —, dem ganzen Hofgesindel«,’ was ihm das Oktober 1880. In: 
Regieren ganz erheblich erschwerte. Bismarck selber hat sich oft genug Willy ANDREAS 
: = ’ : E e : 2 (Hg.), Bismarck 
bitter darüber beklagt, daß er in seinem eigenen Lager gegen eine Viel- Gepriche Bdi2: 
hl unterschiedlichster Widersacher anzukämpfen habe. Daß dieses nicht ke 
zahl unterschiedlic ders: P j $ Von der Reichsgrün- 
bloß Rührseligkeit war, die wie das Klappern zum Handwerk gehört, 


; : 5 dung bis zur Entlas- 
belegen z. B. folgende Worte aus Bismarcks eigenem Mund, die sein sung, Bremen 1965, 


Pressechef Moritz Busch überliefert hat und die vom 9. November 1870 S. 330. 
stammen: * Gespräch Biıs- 

»Als er [Bismarck] sich gesetzt hatte, ließ er sich eine Flasche Bier MARCKS mit den 
geben. Dann seufzte er ein wenig und sagte: »Ach, ich dachte eben wie- Mitarbeitern, 
der einmal, was ich oft schon gedacht habe, wenn ich nur einmal fünf Versailles, 9. 


Minuten die Gewalt hätte, zu sagen: So wird es, und so nicht. - Daß man November 1870. 
sich nicht mit Warum und Darum abzuquälen, zu beweisen und zu bet- In: Willy ANDREAS 
: : , : : . .  (Hg.), ebenda, Bd. 
teln hätte bei den einfachsten Dingen. — Das ging doch viel rascher bei s ? h 
L ur G Pe d 1: Bis zur Reichsgrün- 
euten wie FRIEDRICH DEM GROSSEN, die selber Militärs waren und zu- 4,9 Bremen 1964, 
gleich was vom Gange der Verwaltung verstanden und ihre eigenen Mi- Ss. 338. 
nister waren. Auch mit NAPOLEON. Aber hier, dieses ewige Reden- und 


Bettelnmüssen.«‘ 
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Nicht »Bismarcks Allmacht: trifft zu, sondern die All- 
macht des Staates, die Bismarck im Rahmen einer Real- 
politik schuf. Er meinte bezeichnenderweise: »Die 
einzig gesunde Grundlage eines großen Staates, und 
dadurch unterscheidet er sich wesentlich von einem 
kleinen Staate, ist der staatliche Egoismus und nicht 
die Romantik, und es ist eines großen Staates nicht 
würdig, für eine Sache zu streiten, die nicht seinem 
eigenen Interesse angehört.« 


Zu sehr mußte sich Bismarck neben sei- 
nen Amtsgeschäften mit dem befassen, was 
er als »Fürstenerziehung« bezeichnete. Und 
diese zerrüttete sein Nervenkostüm auf 
Dauer beträchtlich. Denn bei aller schein- 
baren Robustheit war der »Eiserne Kanz- 
ler« doch ein hochgradig sensibler Mann 
von sehr nervösem Temperament. Hier sei 
ein weiteres Beispiel für seine Klagen über 
die Unzulänglichkeiten seiner angeblich 
doch so allmächtigen Stellung angeführt, 
wieder von Moritz Busch in seinen Tage- 
buchblättern festgehalten — diesmal für den 
4. Dezember 1870: »Ich wollte schon fertig 
werden mit mir; aber das, was hinter mir 


| steht, hinter meinem Rücken, oder viel- 
| mehr, was auf der Brust liegt, daß ich nicht 


atmen kann. Das sind Leute, für die die 


| deutsche Sache, die Siegesfrage nicht in er- 
4 ster Linie steht, sondern der \Vunsch, in 


englischen Zeitungen gelobt zu werden. — 
Ja, wenn man Landgraf wäre. Das Harts- 
ein traue ich mir zu. Aber Landgraf ist man 
nicht. 

Eine weitere Bemerkung BisMARcKs 
bringt es auf den Punkt, wie unrichtig die 
Behauptung von der Allmacht des »Eiser- 
nen Kanzlers« in der Wirklichkeit war und 
ist. Die Bemerkung ließ Bismarck in einer 
Unterredung fallen, die er mit Buscıı am 
11. April 1877 über Presseinformationen 
führte: »Die Leute beurteilen mich in drei 
Beziehungen falsch: sie halten mich für ge- 
sünder, wohlhabender und einflußreicher, 
als ich in Wirklichkeit bin — besonders für 
einflußreicher, aber Sie wissen jetzt, wie viel 
davon wahr ist oder wie wenig.«° 


> Tischgespräch Bismarcks, Versailles, 4. Dezember 1870. In: X Anpreas, Bis- 


marcks Gespräche, Bd. 1, S. 362. 


° Gespräch Bismarcks mit Moritz Busch, Berlin, 11. April 1877. In: W! ANDRE- 


As, ebenda, Bd. 2, S. 190. 
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Rechtes Bild: WırHeLm I. gewährt Bismarck eine Audienz im 
Königlichen Palais, unter den Linden. Das Verhältnis zwi- 

schen den beiden war wohlwollend, häufig gespannt, aber 
sehr fruchtbar. Lithographie nach dem Gemälde von Kon- 

rad SıemenROTH (1834-1915) aus dem Jahre 1887. 


Vor allem in der Bündnispolitik zu Österreich und zu Ruß- 
land vertraten WirHeLm I. und Bismarck unterschiedliche 
Standpunkte, die im Vorfeld zum 1873 unterschriebenen 
Drei-Kaiser-Vertrag zwischen Rußland, Österreich und 
Deutschland besonders zum Ausdruck kamen. Das Abkom- 
men wurde durch Bismarck erwirkt, um beide Vertragspart- 
ner unter besserer Kontrolle zu haben und eine Annäherung } 
Rußlands an Frankreich zu verhindern. Er zerbrach schließ- 
lich an der Bulgarienkrise. Unten rechts: Karikatur auf den 
Drei-Kaiser-Vertrag, erschienen im Punch vom 28. 9. 1884. 


Um die Dinge beiallzu großem Widerstand doch 
noch in die von ihm gewünschte Richtung zu be- 
wegen, griff BismaRCK mitunter — und das war gar 
nicht so selten — zur Rücktrittsdrohung, Dies war 
z. B. im Rahmen des außenpolitischen Richtungs- 
streits der Fall, der 1879 zwischen Kaiser WILHELM 
I. und seinem Reichskanzler Bismarck tobte. Es 
ging dabei um die Frage, ob sich das Deutsche Reich 
wegen der seit dem Berliner Kongreß von 1878 
immer unfreundlicheren Haltung Rußlands nicht 
mit Österreich-Ungarn in einer Allianz zusammen- 
schließen solle. Während Bismarck das befürwor- 
tete, wehrte sich der Monarch gegen diese Umori- 
entierung in der Bündnispolitik und beharrte auf 
einem Drei-Kaiser-Bündnis zwischen dem Deut- 
schen Reich, Rußland und Österreich-Ungarn. Der 
Streit ging so weit, daß nicht nur WILHELM I., son- 
dern auch BismArcK mit seinem Rücktritt drohte.’ 
Ein Politiker, der wirklich allmächtig ist, muß wohl 
kaum zur »ultima ratio einer Rücktrittsdrohung 
seine Zuflucht nehmen. Daher kann seriös nicht |) 
länger von BismArcks »Ällmacht« gesprochen wer- 
den. 


Matthias Gallas 


7” Gespräch Bismarcks mit Fürst Chlodwig zu HOHEN- 
LOHE-SCHILLINGSFÜRST, Bad Gastein, 15. September 1879. |. 
In: W. AnDrREASs, ebenda, Bd. 2, S. 286. 
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Otto von BIsMARCK in 
den 1860er Jahren. 
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Wollte Bismarck von Beginn an Krieg gegen 
Österreich? 


Bereits zu seinen Lebzeiten wurde gegen Otto von BIsMARCK der Vor- 
wurf erhoben, er habe wegen seiner antiösterreichischen Grundeinstel- 
lung von Anfang an auf einen kriegerischen Konflikt mit der Habsbur- 


| germonarchie hingearbeitet.' Der preußisch-österreichische Krieg von 


1866 lag noch fern, als die Wochenzeitung des Deutschen Nationalvereins (1859- 


| 67) in ihrer Ausgabe vom 3. Oktober 1863 gegen den seit September 
| amtierenden preußischen Ministerpräsidenten Bismarck in dieser Rich- 
9 tung heftig agitierte: 


»Der plumpe Versuch des Ministeriums Bismarck, die Eifersucht des 
deutschen Volksgeistes gegen Österreich zu einer neuen Stütze seiner 
wankenden Existenz zu machen, wird elendiglich zuschanden werden.« 

BIsMARCK galt seit seinen politischen Anfängen als ein geschworener 


| Gegner Österreichs, als dessen Juniorpartner er »sein« Preußen nicht län- 
| ger sehen wollte. Während seiner Zeit als preußischer Gesandter am Bun- 


destag des Deutschen Bundes in Frankfurt am Main (1851-59) verfolgte 
er einen Kurs der Konfrontation gegenüber Österreich. Mit seinen öster- 
reichischen Kollegen lieferte Bismarck sich immer wieder Auseinander- 
setzungen, die auch Ausdruck des Gegensatzes zwischen den beiden 
deutschen Großmächten waren. Einer seiner Gegenspieler, der Freiherr 
PROKESCH-OSTEN, bezeichnete ihn in einem Brief unter anderem als »So- 
phist und \Vortverdreher, voll kleinlicher und unsauberer Mittel; voll 
Neides und Hasses gegen Österreich«° und sah darin auch die Ursache 
für seinen steten »Kampf gegen die Präsidialbefugnisse.« (gemeint ist: 
Österreichs)* 

Der Leiter der preußischen Politik (ab 1862) war fest davon über- 
zeugt, daß es auf kurz oder lang einmal zu einer gewaltsamen Klärung 
des preußisch-österreichischen Verhältnisses kommen werde. Er stellte 
in einem Schreiben an Leopold von GERLACH vom 19./20. Dezember 
1853 fest, Preußen und Österreich atmeten sich gegenseitig »die Luft 


! Mit dieser Thematik setzt sich ebenfalls auseinander: Theodor HECKERMANN, 
Sprechen wir über Bismarck! Der verleumdete Kanzler, München 2011, S. 97 ff. u. 
151-154. 

? Zitiert nach: Christian Graf von Krockow', Bismarck. Eine Biographie, Stuttgart 
31997, S. 176. 

? Zitiert nach: Eduard \WERTHEIMER, Bismarck im politischen Kampf, Berlin 1929, 
S. 34. 

* Ebenda. 
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vor dem Munde« fort«. Auf lange Sicht müsse also »einer weichen oder 
vom anderen gewichen werden«.’ Dann kam im Sommer 1866 der deut- 5 BISMARCK an 
sche Bruderkrieg mit dem Sieg Preußens gegen Österreich, wodurch der Leopold von 
Habsburgerstaat als preußischer Nebenbuhler aus Deutschland heraus- GerLach, Frankfurt 
gedrängt wurde. Bismarck hatte also eines seiner Hauptziele erreicht, am Main, 19./20. 
und jetzt bremste er den Triumphwagen mitten im Siegeszug ab — weiler Dezember 1853, in: 
weiter blickte als die einzig dem Augenblick verhafteten preußischen Otto on Bismarck, 
Militärs mit König WILHELM 1. an der Spitze. Galt es doch in einer neuen W; u2 gesammelten 
: AR m ; A % erke (= Friedrichs- 
Wendung der eigenen Politik nun, Österreich auf lange Sicht als Alliier- Ne.) 
ten zu gewinnen, so unwahrscheinlich dieses Unterfangen den Zeitge- Bde.), Berlin 1924 
nossen im Sommer 1866 auch vorkommen mochte. 1935, hier: Bd. 14, 
Auf die Zeit vor dem Deutschen Krieg von 1866 übertragen, heißt S. 334. 
dies, daß} Bismarck es nicht oder zumindest nur sehr bedingt auf einen 
Waffengang mit Preußens deutschem Rivalen Österreich angelegt hatte. 
Dies zeigte unter anderem die einige Zeit lang leidlich funktionierende 
preußisch-österreichische Zusammenarbeit gegen Dänemark (Deutsch- 
Dänischer Krieg 1864), die dann über der gemeinsamen Verwaltung von 
Schleswig-Holstein zerbrach. Daß es sich also ım Hinblick auf Bismarcks 
Einstellung zur Habsburgermonarchie etwas anders verhalten könnte, 
als gemeinhin unterstellt wird, legen auch seine folgenden Äußerungen 
nahe, die Dr. Moritz Busch - sein langjähriger »Pressechef« —- von einem 
Gespräch am 28. Januar 1883 (also lange nach 1866) überliefert hat: 
»... schon sechsundsechzig [1866] habe ich einen Versuch gemacht, 
mich mit ihnen [den Österreichern] zu verständigen... Schon wie die 
ersten Schüsse gefallen waren (in Wirklichkeit muß es ungefähr vierzehn 
Tage früher gewesen sein), schickte ich GABLENZ, den Bruder des Gene- 
rals, nach Wien zum Kaiser, mit Vorschlägen zum Frieden auf Grund 
des Dualismus. Ich ließ ihm vorstellen, wir hätten sieben- bis achthun- 
derttausend Mann auf den Beinen, sie auch eine Menge Leute. Da soll- 
ten wir uns doch lieber vertragen und eine Frontveränderung vorneh- 
men, nach \Vesten, beide zusammen gegen Frankreich, und das Elsaß 
wiedernehmen und Straßburg zur Bundesfestung machen. Die Franzo- 
sen wären schwach gegen uns. ... Wenn wir den Deutschen dies als Mor- 
gengabe brächten, so würden sie sich unseren Dualismus gefallen lassen. 
Sie, die Österreicher, sollten im Süden gebieten, über das siebente und 
achte Armeekorps verfügen, wir über das neunte und zehnte und im 
Norden Bundesfeldherr sein.« ... »Nun denn; fuhr er fort, JGABLENZ 
kam mit seinem Auftrag vor den Kaiser, der nicht ungeneigt schien, aber 
erst den Minister des Auswärtigen hören zu müssen erklärte. Sie wissen, 
MENSDORRFE. Der war aber ein mittelmäßiger, schwacher Kopf, nicht für 
solche Gedanken geschaffen, und meinte, er müsse sich vorher mit den 
anderen Ministern beraten. Die waren für den Krieg gegen uns. Der Fi- 


KAISERREICH 45 


Gefecht zwischen 
k.k. Husaren und 
preußischen Kürassie- 
ren in der Schlacht 
von Königgrätz. Ge- 
mälde von Alexander 
von BEnsA, 1866. 


46 


Wollte Bismarck von Beginn an den Krieg gegen Österreich? 


nanzminister sagte — er dachte, sie würden uns schlagen —, erst müßte er 
fünfhundert Millionen Kriegskontribution von uns haben oder eine gute 
Gelegenheit, den Staatsbankrott zu erklären. Der Kriegsminister erklär- 
te sich mit meinem Vorschlag nicht unzufrieden; erst müsse aber gerauft 
werden, dann könnten wir uns vertragen und über die Franzosen herfal- 
len. So kam GABLENZ unverrichteter Sache zurück, und einen oder zwei 
Tage darauf reisten der König und ich nach dem Kriegsschauplatz ab.«“ 

Die Existenz des 1871 gegründeten Deutschen Reichs stellte sich von 
allem Anfang an als eine sehr verletzliche Schöpfung dar. Gefahr lag 
immer in der Luft und drohte von allen Seiten. Was Bismarck Anfang 
Dezember 1870, mitten im Krieg gegen Frankreich, gesagt hatte — daß 
man auf der Spitze eines Blitzableiters balanciere —, traf nach wie vor zu, 
und der »cauchemar des coalitions« (Albtraum der Koalitionen) verfolg- 
te ihn permanent. Dazu grollte ihm nach dem Berliner Kongreß 1878 
auch noch Rußand — da mußte er sich wohl oder übel andere Staaten als 
Verbündete suchen. Was lag vor diesem Hintergrund näher, als mit den 
deutschen Rivalen von einst, den Österreichern, zusammenzuarbeiten? 
Jetzt machte es sich in der Tat bezahlt, daß Bismarck 1866 nach König- 
grätz deren Schonung durchgesetzt und sich dafür die Gegnerschaft der 
meisten preußischen Militärs zugezogen hatte. Außerdem paßte es ın 
sein Konzept einer am Gleichgewicht in Europa ausgerichteten Politik, 
Österreich als Großmacht zu bewahren und in einem nächsten Schritt 


© Gespräch Bismarcks mit Dr. Moritz Busch, Berlin, 28. Januar 1883, in: Willy 
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als Verbündeten für das preußisch dominierte Reich zu gewinnen. Dies 
kann einem Gespräch entnommen werden, das Bismarck am 9. Februar 
1880 mit dem Grafen KÄLNoKY, der damals österreichischer Botschafter 
in St. Petersburg war, führte: 

»Österreich ist absolut notwendig in Europa; fehlte Österreich als 
Großstaat im europäischen Staatsconseil [Staatenkonzert], so würden die 
Interessen Deutschlands durch diese Lücke leiden.«’ 

Wem dieser Beleg für eine Widerlegung der Ausgangsthese noch nicht 
ausreichend erscheint, der kann eine Äußerung her- 
anziehen, die der Reichskanzler Bismarck am 28. 
Februar 1883 ın Berlin gegenüber Österreichs 
Thronfolger Rupotr tätigte. Am Ende jener Un- 
terredung zwischen Kanzler und Kronprinz sagte 
Otto von BISMARCK: 

»Das eine ist sicher, unser Bündnis steht fest, 
und hierin sehe ıch das größte Glück und werde 
immer daran arbeiten, es für alle Zukunft dauernd 
zu befestigen.« 

Bismarcks Einschätzung sollte sich als zutref- 
fend erweisen. Denn nachdem sich am Ende des 
Ersten Weltkrieges die Doppelmonarchie Öster- 
reich-Ungarn aufgelöst hatte, verfiel nicht nur Eu- 
ropa durch die neu entstandenen Staatswesen ei- 
ner dauernden Instabilität. Auch Deutschland 
verlor seinen mit Abstand zuverlässigsten Verbün- 
deten — wie BismARcK es im Gespräch mit RUDOLF 
vorausgesagt hatte. 

Stellt ein unbefangener Betrachter die hier an- 
geführten Gegenbelege zu der Ausgangsthese ın 
Rechnung, ist die bis heute verbreitete Behauptung 
zumindest als zweifelhaft zu bewerten, BIsuARCK 
habe es seit Beginn seiner politischen Laufbahn auf einen Zusammen- 
stoß mit Österreich abgesehen und habe daher zielstrebig auf den deut- 
schen Bruderkrieg von 1866 hingearbeitet. 


Matthias Gallas 


” Gespräch Bismarcks mit Graf KäLnokY, Berlin, 9. Februar 1880, in: Willy 
ANDRE.AS, ebenda, Bd. 2, S. 294. 
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KAISERREICH 


Otto von BiIsMARCK. 
Porträt von Franz 
VON LENBACH. 


47 


933 


Erbprinz LEOPOLD von 
HOHENZOLLERN-SIGMA- 


RINGEN (1835-1905). 
Er kam schon des- 
halb als Anwärter auf 
den Thron Spaniens 
in Frage, weil die 
Sigmaringer immer 
katholisch geblieben 
waren. Das erzeugte 
aber bei den Franzo- 
sen Umklamme- 
rungsängste: Man 
sah sich an die Zei- 
ten Karıs V. erinnert. 


!,Sadowa: ist der 
Name eines kleinen 
Örtchens unweit 
von Königgrätz 
und die französi- 
sche Bezeichnung 
für die österreichi- 
sche Niederlage. 
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An der Emser Depesche als Folge der spanischen Thronkandidatur des 
Prinzen LEOPOLD VON HOHENZOLLERN entzündete sich der Deutsch-Fran- 
zösische Krieg 1870/71. Das war die äußere Fassade. Im Kern ging es 
jedoch um folgendes: Nach dem Sieg der Preußen über Österreich 1866 
bei Königgrätz hatten sıch die Machtverhältnisse ın Mitteleuropa erheb- 
lich verschoben. Der Deutsche Bund, in dem noch Österreich das Sagen 
hatte, wurde aufgelöst, statt dessen der Norddeutsche Bund mit den Län- 


Fl dern nördlich der Mainlinie unter preußischer Führung gegründet. Öster- 


reich — geschwächt durch seine Niederlage — blieb außen vor. Frank- 


f reich, das während des »deutschen« Krieges neutral geblieben war und 
# sich dafür Gewinne in Richtung Luxemburg und Belgien versprochen 


hatte, ging leer aus. Die neu entstandene Lage — ohne eigenen Machtzu- 
wachs — wurde in Frankreich als nationales Unglück empfunden. Es ent- 
stand der Kampfruf »Rache für Sadowa«,' der alsbald in aller Munde 
war. 

Um ihrem Anliegen Gewicht zu verschaffen, versuchten die Franzo- 
sen, eine antıipreußische Front aufzubauen. Die deutschen Länder süd- 
lich der Main-Linie zeigten sıch unentschlossen oder verweigerten sich. 
Österreich zögerte ebenfalls. Es leckte noch die Wunden der gerade er- 
littenen Niederlage und hegte wohl auch eine gewisse Verärgerung ge- 
genüber Frankreich, weil es ihm im Krieg gegen Preußen nicht geholfen 
hatte. Versuche, das frisch vereinigte Italien gegen Preußen einzuspan- 
nen, blieben ebenfalls ohne Erfolg. 

BIsMARCK, die deutsche Einigung im Auge, war sich der französischen 
Politik und der damit verbundenen Gefahren durchaus bewußt. Er ver- 
suchte gegenzusteuern und setzte auf die spanische Karte. Die Spanier 
hatten 1868 ihre unbeliebte Königin abgesetzt und davongejagt. Damit 
war der Thron vakant geworden. Nun suchten sie händeringend einen 
neuen König. Um geeigneten Ersatz zu finden, sprachen sie bei ver- 
schiedenen europäischen Königshäusern, etwa in Portugal, in Großbri- 
tannıen, in Bayern, vor. Nach langem Hın und Her entschied sich der 
spanische Landtag, die Cortez, 1869, dem Hohenzollernprinzen LEO- 
POLD die Krone seines Landes anzutragen. LEOPOLD stimmte zu. Bis- 
MARCK, der alsbald merkte, daß die Neubesetzung des Thrones nicht so 
schnell vonstatten ging, wie es die Spanier wünschten, hatte die Kandı- 
datur unterstützt, um die Franzosen von der deutschen Frage abzulen- 
ken. Dabei arbeiteten ihm die Franzosen geradezu in die Hände, »waren 
sie doch eifrig damit beschäftigt, gegen einen Kandidaten nach dem an- 
deren zu intrigieren, als ob Spanien ihnen gehörte«. So schrieb zutref- 
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Die Schlacht von König- 
grätz (= Sadowa) am 3. Juli 
1866 war einer der Wegbe- 

reiter für die Deutsche 

Reichsgründung. Frank- 
reich konnte nicht mehr in 

den deutsch-deutschen 
Krieg eingreifen, da Preu- 
ßen schnell Frieden schloß, 
statt die günstige Situation 
für Eroberungen auszunut- 
zen. Österreich schied als 
deutscher Staat aus, und 
Preußen wurde Vormacht 
in Deutschland. 1867 grün- 
dete Preußen den Nord- 
deutschen Bund, was in 
Frankreich als Provokation 
angesehen wurde. 


fend Prof. A. J. P TAyLor in seiner berühmten BismArck-Biographie.? 
Kein Staat hat aber das Recht zu bestimmen, wer in einem Nachbarland 
den Thron besteigt. Dafür zuständig ist immer noch, das wird wohl nie- 
mand bestreiten wollen, das betroffene Land selbst. Es wundert also 
nicht, wenn Bismarck auch einen ihm genehmen Kandidaten mit ins 
Spiel brachte. Dabei trug eraber auch den französischen Interessen Rech- 
nung, denn Prinz LEOPOLD hätte auch für Frankreich ein durchaus an- 
nehmbarer Kandidat sein können, wie sich aus folgendem ergibt: 

1. Die Besetzung frei gewordener Königshäuser mit anderen, gele- 
gentlich auch deutschen Dynastien war in Europa nichts Außergewöhn- 
liches. So war es bereits in Belgien 1830, dann in Griechenland, in Rumä- 
nien und anderswo geschehen. 

2. Prinz LEOPOLD entstammte dem schwäbischen Haus Hohenzol- 
lern-Sigmaringen. Die Sigmaringer mit ihrem Sitz in Württemberg wa- 
ren mit dem preußischen Königshaus in der fränkischen Linie nur ganz 
entfernt verwandt und bildeten daher seit Urzeiten ein eigenes Adelsge- 
schlecht. Zwar hatten sie 1849 ihre Souveränität auf die preußischen 
Hohenzollern übertragen, und ihr Chef trug fortan nur noch den Titel 
eines Prinzen von Preußen.’ Mit LEOPoLDs Besteigung des spanischen 
Thrones wäre aber ein neues selbständiges Königshaus entstanden, auf 
das König WILHELM von Preußen-Hohenzollern, der spätere Kaiser WiL- 
HELM 1., kaum noch irgendwelchen Einfluß hätte ausüben können. Prinz 
LEOPOLD wäre schließlich in seinen Entscheidungen vom spanischen Par- 
lament abhängig gewesen, das genauso wenig wie er selbst auch nur an- 
satzweise eine antifranzösische Haltung erkennen ließ. 
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3. LEOPOLD war verheiratet mit der Tochter eines vormaligen Königs 
von Portugal, außerdem verwandt mit dem Prinzen Andreas MuURAT und 
der Stephanie DE BEAUHARNAIS, einer Adoptivtochter von NAPOLEON 1. 
Sein jüngerer Bruder wurde gar auf französischen Vorschlag Fürst von 
Rumänien.’ 

4. LEOPOLD war Katholık, ein Umstand, der Frankreich durchaus ge- 
nehm seın mußte, denn seine Bewohner hingen im Gegensatz zu Preu- 
Ben zu ganz überwiegendem Teil der katholischen Glaubenslehre an. 

Nehmen wir nur diese vier Gesichtspunkte zusammen, so scheint das 
Urteil des Historikers Franz HERRE nicht unbegründet: »LEOPOLD wäre 
als König von Spanien ein so guter Spanier geworden, wie der Prinz von 
CoBurG ein guter Engländer geworden war. 

Für Frankreich zudem von besonderer Bedeutung war folgender 
Umstand: Spanien war seinerzeit ein heruntergekommener, ziemlich 
machtloser Staat. Innenpolitisch lag es danieder, eın Bürgerkrieg war nicht 
ausgeschlossen. Hınzu kamen fortlaufende Schwierigkeiten ın seinen Ko- 
lonıen, die es, wie etwa Kuba, das damals noch zu Spanien gehörte, nicht 
befrieden konnte. LEOPOLD hätte also zunächst einmal in seinem neuen 
Haus für Ruhe und Ordnung sorgen müssen, um Spanien wieder auf die 
Beine zu bringen. Das allein hätte seine Arbeitskraft voll in Anspruch 
genommen und Jahre, wenn nicht Jahrzehnte gedauert. Es wäre also für 
Frankreich genug Zeit verblieben, sich auf die neue Situation einzustel- 
len. 

Bismarck verfolgte mit der Thronkandidatur LEoroLos die Absicht, 
ein Gegengewicht zu dem von Frankreich angestrebten Machtgefüge 
herzustellen, mit dem Ziel, es aus den Problemen Mitteleuropas heraus- 
zuhalten. Eine militärische Auseinandersetzung mit Frankreich wollte er 
damit, wenn irgend möglich, vermeiden und keineswegs heraufbeschwö- 
ren.° Als die Thronkandidatur LEoroLps öffentlich bekannt wurde und 
die Krise losbrach, befanden sich König WILHELM zur Kur ın Bad Ems, 
BisMARCK auf seinem Gut in Varzin, und Prinz LEOPOLD kletterte in den 
österreichischen Alpen. 

Von Kriegsabsichten auf seiten Preußens war also weit und breit keine 
Spur. Sollte es wider Erwarten aber doch zu einem Kriege kommen, so 
nahm Bismarck an, »ein solches Spanien würde, ohne ın den Krieg ein- 
zugreifen, zwei französische Armeekorps festhalten«.’ Das war eine ganz 
normale Überlegung, die angesichts des Sadowa-Geschreis ın Frankreich 
nur allzu verständlich war. 

Anders war die Lage ın Frankreich. Die französische Presse tobte und 
behauptete frank und frei, ihr Land würde nun im Osten wie im Süden 
von zwei feindlichen Mächten bedroht. Anstatt aber die veränderte Lage 
nüchtern zu begutachten und auf diplomatische Mittel zu setzen, er- 
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Sie zählten zu den erklärten Befürwortern eines Waffenganges gegen Preußen. Von 
oben: Ministerpräsident Emile OuLıvier, Außenminister Antoine Alfred Acenor, Duc 
DE GRAMONT, und Kaiserin EuG£nie, die Gemahlin Narotreons Ill. 


schall in den französischen Zeitungen immer lautstärker der Ruf nach 
Rache, der jetzt eindeutig an die Waffen appellierte. Die Thronkandida- 
tur LEOPOLDs mochte und sollte den Franzosen nicht in den Kram pas- 
sen. Grund für eine derartige Überreaktion bestand jedoch nicht. Es war 
ein diplomatischer Schachzug, wie er ın der Politik immer wieder vor- 
kommt. Doch der französische Groll gegen Preußen saß tief. Eine mili- 
tante Stimmung fand sıch nicht nur in der französischen Presse, sondern 
erfaßte auch die französischen Führungseliten, denen eine preußische 
Vormachtstellung ın Deutschland eın Dorn im Auge war. Hier waren es 
in Parıs vor allem der Außenminister GRAMONT, der Ministerpräsident 
Emile OLLIiVIER und die Kaiserin EUGENIE, die Gemahlin NAPOLEONS 
Ill. Letzterer schwankte zwischen den Extremen. 

Die französische Politik gestaltete sich wie folgt: Am 6. Juli erklärte 
Außenminister GRAMONT vor der französischen Nationalversammlung: 

»Wir hoffen, daß diese Eventualität (Thronbesteigung durch Prinz 
LEoroLp, D. K.) sich nıcht verwirklichen wird; wir rechnen dabei auf die 
Weisheit des deutschen und die Freundschaft des spanischen Volkes. 
(GRANIER DE CAsSAGNAC: und auf unsere Entschlossenheit) Wenn es an- 
ders kommen sollte, so werden wır, stark auch durch Ihre Unterstüt- 
zung, meine Herren, und durch die der Nation, unsere Pflicht ohne Zau- 
dern und ohne Schwäche zu erfüllen haben. Das war nichts anderes als 
eine offene Kriegsdrohung von seiten der französischen Regierung selbst. 

Frankreich verlangte damit ultimativ von Preußen, was ın dieser Sache 
nach außen bisher.aber gar nicht ın Erscheinung getreten war, Prinz LEO- 
POLD zum Verzicht auf die Thronkandidatur zu veranlassen. Beeindruckt 
durch die scharfen französischen Reaktionen und die daraus zu befürch- 
tenden Folgen, entschloß sich Prinz LEOPOLD schließlich zu verzichten. 
König WILHELM stimmte zu. Der Vater LEOPOLDs, Karı. ANTON, teilte 
den Verzicht seines Sohnes am 12. Juli den Franzosen und Spaniern mit, 
woraufhin auch die Spanier ihr Angebot zurückzogen. 

Damit hätte die Angelegenheit eigentlich erledigt sein müssen. Frank- 
reich hatte sich durchgesetzt. Seinem Prestige war Genüge getan. Doch 
den Franzosen war das nicht genug. Sie sattelten einen drauf und ver- 
langten von Preußen, nun auch »für alle Zukunft« eine hohenzollern- 
sche Kandidatur auf den spanischen Thron zu verhindern, ein ziemlich 
einmaliges Verlangen in der weltweiten Geschichte der Diplomatie. Über 
das Gespräch des französischen Botschafters BENEDETTI mit dem preußi- 
schen König WILHELM, der seinerzeit gerade in Bad Ems zur Kur weilte, 
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telegraphierte Geheimrat ABEKEN vom Außenministerium am 13. Julı 
1870 an Bismarck: 

»Se. Majestät der König schreibt mir: ‚Graf BENEDETTI fing mich auf 
der Promenade ab, um auf zuletzt sehr aufdringliche Art von mir zu 
verlangen, ich sollte ihn autorisieren, sofort zu telegraphieren, daß ich 
für alle Zukunft mich verpflichtete, niemals wieder meine Zustimmung 
zu geben, wenn die Hohenzollern auf ihre Kandidatur zurückkämen. 
Ich wies ıhn zuletzt etwas ernst zurück, da man 4 tout jamais dergleichen 
nicht nehmen dürfe noch könne. Natürlich sagte ıch ihm, daß ıch noch 
nichts erhalten hätte (gemeint sind die Verzichtserklärungen LEoPoI.Ds 
und der spanischen Regierung, D. K.), und, da er über Paris und Madrid 
früher benachrichtigt seı als ch, wolle er einsehen, daß mein Gouverne- 
ment wiederum außer Spiel sei« Se. Majestät hat seitdem eın Schreiben 
des Fürsten bekommen. Da Se. Majestät dem Grafen BENEDETTI gesagt, 
daß er Nachricht vom Fürsten erwarte, hat allerhöchst derselbe, mit Rück- 
sicht auf die obige Zumutung, auf den Grafen EULENBURG und meinen 
Vortrag beschlossen, den Grafen BENEDETTI nicht mehr zu empfangen, 
sondern ıhm nur durch einen Adjutanten sagen zu lassen, daß Se. Maje- 
stät jetzt vom Fürsten die Bestätigung der Nachricht (Rücktritt LEOPOLDs, 
D. K.) erhalten, die BENEDETTI aus Paris schon gehabt, und dem Bot- 
schafter nichts weiter zu sagen habe. 

Se. Majestät stellt Ew. Excellenz anheim, ob nicht die neue Forderung 
BENEDFTTIs und ihre Zurückweisung sogleich sowohl unseren Gesand- 
ten als in der Presse mitgeteilt werden solle.«® 

Als Bismarck diesen Brief erhielt, machte sich beı ihm große Nieder- 
geschlagenheit breit, waren doch seine Absichten ın der Spanienfrage 
auf der ganzen Linie gescheitert. Er emp- 
fand es als demütigend, daß LEoPoI1.n mıt 
Zustimmung König WILHELMs aufgrund 
| der französischen Drohungen so sang- 
und klanglos nachgegeben hatte, und 
dachte an Rücktritt.'” Doch seine Weg- 
gefährten, der preußische Kriegsminister 
Roon und der Generalstabschef MoLT- 
KE, richteten ihn wieder auf. Die diplo- 
matische Schlappe mußte irgendwie aus- 
gebügelt werden. 


Bismarcks Rittergut Varzin. Dort erreichte ihn 
Heinrich Asexkens Brief aus Bad Ems. Das Ge- 
mälde von Alexander Duncker entstand um 
1860. 
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BisMARCK redigierte daraufhin den vorgenannten Text ABEKENS wie 
folgt: »Nachdem die Nachrichten von der Entsagung des Prinzen von 
Hohenzollern der französischen Regierung von der Königlich-Spanischen 
amtlich mitgeteilt worden sind, hat der französische Botschafter in Ems 
an S.M. den König noch die Forderung gestellt, ihn zu autorisieren, daß 
er nach Paris telegraphiere, daß S.M. der König sich für alle Zukunft 
verpflichte, niemals wieder seine Zustimmung zu geben, wenn die Ho- 
henzollern auf ihre Kandidatur zurückkommen sollten. 

S.M. hat es darauf abgelehnt, den französischen Botschafter noch- 
mals zu empfangen, und denselben durch den Adjutanten vom Dienst 
sagen lassen, daß S.M. dem Botschafter nichts weiter mitzuteilen habe.«'' 

MOLTKE meinte zur neuen Form: »So hat das einen anderen Klang, 
vorher klang es wie Chamade (Rückzugsbefehl, D. K.), jetzt wie Fanfare 
(Angriffsbefehl, D. K.) in Antwort auf eine Herausforderung.«'? 


KAISERREICH 


Links: Den von Bismarck umformulierten, auf das 
Wesentliche zusammengefaßten Text der Emser 

Depesche faßte Naroıeon Ill. als Kriegsgrund auf. 
Rechts: Graf Vincent Beneoetti in Bad Ems am 13. 
Juli 1870. 


!! ABEKEN, Ein 


schlichtes Menschenle- 
ben. .., aaO. (Anm. 
9), S. 387. 


'? BISMARCK, Gedan- 
ken, aaO. (Anm. 4), 
S. 103. 


53 


Rache für Sadowa 


In der von ihm veränderten Form gab Bismarck 
das Geschehen an die Öffentlichkeit, wobei er sich 


nk eines roten finähe auf den gallischen Stier 
machen werde«.'” Die Erregung in Frankreich kann- 
te keine Grenzen. GRAMONT verlangte sogleich, Kö- 
nig WILHELM müsse nunmehr an Kaiser NAPOLEON 
III. auch noch »einen entschuldigenden Brief zur Be- 
schwichtigung der französischen Nation schreiben«.'* 
Als dieser ausblieb, erklärte Frankreich vom 13. Juli 
1870 Preußen den Krieg. Damit waren die Würfel 
gefallen. 

Gegner Bismarcks, etwa der Sozialistenführer Wil- 
helm LiEBKNECHT, behaupteten später, BISMARCK 
habe die Emser Depesche »inhaltlich verfälscht« und 
damit den Krieg »unvermeidlich gemacht«.'’ Diese Beschuldigung ist un- 
zutreffend. Bismarck hat die Emser Depesche nicht verfälscht, sondern 
lediglich gestrafft und in eine geeignetere Form gebracht, so wie es sei- 
ner Pflicht und Aufgabe als preußischer Ministerpräsident und Außen- 
minister entsprach. Inhaltliche Abweichungen sind nicht ersichtlich, wie 
sich aus einem Vergleich mit den oben abgedruckten Urkunden eindeu- 
tig ergibt. Auch die Veröffentlichung in der Presse wurde ihm ausdrück- 
lich anheimgestellt. Krieg gegen Frankreich lag auch jetzt weder in sei- 
nem Interesse noch ın seiner Absicht. Hätte er ihn gewollt, so hätte ihm 
das französische Verhalten — die fortlaufenden Drohungen und die über- 
steigerten Forderungen an König WILHELM — genug Anlaß dazu gebo- 
ten. Doch nirgendwo sind irgendwelche Forderungen BisMArcKs an 
Frankreich verbürgt, die auf Krieg schließen ließen. 

BisMarcK wollte von Frankreich in Ruhe gelassen werden. Das war 
alles. Wenn er sich auch mit MOLTKE in militärischen Angelegenheiten 
Wilhelm Liesenecht  Desprach, so ging es stets darum, ob Frankreich angreifen werde, nie- 
(1826-1900). Der mals aber Preußen. Bei der Redigierung der Emser Depesche, dem 
Sozialist ergriff Versuch, Frankreich in die Schranken zu weisen, verfuhr er auf gleiche 
1870 öffentlich Stel- \Weise. BisMarcK war in dieser Sache gewiß nicht provokativer als die 


le gepen ben Franzosen. Anders ausgedrückt: Ein grober Klotz wurde mit einem 
Deutsch-Französi- 


schen Krieg. 


Die Audienz Wiır- 
HELM—BENEDETTI in 
Bad Ems. 


13 Bismarck, Gedanken, ebenda, S. 103. 

"Robert Lorp, The Origins of the War of 1870, London 1924, Dokumente 176, 
183 u. 185. Vgl. dazu auch: Jochen DIETRICH, Bismarck, Frankreich und die spani- 
sche Thronkandidatur der Hohenzollern, München 1962, S. 300. 

5 Wilhelm LiEBKNECHT, Die Ermser Depesche oder wie Kriege gemacht werden, Nürn- 
berg ?1892, S. 4. 
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groben Keil beantwortet. Darin lag auch die Bedeutung vom »roten 
Tuch«.'° 

Die französische Regierung sollte im Zaum gehalten, vielleicht sogar 
ins Wanken gebracht, nicht aber der Krieg herbeigeführt werden. Wie 
man die Dinge auch dreht und wendet, die Entscheidung über Krieg 
oder Frieden lag eindeutig bei Frankreich. Überzeugende Gründe für 
seine Kriegserklärung an Preußen lassen sich nicht finden. Die Franzo- 
sen hatten schließlich die Krise selbst heraufbeschworen. Die Spannun- 
gen im Zusammenhang mit der spanischen Thronkandidatur waren kein 
Grund, mit Krieg zu drohen. Das Verlangen, für alle Zukunft die Thron- 
besteigung eines Hohenzollern zu verhindern, und die geforderte Ent- 
schuldigung gingen weit über das Übliche hinaus, waren nicht nur pro- 
vokativ, sondern auch demütigend. Der redigierten Emser Depesche wäre 
zudem leicht mit großer Herausstellung des Thronverzichts LEOPOLDS 
zu begegnen gewesen, so daß Preußen immer noch als zweiter Sieger 
dagestanden hätte. Was die Franzosen nicht begreifen wollten, war die 
schlichte Tatsache, daß die Bismarcksche Politik ihnen gegenüber nicht 
offensiv, sondern defensiv ausgerichtet war. Ihr Bemühen, sich überall 
einmischen zu wollen, wurde ihnen letztlich zum Verhängnis. Die Ironie 
der Geschichte war: Der Deutsch-Französische Krieg führte zur deut- 
schen Einheit, die Frankreich doch verhindern wollte. 

Daß Frankreich mit der Kriegserklärung eindeutig den Bogen über- 
spannt hatte, das war dann auch so ziemlich allgemeine Meinung. Allen 
voran urteilte die London Times, die sich folgendermaßen äußerte: 

»Das größte nationale Verbrechen, das seit dem ersten französischen 
Kaiserreich geschehen, ist nun vollzogen. Ein ungerechter, absichtlich 
angelegter Krieg ist erklärt — das letzte Ergebnis eines persönlichen Re- 
giments. .. Über das eine kann gegenwärtig kein Zweifel herrschen, daß 
aller Welt Sympathien sich jetzt dem angegriffenen Preußen zuwenden. 
NAPOLEON hat sich zu einer unpolitischen und verbrecherischen Tat hin- 
reißen lassen. . .«' 

Ganz ähnlich äußerte die englische Königin VicrorıA am 20. Juli 1870 
gegenüber König WILHELM die Ansicht: »Hier macht niemand aus sei- 
nen Gefühlen über das unerhörte Unrecht des Krieges und das unent- 


1° TAYLOR, aaO. (Anm. 2), S. 117 f., weist darauf hin, daß Bismarcks spätere 
Äußerungen zur Frankreichfrage gelegentlich schärfer gewesen seien als seine 
Äußerungen zur Zeit des Geschehensablaufs selbst. Er gibt den zeitnahen AÄu- 
Berungen den Vorzug, da näher an den Ereignissen. Ebenso Johannes HALLER, 
in: Tausend Jahre deutsch-französischer Beziehungen, J. G. Cottasche Buchhandlung 
Nachf., Stuttgart 1936, S. 177. 

'” DEUERLEIN, Die Gründung des Deutschen Reiches, aaO. (Anm. 8), S. 44. 
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schuldbare Verhalten der Franzosen einen Hehl. Wir dürfen uns vor der 
Welt nicht weiter äußern, aber die öffentliche Meinung ist ganz und gar 
auf Ihrer Seite, was sie vorher nicht war.«'® 

Die Königin bestätigte damit die Auffassung ihres Premierministers 
GLADSTONE, der noch in den letzten Friedenstagen seine Empörung über 
die französische Politik dem Grafen BERNSTORFF, dem preußischen Bot- 
schafter in London, mitgeteilt hatte. BERNSTORFF berichtete darübernach 
Berlin: »GLADSTONE ist der Meinung, daß wir bis an die äußerste Grenze 
der Versöhnlichkeit gegangen sind und Frankreich im flagrantesten Un- 
recht sein würde, wenn es tatsächlich Krieg anfangen sollte.«'” 

Der österreichische Staatskanzler BEUST meinte: »Es war ursprünglich 
Adolphe Thıers. Vor sehr leicht, die Angelegenheit auf diplomatischem Wege zu erledigen. 
dem Ausbruch des  \Was man in Paris tat, mußte den Krieg unvermeidbar machen. 
Bu Raamı: Der oppositionelle französische Abgeordnete Adolphe TinlErs, der spä- 
schen Krieges 1870 IS : . ) 2 a 
gehörte er zu den tere Präsident der Dritten Republik und bekannter Historiker, erklärte in 
ee ahadensten der Kammersitzung vom 15. Juli 1870: »Wir haben immer gewünscht, 
Kriegsgegnern. daß Sadowa Vergeltung finden und haben es wiederholt ausgesprochen, 
daß sich Preußen einmal ın einer überaus schwierigen Lage befinden 
wird, nämlich an dem Tage, wo es seine Hand auf die unabhängig ge- 
bliebenen deutschen Staaten legt. Auf diesen Tag müssen wir warten, 
denn dann würde Preußen einen großen Teil Deutschlands, dazu Öster- 
reich und fast ganz Europa gegen sich haben... Wenn es sich darum 
handelte, den Verzicht der Kandidatur des Prinzen von Hohenzollern 
durchzusetzen, würde ich mit meiner ganzen Kraft Ihnen zur Seite ste- 
hen. Meine müde Stimme würde mit der Ihrigen darauf dringen, daß 
Frankreich Gerechtigkeit widerfahre, daß seine Interessen gewahrt wür- 
N) den; aber es berührt mich schmerzlich, die feste Überzeugung ausspre- 
T chen zu müssen, daß eigentlich alles erreicht ist. Und nicht nur dies, Sie 
haben noch eine bedeutende moralische Wirkung erzielt, und es ıst ein 
schwerer Fehler, daß Sie sich nicht damit begnügt haben. Aber, wirft 
+ man ein, auf die Kandidatur ist nicht für alle Zeiten Verzicht geleistet. .. 
anuar 1852. Wäh- i : Ba 
rend seiner Regie- 1A frage ich, ob ein verständiger Mensch auf den Gedanken kommen 
rungszeit war er ein- kann, dal} Preußen nach dem wenig glänzenden Rückzug jemals wieder 
zig bestrebt, mit auf die Kandidatur zurückkommen wird. Ich wiederhole es also, nicht 


sogenannten »Kom- wegen der Interessen Frankreichs haben wir den Krieg, sondern durch 


Bensahenenieinen die Schuld des Kabinetts..! 
territorialen Zuge- 


winn für Frankreich '® Octave AUBRY, Das zweite Kaiserreich, Rentsch, Zürich-Leipzig o. ]. (ca. 1950), 
zu erlangen-was S. 704. 

ihm auf der ganzen 19 [,orn, The Origins, aaO. (Anm. 14), S. 228 (Dok. Nr. 179). 
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denke u. a. an die 21 3 Der ha ER 
FE kembursAlfaret ee Europäische Dokumente aus fünf Jahrhunderten, Esche, Leipzig 
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7 Szene aus dem 
Deutsch-Französi- 
schen Krieg: Die Ba- 
denser an der Lisaine 
(in der Nähe von Bel- 
fort) unter General 
August Graf von WerR- 
DER am 15.-17. Janu- 


ar 1871. 


Spätere Schuldeingeständnisse NAPOLEONS III. unterstreichen das: 

Kurz vor Kriegsausbruch erklärte er: »Wir haben keinen richtigen 
Grund zum Krieg. Trotzdem werden wir uns für ihn entscheiden müs- 
sen, um dem Willen des Landes zu gehorchen.«” 

Im nachhinein, in einem Brief vom 2. Mai 1871 an die Gräfin Louise 
MERCY-AÄRGENTEAU, schrieb er: »Ich gebe zu, daß wir die Angreifer ge- 
wesen sind.«” 

Der große Franzose und bekannte Deutschenhasser George CLE- | 
MENCEAU machte späterhin seinem Herzen Luft, als er vorwurfsvoll be- \ 
merkte: »1870 erklärte NaPoLEon III. in einem Augenblick des Wahn- er 
sinns den Krieg an Deutschland. Kein guter Franzose hat je gezögert I 
zuzugestehen, daß das Unrecht an diesem Tage auf unserer Seite war. 6 

Das sind klare Aussagen, die an Deutlichkeit nichts zu wünschen üb- 
rig lassen. Die Rache für Sadowa trug ihre Früchte. 


Dankwart Kluge 


Am 16. 11. 1870 


: wählten die spani- 
* Theodor SCHIEDER u. Ernst DEUERLEIN (Hg.), Rezchsgründung 1870/71, Stuttgart schen Cortes den 


1970, S. 94. savoyischen Prinzen 
® Bulletin Officiel de la Societe d’Etudes documentaires et critiques sur la guerre Amapeus, Herzog von 
vom 15. März 1923. Hier wiedergegeben nach: HısToricus, Frankreichs 33 Erobe- Aosta, zum König, 
rungskriege, Genf 1935, S. 71. der am 2. 1. 1871 


* Günther ZEMELLA, Chronologie zur Kriegsschuldfrage, Grabert, Tübingen 2012,85. 11. die Regierung antrat. 
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Noch in unseren Tagen stellen unverbesserliche, voreingenommene 
Individuen die längst durch klare Fakten widerlegte Behauptung auf, 
Bismarck habe den Deutsch-Französischen Krieg von 1870/71 in vor- 
sätzlicher Manier herbeigeführt.' Auf der Internetseite Blick auf die 
Welt — von Beer Sheva aus schreibt unter Pseudonym eine Verfasserin 
diese unglaublichen Zeilen: 

»Daß Preußen 1870 einen aggressiven Angriffskrieg gegen Frank- 
reich vom Zaun brach, wird niemand in Zweifel ziehen wollen. Zu 
bekannt ist die Emser Depesche, mit der Bismarck den Krieg erzwang. 
Die westliche Welt ist sich einig, daß Gebietsgewinne aus solchen Krie- 
gen völkerrechtswidrig sind. Die Frage Elsaß-Lothringen hat sich nach 
dem 2. Weltkrieg wohl erledigt. 

Die zitierte Verfälschung zu 1870/71 kann als solche mit einem Ver- 
treter des marxistischen Lagers leicht entlarvt werden. Denn der auch 
im Westen renommierte DDR-Historiker und BısmarcKk-Biograph 
| Ernst ENGELBERG weist darauf hin, daß sich in historischer Hinsicht 
das Frankreich NaroLeons Ill. ins Unrecht gesetzt habe, indem es 
| sich der nationalstaatlichen deutschen Einheitsbewegung in den Weg 
| gestellt habe. ENGELBERG verweist in diesem Kontext auf Frankreichs 
sozialistischen Politiker und Historiker Jean JAURES, der trotz seiner 
Aversion gegen alles Preußische immer wieder auf genau jenes franzö- 
sische Fehlverhalten im Jahre 1870 abgehoben und dieses scharf kriti- 
siert habe.’ 


Matthias Gallas 


' Vgl. zu Bismarcks Verhältnis zu den Franzosen u. a.: Theodor HECKER- 
MANN, Sprechen wir über Bismarck! Der verleumdete Kanzler, München 2011, 
S. 99£.., 121 £. u. 167 ££. 


? beer7: Grenzziehung Deutschland fuer Zollzwecke. 4. November 2009. In: 
Blick auf die Welt — von Beer Sheva aus. URL: http:/ /beer7.wordpress.com/ 
2009/11/04/grenzziehung-deutschland-fuer-zollzwecke/ 

? Ernst ENGELBERG, Bismarck. Urpreufße und Reichsgründer, (Ost-) Berlin 1985, 
S. 726. 
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Für den Deutsch-Französischen Krieg von 1870/71 wurden Preußen- 
Deutschland im allgemeinen und Bismarck im besonderen immer wie- 
der Greueltaten an Frankreichs Soldaten und Zivilbevölkerung vorge- 
worfen. An dieser Stelle sei als im negativen Sinne herausragendes Beispiel 
die zeitgenössische Brüsseler Zeitung Indiserete zitiert, die im November 
1870 das Folgende schrieb: 

»Indem er... 1870 Frankreich abwürgte, es zugrunde richtete und ihm 
den Ölzweig des Friedens versagte, hat Herr von BisMARCK immer nur 
mit kaltem Blute auf den Tod der Unschuldigen spekuliert. Dieser hoch- 
fahrende, anmaßende und brutale Mensch wohnt fühllos der Hinrich- 
tung ganzer Völker bei und zeigt der Welt, wie weit es die Menschenseele 
im Raffinement der Grausamkeit bringen kann.«' 

Nicht genug damit, daß, obwohl Paris den Preußen den Krieg erklärt 
hatte, BIsMARcK in dieser bizarr verzerrenden Darstellung unter Bezug 
auf den Krieg von 1870/71 als Aggressor erscheint, der Frankreich den 
Frieden versagt habe. Er wird überdies noch als ein Mann verleumdet, 
der kaltblütig den Tod unschuldiger Menschen in Kauf nehme und un- 
gerührt dem Mord an ganzen Völkern zuschaue. Letzteres unterstellt 
indirekt den in Frankreich kämpfenden deutschen Truppen, sie massa- 
krierten die einheimische Bevölkerung. 

Die hier wiedergegebenen, grob diffamierenden Beschuldigungen stell- 
ten aber seinerzeit keine Seltenheit dar, sondern waren »nur« ein Gipfel 
der ungezügelten Attacken französischer und anderer Blätter gegen Bıs- 
MARCK. Moritz Busch, sein »Pressechef«, der ihn 1870/71 in Frankreich 
begleitete, berichtet in seinen Aufzeichnungen, wie sein Vorgesetzter ihm 
den Brüsseler Indiserete schon zuvor genannt habe. Es war Busch zufolge 
»das Blatt, auf das sich der Chef neulich bezogen hatte, als er über die 
Untaten klagte, die ihm die französischen Journalisten nachredeten. Ich 
notierte mir einiges als Probe der Fülle von geschmacklosen, plumpen 
und unsinnigen Verleumdungen, mit denen die französische Presse uns 
in dieser Zeit bekämpfte«.? 

In Anbetracht all dieser Vorwürfe an die deutsche Adresse erscheint 
es im Sinne historischer Wahrheit nur gerecht, näher auf die Thematik 
der Franktireurs? einzugehen, die im Krieg von 1870/71 auf französi- 
scher Seite kämpften und deren Vorgehensweise damals der deutschen 
Seite häufig Anlaß zu massiven Beschwerden gab. 

Nach einer neueren Publikation zum Deutsch-Französischen Krieg 
von 1870/71* kann dieser Krieg in eine Phase »herkömmlicher« Krieg- 
führung und in eine Phase mit Elementen des Kleinkriegs unterteilt wer- 
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' Moritz Busch, 
Bismarcks große Tage. 
Ein Chronist erlebt 
die Reichsgründung, 
neu herausgegeben 
von Gert SUDHOLT, 
Berg 1990, S. 157. 


? Busch, ebenda, 
Sse159 

? Der Begriff wurde 
gebildet aus frz. 
»franc« (frei) und 
jtireur« (Schütze). 


* Es handelt sich 
dabei um: Jan 
Ganschow, Olaf 
HASELHORST u. Maik 
OHnEZEIT (Hg), Der 
Deutsch-Französische 
Krieg 1870/71. 
Vorgeschichte. Verlauf. 
Folgen, Ares, Graz 
2009. 
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(1838-1882) war 
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‚Regierung der Na- 
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den. Die erste Phase erstreckte sich demnach auf August/September 
1870, die zweite auf den Zeitraum September 1870 bis Januar 1871. Die 
Änderung in der Kriegführung trat mit dem Sturz des Kaiserreichs NA- 
POLEONS III. und der Ausrufung der Republik am 4. September 1870 
ein, die Leon GAMBETTA, einem kleinbürgerlichen Demokraten, mehr 
Einfluß auf das militärische Vorgehen brachte. Dieser setzte sich jetzt 
mit seinem Plan eines Volkskrieges durch und wurde am 7. Oktober 
1870 von dem »Gouvernement de la defense nationale« unter dem Vor- 
sitz des Generals TROCHU mit der Leitung des Krieges in der Provinz 
betraut. GAMBETTA erklärte, Frankreich werde nunmehr den Partisanen- 
krieg intensivieren und zum Nationalkrieg übergehen. Nach seiner im 
Heißluftballon durchgeführten Flucht aus dem von deutschen Truppen 
belagerten Paris setzte GAMBETTA den Guerillakrieg mit bewaffneten Zi- 
vilisten ins Werk. Es gab jetzt verstärkt Gefechte zwischen »Francs-Tireurs 
(wie die Franzosen ihre Freischärler nannten) und den deutschen Streit- 
kräften. Letztere griffen zu Repressalien als Vergeltung für GAMBETTAS 
»guerre a outrance« (Krieg bis zum äußersten), den man heute wohl als 
asymmetrische Kriegführung bezeichnen würde.’ 

Der französische Guerillakrieg stellte sich wie folgt dar. Oft schossen 
einzelne Franzosen aus ihren Häusern ohne besonderen Anlaß auf deut- 
sche Soldaten, die vorbeimarschierten.‘ Häufig kam es deutschen Quel- 


3 Jan GanscHhow, »Kriegsvölkerrecht im Deutsch-Französischen Krieg 1870/ 
71«, in: ebenda, S. 283-430, hier: S. 351 f. 


° Frank KÜHLIcH, Die deutschen Soldaten im Krieg von 1870/71, Frankfurt/M. 1995, 
S. 305. 
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len zufolge auch dazu, daß scheinbar friedlich ihrer Feldarbeit nachge- 
hende Bauern die Deutschen hinterrücks beschossen, wenn diese weit 
genug von ihnen entfernt waren.’ Auf dem Marsch und in den von ih- 
nen besetzten Dörfern wurden kleinere deutsche Einheiten angegriffen. 
Objekte von Attacken waren auch die Feldpost, Versorgungskolonnen, 
Gefangenentransporte oder Eisenbahnzüge. Nach alter Guerillamanıier 
beschossen die Franzosen von Waldrändern, Böschungen, Gebäuden 
oder von sonstigen Verstecken aus die deutschen Soldaten, zogen sich 
jedoch bei deren Gegenwehr gleich zurück und gaben sich für den Fall 
einer Ergreifung sofort den Anschein unbeteiligter Zivilisten. So konn- 
ten die deutschen Soldaten aufgrund der äußeren Erscheinung ihrer 
Gegner in der Regel nicht erkennen, ob sie es mit harmlosen Bürgern 
oder mit den verhaßten Franktireurs zu tun hatten.° 

Die Frage, ob nun die Franktireurs den Bedingungen für eine Aner- 
kennung als Kombattanten entsprachen, führte zwischen den Regierun- 
gen der gegeneinander Krieg führenden Staaten zu heftigen Auseinan- 
dersetzungen. Preußen verfocht die Auffassung, daß die Franktireurs den 
schützenden Status der Zivilbevölkerung mißbrauchten, wodurch eine 
‚zivilisierte« Kriegführung Schaden nehme. Daher erließ das Große 
Hauptquartier in Clermont-en-Argonne mitder»Allerhöchsten Cabinetts- 
ordre über die Behandlung irregulärer französischer Kombattanten« den 
grundlegenden Befehl für Maßnahmen gegen die Franktireurs. Denjeni- 
gen Gefangenen, die sich durch äußere Abzeichen in hinreichendem Maße 
als Kombattanten ausweisen konnten, wurde sämtlich der Kombattan- 
tenstatus zuerkannt. Über andere Gefangene mußte nach dem Befehl 
durch deren Überstellung an ein Kriegsgericht entschieden werden. Bei 
Schuldspruch hatte dieses bloß zwei Strafmaße: die Todesstrafe und (in 
milderen Fällen) zehn Jahre Zwangsarbeit in Deutschland. Die Folge 
davon war, dal sich die deutschen Truppen beim Rechtfertigen ihres 
Vorgehens gegen Zivilisten auf »die Kriegsgesetze« beriefen.’ Franktireurs 
wurden danach oftmals ohne ein Kriegsgerichtsverfahren auf der Stelle 
exekutiert. Doch die Deutschen waren bereit, diejenigen Franktireurs als 
reguläre Kombattanten zu akzeptieren, die in permanenten Einheiten 
geschlossen, mit einem Soldbuch versehen und uniformiert an ausge- 
dehnten Kämpfen teilnahmen." 

Preußen lehnte nicht nur die Franktireurs, sondern auch die »Levee en 
masse (Volksaufgebot) ab und wollte diese bloß unter äußerst streng 
definierten Bedingungen als vom Kriegsvölkerrecht zu Gefechtshand- 
lungen berechtigt anerkennen. Der preußische Standpunkt zielte darauf 
ab, im Rahmen eines eng ausgelegten Begriffs von Kombattant nur noch 
in hohem Maße professionelle Soldaten den Kampf austragen zu lassen. 
Deshalb behandelte Preußen die Franktireurs nıcht als Kombattanten 
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® Vgl. dazu Georg 
Cardinal von 
WIDDERN, Deutsch- 
französischer Krieg 
1870/71. Der Krieg 
an den rückwärtigen 
Verbindungen der 
deutschen Heere und 
der Etappendienst nach 
den Feldakten und 
Privatberichten. Theil 
2: Die Bekämpfung 
des Volkskrieges ım 
General-Gouvernement 
Reims, Berlin 1893, 
S127% 


°F. KüHLıch, Die 
deutschen Soldaten, 
aaO. (Anm. 6), 
S. 316. 


10 Ebenda, S. 307. 
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11 G. v. WIDDERN, 
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12 Moritz Busch, 
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1942. 


13 Ebenda, S. 122. 
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nach dem Kriegsvölkerrecht, sondern nach dem preußischen Kriegsrecht 
als Meuchelmörder. Und sogar die Franzosen schätzten die Franktireurs 
oft nur sehr gering, was sich unter anderem an folgender Episode able- 
sen läßt: Der Bürgermeister des Ortes St. Menehould bot den Frank- 
tireurs 100 Francs an, damit sie die vier deutschen Husaren, die sie am 1. 
November 1870 dort gefangengenommen hatten, wieder freiließen. Die 
Franktireurs nahmen das Angebot des Bürgermeisters in der Tat an.!!' 

Wenn es sich um Maßnahmen gegen Franktireurs handelte, artikulier- 
te Otto von BIsMARCK in vielen Fällen weit drastischere Gedanken als 
seine Militärs. Laut Moritz BuscHs Erlebnisbericht Mir Bismarck vor Pa- 
ris'” kritisierte der Kanzler des Norddeutschen Bundes und Ministerprä- 
sident des Königreichs Preußen die Schonung der ihm so widerwärtigen 
Franktireurs am 14. Oktober 1870 als »sträfliche Trägheit im Erschie- 
Ben«'? und legte sogar noch nach: »Das ist Landesverrat. — Unsere Leute 
sind fix beim Schießen, aber nicht beim Erschießen. Man sollte alle Dör- 
fer, wo Verrat vorkommt, sofort ausbrennen und alle männlichen Ein- 
wohner hängen.«'* 

Bereits zu Beginn des Feldzugs in Frankreich hatte Bismarck mit sehr 
deutlichen Worten die »niederträchtige Kriegführung der Rothosen«'° 
gegeißelt. Und am 25. August 1870 war es Busch, der seinem Unmut 
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über die Franktireurs freien Lauf ließ: »Ich sollte fast meinen, das wären 
keine Vaterlandsverteidiger, sondern Meuchelmörder, die man ohne viel 
Federlesens henken sollte, wenn man ihrer habhaft würde.«!® 

Doch BuschHs Chef war in seinen Attacken gegen die französischen 
Partisanenkrieger nicht zu überbieten. Unter dem 1. November 1870 
hielt der Chronist Busch fest, daß, als über 1200 gefangene Franzosen 
beim Frühstück jemand gesagt habe, dies seien teilweise Franktireurs, 
Bismarck Folgendes von sich gegeben habe: »Gefangene! Daß sie im- 
mer noch Gefangene machen. Sie hätten sie der Reihe nach füsilieren 
sollen.«!” 

Beieinem Tischgespräch am 23. November 1870 holte Bismarck nach 
den Aufzeichnungen Moritz Buscıis verbal zum großen Schlag gegen 
die Franktireurs aus: »Unsere Norddeutschen halten sich zu sehr an den 
Befehl. Wenn so ein Buschklepper [damit sind die Franktireurs gemeint, 
M. G.] auf einen holsteinischen Dragoner schießt, so steigt der erst vom 
Pferde und läuft mit seinem schweren Säbel dem Kerl nach und fängt 
ihn. Dann bringt er ihn seinem Leutnant, und der läßt ihn laufen, oder er 
liefert ihn ab, und dann ist’s dasselbe, man läßt ihn auch laufen. Der 
Bayer macht's anders, der weiß, daß Krieg ist, der hält noch auf gute alte 
Sitten. Er wartet nicht ab, bis auf ihn von hinten geschossen wird, son- 
dern schießt zuerst.«'® 
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Der von GAMBETTA ausgerufene »guerre A outrance« zeitigte nicht nur 
nach Bismarcks Ansicht teilweise bestialische Ergebnisse. Dabei wollte 
mancher Franzose die Deutschen bei Europas Großmächten um die Jah- 
reswende von 1870 zu 1871 noch wegen angeblicher »Barbarei verkla- 
gen. Aber was waren die (real gar nicht existierenden) Vergehen der deut- 
schen Truppen gegen das, was z. B. die Zeitung Independance Algerienne ın 
einem Artikel so von sich gab? Die Vorstellungen des Verfassers von 
dem, was Frankreich in seinem »Verteidigungskrieg« alles unternehmen 
solle, waren in ihrer Blutrünstigkeit schon schlimm genug. Schlimmer 
war noch, daß verschiedene in Frankreich erscheinende Zeitungen den 
genannten Beitrag ohne jedes Wort der Mißbilligung abdruckten. Moritz 
Busch gibt in seinen Aufzeichnungen über den Frankreichfeldzug für den 
2. Januar 1871 in deutscher Übersetzung den Wortlaut des von einem nord- 
afrikanischen Journalisten geschriebenen Arskels wieder: 

»Der Augenblick ist gekommen. Möge jede unserer Provinzen zehn 
Gums [Scharen, M. G.] von je 200 Mann ausheben! Sie werden. ... einige 
Offiziere von den arabischen Büros zu Anführern haben. Diese Gums 
werden sich. .. nach Lyon wenden, dort werden sie den Dienst von flie- 
genden Tirailleurs und Eklaireurs [Aufklärer, M. G.] übernehmen, von 
dem unsere leichte Reiterei nichts versteht. Ihre erste Aufgabe wird dar- 
in bestehen, die Ulanen zu vernichten oder wenigstens dadurch in Schrek- 
ken zu setzen, daß sie ein paar Köpfe abschneiden. In zwei oder drei 
Gruppen geteilt, unter denen jeder einige deutschsprechende Offiziere 
und Unteroffiziere beigegeben sein werden, werden diese tapferen Kin- 
der der Wüste sich auf das Großherzogtum Baden werfen, wo sie alle 
Dörfer niederbrennen und alle Wälder anzünden werden. . . Der Schwarz- 
wald wird mit seinen Flammen das Tal des Rheines erleuchten. Die Gums 
werden sodann in Württemberg eindringen, wo sie alles verwüsten wer- 
den. Der Ruin der mit Preußen verbündeten Länder wird ohne Zweifel 
die Niederlage und den Sturz von Preußen selbst zur Folge haben. 

... Wir werden zu diesen tapferen Söhnen des Propheten sagen: Wir 
kennen euch, wir schätzen euren Mut, wir wissen, daß ihr energisch, 
unternehmend, ungestüm seid. Geht hin und schneidet Köpfe ab, je mehr ihr 
abschneiden werdet, desto höher wird unsere Achtung vor euch steigen. [Hervorhe- 
bung im Text, M. G.] 

... Lassen wir hinter uns das Erbarmen! Lassen wir hinter uns die 
Gefühle der Menschlichkeit! Weder Gnade noch Mitleid mit diesen mo- 
dernen Hunnen! Nur der Einbruch in Deutschland kann noch die Auf- 
hebung der Belagerung von Paris herbeiführen. Die Gums werden auf 
der Höhe ihrer Aufgabe stehen. Es genügt, wenn wir ihnen den Zügel 
locker lassen und zu ihnen sagen: Morden, plündern, niederbrennen! [Hervor- 
hebung im Text, M. G.|« 
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In diesem überaus blutrünstigen, hetzerischen Text findet sich bereits 
die Verunglimpfung der Deutschen als »moderne Hunnen«, die später, 
in der Zeit des Ersten und des Zweiten Weltkriegs, zum ebenso haßer- 
füllten wie verächtlichen Synonym für die Deutschen schlechthin wer- 
den sollte. Dies ist aber noch nicht alles, was sich an dem bösartigen 


Pamphlet ablesen läßt: Wie zur Zeit König Lupwics | 
XIV. das christliche Frankreich ein Bündnis mit dem 
moslemischen Osmanischen Reich eingegangen war, 
um des Sonnenkönigs Widerpart, den habsburgi- 
schen Kaiser in Wien, zu vernichten, so sollte das 
Frankreich GAMBETTAs die »Dienste« nordafrikani- 
scher Mörderbanden in Anspruch nehmen, um das 
so verhaßte Preußen Bismarcks schmerzhaft zu tref- 
fen. Moritz BuscH berichtet weiter, daß er von der 
vor kurzem erfolgten Ankunft jener nordafrikani- 
schen »Gums« auf französischem Boden gelesen 
habe.” 

Obwohl die französische Seite zwischen den 
Franktireurs von 1870/71 und dem preußischen | 
Landsturm der Befreiungskriege 1813-15 kriegsvöl- 
kerrechtlich eine Parallele zu ziehen suchte, kann ei- 
nes nicht mit dem anderen gleichgesetzt werden. # 
Denn das Kriegsvölkerrecht hatte sich seit dem Jahr 
1815 weiterentwickelt, und Preußens alte Landsturm- ** 
gesetze waren durch deutsches Reichsgesetz vom 12. Februar 1875 auf- 
gehoben worden. Somit erfüllte das Deutsche Reich selber auch gesetz- 
lich das, was es 1870/71 von Frankreichs Franktireurs forderte. Und 
diese besaßen durchaus Kenntnis von der preußischen Rechtsauffassung, 
weil die Preußen in Dörfern, ın denen sie Quartier bezogen, an zentral 
gelegenen Plätzen schriftliche Bekanntmachungen anschlugen.”' 

Derartige Bekanntmachungen lösten bei der französischen Zivilbe- 
völkerung einige Empörung aus, weil sich jeder der Gefahr ausgesetzt 
sah, als ein mutmaßlicher Franktireur beseitigt zu werden. Mittels ihrer 
Regelung gegen die Franktireurs hatten die Preußen vor, eine eindeuuige 
Unterscheidung zwischen Kombattanten und Nichtkombattanten mög- 
lich zu machen. Wünschte der Feind für den Fall seiner Gefangennahme 
die Vorteile des Kriegsgefangenenstatus in Anspruch zu nehmen, sollte 
er nach preußischer Auffassung auch die Nachteile und Pflichten eines 
regulären Soldaten tragen müssen. Es war nämlich sonst für eine einrük- 
kende Armee einfach nicht zu bewerkstelligen, Nichtkombattanten als 
solche zu behandeln. Die Konsequenz daraus wiederum wäre ein Rück- 
fall in die archaische Form der Kriegführung gewesen: Denn wäre jeder 
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ein potentieller Verteidiger seiner Heimat gewesen, hätte eine eindrin- 
gende Streitmacht entweder alle wehrfähigen Einwohner unter Gefangen- 
schaft stellen oder diese im schlimmsten Fall töten müssen.” 

Im Deutsch-Französischen Krieg von 1870/71 fand eine ganz ent- 
scheidende Veränderung im Kriegsvölkerrecht statt, was die Schutz- 
bereichseinstufung als Kombattant (Mitkämpfer) anlangte. Um die fran- 
zösischen paramilitärischen Freiwilligenverbände der »francs corps« 
(Freikorps) und auch die francs tireurs: (Freischützen) als reguläre Kom- 
battanten anzuerkennen, stellte Preußen zu Beginn des Krieges völlig 
neue Bedingungen. Laut GANSCHOW war es nach preußischer Sichtweise 
nötig, daß 

1. jede Person, die freiwilligan Kampfhandlungen teilnahm, aber nicht 
zur regulären Truppe gehörte, eine für sie persönlich von den Behörden 
oder vom befehlshabenden Kommandeur ausgestellte Ermächtigung (au- 
torisation spedale) vorweisen konnte; 

2. die Kombattanteneigenschaft (varartere militaire) einer derartigen 
Person an äußeren Zeichen eindeutig abgelesen werden konnte; 

3. solche Personen eine hierarchische und militärische Organisation 
hatten und daß die Führer der Franktireurs wenigstens dem Armeekom- 
mando unterstellt waren; 

4. diese Personen die Kriegsgesetze und -gebräuche auch beachte- 
ten 
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Die Ursachen dafür, daß Preußen den Kombattantenstatus derart qua- 
lifiziert wissen wollte, werden deutlich, wenn wir diese Passage aus Mo- 
ritz Busctis Mit Bismarck vor Paris betrachten: »Man berichtet von den 
Truppen vor uns allerhand Empörendes über die Franktireursbanden, 
die sich gebildet haben. Ihre Bekleidung ist derart, daß man in ihnen 
kaum Soldaten erkennt, und was sie an Abzeichen tragen, die sie als 
solche kenntlich machen, können sie leichtablegen. Ein solcher Bursche 
liegt, während ein Reitertrupp von uns die Straße daherkommt, anschei- 
nend sich sonnend am Graben, neben einem Gehölz. Sind die Leute 
vorbei, feuert er sein Gewehr, das er in der Zwischenzeit im nahen Ge- 
büsch verborgen gehalten, auf sie ab und läuftin den Wald, aus dem er, 
der Wege kundig, ein Stück weiterhin als harmloser Blusenmann wieder 
herauskommt.«* 

Oft genug wurden diese von BuscH beschriebenen Individuen »ohne 
viel Federlesens« gehenkt, wobei man die Begründung verwendete, der 
in sämtlichen Armeen aller zivilisierten Staaten geltende Sinn für Ritter- 
lichkeit fordere zwingend, daß man sich offen als Feind zu erkennen 
gebe. Alles andere sei keine kriegerische Handlung, sondern lediglich 
Morden auf heimtückische Art, also ein todeswürdiges Verbrechen.” 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht verwunderlich, wie sich BismARcK 
zu dem »Phänomen« der Franktireurs äußerte. Nach Angaben von Busch 
berichtete der Kanzler über seine Begegnung mit einer Gruppe in Ge- 
fangenschaft geratener Franktireurs dies hier: »Ich sagte ihnen: vous se- 
rez tous pendus, vous n’etes pas soldats, vous Etes des assassins. (Ich 
werde euch alle aufhängen lassen; ihr seid keine Soldaten, ihr seid Mör- 
der!) Der eine fing dann laut zu flennen an.«® 
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Die Franzosen wandten gegen die von Preußen geforderte Qualifizie- 
rung von Kombattanten ein, unter diesen Bedingungen sei der Feind in 
der Lage, willkürlich festzulegen, wer ein Kombattant sei und wer nicht. 
In der Lage, in der sich Frankreich nach der Schlacht von Sedan befun- 
den habe, sei es für Franzosen, die zu den Waffen gegriffen hätten, schon 
so gut wie unmöglich gewesen, bloß die erste der aufgezählten vier Be- 
dingungen zu erfüllen. Bismarck erwiderte hierauf nur lakonisch, daß in 
derartigen Fällen die Freiwilligen nicht als Soldaten behandelt würden, 
weil sie sich nicht wie solche verhielten. Und in der Tat erhob im Krieg 
von 1870/71 die deutsche Armeeführung die Forderung, daß jeder Ge- 
fangene, der sich wie ein Kriegsgefangener behandelt sehen wollte, über 
seine Eigenschaft als französischer Soldat durch einen von der gesetzli- 
chen Behörde erlassenen Befehl beweisen müsse, daß er wirklich zur 
Fahne einberufen worden sei.” 

Aller französischen Kritik zum Trotz wiesen die von Preußen aufge- 
stellten Forderungen nach Jan GAnscHow weit mehr Fortschrittlichkeit 
auf, als die Franzosen eingestehen mochten: Die 1899 und dann wieder 
1907 in Artikel 1 der Haager Landkriegsordnung niedergelegten Bedin- 
gungen für den Kombattantenstatus hatten ihren gedanklichen Ursprung 
in den weiter oben aufgelisteten Forderungen der Preußen. So war es zur 
Klärung des Kombattantenstatus von Kampfteilnehmern gekommen.” 

Zur Zeit des Krieges von 1870/71 galten nach dem klassischen Kriegs- 
völkerrecht auch solche Personengruppen als scombattants«, die als Teil- 
nehmer an militärischen Unternehmungen im Rahmen einer »Levee en 
masse« (eines Volksaufgebots) bei der Verteidigung des Vaterlandes mit- 
wirkten, ohne jedoch den regulären Truppen des betreffenden Staates 
anzugehören. Zu dieser Kategorie können zum Beispiel die Einwohner 
einer Stadt oder einer Festung gerechnet werden.” 

Mit dem Status eines Kombattanten ist das Tragen der jeweils gegne- 
rischen Uniform im Fall von Kampfhandlungen sehr eng verknüpft. 
1870/71 wurde es in Europa noch nicht als eine »Perfidie« betrachtet, 
wenn zum Zweck der Täuschung feindliche oder neutrale Uniformen, 
Fahnen, Flaggen und Zeichen verwendet wurden. Damals erklärten die 
Völkerrechtler dies noch für zulässig, und erst mit der auf der Haager 
Friedenskonferenz 1899 beschlossenen Landkriegsordnung wurde es in 
Artikel 23 £. untersagt, feindliche Uniformen und militärische Abzeichen 
zu benutzen. Dieses stand auf einer Stufe mit dem Mißbrauch der Parla- 
mentärsflagge sowie des Abzeichens des Roten Kreuzes. Obwohl diese 
Täuschungsmanöver im Krieg von 1870/71 noch nicht verboten waren, 
hatten die von Preußen hiergegen eingeleiteten Maßnahmen aber zu- 
kunftsweisenden Charakter.” 


Matthias Gallas 
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Aus dem von Frankreich am 19. Juli 1870 Preußen erklärten Krieg ging 
Preußen-Deutschland als Sieger hervor, und dieses konnte daher die Frie- 
densbedingungen stellen. Es kam nach Verhandlungen, an denen selbst- 
verständlich die Franzosen beteiligt waren — anders als in Versailles 1919, 
wo die Deutschen von diesen ausgeschlossen waren -—, zum Frieden von 
Frankfurt vom 10. Mai 1871, nachdem am 26. Februar 1871 ein Prälimi- 
narfriede geschlossen worden war. Nach diesem konnte NAPoLEoN III. 
von Wilhelmshöhe nach England ausreisen. Der endgültige Friede war, 
ähnlich dem für Frankreich vorteilhaften Friedensschluß vom Wiener 
Kongreß 1815, für Paris ziemlich günstig. Frankreich konnte in kurzer 
Zeit seine Verpflichtungen erfüllen. 

Da manchmal falsche Bedingungen über diesen Friedensvertrag er- 
wähnt werden, etwa von 41 Milliarden Francs »Lösegeld für Deutsch- 
land« und jahrelanger Besetzung französischen Landes,' sei auf die hi- 
storischen Tatsachen hingewiesen. 

Richtig ist, daß die Friedensverhandlungen schnell abgeschlossen wer- 
den konnten. Beim Beginn der Gespräche wurden vom Reich sieben 
Milliarden Francs gefordert. Den Franzosen gelang es, die Summe auf 
fünf Milliarden herunterzudrücken, — 
die auch pünktlich bis zum 5. Sep- 
tember 1873 bezahlt wurden. Genau 
sollen es mit Zinsen und Verrech- 
nungen 5315 758853,20 Francs ge- 
wesen sein.” Von höheren Summen, f 
etwa den oben genannten 41 Milli- | 
arden Francs, war bei den Verhand- 
lungen nie die Rede. Die zur Be- FT 
schaffung der Summe am 28. Juli WB 


Der »Friede von Frankfurt« zwischen der 
Französischen Republik und dem Deut- 
schen Reich wurde am 10. Mai 1871 im 
Frankfurter Hotel »Zum Schwan« ge- 
schlossen. Für das Deutsche Reich be- 
vollmächtigte Verhandlungsführer waren 
Fürst von BismAarcK und Graf von ARNIM, 
für die Französische Republik Jules Favre, 
Augustin PouYer-QUERTIER und Marc-Euge- 
ne De GouLARD. Holzschnitt aus der Leip- 
ziger Illustrierten Zeitung vom 3. 6. 1871. 
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Der am 10. Mai 1871 geschlossene Friede von Frankfurt am Main. Dieses allegori- 
sche Gemälde ist Ausdruck der in Frankreich erhobenen Forderung nach Revanche 
und Rache. .. Man beachte unter anderem die unten rechts trauernden Provinzen 
Elsaß und Lothringen, die annektiert wurden, die auf das »gebrochene Recht« ver- 
weisende Justitia mit unverbundenen Augen, die mahnende Inschrift »Mane thecel 
phar&s« an König Belsazar, der Gott und die göttlichen Gesetze leugnete, und die 
Kriegsentschädigung in Höhe von 5 Millarden Francs in Gold, damit die preußi- 
schen Truppen abziehen. 


1872 in Paris aufgelegte Staatsanleihe war sofort gewaltig überzeichnet, 
da viele Franzosen zu dieser nationalen Tat beisteuern wollten. 

Ebenso ist falsch, daß die deutschen Truppen länger, als vereinbart, ın 
Frankreich - noch im Sommer 1872 — gestanden hätten. Man war in der 
anschließenden Berliner Konvention vom 12. Oktober 1871 übereinge- 
kommen, daß die noch von den Deutschen besetzten Gebiete innerhalb 
von 15 Tagen nach der Ratifizierung der Konvention von deutschen 
Truppen geräumt sein sollten, was auch erfolgte. Das weit überwiegend 
von Deutschen bewohnte Elsaß und der östliche Teil Lothringens, die in 
den französischen Raubkriegen im 17. Jahrhundert nach Zugehörigkeit 
über fast ein Jahrtausend zum Deutschen Reich an Frankreich gefallen 
waren, kamen an das Reich zurück, und deren Departements fielen na- 
türlich aus der Räumung heraus. 


Rolf Kosiek 


Bismarcks Verhandlungsstil 


Seinen Zeitgenossen galten Bismarcks Umgangsformen bei Verhand- 
lungen! als oftmals rücksichtslos und brutal. Hier ein Beispiel: Im An- 
schluß an die erste Ratenzahlung, die die Franzosen im April 1871 für 
die fünf Milliarden Francs Reparationen zum Krieg von 1870/71 leiste- 
ten, war Bismarck wegen der Verhandlungen rat. dem französ‘schen Fi- 
nanzminister erzürnt. Im August 1871 stritt er mit dem französischen 
Beauftragten in Berlin, DE GABRIAC, und erhob ihm gegenüber die Be- 
schuldigung, Frankreich sinne auf Rache für den verlorenen Krieg und 
wolle nur zwei Milliarden Francs bezahlen. Wenn dann das Jahr 1874 
komme, werde Frankreich Deutschland den Krieg erklären. In einem 
Buch über Bismarck und seinen Bankier Gerson BLEICHRÖDER heißt es 
zu dem Streitgespräch: »BismArcK war wieder sein drangsalierendes, bru- 
tal offenes Selbst; GABRIAC notierte, es sei BisMmarcks Verhandlungsstil, 
den Gegner aggressiv ins Unrecht zu setzen, um damit die eigenen feind- 
seligen Vorhaben zu rechtfertigen.«? 

Diese Quelle, die Bismarck nicht gerade freundlich gesonnen ist, scheint 
durch ein anderes Exempel bestätigt zu werden. Bei dem Abschluß des 
Präliminarfriedens mit der auf Kaiser NAPOLEON Ill. gefolgten französi- 
schen »Regierung der nationalen Verteidigung« stellte Otto von BISMARCK 
die soeben beschriebene Härte seines Verhandlungsstils erneut unter 
Beweis. Am 25. Februar 1871 führte er mit den französischen Abge- 
sandten — mit Adolphe THIERS, seit dem 17. Februar 1871 »Chef der 
Exekutive«, und mit Jules Favre, 1870-71 Außenminister — eine Unter- 
redung über die Bedingungen des zu schließenden Friedens. Hierüber 
berichtet in seinen Denkwürdigkeiten der General und Admiral Albrecht 
VON STOSCH, der nach dem Ende des Kriegs von 1870/71 Stabschef der 
Besatzungstruppen in Frankreich war, wie Bismarck der Verzögerungs- 
taktik von THIERS und FAvRE resolut entgegentrat: 

»Die beiden Franzosen waren ungeheuer wortreich und hielten auf 
jede Bemerkung oder Proposition [Vorschlag] lange Reden. Endlich sag- 
te Bismarck: »Das geht nicht, damit kommen wir nicht vom Fleck. Ich 
muß Sie bitten, mir mit einfachen Gegenpropositionen zu antworten. 
THIERS: »yAber man muß sie doch begründen. Bismarck: »Nein, das müs- 
sen Sie mir schon zutrauen, daß ich die Gründe selbst erkenne. Über- 
haupt muß ich Sie ersuchen, Ihre Worte mehr in der Gewalt zu haben 
undsich verletzender Reden zu enthalten. Sie sind die Herren von Frank- 
reich und ganz unumschränkt. Ich dagegen bin an meine Instruktionen 
gebunden, an Ihnen also ist es, milder zu sein, während ich genötigt bin, 
die Befehle meines Machtgebers strikt zu erfüllen. Sie wissen, daß wır 
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1866 zum General- 
major, 1871 zum Ge- 
neralleutnant ernannt 
worden. 
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? Unterredung 
BiIsMARCKs mit 
FAVRE und THIERS, 
Versailles, 25. 
Februar 1871. In: 
Willy ANDREAS 
(Hg.), Bismarck 
Gespräche, Bd. 1: Bis 
zur Reichsgründung, 
Bremen 1964, 

S. 414 £. 


* Zitiert nach: 
Ladislaus SINGER, 
Sowjetimperialismus, 
Stuttgart 1970, 
S.42f. 


> Peter BROUCEK, 
Ein General im 
Zwielicht: Die 
Erinnerungen 
Edmund Glaises von 
Horstenau. K. u. &. 
Generalstabsoffözier 
und Historiker, Graz 
1980, S. 445 £. 
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Bismarcks Verhandlungsstil 


Montag zu schießen anfangen, wenn wir bis dahin nicht fertig sind, und 
diese Sprache werden Sie wohl verstehen. Wir sitzen heut schon sieben 
Stunden und werden nicht fertig, das verträgt meine Gesundheit nicht. 
Endlich erklärten sie, sie könnten nicht mehr, und fuhren nach Haus. 
Heut sind sie wieder da und haben, wie mir mitgeteilt wird, die Absicht 
zu unterschreiben.«° 

Otto von BIsMARCK war jedoch keineswegs der »Erfinder« eines derart 
resoluten Umgangs mit Verhandlungspartnern, die die Unterhandlun- 
gen vorsätzlich in die Länge zogen, um Zeit zu gewinnen. Etwas Ähnli- 
ches gab es bei den deutsch-russischen Friedensverhandlungen von Brest- 
Litowsk 1918. Dort versuchte nämlich Leo TROTZKı, der Anfang 1918 
Leiter der russischen Delegation geworden war, die Verhandlungen durch 
seine endlosen Propagandareden über einen Frieden ohne Annexionen 
in die Länge zu ziehen, da er mit einer Ausbreitung der Revolution in 
Mitteleuropa rechnete. So strapazierte er die Geduld der deutschen Un- 
terhändler über jedes Maß. Erst durch den »Faustschlag« des Generals 
Max HorFMAnN, der offen die Dinge beim Namen nannte, wurde der 
russischen Delegation klar, was in Wirklichkeit bei einem Frieden ohne 
Annexionen zu erwarten stand. HOFFMANN richtete am 18. Januar 1918 
an die Adresse von TROTZKI diese recht deutlichen Worte: 

»Die russische Delegation spricht mit uns, als ob sie siegreich in unse- 
rem Lande stünde und uns Bedingungen diktieren könnte. Ich möchte 
darauf hinweisen, daß die Tatsachen entgegengesetzt sind. . .«* 

Abgesehen davon, daß HOFFMANN sich der über die eigene Epoche 
hinausgehenden Resonanz seiner klaren Ansprache gar nicht in vollem 
Umfang bewußt war, schlug er de facto auch überhaupt nicht auf den 
Tisch. Er beendete lediglich das stumpfsinnige Versteckspiel, das die 
Russen angefangen hatten, und handelte damit im Sinne der Obersten 
Heeresleitung, der das alles »zu dumm« geworden war. 

Diese Episode beweist, daß Otto von BIsMARcK nicht der »Erfinder« 
einer Verhandlungstaktik gewesen ist, die einen auf Verzögerung set- 
zenden Kontrahenten durch die Ausübung von Druck dazu bringt, nicht 
länger »auf Zeit zu spielen«. Überdies muß angesichts dieses gegen Bıs- 
MARCK erhobenen Vorwurfs auch eines bedacht werden — die Obstrukti- 
onshaltung der Verhandlungspartner. Ob diese in der Gegenüberstel- 
lung mit Biısmarcks Vorgehen, das ja primär eine Folge davon war, ein 
Vorbild an Lauterkeit verkörpert, kann zumindest in Frage gestellt wer- 
den. 


Matthias Gallas 
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Als führender Vertreter des angefeindeten Preußentums hat vor allem 
Bismarck sich gegen eine Bestrafung des unterliegenden Gegners ge- 
wandt. Moritz Busch hat in seinem Buch Unser Reichskanzier das festge- 
halten:' »Im September 1870 klagte die Nationalzeitung über die rück- 
sichtsvolle Behandlung des gefangenen Kaisers der Franzosen. »Die 
Nemesis«, meinte sie, »hätte gegen den Mann des zweiten September, 
den Urheber der Sicherheitsgesetze, den Anstifter des mexikanischen 
Trauerspiels, den Anzettler dieses greuelvollen Krieges« weniger galant 
sein sollen; der Sieger sei nach dem Urteil des »Volksgemüts: allzu rit- 
terlich gewesen. Bismarck war dieser Ansicht durchaus nicht. »Das 
Volksgemüt, die öffentliche Ordnung«, sagte er, denkt allerdings so. 
Die Leute verlangen, daß bei Konflikten von Staaten der Sieger sich 
mit dem Moralkodex in der Hand über den Besiegten zu Gericht setze 
und ihn zur Strafe ziehe für das, was er gegen ihn begangen, womög- 
lich auch für seine Sünden gegen Dritte. Das ist aber ein ganz unge- 
bührliches Verlangen. Die Begriffe Strafe, Lohn, Rache gehören nicht 
in die Politik. Die Politik darf der Nemesis nicht ins Handwerk pfu- 
schen, nicht das Richteramt üben wollen. Das ist Sache der göttlichen 
Vorsehung. Die Politik hat nicht zu rächen, was geschehen ist, sondern 
zu sorgen, daß es nicht wieder geschehe. Sie hat sich unter allen Um- 
ständen einzig und allein mit der Frage zu beschäftigen: Was ist hierbei 
der Vorteil meines Landes, und wie nehme ich diesen Vorteil am be- 
sten und fruchtbarsten wahr? Sie hat sich in diesem Falle zu fragen: 
\Wer wird nützlicher für uns sein, ein schlecht behandelter NAPOLEON 
oder ein gut behandelter? Die Möglichkeit ist doch nicht ausgschlos- 
sen, daß er einmal wieder obenauf kommt. 

In ähnlichem Sinne äußerte sich der Kanzler in Versailles über die 
Meinung, die sein Vetter, Graf BismArcK-BOHLEN, über die im Okto- 
ber 1870 erfolgte Verhaftung JacoBYs ausgesprochen hatte und die da- 
hin ging, daß er sich freue, daß man »den faulen Schwätzer eingespun- 
den habe«. Unser Chef erwiderte darauf: »Ich freue mich darüber ganz 
und gar nicht. Der Parteimann mag das tun, weil seine Rachegefühle 
dadurch befriedigt werden. Der politische Mann, die Politik kennt sol- 
che Gefühle nicht. Die fragt nur, ob es nützt, wenn politische Gegner 


| mißhandelt werden.« 
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Moritz BuscH (1821- 
1899). 


! Moritz Busch, 
Unser Reichskanzter, 
Leipzig 1884, Bd. 1, 
S.99 f.; auch zitiert 
in: Russell GREN- 
FELL, Bedingungsloser 
Haß. Die deutsche 
Kraegsschuld und 
Europas Zukunft, 
Fritz Schlichten- 
mayer, Tübingen 


1954, 5.7 £ 
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Bismarck hatte keine Fistelstimme 


In den meisten Veröffentlichungen über Fürst Otto von BISMARCK wird 
angegeben, daß der Reichskanzler eine hohe Fistelstimme besessen habe, 
was etwas komisch zu seiner sonst kräftigen Statur gewirkt habe. So 
Dr [abrhumd schrieb etwa Altbundeskanzler Helmut SCHMIDT in dem mit dem Histo- 
C.H. Beck. Mür.  Niker Fritz STERN herausgegebenen Gesprächsband:! »Ein Mann wie Bıs- 
chen 2010. MARCK, der nicht richtig reden konnte und eine hohe Stimme hatte«, könne 
rtvonB. in der heutigen Welt keinen Erfolg haben.” 

SCHREIBER in: »Eine och die Behauptung von Bismarcks hoher Stimme ist gar nicht wahr. 
Lüge wenigerkin: Im Jahre 2012 wurde in den USA ein Exemplar der alten, von Thomas 
Nationalzeitung, 10. Alva Enıson 1877 erfundenen Sprechmaschine (Phonograph), dem er- 
2.2012,S.1u.11. sten Sprechapparat, mit dem man die menschliche Stimme naturgetreu 
® Ebenda, S. 1. aufnehmen und für lange Zeit aufbewahren konnte, entdeckt. Auf diese 
war BisMARcKs Stimme am 7. 
Oktober 1889 in Friedrichsruh 
von Theo WANGEMANN in ver- 
schiedenen Äußerungen aufge- 
nommen und im Original bis 
heute bewahrt worden. Bıs- 
MARCK benutzte dabei mehre- 
} re Sprachen, einschließlich des 
# Englischen und des Französi- 
schen. Dabei zeigte sich, daß 
der Eiserne Kanzler eine ganz 
normale kräftige und tiefe 
Männerstimme hatte. Die Mär 
von der hohen Fistelstimme 
hat irgend jemand aufgebracht, 
| der ihn ım nachhinein herab- 
setzen undderdas Lebenswerk 
des Reichsgründers abwerten 
wollte. Nach mehr als einem 


! Helmut SCHMIDT 
u. Fritz STERN, 


Wissenschaftlich-technischer Fortschritt am Ende des 19. Jahrhun- en 
derts: Otto von Bismarck lauscht seiner eigenen Stimme. Abbildung: Jahrhundert konnte somit eine 
Otto-von-Bismarck-Stiftung. Geschichtslüge aufgedeckt 


werden. 
Die aufgenommene Stimme 
Bismarcks soll auf der Internet-Heimseite des ‚Thomas Edison Natio- 
nal Historical Park« zu hören sein.’ 


Rolf Kosiek 
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Vorbemerkung 


Der Kulturkampf, der im 19. Jahrhundert das eben erst errichtete Zweite 
Reich entzweite, gilt mit Recht als »deutsches Verhängnis«.' 

Der Kulturkampf war eine politische Fehlleistung. Bismarck hat sich 
von den Liberalen und den »Kulturprotestanten« instrumentalisieren, 
sprich mißbrauchen lassen. Hierfür gab es keinen vernünftigen Grund: 
Der Kulturkampf spaltete und zersetzte das deutsche Volk und behin- 
derte die Konsolidierung des Deutschen Reiches von 1871. Das Vorge- 
hen gegen die polnischen Katholiken in Preußen war weder korrekt noch 
sachgerecht, zum politischen Nachteil der Deutschen hat man aus »pol- 
nischen Chauvinisten« »katholische Verfolgte« gemacht. Die katholische 
Kirche und die deutschen Katholiken waren nicht staatsfeindlich. 

Brennpunkt der Auseinandersetzung zwischen dem Deutschen Reich 
und einigen seiner Gliedstaaten auf der einen und dem Heiligen Stuhl 
wie der katholischen Kirche? auf der anderen Seite war ausgerechnet 
Preußen, das sich bis dahin als Hort religiöser Toleranz hervorgetan hatte. 
»Die Religionen müssen alle tolerieret werden«, postulierte der persön- 
lich irreligiöse FRIEDRICH DER GROSSE (1712-1786). Jeder solle »nach sei- 
ner Facon selig werden« Nach dem Tod des toleranten Monarchen ver- 
ankerte das Allgemeine Preußische Landrecht vom 5. Februar 1794 für 
die Königlichen Preußischen Staaten den Grundsatz der Gleichbehand- 
lung der Konfessionen ($$ 1-5 II 11 ALR. 

Der Kulturkampf, der gerade in Preußen ım Vergleich zu anderen deut- 
schen Staaten? mit besonderer Heftigkeit tobte, brach mit der klugen 
Tugend der Duldsamkeit. Schon während der »Kölner Wirren«,' dem 
Vorspiek zum späteren Kulturkampf,’ kam es im Streit um konfessio- 
nelle Mischehen unter FRIEDRICH WILHELM III. (1770-1840) zur Verhaf- 


! Manfred MÜLLER, Der Kulturkampf. Ein deutsches Verhängnis, Preuß. Oldendorf 
2003. 

* Sofern nichts anderes angegeben, wird unter »Kirche«im folgenden die katho- 
lische verstanden. 

? Bayern, Baden, Hessen, Sachsen, Österreich. 

* Ausführlicher Überblick samt Chronologie bei: Heinrich Brück, Lehrbuch der 
Korchengeschichte, S. 822-827, ferner: Heinrich SCHRÖRS, Die Kölner Wirren (1837). 
Studien zu ihrer Geschichte, Berlin-Bonn 1927, Rudolf AMELUNxEN, Das Kölner 
Ereignis, Essen ?1956, und Rezension hierzu: »Kirchenstreit: Erlauchte Vorfah- 
ren«, in: Der Spiegel, Nr. 7, 1953, S. 28 f. 

3 Gerhard BEsıer, Art. »Kulturkampf«, in: Theologische Realenzyklopädie, Bd. 20, 
1990, S. 209-240, hier: S. 210. 
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Kontranationaler Kulturkampf 


tung des Kölner Erzbischofs Clemens August Freiherr von DROSTE ZU 
VIscHERING (1773-1845). Der Hirte wurde in Minden interniert, der 
mit Köln konform gehende Martın von Dunin (1772-1842), Erzbischof 
von Posen und Gnesen, in der Festung Kolberg festgesetzt. Die Inhaf- 
tierung der Hirten schockierte, der neue König FRIEDRICH WILHELM IV. 
(1795-1861) rewirierte, die Regierung mischte sich nicht mehr in die Misch- 
ehen. Um des konfessionellen Friedens willen wurde mit Verordnung 
vom 12. Februar 1841 im preußischen Kultusministerium eine »Abtei- 
lung für katholische Kirchenangelegenheiten« eingerichtet.’ 

Nach dem Tod des kinderlosen Monarchen am 2. Januar 1861 kam 
dessen Bruder WILHELM I. (1797-1888) ans Ruder. »Es gereicht Mir zur 
Genugtuung, die Verhältnisse der katholischen Kirche für den Bereich 
Meines ganzen Staates durch Geschichte, Gesetz und Verfassung wohl- 
geordnet zu wissen«, bekräftigte der König bei der Krönung in Königs- 
berg. »Unter dem Schutze gerechter und wohlwollender Gesetze darf sie 
auf ihrem Gebiete frei und ungehindert ihre Tätigkeit entfalten«, ver- 
sprach der Monarch bei ihrem Treueschwur den beiden Erzbischöfen 
von Köln und von Posen. 

Gebrochen wurde das Versprochene in Form des Kulturkampfes. 
Schuld trug »die materialistisch bestimmte, zu sehr auf wirtschaftliche 
Erfolge gerichtete Denkart des naturwissenschaftlichen Zeitalters, staats- 
philosophisch die an HEGEL angelehnte Theorie namentlich des Natio- 
nalliberalismus von der unbeschränkten Staatsallmacht, kirchlich der aus 
der Opposition gegen das Vatikanum’ geborene Altkatholizismus, durch 
den man eine »romfreie« ganz dem Staat untergebene Kirche erhoffte, 
innenpolitisch die Spannung zwischen protestantischen Kleindeutschen 
und katholischen Großdeutschen, zwischen protestantischen Unitariern 
und katholischen Föderalisten, außenpolitisch Bismarcks Mißtrauen ge- 
gen die neue Zentrumspartei, in der er eine Schwächung des Reiches 
gegenüber den Nachbarstaaten vermutete«. 


6 Darlegung des Verfahrens der Preußischen Regierung gegen den Erzbischof 
von Köln. Vom 25sten November 1837, Berlin 1838. Der Erzbischof wurde 
erst 1839 aus der Haft entlassen und starb 1845 in der Verbannung in Münster. 
” Bärbel HoL7Zz, »Ministerialabteilung auf Zeit. Die Katholische Abteilung zwi- 
schen ‚Kölner Wirren und Kulturkampfe, in: Kulturstaat und Bürgergesell schaft im 
Spiegel der Tätigkeit des preußischen Kultusministeriums. Fallstudien, Berlin 2012, S. 
139-212. 

® Nikolaus SIEGFRIED [pseud,, i.e. Viktor CATHREIN S]], Actenstäcke betreffend den 
preußischen Culturkampf nebst einer geschichtlichen Einleitung, Freiburg i. Breisgau 
1882, S. XIX £. 

° Gemeint ist das Erste Vatikanische Konzil vom 8. 12. 1869 bis 20. 10. 1870. 
!% Aflexander] SCHNÜTGEN, »Kulturkampfe, in: Michael BuciiBERGER (Hg.), Le- 
xikon für Theologie und Kirche, Bd. 6, ”1934, Sp. 294-298, hier: Sp. 294. 
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Die Vorgänge des Jahres 1848 brachten der Kirche größere Freihei- 
ten. In der Verfassungsurkunde für den preußischen Staat vom 5. De- 
zember 1848 (Gesetz-Sammlung, S. 375) wie auch in der Fassung vom 
31. Januar 1850 (S. 17) wurde der Kirche das Recht der selbständigen 
Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten garantiert. Katholische 
Vereine aller Art wurden aus der Taufe gehoben. Preßvereine riefen reichs- 
weit katholische Medien ins Leben. Im Zeichen des Aufbruchs stand 
vom 3. zum 6. Oktober 1848 der erste deutsche Katholikentag in Mainz. 
In Würzburg konferierten vom 22. Oktoberbis zum 15. November 1848 
die Bischöfe.!! Sie beschlossen, die Gläubigen mit Hilfe von Volksmis- 
sionen zu motivieren. Bis zum Verbot im Kulturkampf 1872 fanden an 
die 4000 Massenveranstaltungen statt. 

Von liberalen Eliten wurde der Katholizismus nicht nur als anachro- 
nistisch, rückständig und reaktionär abgetan, sondern auch zum Nach- 
teil nationaler Einigkeit als exotisch, primitiv und barbarisch ausgegrenzt. 
Eine »unheilige Allianz< von Aufklärern und Rationalisten, Demokraten 
und Liberalen, Protestanten, Juden und Atheisten dämonisierte, exoti- 
sierte, orientalisierte den Katholizismus,” obwohl die protestantische 
Praxis viel stärker auf das Alte Testament zurückgreift als die katholi- 
sche Katechese. 

Als Papst Pıus IX. (1792-1878) in seinem Sylabus errorum 80 Irrtümer 
indizierte,'” war dies für Liberale eine »Kampfansage gegen die Geistes- 
freiheit«. Für Vertreter der Geistesfreiheit wie Georg Wilhelm Friedrich 
HEceEL (1770-1831) war katholischer Glaube Aberglaube. Heinrich HEINE 
(1797-1856) hielt Katholiken für »infantil, krank und unmännlich«. Für 
den zum Protestantismus konvertierten jüdischen Dichter war Katholi- 
zismus nichts als »Synonym überflüssiger, schädlicher Traditionen«.'* Der 
linksliberale Rudolf Virchow (1821-1902), der den Begriff »Kulturkampf« 
parlamentarisierte,'° verglich Oberschlesien mit Ägypten und Katholi- 
ken mit Fellachen, erniedrigte sie mit kolonialen Stereotypen (Naivität, 


!! Aus dieser ersten Zusammenkunft ging 1867 die Fuldaer Bischofskonferenz 
als ständige Einrichtung hervor. 

12 Manuel BoRUTTA, »Der innere Orient: Antikatholizismus als Orientalismus in 
Deutschland, 1781—-1824«, in: Monica JUNEJA u. Margit PERNAU (Hg.), Religion 
und Grenzen in Indien und Deutschland. Auf dem Weg zu einer transnationalen Historio- 
graphie, Göttingen 2008; dies., Antikatholizismus. Deutschland und Italien im Zeital- 
ter der europäischen Kulturkämpfe, Göttingen 2010. 

B Vgl. den verbreitete Mißverständnisse beseitigenden Kommentar von Walter 
BRANDMÜLLER: »Er hinterließ eine gefestigte Kirche«, in: Die Tagespost, 2. 9. 2000, 
SD, 

" Heinrich HEINE, Die romantische Schule, Hamburg 1836, S. 38. 

5 Anm. 1. 
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Papst Pıus IX., (1792- 
1878), der im Jahre 
2000 von JOHANNES 
Paun I. seliggespro- 

chen wurde, ver- 
urteilte in seinem 
brisanten und provo- 
kativen Syllabus er- 
rorum philosophische 
Theorien wie den 

Pant Bismus oder dn 
Realismus und griff 

auch Demokratie und 

Glaubensfreiheit an. 


7.1 


1% Harro ALBRECHT, 
»Macht der Natur: 
Rudolf Virchow«, 
in: Die Zeit, 12. 11. 
2009. 

7 Rudolf VircHow, 
Mittheilungen über die 
in Oberschlesien 
herrschende Typhus- 
Epidemie, Berlin 
1848. 

'® Vol. Berliner 
Wespen, 2. 1. 1870, 
21. 6. 1872; Kladde- 
radatsch, 21. 11. 
1869, 14. 3. 1875, 
zit. bei: Manuel 
BORUTTA, Antı'ka- 
tholizismus, aaO. 
(Anm. 12), S. 105. 
1% Fbenda, $. 209 £., 
mit genauer 
Angabe von 
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Schmutz, Indolenz, Faulheit, Müßiggang) und versah sie mit animali- 
schen Attributen (»tierische Knechtschaft«, »hündische Unterwürfigkeit«). 
Ursache der Typhusepidemie mit ihren 16000 Todesopfern sei der Um- 
stand, daß der ungebildete polnische Katholik lieber den Priester als den 
Arzt rufe, diagnostizierte der »preußische Che Guevara«.'° Nichts lag da 
so nah wie die Beseitigung der Kirche." 

Der Kulturkampf war nicht zuletzt ein Krieg der Medien. Auf dieser 
Ebene entartete er emotional und verletzend. Zwecks Herstellung einer 
antikatholischen Atmosphäre wurde der Klerus als heuchlerisch und 
unsittlich hingestellt, als krankhaft und pervers heruntergemacht. In Witz- 
blättern und Satire-Magazinen wurden Priester als komische Vögel dar- 
gestellt und als unheimliche Wiedergänger verspottet.'? Karikaturen ver- 
körperten Geistliche als Teufel, Vampire, Reptilien, Amphibien, Insekten, 
als Würmer, Schnecken, Krebse und giftige Pilze.'” »Geistliche Würden- 
träger wurden beim Gegenteil dessen gezeigt, was sie predigten und sich 
als Regel auferlegt hatten«, dokumentiert BORUTTA. »Sie wurden der Dop- 
pelmoral überführt und als gewöhnliche Menschen entlarvt, die trotz 
sakraler Ämter weltlichen Lastern frönten und sich zu Unrecht über die 
Laien erhoben.« Antikatholische Organe skandalisierten erfundene Or- 
gien von Mönchen und Nonnen, Unzucht von Bischöfen mit Huren. 

Entgegen ihrem idyllischen Titel stiftete Die Gartenlaube fortgesetzt 
Zwietracht zwischen Deutschen unterschiedlichen Bekenntnisses. Libera- 
le Journale wie die Vossische Zeitung erreichten weniger Leser, hetzten dafür 
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Der Kulturkampf war ein willkommenes Thema für satirische Zeitschriften wie den 
Kladderadatsch. 
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aber täglich und lagen darüber hinaus in Lokalen auf. Katholischen Mit- | 
bürger wurden als »Römlinges »Papisten« und »Ultramontane« verunglimpft. 

Von 427 zwischen 1859 und 1878 erschienenen historischen Roma- | 
nen waren 90 Prozent antikatholischen Inhalts.”° Führend unter berüch- 
tigten Büchern war Der Pfaffenspiegel: Die Sittenlosigkeit der Klöster über- | 


treffe die kühnste Phantasie, polterte Otto von Corvin.”' Um ihre Folgen | 
zu verbergen, sei es massenhaft zu Abtreibungen, Mord und Kindsmord 


gekommen. Andere Autoren klassifizierten die Klöster als »Pflanzstät- 
ten des Aberglaubens, der Dummheit und des Verbrechens«.” 

Der Presse gerade recht kam der Skandal um Barbara UBryK (1817- 
1898): Die nhymphomane Nonne war von ihren Mitschwestern vom Kra- 
kauer Kloster der Unbeschuhten Karmeliterinnen 21 Jahre bis zum 21. 
Juli 1869 in einem dunklen Verließ isoliert worden. Als die Behörden 


davon hörten, befreiten sie die Nackte und Verdreckte. Empörte Kra- f 


kauer drangen in das Kloster ein und richteten Zerstörungen an. Militär 
mußte eingreifen. 

Eine Woche, nachdem die reißerischen Berichte Berlin erreicht hat- 
ten, kam es zum Pogrom in der Metropole des Protestantismus: Am 16. 


°° Günther HırsCHMANN, Kulturkampf im Roman der Gründerzeit, 1859-1878, Mün- 
chen 1978, S. 82, zit. bei: Armin HEINEN, »Umstrittene Moderne. Die Liberalen 
und der preußisch-deutsche Kulturkampfg, in: Geschichte und Gesellschaft 29, 2003, 
S. 138-156, hier: S. 143. 

” Friedrich Wilhelm BauTtz, »Corvin-Wiersbitzki, Otto von«, in: Biographisch- 
Bibliographisches Kirchenlexikon, ?1990, Sp. 1137-1138. (Artikelanfang) 

” Manuel BORUTTA, »Pflanzstätten des Aberglaubens, der Dummheit und des 
Verbrechens — Moabiter Klostersturm und deutscher Kulturkampf«, in: Co- 
‚Parativ 12, 2002, H. 5/6, S. 63-80. 
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Auffindung und Be- 
freiung von Barbara 
Usryk im Kloster der 
Unbeschuhten Kar- 
melitinnen in Krakau 


(21. Juli 1869). 


(1812-1886). Sein 
1845 erschienener 
Pfaffenspiegel ist eine 
beißende Kritik an 
der katholischen 
Kirche. 
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August 1869 ging im Arbeiterviertel Moabit eine Meute von 3000 Leu- 
ten mit Äxten und Brecheisen auf ein Kloster los. Zwei Menschen ka- 
men ums Leben, über 30 Personen wurden verletzt. Die Dominikaner 
wurden aus Berlin vertrieben. 
Br £ Der konservative Abgeordnete Karl 
STROSSER (1819-1898) nannte den Moabiter 
\ Klostersturm?? das »Ei«, aus dem der Kul- 
turkampf kroch.”* Als Kulturkampfmittel 
breitete der reimende Zeichner und zeich- 
nende Reimer Wilhelm Busch (1832-1908) 
| seine bekannten Bildergeschichten über das 
M= | Reich. In der Frommen Helene kündet der 
Kyniker von »Lokalen, wo der Böse näch- 
| tens praßt, / wo im Kreis der Liberalen / 
man den Heil’gen Vater haßt«. 
RZ, Auf den Höhepunkt kam der Haß der Li- 
®| beralen, als das Erste Vasikanische Konzil am 
= 18. Juli 1870 das Dogma von der Unfehl- 
2 barkeit des Heiligen Vaters beschloß. Auf- 
geklärte jaulten auf, jedoch bei nüchterner 
=) Betrachtung erweist sich aller Alarm als blind, 
ist doch die Unfehlbarkeit ausdrücklich ein- 
geschränkt auf den Ausnahmefall, in dem 
der Papst »ex cathedra und unter ausdrückli- 
cher Berufung auf besagtes Dogma eine 
Lehre über Glauben oder Sitten für verbind- 


»Ich bin jetzt unfehl- 
bar«. Diese Karikatur 
veranschaulicht die 
Problematik des Un- 
fehlbarkeitsdogmas 
und die ab 1870 


wachsende Kluft 
zwischen katholi- 
scher Kirche und 
Staat. (Karikatur von 
Thomas NAsT, 1870) 
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lich erklärt — verbindlich keineswegs für alle 
Menschen, sondern nur für katholische. Auch kann zum Dogma nur 
erhoben werden, was nicht im Widerspruch zur Bibel steht. Motiv der 
festgestellten Unfehlbarkeit ist, daß der Papst bei auftretenden Meinungs- 
verschiedenheiten das letzte Wort haben soll. Wer denn sollte es haben, 
wenn nicht er? Im Verhältnis zu den Kontroversen, die die Verkündung 
hervorrief, ist die praktische Bedeutung des Dogmas minimal. Nur ein 
einziges Mal bis dato machte ein Papst davon Gebrauch.” 


® Kurt \WERNICKE, »Der »Moabiter Klostersturm« in: Berinische Monatsschrift 3 
(1994), S. 10-14. 

= Preußischer Landtag. Haus der Abgeordneten 1879/80. Stenographische Be- 
richte, S. 2181; Manuel BORUTTA, »Enemies at the Gate: The Moabit Kloster- 
sturm and the Kulturkampf: Germany«, in: Christopher Cı.ark (Hg.), Culture 
Wars. Seular-Catholic Conflict in Nineteenth-Century Europe, Cambridge 2003. 

® Dies geschah, als Pıus XII. am 1. November 1950 mit seinem Schreiben 
Munifiwentissimus Deus die leibliche Hımmelfahrt Mariens dogmatisierte. 
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Im Umkehrschluß aber besagt das Dogma, daß der Papst in weltli- 
chen und damit auch in politischen Belangen eben nicht unfehlbar, son- 
dern im Gegenteil so fehlbar ist wie jeder andere Mensch. Auf die ret- 
tende Idee, das Dogma als Fehlbarkeitsanerkenntnis für den Regelfall zu 
interpretieren, kam im Eifer der Leidenschaften keiner. Statt für die Klar- 
stellung zu danken, daß der Papst ausschließlich im Ausnahmefall, mit- 
nichten aber im Tagesgeschäfts unfehlbar ist, dämonisierte man das Dog- 
ma zum »Demagogma« und benutzte es als liberale Keule gegen Kirche 
und Katholiken. 

Am Tag, nachdem das Dogma vom Konzil beschlossen worden war, 
begann Frankreich am 19. Juli 1870 den Krieg gegen Preußen. Nach 
Abzug der französischen Truppen, die bis dahin den Schutz des Kir- 
chenstaates sicherstellten, kassierte das Königreich Italien am 20. Sep- 
tember 1870 den aus Rom bestehenden Rest. Papst Pıus IX. (1792-1878) 
bat das protestantische Preußen um Hilfe bei der Wiedererlangung des 
Kirchenstaates. Auf Anfrage, ob Preußen dem Pontifex Asyl gewähren 
könne, bot Bismarck Köln oder Fulda an.”* Dem Risiko eines Krieges 
mit Italien konnte Bismarck das im Entstehen begriffene Deutsche Reich 
nicht aussetzen. 

Von einer reichsfeindlichen Einstellung Roms war keine Rede: Noch 
während der Deutsch-Französische Krieg im Gange war, begrüßte der 


2° Arthur BÖHT- 
LINGK, Bismarck und 
das päpstliche Rom, 
Berlin 1911, S. 164 
f., zit. bei: Johannes 
Flerdinand] BAr- 
NICK, Deutschlands 
Schuld am Frieden, 
Stuttgart 1965, 

S. 286 £. 


27 Nikolaus SIEG- 
FRIED, Auvtenstücke, 
aaO. (Anm. 8), 

S. XXVII. 


3 „Schreiben Pius 
IX. an Kaiser 
Wilhelm vom 6. 3. 
1871«, vollständiger 
Text bei: Nikolaus 
SIEGFRIED, Actenstük- 
ke, ebenda, 

S. XXXI. 


Papst die Entstehung des z 
Deutschen Reiches, an dessen 
Bau sich auch die deutschen | 
Katholiken mit Begeisterung |, 
beteiligten.” Zur Reichsgrün- 
dung am 18. Januar 1871 gra- 
tulierte der Heilige Vater dem 
Kaiser, und dieser lobte die 


Der Zentrumsführer Ludwig 
WınpHorst (1812-1891) gehörte 
im Kulturkampf zu den schärf- 
sten Gegnern der BısmArck-Poli- 
tik. In einem Gespräch mit dem 
Abgeordneten von TIEDEMANN am 
25. Januar 1875 bemerkte Bis- 
MARCK: »Haß ist aber ein ebenso 
großer Sporn zum Leben, wie 
Liebe. Mein Leben erhalten und 
verschönern zwei Dinge: meine 
Frau und — WinDTHoRST. Die eine 
ist für die Liebe da, der andere 
für den Haß.« 
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Loyalität der Katholiken: »Ich habe durch langjährige eigene Erfahrung 
inmitten der rheinischen Gaue die warme, unerschütterliche Liebe ihrer 
Bewohner zum teuren deutschen Vaterlande wahrgenommen, welche 
die Provinz in dem glücklich vollendeten Kampf von neuem im Wettei- 
fer mit allen Teilen Deutschlands opferfreudig betätigt und mit dem Blute 
ihrer heldenmütigen Söhne besiegelt hat.«” 

BisMmArcK bangte aber andererseits um den Bestand seines genialen 
»Staatskunstwerkes« und sah das neue Reich von einer »katholischen Re- 
vanche-Koalition« der Verlierer Österreich und Frankreich bedroht.’ In 
der katholischen Zentrumspartei unter seinem Widersacher Ludwig 
WINDTHORST (1812-1891) erblickte der Eiserne Kanzler ein innenpeoliti- 
sches Kollektiv der »Reichsfeinde«. Nach Ansicht von ANDERSON hätte 
die Partei vals ein hervorragendes Werkzeug zur Integration unzufriede- 
ner deutscher und nichtdeutscher Partikularisten in das neue Reich die- 
nen können«.” Die im Sommer 1870 gegründete »Partei der Mitte< ver- 
trat die Katholiken, die durch den Ausschluß Österreichs in die Minderheit 
geraten waren.” 

Für die evangelische Zweidrittelmehrheit im Reichsgebiet verwirklichte 
sich 1871 ein Traum: Die Trennung vom katholischen Österreich, das 
heißt der Ausschluß von 12 Millionen Deutschen, wurde als Sieg der 
protestantischen Idee gefeiert. Der liberale Kulturprotestantismus erhob 
triumphierend sein Haupt. Sowohl im Reich als auch in Preußen waren 
40 Prozent Katholiken. Ein Viertel der preußischen Katholiken, und 
zwar 2,5 Millionen, war polnischen Volkstums: »Ich habe das Gefühl«, 
äußerte BIsMARCK zum preußischen Innenminister Friedrich Albert Graf 
zu EULENBURG (1815-1881), »daß auf dem Gebiete unserer polnischen 
Provinzen der Boden unter uns, wenn er heute auch noch nicht auffällig 
wankt, so doch unterhöhlt wird, daß er einbrechen kann, sobald sich 
auswärts eine polnisch-katholisch-österreichische Politik entwickeln 
kann.«” 


” „Wilhelm I. zum Oberbürgermeister von Köln am 21. 3. 1871«, in: Nikolaus’ 
SIEGFRIED, Autenstücke, ebenda, S. XX f., Anm. 2. 

% Tatsächlich verbündete sich das katholische Österreich mit dem Deutschen 
Reich. Die befürchtete Koalition kam zwischen dem laizistischen Frankreich, 
dem anglikanischen England und dem orthodoxen Rußland zustande. 

?! Margaret Lavinia ANDERSON, Windthorst. Zentrumspolitiker und Gegenspieler Bis- 
marcks, Düsseldorf 1988, S. 146. 

9? Im Rahmen seiner Revisionspoliwk stockte der Katholik Adolf HITLER (1889- 
1945) durch den Anschluß Österreichs und die Erlösung des Sudetenlandes das 
katholische Element um mehr als zehn Millionen Seelen auf und stellte dadurch 
das konfessionelle Gleichgewicht innerhalb des Deutschen Reiches wieder her. 
#3 Friedrich SCHINKEL, Polen, Preußen und Deutschland, Breslau 1931, S. 146 f. 
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Er sei nicht antikatholisch, sondern antipolnisch, beteuerte der Kanz- 
ler: »Der Beginn des Kulturkampfes war für mich überwiegend bestimmt 
durch seine polnische Seite. ... In Posen und Westpreußen waren... Tau- 
sende von Deutschen und ganze Ortschaften, die in der vorigen Gene- 
ration amtlich deutsch waren, durch die Einwirkung der katholischen 
Abteilung polnisch erzogen und amtlich »Polen« genannt worden.« Ver- 
antwortlich hierfür sei Adalbert Krätzıc (1819-1887), Leiter der katho- 
lischen Abteilung im geistlichen Ministerium.’* Statt den Beamten durch 
einen besseren zu ersetzen und polnischen Bestrebungen auf wirksame 
Weise zu begegnen, begann Bismarck einen innenpolitischen »Präven- 
tivkrieg«, indem im Ministerium die Auflösung der katholischen Abtei- 
lung mit Allerhöchstem Erlaß vom 8. Juli 1871 erfolgte” und den Be- 
ginn des Kulturkampfes bedeutete. 

Nach Rücktritt des preußischen Kultusministers Heinrich von MÜH- 


LER (1813-1874) nahm dessen Nachfolger Adalbert Fark (1827-1900) | 


am 22. Januar 1872 die Verfolgung auf. Der einem Pfarrhaus entsprosse- 
ne »furchtbare Jurist« (Rolf HochHUTH) verfolgte nicht nur die Absicht, 
den »Ultramontanismus« in der Kirche zu vernichten, ihm ging es um 


den totalen Sieg des Protestantismus über die römische Kirche. Hierzu F° 


beschützte der Protestant die Altkatholiken, die sich von der Kirche ab- 
gespalten hatten.’’ Gegen das Dogma war auch die Mehrzahl der deut- 
schen Bischöfe gewesen, nicht, weil sie vom Gegenteil überzeugt waren, 
sondern, weil sie die Schwierigkeiten voraussahen, die seine Verkündung 
in Deutschland zur Folge haben werde. Im Januar 1870 hatten 46 deut- 
sche Oberhirten den Papst um Nichtverkündung gebeten, bei diesem 
aber kein Gehör gefunden. Nachdem das Dogma mit 531 von 602 Stim- 
men der anwesenden Konzilsväter beschlossen worden war, fügten sich 
die deutschen Bischöfe und forderten, »daß alle Katholiken die Entschei- 
dung über die Unfehlbarkeit des Papstes als geoffenbarte Wahrheit mit 
festem Glauben und freudigem Herzen hinnehmen müßten, wenn an- 


* Otto von BismArck, Gedanken und Erinnerungen, Essen o.]., S. 214 £. 

# „Allerhöchster Erlaß, betreffend die Aufhebung der im Ministerium der geist- 
lichen etc. Angelegenheiten jetzt bestehenden gesonderten Abtheilungen für 
die evangelischen Kirchen-Angelegenheiten und für die katholischen Kirchen- 
Angelegenheiten vom 8. 7. 1871«, in: Gesetz-Sammlung, S. 293. 

3° Johann Friedrich von SCHULTE, Lebenserinnerungen, Bd. 1, Gießen 1908, S. 327, 
zit. bei: Johannes B. KıEssLinG, Geschichte des Kulturkampfes im Deutschen Reiche, 
Bd. 2, Freiburg i. Breisgau 1913, S. 51 £. 

7” Der von dem Münchner Theologieprofessor Ignaz Ritter von DÖLLINGER 
(1799-1890) ins Leben gerufene Altkatholizismus erwies sich als Totgeburt: 
Die altkatholische Sekte zählte 2009 weltweit rund 70000, die katholische Kir- 
che ca. 1,3 Milliarden Gläubige. 
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ders sie wirklich Glieder der einen heiligen katholischen und apostoli- 
schen Kirche sein und bleiben wollten«. 

Als der Bischof von Ermland, Philipp KrEmEntz (1819-1899), dem 
zum Altkatholiken übergetretenen Theologen WoLLmann die Lehrer- 
laubnis für katholischen Religionsunterricht entzog, zettelte FALK wegen 
des Doppelstatus des Betroffenen als Geistlicher und Staatsbeamter den 
Braunsberger Schulstreit an.’® Die Regierung stellte sich hinter WOLL- 
MANN, weigerte sich, den Herätiker als katholischen Religionslehrer zu 
entheben, und verhängte über den religiös korrekten Bischof zum 1. 
Oktober 1871 die Temporaliensperre.’ 

Analog erging es dem Feldpropst Adolf Namszanowsk1 (1820-1900), 
der als oberster katholischer Militärgeistlicher mit Kriegsminister Albrecht 
Graf von Roon (1803-1879) in Konflikt geriet. Nachdem die Militärbe- 
hörde den Altkatholiken den Mitgebrauch der Kölner Garnisonskirche 
gestattet hatte, mußte NAaMSZANOW'sKI dafür sorgen, »daß die durch Über- 
weisung der Pantaleonskirche an die Protestkatholiken für die katholi- 
sche Militärgemeinde drohende Gefahr der communicatio in divinis, per- 
versionis et scandalı aufhöre«. Katholische Gottesdienste konnten daher 
in dieser Kirche nicht mehr stattfinden. Dem Kuraten GRUNERT in In- 
sterburg, der das Dogma der lehramtlichen Unfehlbarkeit leugnete, unter- 
sagte NAMSZANOW'sKI die weitere Ausübung der Militärseelsorge. Der 
Armeebischof wurde daraufhin mit gekürzten Bezügen in den Ruhestand 
versetzt, »das Amt eines katholischen Feldpropstes bis auf weiteres« auf- 
gehoben. Ein diplomatischer Protest des Vatikans blieb unbeantwortet. 
Am 29. Mai 1872 verfügte der Kriegsminister: »Sollte ein katholischer 
Militärgeistlicher. .. zu den Altkatholiken übertreten, so findet zunächst 
im Verhältnis der Militärbehörde zu ihm keine Änderung statt.«” 

Albrecht Graf von Bismarck verglich den im Gang befindlichen Kulturkampf mit dem 
Roon. historischen Investiturstreit. Im Reichstag versicherte er den Abgeord- 


’® „Die Gewaltschritte der preuß. Regierung gegen das kathol. Gymnasium zu 
Braunsberg (1871) mit den sämmtlichen Aktenstücken«, in: Archiv für katholi- 
sches Kirchenrecht 6 (1871), S LXXXI-CXXVIJ; Bericht über die parlamentari- 
sche Behandlung im Landtag in: Provinzial-Correspondenz, 4. 12. 1872. 

” Unter Temporalien (Bona temporalia, weltliche Vorteile«) versteht man alle 
mit der Verwaltung eines bestimmten kirchlichen Amtes verbundenen Ein- 
künfte an Geld, Naturalien und sonstigen Gefallen, also die materiellen Rechte 
im Gegensatz zu den mit dem Kirchenamt verbundenen geistlichen Befugnis- 
sen (Spiritualien). Die Beschlagnahme dieser Einkünfte von seiten der Staats- 
gewalt heißt Temporaliensperre. 

# Johannes B. KızssLinG, Geschichte des Kulturkampfes, aaO. (Anm. 36), Bd. 2, 
S. 80-84. 
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neten: »Seien Sie ohne Sorge, nach Canossa gehen wir nicht, weder kör- 
perlich noch geistig.« Er werde keinen Fußbreit nachgeben." Um Rom 
auf diplomatischem Weg zum Druck auf das Zentrum zu bewegen, wurde 
Gustav Adolf Kardinal HONENLOHF-SCHILLINGSFÜRST (1823-1896) zum 
kaiserlichen Botschafter beim Heiligen Stuhl ernannt. Der Papst aber 
»bedauerte, einen Kardinal der römischen Kirche zur Annahme eines so 
delikaten und wichtigen Amtes nicht autorisieren zu können«. Auf deut- 
scher Seite wurde die Zurückweisung als Verletzung der Person des Kai- 
sers gewertet. Die diplomatischen Beziehungen wurden abgebrochen. 

Am 10. Dezember 1871 war auf bayerische Initiative im ganzen Reich 
der »Kanzelparagraph« (130 a StGB) eingeführt worden, der Geistlichen 
bei Gefängnisstrafe bis zu zwei Jahren verbot, »in Ausübung ihres Beru- 
fes Angelegenheiten des Staates in einer zur Störung des öffentlichen 
Friedens geeignet erscheinenden Weise [zu] erörtern«.*” Im Juli 1872 
wurden die Jesuiten ausgewiesen, die sich nach den Worten BisMmARcKs 
»blattlausartig« ausgebreitet hatten.” Der Kirche wurde die Aufsicht über 
die Schulen entzogen.** 

Der Kulturkampf gipfelte in den vier »Mai-Gesetzen« des Jahres 1873, 
die die Kirche ihrer autonomen Rechte beraubten und staatlicher Kon- 
trolle unterwarfen. Angesichts der Unvereinbarkeit der Kampfmaßnah- 
men mit den geltenden Verfassungsgarantien erhielten die Art. 15 und 
18 zunächst eine stark eingeengte Bedeutung.” Das erste Mai-Gesetz 
machte die Anstellung in einem geistlichen Amt vom Besitz der deut- 


* Stenographische Berichte des Reichstags, 14. 5. 1872, Otto von BIsmArck, 
»»Nach Canossa gehen wir nichtk« Rede vom 14. 5. 1872, in: Gedanken und Erin- 
nerungen, aaO. (Anm. 34), S. 336-340, hier: S. 337. 

*2 „Gesetz, betreffend die Ergänzung des Strafgesetzbuches für das Deutsche 
Reich vom 10. 12. 1871« (in: Rezchsgesetzblatt, S. 442). 

#3 „Gesetz betreffend den Orden der Gesellschaft Jesu vom 4. 7. 1872« (in: 
Reichsgesetzblatt S. 253); »Bekanntmachung, betreffend die Ausführung des Ge- 
setzes über den Orden der Gesellschaft Jesu vom 5. 7. 1872« (in: Rezchsgesetz- 
blatt, S. 254). Mit »Bekanntmachung vom 20. 5. 1873« (in: Rezchsgesetzblatt, S. 
109) wurden die ‚Kongregation der Redemptoristen« (»Congregatio Sacerdo- 
tum sub titulo Sanctissimi Redemptoris<), die Kongregation der Lazaristen (»Con- 
gregatio Missionis«), die ‚Kongregation der Priester vom heiligen Geiste« (Con- 
gregatio Sanctı Spiritus sub tutela immaculatı Beatae Virginis Mariae«) und die 
Gesellschaft vom heiligen Herzen Jesu« (,Societe du sacre coeur de Jesus«) dem 
verbotenen Jesuitenorden gleichgestellt. 

# „Gesetz, betreffend die Beaufsichtigung des Unterrichts- und Erziehungswe- 
sens vom 11. 3. 1872« (in: Geserz-Sammlung, S. 183). 

# „Gesetz betreffend die Abänderung der Art. 15 und 18 der Verfassungsur- 
kunde vom 5. 4. 1873« (in: Geserz-Sammlung, S. 143). 


KAISERREICH 


Gustav Adolf Kardi- 
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schen Staatsangehörigkeit und von der wissenschaftlichen Vorbildung 
an deutschen Bildungseinrichtungen abhängig und führte für Kandida- 


re . ten ein sogenanntes »Kulturexamen« ein.” Das zwei- 
| te Mai-Gesetz besagte, daß kirchliche Disziplinarge- 
| walt über Deutsche nur von deutschen kirchlichen 
| Behörden ausgeübt werden dürfe. Es schloß damit 
die direkte Disziplinierung deutscher Geistlicher 
durch Papst und andere kuriale Stellen aus und führ- 
te einen Königlichen Gerichtshof für kirchliche An- 
gelegenheiten ein.'’ Das dritte Mai-Gesetz verbot der 
Kirche alle Straf- und Zuchtmittel, die auch mit pro- 
fanen Folgen verbunden waren.” Das vierte der Mai- 
Gesetze schuf Erleichterungen für den Kirchenaus- 
tritt? 

Als Reaktion auf die dicht aufeinanderfolgenden 
legislativen Schläge untersagten die deutschen Bischö- 
fe am 2. Mai 1873 allen Gläubigen, die Kulturkampf- 
gesetze zu befolgen oder zu vollziehen, und forder- 
ten sie auf, gegebenenfalls passiven Widerstand zu 
leisten.’ In einem Handschreiben wandte sich der 


Druckgraphik »Der 
schwarze Feind« um 
1873 Karikatur auf 
den Kulturkampf Bis- 
marcks: »Es stehen 
die 3 Haare / Hur- 
rah! noch unge- 
krümmt;/ Wenn- 
schon die Wuth der 
Pfaffen / Tagtäglich 
zu noch nimmt./ 
SEIN Bild im deut- 
schen Herzen,/ IHM 
Hoch! bei deut- 
schem Wein,/ Nimt 
er auch bei den 
Schwarzen / Solch 
eine Stellung ein!« 
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- Papst an den Kaiser: »Im Sommer 1873, als der Kul- 
turkampf in und um das sonderbare Reich bereits hohe Wellen schlug, 
war gerade dies dem Gefangenen im Vatikan eine Handhabe, die Knüp- 
fung des Bandes erneut zu versuchen«, anerkennt Johannes BARNICK 
(1916-1987). »Schließlich gab es in Berlin und Preußen, bei den Konser- 
vativen und zwar gerade auch in aktiv evangelischen Kreisen, gegen Bis- 
MARCKS drakonische Konfessionspolitik eine starke Opposition, an de- 
ren Spitze damals niemand Geringeres stand als Aususrta, die Gattin des 


% „Gesetz über die Vorbildung und Anstellung von Geistlichen vom 11. 5. 
1873« (in: Gesetz-Sammlung, S. 191). 

# „Gesetz über die kirchliche Disziplinargewalt und die Errichtung des König- 
lichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten vom 12. 5. 1873« (in: Ge- 
selz-Sammlung, S. 198). 

# „Gesetz über die Grenzen des Rechts zum Gebrauche kirchlicher Straf- und 
Zuchtmittel vom 13. 5. 1873« (in: Geserz-Sammlung, S. 205). 

* „Gesetz, betreffend den Austritt aus der Kirche vom 14. 5. 1873« (in: Geserz- 
Sammlung, S. 207). 

50 ,Sendschreiben der am Grabe des hl. Bonifacius in Fulda versammelten Ober- 
hirten an den hochwürdigen Klerus und sämmtliche Gläubigen ihrer Diöcesen 
vom 2. 5. 1873«, in: Nikolaus SIEGFRIED, Avtenstücke, aaO. (Anm. 8), S. 174-177, 
Dok. 89. 
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Kaisers!”! Das war natürlich auch auf den Hügeln am Tiber nicht unbe- 
kannt. So kam es denn sim Vatikan, den 7. August 187% zu jenem denk- 
würdigen Schreiben des Papstes direkt an den deutschen Kaiser,’” das 
mit Vorwürfen wegen der rigorosen Maßregeln gegen die katholische 
Kirche begann, um damit wahrhaft prophetisch die Überzeugung zu 
verbinden, daß diese Maßregeln keine andere Wirkung haben könnten 
als diejenige, den eigenen Thron Seiner Majestät zu untergraben! »Ich 
rede mit Freimut« endete der Papst, ‚denn mein Panier ist Wahrheit, und 
ich rede, um eine meiner Pflichten zu erfüllen, welche darin besteht, 
allen die Wahrheit zu sagen, auch denen, dienicht Katholiken sind. Denn 
jeder, welcher die Taufe empfangen hat, gehört in irgendeiner Bezie- 
hung oder auf irgendeine Weise, welche hier näher darzulegen nicht am 
Orte ist, gehört, sage ich, dem Papste an.«« 

Die letzte Wendung des Briefes war taktisch ungeschickt, klagt BAr- 
NICK: »Sie erleichterte Bismarck den Gegenzug, den rundweg abschlägi- 
gen Bescheid des Kaisers in dem Antwortschreiben vom 3. September. 
Im Prinzip war sie trotzdem richtig gemeint, ja enthielt gerade nur sie 
erst die positiv ergänzende Hauptsache des sonst so kritischen Briefes.« 
Denn hätte WILHELM darauf entgegenkommend oder auch nur höflich- 
indifferent geantwortet, so wäre dies bereits faktisch gleichbedeutend 
gewesen mit einer unausdrücklichen und gewiß nicht unbedingten, den 
protestantischen Bekenntnisstand des Monarchen nicht notwendig be- 
rührenden Anerkennung des römischen Primates! Hierauf offenbar zielte 
der Papst; er hatte damit das unterbreitet, was man einen Vorschlag zur 
Güte nennt. Es kann ja kein Zweifel darüber bestehen, daß bereits ein 
noch so indirektes kaiserliches Entgegenkommen gleichsam Öl auf die 
Wogen des erregten deutschen Katholizismus gegossen und damit dem 
Kulturkampf die Voraussetzungen entzogen hätte. Die rigorosen Maß- 
regeln, die der Papst beanstandete, hätten dann ohne jene Sorgen im 
Sinne der Staatsräson, die BisMmArck sich für diesen Fall machte, abge- 
baut werden können und sogar müssen. Damit wäre Raum entstanden 
für eine völlig neue innerdeutsche und auch europäische Konstellation, 


gekennzeichnet durch die plötzliche Öffnung der bisher widersinnig blok- 


5l Augusta, geborene Prinzessin von Sachsen-Weimar-Eisenach (1811-1890), 
Gemahlin Kaiser WiLneLMs 1., setzte sich als Protestantin im Kulturkampf für 
den Katholizismus ein, warnte den Bischof von Breslau vor der Verhaftung, so 
daß sich dieser rechtzeitig im böhmischen Teil der Erzdiözese in Sicherheit 
bringen konnte. Die Nonnen eines Koblenzer Klosters rettete sie vor der Aus- 
weisung, indem sie ihrem kaiserlichen Gemahl androhte, sie würde für immer 
in Koblenz bleiben und nicht nach Berlin zurückkehren. Vgl. Otto von Bis- 
MARCK über die prokatholische Kaiserin in: Gedanken und Erinnerungen, aaO. (Anm. 
3ANSFI3HE: 
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WiırHeims I. Gemahlin 
AuGustaA MARIE LUISE 
KAtHarınA von Sach- 
sen-Weimar-Eise- 
nach, obwohl Prote- 
stantin, setzte sich für 
die katholischen Prie- 
ster ein. Die Justiz 
ging hart gegen 
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jede vierte katholi- 
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leninhaber oder de- 
ren Flucht vor Ver- 
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kierten preußisch-römischen Hauptverbindung zwischen neuem Legiti- 
mismus und erneuertem Katholizismus.’ Das kaiserliche Antwortschrei- 
ben vom 3. September 1873 indessen bezeichnete die Bischöfe als Re- 
bellen und die den Mai-Gesetzen widerstrebenden Katholiken als 
»reichsfeindliche Partei«.°* 

Die Mai-Gesetze des Vorjahres wurden weiter verschärft.” Die Härte 
der Gesetze wurde noch überboten durch die Härte ihrer Anwendung: 
Schon Anfang 1874 erreichten die Geldstrafen bei dem Erzbischof von 
Posen-Gnesen, Miecislaus Graf LEDocHow'skı (1822-1902), die Höhe 
von 29500 Talern, bei dem Erzbischof von Köln, Paulus MELCHERS 
(1813-1895), von 29500 Talern. Der Bischof von Trier, Matthias EBER- 
HARDT (1815-1876), kam auf eine Gesamtstrafsumme von 130000 Mark. 
Gegen den Fürstbischof von Breslau, Heinrich FÖRSTER (1799-1881), 
wurden Strafen in Höhe von 37000 Mark, gegen den Bischof von Hil- 
desheim, Daniel SOMMERWERCK (1821-1905), von 33000 Mark, gegen 
den Bischof von Kulm, Johannes Nepomuk von DER MarWıTZ (1795— 
1886), von 20000 Mark verhängt. Da die Hirten zur Zahlung dieser ho- 
hen Beträge nicht in der Lage waren, kam es zur Pfändung und Zwangs- 
versteigerung und, da die erzielten Beträge die Geldstrafen nicht deckten, 
zur Vollstreckung der ersatzweisen Freiheitsstrafen. Als erster wurde 
Posens Erzbischof LEDocHow'skIı am 3. Februar 1874 abgeführt. Nach 
Verbüßung der zweijährigen Ersatzstrafe wurde er am 3. Februar 1876 
aus dem Gefängnis Ostrowo entlassen. Seine Erhebung zum Kardinal 
erlebte er am 15. März 1875 im Kerker. Der Bischof von Trier, EBER- 
HARDT, büßte zehn Monate im Gefängnis, der Erzbischof von Köln, 
MELCHERS, verbrachte sechs Monate im »Klingelpütz«. Der Bischof von 
Paderborn, Konrad Marrın (1812-1879), verharrte 5 Y2 Monate hinter 
Gittern, ehe er nach gelungener Flucht aus der Festung Wesel in Belgien 


5° „Brief des Papstes Pıus IX. an den deutschen Kaiser vom 7. 8. 1873«, in: 
Nikolaus SIEGFRIED, Avtenstücke, aaO. (Anm. 8), S. 197 £., Dok. 103. 

33 Johannes F. BarnıcK, Deutschlands Schuld am Frieden, aaO. (Anm. 26), S. 269 £. 
#* »Antwort Sr. Majestät des Kaisers vom 3. 9. 1873«, in: Nikolaus SIEGFRIED, 
Aktenstücke, aaO. (Anm. 6), S. 104. Der Briefwechsel wurde von Bismarck im 
Deutschen Reichs-Anzeiger und Königlich Preußischen Staats-Anzeiger veröffentlicht. 
Internationales Presseecho bei Erich SCHMIDT-VOLKMAR, Der Kulturkampf in 
Deutschland 1871-1890, Göttingen-Berlin-Frankfurt/M. 1962, S. 149 £. 

5 „Gesetz über die Verwaltung erledigter katholischer Bistümer vom 20. 5. 
1874« (in: Gesetz-Sammlung, S. 135); »Gesetz wegen Deklaration und Ergänzung 
des Gesetzes vom 11. 5. 1873 über die Vorbildung und Anstellung der Geistli- 
chen (in: Gesetz-Sammiung 1873, S. 191)« vom 21. 5. 1874 (in: Gesetz-Sammlung, 
5.189). 

5° „Klingelpütz« ist der volkstümliche Name für das Gefängnis in Köln. 
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unterkam. Der Breslauer Fürstbischof FÖRSTER wich auf einen Wink 
der »katholisierenden« Kaiserin (Bismarck) in den böhmischen Teil sei- 
ner Diözese aus. Von den elf preußischen Bischöfen — das Bistum Fulda 
war seit 1873 vakant — waren fünf für längere oder kürzere Zeit in Haft. 

In seiner Enzyklika Ouod numguam” vom 5. Februar 1875 geißelte 
Pıvs IX. die »gottlose Gewalt«, die die kirchliche Freiheit niedergetreten 
habe. Der Heilige Vater erklärte sämtliche Kulturkampfgesetze für nich- 
tig und drohte allen, die diese Gesetze vollziehen, mit der Exkommuni- 
kation. 

Nach Preußen°® wurde die obligatorische Zivilehe mit Verbot der reli- 
giösen Voraustrauung nun auch im gesamten Reich eingeführt.” Mit dem 
sogenannten »Brotkorbgesetz« wurden der Kirche sämtliche Staatsleistun- 
gen gestrichen. Nur 24 von insgesamt 4000 Geistlichen in Preußen 
gaben dem Staat gegenüber eine Gehorsamserklärung ab, um ihre Bezü- 
ge weiter zu erhalten. Sie verfielen damit der kirchlicherseits angedroh- 


57 „Schreiben des Heiligen Vaters Papst Pius IX. an die Erzbischöfe und Bi- 
schöfe in Preußen vom 5. 2. 1875«, in: Nikolaus SIEGFRIED, Actenstücke, aaO. 
(Anm. 8), S. 267-270, Dok. 137. 

’® „Gesetz über die Civilehe vom 9. 3. 1874« (in: Gesetz-Sammlung, S. 95). Deren 
Einführung war bereits in Art. 19 der Verfassungsurkunde vom 31. 1. 1850 
vorbehalten. 

3° „Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschließung 
vom 6. 2. 1875« (in: Rezchsgesetzblatt, S. 23). 

@ „Gesetz, betreffend die Einstellung der Leistungen aus Staatsmitteln für die 
römisch-katholischen Bisthümer und Geistlichen vom 22. 4. 1875« (in: Geserz- 
Sammlung, 5. 194). 
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ten Exkommunikation. Orden und Klöster wurden aufgelöst, in die 
Verwaltung des kirchlichen Vermögens wurde eingegriffen.°” Die gänzli- 
che Aufhebung der Verfassungsartikel, die die Kirchenfreiheit garantier- 
ten,°® setzte Bismarck im Staatsministerium unter Drohung mit seinem 
Rücktritt durch.‘* 

Die Situation der Kirche war desolat. Von den 12 Bistümern in Preu- 
Ben blieb Fulda seit 1873 vakant, fünf Diözesanbischöfe verbrachten 
1874/1875 etliche Monate in Gefängnissen. 1878 waren nur noch die 
Bischöfe von Ermland, Kulm und Hildesheim im Amt. Die Bistümer 
Fulda, Osnabrück und Trier waren vakant, die übrigen sechs Bischöfe 
staatlicherseits abgesetzt. Sie regierten ihre Bistümer vom Exil aus durch 
geheime Delegaten. 1800 Pfarrer waren ins Gefängnis gebracht oder 
verbannt, Kircheneigentum im damaligen Wert von 16 Millionen Mark 
beschlagnahmt. Das katholische Volk indessen hielt zu seinen Hirten. 

Längst war sich Bismarck bewußt, daß der Kulturkampf dem Staate 
schadete: »Auf die juristische Detailarbeit der Mai-Gesetze würde ich 
nie verfallen sein; sie lag mir ressortmäßig fern, und weder in meiner 
Absicht noch in meiner Befähigung lag es, Faı.K als Juristen zu kontrol- 
lieren oder zu korrigieren. Ich konnte als Ministerpräsident überhaupt 
nicht gleichzeitig den Dienst des Kultusministers tun«, redete sich der 
Reichskanzler heraus. »Erst durch die Praxis überzeugte ich mich, daß 
die juristischen Einzelheiten psychologisch nicht richtig gegriffen wa- 
ren. Der Mißgriff wurde mir klar an dem Bilde ehrlicher, aber unge- 
schickter preußischer Gendarmen, die mit Sporen und Schleppsäbel hinter 
gewandten und leichtfüßigen Priestern durch Hintertüren und Schlaf- 
zimmer nachsetzten.«®° 

Schon im Juni 1873 hatte Bismarck im Vertrauen geäußert: »Schaffen 
sie mir einen friedfertigen Papst, dann verständige ich mich über alles.«® 


01 „Gesetz, betreffend die geistlichen Orden und ordensähnlichen Kongrega- 
tionen der katholischen Kirche vom 31. 5. 1875« (in: Geserz-Sammlung, S. 217). 
@ „Gesetz über die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchengemein- 
den vom 20. 6. 1875 (in: Gesetz-Sammlung, S. 241). 

63 „Gesetz über die Aufhebung der Art. 15, 16 und 18 der Verfassungsurkunde 
vom 18. 6. 1875« (in: Geserz-Sammlung, S. 259). 

% Johannes B. KıssLing, Geschichte des Kulturkampfes, aaO. (Anm. 36), Bd. 3, S. 
73 ff.,; Erich SCHMIDT-VOLKMAR, Der Kulturkampf in Deutschland, 1871-1890, aaO. 
(Anm. 54), S. 138; Michael STÜRMER, Regierung und Reichstag im Bismarckstaat, 
1871-1880. Cäsarismus oder Parlamentarismus, Düsseldorf 1974, S. 137, samtl. zit. 
bei: Armin HEINEN, »Umstrittene Moderne«, aaO. (Anm. 20), S. 142. 

© Otto von Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, aaO. (Anm. 34), S. 216. 

6° Hajo HoLBorN (Hg.), Aufzeichnungen und Erinnerungen aus dem Leben des Bot- 
schafters ]. M. von Radowitz, Bd. 1, Stuttgart 1925, S. 274; Karl BACHEM, Vorge- 


KAISERREICH 


Kontranationaler Kulturkampf 


Nach dem Tod von Pıus IX. am 7. Februar 1878 
ergriff sein Nachfolger LEo XIII. (1810-1903) die 


Initiative, teilte dem Kaiser in aller Form seine Wahl 


mit und schlug gemeinsame Bemühungen vor, um das 227 Modus rivendi. 


Verhältnis zu normalisieren.° Das päpstliche Schrei- 
ben wurde vom Kaiser in ebenso höflicher Form er- 
widert, womit der abgerissene Faden wieder geknüpft 
war.°® FALK war in diesem Fall nicht mehr zu halten 
und bat um seine Entlassung, sein Nachfolger als Kul- 
tusminister wurde der konservative Protestant Robert 
voN PUTTKAMER (1828-1900). 

Im Juli 1878 kam es in Kissingen zum ersten Kon- 
takt mit dem Münchner Nuntius Gaetano Kardinal 
Aloisi MAsELLA (1826-1902). Auf Verlangen des Pap- 
stes verhandelte der Vasikan direkt mit Bismarck ohne 
Beteiligung von Episkopat und Zentrum. Dem Kanz- 
ler kam die Umgehung seiner polisschen Gegner sehr 
gelegen. Als der Papst am 23. Februar 1880 die Anzei- 
gepflicht akzeptierte, war \VINDTHORST »völlig nieder- 
geschmettert«. Der Zentrumsführer fühlte sich »vor der 
Front erschossen« und fürchtete einen »faulen Frieden«.® | 


Sy 
Ir 


Mit dem ersten Milderungsgesetz’” begann der Rei- 


gen der Revisionsmaßnahmen. Die staatliche Vermö- Modus vivendi, Karikatur von Wilhelm 


gensverwaltung wurde aufgehoben. Das zweite Mil- 
derungsgesetz gab dem König die Möglichkeit, einen 


ScHoız: Der Papst und der Reichskanzler 
fordern sich gegenseitig zum Fußkuß auf. 
Bildunterschrift: Pontifex: »Nun bitte, ge- 


amtsenthobenen Bischof wieder in seine Diözese ein- nieren Sie sich nicht!« Kanzler Bismarck: 
zusetzen. Das Kulturexamen für Geistliche wurde prak- »Bitte gleichfalls!« Aus dem Kladdera- 
tisch abgeschafft.”' Das dritte Milderungsgesetz ermög- datsch, Nr. 14/15, 18. März 1878. 


schichte, Geschichte und Politik der deutschen Zentrumspartei, Bd. 3, Köln 1927,S. 221, 
zit. bei: Georg Franz[-WiLLinG], Kulturkampf, Callwey, München 1971, S. 226. 
67 Brief des Heiligen Vaters LEo XIII. an den Deutschen Kaiser zur Anzeige 
seiner Thronbesteigung vom 20. 2. 1878, in: Nikolaus SIEGFRIED, Avtenstücke, 
aaO. (Anm. 8), S. 353, Dok. 183. 

6% Antwort Sr. Majestät des Kaisers vom 24. 3. 1878, in: Nikolaus SIEGFRIED, 
Actenstücke, ebenda, S. 353, Dok. 184. 

6% Karl BACHEN, Vorgeschichte, Geschichte und Politik der deutschen Zentrumspartet, Bd. 
3,S.413, aaO. (Anm. 66), zit. bei: Jo Marie FARWICK, »Ernste Zeiten für Katho- 
liken. Der Kulturkampf in Preußen«, Seminararbeit, 2002, http:// 
www.hausarbeiten.de/faecher/vorschau/107274.html , Abfr. 3.8.2010. 

" „Gesetz betreffend die Abänderung der kirchenpolitischen Gesetze« vom 14. 
7.1880 (in: Gesetz-Sammlung, S. 285). 

”' Desgl. vom 31. 5. 1882 (in: Gesetz-Sammlung, S. 307). 
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lichte die Notseelsorge in vakanten Pfarrstellen. Die Zuständigkeit des 
Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten wurde eingeschränkt. Das 
Gesetz gewährte Straffreiheit für alle Fälle der unerlaubten Vornahme 
geistlicher Amtshandlungen.’? 

Als sich 1885 die Verhandlungen festgelaufen hatten, überwand Biıs- 
MARCK das Tief durch einen Kniff: Er bat den Papst, den deutsch-spani- 
schen Kolonialstreit um die Karolineninseln zu schlichten. Salomonisch 
sprach der Heilige Vater die Inseln den Spaniern zu, dem Reich räumte 
er wirtschaftliche Rechte ein. Für die konkludente Anerkennung als Sou- 
verän dankte der »Gefangene im Vatikan« dem protestantischen Kanz- 
ler, indem er BismaRrcK — zum Entsetzen des Zentrums — die höchste 
Stufe des Christusordens verlieh. 1886 und 1887 legten zwei Friedensge- 
setze den Kulturkampf endgültig bei.’” Der Königliche Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten wurde aufgehoben, das zweite Friedensgesetz 
entschärfte die Mai-Gesetze. Die 1872 abgebrochenen diplomatischen 
Beziehungen zwischen Berlin und dem Vatikan wurden 1882 wieder auf- 
Leo XIll. Nachdem genommen. 
die preußische Re- Erhalten blieben die staatliche Schulaufsicht, die Zivilehe in modifi- 
gierung 1886/87 die zierter Form, die Anzeigepflicht der Kirche und das Einspruchsrecht 
beiden »Friedensge- hei Ernennungen sowie die Beseitigung der Kirchenartikel aus der preu- 
an Be Bischen Verfassung. Die katholische Abteilung im Kultusministerium wur- 
23. Mai 1887 den de nicht wiederhergestellt. 

Kulturkampf für be- »Ein Ende gesetzt ist dank der Hilfe Gottes dem erbitterten Kampfe, 

endet. welcher der Kirche Wunden schlug und dem Staate nicht zum Vorteile 
gereichte«, schloß LEO XIIl.”* »Im Jahre 1886 gelang es, die von mir teils 
erstrebte, teils als zulässig erkannte Gegenreformation [s/] zum Abschluß 
zu bringen, den modus vivendi zu erreichen, der immer noch, verglichen 
mit dem s/afus quo vor 1871, ein für den Staat günstiges Ergebnis des 
ganzen Kulturkampfs aufweist«, gab sich Bismarck befriedigt.’”” Den In- 
teressen des deutschen Volkes und Reiches aber und seinem inneren 
Zusammenhalt war der kontranationale Kulturkampf in jeder Beziehung 
und in höchstem Maße abträglich. 


Fred Duswald 


” Desgl. vom 11. 7. 1883 (in: Gesetz-Sammlung, S. 109). 

? Desgl. vom 21. 5. 1886 (in: Gesetz-Sammlung, S. 147); desgl. vom 29. 4. 1887 
(in: Gesetz-Sammlung, S. 12T). 

”* Päpstliche Allokution vom 23. 5. 1887. 

” Otto von Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, aaO. (Anm. 34), S. 219. 
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Der nach nur 99 Tagen Regentschaft erfolgte Tod des deutschen Kaisers 
Frieprich II. am 15. Juni 1888 lieferte seit je Stoff für spekulative Über- 
legungen und für die (unter Historikern eigentlich verpönte) Frage, was 
gewesen wäre, wenn. Wie wäre zum Beispiel Deutschlands Entwicklung 
verlaufen, wenn der als die große Hoffnung der Liberalen! geltende FRIED- 
RICH (mit vollem Namen FRIEDRICH WILHELM NIKOLAUS KARL von Preu- 
Ben?) eine längere Zeit auf dem Thron hätte verleben können? Hätte der 
Sohn WILHELMs I., der mit der ältesten Tochter der britischen Königin met nu munter 
VICTORIA vermählt war, das Deutsche Reich an die Seite Großbritanni- 
ens geführt? Hätte er so Deutschlands fatale Einkreisung verhindert und 
hiermit vielleicht die Katastrophe des Ersten Weltkriegs abgewendet? 
Auf diesen Fragen haben sich einige Legenden aufgebaut, die sich bis 
heute um den »99 Tage-Kaiser: ranken, der nach einem grausigen Marty- 
rum an Kehlkopfkrebs starb. Benutzt der an der historischen Realität 
interessierte Betrachter die von dem Mainzer Historiker Winfried BAuM- 


Kaiser Friedrich Ill. 


Tugebactır IMsh- IURE 


Winfried BAUMGART 


GART 2012 herausgegebenen Tagebücher FRIEDRICHS aus dem Zeitraum (Hg. u. Bearb.), 
1866-1888,° so fällt eines auf: FrIEDRICH als liberale Hoffnung für ein Kaiser Friedrich I. 
Deutschland nach englischem Vorbild ist zu weiten Teilen eine Schöp- Tagebücher 1866- 


1888, Paderborn 


fung der nachgeborenen Historiker, die dem unglücklichen FRIEDRICH 3 


jene politischen Ansichten zugeschrieben haben, welche sie bei seinem 
Sohn WILHELM II. so gern gesehen hätten. Somit handelt es sich hierbei 
in nicht unbedeutendem Maße um eine Wunschvorstellung als positives 
Gegenbild zu dem als negativ empfundenen und dann auch so darge- 
stellten WILHELM II. Winfried BAUMGART erklärt es in Anbetracht der 
historischen Argumente für eine»Mär«zu glauben, ein so sehr vaus Schwä- 
che und Kleinlichkeit«* zusammengesetzter Charakter wie der des Thron- 
folgers hätte die Fähigkeit besessen, Deutschland in eine neue Ära zu 


' Vgl. in diesem Zusammenhang u. a.: Franz HERRE:, Kaiser Friedrich III- Deutsch- 
lands liberale Hoffnung. Eine Biographie, Stuttgart 1987. 

? Als Thronfolger führte er den Namen FRIEDRICH WILHELM. In diesem Artikel 
wird er der Einfachheit halber nur FRIEDRICH genannt. 

? Winfried BAUMGART (Hg, u. Bearb.), Kaiser Friedrich III- Tagebücher 1866-1888, 
Paderborn 2012. 

* Zitiert nach: ebenda, S. 12 (Einleitung). So befand in seinem Tagebuch Fried- 
rich von HoLstEin, der Vortragende Rat im Auswärtigen Amt. Er wurde auch 
die »Graue Eminenz« genannt, da er zwar nie öffentlich in Erscheinung trat, 
jedoch auf die Außenpolitik des Deutschen Reiches zwischen 1890 und 1906 


einen großen Einfluß ausübte. 
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Der Kronprinz FriED- 
RICH WILHELM und 
spätere Kaiser FrIeD- 


RICH III. galt lange | 


Zeit als Gesinnungs- 
freund der Libera- 
len. Es wurde gar 
angenommen, daß, 
hätte er länger re- 
gieren können, er 


gar einen System- | 


wechsel hin zum 
Parlamentarismus 
nach englischem 


Muster angestrebt | 
hätte - zumal er | 


sehr beliebt im Volk 
war. Der Legenden- 
bildung um FriEoricH 
Il. als den Herr- 
scher, der Deutsch- 
lands Katastrophe 
hätte verhindern 
können, dürfte mit 
der Herausgabe sei- 
ner Tagebücher 
wohl endgültig der 
Boden entzogen 
sein. 
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führen. Noch dazu wurde FRIEDRICH, je länger er in seiner bedeutungs- 
losen Rolle als Kronprinz verharren mußte, immer heftiger von einem 
verdüsterten Gemüt geplagt und fühlte sich in seiner Schaffenskraft ge- 
brochen.° 

Seinen Ruf als »Liberaler« begründete FrIEDRIcH als Kronprinz, indem 
er am 5. Juni 1863 aus Anlaß eines Empfangs im Rathaus von Danzig 
vor dem Magistrat und den Stadtverordneten eine Rede hielt, in der er 
sich von der im preußischen Verfassungskonflikt verfolgten Pressepolı- 
tik Otto von Bismarcks — der war seit 23. September 1862 preußischer 
Ministerpräsident — distanzierte. FRIEDRICH äußerte laut Bismarcks Ge- 
danken und Erinnerungen über die »Preßordonnanz«, mit der dieser in sei- 
nem Kampf gegen die liberale Majorität des preußischen Abgeordne- 
tenhauses die Pressefreiheit zu beschneiden versuchte, folgendes: »Auch 
ich beklage, daß ich in einer Zeit hergekommen bin, in welcher zwischen 
Regierung und Volk ein Zerwürfnis eingetreten ist, welches zu erfahren 
mich in hohem Grade überrascht hat. Ich habe von den Anordnungen, 
die dazu geführt haben, nichts gewußt. Ich war abwesend. Ich habe kei- 
nen Teil an den Ratschlägen, die dazu geführt haben.«° 

Dennoch legte der Thronfolger bei dieser Gelegenheit Loyalität ge- 
genüber seinem Vater \WILHELM I. an den Tag, indem er sein Vertrauen 
zu ihm bekundete.’ 


> W. BAUMGART, Kaiser Friedrich III, aaO. (Anm. 3), S. 13 ff. (Einleitung). 

° Zitiert nach: Otto VON BIsMARCK, Gedanken und Erinnerungen. Ungekürzte Aus- 
gabe. Mit einer Einführung von Hermann PrOEBST, München 2007, S. 242. 

’ Ebenda. 
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Hinter dieser öffentlich geäußerten Kritik an Maßnahmen der Regie- 
rung Seiner Majestät stand FRIEDRICHs Gemahlin VICTORIA, die eine er- 
bitterte Feindin Bismarcks war und ihren von Natur aus eher zaghaften 
und unentschlossenen Gemahl oft genug zu energischer Opposition ge- 
gen den ihr verhaßten Leiter der preußischen (und nachher auch deut- 
schen) Politik anzutreiben suchte* Jedenfalls endete der durch FRrIED- 


Rıchs Danziger Kritik ausgelöste »Sturm im Wasserglas« damit, daß der B 


erboste König dem Kronprinzen die erbetene Vergebung gewährte und 
dessen Beschwerden über Bismarck überging, die er in einem Schreiben 
vom 4. Juni 1863 geäußert hatte. Doch WILHELM I. erlegte dem Thron- 
folger für die Zukunft die Pflicht zum Schweigen auf.” FRIEDRICH, der 
auf die väterliche Rüge kopflos reagierte,'" nahm dies hin und galt in der 
Öffentlichkeit von da an als »Schwächling«, der einem Machtkampf aus 
dem Weg ging. Mehr und mehr zog er sich in sein »Schneckenhaus« zu- 
rück, legte auch seinen Sitz in Preußens Staatsministerium nieder, was 
bedeutete, daß er sich (zumindest in der Öffentlichkeit) von der Politik 
fernhielt. Der Thronfolger geriet so immer stärker ins Abseits — womit 
BismArcK den Sieg davongetragen und einen gefährlichen Gegner auf 
Dauer geschwächt hatte. !! 

Dennoch war der Bruch mit Bismarck nicht unheilbar (FRIEDRICH nahm 


überdies bald an den Sitzungen des Kronrats teil), und so sollten die PZ 


zwei Gegenspieler in hochbrisanten Fragen von Krieg und Politik noch 


überraschend zu einer gedeihlichen punktuellen Zusammenarbeit fin- & 


den. Es handelte sich hierbei um die möglichst schonende Behandlung 
des im Deutschen Krieg von 1866 besiegten Österreichs"? sowie um die 
Frage des Kaisertitels 1871.'” In diesen beiden so überaus wichtigen Fäl- 
len unterstützte FRIEDRICH seinen Gegner Bismarck und half ihm damit 
ganz entscheidend, sich gegen WILHELM I. und dessen Standpunkt durch- 
zusetzen. 

Diese fallweise Zurückstellung der Gegnerschaft änderte jedoch ins- 
gesamt nicht viel an dem Dauerkonflikt, den FRIEDRICH mit Otto VON 


® WW. BAUMGART, Kaiser Friedrich III., aaO. (Anm. 3), S. 20 (Einleitung). 

°O. von BisMaRcK, Gedanken und Erinnerungen, aaO. (Anm. 6), S. 243. 

'" W: BAUMGART, Kaiser Friedrich III., aaO. (Anm. 3), S. 20 (Einleitung). 

'! Ebenda; Christian Graf von KRrockow, Bismarck. Eine Biographie, Stuttgart 
1997 9.166T 

" Gespräch BismArcks mit Kronprinz FRIEDRICH WILHELM von Preußen, Hor- 
sitz, 4. Juli 1866. In: Willy AnprEaAs (Hg.), Bismarck Gespräche, Bd. 1: Bis zur 
Reichsgründung, Bremen 1964, S. 139 f. Vgl. dazu: W. BAUMGART, Kaiser Friedrich 
III, aaO. (Anm. 3), S 2% f. (Einleitung). 

BO. von Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, aaO. (Anm. 6), S. 363. 
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Tagebücher FRIEDRICHS 
offenbaren, daß er 
bei weitem nicht alle 
Vorstellungen seiner 
Gemahlin teilte. Für 
den Diplomaten 
Friedrich von Hot- 
stein (unten), der zwi- 
schen 1890 und 
1906 einen gewichti- 
gen Einfluß auf die 
deutsche Außenpoli- 
tik ausübte, mangelte 
es dem Kronprinzen 
an Tatkraft und Ent- 
schlossenheit, um 
seine politischen Vor- 
stellungen umzuset- 
zen. 
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Legenden um Kaiser Friedrich Ill. 


14 E 92 ’ £ 
Eintrag zum 2 Bismarck auszutragen hatte — wobei, wie gesagt, Frieprichs Frau Vic- 
März 1875, ın: W. 


nk Or (VıIcKY) einen sehr starken Einfluß ausübte. FRIEDRICH selbst war 
Beh II, 5 jedoch auch ohne die Einflüsterungen seiner Gemahlin Bismarck nicht 
(Anm. 3), S. 209. eben wohlgesinnt. Immer wieder machte er sich über dessen primadon- 
a nacht. Chr nenhaftes Gebaren und seine sehr oft als Erpressungsmittel eingesetz- 
v. Krockow, ten Drohungen mit Rücktritt'* lustig. In einem anderen Zusammenhang 
Bismarck, aaO. lästerte FRIEDRICH im November 1865 mit einem deutlichen Seitenhieb 
(Anm. 11),5.189. auf Bismarck über »Otto Alexandrowitschs Seeräuberpolitik«.'” Anfangs 
16 Eintrag zum 19. Nannte der Kronprinz ın seinen Tagebucheintragungen mit Blick auf 
September 1867, in: BISMARCKSs Verhältnis zu seinem König und Kaiser den pommerschen 


WW. BAUMGART, Junker in spöttischer Art den »Großwesir«.'° Nach dem Deutsch-Fran- 
Katser Friedrich III, _ zösischen Krieg von 1870/71 bezeichnete FRIEDRICH den Kanzler dann 
aaO. (Anm. 3), bloß noch mit Ausdrücken wie »der Allmächtige«.'’” Die Spöttelei war 
= jetzt größerem Ernst gewichen. 

” Eintrag zum 20. BIsMARCK mußte trotz aller seiner gewaltigen Erfolge damit rechnen, 


April 1871, in: 
ebenda, S. 173. 


18 Fbenda, S. 24 


daß er bei einem Ableben WirHELMms I. von dem diesem nachfolgenden 
FRIEDRICH entlassen werden würde. Um dem wie auch einem radikalen 
Kurswechsel in der deutschen Innen- und Außenpolitik vorzubeugen, 


a griff nun der gewiefte Bismarck zu dem Mittel, sich unentbehrlich zu 
Ei 4 25 machen. Der Eiserne Kanzler« brachte es in der Tat fertig, FRIEDRICH 
in eitung a 


durch verschiedene Maßnahmen so zu verunsichern und in die Enge zu 
treiben, daß dieser Anfang Juli 1885 — WILHELMSs 
I. Tod schien wieder einmal bevorzustehen - Otto 
voN BisMARcK dessen Unentbehrlichkeit in einer 
neuen Regierung fest zusicherte.'? Ungeachtet al- 
ler in der Folge noch vorkommenden Differen- 
| zen zwischen BisMArcK und dem Kronprinzen- 
# paar hat diese »Potsdamer Abmachung« bis zu 
" FriEDRICHs Thronübernahme 1888 gehalten. Und 
| auch für die so kurze Zeit von dessen Kaisertum 
kann man laut Winfried BAUMGART von einem 
S »gute[n] Verhältnis Zeche Kanzler und Kai- 
Ü ser im großen und ganzen«'” sprechen. Es steht 
| deshalb noch nicht einmal fest, ob bloß die kur- 
ze Regentschaft des schon dem Tode geweihten 
FRIEDRICH BIsMARCK das Amt bewahrt hat, aus 
dem ıhn dessen Sohn WILHELM II. 1890 dann doch 
entlassen sollte. 


Kronprinz FRiEDRICH mit seinem Sohn WirHeLm, dem letz- 
ten deutschen Kaiser, 1863 auf Schloß Balmoral. 
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FRIEDRICH wird von der historischen Forschung, aber auch von der an 
Geschichte interessierten Öffentlichkeit als ein Herrscher mit liberalen 
Ideen betrachtet, der nur nicht die Gelegenheit hatte, die großen Anla- 
gen, die er in sich trug, zur Geltung zu bringen. Doch wenn man in 
seinem Tagebuch nach seinen so oft gerühmten liberalen Gedanken sucht, 
fallt das Ergebnis dürftig und enttäuschend aus. Er war eben auch ım 
intellektuellen Bereich nicht der Liberale, den die meisten bis heute in ihm 
zu sehen wünschten. Und tatsächlich hatte sich FRIEDRICH zusammen mit 
seiner Frau VıcTorIa am Ende mit Otto von BisMarcks Herrschaft abge- 
funden, wie die ‚Potsdamer Abmachung« von Anfang Juli 1885 belegt. Im 
jahrelangen Kampf mit dem Kronprinzenpaar war BIsMARcK unbestritte- 
ner Sieger geblieben.” 

In dem »99 Tage-Kaiser« wird man also ganz gewiß nicht den Mann 
finden, der Deutschlands Entwicklung entscheidend hätte verändern 
können. Dazu war er auch als Persönlichkeit zu wenig von selbstbewuß- 
ter, dominanter Wesensart. Der bereits erwähnte Friedrich von Hor- 
STEIN nannte einmal den Kronprinzen »eine weibliche Natur«.”! Dieses 
Urteil erscheint nun doch ein wenig zu hart, denn der Thronfolger be- 
währte sich ja immerhin auf militärischem Gebiet recht eindrucksvoll, 
etwa als Sieger der entscheidenden Schlacht von Königgrätz 1866.” 
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In Königgrätz ver- 
leiht Kaiser Wi HELM 


dem Kronprinzen 


FRieDrRICH den Orden 


Pour le Merite. 


20 Ebenda, S. 26 u. 
29 (Einleitung). 

2! Zitiert nach: 
ebenda, S. 12 
(Einleitung). 

® Vgl. dazu u. a. 
Chr. von KROcKoOw, 


Bismarck, aaO. 
(Anm. 11), S. 200. 


97 


23 Zitiert nach: W. 
BAUMGART, Kaiser 
Friedrich III., aaO. 
(Anm. 3), S. 18 
(Einleitung). 

* Ebenda, S. 15 £. 
(Einleitung). 

>5 Ebenda, S. 16 £. 
(Einleitung). 

2‘ Ebenda, S. 24 
(Einleitung). 

?7 Robert Freiherr 
Lucius von BALL- 
HAUSEN, Biszmarck- 
Erinnerungen, 


Stuttgart— Berlin 
1920, S. 396. 


”® Eintrag zum 17. 


Juli 1878, in: W. 
BAUMGART, Kaiser 
Friedrich III., aaO. 
(Anm. 3), S. 280. 
” Vgl. dazu: 
ebenda, S. 16. 

% Ebenda, S. 35. 
>! Frank Lorenz 


MÜLLER, Der 99- 


Tage-Kaiser: Friedrich 


III. von Preußen — 
Prinz, Monarch, 
Mythos, Siedler, 
München 2013. 
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Legenden um Kaiser Friedrich II. 


Dennoch ändern FRIEDRICHS Verdienste auf dem Schlachtfeld nichts 
daran, daß er sich in völliger Abhängigkeit von seiner willensstarken Frau 
VICTORIA befand. Friedrich von HOLSTEIN brachte es auf den Punkt, 
indem er mit Blick auf einen Thronwechsel von WILHELM I. zu FRIED- 
Rıcrı III. äußerte: »Der wirkliche Kaiser könnte nur sie sein.«” 

Diese Aussicht war an sich schon schlimm genug, wurde aber noch 
durch die Tatsache gesteigert, daß die Kronprinzessin eine »festsitzende 
Abneigung gegen Deutschland und gegen fast alles, was deutsch war«,”* 
hatte. »VıcKy«, die deswegen in Deutschland regelrecht verhaßt war, drohte 
also im Falle einer Thronbesteigung FRIEDRICHs, der immer stärker zu 
ihrer Marionette verkam, die Politik des Deutschen Reichs von England 
abhängig zu machen. Völlig unreflektiert verherrlichte die Kronprinzes- 
sin in der Briefkorrespondenz mit ihrer Mutter das »Rule Britannia« rund 
um die Welt und hätte es nur zu gern gesehen, wenn auch Deutschland 
vom britischen Empire abhängig geworden wäre.”” Doch dem hatte Bıs- 
MARCK entgegengewirkt, indem er seit Anfang der 1880er Jahre zu einer 
aktiven Kolonialpolitik des Deutschen Reichs übergegangen war. Dies 
wiederum mußte zwangsläufig zu einer Verschlechterung des deutsch- 
englischen Verhältnisses führen und die Pläne VıcTorıas durchkreuzen.” 
Als Kronprinz FRIEDRICH nach den Erinnerungen des preußischen Mi- 
nisters Lucius von BALLHAUSEN BIsMARCK am 20. Juni 1887 wissen ließ, 
daß er bei einem Thronwechsel ihn als leitenden Minister behalten wol- 
le, gab ihm der Kanzler zur Antwort, dies könne nur dann möglich sein, 
wenn er, FRIEDRICH, eine deutsche und nicht eine fremde (will heißen: 
englische) Politik betreibe.” 

Wie richwg Bismarck hiermit lag, beweist folgender Tagebucheintrag 
FRIEDRICHS vom 17. Juli 1878, als er seiner Freude über einen Erfolg eng- 
lischer Polisk unverhohlen Ausdruck gab: »England hat Cypern in Besitz 
genommen, worüber ich sehr glücklich bin, denn es beherrscht nunmehr 
jenen Theil des Mittelmeeres, der die Straße nach Indien bedeutet!«* 

Es ist nicht anzunehmen, daß dieser Fürst mit seiner »Engländerei«” 
und mit seiner Abhängigkeit von seiner deutschenfeindlichen Gemahlin 
bei längerem Verbleib auf dem deutschen Kaiserthron eine für Deutsch- 
land sonderlich vorteilhafte Politik betrieben hätte. 

\Veit härter fallt das Urteil des Historikers Winfried BAUMGART aus, 
der zwar meint, bei einem längeren Dasein wäre FRIEDRICHs Herrschafts- 
zeit auf keinen Fall ruhig ausgefallen, aber fortfährt: »Doch einen be- 
sonderen Stempel hätte er dieser Zeit wohl kaum aufgedrückt — dafür 
war seine Persönlichkeit zu einfach strukturiert und seine im Tagebuch 
der letzten Lebensjahre greifbare Resignation zu ausgeprägt gewesen.«” 

Dieser Einschätzung vertriit auch die erste wissenschaftliche Biogra- 


phie. Matthias Gallas 
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Die Zaberner Affäre 


Das Elsaß war 1871 zu Deutschland zurückgekommen, nachdem es bei 
den Raubkriegen Lupwigs XIV. im 17. Jahrhundert nach Zugehörigkeit 
zum Reich von fast einem Jahrtausend an Frankreich gefallen war. Das 
auch während dieser Zeit immer weiter mehrheitlich a sprechende 
Land hatte seit 1871 bis zum 
Ersten Weltkrieg einen gro- | 
ßen wirtschaftlichen Auf- | 
schwung genommen, und 
durch die Reichsuniversität 
Straßburg war auch das kul- 
turelle Leben der weit über- 
wiegend deutschen Bevölke- 
rung befruchtet worden. B 
Um 1913 hätte eine Volks- 
abstimmung sicher eine gro- 
ße Mehrheit für das Reich 
ergeben. Dennoch gab es 
noch politische Kräfte, die 
das Reichsland gern wieder e 
bei Frankreich gesehen hät- 5 
ten. Diese bewirkten, daß aus einer an sich unbedeutenden Pezebehheit 
im Herbst 1913 die »Zaberner Affäre wurde, die weltweit großes Aufse- 
hen erzeugte und die gegen das Reich und sein Militär ausgenutzt wurde. 
Dabei wurde auch viel Unwahres behauptet. 

Der Ablauf war der folgende: Der zwanzigjährige preußische Leut- 
nant Günter Freiherr von FORSTNER aus dem in Zabern liegenden 
Infanterieregiment Nr. 99 soll am 28. Oktober 1913 dem wegen Schlä- 
gerei vorbestraften Rekruten ELBNIK gesagt haben:! »Nehmen Sie sich 
vor Schlägereien in acht, zu denen Sie zu neigen scheinen. Hemmen Sie 
Ihren Tatendrang. Wenn Sie aber von ein paar solchen »Wackes: ange- 
griffen werden, so wehren Sie sich Ihrer Haut und gebrauchen Sie Ihr 
Seitengewehr ordentlich. Und wenn Sie dabei so einen Wackes über den 
Haufen stechen, so schadet es nicht. Wenn Sie sich richtig benehmen, 
bekommen Sie von mir noch zehn Mark.« Von seinen Vorgesetzten wurde 
der forsche junge Offizier ermahnt, sich seine Worte in Zukunft besser 
zu überlegen und sich nicht wieder solche Unbedachtsamkeiten zu lei- 
sten. Damit hätte alles sein Bewenden haben können. 

Doch die in dem Regiment dienenden elsässischen Soldaten erzählten 
den Vorfall zu Hause, und den lokalen Zeitungen, dem Zaberner Anzeiger 
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NE mit 
aufgepflanztem Sei- 
tengewehr in den 
Straßen von Zabern 
Anfang 1913. 


! Nach: eh, »Vor 80 
Jahren«, in: Der 
Westen, Nr. 1/41, 
Januar 1994, S. 5. 
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Von oben: Oberst 
Ernst von REUTER, 
Leutnant Günter Frh. 
VON FORSTNER und 
Berthold von Deim- 
LING. 
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und dem Siraßburger Elsässer, wurde der Vorfall bekannt, die dann aus- 
führlich darüber berichteten. Nach Anhörung der Beteiligten wurde vom 
Militär eine Presseerklärung herausgegeben, in der es zum Schluß hieß, 
der Leutnant habe mit »so einem Wackes« nicht »die elsässische Bevölke- 
rung im allgemeinen, sondern nur streitsüchtige Personen und Raufbol- 
de gemeint« Auch mit dieser den Leutnant in Schutz nehmenden Erklä- 
rung hätte alles beendet sein können. Am besten wäre der Leutnant 
beurlaubt oder zeitweise versetzt worden. Auch als von FORSINER vom 
Kommandeur seines Regiments, Oberst von REUTER, selbst aus einem 
Lokal geholt worden war, vor dem sich angetrunkene Burschen und Bür- 
ger gegen den Leutnant versammelt hatten, konnte von REUTER noch 
durch vernünftige Worte die ganze Lage glätten. 

Dann wurde von FORSINER bei einem dienstlichen Gang durch die 
Stadt von einer aufmüpfıgen bürgerlichen Eskorte zur Kaserne beglei- 
tet. Daraufhin ließ der Oberst den Soldaten den Ausgang in die Stadt 
sperren und ließ einem Teil der Truppe scharfe Munition austeilen. 

Inzwischen hatten sich auch überregionale Zeitungen eingeschaltet, 
und viele Journalisten kamen nach Zabern, um die Sache breitzutreten 
und gegen das Militär und gegen Preußen zu polemisieren. 

Als am 28. November ein neuer Auflauf von Bürgern geschah, ließ 
der Oberst aus eigener Machtvollkommenheit 28 Zivilisten, darunter füh- 
rende Juristen der Stadt, als »Gaffer« durch das Militär verhaften und 
zum Verhör für eine Nacht in einen Keller der Kaserne einsperren. 

Auf Weisung des Kaisers wurde Generalmajor KÜHNE zur Untersu- 
chung und Berichterstattung nach Zabern gesandt. In dem sachlichen 
Bericht wurde darauf hingewiesen, daß die Zivilbehörde die Versetzung 
des Obersten, des Leutnants und eines anderen Offiziers, des Leutnants 
SCHAD, der bei der Verhaftung der Bürger hervorgetreten war, verlange. 
Dem wurde zunächst aber nicht gefolgt, was die Lage noch weiter auf- 
schaukelte. 

Wenige Tage später wurde am 2. Dezember von FORSINER von einem 
Schuster beschimpft. Als dieser festgenommen werden sollte, schlug er 
einem Gefreiten ins Gesicht und stürzte sich auf den Leutnant. Dieser 
zog seinen Degen und hieb dem Angreifer über den Kopf, wobei eine 


| 10 cm lange Wunde entstand und etwas Blut floß. Der Verhaftete wurde 
, dem Bürgermeister übergeben. 


Nachdem Reichkanzler Theodor von BETHMANN HOLLWEG vergeb- 
lich versucht hatte, zugunsten der Zivilverwaltung zu schlichten, befaßte 
sich am 3. und 4. Dezember 1913 der Reichstag mit dem Fall und rügte 
mit 293 gegen 54 Stimmen das Verhalten der Regierung. 

Das betreffende Regiment 99 wurde anschließend auf einen Trup- 
penübungsplatz geschickt. Als es ım April 1914 unter einem anderen 
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Obersten wieder in Zabern einrückte, hatte die Stadt Zabern in großem 
Umfang geflaggt, und sie bereitete der Truppe einen herzlichen Emp- 
fang. Das beweist, daß das Verhältnis der Bevölkerung zur Truppe durch 
die Affäre nicht wirklich gestört war. Das Zusammenleben der Bürger 
mit dem Regiment ist anschließend nie wieder getrübt worden. 

Der an sich belanglose Zwischenfall wurde durch die aufgeführten 
Vorgänge und durch psychologische Ungeschicklichkeiten des in Straß- 
burg residierenden Generals des XV. Armeekorps, von FABECK, von der 
Presse aufgebauscht und in den internationalen, meist deutschfeindli- 
chen Medien, besonders von Paris aus, wo kurz vorher der Deutschen- 
hasser POINCARE Staatspräsident geworden war, zur Hetze gegen das Reich 
und den preußischen Militarismus ausgenutzt. 

Während das Regiment 99 von Zabern abwesend war, wurde gegen yon oben: Theobald 
die beteiligten Offiziere vor einem Kriegsgericht verhandelt. Es urteilte, von Berumann Hoıt- 
daß Oberst von REUTER seine Befugnisse überschritten und sich Rechte wes und Raymond 
der Zivilverwaltung angemaßt habe. Doch wurde auch festgestellt, daß POINcARf - eine Ver- 
die Polizei versagt habe. Er wurde nach Frankfurt/Oder versetzt. Gene- ständigung war nicht 
ral der Infanterie von FABECK wurde anschließend von Straßburg ver- can 
setzt und durch General DEIMLING ersetzt, ebenso wie der Statthalter 
Graf von WEDEL gehen mußte. Von FORSTNER wurde nachträglich mit 
43 Tagen Arrest bestraft. Im Berufungsverfahren wurde ihm Putativ- 
notwehr zugebilligt, als er den Degen gegen den Schuster zog. Er wurde 
freigesprochen und nach Bromberg versetzt. Er fiel im Ersten Weltkrieg. 

Daß am Ende die drei Offiziere, VON REUTER, VON FORSTNER und 
SCHAD, freigesprochen wurden, befriedigte die Zivilverwaltung und die 
Bürgerschaft nicht. Drei Musketiere, die den ersten Vorgang dem E/säs- 
ser übermittelt hatten, erhielten mehrere Monate Arrest. 

Doch das half alles nichts: Das Bild von Deutschland war wieder ein- 
mal falsch ausgelegt. Für die Welt herrschten im Reich undemokratisch 
und unterdrückend das Militär und der preußische Kadavergehorsam. 
Das Elsaß müsse unter dem preußischen Stiefel leiden.” 


Rolf Kosiek 


? „Die Revolution in Zabern«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 2. 11. 1963, und 
Leserbriefe dazu in: ebenda, 7. 11. 1963. 
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War die deutsche Flotte eine Bedrohung 
Englands? 


Seit vielen Jahren kommt fast kein Artikel zur Flottenpoliuk Kaiser WiL- 
HELMS II. ohne den Hinweis aus, sie vor allem sei es gewesen, die England 
an die Seite von Paris und Moskau in den Krieg gegen das Deutsche Reich 
gezwungen habe. Doch dem ist nicht so. Interessanterweise sieht das der 
weltweit bekannte britische Militärhistoriker John Frederick Charles FuL- 
LER, Generalmajor a.D. (1878-1966), ein wenig differenzierter. Er urteilt 
in seiner bekannten Studie A zalitary History of the Western World: »Es war 
nicht Deutschlands Absicht, England in einen Krieg zu verwickeln, noch 
weniger, es direkt anzugreifen — eine gängige britische Einbildung.« 

Des Kaisers Kriegsflotte erschien FULLER nicht als der Stein des An- 
stoßes zwischen beiden Ländern. Viel eher glaubte er, in dem starken 
Anwachsen des deutschen Überseehandels und der Zunahme der deut- 
schen Handelsmarine den Grund erkennen zu können, weshalb sich das 
deutsch-britische Verhältnis ab 1900 zunehmend verschlechterte. 

Dazu führt er an: »Zwischen 1894 und 1904, also in nur zwanzig Jah- 
ren, steigt der Wert des deutschen Außenhandels von 365 auf 610 Mil- 
lionen Pfund, und in derselben Zeit nimmt Deutschlands Schiffstonna- 
ge um 234 Prozent zu. Der Handelswettbewerb nimmt eine solche Schärfe 
an, daß Arthur BaLFoUur, der englische Außenminister, in aller Offenheit 
die Frage eines englisch-deutschen Krieges mit dem amerikanischen Bot- 
schafter in Italien, Henry WHITE, erörtert: (Allan NEvins in seiner Bio- 
graphie Henry W'hites, Thirty Years of American Diplomaiy) 

BALFOUR: »Wir sind wahrscheinlich Esel, keinen Grund zu finden, um 
Deutschland den Krieg zu erklären, bevor es zu viele Schiffe baut und 
uns den Handel wegnimmt.« 


WHITE: »Sie sind ein Mann mit hohen Prinzipien im privaten Leben. Wie 
können Sie auch nur daran denken, politisch etwas so Unmoralisches zu 
tun und einen Krieg gegen eine harmlose Nation zu provozieren, die das 
gleiche Recht auf eine Marine hat wie Sie? Wenn Sie mit dem deutschen 
Handel konkurrieren wollen, müssen Sie eben mehr arbeiten.« 


BALFOUR: »Das bedeutet, unseren Lebensstandard zu senken. Vielleicht 
ist es für uns einfacher, einen Krieg zu führen?« 


WHITE: »Ich bin schockiert, daß ausgerechnet Sie solche Prinzipien ver- 
lautbaren.« 


BALFOUR: »Ist es eine Frage von Recht und Unrecht? Vielleicht ist es nur 
die Frage, wie wır unsere Vorherrschaft erhalten können?« 
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FuLrer schließt folgende Betrachtung an: »Das Bemerkenswerte an die- 
ser Unterhaltung ist nicht die Frage, ob BaLFOUR ein prinzipienloser Zy- 
niker ist, sondern daß die industrielle Revolution zu einem wirtschaftli- 
chen Überlebenskampf geführt hat, in dem die Selbsterhaltung die 
Rückkehr zu den Methoden des Urwaldes verlangt.« 

Der ehemalige britische Premier LLOYD GEORGE berichtet in seinen 
War Memoires von einem Gespräch mit Lord RosEBurY nach Abschluß 
des geheimen Militärvertrages mit Frankreich im Jahre 1904, in dem die- 
ser zu ihm meinte: »Nun, ich nehme an, Sie sind wie alle über den Ver- 
trag erfreut?« Darauf versicherte LLOYD GEORGE, daß er sich in der Tat 
über das Ende der konfliktreichen Beziehungen zu Frankreich ehrlich 
freue. Worauf ROSEBURY erwiderte: »Ihr liegt alle falsch: er bedeutet letzt- 
lich den Krieg mit Deutschland.« 

Admiral FISHER, Erster Seelord der britischen Marine, hatte inzwischen 
seine Regierung überredet, den Schwerpunkt der Navy vom Mittelmeer 
in die Nordsee zu verlegen. Zugleich war er der erste, der eine neue 
Klasse von Schlachtschiffen auf Kiel legte, die ‚Dreadnoughts«, die an 
Bewaffnung, Kaliber und Geschwindigkeit alle Großkampfschiffe bis- 
heriger Bauart der großen Seefahrtnationen nicht nur übertrafen, son- 
dern bedeutungslos machten, konnten sie doch aufgrund ihrer überlege- 
nen Geschwindigkeit sich jeden Feind vom Leibe halten, während ihre 
großkalibrige Artillerie ihn unangefochten vernichten konnte, weil des- 
sen Geschosse nicht so weit reichten. 

Als während der Marokko-Krise 1906, die die internationalen Bezie- 
hungen erschütterte, in England Panikstimmung wegen einiger Presse- 
berichte über vermeintliche Fehlplanungen bei der Marine aufkam, sah 
sich der Admiral veranlaßt, den besorgten König über die Lage zu unter- 
richten, indem er ihn mit dem Stand des »Dreadnought«-Baus bekannt 
machte. Er meldete: »Tatsache ist, daß noch heute, im März 1907, 
Deutschland weder einen einzigen »Dreadnought« auf Kiel gelegt hat, 
noch mit dem Bau eines einzigen solchen Schlachtschiffs begonnen hat, 
... nicht einmal die Hälfte der deutschen Schlachtflotte kann es mit ei- 
nem unserer Panzerkreuzer aufnehmen. England hat bis jetzt zehn »Dread- 
noughts« fertig oder im Bau, Deutschland dagegen keinen einzigen. ... 
der deutsche Marineminister, Admiral Tırrtz, hat in einem geheimen 
Dokument dargelegt, daß die englische Marine jetzt viermal so stark ist 
wie die deutsche. .. Aber wir wollen das alles nicht der breiten Öffent- 
lichkeit bekannt machen.« 

Und zwei Jahre später informierte FisHER seinen Kollegen Lord Es- 
HER folgendermaßen: »Die entschlossene Bautätigkeit der letzten vier 
Jahre hat jetzt ihren Höhepunkt erreicht mit zwei Flotten in den Hei- 
matgewässern, wovon jede im Kriegsfall der deutschen unvergleichlich 
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Admiral John FısHer, 
Erster Seelord der 
britischen Marine 


(1841-1920). Nach 
Ausbruch des Ersten 
Weltkrieges holte ihn 
CHURcCHILL aus dem 
Ruhestand zurück. 
Die Entwicklung von 
Großkampfschiffen, 
die mit einer hohen 
Geschwindigkeit ver- 
sehen waren, ging 
auf ihn zurück. 
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War die deutsche Flotte eine Bedrohung Englands? 


überlegen ist [gemeint ist die ständig in England stationierte »Homefleet« 
und die zurück beorderte Mittelmeerflotte]. ... Dies kann sich in Jahren 
nicht ändern ... So schlaft ruhig in euren Betten! Die Deutschen bauen 
nicht in fiebriger Hast, um euch zu überfallen! Nein! Es ist die tägliche 


| Furcht, die sie haben, vor einem zweiten Kopenhagen. . .« (Im Jahre 1807 
") hatte die britische Flotte mitten ım Frieden die in Kopenhagen vor An- 


ker liegende dänische Flotte überfallen und zusammengeschossen.) 

Obwohl BaLFoUrR, damals Oppositionsführer, über die wirkliche Lage 
informiert gewesen sein mußte, setzte er bei den Wahlen zum Unterhaus 
einen Wirbelsturm von Angriffen gegen Deutschland in Bewegung, um 
die Briten aufzuschrecken und zur Stimmabgabe für die Konservativen 
zu veranlassen. Dabei erklärte er lauthals, daß England in Gefahr und 
seine Marine unzulänglich seı. 

Selbst Winston CHURCHILL, alles andere als ein Freund der Deutschen, 
war das zuviel und erklärte: »Die Haltung der Konservativen Partei zur 
Marinefrage ist eine Schande. .. BALFOUR versuche, zwei große Völker 
ohne Grund gegeneinander aufzubringen.« 

FULLER bemerkt dazu: »Die Gefahr bestand darın, daß die Politik ver- 
schiedener aufeinander folgender brisischer Regierungen die öffentliche 
Debatte allein auf den deutschen Marinebau konzentrierte. Deutschlands 
Gefährdung zur See in einem Krieggegen seine Nachbarn Frankreich und 
Rußland wurde dabei bewußt nicht berücksichtigt.« Dabei wurde sie von 
TırPITz wiederholt angesprochen: »Wir müssen in der Lage sein, nicht nur 
die russische Flotte in ihren Ostseehäfen zu blockieren, sondern darüber 
hinaus auch das Eindringen der französisch-britischen Flotten in die Ost- 
see zu verhindern.« Tatsächlich hatte London im Fall eines Krieges mit 
dem Reich eine Flotteninvasion in der Ostsee zeitweilig vorgesehen. 

In den letzten Friedensjahren von 1909 bis 1914 stiegen die Ausgaben 
für den Neubau von Kriegsschiffen in England von 11 Millionen auf 
nahezu 19 Millionen Pfund. In Deutschland dagegen stiegen sie ledig- 
lich um eine Million. FuULLER meint dazu: »Wie angesichts solcher Zahlen 
jemand sagen konnte, die Vergrößerung der deutschen Kriegsmarine ge- 
fährde England, ist schwer verständlich.«® 

John Maynard KEynsss sollte nach dem großen Krieg von 1914-18 in 
seiner Studie The Economic Consequences of Peaie resignierend niederschrei- 
ben: »Machtpolitik ist nun mal unvermeidlich, und es gibt nicht viel Neues 
zu lernen über den Weltkrieg oder den Zweck, weshalb er geführt wur- 
de, außer: England hat, wie in den vergangenen Jahrhunderten, wieder 
einmal einen Handelsrivalen vernichtet.« 

Andreas Naumann 
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Europa ist nicht in den Ersten Weltkrieg 
»geschliddert« 


Schon bald nach dem Ersten Weltkrieg, als die deutsche Alleinkriegs- 
schuld nicht mehr zu halten war, haben alliierte Politiker, vor allem der 
britische Ministerpräsident LLOYD GEORGE, erklärt, die europäischen 
Großmächte seien in den Krieg »geschliddert«, dieser sei also mehr durch 
Zufall entstanden und aus heiterem Himmel in eine sonst friedliche Land- 
schaft gekommen. Damit wollten die verantwortlichen alliierten Staats- 
männer ihre Verantwortung an der Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts 
herabsetzen. 
Doch diese Erklärung trifft nicht zu. Europa war in den Jahren vor 
1914 dank der alliierten Politik zu einem Pulverfaß geworden, das jeder- 
zeit in die Luft fliegen konnte. Man sprach sogar von einem notwendi- 
gen »reinigenden Gewitter«. Der Mord von Sarajewo war dann die Lun- 
te, die an den vorhandenen Sprengstoff gelegt wurde. Entscheidend ist, 
wer diesen Sprengstoff ansammelte und damit den Krieg auf die Dauer 
unvermeidbar machte. 
Schlagartig kam die wirkliche Lage in Europa schon im Sommer 1912, 
also bereits zwei Jahre vor Kriegsbeginn, zum Ausdruck, als beim Ab- 
schiedsbankett der französischen Manöver der russische Großfürst NIK- 
KOLAI NIKOLAJEWITSCH als Ehrengast unter großem Beifall der anwesen- 
den Generale als Irinkspruch ausbrachte: »Auf unsere zukünftigen Siege 
— auf Wiedersehen in Berlin, messieurs!«! ! Zitiert in: Joachim 
Die Marokkokrisen von 1905 und 1911 waren ein erstes Wetterleuch- Fernau, Halleluja, 
ten gewesen. Die Balkankriege 1912/13 hatten polarisiert. Alle Groß- Herbig, München- 
mächte — außer dem Deutschen Reich und Österreich — drängten seit Berlin 1977, S. 245. 
Jahren auf den Krieg hin und hofften auf Vorteile durch ihn.” Großbri- ?Rolf Kosıek u. 
tannien, Frankreich und Rußland hatten konkrete Kriegsziele zu Lasten Olaf Rose (Hg.), 
des Reiches und dafür das Bündnissystem der »Entente cordiale« geschaf- Der Große Wendig, 
fen. Selbst Italien hoffte auf Landgewinn. Für einen Krieg war Deutsch- E: 1, Be: 
land seit Ende des 19. Jahrhunderts eingekreist worden, und ihm wurde S I, 159. 
ein Zweifrontenkrieg aufgedrängt. 167. 
Die Alliierten betrieben also den Krieg und sind nicht ohne eigenes 
Zutun in einen solchen verwickelt worden. Das Deutsche Reich sollte 
zerschlagen werden, und jeder seiner Nachbarn erhoffte sich ein Stück 
Landgewinn. Kaiser WILHELM Il. hatte dagegen nach 25 Friedensjahren 
als Herrscher kein Interesse an einem Krieg, der dem stattfindenden Auf- 
schwung Deutschlands zu einer Großmacht nur schaden konnte. 


Rolf Kosiek 
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Frankreichs Beitrag zur Julikrise 1914 


Über die Julikrise 1914, die zum Ersten Weltkrieg führte, sind viele grund- 
legende Werke erschienen. Besonders in Frankreich herrschte die allge- 
meine Ansicht, daß Deutschland 1914 Frankreich angegriffen habe, als 
es ihm am 3. August 1914 den Krieg erklärte. Paris sei nur ein unwesent- 
lich Beteiligter in diesen schicksalhaften Tagen gewesen. Vorausgegan- 
gen war allerdings schon die französische Generalmobilmachung am 1. 
August vor der deutschen, die noch am selben Tage erfolgte.' 

Da eine Generalmobilmachung damals einer Kriegserklärung gleich- 
kam, ergibt sich, daß auch im Ersten Weltkrieg — wie ebenso im Zweiten 
— die Kriegsinitiative von Paris ausging und das Deutsche Reich nur rea- 
gierte. 

Daß an der tragischen Entwicklung der Julikrise Frankreich jedoch 
erheblichen Anteil hatte, wurde 2009 in dem umfangreichen Werk Frank- 
reichs Außenpolitik in der Julikrise 1914 von Stefan SCHMIDT mit vielen Quel- 
len belegt.” 

Mit großer Zielstrebigkeit habe die französische Diplomatie auf den 
Krieg hingearbeitet. Schon 1892/94 wurden, nachdem der Rückversi- 
cherungsvertrag zwischen dem Deutschen Reich und Rußland 1890 von 
Berlin nicht erneuert worden war, Geheimverträge von Paris mit dem 
russischen Zaren abgeschlossen. Frankreich hatte erkannt, daß es allein 
nicht gegen Deutschland mit Erfolg Krieg führen konnte, und hatte des- 
wegen auf einen Zweifrontenangriff von Westen und Osten gegen 
Deutschland hingearbeitet. In den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg war 
Raymond Pomcar£, nach 1893 wiederholt Minister, als Ministerpräsident 
(1912-1913) und Außenminister die treibende Kraft in Paris gegen Berlin 
gewesen. Er wollte den Frieden von Frankfurt 1871 rückgängig machen 
und Elsaß-Lothringen zurückgewinnen. Als er 1913 zum Staatspräsiden- 
ten gewählt wurde, bekam er noch größeren Einfluß. Und er benutzte 
diesen, um beim Zarenhofe gegen Deutschland zum Krieg zu treiben. 

Nicht von ungefähr war er persönlich vom 20. bis 23. Juli 1914 zu 
einem Staatsbesuch nach St. Petersburg gefahren, als der Mord von Sa- 
rajewo vom 28. Juni 1914 schon einige Wochen zurücklag und die Ver- 
hältnisse zwischen Österreich und Serbien sich zuspitzten. Aufgrund meh- 
rerer Ereignisse am Zarenhof urteilt SCHMIDT, daß PoIncARE den Russen 
eine »Zusicherung unbegrenzten Beistandes« für ein Vorgehen gegen 
Berlin gegeben habe. Der Franzose wollte unbedingt den Krieg. Frank- 
reich habe sich deswegen bedingungslos Rußland bei der Frage von Krieg 
und Frieden untergeordnet. Paris selbst wollte nicht hervortreten, da die 
französische Bevölkerung gegen einen Krieg im Osten war — wie übri- 
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Manöver in Rußland 
im August 1913. Zar 
NıKoraus Il. unterhält 
sich mit dem franzö- 
& sischen General- 
stabschef Jorrre (Rük- 
ken zur Kamera), der 
ein Jahr später den 
Oberbefehl über die 
alliierten Truppen an 
der Westfront über- 
nehmen sollte. 


gens auch 1939 — und erst durch das Vorgehen Ruß- p; 
lands zu einem Kriegsbeitritt gezwungen werden mußte. || 
Es sei in Parıs alles darauf angekommen, nach außen | 
hin als der Angegriffene zu erscheinen. Mit Erfolg habe 
Paris systematisch sich dafür eingesetzt, »Frankreich in 
eine möglichst günstige Ausgangsposision für den Krieg 
zu manövrieren« Ziel der französischen Diplomatie sei 
es gewesen, »das Deutsche Reich mit dem Odium des 
Aggressors zu belasten«. 

Und das wurde auch im wesentlichen erreicht. Das 
gab Poıncar& selbst zu: »Noch nie«, schrieb er am 3. | 
August 1914 in sein Tagebuch, »ist eine Kriegserklä- 
rung mit solcher Genugtuung entgegengenommen 
worden.« 

In der EAZ schrieb der Berliner Zeitgeschichtler Hen- 
ning KÖHLER in einer ausführlichen Vorstellung des Bu- 
ches über ScHMIDT: »Mit sensawonellen Quellenfunden 
kann er nicht aufwarten, aber er bietet eine dichte, quel- - 
lengesätwigte Darstellung der französischen Polimik in der Raymond Poincart während seines Staats- 
Julikrise, die das tradierte Bild erheblich verändert. Frank- besuchs vom 20. bis 23. Juli 1914 in St. 
reich war damals keineswegs — wie jüngere Arbeiten nahe Bere ET ne Wehen 


N ; 5 N Be i we Poincar£s Abreise befahl Zar NikoLaus Il. 
egen — ein sminor player« Das ist eine gewaltige Unter- die russische Generalmobilmachung. 


schätzung.«’ 
Damit liegt in dem genannten Werk ein Stück Revi- 3 Henning KÖHLER, »Abschiedstoast 
sionismus in der Zeitgeschichte vor. Rolf Kosiek in St. Petersburg«, in: Frankfurter 


Allgemeine Zeitung, 1. 2. 2010. 
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In Frankreich gilt der 
deutsche Rückzug an 
der Marne Anfang 
September 1914 als 
»das Wunder an der 
Marne«. Mit entschei- 
dend sei die Entschei- 
dung des französi- 
schen Kriegsministers 
GALLIEN: gewesen, 
1200 Taxis zur Beför- 
derung frischer Kräfte 
an die Front (rund 
4000 Mann) zu be- 
schlagnahmen. Titel- 
blatt einer Publikati- 
on, die die Ankunft 
der französischen 
Truppen feiert, die 
mit den »Marne-Ta- 
xisc befördert wur- 
den. 
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Das Marne-Drama 


Die deutschen Truppen waren im Sommer 1914 in Frankreich einmar- 
schiert, um nach dem genialen »SCHLIEFFEN-Plan« des Generalstabschefs 
(1891-1906) Alfred Graf von SCHLIEFFEN (1833-1913) mit starken Kräf- 
ten (»Macht mir den rechten Flügel stark!«) durch Belgien vorzurücken 
und die von den Engländern unterstützten Franzosen im Westen zu 
umfassen und in einer großen Kesselschlacht zu vernichten. Die ersten 
Wochen des Krieges hatten den Deutschen, die den SCHLIEFFEN-Plan 
allerdings etwas verwässert hatten, dennoch großen Bodengewinn ge- 
bracht, und die deutschen Spitzen standen Anfang September vor Paris. 
In dem auch von den einzelnen Soldaten als eine Folge von Siegen emp- 
fundenen Vormarsch der Deutschen und bei sich auflösender französi- 
scher Front platzte am 8. und 9. September 1914 die Mission des Oberst- 
leutnants Richard HENTSCH, den der Chef des Generalstabes, Helmuth 
von MOLTKE (1848-1916), zu den deutschen Armeen auf dem rechten 


| Flügel gesandt hatte, um die Lage zu erkunden. Den siegreichen deut- 


schen Truppen der 1. bis 5. Armee brachte er aber, statt über sie zu 
berichten, um den 9. September 1914 durch eine angebliche Vollmacht 


4 des Generalstabschefs den Befehl, auf breiter Front den Rückzug anzu- 
| treten, den die Franzosen als das »Wunder an der Marne« und als eigenen 


Sieg empfanden und der sie vor einer den Krieg entscheidenden Nieder- 
lage bewahrte. 

Die Mission von HENTSCH hat schon sofort in den Septembertagen 
1914 Überlegungen über die Hintergründe dieses Befehls herausgefor- 
dert. Ein Generalstabsoffizier der Bundeswehr versucht, sachlich diese 
Vorgänge zu schildern, zu begründen und falsche Vorwürfe richtigzu- 
stellen. 


1. Der Fall des Oberstleutnant Hentsch 


Nationalstaaten haben gegenüber ihren Nachbarn besondere Fertigkei- 
ten entwickelt, mit ihren militärischen Niederlagen umzugehen - so im 
Zweiten Weltkrieg die Briten bei Dünkirchen, als sie ihre Flucht ım Juni 
1940 als Meisterstück einer überseeischen Armee-Evakuierung verkauf- 
ten, so zuvor im Ersten Weltkrieg die Franzosen, als sie ihre Niederlagen 
vom August 1914 bekanntlich als das »Wunder an der Marne« rühmten, 
wobei sie nicht einmal unrecht hatten, sofern sie geneigt gewesen wären, 
das Wundersame nicht sich selbst, sondern den Deutschen zuzuschrei- 
ben. Das aber taten sie nicht, sondern sie feierten den Abzug der Deut- 
schen mit Glockengeläut und Feuerwerk als großen Sieg. Auch viele 
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Deutsche vermochten nach dem verlorenen Krieg nicht zu glauben, daß 
die abgebrochene Operation an der Marne einer Niederlage gleichkam, 
mit der nicht nur eine Schlacht, sondern der ganze Krieg verloren ging. 

Ohne aufgehalten oder gar zurückgeschlagen worden zu sein, hatten 
die Deutschen ihren Siegeslauf gestoppt und »Ganze Abteilung kehrt« 
gemacht. Daß die Heeresführung den Erfolg ihrer Truppen, die beı glü- 
hender Augusthitze und unter großen Entbehrungen 500 km durch 
Feindesland marschiert waren, am Ende verschenken würde, durfte vom 
Gegner in der Tat als eine Art Wunder aufgefaßt werden. Das Ganze schien 
den Deutschen um so unbegreiflicher, als sie sich davon die größte Ein- 
kesselungsaktion der \Veltgeschichte versprochen hatten, mit der sie die 
gesamte französische Kriegsmacht zu fangen hofften, indem sie ihre An- 
griffsarmeen entgegen dem Uhrzeigersinn im weiten Bogen um die fran- 
zösische Abwehrfront hatten herum schwenken lassen. 

Wie hatte es zu einer so überraschenden Wende der Dinge kommen 
können? Diesem Rätsel sind in der Vergangenheit viele Fachleute nach- 
gegangen, wobei die Frage im Vordergrund stand: Wer trug die Verant- 
wortung, wer gab den Befehl? Daß es — wie zunächst vermutet wurde — 
ein einzelner Offizier gewesen sein sollte, schien schlechterdings unglaub- 
würdig. Dennoch bestätigte sich diese Vermutung, und zuletzt stellte 


Französische Trup- 
pen in der Erwartung 
eines deutschen An- 

griffs. 
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Erich LUDENDORFF. 
Nach eingehendem 
Studium des Reichs- 
archivs kam er nach 
dem verlorenen 
Krieg zu ganz ande- 
ren Erkenntnissen als 
vorher bezüglich des 
wundersamen Rück- 
zugs der deutschen 
Truppen an der Mar- 
ne am 9. September 
1914. 
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sich heraus, daß es ein Oberstleutnant im Großen Generalstab mit Na- 
men HENTSscH war. Vordringlich auf ihn war fortan der Schwerpunkt der 
Fachkritik gerichtet. Da er den Krieg nicht überlebte, war keine weitere 
Stellungnahme zu erwarten, nachdem er sich wiederholt, zuletzt im Jah- 
re 1917, vor einem Militärausschuß zu verantworten hatte. Der aber hat- 
te ihn entgegen allen Erwartungen entlastet. LUDENDORFF selbst war es 
gewesen, der ihn in seiner Eigenschaft als Erster Generalquartiermeister 
des Feldheeres freisprach: Ein persönlicher Vorwurf, über seine Befug- 
nisse hinausgegangen zu sein, treffe FHENTSCH nicht. Er habe lediglich 
nach der vom damaligen Chef des Generalstabes erteilten Weisung ge- 
handelt. Allerdings hatte LUDENDORFF den Fall nur nach Aktenlage beur- 


„ teilt, denn seine Zeit war, wie er mitteilen ließ, »mit Kriegführen über- 
J reich in Anspruch genommen«. 


Als LUDENDORFEF Jahre später den Freispruch zurücknahm, erregte das 
großes Aufsehen in der Armee, besonders wegen der Begründung, es 
seien ihm Tatsachen vorenthalten worden, was er dem Chef der Zentral- 
abteilung, Oberst von TIESCHOWITZ, anlastete, der seinerzeit die Perso- 
naldinge bearbeitet hatte. 

Als der »Fall HENTScH« nach dem verlorenen Krieg in der Öffentlichkeit 
bekannt wurde, geschah es, daß die Wellen der Entrüstung hochschlugen. 


= Niemand vermochte zu glauben, daß in einer so durchorganisierten Ar- 


mee wie der deutschen ein einzelner Offizier die Oberbefehlshaber von 
fünf Angriffsarmeen ins Bockshorn hatte jagen können. Tatsache ist: 
Oberstleutnant HENTSCH war inzwischen als die Person in die Kriegsge- 
schichte eingegangen, die für den Abbruch der Marne-Schlacht gesorgt 


hatte, ein zweifellos einmaliger Fall. 


2. Ludendorffs Schilderung des Marne-Dramas 


LUDENDORRF hat später den Hergang des Ganzen in seiner Schrift Das 
Marne-Drama dargestellt, worauf unser Beitrag näher eingehen wird. 

Während die uns vorliegenden Lichtbilder von Oberstleutnant 
HENTSCH einen Menschen zeigen, der mit vorurteilslosen Augen klar 
und offen in die Welt schaut, glaubt LUDENDORFF in seinem Blick »etwas 
Lauerndes, Forschendes zu erkennen«. Er schreibt: »Oberstleutnant 
HENTSCH war mir aus der Vorkriegszeit bekannt. Er gehörte zu den Men- 
schen, zu denen ich nie habe persönliches Vertrauen gewinnen können. .. 
er erschien mir berechnend und kalt, als ein Mann ohne Seele. Ich lehnte 
ihn, ich möchte sagen, gefühlsmäßig ab.« (Marne-Drama, S. 8). 

Andere sahen in HENTSCH dagegen einen durchsetzungsfähigen, klar 
denkenden Offizier, der im Kameradenkreis beliebt war und es verstand, 
durch sein einnehmendes Wesen, sein gewinnendes, sicheres Auftreten 
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sowie durch seine überzeugende, ja fast suggestive Rede zu überzeugen. Die Marne-Schlacht 
Das Reichsarchiv, Band 4, beurteilt HENTScH als einen ungewöhnlich befä- am 6. September 
higten Generalstabsoffizier, setzt jedoch hinzu, daß er nicht dazu neigte, 1914. Karte aus: 
in schwierigen Lagen alles zu wagen, womit es nach Meinung LUDEN- John F. C. Futter, Die 


: = : 5 : ; Entscheidungs- 
DORFES seinen Befähigungsnachweis wieder aufhob. Andererseits spricht & 
schlachten der west- 


eine solche Veranlagung zugleich für vorsichtiges und verantwortungs- hichen weile 
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Im Großen Generalstab, dem er bei Mobilmachung 1914 zugeteilt 2004. 


wurde, war HENTSCH sehr angesehen. Seine Aufgabe als Chef der Nach- 
richtenabteilung war es, den Stab mit Nachrichten über die Feindlage zu 
versorgen, wobei ihm beste französische Sprachkenntnisse zugute ka- 
men. Er hatte nämlich vor dem Krieg zeitweise in Paris gelebt, was LU- 
DENDORFF in seiner Schrift deutlich hervorhebt. Auch daß HENTscH in 
seiner Eigenschaft als Nachrichtenoffizier häufig zu General von MOLT- 
KE gerufen wurde, erscheint LUDENDORFF nachträglich als verdächtig, denn 
inzwischen war auch MOLTKE selbst, der Chef des Großen Generalstabs, 
längstin den Mittelpunkt seiner Kritik geraten, was erin mehreren Schrif- 
ten in wenig schonungsvoller Weise dargelegt hat. Insbesondere war es 
die Freimaurerei, die nach seiner Meinung die führenden Zirkel der west- 
lichen Demokratien erfaßt hatte und in den letzten 150 Jahren vor dem 
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Krieg von verheerender Wirkung auf zahlreiche Individuen, so auch auf 
MOLTKE, gewesen sei, der, indem er in ihren okkulten Bann geriet, sein 
ganzes Wesen verändert habe. Tatsächlich war gegen Ende des 19. Jahr- 
hunderts in höheren gesellschaftlichen Kreisen die Beschäftigung mit 
okkulten Dingen, insbesondere mit dem Messmerismus, geradezu gang 
und gäbe. Das aber war nach LUDENDORFFs Ansicht von überaus schäd- 
licher Wirkung auf die menschliche Psyche und in seinen Augen ein 
maßgeblicher Grund dafür, daß MOLTKE seiner hohen Stellung, die er 
1905 auf besonderen Wunsch Kaiser WILHELMS II. angetreten hatte, seit 
geraumer Zeit nicht mehr gewachsen war. »Ernst und erschütternd«, 
schreibt er, »seien diese Tatsachen. Die Ehre des alten Heeres, die ge- 
schichtliche Wahrheit und die Zukunft des Volkes verlangen, daß man 
an ihnen nicht vorbeigeht.« 


3. Wie lautete Hentschs Auftrag wirklich? 


| Doch zurück zum »Fall HENTSCH«. LUDENDORFF stellt die Frage: »Es han- 


delt sich bei der Beurteilung des Oberstleutnant Hintsch sehr wesent- 
lich um die Frage, welchen Auftrag hatte er von General von MOLTKE 
erhalten, bevor der ihn am 8. September vormittags 10 Uhr aus dem 
Hauptquartier Luxemburg zu den Armee-Oberkommandos und im be- 
sonderen zu denen der 2. und 1. Armee entsandte, und wie hat er ıhn 
ausgeführt?« Über den Wortlaut dieser Weisung bestehen bei den Betei- 
ligten die verschiedensten Ansichten. 

LUDENDORFF erklärt uns, daß der rechte deutsche Heeresflügel nicht 
stark genug war, um Paris zu umzirkeln, und daher südostwärts der Haupt- 
stadt auf der Linie Verdun-Paris marschierte. Nun setzte gegen die am 
äußersten rechten Flügel operierende 1. Armee des Generalobersten 
Kı.uck am 6. September ein französischer Gegenangriff der 6. Armee 
des Generals MAUNOURY ein, nachdem der Stadtkommandant von Paris, 
General GALLIENI, etliche Zuaven-Regimenter sowie alles, was er sonst 
noch an Reserven in der Stadt besaß, in Taxis an die Front hatte beför- 
dern lassen. 

Das veranlaßte KLuck, mit seinen gesamten Kräften gegen Paris Front 
zu machen, um den neuen Gegner zurückzuschlagen. Der Entschluß 
war kühn, denn er führte dazu, daß jetzt links zwischen seiner und der 2. 
Armee des Generalobersten von BüLow eine Lücke von rund 40 km 
entstand, die im Augenblick nur locker mit einem Kavallerie-Schleier 
gedeckt werden konnte. Denn darauf zu bewegte sich mit bislang ge- 
bremster Kraft der britische General FRENCH mit seiner British Expedi- 
tion Force (B.E.F.), die immerhin aus fünf Infanteriedivisionen und ei- 
nem Haufen Kavallerie bestand. 
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Kruck schätzte Frinchs Kampfkraft allerdings nicht besonders hoch 
ein, nachdem er einige Tage zuvor die Briten bei Le Cateau geschlagen 
und über die Seine zurückgeworfen hatte, von wo sie sich erst auf viel 
gutes Zureden des französischen Oberbefehlshabers General JOFFRE hat- 
ten aufraffen können. Das Kavallerie-Korps des Generals VON DER MAR- 
WITZ würde genügen, FRENCH vom Vordringen zurückzuhalten. 

Inzwischen sah man am 8. September 1914 ım Großen Hauptquartier 
in Luxemburg die Lage bei den rechten Flügelarmeen mit besorgter Miene 
an, auch deshalb, weil man wegen der zerstörten Nachrichtenverbindun- 
gen nur unzureichend unterrichtet war. Wie groß war die Lücke wirklich, 
und sahen sich Kı.uck und von BüLow ın der Lage, Abhilfe zu schaffen, 
bevor FrEnchs B.E.F. am Ort eintraf? 

Deshalb entschloß sich der Oberkommandierende, General von MOLT- 
KE, einen Sendboten auszuschicken, was in LUDENDORFFs Augen ein Feh- 
ler war. Nach seiner Einschätzung hätte es die Lage erfordert, selbst nach 
dem Rechten zu sehen oder wenigstens seinen Stellvertreter General von 
STEIN zu schicken, wenn schon der Erste Generalstabsoffizier, Oberst 
TAPPEN, unentbehrlich war. MOLTKE entschied sich jedoch für Oberst- 
leutnant HENTSCH mit der Begründung, er habe erst kürzlich den Weg zu 
den Armeen gemacht und werde sich vermutlich schneller zurechtfin- 
den. HENTScH, das war offenbar MOLTKEs Auftrag, solle sich zunächst 
ein genaues Lagebild verschaffen und feststellen, ob die Lage ohne Zu- 
rücknahme der Flügelarmeen gemeistert werden könne. Nötigenfalls seı 
das Erforderliche zu veranlassen, wozu er Vollmacht habe. Und da Eile 
geboten war, gab er ihm keinen schriftlichen, sondern lediglich einen 
mündlichen Auftrag, der überdies mit einer Vollmacht verbunden war, 
die — wie sich zeigen sollte — kaum unklarer formuliert sein konnte. Das 
Reichsarchiv, Band 4, schreibt dazu: »Der Auftrag, den Oberstleutnant 
HENTSCH von General von MOLTKE erhalten hat, ist nicht schriftlich fest- 
gelegt worden. Auch hat keiner der Teilnehmer sich unmittelbar nach 
der Beratung Aufzeichnungen gemacht, so daß über den Wortlaut er- 
hebliche Meinungsverschiedenheiten bestehen.« 

So ist es kein Wunder, daß hinterher der Verdacht auftauchte, HE.NTSCH 


habe die erhaltene Vollmacht, von der er später selbst geäußert hatte, er @ 
bedauere sehr, daß sie nicht schriftlich fixiert worden sei, überschritten. } 


4. Hat Hentsch seine Vollmacht überschritten? 


MOLTKE, demseine Nachlässigkeit bald zu schaffen machen sollte, machte 
nachträglich im Jahre 1915 folgende Randbemerkung ins Kriegstagebuch 
der 1. Armee: » Oberstleutnant HENTSCH hatte den Auftrag, der 1. Armee 
zu sagen, daß — wenn ihr Rückzug notwendig werden sollte - sie in die 
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Linie... zurückgehen solle, um damit den Anschluß an die 2. Armee 
zurückzugewinnen. Er hatte keineswegs den Auftrag zu sagen, daß der 
Rückzug unvermeidlich sei... Ein Befehl zum Zurückgehen der 1. Ar- 
mee ist von mir nicht gegeben worden. Ebenso wenig ein Befehl zum 
Rückzug der 2. Armee.« 

Und in seinem Bericht vom 26. Juli 1915 zum Rückzug an der Marne 
äußerte sich von MOLTKE im gleichen Sinne: »Ich entsandte den Oberst- 
leutnant HENTSCH zur 2. und 1. Armee, der sich über die Lage orientie- 


| ren sollte. Er sollte die 1. Armee anweisen, wenn sie gezwungen sei zu- 
| rückzugehen, in die Linie. ... auszuweichen, um so wieder den Anschluß 
| an die 2. Armee zu gewinnen.« 


Daneben stellt das Rechsarchiv die Auffassung des Oberstleutnant 
HENTSscH, der eine sehr viel weiter gehende Vollmacht erhalten haben 


| wollte. Wie er bereits in seinem am 15. September 1914 niedergeschrie- 


benen Bericht angibt, habe er die bestimmte Ermächtigung erhalten, »im 
Notfalle eine Rückwärtsbewegung der 1. bis 5. Armee bis hinter die Vesle 
und in die Höhe des Nordrandes der Argonnen anzuordnen«. (ebenda, 
S. 14) 

Das Archiv stellt ferner fest: »Nach einem ergänzenden Bericht des 
Oberstleutnant HENTSCH vom 14. Mai 1917 soll ihm von MOLTKE die 
Auffanglinie des Rückzugs. ... bezeichnet haben. Ihm sei ausdrücklich 
Vollmacht gegeben worden, im Namen der Obersten Heeresleitung Be- 
fehle zu erteilen.« (LUDENDORFF, ebenda, S. 15) 

LUDENDORFF meint dazu: »Wenn ich heute die vom Rezchsarchiv mitge- 
teilten Stellen vergleiche, so ist mir unerfindlich, wiemir von Oberst von 
TIESCHOWITZ vorgetragen werden konnte, daß Oberstleutnant HENTSCH 
sich nicht schuldig gemacht, sondern sich im Rahmen der erteilten Wei- 
sung betätigt hat... Ausdrücklich wiederhole ich, daß ich heute nach 
Kenntnis des Reichsarchivs. ... das nicht aufrechterhalten kann, was ich 
Oberstleutnant HEnTscH 1917 bestätigt habe.« 

LUDENDORRF fährt fort: »Die Frage bleibt bestehen, welchen Auftrag 
Oberstleutnant HENTSCH nun eigentlich erhalten hat. Ich meine, bei der 
ungeheuren Bedeutung der Frage, die über das Geschick des deutschen 
Heeres, ja des deutschen Volkes entschied, hätten die anderen Beteilig- 
ten doch gemerkt, wenn HENTSCH tatsächlich eine Vollmacht erhalten 
hätte, dem gesamten Heer rückgängige Bewegungen zu befehlen, denn 
diese Befehle waren doch nichts anderes als das Scheitern der Operation, 
die den Sieg hätte erringen sollen.« (ebenda, S. 15) 

Das Reichsarchiv tastet in dieser Angelegenheit ebenfalls herum. Des- 
halb äußert LUDENDORFF die Vermutung, das Archiv habe HENTSCH ent- 
weder decken oder allen Weiterungen, die es kommen sah, die Spitze 
abbiegen wollen. 
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Er bemerkt dazu: »Die Pflichten des Chefs der Nachrichten-Abtei- 
lung, der HEnTscH war, bestanden doch nur darin, Nachrichten über den 
Feind vorzutragen, nie durfte er operative Vorschläge machen. Das war 


in diesem Fall die Aufgabe von Oberst TAPPEn. . .« (Ebenda, S. 16) 


5. War Hentsch ein Pessimist? 


LUDENDORFF schreibt weiter: »Nun wird auch gesagt, Oberstleutnant 
HENTSCH wäre Pessimist gewesen, er habe aus der Weisung verstanden, 
was er habe verstehen wollen. Ich weiß nicht, ob er Pessimist war, ich 
hielt ihn für kalt und berechnend. Anfang November 1914 erschien er 
bei mır plötzlich im Hauptquartier in Posen und meinte sachlich und 
richtig, die Operationen im Westen hätten sich festgefahren, jetzt läge 
der Schwerpunkt im Osten. Als ich ıhn fragte, wie denn alles gekommen 
sei — seine verhängnisvolle Wirksamkeit am 8. und 9. September kannte 
ich damals noch nicht -, erzählte er mir kurz den Verlauf der Operatio- 
nen. .. und sprach von seiner Entsendung kein Wort.« 

LUDENDORFF fährt fort: »Oberstleutnant HENTScH verließ am 8. Sep- 
tember 11 Uhr vormittags Luxemburg. Wenn seine Besorgnis um die 1. 
Armee so groß war, warum fuhr er nicht zu dieser, sondern, ich möchte 
sagen, gemächlich, zu den Armeeoberkommandos der 5., 4. und 3. Ar- 
mee? Hier bekam er nur Günstiges über den Stand der Schlacht zu hö- 
ren, namentlich erhielt er Mitteilung von dem erfolgreichen Fortschrei- 
ten der 3. (gegenüber General Focrıs 9. Armee, A. N.) und des rechten 
Flügels der 2. Armee (gegenüber d’EspErkys 5. Armee, A. N.). Dann 
fuhr er zur 2. Armee weiter.« 

LUDENDORRF fährt fort: »Erst um 7 Uhr 45 Min. abends war Oberst- 
leutnant HENTScH beim Oberkommando dieser Armee, wo Zuversicht 
und Ruhe herrschten, wenngleich die Lage wegen der großen Lücke zwi- 
schen der 1. und 2. Armee nach wie vor ernst beurteilt wurde.« 

LUDENDORFF meint: »In diesem Punkt, so hebt das Rezehsarchiv hervor, 
begegneten sich die Auffassungen des Generalobersten von BüLow und 
des Oberstleutnant HENTSCH. .., dabei ist von grundsätzlicher Bedeu- 
tung, daß HENTscH bei der 2. Armee von der ernsten Lage der 1. Armee 
spricht, die er im einzelnen nicht übersehen konnte, wie er sich später, 
am 9. September, bei der I. Armee über die Verhältnisse bei der 2. Ar- 
mee ausließ.« (ebenda, S. 17) 

Auch von Bürow’ sah die Lage bei der 1. Armee keineswegs als ein- 
fach an, nachdem Henrtsch daraufhin gewiesen hatte, daß, »wenn der 
Feind mit starken Kräften ın die Lücke einbreche, leider gar nichts ande- 
res übrig bleibe, als eine Zurücknahme des rechten Heeresflügels«. Wo- 
bei er hinzufügte: »Dies sei dann noch lange nicht so verhängnisvoll, als 
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wenn die 1. Armee vom durchbrechenden Feind im Rücken gefaßt und 
völlig aufgerieben werde.« 

Nunmehr wurde auch von BüLow’ nachdenklich und trat für ein Zu- 
rücknehmen der 1. Armee an den rechten Flügel seiner Armee ein, um 
Frenchs B.E.F, für die dieser inzwischen von JOFFRE Verstärkung erbe- 
ten hatte, zu hindern, durch die entstandene Lücke über die Marne hin- 
aus Boden zu gewinnen. Offenbar begann von BüLow HENnTschs Über- 
redungskunst zu erliegen. 

Dazu soll Oberstleutnant HENTSCH ausgeführt haben: Die Oberste 
A Heeresleitung sehe die Lage der 1. Armee als ernst an. Sie vermute, diese 
sei mit allen ihren Kräften vor Paris derart gebunden, daß sie völlig au- 
Ber Stande sei, einen etwa über die Marne vordringenden Feind wieder 
x ! ‚ zurückzuwerfen. Wenn aber dieses Ereignis eintreten solle, müßte die 1. 
Karl von BüLow Armee zurück, um nicht von zwei Seiten, nämlich von der 6. französi- 


(1846-1921) wurde schen Armee im Westen sowie von FRENCHs Expeditionsarmee im Osten, 
mit Ausbruch des gefaßtund zerrieben zu werden. Er, Hentsch, habe Vollmacht, den Rück- 


Ersten Weltkriegs Rn 
a oeeichlha- 778 der 1. Armee nötigenfalls zu befehlen. 


I Hier soll Generaloberst von BüLow dem Oberstleutnant Hı:ntsch mit 
nk dem Bemerken ins Wort gefallen sein, daß die Gefahr eines Durchbruchs 
starker feindlicher Kräfte zwar bestehe, aber vorläufig doch noch nicht 
Tatsache sei, wobei er wiederholt auf seinen Vorschlag zurückkam, die 
1. Armee näher an den rechten Flügel der 2. zu ziehen. (ebenda, S. 17) 
HENTscH soll darauf sehr bestimmt betont haben, daß die Oberste 
Heeresleitung die 1. Armee für nicht mehr imstande halte, sich bei ei- 
nem Durchbruch des Feindes über die Marne zu behaupten. Ihre Lage 
sei alsdann völlig unhaltbar, und er, Hı:ntsch, habe Vollmacht, diesen 
Rückzug nötigenfalls im Namen der Obersten Heeresleitung zu befeh- 
len, falls ihn die 1. Armee nicht schon selbst angetreten habe. 


5. Hier gewinnt Ludendorffs Temperament die Oberhand 


LUDENDORFF meint dazu: »Man gewinnt den Eindruck, daß die immer 
wiederholten Ausführungen des Oberstleutnants HENTscH schließlich 
doch Eindruck auf Generaloberst von BüLow' gemacht haben, der über 
die Absicht der 1. Armee noch nicht informiert war, durch den Angriff 
auf die französische 6. Armee die Lage durch einen Schlachterfolg zu 
bereinigen. So kam es denn, daß alle Teilnehmer an der Beratung die 
Lage der 1. Armee in der Tat in überaus ungünstigem Lichte betrachte- 
ten. Oberstleutnant HENTSCH hatte seine Darlegungen in so klarer, ja 
nüchterner Weise und so überzeugend vorgetragen — ohne überhaupt 
die Lage der 1. Armee zu kennen —, daß Zweifel an der Richtigkeit über- 
haupt nicht aufkamen. So kam es denn zu der Vereinbarung, daß die 2. 
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Armee zurückgehen solle, wenn der Feind tatsächlich die Marne in be- 
trächtlicher Stärke überschreiten und im Rücken der 1. Armee auftreten 
würde.« (ebenda, S. 18) 

Die Absicht zum Rückzug war jetzt erstmals ausgesprochen. Von hier 
zur Umsetzung in die Tat war der Weg nicht mehr weit. 

LUDENDORFF schreibt im Zorn: »Es war eine militärische Unmöglich- 
keit, daß der Rückzug nicht etwa von Nachrichten der 1. Armee, son- 
dern rein mechanisch vom Auftreten des Feindes an der Marne abhän- 
gig gemacht wurde. Immer wieder betont das Reichsarchiv, die 
Stellungnahme des Oberstleutnants HENTScCH, die 2. Armee dürfe nicht 
Nachrichten von der 1. Armee abwarten, denn der letzte Augenblick, 
der für den Rückzugsbefehl in Frage käme, wäre das Überschreiten der 
Marne durch starke feindliche Kräfte... die 2. Armee müsse dann zu- 
rück.« (ebenda, S. 19) 

Mit Recht rügt LUDENDORFF, dal HENTSCH am nächsten Morgen erst 
um 7 Uhr das Hauptquartier der 2. Armee verließ, er hätte seine Fahrt 
»zum mindesten bereits in der Dämmerung beginnen müssen«. Unter- 
wegs erfuhr HENTScH, daß der Feind über die Marne vorgedrungen sei, 
was zutraf, doch hatte das Armee-Oberkommando 1 längst darauf rea- 
giert. Es hatte den linken Flügel zurückgenommen und die 5. Infanterie- 
Division damit beauftragt, die nur zögerlich über die Marne in die Lücke 
vorrückenden Engländer der B.E.F. FREncHs aufzuhalten. 

Erst um 12 Uhr 30' traf HENTSCH im Hauptquartier der 1. Armee ein, 
bereits fest entschlossen, den Rückzug zu befehlen. Es entspann sich 


! Über die von 
HENTSCH benötigte 
Zeit, den 40 km 
langen Weg zum 
Hauptquartier der 
1. Armee zurückzu- 
legen, schreibt John 
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auf der Straße 
kommt er nicht vor 
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jedem Kilometer 


eine dramatische Unterhaltung zwischen Oberstleutnant HENTscH auf seiner Fahrt sieht er 


der einen, General von Kunr, dem Chef des Generalstabes der 1. Ar- 
mee, und Oberst von BERGMANN, Oberquartiermeister derselben, auf 
der anderen Seite. 

LUDENDORFF meint dazu: »Es ist bemerkenswert, daß General voN 
Kurt es für angezeigt hielt, den wesentlichen Teil der Besprechung nicht 
etwa unter vier Augen mit Oberstleutnant HENTSCH, seinen ihm früher 
unterstellten Offizier, sondern in Gegenwart von Dritten zu führen. 
General von Kun lehnte den Rückzug energisch ab. Er gab ein Bild der 
Gesamtlage und namentlich über den auf dem Nordflügel der Armee 
angesetzten Angriff (gegen die 6. franz. Armee), der schon Erfolge ge- 
zeitigt hatte.« 

Das Rezchsarchiv schreibt dazu: »Der damalige Oberst von BERGMANN 
bekundet, daß die Ausführungen des Generalstabschefs von KUHL, die 
von starker Zuversicht auf den Sieg der 1. Armee getragen worden sei- 
en, dem Oberstleutnant HENTScH zum ersten Mal die wahre Lage ent- 
hüllt und auf ihn um so überraschender gewirkt hätten, als er sich bis 
dahin ein völlig falsches Bild gemacht habe. Die Überraschung, schreibt 
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BERGMANN, war deutlich auf seinem Gesicht zu lesen. Es ist mir noch in 
lebhafter Erinnerung, daß er, wie man trivial zu sagen pflegt, baff war, 
als er diese seiner vorgefaßten Meinung so völlig widersprechende Dar- 


stellung hörte.« (ebenda, S. 20) 


6. Jetzt schwillt Ludendorff der Kamm 


»Nun aber«, so LUDENDORFF, »ereignet sich nicht nur etwas Eigenartiges, 
nein etwas, was das Blut jedes Deutschen in tiefste Wallung bringt. .. 
HENTSCH ist nicht erfreut über die Lage bei der 1. Armee und ihren er- 
folgreichen Angriff auf dem rechten Flügel. Nein, das ist er nicht, wohl 
weil er, wie seine Verteidiger meinen, Pessimist war und sich davor scheute, 
das Letzte einzusetzen. Tut er aber nun wenigstens das, wozu er auch als 
pessimistischster Pessimist verpflichtet wäre? Macht er einen Unterschied 
zwischen seiner Auffassung und der des Oberkommandos der 2. Ar- 
mee? Sagt er der 1. Armee, daß er diese doch schließlich in Zuversicht 
angetroffen habe? Daß nun deren Sorge schwinden würde, wenn sie er- 
führe, daß sie irrige Angaben von der verzweifelten Lage der 1. Armee 
von ihm erhalten hätte, daß ein etwaiger Rückzug der 2. Armee auf fal- 
schen Voraussetzungen aufgebaut sein würde? O nein! Diese Pflicht des 
Meldens der Wahrheit an die 1. Armee fühlt Oberstleutnant HENTSCH 
nicht, sondern entmutigt das Oberkommando dieser Armee, ja er führt 


118 


=) es bewußt irre; denn er teilt ihm 
| völlig unwahr und sich stets 
| steigernd mit: Die 2. Armee ist 
nur noch Schlacke«.« 

An diesem Punkt gerät Lu- 
| DERNDORFF nun endgültig außer 
sich und schreibt wutentbrannt: 
»Das ist nicht Pessimismus, 
| sondern das ist auf gut Deutsch 
unerhörtester Verrat am Deut- 
schen Heer und Volke, der die 
Vernichtung des Sieges bedeu- 
tet, weil er bewußte Irreführung 
| des Armee-Oberkommandos 
® der 1. Armee ist.« 

»Damitlastet dieganze Wucht der deutschen Niederlage. . . auf Oberst- 
leutnant HENTScH, der der 2. Armee den Mut nahm und sie über die 
Lage der 1. Armee täuschte und dann das Oberkommando der 1. Armee 
in unerhörtester, wahrheitswidriger Weise irreführte.« 

»Hier ist erwiesen, daß Oberstleutnant Hı:xTsch dem Oberkomman- 
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do der 1. über die Lage der 2. Armee bewußt falsche Angaben gemacht 
und somit dem Rückzugsbefehl die scheinbare Berechtigung verliehen, 
zugleich aber nichts getan hat, um das Oberkommando der 2. Armee 
von der wahren Lage bei der 1. Armee zu verständigen. Es ist geschicht- 
liche Tatsache, daß der Ausdruck »die 2. Armee ist nur noch Schlacke« 
das Oberkommando der 1. Armee veranlaßte, nachdem Oberstleutnant 
HENTSCH immer wieder seine Vollmacht betont hatte, der 1. Armee im 
Namen der Obersten Heeresleitung den Rückzug zu befehlen und die- 
sen Befehl zu befolgen!« (ebenda, S. 20) 

Inzwischen hatte das Oberkommando der 2. Armee, nachdem der 
Feind die Marne überschritten hatte und der rechte Armeeflügel den nur 
zögernd vordrängenden Engländern auswich, im Sinne der Abmachun- 
gen mit Oberstleutnant HENTscH den Entschluß zum Rückzug gefaßt, 
jedoch ohne eine Meldung der 1. Armee darüber abzuwarten, wie der 
Angriff gegen die 6. französische Armee verlaufen war. Man hatte die 
Rücknahme des linken Flügels der 1. Armee irrtümlich für den Beginn 
des allgemeinen Rückzugs gehalten, denn eine Draht-Verbindung zwi- 
schen beiden Armeekommandos gab es noch nicht. 


7. So kam es zum allgemeinen deutschen Rückzug 


LUDENDORFF meint dazu:»Die Entsendung des Oberstleutnants HENTSCH 
hatte sich ausgewirkt. Beide Armeeoberkommandos gaben unter dem 
Eindruck, daß sie der \Weisung der Obersten Heeresleitung folgten, den 
Befehl zum Rückzug.« 

Das Reichsarchiv schreibt darüber: »Das gewaltige weltgeschichtliche 
Ringen an Ourg und Marne wurde abgebrochen. Der deutsche rechte 
Heeresflügel trat aus dem bereits errungenen Siege den Rückzug an.« 

Undum den Ärger darüber voll zu machen, fügt es hinzu: »Den in der 
Lücke sichernden Truppen gelang es, nachdem sie. . . durch die 5. Infan- 
terie-Division Verstärkung erhalten hatten, den Feind, der aus den ihm 
unverhofft in den Schoß gefallenen Vorteilen keinen Nutzen zu ziehen 
verstand, so lange aufzuhalten, bis bei der 1. Armee die Entscheidung 
gefallen war. Die drohende ernste Krise war hier gebannt. .. Der linke 
französische Flügel (der 6. Armee von General Maunoury, A. N.) wurde 
schon in den Vormittagsstunden geschlagen und trat den Rückzug an. 
Der 1. Armee stand der Weg in den Rücken von General MAUNOURY 
offen... Der endgültige Ausgang konnte nicht zweifelhaft sein... Um 
so weniger als der Kampfwert der Franzosen und Engländer — nament- 
lich ihrer Infanterie — durch die vorangegangenen Niederlagen und den 
anschließenden, wochenlangen Rückzug außerordentlich gelitten hatte.« 

Die siegreichen deutschen Truppen waren mitten in der Verfolgung 
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der französischen Truppen angehalten worden. So konnte die deutsche 
1. Armee am Morgen des nächsten Tages den Rückzug des französi- 
schen linken Heeresflügels der 6. Armee noch beobachten, bevor sie 
den Rückzug antrat. Ebenso hatte sich die 2. Armee gegen die 5. franzö- 
sische unter General d’EsPEREY durchgesetzt. Desgleichen war die 3. Ar- 
mee gegenüber der französischen 9. Armee unter General Foch erfolg- 
reich geblieben, der sie noch am Nachmittag des 9. September eine ernste 
Niederlage beibrachte. Denn gegen 3 Uhr nachmittags wurde dem Geg- 
ner die beherrschende Stellung des Mont Aoüt und der angrenzenden 
Höhen entrissen, womit er den letzten Halt zwischen Marne und Seine 
verlor. 


8. Das Reichsarchiv: Das Unbegreifliche wurde Ereignis 


LUDENDORFF beteuert: »Der Sieg war errungen! Sowohl bei der 1. Ar- 
mee als auch auf dem rechten Flügel der 22 Armee und dem linken der 3. 
Übereinstimmend wurde gemeldet, daß die Truppe das erste Mal das 
Gefühl eines großen Sieges gehabt hätte. Der Feind flohl« 

Dazu meint das Rezchsarchiv ın Band 4: »Bei voller Ausnutzung des 
Sieges der Armeen des deutschen rechten Heeresflügels drohte die ge- 
samte feindliche Front zwischen Ourq und Aube zusammenzustürzen. 
Ein Vordringen der Engländer und der 5. französischen Armee in die 
Lücke hätte für diese zu der Katastrophe geführt. Sie konnten nur schleu- 
nigst kehrt machen, sonst hätten die siegreiche 1. und 2. Armee sie ihrer- 
seits in Flanke und Rücken angegriffen. — Das Unbegreifliche wurde 
Ereignis: Das Westheer wurde aus den unter blutigen Opfern errunge- 
nen Siegen durch den Mund des Vertreters der Obersten Heeresleitung 
in dem Augenblick zurückgerufen, als es im Begriff stand, die Früchte 
der vorangegangenen Kämpfe zu ernten.« 

Der Verfasser, je mehr er über das Rätsel Oberstleutnant HENTSCH 
nachdenkt, bleibt die Antwort schuldig. Daß HEnTscH kein feindlicher 
Agent war, ist so gut wie sicher. Auch hatte er sich um MoLTKEs Auftrag 
nicht gedrängt. Es ist eher anzunehmen, daß er — wie das Reichsarchiv 
feststellt — nicht bereit war, das Letzte zu wagen, davon überzeugt, die 
deutschen Angriffsarmeen seien am Ende ihrer Kräfte angelangt. Ein 
günstiger Ausgang der auf sie zukommenden Gefechte sei daher nicht 
abzusehen. So entschloß er sich für den Rückzug und vergab den Sieg. 
Operativ entsprach sein Rückzugsbefehl seiner vorsichtigen Haltung und 
war nicht verkehrt, doch mit Bezug auf die Truppe war er verhängnis- 
voll. Ein wirklicher Truppenführer hätte das Wagnis allemal auf sich 
genommen. 

Andreas Naumann 
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Nachdem 1914 der Erste Weltkrieg ausgebrochen war, nährte die isolierte 
Lage des 1871 gegründeten Deutschen Kaiserreiches auf dessen Seite 
die Überzeugung, nur noch durch außergewöhnliche Mittel der Krieg- 
führung eine Niederlage abwenden zu können. Unter der Füh- 
rung des Diplomaten Max von OPPENHEIM! entstand ein Revolu- 
tionierungsprogramm: Revolten in den Kolonialreichen Englands 
und Frankreichs sollten die Fronten der Mittelmächte in Europa 
spürbar entlasten. Ist diese Verbindung mit dem »Heiligen Krieg: 
(Dschihad) nur ein weiterer Beweis für die Rücksichtslosigkeit der | 
kaiserlichen Kriegspolitik, wie dies viele antideutsch eingestellte FF 
Historiker behaupten? Oder muß dieser Plan nicht vielmehr als 
eine Förderung antiimperialistischer Kräfte, als ein Aufruf zum | 
legitimen Freiheitskampf der von England und Frankreich un- 
terdrückten Kolonialvölker verstanden werden, wie es mittlerweile 
anders gewichtende Darstellungen tun? Eine Änderung der Ge- 
schichtsbilder von Deutschlands Handeln im Nahen Osten bricht 
sich Bahn. 

In den Planungen Max von OPPENHEINs, die auf eine Revolu- 
tionierung der arabischen Welt abzielten, erblickte z. B. Fritz Fı- 
SCHER einen Beweis für Deutschlands (vermeintlichen) »Griff nach 
der Weltmacht«, in der Verbindung mit dem Dschihad ein Doku- 
ment Wilhelminischer Rücksichtslosigkeit in der Führung des Krieges.” 
Unter dem Einfluß Fritz FiscHErs beschrieb auch der Arabist Wolfgang 
G. SchwAnITz die deutsche Beteiligung im Orient während des Ersten 
Weltkriegs in erster Linie als das eines »infamen Unruhestifters« unter 
den Mächten Europas. Max VON OPPENHEIM galt SCHWANITZ lediglich als 
der verschlagene » Abu Jihad«.? Neben der Verurteilung derartiger Eife- 
rer existieren jedoch auch nüchternere Einschätzungen, die trotzdem 
gleichfalls negativ ausfallen: So nennt Martin KrÖGER Deutschlands 


' Vgl. zu diesem deutschen Orientalisten und Diplomaten, der, 1860 geboren, 
aus einer Kölner Bankiersfamilie stammte: Stefan M. KREUTZER, Dschihad für 
den deutschen Kaiser. Max von Oppenheim und die Neuordnung des Orients (1914-1918), 
Ares, Graz 2012. 

? Vgl. dazu: Fritz Fischer, Grzff nach der Weltmacht. Die Kriegszielpohtik des kaiser- 
lichen Deutschlands 1914-1918, Neudruck, Düsseldorf 1977. 

® Wolfgang G. SCHWANITZ, » Ihe German Middle Eastern Policy, 1871-1945«, 
in: ders. (Hg.), Germany and the Middle East — 1871-1945, Princeton 2004, S. 1- 
24, hier: S. 7. 
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Aktivitäten im Nahen und Mittleren Osten einen »realitätsfremden Ak- 
tionismus«.* Hans Ulrich SEIDT spricht sogar von einem »Krieg der 
Amateure«.° 

Die angelsächsische Geschichtsschreibung neigt dazu, der Orientpo- 
litik des Kaiserreiches wegen ihres Zusammengehens mit dem islami- 
schen Glaubenskrieg einen niederträchtigen Charakter zu unterstellen. 
Als ob es ein »Sakrileg« gewesen wäre, gegen das britische Empire und 
gegen die von ihm betriebene Kolonialpolitik zu handeln! Der britische 
Historiker Niall FERGUSON vertritt die Ansicht, die deutschen Pläne im 
Orient hätten sehr genau damit übereingestimmt, was John BucHan in 
seiner belletristischen Aufarbeitung zu diesem Thema geäußert habe.° In 
BucHans Bestseller Greenmantie, dernoch während des Ersten Weltkriegs 
auf den Markt kam, stellen Sabotage, Gewalt und Mord die Synonyme 
für die Orientpolitik Deutschlands dar.’ Diese literarische Abrechnung 
mit Deutschlands Orientpolitik in der Zeit des Kaiserreichs hat deren 
Erscheinungsbild bis in die Gegenwart geprägt. So verzerrt Peter Hop- 
KIRK die deutsche Nahoststrategie zu dem perfiden Versuch, das gloriose 
britische Empire zu zerstören und an dessen Stelle ein deutsches Weltreich 
zu setzen.° Ähnlich wie Donald M. McKaL£? erkennt Peter Hopkirk in 
der deutsch-türkischen Allianz im Ersten Weltkrieg sowie in der »ge- 
meinsamen« Ausrufung eines »Heiligen Krieges« einen Beweis dafür, daß 
vom wilhelminischen zum nationalsozialistischen Deutschland eine Kon- 
tinuitätslinie radikaler außenpolitischer Planungen verlaufen sei. Diese — 
klar von der Warte eines britischen Nationalchauvinismus aus aufgestell- 
ten — Behauptungen haben selbstredend die Sichtweise der deutschen 


* Martin KRÖGER, »Revolution als Programm«, in: Wolfgang MICHALKA (Hg.), 
Der Erste Weltkrieg. Wirkung, Wahrnehmung, Analyse, München-Zürich 1994, 
S. 366-391, hier: S. 385. 

° Hans Ulrich SEIDT, Ber/in, Kabul, Moskau — Oskar Ritter von Niedermayer und 
Deutschlands Geopolitik, München 2002, S. 50. 

6 Niall Ferguson, Empire: How Britain Made the Modern World, London 2004, 
S. 300 £. 

” Vgl. dazu: John Buchan, Greenmantle, Neudruck, London 2008. 

8 Peter Horkırk, Östlich von Konstantinopel — Kaiser Wilhelms heiliger Krieg um die 
Macht im Orient, Hamburg 1996. 

° Donald M. McKare, War by Revolution. Germany and Great Britain in the Middle 
East in the Era of World War I., Kent (Ohio) 1998. 

'° Vgl. dazu: Marco Evers u. Gabor STEINGART u. a., »Pakt mit dem Teufel«, in: 
Der Spiegel, Nr. 4, 2010, S. 78-88. Des weiteren: Wolfgang MicHar, »Der Spion 
des Kaisers«, in: National Geographic Deutschland, Februar 2008, URL: 
http://www.nationalgeographic.de/reportagen/topthemen/2008/der-spion- 
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Populärwissenschaft geprägt, die in einer vollständigen Übernahme der 
Ansicht des früheren Kriegsgegners das negative Bild der von Deutsch- 
land 1914-1918 betriebenen Orientpolitik stets aufs neue zeichnet.'" 
Die Bemühungen des Deutschen Reiches im Orient können nicht bloß 
im Hinblick auf den Dschihad als außergewöhnlich bezeichnet werden. 
Denn das Revolutionierungsprogramm, mit dem OPPENHEIM diese deut- 
schen Bemühungen definiert, weist überraschend freiheitliche Aussagen 
auf, so daß Deutschlands Strategie durchaus anders als bisher beurteilt 
werden kann. Denn OPPENHEIM tritt in seiner »Denkschrift betreffend 
die Revolutionierung der islamischen Gebiete unserer Feinde«'' offen 
für die Souveränität des Orients und dessen Freiheit von Fremdbevor- 
mundung durch die Europäer ein. Die Maßnahmen zur Erhebung wa- 
ren nicht nur dazu gedacht, Deutschlands Kriegsgegner im Ersten Welt- 
krieg zu schwächen; sie sollten überdies den gesamten Orient ın die 
Unabhängigkeit führen. Ein panislamischer Aufstand, der im Gewand 
des Heiligen Krieges daherkam, sollte die imperialistische Herrschaft der 3 a. 
Ententemächte Großbritannien, Frankreich und Rußland (sie reichte vom Dschihad würsen 
Maghreb bis an den Hindukusch) definitiv beenden. Insofern bot El Kaiser 
Deutschlands Nahostpolitik 1914-1918 regelrecht antiimperialistische " 
Ansätze. Bei großzügiger Betrachtung stellte der vermeintliche »Dschi- 
had — Made in Germany«'* gar einen Aufruf zum legitimen Kampf um 
die Unabhängigkeit des Orients dar. Damit stand die Konzeption Max ee 
VON ÖPPENHEIMs, der lange vorher als dem deutschen Generalkonsulat deut he 
in Kairo Zugeteilter 13 Jahre lang die politischen Verhältnisse im Orient Max von Oppenheim 
beobachtet hatte, in eindeutigem Gegensatz zu dem Zerrbild, das Fritz und die Neuordnung 
FiscHER gezeichnet hatte. Liegt es angesichts dessen nicht nahe zu sagen, des Orients (1914- 
die Deutschen hätten damals sogar einen Krieg für die Selbstbestim- 1918), Ares, Graz 
mung geführt?" 25 
Es wäre genau das Gegenteil dessen, was eine einseitig von der angel- 
sächsischen Sichtweise geprägte und inzwischen von den Deutschen selbst 
übernommene Geschichtsschreibung Deutschland immer so gern vor- 
wirft. Wenn Kaiser WILHELM II. Ende Juli 1914 notierte, »unsere Kon- 
suln. ... müssen die ganze mohammedanische Welt... zum Aufstand ent- 
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Stefan M. KREUTZER, 


!! Diese aus dem Herbst 1914 stammende Denkschrift findet sich im Politi- 


schen Archiv des Auswärtigen Amtes in Berlin (PA-AA) unter R 20937 — 1 und 
e) 


12 Dieser vorwurfsvolle Ausdruck stammt von dem niederländischen Orientali- 
sten Christiaan Snouck HURGRONJE. Vgl. hierzu u. a.: Christiaan Snouck HUR- 
GRONJE, »Deutschland und der Heilige Krieg«, in: ders. (Hg.), Versprede Geschrif- 
ten (Gesammelte Schriften), Bonn-Leipzig 1923. 

BS.M. KREUTZER, Dschihad, aaO. (Anm. 1), S. 15 u. 8. 
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Deutsche Wohl- 
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flammen«,'* so spricht das durchaus nicht gegen die These von einem 
deutschen Krieg für die Selbstbestimmung der Orientalen. Wieso näm- 
lich sollte die Schwächung der Kriegsgegner des Deutschen Reiches nicht 
mit einem Eintreten für diese so hehre Zielsetzung Hand in Hand ge- 
hen? Weshalb sollten die Deutschen nicht auch dazu fähig gewesen sein, 
für das einzutreten, was sich die angelsächsischen Mächte in teilweise 
grober Verzerrung der Tatsachen dauernd aufs Panier geschrieben ha- 
ben und auch heute immer noch schreiben: den edlen Streit für das Selbst- 
bestimmungsrecht anderer Völker? 

Natürlich lenkt die angelsächsische Historiographie nur allzu gern da- 
von ab, wie sich an dem Beispiel des Peter Hopkirk überdeutlich ablesen 
läßt. Als hätte es vor dem Heiligen Krieg, den der mit Deutschland ver- 
bündete Sultan des Osmanischen Reiches, Mehmed V. Rı:sAaT (der als 
Kalif zugleich der oberste Glaubensherr des Islams war), 1914 gegen die 
Ententemächte ausrief, noch nie einen Dschihad gegen eine europäische 
Macht gegeben,” behauptet Peter Hopkirx, »noch nie zuvor in der neue- 
ren Geschichte. ... [sei] zum Heiligen Krieggegen eine europäische Macht 
aufgerufen worden«.!° Der Zweck dieser Falschbehauptung liegt auf der 
Hand: Die deutsche Beteiligung im Orient soll auf diese Weise als von 
Anfang an besonders perfide hingestellt werden. Der Freiherr Max von 
OPPENHEIM war aber nicht der erste Mann, der empfahl, den Islam in 
politischer Hinsicht zu instrumentalisieren. Und so sind seine Darstel- 
lung als Vater des Dschihad, als »deutscher Abu Jihad« und auch die 
Behauptung, daß der Ausgangspunkt des Heiligen Kriegs in Deutsch- 
land zu suchen sei, historisch falsch und eine vorsätzliche Verzerrung 
der Tatsachen.'” Auch ist zu beachten, daß trotz der Verstärkung der 
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deutsch-türkischen Waffenbrüderschaft durch die deutsche (christliche) 
Seite der inhaltliche Ursprung auf die Initiative der türkischen (islami- 
schen) Seite zurückging.'? 

Auch machten die Aufwiegelungspläne Max von OPPENHEIMs Deutsch- 
land nicht zum Pionier unter den Mächten Europas. Denn bereits 1902 
hatte Großbritannien als Reaktion auf den von Belgien, Deutschland 
und Rußland bewirkten Verlust an wirtschaftlichem Einfluß in Persien 
hohe Vertreter der »w/erma« (der Religionsgelehrten) bestochen, damit die- 
se eine »fatwa (ein Rechtsgutachten) gegen die mit Britannien konkurrie- 
renden Europäer formulierten. Doch was die Briten auf ihre Rivalen 
gemünzt hatten, artete in Aufstände gegen Europäer wie Nicht-Muslime 
allgemein aus und forderte zahlreiche Todesopfer.'” Wie man an alledem 
sieht, war Manipulation einer nicht-europäischen Religionskultur durch- 
aus keine deutsche Eigenart. Die Briten, die das im Falle Max von Or- 
PENHEIMS gern behaupten, verstanden sich mindestens ebenso »gut« dar- 
auf. 

Dies beweist auch ihr Vorgehen in dem 
vom Panarabismus geleiteten »Freiheits- 
kampf: der Araber gegen das Osmanische 
Reich, der den arabischen Traum von ei- 
ner geeinten Nation zu einer Realität wer- 
den lassen sollte. Die Anführer dieser ara- 
bischen Revolte, HussEin IBN ALI und sein 
Sohn FaısaL, verweigerten sich dem tür- 
kisch-deutschen Aufruf zum Dschihad 
und führten ab 1916 ihren eigenen Heilı- 
gen Krieg — gegen das mit Deutschland 
verbundene Osmanische Reich. Die Bri- 
ten — das belegt eine Vielzahl von Flug- 
blättern — instrumentalisierten den Islam 
in ganz ähnlicher Weise, wie sie dieses den 
Deutschen vorhielten. OPPENHEIMS »Ver- 
heißung« der muslimischen Unabhängig- 
keit von europäischer Fremdherrschaft 


Werbeplakat »Die Türkei und Deutschland - 
Aufbruch zum heiligen Krieg in Damaskus«, 
erschienen in der Illustrierten Zeitschrift, Leip- 
zig, v. 18. 5. 1916. Oppenheim legte Wert darauf, 
daß der von ihm angeregte heilige Krieg: 

kein Aufruf zum interkonfessionellen Glaubens- 
krieg war. 
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ohne deutsche Annexionspläne ent- 
sprach nicht bloß der Wirklichkeit. Nein, 
sie ging auf ein echtes Bedürfnis der ori- 
entalischen Bevölkerung zurück. Dem- 
gegenüber war der von den Briten un- 
terstützte, bloß scheinbar arabische 
Unabhängigkeitskampf von allem An- 
fang an eine Täuschung, der übrigens 
auch der legendäre »Lawrence of Arabia« 
(eigentlich: Thomas E. LAWRENCE) erlag. 
Denn die arabische Revolte HussEins, 
den sich die Briten gefügig gemacht hat- 
ten, war kein Freiheitskampf — das Gan- 
ze war einzig dessen persönlicher Griff 
=) nach einem Königreich. Am Ende des 
| Kriegs jedoch mußte Hussein seinen 
| (von den Versprechungen der Briten ge- 
speisten) Traum von einem arabischen 
Großreich zu Grabe tragen.” 

Lassen wir— um den Vorwurf der Par- 
teilichkeit sogleich zu entkräften — den 
, übrigens mit OPPENHEIM persönlich be- 
kannten LAWRENCE zu \Vort kommen, 
der über sich und seine Vorgesetzten 
ganz unverbrämt schrieb: 

»Und wir schickten sie zu Tausenden 


r u za I” x: % Be . pe 
& c N sr \ ins Feuer, in die schlimmsten aller Tode, 


WirHeLm Il. mit ENveR 
PascHA an Bord der 
»‚Goeben«. Der türki- 
sche Kriegsminister 
befürwortete ein en- 
ges deutsch-türki- 
sches Bündnis - ge- 
gen die von den 
Ententemächten an- 
gestrebte »Liquidati- 
on der kleinasiati- 
schen Türkei«. 
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nicht um den Krieg zu gewinnen, sondern damit das Korn und der Reıs 
und das Ol Mesopotamiens unser werden. Einziger Zweck war es, unse- 
re Feinde zu schlagen (darunter auch die Türken), ..., indem wir die 
Unterdrückten in der Türkei für uns benutzten.«! 

Doch damit nicht genug: Großbritanniens Orientpolitik im Ersten 
Weltkrieg nannte LAWRENCE offen »Betrug [und] grundsätzliche... Un- 
aufrichtigkeit«” gegenüber den Arabern. 

Im Jahre 1988 übersetzte und analysierte Gottfried HAGEN eine grö- 
Bere Zahl von Flugblättern, die im Ersten Weltkrieg von türkischer Seite 
und von OPPENHEIMS Nachrichtenstelle für den Orient (NfO) erstellt 
worden waren und die in späterer Zeit als eine Sammlung an die Univer- 


®%$S. M. KREUTZER, Dschihad, aaO. (Anm. 1), S. 77. 
2! Zitiert nach: ebenda, S. 78. 
?? Zitiert nach: ebenda. 
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sitätsbibliothek Heidelberg gelangten.”” HAGEN förderte zutage, daß in 
den Texten, die als Gedichte, als offene Briefe oder als öffentliche Aus- 
hänge verfaßt worden waren, die Anklage gegen den von den Entente- 
mächten praktizierten Kolonialismus und die damit verbundene Un- 
menschlichkeit, aber auch gegen die nicht eingelösten Versprechen 
bezüglich nationaler Unabhängigkeit den meisten Raum einnehmen. So 
wird in einem von OPPENHEIMS NfO in Umlauf gebrachten öffentlichen 
Brief des ägyptischen Nationalisten Mohammed FAHMI an Großbritan- 
niens Ministerpräsident AsaurrH die britische Besetzung Ägyptens zwar 
betont sachlich, aber in verurteilender Art beschrieben. Dabei bedient 
sich das Schreiben bewußt der in der europäischen Politik benutzten 
Diktion und bezeichnet diese Okkupation als »Verbrechen gegen das 
Völkerrecht«. Während das britische Empire seinen Kriegseintritt damit 
begründet habe, »die Rechte des belgischen Volkes« zu verteidigen, unter- 
drücke es mit Ägypten gleichzeitig eine andere Nation und messe folg- 
lich »die Gerechtigkeit unter den Völkern mit zweierlei Maß«.”* 

Sehr ähnlich wird in einem Aufruf, der an den Maghreb gerichtet ist, 
der Dschihad vorrangig mit der ungerechten Fremdherrschaft begrün- 
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® Gottfried Hagen, Die Türkei im Ersten Weltkrieg — Flugblätter und Flugschrif- 
ten in arabischer, persischer und osmanisch-türkischer Sprache aus einer Samm- 
lung der Universitätsbibliothek eingeleitet, übersetzt und kommentiert, Frank- 
furt/M. 1990. 

** Mohammed Farm, Flugschrift Nr. 8, 27, in: G. HAGEN, Türkei, ebenda; S. 93 
UST, 
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Eine Revolutionierung 
Afghanistans gehörte 
auch zu den Plänen 
OPPenHeims. Hier ab- 


l gebildet: die Afghani- 


stan-Mission 1915 
unter der Führung 
Oscar von NIEDERMAY- 
ERS (Mitte mit Pelz- 
mütze). Allerdings 
konnte die NiEDERMAY- 
er-Expedition, die am 
26. September 1915 
Kabul erreichte, dort 
jedoch nichts Ent- 
scheidendes beim 
Emir HABIBULLAH aus- 
richten. 
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det. Der Heilige Krieg richte sich gegen einen Feind, »der sich Euer Land 
widerrechtlich angeeignet hat«.”° In den von HAGen untersuchten Flug- 
schriften stehen stets die Unabhängigkeit, die Befreiung und die Sicher- 
stellung der Zukunft des Orients vor dem Zugriff der Ententemächte 
Großbritannien, Frankreich und Rußland im Mittelpunkt der Argumen- 
tation.”* 

Wie auch viele andere Flugschriften beschreibt der Text eines unbe- 
kannten Autors, der sehr wahrscheinlich für das türkische Gegenstück 
zu OÖPPENHEIMsS NfO, die Teshkilat-i Mahusa, arbeitete, das Deutsche 
Reich als einen uneigennützigen Helfer bei der Erreichung des Ziels eı- 
ner Befreiung der arabischen Welt. Ebenso verweist der Verfasser auf 
»die Sympathie und Achtung, die Deutschland dem Islam entgegenbrach- 
te«.”” Es ist genau diese in erster Linie antiimperialistische Haltung, wel- 
cher die Vorstellung Max von OPPENHEIMS vom Dschihad entsprach. 
Oder drücken wir jenen Sachverhalt mit den Worten des Historikers 
Michael STÜRMER so aus: 

»ÖPPENHEIM wollte mit solcher Propagandatätigkeit nicht lügen, son- 
dern mit der deutschen »Wahrheit« Eindruck machen auf die Völker des 
Nahen Östens.«® 

Sicherlich kann und soll nicht bestritten werden, daß das Revolutio- 
nierungskonzept Max voN OPPENHEIMS vorrangig eine Kriegsstrategie 
und die erklärte Zielsetzung die Aufstandsmaßnahmen zur Schwächung 
von Deutschlands Kriegsgegnern waren. Trotzdem bildete die Souverä- 
nität des Orients und seiner Nationen einen zentralen Bestandteil seiner 
Pläne. Diese scheiterten zwar, und die deutsche Orientpolitik nach OP- 
PENHEIMS Vorstellungen blieb »weitgehend im Konzeptionellen stecken«.” 
Und doch war sie in ihrer Gesamtheit weder illusorisch, noch undurch- 
führbar, noch das, was die damalige britische Propaganda und in der 
Folge die angelsächsisch beherrschte Geschichtsschreibung daraus ge- 
macht haben. 

Matthias Gallas 


> Anonymus, Flugschrift Nr. 8, 28, in: G. HıGEn, Türkei, ebenda, S. 100. 

26 Anonymus, Flugschrift Nr. 8, 31, in: G. HaGEn, Türkei, ebenda, S. 109. 

?” Anonymus, Flugschrift Nr. 8, 31, in: G. HaGEn, Türkei, ebenda, S. 47. 

® Michael STÜRMER, Gabriele TEICHMANN u. Wilhelm TREUE, Wägen und Wagen 
— Sal. Oppenheim jr. & Cie. — Geschichte einer Bank und einer Familie, München— 
Zürich 1989, S. 268. 

® Martin KRÖGER, »Mit Eifer ein Fremder — im Auswärtigen Dienst«, in: Ga- 


briele TEICHMANN u. Gisela VÖLGER, (Hg.), Faszination Orient — Max von Oppen- 
heim: Forscher, Sammler, Diplomat, Köln 2001, S. 106-139, hier: S. 132. 
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Lawrence-Auspeitschung gelogen 


Im Ersten Weltkrieg war Thomas Edward Lawrence (1888-1935), der 
»Lawrence von Arabien, ein erfolgreicher Agent der Briten, der die Ara- 
berstämme durch später nicht gehaltene Zusagen zur 
Unterstützung der englischen Truppen im Vorderen 
Orient beim Aufstand gegen die türkische Herrschaft 
gewinnen konnte und somit zu den Niederlagen der 
türkischen Truppen wesentlich beigetragen hat. Er 
schrieb später seinen Bestseller Die szeben Säulen der 
Weisheit! über seine Erlebnisse. Schon bald war jedoch 
bekannt, daß er in diesen Erinnerungen auch gefa- 
belt hatte, daß er in Geschichten übertrieben hatte 
oder daß sie ganz seiner Phantasie entsprungen wa- 
ren. 

Eines der dramatischsten seiner Erlebnisse ist die 
von ihm beschriebene angebliche Auspeitschung und 
homosexuelle Vergewaltigung nach seiner Gefangen- 
nahme durch die Türken. Diese Episode ist in vielen 
Beschreibungen über ihn als Schlüsselerlebnis für die 
spätere Zeit aufgefaßt worden. 

Nun soll diese Geschichte auch ganz erfunden sein. 
Zu dem Schluß kommt ein Buch mit dem Titel T. E. 
Lawrence (Hemish Hamilton, London 1977) des Ara- 
bisten Desmond STEWART. Danach habe LAWRENCE 
früher in London an männlichen Auspeitschungs- 
partys teilgenommen und sich dessen dann in der 
Türkei erinnert. Die Wahrheit soll sein: »Nach einem Bender peinli- Neuere Untersuchun- 
chen Versagen im Krieg gegen die Türken habe er sich von einem Bedui- gen stellen Lawrence, 
nen »zur Sühne« auspeitschen lassen. Die entstandenen Narben hätten der nach Ausbruch 
nichts mit der Gefangennahme zu tun. eh 


; , : in Kairo für den briti- 
Der Verfasser bringt auch Hinweise, daß der Tod des Agenten durch u PREM ar de 


einen angeblichen Motorradunfall ein politischer Mord gewesen sein arbeitete, als Auf- 
könnte. So ist noch manches rätselhaft im Leben des Abenteurers. schneider hin. 


Rolf Kosiek 


' "Thomas Edward LAWRENCE, Die Sieben Sänlen der Weisheit, Originalausgabe: 
1926, dt.: dtv, München 2003. 
? dpa-Meldung, »Völlig erfundene Episode, in: Schwäbisches Tagblatt, 18. 6. 1977. 
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Nahum GOLDMANN 


(1895-1982). Der 
zitierte Text bringt 
Gedanken, die nahe 
an die Aussagen der 
Zionistischen Proto- 
kolle (»Protokolle der 
Weisen von Zion«) 
aus den ersten Jahr- 
zehnten des 20. Jahr- 
hunderts grenzen, 
deren Authentizität 
zwar angezweifelt 
wird, nach deren 
Richtlinien aber unse- 
re Entwicklung seit 
mehreren Jahrzehnten 
tatsächlich zu verlau- 
fen scheint. 

Dennoch lebte GoıLo- 
MANN später in den 
USA, dem Land des 
Kapitalismus, und 
arbeitete mit Kapitali- 
sten zusammen - wie 
eben so viele Demo- 
kraten. 
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Nahum Goldmann: Zerstörung muß sein 


In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts ging es bei den weltweiten 
Auseinandersetzungen um wirtschaftliche, aber dann auch um weltan- 
schauliche Fragen. Dabei handelte es sich ebenso um die Diskussion 
über die Beachtung von traditionellen Werten und Institutionen. Der 
Anthropologe und Philosoph Arnold GEHLEN bewies die Bedeutung von 
Traditionen und lange gewachsenen Einrichtungen der Gesellschaft aus 
dem Wesen des Menschen als Mängelwesen. Daß so viele Werte inzwi- 
schen als eine Folge der großen Kriege vernichtet wurden, ist einer der 
Gründe für die Krisen unserer Zeit. 

Es gab aber auch Kräfte, die bewußt auf die Zerstörung des Beste- 
henden aus Grundsatz hinarbeiteten. Im Gegensatz zu den lebensrichti- 
gen Anschauungen eher Konservativer wie GEHLEN standen anarchi- 
sche Äußerungen und Zielvorgaben kleiner Kreise, die nach der 
Zerstörung aller Werte trachteten. So schrieb der 1885 in Wischnewo in 
Litauen geborene, in Frankfurt am Main und Berlin aufgewachsene, spä- 
ter zu großem Einfluß gelangende und 40 Jahre lang als Leiter des jüdi- 
schen Weltkongresses tätige Zionistenführer Nahum GOLDMANN in sei- 
ner während des Ersten Weltkrieges 1915 erschienenen Schrift Der Gezsz 
des Mihtarismus auf Seite 38: »So besteht denn die erste Aufgabe unserer 
Zeit in der Zerstörung: alle sozialen Schichten und gesellschaftlichen 
Formungen, die das alte System geschaffen hat, sie müssen vernichtet, 
die einzelnen Menschen müssen aus ihren angestammten Milieus her- 
ausgerissen werden; keine Tradition darf mehr als heilig gelten; das Alter 
gilt nur als Zeichen der Krankheit; die Parole heißt: was war, muß weg, 
Die Kräfte, die diese negative Aufgabe unserer Zeit ausführen, sind: auf 
dem wirtschaftlich-sozialen Gebiet der Kapitalismus, auf dem politisch- 
geistigen die Demokratie. Wieviel sie bereits geleistet haben, wissen wir 
alle; aber wir wissen auch, daß ihr Werk noch nicht ganz vollbracht ist. 
Noch kämpft der Kapitalismus gegen die Formen der alten, traditionel- 
len Wirtschaft, noch führt die Demokratie einen heißen Kampf gegen 
alle Kräfte der Reaktion. Vollenden wird das \Verk der militaristische 
Geist. Sein Uniformierungsprinzip wird eine negative Aufgabe der Zeit 
restlos durchführen; wenn erst alle Glieder unseres Kulturkreises als 
Soldaten unseres Kultursystems uniformiert sind, ist diese Aufgabe ge- 
löst. Dann aber erst erhebt sich die andere, größere und schwierigere 


Aufgabe: der Aufbau der neuen Ordnung.« 


Rolf Kosiek 
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Uueingeschränkter U-Booteinsatz und USA' 


Zum Kernbestand des Lügengespinstes von Versailles gehört die Be- 
hauptung, der Grund der Vereinigten Staaten für den Angriff auf 
Deutschland im Ersten Weltkrieg sei der angeblich völkerrechtswidrige 
uneingeschränkte U-Bootkrieg der Kaiserlichen Marine gewesen. Die 
historische Wahrheit hingegen sah anders aus: 


Globaler Expansionismus des »neuen Roms< 


Treffend und zeitübergreifend gültig hatte der Senator BEVERIDGE vor 
dem US-Kongreß am 9. Januar 1900 den Weltherrschaftsanspruch seı- 
nes Landes wie folgt formuliert: »Gott hat uns zur Organisation der Welt 
bestimmt mit dem Auftrag, da Ordnung zu schaffen, wo das Chaos 
herrscht. Er hat den Glauben an den Fortschritt in unsere Herzen ge- 
pflanzt, um uns die Kräfte zu geben, die Reaktion in der ganzen Welt zu 
schlagen. Er hat uns geschickt gemacht in allen Künsten der Regierung, 
damit wir diese Kunst an den wilden und senilen Völkern betätigen kön- 
nen. Wenn es eine solche Kraft nicht gäbe, wie wir sie darstellen, müßte 
die Welt in Barbarei und Nacht zurückfallen. Und innerhalb unserer Rasse 
hat Gott das amerikanische Volk gekennzeichnet als sein erwähltes Volk, 
das bei der Erneuerung der Welt die führende Rolle spielen soll.« 

Dergestalt beflügelt und vor sich selbst gerechtfertigt, nahm das »er- 
wählte Volk« den Raum zwischen dem Mississipi und dem Pazifik ın 
Besitz, den es unter weitestgehender Ausrottung der eingesessenen in- 
dianischen Bevölkerung besiedelte. 1867 kauften die USA Alaska, 1897 
erwarben sie Hawaii, 1898 Puerto Rico, Guam und die Philippinen. 1901 
folgte Kuba, 1903 die Panama-Zone und 1904 San Domingo. Bereits 
seit Beginn der 1870er Jahre hatten die Vereinigten Staaten begonnen, 
den Pazifik in vielfältiger Weise imperialistisch zu durchdringen. Etwa 
ab 1880 begannen ihre Pläne zur Gewinnung der vollständigen Vorherr- 
schaft über den südamerikanischen Kontinent, Gestalt anzunehmen. Bis 
hin zum Ersten Weltkrieg gewann der im Selbstverständnis des »Ameri- 
can Empire eingewurzelte Expansionsdrang zunehmend an wirkungs- 
kräftiger Betriebsamkeit, die mit dem militärischen Eingreifen auf dem 
europäischen Kontinent im Jahre 1917 einen vorläufigen Höhepunkt 
erreichte. 

Schon lange vor der Wende zum 20. Jahrhundert hatte sich abgezeich- 
net, daß die global ausgreifenden Begehrlichkeiten der USA auch Euro- 
pa nicht ausnehmen, sondern sich sehr bald ebenso auf die atlantische 
Gegenküste des amerikanischen Kontinents richten würden. Präsident 
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! Dieser Beitrag 
fußt auf dem Band 
Rewisionskrieg und 
Gegenrevision 1914— 
1939 der im 
Hohenrain-Verlag 
erschienenen 
Buchreihe Die 
Deutschen und ihr 
Staat, Ulrich 
SCHWARZE, Hohen- 
rain, Tübingen 
2013. 


? Hugo WELLENs, 
Das Jahrhundert der 
Lige, Arndt, Kiel 

1989, S. 60. 
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? Dirk KuneErT, 
Deutschland im Krieg 
der Kontinente — 
Anmerkungen zum 
Historikerstreit, 
Arndt, Kiel 1987, 
S. 28 ff. (Tabellen). 


Diese Karikatur auf 
die Monroe-Doktrin 
erschien 1901 in der 
Zeitschrift Puck. 
Momkoe hatte sich 
jegliche europäische 
Intervention in der 
Neuen Welt (»Ameri- 
ka den Amerika- 
nern!«) verbeten. 

Im Gegenzug hatte 
er die Nichteinmi- 
schung der USA in 
Europa zugesichert. 
Der Erste Weltkrieg 
brachte eine Umkeh- 
rung. 


Uneingeschränkter U-Booteinsatz und USA 


Woodrow WiLson, geradezu eine Inkarnation des missionarischen US- 
Imperialismus, setzte im Jahr 1917 mit dem militärischen Angriff auf 
das Deutsche Reich einen für die weitere Expansion des sneuen Roms« 
entscheidenden Markstein. 

Im Jahre 1914 hatte die Einkreisungspolitik der etablierten Mächte 
gegen den 1867/71 in ihre Mitte getretenen kleindeutschen National- 
staat die Alte Welt in einen Krieg geführt, der dem US-Impertalismus 
das Tor in die Alte Welt öffnete. In dem sich hier bietenden historischen 
Zeitfenster erkannte der ziel- und machtbewußte amerikanische Präsi- 
dent eine einzigartige Gelegenheit, den europäischen Konflikt für die 
eigene transatlantische Entfaltung zu nutzen, indem er bei der kriegeri- 
schen Änderung der europäischen Mächteordnung Partei für die En- 
tente ergriff. Indem die USA die alten westeuropäischen Impertalmächte 
finanziell und machtpolitisch von sich abhängig machten und bei der 
Zerschlagung des Deutschen Reiches mitwirkten, konnten sie auf dem 
alten Kontinent Fuß fassen und - auf Kosten ganz Europas — zugleich 
ihre Weltstellung stärken. 


Wer Deutschland hat, der hat Europa 


»Wer Deutschland hat, der hat Europa«, so lautet eine geopolitische 
Devise. Solange das wehrfähige Deutsche Reich souverän in der Mitte 
Europas Bestand hatte, konnte die amerikanische Vorherrschaft dem 
Kontinent nicht auferlegt werden. Der deutsche Nationalstaat, der ein 


Hindernis bei der Durchdrin- 
| gung der Alten Welt darstellte, 
mußte dem US-Expansionismus 
daher weichen, zumal das Reich 
in den Vereinigten Staaten zu- 
nehmend als ökonomischer Ri- 
‚ vale gesehen wurde: Im Jahre 
1913 hatte es sich in einem ra- 
2 santen wirtschaftlichen Auf- 
4 schwung bereits auf den zwei- 
ten Platz nach den USA und vor 
| Großbritannien in der Weltgü- 
tererzeugung, im Gesamtindu- 
„| striepotential und in der Eisen- 
| und Stahlproduktion emporge- 
arbeitet.’ 
Bereits vor der Wende zum 
20. Jahrhundert hatten US-ame- 
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rikanische Verlust- und Rivalitätsängste das Verhältnis zu Deutschland 
belastet. Sorgenschwangere Propheten des US-Impertalismus unkten 
schon damals, mit kolonialen Plänen in der Karibik wolle es unter Einsatz 
seiner Marine die MONROE-Doktrin unterlaufen und den Vereinigten Staa- 
ten die Vorherrschaft über den amerikanischen Doppelkontinent strei- 
tig machen. Bereits vor dem Deutsch-Französischen Krieg, ım Frühjahr 
1870, waren in den USA Gerüchte in Umlauf gesetzt worden, eine euro- 
päische Macht, gemeint war Preußen, wolle die Insel San Domingo er- 
werben und sei bereit, für die Samana-Bucht zwei Millionen Dollar zu 
zahlen. Am 3. Juni 1870 konnte man im Washingtoner Daily Morning 
Chroniche lesen, dal »gewisse Anzeichen darauf hinweisen, daß Preußen... 
das Angebot machte, weil seine Seemacht nicht gerade stark ist und der 
schlaue von BisMArck alles tut, um die vorteilhafte Stellung seines Lan- 
des möglichst weiter zu sichern. Von einem solch wichtigen Ausgangs- 
punkt wie die Samana-Bucht könnten die preußischen Kreuzer sehr gut 


gegen feindliche Seestreitkräfte operieren.«* * Charles Callan 
Erwies sich diese phantastische Mär auch als ebenso haltlos wie Ge- TansıLL, Amerika 
rüchte über deutsche Absichten, die Dominikanische Republik zu an- geht in den Krieg — 
FR » ; Der Erste Weltkrieg 
nektieren, so mochte Washington trotz mehrfacher geduldiger deutscher eh; ß 
als Türöffner nach 


Dementis doch nicht von seinem Verdacht lassen, Berlin hege annexio- Europa, Pout le 
nistische Absichten in der karibischen See. Washingtons einseitig und Merite. Selent 2001 
ohne jeden Schein einer Rechtsgrundlage verkündete und praktizierte j Sg 
MOonRroE-Doktrin, die Nord-, Mittel- und Südamerika als ausschließliche 
Hegemonialsphäre der Vereinigten Staaten vereinnahmte und an impe- 
rialistischer Vermessenheit kaum zu übertreffen war, schloß Mächte wie 
Deutschland von der Wahrnehmung handelspolitischer Interessen auf 
dem Subkontinent aus. 
Fürst Otto von BisMARcK, seit 20. März 1890 im Ruhestand, nahm 
denn auch kein Blatt vor den Mund, als er am 2. Dezember 1897 wissen 
ließ, es sei eine »politische Notwendigkeit, amerikanischer Anmaßung 
oft und nachdrücklich« entgegenzutreten, und »die Auffassung, die die 
Leute in Amerika von der MOnrOE-Doktrin haben, (sei) ein Beweis au- 
Berordentlicher Unverschämtheit«.° 5 TAnsıLL, Amerika 
Die wütende Reaktion der amerikanischen Presse auf solche deutli- gehz. . ., ebenda, S. 8. 
chen Worte ließ freilich nicht auf sich warten; verbale Schärfen häuften 
sich. Der Springfielder Republican bescheinigte der deutschen Regierung 
»offenkundigste internationale Aufschneiderei«,* und dem deutschen , Tann eher 
Kaiser wurde in amerikanischen Zeitungen die Bemerkung zugeschrie- RR 
ben, er sähe sich vielleicht genötigt, »lästigen Amerikanern« etwas mehr 
»gute Sitten« beizubringem.’ Am 27. April 1900 versuchte der US-Politi- ’ TansıLı, ebenda, 
ker Elihu RooT sich als Augur: »Niemand, der sorgfältig die Zeichen der S.8f. 
Zeit beachtet, kann umhin zu sehen, daß die amerikanische Bevölkerung 
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8 Ebenda, S. 9. 


Frankreich und Spani- 
en bitten John Bull, 
dafür zu sorgen, daß 
das »Spiel des deut- 
schen Kindes im ma- 
rokkanischen Teich« 
ein Ende nimmt. Die 
britische Unterstüt- 
zung Frankreichs in 
der Marokko-Krise 
stellte sich als ent- 
scheidend heraus. 
Auch Theodore 
Roosevelt unterstützte 
den französischen 
Standpunkt und ver- 
paßte Deutschland 
damit eine empfindli- 
che diplomatische 
Niederlage. 
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entweder in ein paar Jahren die MOnROE-Doktrin aufgeben oder für sie 
kämpfen muß; wir werden sie aber nicht aufgeben.«® 

Die von RooT behauptete Alternative war zwar völlig unrealistisch, 
denn die USA würden für diesen Hegemonialanspruch niemals kämp- 
fen müssen, aber der Ausspruch kennzeichnete die Atmosphäre. Die 
völkerrechtsgemäße internationale Seeblockade des Jahres 1902 gegen 
das lateinamerikanische Schuldnerland Venezuela, an der sich auf briti- 
sche Initiative auch die deutsche Marine beteiligte, löste in den USA ei- 
nen Sturm der Empörung gegen das Reich, aber nicht gegen die übrigen 
europäischen Mächte aus, die sich hier über die MONROE-Doktrin hin- 
weggesetzt hatten, und auch in dem jahrelang dahinschwelenden Samoa- 
Konflikt nahm die amerikanische Presse das Reich unter ressentiment- 
geladenen Dauerbeschuß. 

England und US-Amerika, die nach darwinistischen Maßstäben als 
global ausgreifende maritime Imperialmächte eigentlich schärfstens ge- 
geneinander hätten konkurrieren müssen, hatten sich schon früh ım 19. 
Jahrhundert miteinander arrangiert. Wo immer in der Welt ihre Sphären 
kollidierten, legten sie die Konflikte schnell und geräuschlos bei. Aus 
Zn und weitgehender weltanschaulicher Wesensgleich- 
heit erwuchs seither ein freundschaftlich- 
verwandtschaftliches Verhältnis zwischen 
dem alten, langsam ermüdenden Britan- 
nien und den jugendlich-dynamischen 
Vereinigten Staaten. Bis zur Mitte des 20. 
Jahrhunderts ging das Szepter des die 
sieben Meere beherrschenden Albion 
ganz allmählich auf das»Neue Rom« über 
— eine Entwicklung, der England keinen 
ernsthaften Widerstand entgegensetzte. 

Als Großbritannien zu Beginn des 20. 
Jahrhunderts — insoweit indes frei von 
jeglicher Altersmilde — seine Einkrei- 
4 sungspolitik gegen das Deutsche Reich in 
| Angriff nahm, verfestigte es auch seine 
Freundschaft zu den USA, um sich de- 
ren Rückendeckung und Beistand gegen 
Deutschland zu vergewissern, und es fand 
| in Washington offene Arme. In der Er- 
sten Marokko-Krise 1905/06 etwa unter- 
stützte Präsident Theodore ROOSEVELT 
bei aller zur Schau getragenen scheinba- 
ren Neutralität nachhaltig die englisch- 
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französische Stellung trug dazu bei, 
ihr auf der Konferenz von Algeciras 
1906 zum Durchbruch zu verhelfen 
und dem isolierten Deutschland eine 
schmähliche diplomatische Niederla- 
ge zu bereiten. Auch das englisch-ame- 
rikanische seit der Jahrhundertwende 
wachsende, nahezu familiäre Einver- 
nehmen, eine ungeschriebene, wahr- 
haft herzliche Entente, gehörte maß- 
geblich zu den Faktoren, die der } 
Kriegserklärung Woodrow WiLsoNns 
von 1917 den Boden bereitet hatten. 

Unter dem Schein der Neutralität 
unterstützte Woodrow WiLson die 
Kriegführung der Ententemächte von 
Anbeginn propagandistisch, politisch 
und finanziell. Schon die diesen in 


gewaltigem Umfang gewährten Kre- tag, in Philadelphia, bei der er für die USA den Anspruch auf 
dite legten die USA für den weiteren das Amt des Schiedsrichters und Friedensbewahrers erhob. 


Verlauf des Krieges unwiderruflich 
auf die Seite der Nehmerländer fest. 
Verfehlten diese ihr Ziel, die Mittel- 
mächte militärisch niederzuwerfen, 
und blieben die erwarteten Sieges- 
früchte in Form von territorialen Er- 
oberungen, Reparationen, Tributen | 
und sonstigen wirtschaftlichen Zu- 
wächsen auf Kosten der Mittelmäch- 
te und des Osmanischen Reiches dar- 
um aus, so würden die Ententemächte 
ihre eigenen finanziellen Investitionen 
in den Krieg als Verluste abschreiben 
müssen und außerstande sein, auch 
noch die riesigen US-Kredite zurück- 
zuzahlen. Eine tiefe Wirtschaftskrise 
der Vereinigten Staaten würde die russ, An A i 
Folge sein. Schon ws diesem Grun- In Wirklichkeit stellten die USA (ebenso Kanada) den Alliier- 
de mußte die Entente den Krieg un- ten sehr früh ihre gigantischen finanziellen und industriellen 
ter allen Umständen gewinnen. Für Mittel zur Verfügung. 1915 wurde beispielsweise ein Drittel 
den Fall, daß dies zu mißlingen droh- der von den Briten eingesetzten Granaten in den USA herge- 
te, daß das große gemeinsame Ziel, stellt. Hier: Flugzeugfabrik in Toronto. 
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die Ausschaltung des Deutschen Reiches, in ernsthafte Gefahr geriet, 
war Wırson entschlossen, beizeiten auch militärisch in Europa einzu- 
greifen. 


Der Handelskrieg der deutschen U-Bootwaffe als Element der 
Vorkriegspolitik Woodrow Wilsons 


Ein wesentliches Element der gegen Deutschland gerichteten diplomati- 
schen und propagandistischen Bemühungen Wırsons ım Vorfeld des 
militärischen Angriffs der Vereinigten Staaten war der U-Bootkrieg der 
Kaiserlichen Marine. Der deutschen Seekriegsleitung hatte sich nach 
Kriegsbeginn sogleich die Frage gestellt, mit welchen militärischen Mit- 
teln sie der völkerrechtswidrigen, unter anderem gegen Leben und Ge- 
sundheit der Zivilbevölkerung gerichteten britischen Fernblockade 
Deutschlands entgegentreten könne. Die deutsche Hochseeflotte war 
für einen solchen Einsatz gegen die übermächtige Royal Navy viel zu 
NR klein. Schnell kam indes der Gedanke auf, der britischen Blockade so 
weit wie möglich mit U-Booten Paroli zu bieten. Bei der Entwicklung 
dieser Waffe war Deutschland führend. Sie war für den Einsatz gegen 
feindliche Überwasserkriegsschiffe gebaut und erzielte hier schon zu Be- 
ginn des Krieges eindrucksvolle Erfolge: Am 2. September 1914 ver- 
Otto Weooicen. senkte Kapitänleutnant HERSING mit U 21 den britischen Kreuzer »Path- 
finder«, und am 12. September 1914 gelang es Kapitänleutnant Otto 
\WEDDIGEN mit U 9, die englischen Kreuzer ‚Aboukir« »Hogue« und »Cres- 
sy« zu vernichten. Deutsche U-Boote hatten auch einige feindliche und 
neutrale Handelsdampfer aufgebracht. Nun aber sollten U-Boote ın Re- 
aktion auf die feindliche Fernblockade gegen Englands überseeische Han- 

delslinien eingesetzt werden. 
Die Handelsstörung mittels dieser Waffe war kriegsrechtlich nicht er- 
faßt. Das internationale Recht regelte den Handelskrieg gegen Kauf- 
fahrteischiffe sowohl gewohnheitsrechtlich als auch durch die Londoner 


Das deutsche U-Boot | 
U 9, das am 22. Sep- | 
tember 1914 drei bri- | 
tische Kreuzer an der 
dänischen Küste ver- 

senkte. 
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Seerechtsdeklaration vom 26. Februar 1909, der die deutsche Prisenord- 
nung vom 30. September 1909 entsprach. Danach war das auf Bannware 
zu überprüfende Handelsschiff durch Flaggenzeichen, erforderlichen- 
falls durch Warnschuß anzuhalten. Die Ladungspapiere wurden durch 
ein Prisenkommando überprüft, das Fahrzeug eventuell durchsucht. 


\Wurde Konterbande entdeckt, so konnte es | 


ausreichen, dieseüber Bord zu werfen. Bestand 


die Ladung überwiegend aus Bannware, so | 


durfte das Schiff versenkt werden, sofern die 
Sicherheit seiner Besatzung gewährleistet war. 
Diese Vorschriften regelten indes ausschließ- 
lich den Einsatz von Überwasserkriegsschif- 
fen, für den sie abgefaßßt und auf den sie zuge- 
schnitten waren; auf den völlig neuartigen 
Typus des Tauchbootes paßten sie nicht. Wollte 
man die Prisenordnung auf die U-Boote an- 


wenden, so waren diese selbst so stark gefähr- 


det, daß ihr Einsatz sich kaum rechtfertigen 


ließ. Vorschriftsmäßig aufgetaucht, konnten sie | 


leicht durch Rammstoß des aufgebrachten 
Schiffes oder, wenn dieses mit einer Kanone 
bestückt war, durch einen einzigen Schuß ver- 
senkt werden, denn ihre Außenhaut und ihr 
Druckkörper waren ungepanzert und äußerst 
verletzlich. Die eigene arslleristische Feuerkraft 
der Boote war auf ein einziges Geschütz be- 


schränkt, und sie hatten, langsam und wenig | 


wendig, wie sie über Wasser waren, kaum eine 
Chance, einem Angriff zu entkommen, zumal | 


auch ihr Abtauchen ein zeitraubender Vorgang w war. Wurdeli sie bei der 


Prise von nahen feindlichen Kriegsschiffen überrascht oder gerieten sie 
an eine sogenannte »U-Bootfalle«, ein für die U-Bootbekämpfung herge- 
richtetes, mit verborgener Bewaffnung bestücktes feindliches Schiff, so 


waren sie verloren. 


Taktischer Gegenpol zum Handelskrieg nach den Regeln der Prisen- 
ordnung war der uneingeschränkte U-Bootkrieg, die Versenkung der 
Kauffahrteischiffe ohne Vorwarnung durch Unterwasser-Torpedoschuß. 
Der humanitäre Gesichtspunkt setzte hier eine Ausstattung der Han- 
delsschiffe mit Rettungsbooten voraus, die die Gefährdung ziviler Be- 
satzungen und Passagiere der aufgebrachten Schiffe möglichst gering hielt. 
In der Wirklichkeit des Seekrieges hat bis zum heutigen Tag keine krieg- 


Während des Ersten 


Weltkrieges wurde 
der U-Bootkrieg zu- 
nächst streng nach 
der Prisenordnung 
geführt, weil die 
deutsche Führung 
sich erhoffte, auf die- 
se Weise die USA 
aus dem Krieg 
heraushalten zu kön- 
nen. 


führende Macht die Regeln der Prisenordnung zum Maßstab für den 
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Einsatz ihrer U-Boote gemacht. Auch im Zweiten Weltkrieg entsprach 
die vorwarnungslose Versenkung durch Unterwasserschuß in militäri- 
schen Kriegszonen dem internationalen Standard. 

Im Ersten Weltkrieg konnte die deutsche Seite die vor- 
warnungslose Versenkung englischer Handelsschiffe durch 
Unterwasserschuß überdies unter Notwehrgesichtspunkten 
rechtfertigen, denn die britische Hungerblockade war of- 
fensichtlich ein gegenwärtiger, rechtswidriger Angriff auf 
Leben und Gesundheit der deutschen Zivilbevölkerung. Die 
vorwarnungslose Versenkung britischer Fahrzeuge konnte 
auch als völkerrechtlich zulässige Repressalie (Strafmaßnah- 
me) gelten. Aber auch bei Kauffahrteifahrern aus neutralen 
Staaten konnte das Deutsche Reich nicht hinnehmen, daß 
Drittländer den Kriegsgegner England mit Waffen, Muniti- 
on, sonstiger Bannware oder Truppentransporten unter- 
stützten. 

\Vie aber sollte ein U-Bootkommandant vor einer Ent- 
scheidung zum Unterwasserschuß mit einem Blick durch 
das Sehrohr feststellen, was ein Handelsdampfer an Bord 
hatte? Das war unmöglich. So war hinsichtlich der Han- 
delsschiffe aus neutralen Staaten das politische Problem un- 
ausweichlich: Wie sollte man Versenkungen im uneinge- 
schränkten U-Bootkrieg den betroffenen Ländern und ihren 
Öffentlichkeiten gegenüber annehmbar begründen? 

Es lag im Interesse Deutschlands, die ohnehin unter dem 
Druck der Alliierten stehenden Neutralen nicht noch zu- 
sätzlich durch eigenes Zutun zum Kriegsbeitritt auf der 
Feindseite zu bewegen. Besonders fiel hier das Schicksal 
ziviler Passagiere und der Besatzungen torpedierter Schiffe 
ins Gewicht. Die internationale Öffentlichkeit begegnete 
gerade dieser Form des Tötens mit verständlicher innerer 
Abwehr. Die angelsächsischen Mächte nutzten dies geschickt 
für ihre propagandistischen Zwecke. Kamen gar amerika- 
nische Staatsbürger zu Schaden, so erfaßten Wellen der Em- 
pörung die Weltpresse und die internationale Diplomatie, 
und kaum jemand fragte nach dem Hintergrund des grau- 
samen Geschehens. Denn das elende Dahinsiechen Viel- 


Die Tötung von Zivilisten wurde von der anglo-amerikanischen Propaganda weid- 
lich ausgenutzt. 
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hunderttausender anonymer ziviler deutscher Opfer der britischen Hun- 
gerblockade und ihr stiller Tod ım Bett vollzogen sich ohne die Stürme 
international entfachter Entrüstung- unbeachtet und ganz beiläufig star- 
ben diese Menschen. Der Fluch der bösen Tat — der verbrecherischen 
britischen Hungerblockade gegen die deutsche Zivilbevölkerung - stell- 
te die deutsche Führung vor eine Fülle humanitärer und politischer Pro- 
bleme. 

Erst nach einigem Zögern — und erst, nachdem Großbritannien mit 
einer förmlichen Erklärung vom 2. November 1914 eine Seeblockade- 
zone von gigantischen Ausmaßen geschaffen hatte - reifte der Entschluß 
der deutschen Führung, den U-Bootkrieg gegen den englischen Seehan- 
del zu eröffnen. Die maßgeblichen gesellschaftlichen Kräfte und eine 
über die Skrupellosigkeit der britischen Kriegführung empörte breite 
Öffentlichkeit des Reiches forderten dies nachdrücklich. 

Unabweisbar war der Ruf nach Vergeltung für den unerhörten Ver- 
such, ein ganzes Volk samt Frauen und Kindern auszuhungern. Am 21. 
November 1914 erregte Großadmiral von TirPITZ mit einem dem ame- 
rikanischen Journalisten Karl von \WIEGAND gegebenen Interview die 
internationale Aufmerksamkeit. Er erklärte: »Amerika hat keine Stimme 
zum Protest erhoben und wenig oder gar nichts unternommen gegen 
die Schließung der Nordsee für neutrale Schiffahrt seitens Englands. Was 
wird Amerika sagen, wenn Deutschland eine Unterseebootsblockade rund 
um England gegen alle Schiffahrt einrichtet?« \WIEGAND fragte zurück: 
»Erwägen Euer Exzellenz deraruge Maßnahmen?« Darauf TirpITz: »Wenn 
zum Äußersten getrieben, warum nicht? England will uns aushungern; 
wir können dasselbe Spiel treiben, England einschließen und jedes Schiff 
zerstören, das die Blockade zu durchbrechen versucht.« Darauf \VIE- 
GANDSs naheliegende Frage: »Hat Deutschland genügend Unterseeboote, 
um eine solche Blockade durchzuführen?« TırrpırZz: »Ja, in Unterseeboo- 
ten großen Typs sind wir England überlegen.«’ Das freilich war, was die 
Anzahl der Boote und die von ihr abhängige Blockadefähigkeit anging, 
nichts mehr als Zukunftsmusik. 

Am 4. Februar 1915 erklärte das Deutsche Reich alle Gewässer »rings 
um Großbritannien und Irland einschließlich des gesamten englischen 
Kanals«' mit Wirkung zum 18. Februar 1915 zum Kriegsgebiet. Von 
diesem Tag an werde jedes dort angetroffene feindliche Kauffahrteischiff 
zerstört werden. Die Neutralen waren von der Androhung ausgenom- 
men, wurden jedoch vor der auch für ihre Schiffe im Kriegsgebiet beste- 
henden Gefährdung gewarnt. Denn die britische Admiralität hatte den 
Kapitänen englischer Handelsschiffe kurz zuvor empfohlen, zur Täu- 
schung der Deutschen über die Nationalität ihrer Fahrzeuge unter neu- 
traler Flagge zu fahren. Für einen deutschen U-Bootkommandanten war 
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daher kaum zu unterscheiden, ob er es beieinem neutral beflaggten Schiff 
nicht tatsächlich mit einem getarnten Briten zu tun hatte, den er versen- 
ken mußte. 

Noch vor dem festgesetzten Stichtag des 18. Februar 1915 hagelte es 
geharnischte Proteste seitens der USA und der Neutralen. In einer Note 
vom 10. Februar 1915 bestand Washington ın scharfem Ton auf der 
unbedingten Beachtung der Prisenordnung durch die deutschen U-Boo- 
te und drohte der deutschen Regierung eindringlich, sie werde für jegli- 
che Verletzung amerikanischer Staatsbürger streng zur Rechenschaft ge- 
zogen werden. Offensichtlich entgegen dem Völkerrecht und ım 
Widerspruch zur klaren Rechtsprechung der USA selbst bezog sich die- 
se Warnung einschränkungslos auf Amerikaner an Bord nicht nur neu- 
traler, sondern auch alliierter Schiffe. Nur für US-Schiffe und deren Per- 
sonal und Passagiere hätte die amerikanische Regierung eine solche 
Erklärung aber abgeben dürfen. 

Im weiteren Verlauf seiner diplomatischen Pressionen verstieg sich 
Präsident Wırson überdies zu der völkerrechtlich und politisch nachge- 
rade absurden und letztlich provokativen Forderung, selbst auf bewaff- 
neten Handelsschiffen der Entente müßten amerikanische Staatsbürger 
sicher sein. Auch vor der Versenkung solcher Schiffe müßten die deut- 
schen U-Boote diese zunächst vorwarnen und den Passagieren sowie 
den Mannschaften genügend Zeit geben, das Schiff sicher zu verlassen. 
Praktisch bedeutete dies, daß auch eine völlig ungeübte Geschützbedie- 
nungsmannschaft eines aufgebrachten bewaffneten Entente-Dampfers 
reichlich Zeit und Gelegenheit haben würde, das wartende deutsche U- 
Boot in aller Ruhe zu versenken. 

Aus deutscher Sicht ging dem an sich kabarettreifen Ansinnen WiL- 
sons im bitteren Ernst des Krieges allerdings jegliche Komik ab. Trotz 
der arroganten Unverfrorenheit der Forderungen versuchte Deutsch- 
lands Reichskanzler, den US-Präsidenten durch Nachgiebigkeit zu be- 
sänftigen. Eingeschüchtert schlug er vor, neutrale Staatsbürger — damit 
meinte er insbesondere solche der Vereinigten Staaten - sollten nur auf 
erkennbar als neutral gekennzeichneten und den Kriegsparteien vorher 
angekündigten (unbewaffneten) Schiffen reisen. 

Ein solches Verfahren hätte die Sicherheit dieser Passagiere durchaus 
gewährleistet. Doch darum ging es WiLsoN gar nicht. Er lehnte den deut- 
schen Vorschlag rundweg ab, ließ sich nicht besänftigen, weil er sich 
nicht besänftigen lassen wollte. Ihm kam es vorderhand darauf an, auf 
diplomatischem Wege den Briten gegen den Einsatz der deutschen U- 
Bootwaffe beizustehen. Und mittelfristig zielte er darauf ab, Spannun- 
gen zwischen dem Deutschen Reich und den Vereinigten Staaten aufzu- 
bauen, auf die er bei Bedarf nächsthin eine Kriegserklärung gegen 
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Deutschland würde stützen können. Der Streit mit Berlin um den 
U-Bootkrieg war für ihn ein wertvolles politisches Mittel zu diesem über- 
geordneten Zweck, auf das zu verzichten er keinesfalls gewillt war. 

Unter dem Druck der US-Note vom 10. Februar 1915 engte die Reichs- 
leitung die Bedingungen, unter denen die U-Bootkommandanten Han- 
delsschiffe angreifen durften, schon jetzt in mehrfacher Hinsicht im Sin- 
ne der US-Forderungen ein. Im Hintergrund ihres auch in der Folgezeit 
fahrigen Hin und Her in dieser Sache stand die lastende Besorgnis, der 
U-Bootkrieg könne den bewaffneten Kriegseintritt der USA auf seiten 
der Entente bewirken. Die WıLson-Administrauon schürte diese Befürch- 
tung geflissentlich und nutzte den aus ihr erwachsenden faktischen Ein- 
fluß auf die deutsche Seekriegführung weidlich zugunsten der Briten 
aus. 

Tatsächlich aber war der deutsche Handelskrieg der U-Boote als sol- 
cher für die USA durchaus kein Kriegsgrund — die deutsche Führung 
schätzte seine Entscheidungserheblichkeit für die US-Regierung grund- 
falsch ein. Der casus belli gegen die Mittelmächte würde für die Amerika- 
ner erst und nur dann gegeben sein, wenn die militärische und politische 
Entwicklung des europäischen Krieges erkennen ließ, daß die Tripel- 
entente ohne ein militärisches Eingreifen der USA ihr Kernziel, das Deut- 
sche Reich als Machtfaktor auszuschalten, verfehlen werde. Ein Schei- 
tern der Entente in diesem Sinne hing aber durchaus nicht wesentlich 
vom Einsatz deutscher U-Boote und dessen Modalitäten ab, sondern 
von der militärischen und bündnispolitischen Gesamtlage auf dem alten 
Kontinent. Für die deutsche Reichsführung gab es objektiv also keinen 
Grund, auf jedes amerikanische Stirnrunzeln über den U-Booteinsatz 
mit mimosenhafter Aufgeregtheit zu reagieren und durch Nachgiebig- 
keit weitere Pressionen Washingtons geradezu herauszufordern. 

Ersichtlich ging es dem Präsidenten am allerwenigsten um humanitä- 
re und völkerrechtliche Aspekte des U-Bootkrieges: U-Boote der En- 
tente versenkten in türkischen Gewässern seit 1915 und in der Ostsee 
sowie in der Adria seit 1916 Handelsschiffe der Mittelmächte ohne Vor- 
warnung,'' führten also selbst einen unbeschränkten U-Bootkrieg, ohne 
daß dies von Wiırson als barbarısch angeprangert worden wäre oder son- 
stige Reaktionen Washingtons gezeitigt hätte. 

Alfred von TirPITZ gehörte zu den weitblickenden Deutschen, die nie 
an die von Präsident Woodrow WıLson mit gekonnt zur Schau getrage- 
ner moralischer Entrüstung gepflegte Legende glaubten, der deutsche 
Handelskrieg der U-Boote als solcher könne für die rational gesteuerte 
impertalistische Großmacht USA den wahren Kriegsgrund bilden. Im 
Jahre 1926 schrieb der vormalige Großadmiral: »Es handelte sich. . . stets 
um dieselbe Grundverschiedenheit der Meinungen. Während die politi- 
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Die Versenkung der 
‚Lusitania« am 5. Mai 
1915 vor der irischen 

Südküste. Die briti- 

sche Blockade war 

am 5. Februar 1915 

mit dem uneinge- 
schränkten U-Boot- 
krieg beantwortet 
worden. 


142 


Uneingeschränkter U-Booteinsatz und USA 


sche Reichsleitung der Ansicht war, die Wirkungen des U-Bootkrieges 
würden die Vereinigten Staaten in den Krieg treiben, war und bleibe ich 
der festen und m. E. als richtig erwiesenen Überzeugung, daß die ameri- 
kanische Regierung einen beliebigen Vorwand und Anlaß finden würde 
— mochte es der U-Bootkrieg oder ein anderer sein —, um zu dem ihr 
passenden Zeitpunkt in den Krieg einzutreten. Im übrigen war ich der 
Ansicht, daß Wırson nicht vor seiner Wiederwahl in den Krieg gegen 
uns eintreten würde.«'? Der Gang der Geschichte bestätigte die Richtig- 
keit dieser Überzeugung. 


Die Versenkung der »Lusitania«, der »Arabic«, der »Sussex<; die 
Reichsführung beugt sich Wilsons nötigendem Druck und 
seinen Drohgebärden 


Eine herausragende Rolle in dem langwierigen diplomatischen und poli- 
tischen Nervenkrieg Wırsons in Hinsicht auf den Einsatz der deutschen 
U-Bootwaffe spielte die Versenkung des 31 550 BRT großen britischen 
Passagierdampfers »Lusitania« der britischen Cunard-Linie durch U 20 
am 7. Mai 1915 in den vom Deutschen Reich am 4. Februar 1915 zur 
Kriegszone erklärten Gewässern vor der irischen Küste. Da die »Lusita- 
nia« bereits 18 Minuten nach dem U-Bootangriff sank, konnten nur we- 
nige Rettungsboote zu Wasser gebracht werden, so dal3 1198 Menschen 
ihr Leben verloren, darunter 128 US-Amerikaner. Daß nur so wenig Zeit 
zur Rettung von Menschenleben blieb und die Zahl der Opfer dement- 
sprechend hoch war, erklärte sich aus einer gewaltigen zweiten Explosi- 
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on, die den Ozeanriesen kurz nach dem Torpedotreffer erschütterte. Es 
konnte nie geklärt werden, ob dieser eine Kesselexplosion oder Kohlen- 
staubverpuffung ausgelöst oder ob er die großen Munitionsmengen ent- 
zündet hatte, die das Schiff ohne Rücksicht auf seine zahlreichen zivilen 
Passagiere als Bannware geladen hatte. 


Das seiner Art nach so furchtbare wie 
spektakuläre Geschehen löste weltweite 
Empörung gegen Deutschland aus, die der 
Entente und den USA sehr gelegen kam. 
Kriegsvölkerrechtlich konnte die Versenkung 
als Repressalie gegen die britische Hunger- 
blockade gerechtfertigt werden. Die unter 
englischer Flagge in der Kriegszone fahren- 
de »Lusitania« hatte 170 Tonnen Munition für 
die Westfront geladen. Das Schiff wurde in 
amtlichen Listen der britischen Admiralität 
als Hilfskreuzer geführt und war mit den Vor- | 
richtungen für 3 Schnellfeuergeschützbatte- 
rien ausgerüstet. 

Zum Rahmengeschehen des Dramas und 
zu der Frage »cui bono?« gibt es einige er- 
hellende, im einzelnen zwar erwiesene, für 
eine hieb- und stichfeste Gesamtbeurteilung 
der Verantwortlichkeit aber letzlich wohl | 
nicht völlig ausreichende Aufschlüsse: Im 
Hinblick auf das bevorstehende Auslaufen 
der»Lusitania«von New York nach Liverpool 
am 1. Mai 1915 hatte die deutsche Botschaft 
in Washington eine Warnung an die Schiffs- 
reisenden veröffentlicht, daß im Kriegsgebiet 
Fahrzeugen, die unter der Flagge Großbri- 
tanniens oder eines seiner Alliierten führen, 
die Zerstörung drohe. Besorgt nachfragende Passagiere indes wurden 
von seiten der Cunard-Linie mit dem — wahrheitswidrigen — Hinweis 
beruhigt, die »Lusitania« werde für die Fahrt durch die Kriegszone brıti- 
schen Geleitschutz erhalten. Und vor der Abfahrt gaukelte der General- 
vertreter der Reederei den Reisenden am Landungssteg vor, ihnen drohe 
keinerlei Gefahr. Obwohl dies offensichtlich nicht zutraf, ließen die zu- 
ständigen amerikanischen Behörden das Schiff mit seiner hochgefährli- 
chen Konterbande und den zahlreichen Passagieren an Bord erbarmungs- 
los ın das Kriegsgebiet und damit ins Verderben auslaufen. Entgegen 
den Ankündigungen ließ die englische Marine das Schiff ohne jeglichen 
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13 Schnelle Schiffe, 
die »zackten«, also 
in unberechenba- 
ren Zickzacklinien 
fuhren, waren vor 
gezielten Torpedos 
relativ sicher und 
konnten als Einzel- 
fahrer auf den 
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den die Geleitzüge 
boten. 
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Schutz einer militärischen Eskorte in die Kriegszone einfahren, wo es 
erstaunlich langsam und ohne Zickzack-Kurs'? zu steuern vor die Tor- 
pedorohre des dort operierenden deutschen U-Bootes lief. 

Warum ließen die angelsächsischen Mächte den Ozeanriesen, der, ver- 
sehen mit artilleristischen Einrichtungen, völkerrechtlich als kriegfüh- 
rendes Handelsschiff einzustufen war, beladen mit hochexplosiver mili- 
tärischer Bannware und mit 2000 Passagieren an Bord unter solchen 
Umständen in den fast sicheren Untergang fahren? Der ersichtlich böse 
Anschein drängt unabweisbar die Vermutung auf, daß die gegnerische 
Seite die Tragödie gezielt inszenierte, um die barbarischen »Hunnen« vor 
aller Welt bloßzustellen und um einen künftigen Kriegseintritt der Verei- 
nigten Staaten propagandistisch vorzubereiten. 

In einem scharfen Protest vom 13. Maı 1915 gegen die Versenkung 
der »Lusitania« drohte Präsident Wirson dem Deutschen Reich mit dem 
Abbruch der diplomatischen Beziehungen. Er verlangte die Beendigung 
des aktuellen U-Bootkrieges und die Befolgung der Regeln der Prisen- 
ordnung. In der Note, in der unter anderem strenge Sanktionierung für 
den Fall angedroht wurde, daß US-Bürger auf Schiffen der Entente durch 
Absicht oder Zufall zu Schaden kamen, hieß es: »Die Regierung der Ver- 
einigten Staaten hatte bereits Gelegenheit, die kaiserliche Regierung da- 
von in Kenntnis zu setzen, daß sie die Einführung derartiger Maßnah- 
men oder Warnungen vor Gefahren an amerikanische Schiffer oder 
amerikanische Staatsangehörige, die berechtigterweise als Passagiere auf 
Schiffen kriegführender Staaten reisen, nicht zulassen könne, und daß 
sie die kaiserliche deutsche Regierung für jede absichtliche oder zufällige 
Verletzung dieser Rechte streng verantwortlich machen müsse... Die 
kaiserliche deutsche Regierung wird nicht erwarten, daß die Regierung 
der Vereinigten Staaten irgendein Wort ungesprochen oder irgendeine 
Tat ungeschehen lassen wird, die notwendig sein sollten, um ihrer heilı- 
gen Pflicht zu genügen, die Rechte der Vereinigten Staaten und ihrer 
Bürger zu wahren und ihre freie Ausübung und Genuß zu gewährlei- 
sten.« Weiter betonte \VıLson, der deutsche U-Booteinsatz stehe im Ge- 
gensatz zu allen »jenen Regeln der Billigkeit, der Vernunft, der Gerech- 
tigkeit und der Menschlichkeit, die von der modernen Anschauung als 
gebietend angesehen werden«.'* 

Anstatt die provozierende Note und die darin erhobenen, nach Lage 
der Dinge gänzlich unerfüllbaren Ansinnen klar zurückzuweisen, ließ 
sich Kaiser \WILHELM zu einem halbherzigen Zugeständnis herbei: Ne- 
bulös verbot er die Versenkung »großer« Passagierschiffe. Und schon 
bald, am 19. August 1915, ergab sich für die amerikanische Regierung 
eine weitere Gelegenheit, ihr Propagandaeisen im Feuer zu halten. Vor 
Irland versenkte U 24 einen britischen Frachter mit Passagiereinrich- 
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tung, die »Arabic« 44 Menschen kamen dabei ums Leben, darunter 3 
Staatsbürger der Vereinigten Staaten. Wieder protestierte US-Präsident 
Wırson. Reichskanzler von BETHMANN HOLIWEG drängte auf eine nach- 
giebige Reaktion, da, wie er meinte, die USA andernfalls dem Reich den 
Krieg erklären würden. 

Der Kaiser bestimmte daraufhin, daß nunmehr Schiffe mit Passagier- 
einrichtung erst versenkt werden dürften, wenn alle Passagiere und die 
Besatzungen in Sicherheit wären. Da das praktisch auf einen Kaperkrieg 
nach der Prisenordnung hinauslief, deren Bedingungen den U-Booten 
anstelle von Erfolgen nicht hinnehmbare Verluste verhießen, befahl Ad- 
miral von HOLTZENDORFF am 18. September 1915 schließlich die vor- 
läufige Einstellung des Handelskrieges. Die US-Regierung hatte es — frei- 
lich nicht ohne mitwirkendes Versagen der deutschen Führung - 
meisterlich verstanden, auf diplomatischem Wege durch Druck und Ein- 
schüchterung das einzige strategische Instrumentarium einstweilen zu 
lähmen, das die Deutschen der völkerrechtswidrigen englischen Total- 
blockade entgegenzusetzen hatten. Damit hatten sich die Vereinigten Admiral Henning 
Staaten schon jetzt — weit über ihre massive finanzielle Unterstützung 2 
hinaus — erkennbar als aktiv beteiligte Macht in die Kriegführung der = a 
Entente eingegliedert. i 

Die Einstellung des U-Bootkrieges stieß im von Hungersnot gepei- 
nigten deutschen Volk weitestgehend auf Unverständnis und auf hefti- 
gen Widerspruch in der öffentlichen Meinung, Ganz überwiegend war 
man davon überzeugt, dem ganz von seiner überseeischen Versorgung 
abhängigen englischen Inselreich den ersehnten Frieden nur mit der U- 
Bootwaffe abringen zu können, denn auch die teils glänzenden Erfolge 
des deutschen Heeres im Landkrieg konnten das Kriegsende allein nicht 
herbeizwingen. Das Reichsmarineamt und der Admiralstab forderten die 
Wiederaufnahme des unbeschränkten U-Bootkrieges, und im Januar 1916 
schloß sich dem der Chef des Generalstabes von FALKENHAYN an. 

Daraufhin kündigte die Reichsregierung am 11. Februar 1916 immer- 
hin an, daß bewaffnete Handelsschiffe künftig als Kriegsschiffe behan- 
delt und ohne Vorwarnung versenkt werden würden. Der neue Anlauf, 
mit dem sich das Reich über die Forderungen Woodrow WiLsons hin- 
wegzusetzen wagte, scheiterte indes sehr rasch nach bekanntern Muster. 


5 ; \ Erich von FALKENHAYN 
Am 24. März 1916 torpedierte U 29 vor Boulogne die französische Kanal- (1861-1922), im 


fähre »Sussex« Etwa 80 Passagiere, darunter einige US-Bürger, wurden Ersten Weltkrieg 
getötet oder verletzt. Ausweislich des Tagebuches und nach den sonsti- preußischer Kriegs- 


minister und Chef 
des Großen General- 
stabs. 


gen Angaben des U-Bootkommandanten Oberleutnant z. S. PUSTKUCHEN 
besaß das Schiff nur einen Schornstein und wies, wie ein Kriegsschiff, 
ein glatt durchlaufendes Deck sowie ein abfallendes Heck auf. Es hatte 
nicht geflaggt, war schwarz angestrichen und fuhr außerhalb der von der 


KAISERREICH 145 


Die französische 


Kanalfähre »Sussex« 
nach ihrer Torpedie- 
rung. Zeichnung von 
Raymond RaDpıcuer. 


!5 TansıLL, ebenda, 
S. 186. 


146 


Uneingeschränkter U-Booteinsatz und USA 


britischen Admiralität vorgeschriebenen Route. Aufgrund der Gesamt- 
umstände hatte der Kommandant das Fahrzeug nicht für ein Passagier- 
schiff gehalten. Dies machte ihn zum Objekt der »großen Politik«. Der 
Kaiser forderte um des Wohlwollens der Amerikaner willen seine Bestra- 
fung. Der zuständige Dienstvorgesetzte 
indes lehnte das ab, so daß WILHELM I. 
die Maßregelung des Oberleutnants selbst 
vornehmen mußte. 

Die merkwürdigen Begleitumstände 
der Torpedierung der »Sussex« haben, 
ähnlich wie im Falle der »Lusitania«, bei 
ernst zu nehmenden Historikern den 
Verdacht erweckt, daß abgekartete poli- 
tische Intrigen zugrunde lagen. Der be- 
kannte amerikanische Historiker Charles 
Callan TansıLı zitiert dazu seinen Kol- 
legen Prof. Samuel F. BEmis: »Man 
möchte wohl gern wissen, ob die engli- 
sche Regierung absichtlich die »Lusita- 
nia« und andere englische Passagier- 
dampfer mit amerikanischen Bürgern an 

3 Bord Angriffen aussetzte, um die Deut- 
schen zu einer unvorsichtigen Tat zu verleiten, die vielleicht die Verei- 
nigten Staaten in den Krieg führen könnte. .. Die gleiche, wahrschein- 
lich absichtliche Preisgabe lag in dem Fall des unbewaffneten 
Kanaldampfers »Sussex« vor. ... Er fuhr ganz langsam, ohne Begleitung, 
durch ein Gebiet, das mit den Trümmern kürzlich torpedierter Schiffe 
übersät war. Die Wahrheit, ob die englische und französische Regierung 
diese Schiffe absichtlich ım Interesse hoher Politik preisgaben, wird wohl 
nie an den Tag kommen.« 

Am 18. April 1916 reagierte Präsident Wırson auf den »Sussex«-Vor- 
fall mit einer scharfen, nach Inhalt und Sprache ungezügelten Note. Die 
deutsche Regierung verabsäume, so hieß es darin, »den Ernst der Lage 
zu würdigen«, die nicht nur durch den Angriff auf die »Sussex« entstan- 
den sei, sondern durch »die ganzen Methoden und den Charakter des 
Unterseebootkrieges, wie sie zutage getreten sind, infolge der während 
eines Zeitraums von mehr als zwölf Monaten von den Befehlshabern 
der deutschen U-Boote uneingeschränkt gehandhabten Übung unter- 
schiedsloser Zerstörung von Handelsschiffen aller Art, Nationalität und 
Bestimmung«. 

Das lief auf die Anmaßung des US-Präsidenten hinaus, dem Reich 
generell zu verbieten, sich mit dem Handelskrieg der U-Boote gegen die 
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völkerrechtswidrige und unmenschliche britische Totalblockade zur Wehr 
zu setzen. Düstere, ebenso hochtrabend wie wolkig formulierte War- 
nungen gaben dem diplomatischen Elaborat WiLsons ihr unheilschwan- 
geres Gepräge: »Die Regierung der Vereinigten Staaten hat eine sehr ge- 
duldige Haltung eingenommen. ... Sie hat den neuen Verhältnissen, für 
die es keine Präzedenzfälle gibt, jedes Zugeständnis gemacht und war 
willens zu warten, bis die Tatsachen unmißverständlich und nur einer 
Auslegung fähig wurden. Sie ist nun einer gerechten Würdigung ihrer 
eigenen Rechte schuldig, der kaiserlichen Regierung zu erklären, daß die- 
ser Zeitpunkt gekommen ist... Wenn es noch die Absicht der kaiserli- 
chen Regierung ist, unbarmherzig und unterschiedslos weiter gegen 
Handelsschiffe mit Unterseebooten Krieg zu führen, ohne Rücksicht 
auf das, was die Regierung der Vereinigten Staaten als die heiligen und 
unbestreitbaren Gesetze des internationalen Rechts und die allgemein 
anerkannten Gebote der Menschlichkeit ansehen muß, so wird die Re- 
gierung der Vereinigten Staaten schließlich zu der Folgerung gezwun- 
gen, daß es nur einen Weg gibt, den sie gehen kann. Sofern die kaiserli- 
che Regierung nicht jetzt unverzüglich ein Aufgeben ihrer gegenwärtigen 
Methoden des Unterseebootkrieges gegen Passagier- und Frachtschiffe 
erklären und bewirken sollte, kann die Regierung der Vereinigten Staa- 
ten keine andere Wahl haben, als die diplomatischen Beziehungen zur 
deutschen Regierung ganz zu lösen.«' 16 TansıLL, ebenda, 
Die indirekte und doch unverhohlene Kriegsdrohung dieser Note ver- S. 323. 
fehlte ihre Wirkung auf die deutsche Führung nicht. Der Admiralstab 
erklärte am 24. April 1916 die Prisenordnung zum allein verbindlichen 
Regelwerk, und drei Tage später zog die Marine die zwingende Konse- 
quenz: Sie stellte den unmöglich gemachten Handelskrieg der U-Boote 
völlig ein. Mit ihrer Antwortnote vom 4. Maı 1916 meldete die Reichs- 
regierung der US-Führung willfährig den Vollzug im Sinne der Note 
Wırsons vom 18. April: »Die deutsche Regierung. ... teilt der Regierung 
der Vereinigten Staaten mit, daß Weisung an die deutschen Seestreitkräf- 
te ergangen ist, in Beobachtung der allgemeinen völkerrechtlichen Grund- 
sätze über Anhaltung, Durchsuchung und Zerstörung von Handelsschif- 
fen auch innerhalb des Seekriegsgebietes Kauffahrteischiffe nicht ohne 
Warnung und Rettung der Menschenleben zu versenken, es sei denn, 
daß sie fliehen oder Widerstand leisten.«'” " TansıLı, ebenda, 
Doch, so hieß es ım folgenden weiter, könne von Deutschland nicht S. 328. 
erwartet werden, daß es sich in dem ihm aufgezwungenen Daseinskampf 
»im Gebrauch einer wirksamen Waffe Beschränkungen auferlegt, wenn 
seinen Gegnern gestattet bleibt, ihrerseits völkerrechtswidrige Mittel nach 
Belieben zur Anwendung zu bringen. . . Die deutsche Regierung ist über- 
zeugt, daß... die Regierung der Vereinigten Staaten nunmehr bei der 
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Großbritannischen Regierung die alsbaldige Beobachtung, . . der Regeln 
des Völkerrechts.... mit allem Nachdruck verlangen und durchsetzen 
wird«.'8 

Hatte BETHMANN HOLLWEG mit diesem fruchtlosen Appell tatsächlich 
eine reale Hoffnung verknüpft, so zeigt dies nur seine illusionäre Fehl- 
einschätzung der Rolle der Vereinigten Staaten in diesem Krieg. Zwar 
verkannte er, wie die Antwortnote vom 4. Maı 1916 zeigt, die freilich 
unübersehbare amerikanische Parteinahme für England nicht. Doch hatte 
er ersichtlich nicht erfaßt, in welch hohem Ausmaß sich die Regierung 
Wırson die Zielsetzungen der Tripelentente zu eigen gemacht hatte. Die 
Reichsführung hatte die amerikanische Regierung bereits zuvor darauf 
hingewiesen, daß sie den Handelskrieg der U-Boote einstellen werde, 
sofern die USA Großbritannien veranlaßten, das internationale Seerecht 
zu respektieren und nicht länger Deutschlands Einfuhr von Nahrungs- 
mitteln und Rohstoffen zu blockieren. Daraufhin hatten die Amerikaner 
den Schein der Neutralität durch einen diesem Ersuchen entsprechen- 
den Vermittlungsvorschlag zu wahren versucht, freilich ohne diesem 
England gegenüber irgendwelchen Nachdruck zu verleihen, was ihnen, 
etwa durch die Androhung von Kürzungen bei der Kapitalhilfe, durch- 
aus möglich gewesen wäre. So aber hatten die Briten keinerlei Grund 
gehabt, über den amerikanischen »Vermittlungsvorschlag« auch nur nach- 
zudenken. 

Während der nun folgenden fünf Monate ruhte der Handelskrieg der 
deutschen U-Boote. Auf den andauernden Druck der Reichstagsmehr- 
heit und die zunehmend gereizten Fragen der öffentlichen Meinung, 
warum das einzige Mittel, den Krieg zu beenden, nicht entschlossen ein- 
gesetzt werde, befahl der Admiralstab am 6. Oktober 1916, den Kampf 
wieder aufzunehmen - allerdings nicht unbeschränkt nach Maßgabe der 
spezifischen Möglichkeiten der neuen Waffe, sondern gemäß der auf 
den Kaperkrieg von Kreuzern zugeschnittenen Prisenordnung. Bei kaum 
vertretbarer Eigengefährdung der Boote eröffnete diese Form des Han- 
delskrieges keinerlei Aussicht auf den angestrebten strategischen Erfolg, 
England durch Störung seiner Versorgungslinien wirtschaftlich in Be- 
drängnis zu bringen. Erst im Zusammenhang mit den außen- und in- 
nenpolitischen Entwicklungen Ende 1916/ Anfang 1917 wurde der un- 
beschränkte U-Bootkrieg dann doch noch eröffnet. 

Anfang des Jahres 1916 erschien Wırsons Berater Oberst House in 
Frankreich, wo er erläuterte, wie sein Präsident den europäischen Freun- 
den zum Sieg verhelfen wolle: Amerika erhoffe nichts mehr, als daß die 
französischen Staatsführer »sich so verhalten, daß man ihnen die größte 
Unterstützung zuteil werden lassen kann«.'” Zwar, so führte der Oberst 
aus, stehe es Frankreich frei, den Deutschen seine eigenen Friedensbe- 
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dingungen zu diktieren. Falls die Franzosen aber künftigen Verlust (ge- 

meint war eine militärische Niederlage) zu fürchten hätten, werde WiL- 

SON »eingreifen, um sie zu retten, und einen auf Gerechtigkeit aufgebau- 

ten Frieden garantieren. ... Je mehr die Aussichten der Alliierten sänken, 

desto enger wären die Vereinigten Staaten mit ihnen verbunden«?’ Ge- ?” Tansırı, ebenda, 
nau und ausschließlich dies — und keineswegs etwa deutsches »Wohlver- 3293: 
halten« im U-Bootkrieg — war und blieb der Gesichtspunkt, nach dem 

Präsident \WıLson das Ob und das Wann der militärischen Intervention 

der USA zu bestimmen beabsichtigte. 

Der Weg der angeblich so autokratischen und tyrannischen deutschen 
Führung zur Anordnung des uneingeschränkten U-Bootkrieges am 9. 
Januar 1917, ein kontroverser und vielschichtiger innenpolitischer Ent- 
scheidungsprozeß, war langwierig gewesen. Mehrfach war die Reichs- 
regierung in der Frage der Intensität des U-Bootkrieges vor dem Druck 
bedrohlicher Wırson-Noten zurückgewichen. Als im Sommer 1916 
schließlich feststand, daß das Ziel der Offensive gegen Verdun, den An- 
griffsgeist Frankreichs zu brechen und so die Entente zu sprengen, ver- 
fehlt worden war, herrschte in Berlin erneut Ratlosigkeit, wie der Krieg 
in absehbarer Zeit ohne nawonale Selbstaufgabe zu Ende gebracht werden 
könne. Nach Lage der Dinge konnte nach dem Urteil derjenigen, die 
sich von Wir.sons diplomatischen Drohgebärden nicht hatten einschüch- 
tern lassen und die keinen unmittelbaren Zusammenhang zwischen der 
deutschen U-Bootstrategie und einem amerikanischen Kriegsbeitritt sa- 
hen, jetzt nur noch der uneingeschränkte Einsatz der U-Bootwaffe mili- 
tärisch einen baldigen Frieden herbeizwingen - falls es gelang, Großbri- 
tanniens überseeische Versorgungslinien zu kappen. Entsprechende 
Forderungen aus der Marineleitung wies Kaiser \WILHELM II. am 14. Au- 
gust 1916 ın Übereinstimmung mit seinem Kanzler freilich noch zurück: 
Auch ein verschärfter U-Booteinsatz könne Englands Versorgung mit 
Nahrungsmitteln nicht verhindern und werde die USA in das Lager der 
Entente treiben. 

Am 31. August 1916 trafen die Spitzen der zivilen und der milıtäri- 
schen Führung im thüringischen Pleß zu einer Konferenz über die U- 
Bootfrage zusammen. Admiral von HOLTZENDORFF befürwortete drin- 
gend die sofortige Eröffnung des uneingeschränkten U-Bootkrieges; 
damit könne Englands Kriegswille schon bis zum Jahresende gebrochen 
werden. Ganz im Sinne BETHMANN HOLLWEGs und des Kaisers aber hielt 
Staatssekretär HEI.FFERICH dem entgegen, ein solcher Schritt werde die 
USA in den Krieg auf seiten der Alliierten treiben. Er könne »in der 
Anwendung der U-Bootwaffe heute nur die Katastrophe«' sehen. Da °' TansıLı, ebenda, 
man sich nicht einigen konnte, blieb die Frage vorerst in der Schwebe. S. 376. 
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Blockade starben vie- I 


le Menschen an Un- 
terernährung: Bereits 
vor dem Krieg muß- 
ten fünf Sechstel der 


pflanzlichen Fette |» 
eingeführt werden. 


Nach dem »Kohlrü- 
benwinter: 1916/17 


brachen überall Hun- | 


gerstreiks aus. Der 
Druck für eine Wie- 
deraufnahme des un- 
eingeschränkten U- 
Bootkriegs wurde 
immer stärker. 


150 


2 F 
offeln 


Die deutsche Anordnung des unbeschränkten U-Bootkrieges vom 
9. Januar 1917 hatte keine Kriegserklärung der USA zur Folge 


u, 
Bezugsfchein 
% Sentner Ka; 


To 
— h 


Unterdessen schwoll der seit Jahr und Tag wachsende innerdeutsche 
Druck auf die Reichsführung zu einer Kampagne für den unbeschränk- 
ten U-Bootkrieg an. Immer weniger verstanden es das Volk, die von ihm 
gewählten Repräsentanten der Mehrheitsparteien des Reichstages ein- 
schließlich des Zentrums sowie die führenden Journalisten, daß die Re- 
gierung und der Kaiser in der U-Bootfrage unentschlossen lavierten, 
während Deutschland sich in dem endlos erscheinenden Krieg aufrieb 
und allmählich verblutete. 

Sollte das Deutsche Reich denn, während England es mit der bruta- 
len, völkerrechtswidrigen Hungerblockade strangulierte, im Einklang mit 
der Prisenordnung und mit den Händen an der Hosennaht vor einem 
dreisten US-Präsidenten langsam zugrunde gehen? Haßgefühle gegen 
den Reichskanzler und gegen das schrumpfende Fähnlein seiner Anhän- 
ger in der U-Bootfrage, die zur Überlebensfrage der Nation geworden 
zu sein schien, brachen sich Raum, und der Kaiser, der diesen Kanzler 
stützte, zog sich das mißbilligende Unverständnis breiter Kreise zu. 

Am 9. Januar 1917 endlich beschloß die Reichsleitung im Kaiserlichen 
Hauptquartier zu Pleß, nachdem sich auch der Monarch den Militärs 
angeschlossen hatte, vom 1. Februar 1917 an zum unbeschränkten Han- 
delskrieg der U-Boote überzugehen, die nunmehr angewiesen wurden, 
alle im Sperrgebiet angetroffenen Schiffe warnungslos zu versenken. 
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Am 31. Januar 1917 teilte die Reichsregierung diese Entscheidung der 
US-Regierung förmlich mit. Nun mußte die Kriegserklärung Washing- 
tons, hatten Reichskanzler von BETHMANN HOLIWEG und mit ihm alle 
diejenigen Deutschen Recht, die WıLsons finstere Drohungen für bare 
Münze genommen hatten, eigentlich auf dem Fuße folgen. Doch davon 
war keine Rede! Der Präsident beschränkte sich darauf, am 3. Februar 
1917 die diplomatischen Beziehungen zum Deutschen Reich abzubre- 
chen — ganz unspektakulär und rein geschäftsmäßig, indem er die Note 
dieses Inhalts in der deutschen Botschaft abgeben ließ. Die angesichts 
der offiziellen Kriegskampagne auch von der amerikanischen Bevölke- 
rung erwartete Kriegserklärung hingegen blieb aus. Vielmehr hielt Wır.- 
son im Kongreß eine beschwichtigende Rede, ın der er seiner Überzeu- 
gung Ausdruck gab, daß die deutsche Regierung ihre »feierlichen 
Versprechen« einhalten werde. Er könne nicht glauben, daß diese beab- 
sichtige, »ın eigenmächtiger Ausführung des rücksichtslosen Seekrieges 
amerikanische Schiffe zu zerstören und das Leben amerikanischer Bür- 
ger zu vernichten«. Die Bevölkerung der Vereinigten Staaten sei »eine 
aufrichtige Freundin des 
deutschen Volkes und wün- 
sche ernstlich, mit der Regie- 
rung, die für dieses Volk 
spricht, ın Frieden zu le- 
ben«”” WıLsons lammfrom- 
me Reaktion war einfach zu R 
erklären. Nach Maßgabe sei- 
ner langfristigen machtpolı- 
tischen Strategie war das $ 
deutsche Vorgehen ım U- 
Bootkrieg als solches eben 
keineswegs ein Grund für 
einen militärischen Angrıff 
der USA. 

Verzichtete der Präsident 
selbst diesmal auf jegliche 
arrogante Schmähung und 
auf Drohungen gegen Deutschland, so taktierte er doch zweigleisig: Sein 
Außenminister LAnsınG nämlich sorgte zugleich mit einer von Haßtira- 
den triefenden Rede vor der Pan-Amerikanischen Union dafür, daß das 
"Thema »deutscher U-Bootkrieg« als propagandistisches Eisen für eine 
demnächst eventuell bevorstehende Kriegserklärung im Feuer blieb. Der 
Secretary of State wies zunächst darauf hin, daß die diplomatischen Be- 
ziehungen zum Deutschen Reich wegen der Aufnahme des uneinge- 
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schränkten U-Bootkrieges abgebrochen worden waren, und führte dazu 
aus: »Die deutsche Regierung hat nicht nur die Unverletzlichkeit ihres 
Wortes gebrochen, sondern auch ıhre Absicht über die Wiederaufnah- 
me der ungesetzlichen Methoden nur acht Stunden vor Inkrafttreten 
bekanntgegeben. Es läßt sich kein Grund und keine Entschuldigung an- 
führen, die die Hochmütigkeit und Unverschämtheit einer derartigen 
Ankündigung gegenüber einer neutralen Macht befriedigend erklären 
könnten... Es ist schwer, sich mit einiger Zurückhaltung über eine der- 
artige Gleichgültigkeit gegenüber neutralen Rechten zu äußern... Die 
Methoden des U-Bootkrieges. ... erwecken den Abscheu der zivilisierten 
Welt. In den Kriegen der Vergangenheit... wird man schwerlich Beı- 
spiele der Unmenschlichkeit finden, die dem grausamen und zügellosen 
Hinschlachten von Männern, Frauen und kleinen Kindern entspricht, 
die über das Meer reisen... Die kaltblütige Überlegung eines U-Boot- 
kommandanten, der unter Wasser lauert und ein Schiff zu überraschen 
sucht, das mit wehrlosen Menschen beladen ist, um sie zu vernichten... 
stellt eine Art von Brutalität dar, die ein Gegenstück nur beı einem See- 
räuber hat und die ıhn zu einem internationalen Verbrecher stempelt. 
Das Wort Ireue« gibt es bei der Kaiserlichen Regierung nicht mehr. Ver- 
achtung ist an Stelle der Achtung getreten. . . Heute sind der amerikani- 
schen Regierung und der amerikanischen Bevölkerung die Augen aufge- 
gangen; jetzt erkennen sie den wahren Charakter der herrschenden Macht 
in Deutschland in seiner ganzen Falschheit und Brutalität.«”° 

Der Sturz des Zaren im März 1917 mit seinen Folgen für die Entente 
war das für Wırsons Militärintervention entscheidende Ereignis. 

Die russische Märzrevolution 1917 verschob die weltpolitischen Ge- 
wichte. Die Hoffnung der Deutschen seit dem Scheitern der \Vestoffen- 
sive an der Marne 1914, die Entente durch militärische und politische 
Mittel aufzubrechen und selber den Krieg durchzuhalten, bis etwa Ruß- 
land unter dessen Druck und durch Revolutionswirren aus innerer Schwä- 
che zusammenbrach, und dann in Frieden zu überleben, schien sich jetzt 
unversehens zu erfüllen. Für die absehbare Zukunft war der gelähmte 
russische Riese zu wirksamen militärischen Initiativen gegen das Reich 
ersichtlich nicht mehr fähig. Die Mittelmächte konnten auf Ruhe an den 
Östfronten setzen, auch wenn die provisorische russische Regierung er- 
klärte, in der Entente verharren und die Kriegspolitik des Zaren fortfüh- 
ren zu wollen. Freilich stand über dem deutschen Horizont jener März- 
tage als dunkle Wolke die US-amerikanische Bedrohung. Zwar hatte 
Washington die Eröffnung des unbeschränkten U-Bootkrieges am 1. Fe- 
bruar nicht zum Anlaß für eine Intervention gegen das Reich genom- 
men. Doch das Debakel, das die russischen Freignisse für die Tripel- 
entente bedeuteten, mußte die USA aus ihrer bisherigen militärischen 
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Reserve locken. Wer aus der Berliner Perspektive die seit Jahren feindse- 
lige Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber dem Reich und deren 
unverhüllte Unterstützung der Entente ohne Scheuklappen auf sich hat- 
te wirken lassen und wer das falsche Friedenspathos Wırsons durch- 
schaute, der hatte gerade jetzt Grund zu berechtigter Sorge. 

Für Woodrow Wilson ergaben die Nachrichten aus Rußland, die ıhn 
seit dem 7. März 1917 erreichten, eine neue, in ihren Konsequenzen für 
US-Amerika indes völlig unzweideutige Lage: Der »Kairos« des Krieges, 
der entscheidende Augenblick, der schicksalhafte Zeitpunkt, in dem die 
Vereinigten Staaten nach des Präsidenten selbstgesetzter globalstrategi- 
scher Vorgabe in Europa militärisch intervenieren mußten, war jetzt un- 
abweisbar gekommen. Der östliche, russische Eckpfeiler der Entente 
war praktisch weggebrochen. Zwar versprach die neue Provisorische Re- 
gierung in Lwow, ın der die ehemaligen Duma-Politiker Mi1Jukow als 
Außenminister und KERENSKIJ als Kriegsminister tätig waren, daß Ruß- 
land den Krieg fortführen werde, und die Westmächte bestärkten die 
neuen Herren ın dieser Absicht, indem sie die vorangegangenen geheı- 
men Kriegszielvereinbarungen mit dem Zaren, unter anderem hinsicht- 
lich Konstantinopels und der Meerengen, erneuerten und ihre Verspre- 
chungen bekräftigten. Aber gab es auch nur halbwegs gesicherte 
Anhaltspunkte dafür, daf3 die Provisorische Regierung wirklich Rückhalt 
im kriegsmüden russischen Volk und bei den derzeit wirklich maßgeblı- 
chen politischen Kräften des Landes besaß? Wie berechtigt diese Frage 
war, sollte sich schon wenig später zeigen, als die andere, dıe Petrograder 
Regierung Rußlands mit einer eigenen, völlig entgegengesetzten Außen- 
politik hervortrat: Am 27. (14.) März 1917 appellierte sie an die Völker 
der Welt, »ın gemeinsamer Anstrengung der fürchterlichen Schlächterei 
des Weltkrieges« durch einen Frieden »ohne Annexionen und Kontribu- 
tionen«” ein Ende zu setzen. 

Schon am 15. März 1917, als der Zar abdankte, war für WILson und 
seine Mitarbeiter offenbar geworden, daß jetzt und in absehbarer Zu- 
kunft von Rußland kein nennenswerter militärischer Beitrag zum gro- 
ßen Ziel der Entente mehr zu erwarten, daß unter den gegebenen Um- 
ständen die Niederwerfung des Deutschen Reiches und die Revision der 
europäischen Ordnung kaum mehr möglich waren, daß der Krieg ver- 
mutlich also — gemessen an dem von der Entente verfolgten und den 
USA erwünschten Zweck - verloren war, wenn nicht Amerika mit sei- 
nen Potentialen unverzüglich militärisch intervenierte und das Blatt noch 
wendete. Andernfalls stand es schlecht um den Traum von der Vernich- 
tung des mitteleuropäischen Machtzentrums, denn auch die Zivilbevöl- 
kerungen und Armeen Frankreichs und Italiens zeigten deutliche, be- 
sorgniserregende Anzeichen von nachhaltiger Kriegsmüdigkeit, 
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verfallender Kampfmoral und sich erschöpfender Opferbereitschaft. 
Verläßliche Streiter auf dem europäischen Kontinent waren jetzt nurnoch 
die britischen Truppen. England war weiterhin, wie selbst der anglophile 
Reichskanzler von BETHMANN HOLLWEG ın jenen Tagen in einer Anwand- 
lung von Klarsicht formulierte, »die Seele des Krieges«.” 

Bisher hatte WıLson noch hoffen dürfen, die Entente könne das Reich 
aus eigenen Kräften militärisch niederwerfen. Jetzt aber reichte es nicht 
mehr, die europäischen Freunde alleın auf den Schlachtfeldern Europas 
bluten zu lassen und sich am Krieg unter dem Schein der Neutralität nur 
mit ökonomischen und diplomatischen Mitteln zu beteiligen. Wollte 
Amerika den deutschen Machtfaktor auslöschen und selbst auf dem al- 
ten Kontinent Fuß fassen, so mußte es Deutschland jetzt selbst militä- 
risch angreifen. In Wırsons erhabener Diktion klang das so: »Die Isola- 
tion Amerikas ist zu Ende, nicht, weil wir beschlossen haben, Weltpolitik 
zu betreiben, sondern weil wir durch die bloße Schöpferkraft dieses Vol- 
kes und das Anwachsen unserer Macht zu einem entscheidenden Faktor 
in der Menschheitsgeschichte geworden sind; und nachdem wir ein sol- 
cher Faktor geworden sınd, können wir nicht ın der Isolation verharren, 
ob wir wollen oder nicht. Nicht unsere eigene Wahl, sondern die Abläu- 

e der Geschichte haben das Ende der Isolation eingeläutet, und der 
Ablauf der Geschichte hat lediglich die Vorhersagen der Männer erfüllt, 
die unsere Republik gründeten.«* 


Die propagandistische Vorbereitung der US-Bevölkerung auf 
den militärischen Angriff auf Deutschland; die Zimmermann- 
Depesche 


Den jetzt unmittelbar anstehenden Aggressionskrieg gegen das Deutsche 
Reich hatte Wırson nach außen diplomatisch und ım Innern propagandı- 
stisch bestens vorbereitet. Es war leicht gewesen, die in der US-amerikanı- 
schen Gesellschaft unverzichtbaren psychologischen Bedingungen für die 
Vernichtungsstrategie gegen das Deutsche Reich zu schaffen. Dieses so 
ferne, in den fremdartigen mitteleuropäischen Traditionen geistig und 
kulturell verhaftete Land eignete sich bestens dazu, für die Führungs- 
kaste amerikanischer Politik und Presse den Popanz für ein Feindbild 
abzugeben und ım öffentlichen Bewußtsein der Vereinigten Staaten pro- 
pagandistisch als, wie man heute sagen würde, »Schurkenstaat« aufge- 
baut zu werden. 

Der antideutschen Dauerkampagne wirkte nichts entgegen, denn der 
hohe deutschstämmige Bevölkerungsanteıl war vollständig assımiliert. 
Die geistig-kulturellen Gegensätze zwischen Deutschland und den USA 
waren tief und grundlegend. Die Vereinigten Staaten prägte eın radika- 
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ler, überwiegend bereits säkularısierter, dogmatischer, missionarischer, 
jeder Selbstreflexion unfähiger Puritanismus, der auch im heutigen Eu- 
ropa kaum verstanden wird. 

In deutscher Geschichtsliteratur wird die politische Grundausrichtung 
der US-amerikanischen Staatsräson als eher links, als freiheitlich und li- 
beral eingeschätzt; doch handelt es sich hier um auf die Vereinigten Staaten 
kaum übertragbare Begriffe aus der europäischen Politik- und Ideenge- 
schichte. Waren Demokrat Woodrow Wırson, sein politisches Umfeld 
und seine Klientel an der amerikanischen Ostküste »liberak? Natürlich 
nicht, denkt man nur an die aufgeklärten Liberalen der Paulskirche, an 
die späteren Nationalliberalen im deutschen Reichstag und an die links- 
liberalen Freisinnigen. Noch weniger waren sie »lınks«, nicht jedenfalls 
vergleichbar etwa mit der damaligen deutschen Sozialdemokratie. Allen- 
falls hatten sie gewisse Gemeinsamkeiten mit deutschen Konservativen, 
denen freilich ihre heftigste Verachtung galt. Und für viele Kontinental- 
europäer noch heute kaum nachvollziehbar ıst die von Wırson selbst 
empfundene und festgestellte ideologische Nähe seiner Weltanschauung 
zum Bolschewismus.”” 

Daß die damaligen Deutschen in von Grund auf andersartigen poli- 
tisch-moralischen Vorstellungswelten lebten, verlieh jeglicher propagan- 
distischer Verteufelung in den Augen ıhrer amerikanischen Zeitgenos- 
sen besonders hohe Überzeugungskraft. Schlichten Geistes glaubte John 
Brown in New York oder Los Angeles bereitwillig an den kriminellen, 
despotischen, blutrünstigen, hunnischen Kaiser in Berlin und hegte keı- 
nen Zweifel daran, daß das Volk Kants, GOETHES, SCHILLERS, BACHs und 
MozarTs eine in Stiefeln geborene, kriegerisch-wilde, barbarısche Hor- 
de sei, deren Angehörige es als das höchste Glück empfänden, für die 
Tyrannei zu sterben. 

Die propagandistischen Reaktionen von Politik und Presse in den USA 
auf die Eröffnung des uneingeschränkten U-Bootkrieges hatten die dort 
von Kriegsbeginn an gezielt geschürte antıdeutsche Stimmung bereits 


27 Dirk KuneRrT schreibt dazu in seinem Werk Deutschland im Krieg der Kontinente, 
aaO. (Anm. 3), S. 100: »Nachdem die Bolschewisten das linksliberale Regime 
der Märzrevolution im November 1917 hinweggefegt hatten, machte sich bei 
WiıLson nicht etwa eine totale Ernüchterung breit. Im Gegenteil, er sprach von 
der »großen Revolution der Bolschewisten und glaubte, eine gemeinsame Basis 
der Weltanschauungen entdeckt zu haben, ein der amerikanischen politischen 
Kultur verwandtes »Jdemokratisches< Element in der Doktrin der neuen Herr- 
scher. »Diese ideologische Brücke auf den Grundpfeilern der Weltmachtinter- 
essen schien Angloamerikaner und Bolschewisten«, wie Erwin HÖLZLE zutref- 
fend bemerkt, »genügend zu verbinden, um darauf ein politisches Allianzsystem 
aufbauen zu können.« 
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dem Siedepunkt angenähert, als am 1. März 1917 donnernde Schlagzei- 
len über eine angebliche deutsch-mexikanische Militärverschwörung ge- 


gen die Sicherheit der Vereinigten Staaten der systematischen Kriegstrei- 


berei weitere Schubkraft verliehen. Der Hintergrund war: Nach dem 


bewährten Grundsatz »der Feind meines Feindes ist mein Freund« war 


der deutsche Staatssekretär des Äußeren Arthur ZIMMERMANN auf den 
Gedanken gekommen, den Vereinigten Staaten — vorausgesetzt, daß die- 


| se dem Reich den Krieg erklärten — vor deren eigener Haustür militäri- 


sche Ungelegenheiten zu bereiten, und zwar mit Hilfe des Staates Mexi- 


‚ko, den der US-Imperialismus in der Vergangenheit territorial bereits 


mehrfach gewaltsam amputiert hatte. Am 16. Januar 1917 hatte ZIMMER- 
MANN den deutschen Gesandten in Mexiko-Stadt, von ECKARDT, in einer 
chiffrierten Depesche angewiesen, der dortigen Regierung für den Fall, 
daß es tatsächlich zu deutsch-amerikanischen Feindseligkeiten kommen 
sollte, ein Militärbündnis anzubieten. In diesem Falle sollte Mexiko US- 
Streitkräfte in Amerika binden, so daß sie nur in begrenztem Umfang in 
dem Krieg gegen Deutschland eingesetzt werden könnten. 

Derbritische Marinenachrichtendienst fing das Telegramm ab, dechif- 
frierte es und leitete es dem Foreign Office zu. Am 24. Februar 1917 
händigte dieses dem US-Botschafter PAGE eine Abschrift aus, die Präsi- 
denten Wırson am 1. März 1917 veröffentlichen ließ. Die Depesche war 
ein Glücksfall für dessen psychologische Kriegsvorbereitung: Der Ge- 
sandte VON ECKARDT sollte den Mexikanern für den Fall, daß die USA 
dem Deutschen Reich den Krieg erklärten, das Folgende vorschlagen: 
»Gemeinsame Kriegführung. Gemeinsamer Friedensschluß. Reichlich 
finanzielle Unterstützung und Einverständnis (eine Garantie wird da- 
durch nicht gegeben) unsererseits, daß Mexiko in Texas, Neu-Mexico, 
Arizona... früher verlorenes Gebiet zurückerobert.«* 

Das Dokument, das nach Inhalt, Zeitpunkt, Interessenlage und den 
Umständen seines Bekanntwerdens eigentlich fast alle Anzeichen geheim- 
dienstlicher Fälschung und Manipulation in’ sich vereinigt, war dennoch 
echt: Außenstaatssekretär ZIMMERMANN, ein sonst überaus urteilsfähiger 
Politiker, hat seine Urheberschaft an diesem unsinnigen, den Reichsinter- 
essen schädlichen diplomatischen Vorstoß später ausdrücklich einge- 
räumt. Wie alle Welt wußte, wäre eine gemeinsame Kriegführung mit 
Mexiko angesichts der englischen Seeblockade und des schwerwiegen- 
den deutschen Mangels an personellen und materiellen militärischen Po- 
tentialen ebenso ausgeschlossen gewesen wie die Finanzierung mexika- 
nischer Kriegsanstrengungen durch das notleidende Deutsche Reich. Und 


® Michael How.ArD, Kurze Geschichte des Ersten Weltkrieges, Piper, München 2004, 
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das mögliche deutsche Einverständnis mit der Rückeroberung geraubter 
Gebiete nutzte den Mexikanern überhaupt nichts. Die Vorschläge Zım- 
MERMANNS waren zur Gänze illusorisch und konnten von niemandem 
ernst genommen werden. Auch für die Regierung in Washington und 
intelligentere amerikanische Presseleute waren sie eher ein diplomatıi- 
sches Narrenstück denn ein Hinweis auf eine sich anbahnende Bedro- 
hung der Vereinigten Staaten. 

Obwohl sie nur für den Fall gelten sollten, daß diese zuvor Deutsch- 
land angegriffen hatten, wurden sie von der US-Propaganda als Beweis 
für deutsche Angriffsabsichten umgefälscht. Der Theaterdonner um die 
Depesche war bestens geeignet, die Kriegshysterie der amerikanischen 
Bevölkerung noch weiter aufzuputschen. Insgesamt ruft diese Affäre 
Assoziationen wach zu den im Zweiten Weltkrieg von Präsident RoosE- 
VELT vorgelegten - in jenem Falle freilich in der Tat gefälschten — »Bewei- 
sen« für eine geplante deutsche Invasion der USA über Dakar, Süd- und 
Mittelamerika. 


Die Kriegserklärung Washingtons 
und die ihr unterlegte Begründung 


WıLson reagierte schnell auf den praktischen Ausfall des östlichen En- 
tentepartners. Seine tatsächliche Kriegsentscheidung fıel kurz nach dem 
Rücktritt des Zaren, und zwar, so wird wohl zu Recht ganz überwiegend 
angenommen, am 20. März 1917, als sein Kabinett in einer Sitzung darin 
übereinstimmte, daß nun die Zeit für den eigenen Krieg gegen Deutsch- 
land gekommen sei. Angeblich hatte Oberst House bei einem Besuch 
im Weißen Haus am 27. März einen noch unentschlossenen Präsidenten 
angetroffen. Doch hatte Wı1.son bereits am 20. März, dem Tage der Ka- 
binettssitzung, die Einberufung des Kongresses auf den 2. April ange- 
ordnet, um seine Kriegsentscheidung diesem Gremium zu unterbreiten. 

Die trivialhistoriographische, politisch korrekte Fehlinterpretation, der 
Kriegsentschluß Washingtons habe seinen wesentlichen Grund im un- 
eingeschränkten U-Bootkrieg des Deutschen Reiches gehabt, steht in so 
krassem Gegensatz zur Wirklichkeit, daß sie nicht selten selbst ın arri- 
vierter Geschichtsliteratur vorsichtigem Hinterfragen ausgesetzt ist. So 
schreibt etwa Klaus HILDEBRAND, aus der Sicht der Amerikaner habe 
sich in der Perspektive der Revolutionierung Rußlands und der Spren- 
gung der Koalition seit März 1917 eine reale, wachsende Gefahr abge- 
zeichnet. »In ihrem langen Schatten fällte die Regierung in Washington 
am 20. März ihren Entschluß, ın den Krieg einzutreten... Die eigentli- 
chen Gründe für den amerikanischen Entschluß, der am 6. April zur 
Kriegserklärung an das Deutsche Reich führte, hoben sich also von den 
spektakulären Anlässen ab. . .«” 
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Seine wahren Motive für den Angriffskrieg gegen Deutschland offen- 
barte Wırson öffentlich nicht einmal gegenüber den obersten Verfas- 


I WANT YO 
FOR U.S.ARMY 


7 sungsorganen der Vereinigten Staaten. Am 2. April 1917 
wandte er sich, rhetorisch salbungsvoll ausgreifend und 
inhaltlich unbestimmt wie immer, mit seiner vorberei- 
teten Kriegsbotschaft an den Kongreß: Deutschlands 
uneingeschränkter U-Booteinsatz sei wein Krieg gegen 
die Menschheit«. Auf diese Herausforderung würden 
die Vereinigten Staaten nicht »den Weg der Unterwer- 
fung wählen und die heiligsten Rechte unserer Nation 
und unseres Volkes mißachten und verletzen lassen«. 
Amerika werde kämpfen für die Werte, die ihm stets 
vor allem anderen am Herzen gelegen hätten: für »die 
Demokratie, für das Recht derer, die sich der Regierung 
unterwerfen, um selbst einen Anteil an ihr zu haben, 
für die Rechte und Freiheiten der kleinen Nationen und 
für eine allgemeine Herrschaft des Rechtes durch eine 
Übereinkunft freier Völker, die allen Nationen Frieden 
und Sicherheit bringen und die Welt selbst endlich frei 
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“ was wir besitzen, opfern mit dem stolzen Bewußtsein, 
daß der Taggekommen ist, an dem Amerika sein Blut und seine Macht für 
die Grundsätze hingeben darf, aus denen es geboren ist, und denen es das 
Glück und den Frieden verdankt, den es wert hält. Gott helfe ihm, es kann 
nicht anders!«° 

Der Kongreß war hingerissen. Eine sofort eingebrachte Entschlie- 
Bung, der auch der Senat, das Repräsentantenhaus und der Präsident 
selbst zustimmten, stellte fest, die Deutsche Regierung habe den USA 
einen Krieg aufgenötigt. Am 6. April 1917 erklärten die Vereinigten Staa- 
ten dem Deutschen Reich förmlich den Krieg. 

Kein Körnchen Wahrheit schimmerte durch die offizielle Rhetorik 
Washingtons. Außenminister Lansing hingegen ließ in seiner Tagebuch- 
eintragung vom 7. April 1917 keinen Zweifel daran, daß sein Land letzt- 
lich nicht etwa wegen des deutschen U-Booteinsatzes, sondern aus um- 
fassenden machtpolitischen Gründen militärisch in Europa eingriff, um 
die Niederlage Deutschlands zu gewährleisten: »Denn wır durften nie- 
mals zulassen, daß der deutsche Kaiser zum Herrn von Europa aufstieg, 
da er ansonsten die Welt beherrschen konnte und unser Land das näch- 
ste Opfer seiner Gier sein würde." 

Selbstverständlich befürchtete die Wırson-Administration im März/ 
April 1917 tatsächlich keinen deutschen Griff nach der Weltherrschaft 


KAISERREICH 


Uneingeschränkter U-Booteinsatz und USA 


und ebenso wenig einen Raubkrieg des »gierigen« deutschen Kaisers ge- 
gen die USA. Entkleidet vom phraseologischen Zungenschlag des für 
die Nachwelt bestimmten propagandistischen Geredes, 
kommt der Eintrag der Wahrheit indes ziemlich nahe: Die 
Vereinigten Staaten kamen den europäischen Alliierten mi- 
litärisch zu Hilfe, weil diese es nicht allein schafften, den 
Machtfaktor Deutschland in Europa auszuschalten. Sogar 
Woodrow WıLson selbst ging später auf Distanz zu seiner 
erheuchelten öffentlichen Begründung des amerikanischen 
Angriffes: Die USA, so erklärte er, würden sich auf alle FT 
Fälle ın den Krieg hineinbegeben haben, auch wenn I” 
»Deutschland keinen Akt kriegerischer Natur und keinen 
Akt der Ungerechtigkeit gegen unsere Bürger begangen 
hätte«.?? 

Die Vereinigten Staaten von Amerika führten ihren am 
6. April 1917 förmlich eröffneten Aggressionskrieg gegen 
das Deutsche Reich unter dem Banner ideologischer Phra- 
seologie als »Kreuzzug zum Heil der Menschheit«, als »den 
letzten aller Kriege« und als den »Krieg gegen den Krieg«. 
Unter dem Motto »to make the world safe for democracy« 
(»die Welt für die Demokratie sicher zu machen«) stellte WıLson seinen 
Feldzug als den Endkampf des Guten gegen das Böse, der Zivilisation 
gegen barbarische Verbrecher, als Befreiung der Welt vom preußischen 
Militarısmus und der deutschen Tyrannei dar. Tatsächlich aber griffen 
die Vereinigten Staaten das Deutsche Reich aus expansionistischer, im- 
perialistischer Machtgier an, ohne von diesem in irgendeiner Form be- 
droht oder provoziert worden zu sein. Der deutsche U-Bootkrieg war 
unerheblich für ihre Kriegsentscheidung. »Die USA selbst waren nir- 
gends ernstlich und unmittelbar bedroht«, und »die Amerikaner waren 
Touristen des Krieges«, schreibt ehrlich und mit einer Unbefangenheit, 
die ihresgleichen bei heute etablierten deutschen Geschichtsschreibern 
sucht, der US-amerikanische Historiker Prof. Dennis E. SHOWALTER.” 
WıLson wollte »do a complete job«,°* also ganze Arbeit gegen Deutsch- 
land verrichten. Er »war beunruhigt ob der Möglichkeit einer militärı- 
schen Niederlage oder eines Kompromißfriedens, wo er letzteren als ei- 
ner Niederlage gleichkommend betrachtete,” führt SHOwALTER überdies 
zutreffend aus. 


Ulrich Schwarze 


# KUNERT, Deatschland im Krieg der Kontinente, aaO. (Anm. 3), S. 25. 
35 SHOWALTER, aaO. (Anm. 32), S. 907. 
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Antideutsche Medien der USA 1914-1918 


Die USA waren im Ersten Weltkrieg bis zum 6. April 1917 neutral. Dann 
erklärten sie dem Deutschen Reich und wenige Tage später auch Öster- 
reich den Krieg, ohne von den beiden Mächten in irgendeiner Weise 
bedroht zu sein. Es gab keine Streitpunkte zwischen dem Deutschen 
Reich und den Vereinigten Staaten, und die politischen Beziehungen waren 
zwischen beiden Staaten seit Jahrzehnten gut, zumal die Deutschen die 
größte Gruppe der Einwanderer bildeten. 

Dennoch setzte bei Beginn des Ersten Weltkrieges eine große Welle 
falscher Unterstellungen, übler Verleumdungen und fanatischer Hetze 
in manchen US-Medien gegen die Mittelmächte ein. Die Greuelpropa- 
ganda steigerte sich im Laufe der Zeit, so daß es sogar zu Mißhandlun- 
gen vieler Deutscher in den USA kam. Eine ganze Reihe deutscher Ein- 
gewanderter änderte ihren Namen in einen englisch klingenden um, um 
persönliche Angriffe zu vermeiden. Diese jahrelange Propaganda erlaubte 
es dann 1917 den Herrschenden, dem Reich den Krieg zu erklären. 

Einige Beispiel für solche US-Pressepropaganda sind: ' 


21. 8. 1914 New York Tribune meldet, daß die Deutschen in Frankreich 
»Verwundete schlachten«. 

23. 8. 1914 Washington Post schreibt, daß die Deutschen Kinder aufspie- 
Ben, und »weiß«, daß deutsche Soldaten Kinder durch Pfer- 
de zertrampeln lassen. 

29. 8. 1914 Washington Post meldet ein »deutsches Massaker« in Belgien, 
ein US-Geistlicher sei dabei ermordet worden. 

29. 8. 1914 New York Trbune mit Schlagzeile: »Die Deutschen plündern 
Löwen [Stadt in Belgien, R. K.), Frauen und Priester erschos- 
sen.« 

6.9.1914 Boston Herald bringt Zeichnung, auf der deutsche Soldaten 
Kirchen zerstören. 

3. 10. 1914 Evening Standard hat »Informationen«, daß deutsche Frauen 
geraubte Ringe an ihren Zehen tragen. 

30. 3. 1915 New York Tribune klagt an, deutsche U-Boote würden Ret- 
tungsboote beschießen. 

28. 4. 1915 New York Trzbune hat »Information«, daß Deutsche Kriegs- 
gefangene erschießen. 

6. 5. 1915 New York Tribune meldet, daß Deutsche Brunnen in Afrika 
vergiften. 

13. 5. 1915 New Yor&k Trbune zitiert britischen Viscount BRycE: Deut- 
sche erschlagen Säuglinge und Kinder. 
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Antideutsche Medien der USA 1914-1918 


New York Trebune: »Deutsche töten Frauen mit Giftgas.« 
New York Times. Kronprinz Ruprecht erschießt und er- 
schlägt Gefangene. 

Boston Journal »weiß« von »deutschem Plan, die Welt zu ver- 
sklaven«. 

Chicago Daily Tribune »entlarvt« deutsche Pläne, »in Südame- 
rika zu landen«. 

Boston Journal meldet »deutsche Absichten«, Invasion in Ka- 
nada zu machen. 

Boston Globe berichtet, deutsche Truppen seien am 28. 7. 
1916 auf Haiti gelandet. 


Nach der Kriegserklärung an Deutschland vom 6. April 1917: 


20. 4. 1917 


14. 8. 1917 


16:9; 1917 


187 .10::190%7, 


21.21::1918 


1.2. 1918 


2242.1918 


1131918 


24. 3. 1918 


25: 31918 


3. 741918 


27.105 1918 


New York Sun »weiß«, daß Deutsche Leichen in Ölraffine- 
rien verarbeiten. 

Boston Travellermeldet, Deutsche hätten Tausende polnischer 
Kinder zu Tode geprügelt. 

New York Times schlagzeilt: »Deutsche foltern Gefangene in 
den Lagern.« 

Mehrere US-Blätter melden, auf deutschen Befehl seien 
700000 Griechen deportiert und ermordet worden. 
Evening Standard meldet, deutsche Regierung fördere Viel- 
weiberei. 

New York Globe berichtet von »deutschen Plänen«, Kriegs- 
gefangene in Käfıgen verhungern zu lassen. 

New York World weiß, daß 30000 Männer gehängt wur- 
den, weil sie sich weigerten, in die deutsch-österreichi- 
sche Armee einzutreten. 

New York World gibt »Kampfruf deutscher Soldaten« wie- 
der: »Tod den Priestern!« 

New York Times schlagzeilt: »Der Kampf gegen die Hun- 
nen ist ein heiliger Krieg.« 

Assouated Press meldet: »Die Deutschen beschießen absicht- 
lich amerikanische Soldatenfriedhöfe.« 

New York Evening Telegram schlagzeilt: »Hunnen ermorden 
amerikanische Gefangene.« 

New York Herald meldet, Deutsche hätten Muttergottes von 
Tschenstochau, Polens Nationalheiligtum, geraubt. 


Rolf Kosiek 
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Das Bild Kaiser Wilhelms Il. in England 


Der spätere Kaiser WILHELM II. wurde 1859 geboren und kam 1888 nach 
dem Tod seines Vaters, des 99 Tage-Kaisers FRIEDRICH IIl., an die Regie- 
rung. Seine Mutter war eine Tochter der englischen Queen VICTORIA. 
Diese war ihrem deutschen Enkel WILHELM sehr gewogen. Er hatte ein 
gutes Bild in der britischen Presse, insbesondere, als er als »Friedenskai- 
ser« 1913 auf eine 25jährige Regierungszeit ohne einen Krieg zurück- 
blicken konnte. 

Das änderte sich vollkommen während des Ersten Weltkrieges, in des- 
sen Verlauf es der Kriegspropaganda der Briten gelang, den deutschen 
Kaiser zu einer Haßfıgur zu machen und ihn »als Beispiel unerreichter 
Bösartigkeit, unsagbarer Grausamkeit, schrankenloser Herrschsucht und 
gewissenlosen Vertragsbruchs« hinzustellen.' Eine Richtigstellung ist da- 


| her geboten. 


»Die professionellen Geschichtsschreiber versicherten damals der Öf- 
fentlichkeit einstimmig, durch Dokumente werde einwandfrei nachge- 
wiesen, daß WILHELM von Kindheit an von dem Ehrgeiz verzehrt gewe- 
sen sei, seine friedliebenden Nachbarn zu unterjochen und sich schließlich 
zum alleinigen Kaiser der Welt zu machen.« Er ganz allein »habe Europa 
1914 in den Krieg gestürzt und sich in teuflischer Weise an den Grau- 
samkeiten ergötzt, die auf seinen Befehl von seiner Soldateska verübt 
wurden«” Am Ende des Krieges erschallte der Ruf: »Hang the Kaiser!« 
Im Versailler Diktat von 1919 hieß es über ihn in Artikel 227: »Die allı- 
ierten und assozilerten Mächte stellen WILHELM II. von Hohenzollern, 
ehemaligen deutschen Kaiser, unter öffentliche Anklage wegen schwerster 
Verletzung der internationalen Moral und der Heiligkeit der Verträge.« Nur 
die feste Haltung der niederländischen Königin WILHELMINA (1890-1948) 
und deren Regierung, ihn nicht auszuliefern, verhinderte einen Schau- 
prozeß, wie er nach dem Zweiten Weltkrieg in Nürnberg gegen die füh- 
renden deutschen Militärs und Politiker ablief. 

WILHELM Il. galt aufgrund der britischen Kriegspropaganda als der 
maßgebende Vertreter des schlimmen »preußischen Systems«, dem fast 
alle Übel der Welt entsprungen seien. So hieß es in der »Mantelnote« 
vom 16. Juni 1919 zum Friedensdiktat, der »Antwort der alliierten und 
assoziierten Mächte« auf die deutsche Eingabe zum Entwurf des Dik- 
tats, in Kapitel VII: Der Krieg»war das logische Ergebnis der Politik, die 


'EJ. P. VEALE, »Es war einmal ein böser Kaiser...«, in: Nation Europa, Nr. 3, 
1969, S. 57. 


? VEALE, ebenda. 
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Das Bild Kaiser Wilhelms II. in England 


Wıuheims erster England-Besuch als Kaiser 1888. U TI U || WE 
Von links: ARTHUR Herzog von CONAUGHT, ERNST \ u 
II. Herzog von SACHSEN-COBURG-GOTHA, Queen 
VICTORIA, WILHELM Il., seine Mutter, die Kaiserin, 
und Kronprinz Augert EouArD (der spätere König 
Eowaro VII.) Ein harmonisches Familienbild — 
auch wenn Augert EouArD schon damals für sei- 
nen Neffen WırHeLm wenig übrig hatte. Während | 
der Regierungszeit Eowaros VII. verschlechterten 
sich die deutsch-britischen Beziehungen zuse- 
hends. Die gegen Deutschland gerichtete En- 
tente cordiale von 1904 trug wesentlich dazu 
bei. Die Daily Telegraph-Affäre vom 28. Okto- 
ber 1908 tat ein übriges. 


r 
2% 


Deutschland unter dem Einfluß des preu- | 
Bischen Systems während mehrerer Jahr- | 
zehnte verfolgte. Die ganze Geschichte 
Preußens ist durch den Geist der Beherr- 
schung, des Angriffs und des Krieges cha- 
rakterisiert. Durch den Erfolg hypnotisiert, 
mit dem BismARcK, als Fortsetzer der Tra-} 
dition FRIEDRICHS DES GROSSEN, die Nach- 
barn Preußens beraubte und die Einheit Deutschlands in Blut und Eisen 
schuf, unterwarf sich nach 1871 das deutsche Volk fast vorbehaltlos der 
Inspiration und der Leitung seiner preußischen Beherrscher. .. Ferner 
zielte die ganze Organisation der Deutschen auf einen Angriff hin... 
Deutschland ist unter dem Einfluß Preußens der Vorkämpfer der Macht 
und der Gewalt gewesen, sowie der Täuschung, der Intrige und der Grau- 
samkeit in der Behandlung der internationalen Angelegenheiten. Wäh- 
rend mehrerer Jahrzehnte hat Deutschland stets eine Politik verfolgt, die 
darauf gerichtet war, Eifersucht, Haß und Zwietracht zwischen den Na- 
tionen zu säen«. Diese Vorwürfe waren unberechtigt. 

Zehn Jahre nach Ende des Ersten Weltkrieges wußte jeder der Wahr- 
heit verpflichtete Historiker ın Großbritannien, daß dieses Urteil falsch 
war, »daß es sich bei der Legende von dem verruchten Kaiser einfach 
um ein Lügengespinst handelte«.” Denn das hatten unter anderen der 
englische Journalist Edmund D. Morer, der 1924 verstarb, sowie in den 
USA die Professoren Sidney Bradshaw Fay und Harry Elmer BArnES 
mit vielen Dokumenten nachgewiesen. MOREL schrieb in seinem letzten 
Artikel: »Die Ablehnung der bewußten, vorbedachten Schuld [Deutsch- 
lands] am Kriege gründet sich auf ein Beweismaterial, das geradezu über- 
wältigend ist.«* 
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Hanging the Kaiser—A Favorite Sport (Life, 1918.) 


Vom Volkskaiser 
zum Sündenbock: 
Am Ende des Ersten 
Weltkrieges war WıL- 
HELM Il. der meistge- 
haßte Mann in Euro- 
pa, die ‚Wurzel allen 
Übels«. 


> VEALE, aaO. 
(Anm.1), S. 59. 


6 Ebenda. 


” Eine der wenigen 
Ausnahmen bildet 
der Historiker und 
Publizist Eberhard 
STRAUB mit dem 
Versuch einer 
Rehabilitierung 
WILHELMS II. in 
seinem 2009 
erschienenen Buch 
Kaiser Wulhelm II: in 
der Politik seiner Zeit. 
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Das Bild Kaiser Wilhelms II. in England 


Die große britische Presse schwieg jedoch über 
diese historischen Erkenntnisse und ließ die Be- 
völkerung in dem alten Glauben von dem verbre- 
cherischen Kaiser. 

Erstaunliches ereignete sich dann aus Anlaß des 
100. Geburtstages des inzwischen verstorbenen 
Kaisers im Sommer 1959. Im allgemeinen nahm 
die britische Presse davon kaum Notiz. Aber eine 
BBC-Sendung aus London war dem Kaiser gewid- 
met, und darin wurde das Lügengewebe um ihn 
aufgelöst und er einigermaßen richtig dargestellt. 
In der Ausgabe vom 10. Juni 1959 der Radio Times 
beurteilte Christopher SyKEs in einem Artikel zu 
dem Film den Kaiser. Er stellte die Lügen richtig 
und schrieb: »Heute wird allgemein anerkannt, daß 
WILHELM überhaupt kein bösartiger Mann gewe- 
sen sei, daß er den Ersten Weltkrieg nicht verschul- 
det habe, daß er ihn überhaupt nicht wollte, daß er 
kein behelmtes, blutdürstiges Scheusal gewesen sei.« 
Auch bezüglich der Kriegsschuld wurde WILHELM II. freigesprochen, 
indem es in der Sendung hieß: »Seine Verantwortlichkeit war zweifellos 
gering im Vergleich mit der von (Alexander Petrowitsch) Isworskı (dem 
russischen Botschafter in Paris) und Graf (Leopold) BERcIıTTOLD (dem 
österreichischen Außenminister 1913-1915). 

Eine Reihe von Persönlichkeiten wurde vorgeführt, die Besuche beim 
Kaiser vor und nach 1918 unternommen hätten. »Alle bestätigten des 
Kaisers Liebenswürdigkeit, Klugheit und Aufrichtigkeit. Besonders wur- 
de seine echte Liebe für England und die englische Lebensart und seine 
tiefe Zuneigung zur Großmutter, der Königen VICTORIA, hervorgeho- 
ben. Die besten Seiten seines Charakters hätten sich, so sagten alle, gera- 
de dann erst gezeigt, als er im Exil leben mußte.«® 

Es hat also fast ein Jahrzehnt gedauert, bis die angelsächsische Wis- 
senschaft in den zwanziger Jahren des vorigen Jahrhunderts zu einem 
sachlichen Bild von Kaiser WILHELM II. zurückfand. Rund 50 Jahre hat 
es bedurft, bis das auch in die gebildete Öffentlichkeit drang. Der nor- 
male Brite hat allerdings immer noch das falsche Bild der Kriegspropa- 
ganda vor Augen, das Unfrieden zwischen die Völker setzte. 

Es ist bedauerlich, daß in Deutschland die Presse weitgehend gegen 
den letzten deutschen Kaiser eingestellt ist und ihn meist als unfähigen 
Monarchen darstellt.’ 

Rolf Kosiek 
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Der Betrug mit Wilsons »14 Punkten« 


Die deutsche Regierung vertraute im Oktober 1918 auf die sogenannten 
»14 Punkte« des US-Präsidenten Wırson undließ sich auf deren Grund- 
lage zu Waffenstillstandsgesprächen ein. Sie wurde dabei, treuherzig wie 
sie war, furchtbar betrogen und wurde nach Auflösung des deutschen 
Heeres für die Westmächte erpreßbar, die die Hungerblockade fortsetz- 
ten, bis Deutschland das Diktat, wenn auch unter Protest, unterschrieb. 
Die Einzelheiten dieses Schurkenstücks seien nachfolgend dargestellt. 

Der US-Präsident Woodrow Wırson (1913-1921), schon seit 1913 in 
seinem Amt, gewann 1916 seine Wiederwahl mit der Versprechung, die 
USA aus dem europäischen Krieg herauszuhalten (»He kept us out of 
war«), und mit der finanziellen Unterstützung der Zionisten und der 
Hochfinanz an der Wall Street. Auf deutsche Vorschläge für Friedensge- 
spräche vom 12. Dezember 1916 erfolgte am 18. Dezember 1916 ein 
Aufruf Wırsons zu Friedensgesprächen unter amerikanischer Vermitt- 
lung. Die Alliierten lehnten beides ab. Noch am 4. Januar 1917 erklärte 
Wiırson: »Es wird keinen Krieg geben. Amerika beabsichtigt nicht, sich 
in diesen Krieg verwickeln zu lassen. Wir sind die einzige große weiße 
Nation, die heute vom Kriege frei ist, und es wäre ein Verbrechen gegen 
die Kultur, wollten wir eintreten.«' Doch am 6. April 1917 erklärten die 
USA Deutschland den Krieg, ohne irgendwie von diesem bedroht zu 
sein. Es ging den Amerikanern um die an die Alliierten geliehenen Millı- 
arden, die sie nicht verlieren wollten. 

Am 8. Januar 1918 verkündete WiLson in einer Rede vor dem ameri- 
kanischen Kongreß seine berühmten »14 Punkte als Grundlage für ei- 
nen Waffenstillstand der Westmächte mit dem Deutschen Reich. Die das 
Selbstbestimmungsrecht der Völker betonenden 14 Punkte haben den 
folgenden Wortlaut (siehe Seite 166). 

Seine Vorstellungen abschließend, betonte WıLson noch einmal mit 
sehr großen Worten seine Friedensmission: »Für solche Gestaltung der 
Verhältnisse, solche Abkommen sind wir bereit zu kämpfen, bis die Zie- 
le erreicht sind; doch nur, weil wir danach streben, daß das Recht sich 
durchsetzt, und weil wir einen gerechten und dauernden Frieden herbei- 
sehnen, einen Frieden, der nur durch die Beseitigung der Herausforde- 
rungen zum Krieg gesichert ist. Das tut dies Programm. Wir sind nicht 
eifersüchtig auf die deutsche Größe, und es ist nichts in diesem Pro- 
gramm, das sie gefährdet. Wir beneiden Deutschland um keine seiner 
Errungenschaften. . ., die seinen Ruf zu einem glänzenden und sehr be- 
neidenswerten gemacht haben. Wir wünschen nicht, Deutschland zu ver- 
letzen oder in irgendeiner Weise seinen berechtigten Einfluß oder seine 
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Der Betrug mit Wilsons »14 Punkten« 


Wilsons >14 Punkte« 


1. Öffentliche Friedensverträge. Die Diplomatie soll stets frei sein und sich vor 
aller Öffentlichkeit abspielen. 

2. Absolute Freiheit der Schiffahrt auf See außerhalb der territorialen Gewässer 
sowohl im Kriege als auch im Frieden. 

3. Aufhebung sämtlicher wirtschaftlicher Schranken, Festsetzung gleichmäßiger 
Handelsbedingungen zwischen den Nationen. 


4. Angemessene Garantien, daß die nationalen Rüstungen auf den niedrigsten 
Grad herabgesetzt werden. 


5. Unparteiische Ordnung aller kolonialen Ansprüche. 


6. Räumung des gesamten russischen Gebietes und Erledigung aller Rußland be- 
rührenden Fragen, um die beste und freieste Zusammenarbeit der übrigen Natio- 
nen der Welt zu sichern zur Erlangung einer ungehemmten und ungeschmälerten 
Möglichkeit zur unabhängigen Bestimmung Ihrer eigenen politischen Entwicklung 
und nationalen Politik. 


7. Wiederherstellung der ungeschmälerten Souveränität Belgiens. 


8. Befreiung des franz.(ösischen) Gebietes, Wiederherstellung der verwüsteten Teile. 
Ebenso müßte das Frankreich durch Preußen 1871 in Sachen Elsaß-Lothringen 
angetane Unrecht, das den Weltfrieden nahezu fünfzig Jahre bedroht hat, berichtigt 
werden, um dem Frieden im Interesse aller wieder Sicherheit zu verleihen. 


9. Berichtigung der Grenzen Italiens entspr.(echend) den Nationalitätenlinien. 


10. Den Völkern Österreich-Ungarns die freieste Möglichkeit autonomer Entwick- 
lung zu gewähren. 


11. Räumung Rumäniens, Serbiens, Montenegros. Wiederherstellung ehemals be- 
setzter Gebiete. Freier und gesicherter Zugang für Serbien zum Meer. Ordnung der 
Verhältnisse auf dem Balkan. 


12. Dem türkischen Teil des Ottomanischen Reiches soll eine gesicherte Souverä- 
nität gewährleistet werden, den anderen Nationalitäten soll eine absolute und unge- 
störte Möglichkeit ihrer autonomen Entwicklung verbürgt, und die Dardanellen 
sollen dauernd als freier Durchgang für die Schiffe und den Handel aller Nationen 
unter internationalen Garantien geöffnet werden. 

13. Errichtung eines unabhängigen polnischen Staates mit freiem Zugang zum Meer; 
die politische und ökonomische Unabhängigkeit des polnischen Staates sowie des- 
sen territoriale Integrität sollen durch internationalen Vertrag garantiert werden. 
14. Installierung eines Völkerbundes zum Zweck der Gewährung gegenseitiger 
Garantien für politische Unabhängigkeit und territoriale Integrität, in gleicher Wei- 
se für große und kleine Staaten. 
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Der Betrug mit Wilsons »14 Punkten« 


Macht zu sperren... Wir wünschen nur, daß es seinen Platz der Gleich- 
berechtigung unter den Völkern der Welt. ... einnehmen soll.«® 

In einer Erklärung vor dem Kongreß wiederholte Wırson am 11. Fe- 
bruar 1918, daß es keine Abtrennung von Gebieten geben werde: »Es 
soll weder Annexionen noch Entschädigungen geben.«’ 

Am 27. September 1918 betonte der US-Präsident in einer Rede in 
New York seine Punkte noch einmal. Er erklärte dabei: »Es a Ge- 
rechtigkeit sein, die keine Begünsti- m 
gungen und keine Abstufungen N 


kennt, sondern nur die gleichen ao 
Rechte aller Völker.«* \S 


Der Aufruf wurde nun zum An- 
laß zu der ersten Note Deutschlands, 
das gutgläubig den Worten des Prä- 
sidenten vertraute, an WILsoN vom 
3. Oktober 1918. Vier Tage später 
übergab das Reich eine Note an Wa- 
shington: »Die Deutsche Regierung 
ersucht den Präsidenten der Verei- 
nigten Staaten von Amerika, die Her- 
stellung des Friedens in die Hand zu 
nehmen. Sie nimmt das namentlich 
in der Rede vom 27. September auf- 
gestellte Programm als Grundlage 
für die Friedensverhandlungen an.«° 

Nach dem Austausch mehrerer 
Noten ließ sich das Deutsche Reich 
dann auf der Grundlage der 14 Punkte 
Wırsons zu \Waffenstillstands- 
gesprächen ein, bei denen schon die 
Versprechungen Wirsons von den 
anderen Alliierten gebrochen wur- = 
den. Bei den darauf folgenden Friedensverhandlungen in Versailles wur- 
den die Garantien WıiLsons völlig übergangen: Das Deutsche Reich und 
Österreich mußten große, nahezu rein deutsche Gebiete wie Danzig, das 
Elsaß, Südtirol, das Sudetenland und andere abtreten. Deutschland mußte 
enorme Reparationen zahlen, mußte das Heer fast ganz abschaffen und 
verlor seine Souveränität. Damit wurde der Keim zum Zweiten Welt- 
krieg gelegt. 

Wegen der Nichtberücksichtigung der US-Wünsche verließen die ame- 
rikanischen Vertreter die Konferenz. Die USA ratifizierten das Diktat 
von Versailles gegen WıLsons Bestreben nicht, haben es allerdings auch 
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nicht verhindert. Die USA schlossen später einen eigenen Friedensver- 
trag mit der Weimarer Republik. Wırson wurde durch seine Schwäche 
auf der Konferenz, daß er solche Verstöße gegen seine 14 Punkte durch- 
gehen ließ, mitschuldig an den Folgen bis hin zum Zweiten Weltkrieg. 
Wison starb als gebrochener Mann 1924. 

Über die Vorgeschichte von Wı1sons »14 Punkten« teilt HAvERBECK® 
mit, daß ein Gregory BATESoN in einem Vortrag am 21. April 1966 vor 
den Teilnehmern des »Two Worlds Symposium« im State College in Sacra- 
mento berichtete, daß der Werbefachmann George CRrEEL die Idee ge- 
habt habe, »daß nämlich die Deutschen sich vielleicht ergeben würden, 
wenn wir ihnen milde Waffenstillstandsbedingungen anböten«. Er ent- 
warf also flugs eine Reihe solcher Bedingungen, denen zufolge auf Straf- 
maßnahmen verzichtet werden würde, und teilte sie in 14 Punkte ein. 
Diese Vierzehn Punkte übermittelte er Präsident Wırson. Dieser soll sie 
dann als die seinigen verkündet haben. BATEson urteilte über das Vorha- 
ben: »Die ganze Sache war wohl eines der größten Schwindelgeschäfte 
in der Geschichte unserer Zivilisation. 

Nach der Ansicht des amerikanischen Historikers John Kenneth Tur- 
NER waren die »Vierzehn Punkte« schon bei der Aufstellung der Waffen- 
stillstandsbedingungen nur noch ein Mittel, das deutsche Reich zur Waf- 
fenstreckung zu bringen. Sobald die Alliierten dieses Ziel erreicht hatten, 
haben sie es fallengelassen.’ Und SEYMOUuR, der spätere Herausgeber der 
Vertraulichen Dokumente des US-Obersten Edward M. House, WILSONs 
»graue Eminenz«, schreibt ganz offen: »Die Vierzehn Punkte WiLsons 
waren in ihrer Unbestimmtheit ein bewunderungswürdiges Propaganda- 
werkzeug.«® Es diente also nach der Meinung von US-Insidern nur zur 
Täuschung Deutschlands. 

Die Deutschen fielen auf diesen Schwindel herein, vertrauten den 
Worten des US-Präsidenten und wurden in Versailles furchtbar betro- 
gen. Die Urkatastrophe Europas, die 1914 begonnen hatte, nahm ihren 
Lauf. Der Zweite Weltkrieg wurde programmiert. 

Ein ähnliches Täuschungspapier legten ROOSEVELT und CHURCHILL mit 
der »Atlantik-Charta« vom 14. August 1941 bei ihrem Treffen vor Neu- 
fundland vor, die später von ihrem Verbündeten Josef STALN gebilligt 
wurde. Sie wurde mit großem propagandistischen Einsatz in der ganzen 
Welt als Kriegsziel verbreitet, dem die Länder begeistert zustimmten. 
Die hehren Versprechungen für eine friedliche Welt wurden nach dem 
Kriegsende 1945 nicht gehalten, insbesondere nicht Deutschland zuge- 
billigt. 

Die Atlantik-Charta hat folgenden Wortlaut: 
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Der Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika und Ministerpräsident CHUR- 
cnILL, als Vertreter der Regierung Seiner Majestät im Vereinigten Königreich, er- 
achten es als ihr Recht, einige allgemeine Prinzipien der Politik ihrer Länder be- 
kanntzugeben, Prinzipien, auf deren Verwirklichung sich ihre Hoffnung auf eine 
bessere Zukunft der Welt gründet. 


1. Ihre Länder streben keinerlei Bereicherung an, weder in territorialer noch in 
anderer Beziehung. 


2. Sie wünschen keinerlei territoriale Veränderungen, die nicht im Einklang mit den 
in voller Freiheit ausgedrückten Wünschen der betroffenen Völker stehen. 

3. Sie achten das Recht aller Völker, sich jene Regierungsform zu geben, unter der | 
sie zu leben wünschen. Die souveränen Rechte und autonomen Regierungen aller 
Völker, die ihrer durch Gewalt beraubt wurden, sollen wiederhergestellt werden. 


4. Sie werden, ohne ihre eigenen Verpflichtungen außer Acht zu lassen, für einen 
freien Zutritt aller Staaten, der großen wie der kleinen, der Sieger wie der Besiegten, 
zum Welthandel und zu jenen Rohstoffen eintreten, die für deren wirtschaftliche 
Wohlfahrt vonnöten sind. 


5. Sie erstreben die engste Zusammenarbeit aller Nationen auf wirtschaftlichem 
Gebiete, eine Zusammenarbeit, deren Ziel die Herbeiführung besserer Arbeitsbe- 
dingungen, ein wirtschaftlicher Ausgleich und der Schutz der Arbeitenden ist. | 
6. Sie hoffen, daß nach der endgültigen Vernichtung der Nazi-Tyrannei ein Frieden 
geschaffen werde, der allen Völkern erlaubt, innerhalb ihrer Grenzen in vollkom- | 
mener Sicherheit zu leben, und der es allen Menschen in allen Ländern ermöglicht, | 
ihr Leben frei von Furcht und von Not zu verbringen. 

7. Dieser Friede soll allen Völkern die freie Schiffahrt auf allen Meeren und Ozea- 
nen ermöglichen. 


8. Sie sind von der Notwendigkeit überzeugt, daß aus praktischen wie aus sittlichen 
Gründen alle Völker der Welt auf den Gebrauch der Waffengewalt verzichten müs- 
sen. Da kein Friede ın Zukunft aufrechterhalten werden kann, solange die Land-, 
See- und Luftwaffen von Nationen, die mit Angriff auf fremdes Gebiet gedroht 
haben oder damit drohen können, zu Angriffszwecken benutzt werden können, | 
halten sie bis zur Schaffung eines umfassenden und dauerhaften Systems allgemei- 
ner Sicherheit die Entwaffnung dieser Nationen für notwendig. Ebenso werden sie | 
alle Maßnahmen unterstützen, die geeignet sind, die erdrückenden Rüstungslasten 
der friedliebenden Völker zu erleichtern. 


Der Vergleich der Charta mit dem alliierten Handeln nach dem 8. Mai 
1945 entlarvt die brutale Täuschung. 


Rolf Kosiek 
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Karikatur von Karl Arnold auf die 
Politik von Reichskanzler Heinrich 
Brüning, der mit Notverordnungen 
regierte. Das Parlament wird durch 
die neue Form der parlamentarisch 
geduldeten Präsidialregierung und 
die Obstruktion der radikalen Par- 
teien entmachtet. Das Ende der 
Weimarer Zeit kündigt sich an. Er- 
bitterte Kämpfe um außenpolitische 
Fragen haben das deutsche Volk 
zerrissen. Kommunisten, National- 
sozialisten und Deutschnationalen 
wird der Zutritt zum Parlament 
verwehrt, während der ‚Deutsche 
Michel: vergrämt eine Notverord- 
nung studiert. 


Der Dolchstoß der SPD ab 1915 


In der heutigen Öffentlichkeit wird häufig bei der Besprechung der No- 
vember-Revolution 1918 von der sogenannten »Dolchstoß-Legende« ge- 
sprochen: Es sei eine Legende, daß das deutsche, noch ın Feindesland 
stehende und tapfer kämpfende Heer von der Heimat einen Dolchstoß 
in den Rücken bekommen habe, so daß der Erste Weltkrieg für die Deut- 
schen als Niederlage zu Ende ging. Diese Legende sei von deutschen 
Militärs, vor allem von General Erich LUDENDORFF, in die Welt gesetzt 
worden, um von eigenen Fehlern bei der Truppenführung abzulenken.' 

Doch die historischen Tatsachen beweisen, daß in der Tat durch die 
Agitation der Sozialisten seit 1915 gegen den Krieg und für eine Revolu- 
tion die Heimat dem Heer in den Rücken fiel und ihm den Dolchstoß 
versetzte. 

Zu Beginn des Ersten Weltkrieges hatte die SPD, von der nationalen 
Welle in Deutschland mitgerissen, der Aufnahme der Kriegskredite zu- 
gestimmt. Der SPD-Reichstagsabgeordnete und spätere USPD-Funk- 
tionär Haase hatte sogar im August 1914 ım Reichstag erklärt: »Wir las- 
sen in der Stunde der Gefahr das Vaterland nicht im Stich.« 

Aber schon bald zeigten sich erste Ansätze für eine Antikriegsbewe- 
gung mit der Forderung nach einer Revolution in der SPD. Führend 
waren darin die schon vorher im Zarenreich als Revolutionärin auftre- 
tende, aus Polen stammende Rosa LUXEMBURG? sowie Karl LIEBKNECHT 
und Clara ZErkin. Bereits im Jahre 1915 hatten sich bei einer Sitzung der 
SPD-Reichstagfraktion 23 von 100 Reichstagsabgeordneten gegen die 
weitere Bewilligung von Kriegskrediten für die Fortführung des Kamp- 
fes ausgesprochen. Am 23. Februar 1915 hatte im Vorwärts, dem Organ 
der SPD, der Redakteur STRÖBEL geschrieben: »Ich bekenne ganz offen, 
daß ein voller Sieg des Reiches den Interessen der Sozialdemokratie nicht 
entsprechen würde.« Radikale Kreise in der SPD, insbesondere der Spar- 
takusbund unter Karl LIEBKNECHT und Rosa LUXEMBURG, und die von 
diesen als Abspaltung von der SPD am 6. April 1917 in Gotha gegrün- 
dete Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD), aus 
der am 30. Dezember 1919 die Kommunistische Partei Deutschlands 
(KPD) hervorging, riefen seit 1916 in Flugblättern und Schriften zu Streiks 
gegen die Fortsetzung des Krieges auf. In den seit Herbst 1916 unter 
LIEBKNECHT erscheinenden Spartakusbriefen agitierte vor allem Rosa LU- 
XEMBURG unter Pseudonym. 

Am 6. April 1917 waren erste, von den Sozialisten organisierte Streiks 
in deutschen Betrieben zur Heeresversorgung ausgebrochen, so in Ber- 
lin mit 200 000 Arbeitern. Vier Monate später meuterten auch Matrosen 
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auf deutschen Kriegsschiffen. Das SPD-Organ Der Vorwärts rief schon 
am 15. November 1917 zu »Solidarität mit den russischen Genossen«, 


WasHindenhurgiber das Str 


„Jede noch so unbedeutende Arbeitseinstellung 


bedeutet eine unverantwortliche Schwächung 
unserer Verteidigungskrafi und stellt sich mir dar als 


eine unsühnbare Schuld am Heere und beson- 


also den Bolschewisten LENINs, auf. Nach 
einer linken Demonstration in Berlin mit 
rund 2000 Teilnehmern am 18. Novem- 
ber 1917 kam es gegen Ende des Jahres 
zu größeren Streiks in kriegswichtigen 
Großfirmen wie Gute Hoffnungshütte, 
Daimler oder Thyssen. Die Einrichtung 


der sowjetischen Botschaft in Berlin Ende 
1917 schuf ein Organisations-, Propagan- 
da- und Förderungszentrum für die Ul- 
| tralinken, das auch zur Auszahlung von 
- aus Moskau gelieferten Summen über 
Hunderttausende von Mark an die Aufrührer diente. 

Die Aufstände setzten sich am Anfang des Jahres 1918 fort. Der Spar- 
takusbund rief im ganzen Reich zum Streik auf. Es seien »das ganze 
wirtschaftliche Getriebe und die gesamte Kriegsindustrie zum Stillstand 
zu bringen«.’ Ende Januar streikten bis zu 500 000 Arbeiter in Berlin. In 
der Streikleitung wirkten die SPD-Reichstagabgeordneten EBERT, SCHEI- 
DEMANN und BRAUN, von der USPD Haase, DITTMANN und LEDEBOUR 
mit. Diese Männer spielten im Herbst 1918 in Berlin wieder eine bedeut- 
same Rolle beim Ausbruch der Revolution. Gegen Friedrich EBERT wur- 
de 1924, als er Reichspräsident war, wegen seiner Tätigkeit in der dama- 
ligen Streikleitung ein Prozeß wegen Hochverrats durchgeführt, in dessen 
Verlauf EBERT, politisch schwer belastet, verstarb. Der Streik nahm dann 
am 3. Februar 1918 ein Ende, wobei es in Berlin auch zu blutigen Stra- 
Benkämpfen mit der Polizei gekommen war. Eine Reihe von Rädelsfüh- 
rern wurde verhaftet, unter ihnen auch solche mit östlicher Herkunft. 

So erlebten Rosa LUXEMBURG und Karl LIEBKNECHT die November- 
Revolution von 1918 zunächst im Gefängnis, aus dem sie erfolgreich 
agitiert hatten. Der Kampf der Sozialisten gegen den Krieg und die Für- 
sten ging weiter, auch im Heimatheer und in der Kriegsmarine. In den 
| nächsten Monaten gab es weitere Streiks, vor allem in Oberschlesien, in 
| Sachsen sowie im Ruhrgebiet. 

Der Vorwärts vom 20. Oktober 1918 drückte die Hoffnung der dama- 
ligen SPD-Führung aus: »Deutschland soll, das ist unser fester Wille als 
Sozialisten, seine Kriegsflagge für immer streichen, ohne sie das letzte 
Mal siegreich heimgebracht zu haben.« Das war ein glatter Dolchstoß 
aus der Heimat in den Rücken der immer noch in Feindesland tapfer 
kämpfenden deutschen Truppe. Das war auch Hochverrat. 

Eine Beschreibung der Abwicklung der Streiks und Aufstände sowie 


ders an dem Mann im Schützengraben, 
der dafür bluten müßte.“ 
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von deren Erfolgen brachte mit gewissem Stolz die Tägliche Rundschau, das 


Organ der USPD, am 15. Dezember 1918 mit den Worten: »Uns ist diese 
Revolution nicht überraschend gekommen. Seit dem 25. Januar d. J. haben 
wir den Umsturz systematisch vorbereitet. 
an die Front gingen, zur Fahnenflucht veranlaßt, die Fahnenflüchugen 
haben wir organisiert, mit Geld und unterschriftslosen Flugblättern verse- 
hen. Wir haben diese Leute nach allen Himmelsrichtungen, hauptsächlich 
aber wieder an die Front geschickt, damit sie die Frontsoldaten bearbeiten 
und zermürben sollten. Diese haben die Soldaten bestimmt, überzulau- 
fen, und so hat sich der Zerfall allmählich, 


Wesentlich mit von diesen Streiks ver- 
ursacht, kam es im Herbst 1918 zur No- 
vember-Revolution mitder Absetzung der 
deutschen Fürsten. In München hatte der 
Spartakist Kurt EısnEr schon am 7. No- 
vember 1918 die Macht ergriffen und die 
Revolution mit Absetzung der Landesre- 
gierung durchgeführt. Daraus wurde dann 
unter der Mithilfe bolschewistischer 
Agenten wie LEWIEN, LEVINE-NISSEN und 
AXELROD die kommunistische Räterepu- 
blik, die erst Anfang Mai 1919 von Reichs- 
wehrtruppen und Freikorps beseitigt wer- 
den konnte. 

In Berlin stellte am Abend des 8. No- 
vember 1918 die SPD-Leitung ein Ulti- 
matum an den regierenden Reichskanz- 
ler Max von BADeEn. Darin heißt es: »Die 
SPD fordert, daß die Abdankung des 
Kaisers und der Thronverzicht des Kron- 


.. Wir haben unsere Leute, die 


aber sicher vollzogen.« 


9. November 1918: 
Das SPD-Blatt Vor- 
wärts verkündet die 
Abdankung WiırHELMms 
Il. ohne dessen Wis- 
sen. Erst am 28. No- 
vember fertigte der 
sich bereits im Exil 
befindliche Kaiser 
eine offizielle Abdan- 
kungsurkunde aus. 


2. Getranusanlıe Eonnabend, den 9. November 1918. 


Vormürtg 


Berliner Dolhsbiatt. 
Berntkalornan der Toflaldenohrahfchen Partei Beulfhumde 


der Ballet hat abgedantt! 


Her Reihstanzler hat folgenden Erfaß heraugdgegceben: 
Eeine Majceftät der Kaifer md Künig haben fih entichlofien, 
dem Throne zu entfagen. £ 
Der Reihstanzler bleibt nody fo lange im Amte, bis die mit 
der Abdantung Ceiner Majcftät, dem Thronverzichte Geiner Raifer- 
lien und Königlihen Hoheit des Kronprinzen des Deutfhen Reihe 
amd von Preußen md der Einfegung der Regentfihaft verbundenen 
Bean geregelt find. Er beabfihtigt, dem Negenten die Ernennung 
bgeordncten Ebert zum Reihefanzler und die Vorlage eince 
Gefegenrwurfe wegen der Ausfhreibung algeniner Wahlen für 
ine verfaffungsgebende dentfhe Nationalveriammlung vorzufchlagen, 


e8 obliegen swürde, die künftige Gtaateform dee deutihen Bolt, 
einihlieklih der Voltsteile, die ihren Eintritt in die Reihsgrenzen 

wunihen folten, endgültig feftzuftellen. 
Berlin, den 9. November 1918. Der Neichsfanzlier. 
Prinz Mar von Baden. 


prinzen bis morgen mittag erfolgt.« Daraufhin erklärte Max von BADEN 
am Vormittag des 9. November 1918 ohne Wissen und Beauftragung 
des Kaisers: »Der Kaiser und König hat sich entschlossen, dem Throne 
zu entsagen.« Damit hatte die SPD eines ihrer Ziele erreicht. Der bishe- 
rige Staatssekretär Philipp SCHEIDEMANN eilte nach dieser Nachricht zum 
Reichstag und rief von dessen Freitreppe aus vor einer großen Men- 


schenmenge die deutsche Republik aus: 


»Das Deutsche Volk hat auf 


ganzer Linie gesiegt — es lebe die Republik!« 

Bei Berücksichtigung der oben geschilderten Tatsachen kann man 
durchaus vertreten, daß es sich bei dieser Entwicklung wirklich um ei- 
nen Dolchstoß aus der Heimat handelte, auch wenn das heute in der 
Öffentlichkeit meist abgestritten wird. Man spricht von einer »Dolch- 


WEIMARER ZEIT 175 


Der Dolchstoß der SPD ab 1915 


Während Philipp ScHeiDemAnn am 9. November von einem Fenster des Reichstagsgebäudes aus »die große 
und freie deutsche Republik« verkündete, rief Karl LıesknecHt am Berliner Schloß, wohin Menschenmassen 
strömten (Bild), die »freie sozialistische Republik« aus und begrüßte die »russischen Brüder«. 


stoßlegende«, die General 
Erich LUDENDORrFE und ande- 
ı re Militärs zur Entschuldi- 
| gung für die Niederlagen des 
deutschen Heeres erfunden 
hätten. Wie oben angeführt, 
hat die Linke sich jedoch der 
Durchführung dieses Dolch- 
stoßes öffentlich und mehr- 
fach gerühmt. Sie findet aber 
auch genügend Erwähnung 
bei Zeitgenossen. So urteilte 
En die Neue Zürcher Zeitung am 1. 
—= Dezember 1918 aus der Fe- 
Es ist bezeichnend, der ihres Arsch FRE »Was die deutsche Armee be- 
daß fast alle jene Po- trifft, so kann die allgemeine Ansicht in dem Wort zusammengefaßt 
litiker, die Anfang werden: Sie wurde von der Zivilbevölkerung erdolcht.« Es waren die 
En die ale 8° Sozialisten, die das Wort vom »Dolchstoß« zuerst in ihren Versammlun- 
eitet hatten, Mitglie- 
Fl Rs der gen verwendeten und stolz darauf waren, an der Entwicklung erhebli- 
Volksbeauftragten chen Anteil gehabt zu haben. So gaben die Süddeutschen Monatshefte* im 
wurden: Esert, Schti- Jahre 1924 als ein Beispiel der Außerungen der Sozialisten an: »Der Dolch- 
DEMANN, LANDSBERG stoß von hinten gegen die deutsche Front war der glücklichste Dolch- 


(SPD) sowie Haast,  stoß des revolutionären Proletariats.« 
Dittmann, BARTH (Un- 


abhängige). Rolf Kosiek 


* Süddeutsche Monatshefte, 1924, Nr. 8, S. 128. 
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Im Jahre 1918 erschien noch vor Ende des Ersten Weltkrieges im Verlag 
von Moritz PERLES in Wien eine »Nationalitätenkarte der östlichen Pro- 
vinzen des Deutschen Reiches nach den Ergebnissen der amtlichen Volks- 
zählung vom Jahre 1910, entworfen von Ing, Jakob Spe£Tr«.' Sie machte 
einen wissenschaftlichen Eindruck, und die deutsche militärische Zen- 
surbehörde gab bedenkenlos die Genehmigung zum Druck. Dieser Karte 
kam dann eine große Bedeutung zu, weil die Polen sie bei den Verhand- 
lungen in Versailles 1919 als Grundlage ihrer Landansprüche auf große 
Teile Ostdeutschlands vorlegten. Bezeichnend ist, daß die späteren Gren- 
zen der Abstimmungsgebiete größtenteils mit den in dieser Karte aufge- 
führten Grenzen des Volkstums, die der Wirklichkeit nicht entsprachen, 
übereinstimmen. 

»Der Ingenieur Jakob SPETT, der als Herausgeber zeichnet, ein bis da- 
hin der Wissenschaft ganz unbekannter Mann, ist polnischer Jude, stand 
eine Zeit im Dienste der österreichischen Staatsbahnen und ist im Krieg 
(Erster Weltkrieg, R. K.), wo er im polnischen Okkupationsgebiet Dienst 
tat, zum Ministerialrat ernannt worden. Jetzt (1940) besitzt er ein Gut in 
Polen und hat die polnische Staatsangehörigkeit erworben. Ob er nun 
wirklich der geistige Urheber der Karte ist oder welche Kreise sonst da- 
hinter gestanden haben mögen, entzieht sich unserer Kenntnis. 

In Wirklichkeit wies die Karte grobe Fälschungen zu Lasten der Deut- 
schen auf und wirkte sich daher verheerend bei den Verhandlungen in 
Versailles aus, bei denen die Polen geschickt mit dieser Karte arbeiteten. 
Sie gab ein völlig falsches Bild von den wirklichen Verhältnissen in Ost- 
deutschland. Der Breslauer Geograph Walter GEISLER und seine Schüler 
stellten dann die Fälschungen auf der Karte heraus und erarbeiteten mit 
wissenschaftlichen Methoden eine den wirklichen Verhältnissen entspre- 
chende Karte. 

Die Hauptfehler der SPETTschen Karte waren. 

1. Der Verfasser hatte seine Karte eine der »Nationalitäten« genannt. 
Er ging aber von den für die einzelnen Gemeinden angegebenen Antei- 
len der Muttersprachen aus, hatte also eine Sprachenkarte erstellt. Be- 
kanntlich fallen aber Muttersprache und Nationalität oft nicht zusam- 
men. So haben bei den Abstimmungen 1920 in den ostpreußischen 
Kreisen rund 50 Prozent der polnisch sprechenden Bevölkerung für 
Deutschland gestimmt. 

2. Der Verfasser hat alle Abstimmenden, die eine andere Mutterspra- 
che als die deutsche angegeben hatten, für die polnische Nationalität 
vereinnahmt. So wurden die Kaschuben, Masuren, Oberschlesier (Was- 
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Die »Nationalitäten- 
karte« von Jakob 


SPETT. 
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Falsche Karte Ostdeutschlands 1918 


Nationaktätenkarte 
der 6siHchen Provinzen des 


Deutschen Reichs 


serpolacken) und Mähren sowie die Bewohner des Hultschiner Länd- 
chens einfach als Polen angeführt. 

3. Es wurde von dem Verfasser die unterschiedliche Bevölkerungs- 
dichte in den verschiedenen Gebieten nicht berücksichtigt. So wurde 
eine dicht besiedelte Stadt flächenmäßig genauso wie dieselbe Fläche 
einer dünn bewohnten Waldgegend dargestellt, was sich zuungunsten 
der Deutschen auswirkte, die sehr viel stärker in den Städten vorhanden 
waren als auf dem Land. Große, nahezu unbesiedelte Wald- und Moor- 
gegenden wurden der polnischen Nationalität zugeschlagen. So erschie- 
nen die großen Waldlandschaften in Pommerellen, in der Tucheler Hei- 
de und in Oberschlesien als von Polen besiedelt und machten wegen 
ihrer großen Fläche einen bedeutenden, für Polen sprechenden Eindruck. 

4. An manchen Stellen, wo es kritisch für eine polnische Mehrheit 
wurde, setzte der Verfasser auf der Karte den deutschen Anteil an der 
Bevölkerung willkürlich herab, beging also eine offene Fälschung der 
Verhältnisse bei den Nationalitäten. 

Mit solchen gefälschten Karten wurden in Versailles die alliierten Staats- 
männer getäuscht, die teilweise — wie insbesondere die Amerikaner — 
keine Ahnung von den tatsächlichen Gegebenheiten in den Gegenden 
mit vermischter Bevölkerung im Osten hatten. 


Rolf Kosiek 
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Am 11. November 2008 wurde in Polen des 90. Jahrestages der Macht- 
übernahme Josef Pırsupskis in Warschau gedacht. Dieser Tag wurde als 
der der Wiedererlangung der Unabhängigkeit Polens gefeiert: »Vor 90 
Jahren, nach 123 Jahren Gefangenschaft und Besatzung, ist Polen neu 
entstanden«, erklärte Polens Staatspräsident Lech Kaczynski bei dem 
Festakt, an dem auch Bundeskanzlerin MERKEL teilnahm.! Nicht erwähnt 
wurde dabei, auch nicht von der Bundeskanzlerin, daß der polnische 
Staat bereits zwei Jahre früher, am 5. November 1916, vom Deutschen 
Reich und Österreich-Ungarn, die das Land von der Herrschaft des Za- 
ren befreit hatten, ausgerufen worden war. 

Die historischen Tatsachen dazu sind: Nach dem Zusammenbruch 
des polnischen Staates und jahrelangen Wirren kam es vor allem auf 
Druck aus Petersburg zu den drei polnischen Teilungen von 1772, 1793 
und 1795 zwischen Rußland, das den größten Anteil erhielt, Österreich 
und Preußen. Das Ergebnis wurde auf dem Wiener Kongreß 1815 ım 
wesentlichen bestätigt, wobei das sogenannte Kongreß-Polen Königreich 
in Personalunion mit Rußland wurde, der Zar also polnischer König war. 
Mehrere polnische Aufstände gegen die russische Herrschaft ım 19. Jahr- 
hundert wurden vom Zaren unterdrückt. 

Der Erste Weltkrieg brachte dann Veränderungen der Machtverhält- 
nisse. In Polen kämpfte eine Gruppe um Pırsupsk1 zunächst auf seiten 
Deutschlands und Österreichs gegen den Zaren, während eine andere, 
die Nationaldemokraten, unter Roman DMow'sk1 in dem Deutschen Reich 
den Hauptgegner sah, gegen den sie zusammen mit Rußland vorgehen 
wollte. 

Beide Kriegsseiten umwarben die Polen. Der von Ostpreußen aus 1914 
nach (Kongreß-)Polen vorrückende Befehlshaber der deutschen Trup- 
pen, der General von MorGen, rief die Polen zur Erhebung gegen »die 
russischen Barbaren« auf und versprach ihnen politische und religiöse 
Freiheit. Der Oberbefehlshaber der russischen Einheiten, der Großfürst 
NiKoLA1, richtete am 14. August 1914 eine Proklamation an die Polen, in 
der er eine Vereinigung aller Teile Polens, aber nicht die Unabhängigkeit 
versprach: »Die Stunde ist gekommen, da der heilige Traum eurer Väter 
und Großväter in Erfüllung geht. . ., möge es nur ein einziges Polen un- 
ter dem Zepter des russischen Zaren geben.«’ 

Im Sommer 1915 wurde zwar ganz Polen von den Mittelmächten er- 
obert, die es dann von Warschau und Lublin aus verwalteten, aber ein 
Frieden mit dem Zarenreich ließ sich nicht erreichen. Am 11. und 12. 
August 1916 beschlossen der deutsche Reichskanzler von BETHMANN 
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Zur Selbständigkeit Polens 


HoLıweEG und der österreichisch-ungarische Außenminister Baron Bu- 
RIAN die Errichtung eines selbständigen Königsreichs Polen.? 

Am 5. November 1916 verkündete der deutsche Generalgouverneur, 
General (später Generaloberst) Hans-Hartwig von BESELER, in einer Feier 
im Warschauer Schloß »auf allerhöchsten Befehl Seiner Majestät des 
Deutschen Kaisers« die Bildung eines selbständigen Staates Polen mit 
erblicher Monarchie und konstitutioneller Verfassung, Man seı dabei »von 
dem Wunsche geleitet, die von ihren tapferen Heeren mit schweren Op- 
fern der russischen Herrschaft entrissenen polnischen Gebiete einer glück- 


| lichen Zukunft entgegenzuführen«. Eine genaue Bestimmung der Gren- 
| zen des neuen Staates solle vorbehalten bleiben. Zeitgleich damit erfolgte 


dasselbe durch Feldzeugmeister Kuk in Lublin für den Kaiser von Öster- 


| reich und König von Ungarn. 


General von BESELER berief dann einen »provisorischen Staatsrat« aus 


| 25 Mitgliedern mit beratender Aufgabe, der am 14. Januar 1917 in War- 


schau zusammentrat. In einem durch von BESELER und den österreichi- 
schen Gouverneur Graf von SZEPTYCKI verkündeten »Patent« wurde die 
»Staatsgewalt im Königreich Polen« festgelegt: Ein aus drei Mitgliedern 
bestehender Regentschaftsrat, der von den Monarchen der Besatzungs- 
mächte eingesetzt werden sollte, sollte die »oberste Staatsgewalt« aus- 
üben, bis ein König oder Regent sie übernehmen könne. Dabei sollte die 
völkerrechtliche Stellung des Deutschen Reiches und der k. u. k. Monar- 
chie beachtet werden. Im ganzen hatten die Mittelmächte in allen wich- 
tigen Angelegenheiten noch die Kontrolle. Insbesondere hieß es in Arti- 
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kel 5 des Patents: »Die völker- 
rechtliche Vertretung des König- 
reichs Polen und das Recht zum | 
Abschluß internationaler Vereinba- 
rungen können von derpolnischen 
Staatsgewalt erst nach Beendigung 
der Okkupation ausgeübt wer- 1% 
den«.* 

Wegen der nur beschränkten in | Win: 
Aussicht gestellten Freiheiten x 
lehnte die Mehrheit der Polen die- 
se Regelungen ab. Die von den 
Deutschen erhofften großen Zah- 
len freiwilliger Polen für den 5 
Kampf gegen Rußland blieben F7 
aus. Der deutsche Generalstabs- | 
chef Erich LUDENDORFF stellte in 
seinen Erinnerungen fest: »Die | 
Erklärung des Königreichs am 5. 
November sowie alle Maßnah- 
men zur Bildung eines polnischen | 
Heeres waren Schläge ins Was- 
ser.@ 

Parallel dazu stärkten die Alli- 
ierten, insbesondere, als sie seit 1917 nicht mehr auf ihren früheren Ver- 
bündeten ın Petersburg Rücksicht zu nehmen brauchten, Bestrebungen 
nationalpolnischer Kreise, die ein vereintes und freies Polen als Ziel hat- 
ten. In Paris wurde ein »Polnisches Nationalkomitee« gegründet. Natio- 
naldemokratische Emigranten in westlichen Staaten setzten sich für die 
Wiedervereinigung ganz Polens ein und erklärten, daß das polnische Volk 
eine unteilbare Einheit seı.® 

US-Präsident Wırson nahm dann 1918 die Herstellung eines unab- 
hängigen Polens in seine 14 Punkte auf. Aufgrund falscher Darstellun- 
gen polnischer Berater bei der Friedenskonferenz von Versailles 1919 
wurden dort unzweifelhaft deutsche Gebiete an Polen übertragen oder 
wie Danzig und das Memelland vom Reich abgetrennt, wodurch der Keim 
zum Zweiten Weltkrieg gelegt wurde. 

Wenn man die Freiheiten in der Proklamation der Mittelmächte für 
Polen von 1916 mit den Bedingungen der Alltierten für die Bundesrepu- 
blik Deutschland von 1949 vergleicht, schneiden die deutschen Besat- 
zungstruppen sehr gut ab. 


Rolf Kosiek 
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Karte von Ober Ost, 
von dem Gebiet des 


19 Oberbefehlshabers 


der gesamten deut- 


) schen Streitkräfte im 


Osten während des 


| Ersten Weltkrieges 


(Stand 1917). Das 
Gebiet des Oberbe- 
fehlshabers erstreckte 
sich mit einer Fläche 
von rund 108 808 
km? über Kurland, das 
Gebiet des heutigen 
Litauens, einige da- 


mals noch überwie- 


gend litauische, jetzt 
polnische Distrikte 
wie Augustow und 
Suwalki und die west- 
lichen Distrikte Weiß- 


} rußlands. National- 


polnische Kreise 


| strebten nach der Ok- 
| tober-Revolution in 


Rußland eine Wieder- 


| vereinigung ganz Po- 


lens an. 
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Schon der Ablauf 
der Ereignisse im 
Sommer 1914 
zeigt, daß Deutsch- 
land keinen Krieg 
wollte. Von einer 
Kriegsschuld kann 
nicht die Rede sein, 
geschweige denn 
von einer Allein- 
schuld. Am Schluß 
dieser Richtigstel- 
lung wird die 
Entwicklung der 
Lage kurz vor dem 
Ausbruch des 
Krieges dargestellt. 
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Zum Alleinschuld-Artikel 231 
des Versailler Diktats 


Die Beschlüsse von Versailles 1919 wirken bis in unsere Zeit. Diese Ka- 
tastrophe des 20. Jahrhunderts wird aber heute bei Historikern und Po- 
litikern als wichtigste Ursache des Zweiten Weltkrieges weitgehend ver- 
schwiegen. Der nicht zum Establishment gehörende Historiker Hellmut 
DiwALD urteilte über das Diktat: »In Versailles verhandelten aber nicht 
die Gewinner des Krieges mit den Verlierern über die Bedingungen ei- 
nes Friedensvertrages. In Versailles hatten sich vielmehr die Sieger auf- 
grund ihrer militärischen Macht selbst zu Richtern ernannt. Sie erklärten 
die Besiegten zu Angeklagten und beschuldigten sie des größten Verbre- 
chens der Geschichte. Gegen die Delinquenten wurde in Abwesenheit 
verhandelt. Sie erhielten keine Gelegenheit, sich zu verteidigen. Der Ur- 
teilsspruch wurde als Ultimatum überreicht.«' 

Die wichtigste Bestimmung des Diktates war der Artikel 231. Darin 
versuchten die Alliierten mit der die Geschichte fälschenden Behaup- 
tung, daß Deutschland am Ersten Weltkrieg schuldig sei, die moralische 
Grundlage für die harten Forderungen des Friedensvertrages zu bilden. 
Dieser Artikel lautet: »Die alliierten und assozilerten Regierungen erklä- 
ren und Deutschland erkennt an, daß Deutschland und seine Verbünde- 
ten als Urheber aller Verluste und aller Schäden verantwortlich sind, wel- 
che die alliierten und assoziterten Regierungen und ihre Angehörigen 
infolge des ihnen durch den Angriff Deutschlands und seiner Verbün- 
deten aufgezwungenen Krieges erlitten haben.« 

Damit wurde die Schuld am Ersten Weltkrieg allein dem Reich zuge- 
schoben, da dieses der geplanten und vorbereiteten Herbeiführung des 
Krieges überführt sei. 

Doch das ist falsch. Das Gegenteil ist richtig und entspricht der histo- 
rischen Wahrheit: Von den später kriegführenden Nationen hat Deutsch- 
land am wenigsten 1914 auf den Krieg gedrängt, hat es am wenigsten 
Ansprüche an seine Nachbarn gehabt. 

Schon in seiner Entgegnung auf CLEMENCEAUS Rede bei der Übergabe 
des Diktat-Textes am 5. Mai 1919 ım Spiegelsaal von Versailles hatte der 
Führer der deutschen Abordnung, Reichsaußenminister Graf BROCK- 
DORFF-RANTZAU, sich gegen diese Behauptung gewandt und die Forde- 
rung zurückgewiesen, daß Deutschland sich zur Alleinschuld am Kriege 
bekennen solle. Dabei hatte er erklärt: »Es wird von uns verlangt, daß 
wir uns als die allein Schuldigen am Kriege bekennen. Ein solches Be- 
kenntnis wäre in meinem Munde eine Lüge.« 
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In der deutschen Note vom 13. Mai 1919 auf den überreichten Ver- 
tragsentwurf der Alliierten erhob der deutsche Außenminister erneut 
Einspruch gegen den Artikel 231 und wies den Vorwurf der Alleinkriegs- 
schuld abermals zurück: »Das deutsche Volk hat den Krieg niemals ge- 


wollt und würde einen Angriffskrieg niemals unternommen haben. Im ! 


Bewußtsein des deutschen Volkes ist dieser Krieg stets ein Verteidigungs- 
krieg gewesen. Auch die Auffassung der alliierten und assoziierten Re- 
gierungen, wer als Urheber des Krieges zu beschuldigen ist, wird von 
der deutschen Delegation nicht geteilt. Sie vermögen der früheren deut- 
schen Regierung nicht die alleinige und hauptsächliche Schuld an diesem 
Kriege zuzusprechen. In dem vorgelegten Entwurf eines Friedensver- 
trages findet sich nichts, was jene Auffassung tatsächlich begründet, keı- 
nerlei Beweise werden für sie beigebracht. Die deutschen Delegierten 
bitten deshalb um die Mitteilung des Berichtes der von den alliierten und 
assoziierten Regierungen eingesetzten Kommission zur Prüfungder Ver- 
antwortlichkeit der Urheber des Krieges.« 

Darauf antwortete CLEMENCEAU, daß Deutschland nicht gegen die 
Wortwahl ın der LansinG-Note vom 5. November 1918 protestiert habe, 
in der vom Angriff Deutschlands und den daraus folgenden Schäden 
die Rede seı. Das bedeute eine deutsche Anerkennung der Kriegsschuld. 
Die Aushändigung des Kommissionsberichts lehnte er ab. 

Doch der Text dieses Machwerks der Kommission, das von dem Eng- 
länder Sir Ernest PoLLock, dem Franzosen Andre TARDIEU, dem Italie- 
ner Vittorio ScıALOJA und dem Belgier Edouard ROLIN-JAEQUEMYNS er- 
arbeitet worden war, kam doch in deutsche Hände. Er beginnt mit dem 
Satz: »Nachdem die Kommission die zahlreichen amtlichen Urkunden, 
die sich sowohl auf den Ursprung des Weltkrieges als auch auf die Neu- 
tralitäts- und Grenzverletzungen, Begleiterscheinungen des Kriegsbeginns, 
beziehen, geprüft hat, hat sie in der Frage der Verantwortlichkeit der 
Urheber des Krieges festgestellt, daß die Verantwortung in vollem Um- 
fange den Mächten zukommt, die ıhn erklärt haben, um einer Angriffs- 
politik zu dienen, deren Verheimlichung dem Ursprung dieses Krieges 
den Charakter einer geheimen Verschwörung gegen den europäischen 
Frieden verleiht. Diese Verantwortung lastet erstens auf Deutschland 
und Österreich, zweitens auf der Türkei und Bulgarien.«* 

Der erste Abschnitt des Textes trägt dann auch schon die das Ergeb- 
nis vorwegnehmende Überschrift: »Vorgefaßte Absicht, Krieg führen zu 
wollen.« Und als Gesamturteil steht im Bericht: »Der Krieg ist von den 
Zentralmächten ebenso wie von ihren Verbündeten, der Türkei und Bul- 
garien, mit Vorbedacht geplant worden, und er ist das Ergebnis von Hand- 
lungen, die vorsätzlich und ın der Absicht begangen wurden, ıhn unver- 
meidlich zu machen. In Übereinstimmung mit Österreich-Ungarn hat 
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Belgische Zivilisten 
und deutsche Solda- 
ten posieren Seite an 
Seite am 4. August 
1914 jenseits der 
deutschen Grenze bei 
Stavelot in den belgi- 
schen Ardennen. (Aus: 
H. STRACHAn, Der Erste 
Weltkrieg, München 
2004) 

Bei der Kriegsschuld- 
frage verweisen die 
Befürworter der Al- 
leinschuld Deutsch- 
lands auf die Verlet- 
zung der belgischen 
Neutralität durch die 
Deutschen - abgese- 
hen davon, daß Belgi- 
en einen Tag früher als 
Deutschland mobili- 
sierte und Deutsch- 
land um das Recht des 
Durchmarsches er- 
sucht hatte. 

BETHMANN HOLLWEG 
hatte die Verletzung 
der belgischen Neu- 
tralität am 4. August 
1914 wie folgt ge- 
rechtfertigt: »Wir sind 
jetzt in der Notwehr; 
und Not kennt kein 
Gebot. Unsere Trup- 
pen haben Luxemburg 
besetzt, vielleicht 
schon belgisches Ge- 
biet betreten. .., das 
widerspricht den Ge- 
boten des Völker- 
rechts. Das Un- 
recht... ., das wir 
damit tun, werden wir 
wieder gutzumachen 
suchen, sobald unser 
militärisches Ziel er- 
reicht ist.« 
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Deutschland vorsätzlich daran gearbeitet, die zahlreichen vermittelnden 
Vorschläge der Ententemächte auf die Seite zu schieben und ihre wie- 
derholten Bemühungen, den Krieg zu verhüten, zunichte zu machen. 
Das stellt die Wirklichkeit auf den Kopf. Vom Deutschen Reich gingen 
mehrere Friedensfühler und -angebote aus, die von den Alliierten abge- 
lehnt wurden. 

Auf diese Veröffentlichung hin wurde eine deutsche Antwort von Pro- 
fessor Hans DELBRÜCK, Graf Max MONTGELAS, Max WEBER und Albrecht 
MENDELSSOHN-BARTHOLDY verfaßt und am 27. Mai 1919 den Alliierten 
unter der Überschrift »Bemerkungen zum Bericht der Kommission der 
alliierten und assoziierten Regierungen über die Verantwortlichkeiten der 
Urheber des Krieges« übergeben.‘ 

“ Darauf antworteten die Alliierten mit der sogenannten »Mantelnote« 
vom 16. Juni 1919, in der es zur Schuldfrage heißt: »Nach der Meinung 
der alliierten und assoziierten Mächte ist der Krieg, der am 1. August 
1914 ausgebrochen ist, das größte Verbrechen gegen die Menschheit und 
die Freiheit der Völker gewesen, welches je eine Nation, die sich als eine 
zivilisierte betrachtet, bewußt unternommen hat. Während langer Jahre 
haben die Machthaber Deutschlands, der preußischen Tradition getreu, 
ihre Anstrengungen vervielfältigt, um sich in Europa die Hegemonie zu 
sichern. Sie haben sich keineswegs mit der Wohlfahrt und dem wachsen- 
den Einfluß begnügt, welchen Deutschland mit Recht für sich beanspru- 
chen kann und welchen alle anderen Nationen gewillt waren, ihm in der 
Gesellschaft freier und gleichberechtigter Völker zuzuerkennen. Sie ha- 
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ben sich ın die Lage versetzen wollen, ein geknechtetes Europa ebenso 
zu beherrschen und zu tyrannisieren, wie sie ein geknechtetes Deutsch- 
land beherrscht und tyrannısiert haben. Um ihr Ziel zu erreichen, haben 
sie mit allen in ihrer Macht stehenden Mitteln die Sinnesrichtung ihrer 
Untertanen zu der Doktrin erzogen, daß ın den internationalen Angele- 
genheiten Macht Recht seı. Sie haben niemals aufgehört, die Rüstungen 
Deutschlands zu Lande und zu Wasser zu entwickeln und die lügneri- 
sche Behauptung zu verbreiten, daß eine solche Politik nötig sei, weil die 
Nachbarn Deutschlands auf seinen Wohlstand und seine Macht eifer- 
süchtig seien. Ste haben versucht, anstatt Freundschaft Feindschaft und 
Mißtrauen zwischen den Nationen zu säen. Sie haben ein Spionage- und 
Intrigensystem entwickelt, das sie in den Stand gesetzt hat, innere Unru- 
hen und Revolten hervorzurufen und sogar geheime Angriffsvorberei- 
tungen auf dem Territortum ihrer Nachbarn zu treffen, um im gegebe- 
nen Augenblick sie mit mehr Sicherheit und Leichtigkeit vernichten zu 
können. Sie haben Europa durch Gewaltandrohungen in einem Zustan- 
de der Gärung gehalten, und, als sie festgestellt haben, daß ıhre Nach- 
barn entschlossen waren, ihren anmaßenden Plänen Widerstand zu lei- 
sten, haben sie sich entschlossen, ihre Vorherrschaft durch Gewalt zu 
begründen, sobald ihre Vorbereitungen beendet waren. Sie haben einen 
unterwürfigen Verbündeten ermutigt, Serbien den Krieg binnen 48 Stun- 
den zu erklären, diesen Krieg, dessen Ziel die Kontrolle des Balkans war. 
Sie wußten sehr wohl, daß sich derselbe nicht lokalisieren lassen und den 
allgemeinen Krieg entfesseln werde. Um diesen allgemeinen Krieg dop- 
pelt sicher zu machen, haben sie sich jedem Versuch der Verständigung 
und der Konferenz entzogen, bis es zu spät war und der Weltkrieg un- 
vermeidlich geworden ist, jener Weltkrieg, den sie geplant hatten und für 
den Deutschland alleın unter den Nationen vollständig gerüstet und vor- 
bereitet war.«’ Auch dies ist falsch. Die Alliierten hatten wesentlich mehr 
Soldaten und größere Anzahlen von Geschützen. 

In der »Mantelnote« wird vor allem Preußen geschichtswidrig Milita- 
rismus vorgeworfen: »Die Geschichte der kritischen Tage vom Juli 1914 
ist jedoch nicht in den Augen der alliierten und assoziterten Mächte die 
einzige Grundlage, auf die man die Schuld Deutschlands an der Entste- 
hung des Krieges stützen soll. Der Krieg ist nicht aus einem plötzlich 
während einer schweren Krisis gefaßten Entschluß entstanden. Er war 
das logische Ergebnis der Politik, die Deutschland unter dem Einfluß 
des preußischen Systems während mehrerer Jahrzehnte verfolgte. 

Die ganze Geschichte Preußens ist durch den Geist der Beherrschung, 
des Angriffs und des Krieges charakterisiert. Durch den Erfolg hypnoti- 
siert, mit dem Bismarck, als Fortsetzer der Tradition FRIEDRICHS DES 
GROSSEN, die Nachbarn Preußens beraubte und die Einheit Deutsch- 
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? Antwort der 
alliierten und 
assozüierten Mächte, 
Reimar Hobbing, 
Berlin 1919, S. 5 £. 
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Die am 8. April 1904 
geschlossene Entente 
Cordiale zementierte 
den britisch-französi- 


schen Willen zur 
Einkreisung Deutsch- 
lands. Hier: Karikatur 
mit John Buuı, der 
sich mit der Dirne 
Marianne (sie trägt 
ein dreifarbiges 
Kleid) davon- 
schleicht und dem 
Kaiser den Rücken 
zuwendet. Die Spit- 
ze eines Kavallerie- 
Säbels ragt unter 
dem Mantel hervor, 
was eine mögliche 
Anwendung von Ge- 
walt darstellen soll. 
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lands durch Blut und Eisen schuf, unterwarf 
sich nach 1871 das deutsche Volk fast vorbe- 
haltlos der Inspiration und der Leitung seiner 
preußischen Beherrscher.«* Diese Behauptung 
ist falsch: Preußen-Deutschland hat sich als die 
europäische Großmacht mit den wenigsten 
Kriegen seit 1800 hervorgetan. 

Das Ergebnis seiner Würdigung der alliier- 
ten Behauptungen hat der deutsche Kronprinz 
WILHELM in die Worte gefaßt: »Das Brandmal, 
das der Vertrag von Versailles dem deutschen 
Volke und seinen Regierungen aufgeprägt hat, 
kann schon heute (1925, R. K.) bis auf den 
N letzten Rest ausgetilgt werden. Es kann bewie- 
sen werden, daß jeder von den oben mitgeteil- 
ten Sätzen der Note vom 16. Juni und der Ar- 
tikel 231, den sie erläutert, der Wahrheit ins 
Gesicht schlägt. 

Das wurde in den zwanziger Jahren auch 
durch eine Reihe ausländischer Historiker nach- 
gewiesen:!" Das Deutsche Reich war in Wirk- 
lichkeit — etwa im Gegensatz zu Frankreich und Rußland — 1914 kein 
Kriegstreiber gewesen, sondern hatte versucht, den Frieden zu erhalten 
und die vielen Opfer zu ersparen. 

Dennoch erklärte am 3. März 1921 auf der Londoner Konferenz über 
die Reparationen der Führer der britischen Delegation, Premierminister 
LroyD GEORGE: »Für die Alliierten ist die deutsche Verantwortung für 
den Krieg grundlegend. Sie ist das Fundament, auf dem der Bau des 
Vertrages von Versailles errichtet wurde. Wenn dies abgelehnt oder auf- 
gegeben wird, ist der Vertrag zerstört.«'! 

In einer besonderen Urkunde vom 22. September 1919 erklärten die 
Sieger ausdrücklich, daß alle Artikel der Weimarer Verfassung, die mit 
dem Versailler Vertrag kollidierten, ungültig seien.'” Die Souveränität des 
Deutschen Reiches war also entscheidend geschwächt worden. 


8 Ebenda, S. 41. 

° WILHELM, aaO. (Anm. 3), S. 20. 

!% Zum Beispiel durch den US-Historiker Harry Elmer Barnes. 
" Zitiert in: DiwaLn, aaO. (Anm. 1), S. 17. 

P Ebenda, S. 20. 
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Der Ablauf der Juli-Krise 1914 


Zur Zeit der Balkankrisen ın den letzten Jahren vor 1914 hatte der österrei- 

chische Generalstabschef Franz Conrad von HÖTZENDORF schon mehr- 

fach, vor allem 1908 und 1912/13, einen österreichischen Einmarsch in 

Serbien gefordert, um der laufenden serbischen Wühlarbeit gegen Öster- 

reich ein Ende zu bereiten. Auch auf deutschen Rat hin hatte jedoch Öster- 

reich unter seinem greisen Kaiser immer wieder davon Abstand genom- 
men. Der Kronprinz hatte bis in Einzelheiten gehende Reformen für den 

Balkanraum vor. Diese wollte Serbien verhindern und zugleich durch An- 

nexion österreich-ungarischer Gebiete ein Großserbien werden. 

Am 28. Juni 1914 wurde der österreichische Thronfolger Erzherzog Franz 
FERDINAND auf einer Fahrt durch Sarajewo im offenen Wagen mit seiner 
Gemahlın, der Herzogin SOPHIE VON HOHENBERG, erschossen. Der Tä- 
ter, der 18jährige serbische Gymnasiast Gavrilo Prıncır, wurde sofort 
gefaßt. Er wurde von der serbischen Presse hoch gefeiert und als Held 
gerühmt. Nachdem Wien von dem erst wenige Jahrzehnte selbständigen 
Serbien schon seit Jahren provoziert worden war, ohne etwas Entschei- 
dendes dagegen zu unternehmen, mußte es hier durchgreifen und konn- 
te diese Herausforderung nicht einfach übergehen. 

Am 6. Juli 1914 erklärte Deutschland, daß es im Kriegsfalle zur Donau- 
monarchie stehe. 

Diese wartete allerdings fast vier Wochen mit Gegenmaßnahmen, da sie 
hoffte, den gefürchteten Krieg durch internationale Verhandlungen 
überflüssig machen zu können. 

Am 15. Juli 1914 führte England eine Probemobilisierung seiner Flotte 
durch und ließ jene bestehen. 

Am 20. Juli 1914 besuchten der französische Staatspräsident PoINcARE 
und sein Ministerpräsident VIvIanı Petersburg und besprachen sich drei 
Tage lang mit den Vertretern der russischen Kriegspartei, wobei ge- 
genseitig kriegerische Hilfe gegen Deutschland vereinbart und die Zu- 
sammenarbeit beider Staaten gegen Deutschland verstärkt wurde. 

Am 23, Juli 1914 sandte Wien um 18 Uhr ein auf 48 Stunden befriste- 
tes Ultimatum nach Belgrad, in dem in zehn Punkten unter anderem 
ein Ende der antiösterreichischen Propaganda ın Serbien (Punkt 5), 
und eine gerichtliche Aufklärung des Attentats unter Teilnahme öster- 
reichischer Organe (Punkt 6) gefordert wurden. Diese beiden Punkte 
wurden von Serbien ın dessen Antwort abgelehnt, die am 25. Juli 1914 
kurz vor 18 Uhr an den österreichischen Geschäftsträger in Belgrad 
übergeben wurde. Vor Übergabe der Antwort hatte Serbien die Nach- 
richt erhalten, daß es von Rußland bei möglichen kriegerischen Aus- 
einandersetzungen unterstützt werde. 
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Kurz vorher hatte am Abend des 25. Juli 1914 ein Kronrat in Peters- 
burggetagt, auf dem dem Zaren mitgeteilt worden war, daß seine Armee 
bereits kriegsbereit sei. Es wurde beschlossen, Maßnahmen zur Einlei- 
tung der Mobilmachung zu erlassen, die am folgenden Tag, dem 26. Juli 
1914, verwirklicht wurden, aber erst am 29. Juli 1914 bekannt wurden. 

Noch am 25. Juli 1914 machten die Serben mobil. 

Daraufhin brach Wien am Abend des 25. Juli die diplomatischen Bezie- 
hungen zu Serbien ab und rief die Mobilmachung aus. 

Vom 26. bis 30. Juli betrieben Deutschland und England Vermittlungs- 
versuche, die ohne Erfolg blieben. 

Am 27. Juli 1914 kam Kaiser WILHELM II. von seiner Nordlandreise 
zurück, die er auch als ein Mittel zur politischen Beruhigung wie ge- 
plant unternommen hatte, da er nicht mit einem Krieg gerechnet hatte. 

Am 27. Juli 1914 sandte der Zar ein Telegramm an den Kronprinzen 
ALEXANDER, den Regenten von Serbien, daß dieser sicher sein könne, 
»daß Rußland sich in keinem Falle an dem Schicksal Serbiens desinter- 
essieren wird«. 

Vom 28. bis 31. Juli bemühte sich WILHELM II. in Telegrammen darum, 
den Zaren für den Erhalt des Friedens zu gewinnen, letztlich ohne Er- 
folg. 

Am 28. Juli 1914 erklärte um 11 Uhr Österreich Serbien den Krieg. Dar- 
aufhin wurden weitere Schritte der Mobilmachung in Petersburg getrof- 
fen. 

Bis zu diesem 28. Juli und auch am 29. Juli hatte Deutschland noch 
nichts in Richtung auf eine Mobilmachung in Gang gesetzt. 

Am 28. Juli hatte der deutsche Kaiser dem Generalstab mitteilen lassen, 
daß ein Krieg unwahrscheinlich sei. Der deutsche Botschafter in Wien 
wurde telegraphisch angewiesen, der Wiener Regierung dringend Mä- 
Bigung anzuraten. 

Am 29, Juli 1914 gab Rußland seine seit dem 25. Juli 1914 laufende 
Teilmobilisierung bekannt. Vorher hatte der russische Generalstabschef 
entgegen den Tatsachen dem deutschen Militärbevollmächtigten sein Eh- 
renwort gegeben, daß die russische Mobilisierung noch nicht erfolgt sei. 

Am 29. Juli 1914 sandte der deutsche Generalstab, der von der russi- 
schen Mobilmachung unterrichtet worden war, dem Kaiser eine Denk- 
schrift, in der angesichts der militärischen Maßnahmen Rußlands auf die 
Gefahr für Deutschland hingewiesen wurde, die durch weiteres Nichts- 
tun erwachse. Aber an diesem Tag wie auch am folgenden, dem 30. Juli, 
wurde von Deutschland nichts in bezug auf eine Mobilmachung getan. 

Am Abend des 29. Juli 1914 wurde in Petersburg der Beschluß zur tota- 
len Mobilmachung gefaßt. Das war ın der damaligen Zeit praktisch eine 
Kriegserklärung. Sie wurde am Morgen des 30. Juli vollzogen. 
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Am 29. Juli 1914 sandte Kaiser WILHELM II. um 18 Uhr 30 abends ein 
Telegramm an den Zaren, worauf dieser die Mobilmachung in eine 
Teilmobilmachung gegen Österreich umwandelte, also teilweise auf- 
hob, was aber von seinen Militärs nicht durchgeführt wurde. Zugleich 
hatte Berlin von London erfahren, daß England beı einem Krieg vor- 
aussichtlich auf seiten Frankreichs und Rußlands stehen werde. Berlin 
übte daraufhin einen starken Druck auf Wien aus, eine Vermittlung 
anzunehmen und sıch entgegenkommend zu zeigen. 

Am frühen Morgen des 30. Juli versuchten der russische Außenmini- 
ster und der russische Generalstab, den Zaren zur Zurücknahme sei- 
nes Vetos gegen die Mobilmachung zu gewinnen. Nachmittags gegen 
13 Uhr gab der Zar nach, und die russischen Mobilmachungsbefehle 
gingen ab 18 Uhr hinaus. Der zuständige General war dann für Stun- 
den unauffindbar. 

Währenddessen übte die Londoner Regierung starken Druck auf Berlin 
aus, daf3 dieses in Wien zur Vermittlung dränge, was auch geschah, 
während Deutschlands Aufforderung, daß London beim Zaren gegen 
weitere militärische Maßnahmen vorspreche, von England kaum nach- 
gekommen wurde. 

Am 30. Juli 1914 mobilisierte Frankreich seinen Grenzschutz. 

Als die Deutschen bis zum 31. Juli ohne Mobilmachung gewartet hat- 
ten, traf um 37. Juli um 11 Uhr 30 die Nachricht von der russischen 
Mobilmachung vom 30. Julı 1914 eın. 

Am Mittag des 31. Juli 1914 ordnete Kaiser Franz JOSEPH die allgemeine 
Mobilmachung Österreichs und das Aufgebot des Landsturms an. 

Am 31. Juli 1914 gegen 13 Uhrerklärte Kaiser WILHELM II. den Zustand 
drohender Kriegsgefahr, der noch nicht die Mobilisierung umfaßte. 

Am 31. Juli 1914 richtete die Reichsregierung ein auf zwölf Stunden 
befristetes Ultimatum an Rußland, daß die deutsche Mobilmachung 
anlaufen werde, wenn Rußland nicht jede militärische Maßnahme ge- 
gen Deutschland und Österreich unterlasse. 

Um kurz vor 16 Uhr am 31. Juli 1914 schickte Kaiser WILHELM II. ein 
weiteres Telegramm an den Zaren nach Petersburg, in dem er den Za- 
ren auf seine Verantwortung für den kommenden Krieg hinwies und 
auf seine Möglichkeit abhob, die militärischen Maßnahmen zu been- 
den und damit einen Krieg zu vermeiden. 

Noch am 31. Juli 1914 kurz vor 19 Uhr ging eine deutsche Anfrage, 
befristet auf 18 Stunden, nach Paris, ob Frankreich sich bei einem 
deutsch-russischen Krieg neutral verhalten werde. 

Am Mittag des 1. August 1914 erklärte Frankreich, daß es tun werde, 
»was seine Interessen gebieten«. 


Am 31. Juli 1914 wurde in Paris auf offener Straße der Sozialistenfüh- 
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rer JAURES, der als deutschfreundlich galt, ermordet. Der französische 
Kriegsminister erklärte, daß Paris zum Krieg gegen Deutschland ent- 
schlossen sei. 

Am 31. Juli 1914 gegen Mitternacht forderte die deutsche Regierung in 
einem Ulsmatum an Rußland, binnen 12 Stunden die kriegerischen Maß- 
nahmen gegenüber Deutschland und Österreich einzustellen. Darauf er- 
folgte trotz dreier deutscher Mahnungen am 1. August 1914 keine Ant- 
wort. 

Am 31. Juli 1914 mobilisierte Belgien. Einem Vorschlag des britischen 
Außenministers, die Truppen an den Grenzen stehen zu lassen, wurde 
von Deutschland sofort zugestimmt. Frankreich lehnte jedoch ab. 

Am 1. August 1914 ließ Frankreich um 16 Uhr mobilisieren. 

Am 1. August ließ CHurchHiu. eigenmächtig die britische Flotte mobili- 
sieren. 

Am 1. August 1914 erließ Deutschland als letzte der Großmächte um 
17 Uhr den Mobilmachungsbefehl und erklärte am 1. August um 18 
Uhr Rußland den Krieg. 

Am Abend des 2. August ersuchte Deutschland Belgien um das Recht 
des Durchmarsches für sein Heer. 

Am 2. August überschritten französische Truppen an einigen Stellen 
die deutsche Grenze ohne Kriegerklärung. 

Am 3. August erklärte Deutschland, da Frankreich sich in den vergan- 
genen Tagen mehrere Grenzverletzungen zuschulden kommen ließ, 
diesem den Krieg. 

Am 3. August mobilisierte England seine Armee. 

Am 3. August lehnte Belgien das deutsche Ersuchen auf Durchmarsch 
ab und wandte sich an London um Hilfe. Daraufhin marschierten deut- 
sche 'Iruppen in Belgien ein. 

Am 4. August 1914 erklärte London Deutschland den Krieg, weil letz- 
teres die belgische Neutralität verletzt habe. 

Am 4. August erfolgte, nachdem Belgien die deutsche Forderung am 3. 
August abgelehnt hatte, der deutsche Einmarsch in dieses Land. 

Am 6. August erklärte Wien Rußland den Krieg. 

Am 6. August 1914 erklärte Deutschland Rußland den Krieg. 

Am 11. und 12. August 1914 übergaben Frankreich und England ihre 
Kriegserklärung in Wien an Österreich. 

Am 19. August 1914 forderte Japan ultimativ die Abtretung des deut- 
schen Schutzgebietes Kiautschou mit Tsingtau. Das Reich lehnte ab, 
und am 23. August erklärte Japan Deutschland den Krieg, der nun zu 
einem Weltkrieg geworden war. 


Rolf Kosiek 
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Nach einheilliger Ansicht der Zeitgenossen wurde im Versailler Diktat 
von 1919 die Grundlage für einen neuen Weltkrieg geschaffen. Statt dem 
künftigen Frieden zu dienen, wurde der Samen für eine neue Auseinan- 
dersetzung gelegt. Schon früh erkannten das auch führende Politiker der 
Alliierten und warnten davor, das Deutsche Reich in die Verzweiflung zu 
treiben. Beispiele dafür sind nachfolgend aufgeführt. Diesen Stimmen 
wurde bedauerlicherweise nicht gefolgt. 


Der amerikanische Außenminister Robert LAnsınG sagte am 8. 5. 1919: 
»Prüft den Vertrag, und Ihr werdet finden, daß Völker gegen ihren Wil- 


len in die Macht jener gegeben sind, die sie hassen, während ihre wirt- 
schaftlichen Quellen ihnen zerrissen und anderen übergeben sind. Haß 
und Erbitterung, wenn nicht Verzweiflung, müssen die Folgen derarti- 
ger Besuimmungen sein. Es mag Jahre dauern, bis diese unterdrückten 
Völker imstande sind, ihr Joch abzuschütteln, aber so gewiß, wie die 
Nacht auf den Tag folgt, wird die Zeit kommen, da sie den Versuch 
wagen.« 


Wladimir Iljitsch LEnN schrieb in Über Krieg, Armee und Militärwissen- 
schaft, Berlin (Ost), Bd. 1, S. 569, 600 u. 774: 


»Der Friede von Brest-Litowsk, von dem monarchistischen Deutsch- 
land diktiert und dann der weitaus bestialischere und niederträchtigere 
Friede von Versailles, von »demokratischen« Republiken, von Amerika 
und Frankreich sowie vom »freien« England, diktiert.... daß wir nicht 
Vertreter der Kultur und Zivilisation vor uns haben, sondern in der Ge- 
stalt Englands und Frankreichs zwar demokratische Staaten, die jedoch 
von impertalistischen Räubern regiert werden. .. 

Als Deutschland besiegt war, da schrie der Völkerbund, der Bund der 
Nationen, die gegen Deutschland gekämpft hatten, das sei ein Befrei- 
ungskrieg, ein demokratischer Krieg gewesen. Deutschland wurde ein 
Frieden aufgezwungen, aber das war ein Frieden von Wucherern und 
Würgern, ein Frieden von Schlächtern, denn Deutschland und Öster- 
reich wurden ausgeplündert und zerstückelt. Man nahm ıhm alle Exı- 
stenzmittel, ließ die Kinder hungern und des Hungers sterben. Das ist 
ein ungeheuerlicher Raubfrieden, der Millionen undaber Millionen Men- 
schen, darunter die zivilisiertesten, zu Sklaven macht. Das ist kein Frie- 
den, das sind vielmehr Bedingungen, die einem wehrlosen Opfer von 
Räubern mit dem Messer in der Hand diktiert worden sind.« 


WEIMARER ZEIT 


956 


Robert LansınG. 


Wladimir Iljitsch 
LENIN. 


191 


Francesco Nimm. 
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Der italienische Ministerpräsident Francesco Nrrti (1919-1920) schrieb 
in seinem Buch Europa am Abgrund, Frankfurt 1923, S. 23 £.: 


»Von dem Augenblick an, da ich als Ministerpräsident Italiens den Ver- 
trag von Versailles unterschreiben mußte, habe ich mich dank der En- 
tentekonferenzen, an denen ich teilnahm, davon überzeugt, daß man 
nicht den Frieden wollte, sondern nur darauf ausging, Deutschland zu 
erwürgen und zu zerstückeln; und was die Sieger hierbei bestimmte, war 
nicht nur der Haß und die Rachsucht, sondern vor allem auch die Furcht, 
Deutschland stärker als je wieder auferstehen und kraft seiner machtvol- 
len Arbeitsfähigkeit einen Platz auf dem Weltmarkt zurückerobern zu 
sehen. 


Aber die Friedensverträge, im Hasse geboren, sind fast ausschließlich 
nach Frankreichs Willen ausgestaltet worden, und dieser Wille war nur 
eines: Deutschland demütigen, es erwürgen und zerstückeln. Die Repa- 
rationspolitik ist der verabscheuenswürdigste Betrug, den die moderne 
Geschichte verzeichnet. Ganz Europa ist balkanisiert worden und droht 
nunmehr, in der künstlich geschaffenen Zerrüttung unterzugehen.« 


Der britische Premierminister LLOYD GEORGE erklärte laut Vertrags-Ploetz 
II, 4, S. 600 £:: 


»Unsere Bedingungen dürfen hart, sogar grausam sein, aber gleichzeitig 
können sie gerecht sein, daß das Land, dem sie auferlegt werden, in sei- 
nem Herzen fühlen wird, daß es kein Recht zur Klage hat. ... Aber Unge- 
rechtigkeit und Anmaßung, ausgespielt in der Stunde des Triumphes, 
werden nie vergessen und vergeben werden. Aus diesen Gründen bin 
ich auf das schärfste dagegen, mehr Deutsche als unerläßlich nötig, der 
deutschen Herrschaft zu entziehen, um sie einer anderen Nation zu un- 
terstellen.« 


US-Präsident Woodrow WiLson, zitiert in Erwin VIEFHAUS, Die Minder- 
heitenfrage und die Entstehung der Minderheitenschutzverträge auf der Pariser Frie- 
denskonferenz 1919, Würzburg 1960, S. 193: 


»Wie kann sich zum Beispiel eine Macht wie die Vereinigten Staaten von 
Amerika — denn ich kann für keine andere sprechen — 3000 Meilen über 
den Ozean nach Unterzeichnung dieses Vertrages zurückziehen und ih- 
rem Volke berichten, daß eine Friedensregelung für die Welt geschaffen 
worden sei, wenn sie Elemente enthält, die man nicht für dauerhaft an- 
sehen kann. Ich kann es nicht.« 


Rolf Kosiek 
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Ebert nie demokratisch gewählt 


In den zeitgenössischen Medien wird Friedrich EBERT oft als das »erste 
demokratisch gewählte Staatsoberhaupt in der deutschen Geschichte«' 
bezeichnet. Johannes Rau nannte ihn den versten Bürger-Präsidenten i in 
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der deutschen Geschichte«.” 

Doch das trifft — genau genommen - nicht zu. EBERT 
wurde am 11. Februar 1919 in \Veimar von der National- 
versammlung als vorläufiger Reichspräsident gewählt, 
nachdem am Tage vorher das »Gesetz über die vorläufi- 
ge Reichsgewalt« beschlossen worden war. Er wurde also 
im Februar 1919 nicht vom Volk demokratisch gewählt. 

Nach dem Inkrafttreten der Weimarer Verfassung hät- 
te eigentlich nach ihrer Vorschrift der Reichspräsident 
vom Volk gewählt werden müssen. Doch EBERT wurde 
von der Nationalversammlung im Amt bestätigt und am 
19. August 1919 vereidigt. Er wurde also auch im August 
1919 nicht vom Volk gewählt, wie es die Weimarer Ver- 
fassung vorsah, die am 31. Juli 1919 verabschiedet wor- | 
den war und die EBERT am 11. August 1919 im »Weißen | 


Hirsch« zu Schwarzburg bei Ilmenau in Thüringen in An- ' 
wesenheit des ganzen Kabinetts unterschrieb. Sie wurde dann am 13. 
August 1919 im Rezchsgeserzblatt veröffentlicht. 

Gegen Ende der Laufzeit seines Amtes, am 27. Oktober 1922, verlän- 
gerte der Reichstag wegen der bestehenden politischen Wirren unter Um- 
gehung der verfassungsmäßig eindeutig vorgeschriebenen Wahl des 
Reichspräsidenten durch das Volk EBERTs Amt bis zum 30. Junı 1925. 
Er wurde also wiederum nicht vom Volk und nicht »demokratisch« nach 
der geltenden Verfassung gewählt. EBERT starb dann noch kurz vor die- 
sem gesetzten Enddatum seines Amtes am 28. Februar 1925 ın Berlin, 
politisch und moralisch schwer angeschlagen dadurch, daß ein Magde- 
burger Gericht ihn am 23. Dezember 1924 der leitenden Teilnahme am 
Munitionsarbeiterstreik von 1918 und des Vorwurfs des Landesverrats 
für überführt erklärt hatte. 

EBERT wurde also dreimal von einem Parlament, nicht ein einziges 
Mal »demokratisch« gewählt, wie es die Verfassung vorsah. 

Rolf Kosiek 


! So im Schwäbischen Tagblatt, 29. 1. 1994. 
? Zitiert in: ebenda. 
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Es gab nicht nur ein Ermächtigungsgesetz 


Es hat sich eingebürgert, von der» Ermächtigungsgesetz zu sprechen, 
wobei der Eindruck erzeugt wird, daß es nur ein einziges, nämlich das 
von HITLER eingebrachte vom 23. März 1933, gegeben habe, dieses eine 
absolute Ausnahme ım Verlauf der Weimarer Republik gewesen sei und 
seine Verabschiedung schon formal ein Frevel gewesen sei. Doch das ist 
falsch. 

Richtig ist, daß es vor 1933 schon eine ganze Reihe von »Ermächti- 
gungsgesetzen« gegeben hatte. Insgesamt wurde im Deutschland der 
Weimarer Republik sechsmal von dieser Möglichkeit der Ausschaltung 
des Parlaments Gebrauch gemacht. Schon früher gab es in der Antike ın 
Rom die Regel, daß in einer Zeit großer Not, insbesondere bei schweren 
feindlichen Angriffen, wie unter HAnNIBAL, ein Diktator für ein halbes 
Jahr gewählt wurde, der über allen anderen Staatsorganen stand und für 
alle seine Maßnahmen keinem Rechenschaft schuldig war, auch nicht 
bestraft werden durfte. Er konnte unumschränkt herrschen und war Herr 
über Leben und Tod. 

Im Deutschen Reich wurden Ermächsigungsgesetze in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts von 1914 bis 1933 erlassen. Der Historiker Daniel 
KOERFER!' sah in einem Ermächtigungsgesetz einen »legalen Verfassungs- 
bruch mit Billigung, mit Einverständnis aller beteiligten Verfassungsor- 
gane, ... freiwillige Selbstbeschränkung des ohnehin nicht sonderlich 
starken Reichstages. .. eine Verfassungsänderung ohne Anderung der 
Verfassung«. Und er urteilte: »Ermächtigungsgesetze sind Freibriefe für 
die Exekutive.«° 

Das erste Ermächtigungsgesetz in Deutschland wurde schon vor Be- 
ginn des Ersten Weltkrieges noch unter der kaiserlichen Regierung ver- 
abschiedet: Der Reichstag billigte am 4. August 1914 auf Vorlage der 
Reichsregierung das »Gesetz über die Ermächtigung von Reichsrat und 
Reichsregierung zu wirtschaftlichen Maßnahmen im Falle kriegerischer 
Ereignisse«. Dadurch schränkten der Reichstag und Reichsrat ihre Rechte 
selbst ein und übergaben der Reichsregierung entscheidende Befugnisse. 
Insbesondere wurde aufgrund dieses Gesetzes die Golddeckung für die 
damalige Währung, die Reichsmark, aufgehoben und die Möglichkeit 
des Gelddruckens zugelassen. In Österreich wurde 1917 das »Kriegs- 
wirtschaftliche Ermächtigungsgesetz« beschlossen, auf das sich Bundes- 
kanzler DoLLruss am 7. März 1933 bei seiner Einführung der Diktatur 
bezog. 

Das folgende Ermächtigungsgesetz wurde in der großen Notlage von 
1923 — Besetzung des Ruhrgebietes durch die Franzosen, Inflation, Auf- 
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Es gab nicht nur ein Ermächtigungsgesetz 


stände - im Oktober 1923 als das »STRESEMANNsche Ermächtigungsgesetz« 
eingeführt. Weil die Koalition schon im November 1923 auseinander- 
brach, folgte bereits im Dezember 1923 das nächste Ermächtigungsgesetz, 
das die SPD, obwohl nicht in der Regierung, duldete. Mit diesen Er- 
mächtigungen wurde zugleich General Hans von SEECKT, der Führer 
der Reichswehr, von den Parteivorsitzenden EBERT, STRESEMANN und 
Marx praktisch zum Diktator von 8. November 1923 bis 28. Februar 
1924 eingesetzt. In den Jahren 1926 und 1927 wurde der Reichstag für 
jeweils sechs Monate durch weitere Ermächtigungsgesetze nach Hause 
geschickt. Ermächtigungsgesetze waren also nichts Außergewöhnliches 
in der Weimarer Republik. 

Parallel zu den Ermächtigungsgesetzen wurden in der Weimarer Zeit 
mehr als 250 Notverordnungen erlassen, mit denen die Reichskanzler 
ohne Zustimmung des amtierenden Parlaments regieren konnten, ins- 
besondere in der Zeit der Präsidialkabinette von 1930 an. Reichspräsi- 
dent EBERT wandte mehrere Notverordnungen gegen Aufstände und 
Putschversuche und zur Absetzung der sächsischen Landesregierung an. 
Alleın ım Jahre 1931 gab es 44, ım Jahre 1932 sogar 66 Notverordnun- 
gen. 1933 wurden die vorletzte »zum Schutze des deutschen Volkes« 
vom 4. Februar 1933 und die letzte vom 28. Februar 1933 nach dem 
Brand des Reichstags in der vorangegangenen Nacht zur »Abwehr kom- 
munistischer staatsgefährdender Gewaltakte«. erlassen. Als am 27. März 
1930 die letzte parlamentarische Mehrheitsregierung der Weimarer Re- 
publik aufgelöst wurde, setzte das Regieren mit Notverordnungen ein, 
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Besonders in Krisen- 
zeiten kamen Er- 
mächtigungsgesetze 
mit Zweidrittelmehr- 
heit zustande, bei- 
spielsweise im Kri- 
senjahr 1923, vor 
allem infolge der 
Ruhrbesetzung durch 
die Franzosen. Hier 
abgebildet: Marokka- 
nische Posten an der 
Grenze des besetzten 
Gebietes bei Limburg 
an der Lahn im April 
1923, ausgewiesene 
deutsche Beamte 
beim Überschreiten 
der Grenze (Foto: 
Bundesarchiv). 
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Es gab nicht nur ein Ermächtigungsgesetz 


En 6 bis nach den Wahlen vom 5. März 1933 wieder 
eine Mehrheitsregierung unter HITLER zustande 
kam und damit der formalen Form des Parla- 
I mentarismus wieder Genüge getan wurde. Mit 
Il dem Ermächtigungsgesetz vom 23. März 1933 
| wurden die Notverordnungen überflüssig. 

Im Januar 1933 kam dann HiTLeEr mit den drei 
4 Forderungen, die Reichspräsident von HINDEN- 
B BURG im Sommer 1932 noch abgelehnt hatte, 
nach der Kanzlerschaft, nach baldigen Neuwah- 
len und nach einem Ermächtigungsgesetz, zur 
Machtübernahme. Schon in der zweiten 
Kabinettssitzung unter HITLER am 31. Januar 
1933 schlug Vizekanzler Franz von PAPEn vor: 
»Es sei am besten, schon jetzt festzulegen, daß 
die kommende Wahl zum Reichstag die letzte 
sein soll und eine Rückkehr zum parlamentari- 
schen System für immer zu vermeiden sei.«° Hır- 
LER griff das auf und versprach, von PAPENs 
Vorschlag durchzuführen. Nach entsprechender 
Vorbereitung wurde dann das Ermächtigungs- 
gesetz, das »Gesetz zur Behebung der Not von 
| Volk und Reich«, am 23. März 1933 in der ent- 
scheidenden dritten Abstimmung von allen 444 
Abgeordneten der NSDAP, der DNVP, des Zen- 
| trums, der Bayerischen Volkspartei, der Deut- 
| schen Staatspartei, der Deutschen Volkspartei 
und des Christlich-Sozialen Volksdienstes be- 
Nach dem Staats- schlossen. Nur die anwesenden 94 Mitglieder der SPD-Fraktion stimm- 
streich gegen die ten geschlossen dagegen. Somit war die erforderliche Zweidrittel-Mehr- 
ae heit erreicht. Auch wenn die nicht zugelassenen KPD-Abgeordneten 
Menschenmenge vor anwesend gewesen wären und mit der SPD gegen die Vorlage gestimmt 
dem Innenministeri- hätten, wäre die notwendige Zweidrittel-Mehrheit von HITLER erreicht 
um) erfolgte umge-- worden. Das Gesetz trat schon am folgenden Tage, am 24. März 1933, 
hend eine Verordnung in Kraft. Damit hatte der Reichskanzler auf vier Jahre praktisch die volle 
des Reichspräsiden- Regierungsgewalt als Diktator. Pünktlich wurde das Ermächtigungsge- 
ei setz durch das Gesetz vom 30. 1. 1937 bıs 1. 4. 1941, durch Gesetz vom 
123. 124 und 153 der 30. 1. 1939 bis 10. 5. 1943 und 1943 durch Führererlaß jeweils um vier 
Verfassung außer Kraft Jahre verlängert, so daß HırLEr formal innerhalb der Verfassung blieb 
setzte. und sie nicht brach. Rolf Kosiek 
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Zur Behandlung der Slowaken durch Prag 


Die Regierung der 1919 neu gegründeten Tschecho-Slowakei (später 
Tschechoslowakei) hatte versprochen, den Slowaken Gleichberechtigung 
und den anderen völkischen Minderheiten besondere Rechte zur Erhal- 
tung ihrer Eigenart zu gewähren. Die Verweigerung dieser Rechte und 
die starke Tschechisierung führten schließlich zum Münchner Abkom- 
men 1938 und zur Selbständigkeitserklärung der Slowakei am 13. März 
1939. Die Tschechoslowakei zerbrach also von innen, nicht unter einem 
Druck von Deutschland. 

Doch nicht nur die Sudetendeutschen hatten in der Zwischenkriegs- 
zeit unter der Herrschaft Prags zu leiden, sondern auch die in dem von 
Tschechen regierten Staat lebenden Slowaken, Ungarn, Russen und Po- 
len. 

Am 30. Mai 1918 vereinbarten Vertreter der in den USA lebenden 
Tschechen und Slowaken in Pittsburgh, USA, den sogenannten Pitts- 
burgher Vertrag. 17 Slowaken und 12 Tschechen, darunter der Präsident 
des Tschechisch-Slowakischen Nationalrates, Tomas Masaryk, kamen 
darin überein: »Wir genehmigen das politische Programm zum Zwecke 
der Vereinigung der Tschechen und Slowaken in einem selbständigen 
Staate der böhmischen Länder und der Slowakei. Die Slowakei wird ihre 
eigene Administrative besitzen, ihr Parlament und ihre Gerichte. Slowa- 
kisch wird die Hauptsprache in Schulen, Ämtern und im öffentlichen 
Leben überhaupt sein. Der tschecho-slowakische Staat wird eine Repu- 
blik on seine Konstitution eine demokratische.«' 


Üesho-Sloveuskä =) 
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Links: Das Pittsburg- 
her Abkommen von 
Mai 1918 zwischen 
tschechischen und 
slowakischen Exil- 
gruppen, in dem die 
Grundlagen des zu 
gründenden Staates 
festgelegt wurden. 
Rechts: Tomas MAsaA- 


RYK unterzeichnet in 
Washington die Un- 
abhängigkeitserklä- 
rung der Tschechen. 


? Slovakischer Rat 
(Hg.), Der Slovakı- 
sche Rat an das 
tschechische Volk, 
Genf 1937. 


Jozef Tıso (rechts) 
mit Ministerpräsi- 
dent Vojtech Tuka 
und dem deutschen 
Reichsaußenminister 
Joachim von Rıßgen- 
Trop während der 
Verhandlungen in 
Salzburg Ende Juli 
1940. 


Zur Behandlung der Slowakei durch Prag 


Mit dieser Vereinbarung im Rücken konnte Masaryk 1918/19 vor 
allem in den USA und in St. Germain die Ansprüche der Tschechen 
durchsetzen. Die Tschecho-Slowakei wurde in Versailles/St.Germain als 
ein künstlicher Staat auf dem Gebiet gegründet, das bis 1919 rund 1000 
Jahre zum Deutschen Reich oder Österreich gehört hatte. 

Doch MasarvkK hatte damit die Slowaken über den Tisch gezogen: In 
Prag herrschten ab 1918 ın Wirklichkeit allein die Tschechen. Die Slowa- 
ken wurden unterdrückt und nicht verhältnismäßig an der Regierung 
beteiligt. Auch die ihnen gemachten Versprechungen wurden zwei Jahr- 
zehnte lang von Prag nicht erfüllt: Die s/owakische Sprache wurde unter- 
drückt. Die Slowakei erhielt erst am 22. 11. 1938, nach dem Münchner 
Abkommen, ihre Autonomie und ein eigenes Parlament in Preßburg. Sie 
erklärte sich am 13. März 1939 für selbständig. Nach 1945 wurde sie 
wieder in den gemeinsamen Staat mit Prag hineingezwungen und konn- 
te sich erst nach dem Zusammenbruch des Ostens daraus durch eine 
neue Selbständigkeitserklärung befreien. 

Gegen die Unterdrückung der Siowaken in der damalıgen 1schecho- 
slowakei hatte sich 1933 ın Genf der Slovakische Rat gebildet. Dieser 
gab 1937 einen offenen Brief »an das tschechische Volk« heraus,” der 
ausdrücklich nicht an die führenden Politiker, sondern »an die breiten 
Schichten des tschechischen und mährischen Volkes« gerichtet war. 

Darin heißt es (S. 6): »Eure Führer haben Euch durch Falschheit und 
Betrug so viel fremde Gebiete ergattert, daß diese mehr ausmachen, als 
das ethnographische tschechische Gebiet beträgt. So viel Völker haben sie 
in Euren Staat hineingepreßt, daß Ihr in ihm nur eine Minderheit seid. . .« 
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Slowakische Renegaten 
| »bezeichneten auf Euren Be- 
| fehl die Slovaken als einen 
Zweig«des tschechischen Vol- 
kes. Dagegen protestiert die 
slovakische Nation laut und 
verzweifelt; auf großen Ver- 
sammlungen (Zvolen, Nitra, 
Trencin usw.) schreit sie in die 
Welt: Wir sind keine 'Ische- 
chen. Wir sind keine Tsche- 
choslovaken, sondern Slova- 
ken, und Slovaken wollen wir 
auch bleiben« (S. 8 £.).... 

Soll das historische Recht 
gelten, haben die Tschechen 


#| weder auf die Slovakei noch 
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Zur Behandlung der Slowakei durch Prag 


| Die Slowakei 1940 
| mit markierter 
‚Schutzzone.. 


‚Banskä Bystrica 


auf Karpathenrußland ein Anrecht. Sollaber das ethnographische Recht 
gelten, haben die Tschechen weder ein Anrecht auf die sudetendeut- 
schen Gebiete noch auf das polnische Teschen, weder auf die magyari- 
schen Gegenden, noch auf Karpathenrußland — und endlich nicht auf 
die Slovakei, denn die Slovaken sind keine Tschechen (S. 9 £.)... Die 
Slovaken hassen die Tschechen, und wenn etwas passiert, werden sie sie 
nicht bloß hinausjagen, sondern aufhängen. .. (S. 14) 

Mit dem Pittsburgher Vertrag habt Ihr uns schandbar betrogen. Ihr 8 
habt davon gesprochen, daß Ihr uns befreit habt, aber Ihr habt uns ver- 
sklavt. Unsere Fabriken habt Ihr vernichtet! Eine halbe Million Slovaken 
habt Ihr durch Hunger aus der Heimat verjagt. Als es bei uns zu Hause 
zu Hungermärschen kam, haben Eure Gendarmen und Soldaten unter 
unserem Volk blutige Pogrome veranstaltet, so in Polomka, Chust, in 
Holic, in Kopcany usw. (S. 19 £.)... Unsere teure slovakische Mutter- 
sprache verderbt Ihr uns, Eure Professoren schimpfen sie einen verdor- a 
benen asiatischen Drahtbinderdialekt, unterdrücken und verderben sie tech Tuka zu 15 Jah- 
und zwingen uns Euer widerliches Tschechisch auf. (S. 20)... . ren Zuchthaus im 

Die Daily Mail schreibt, daß Eure Republik ein Kerker für die fremden Jahre 1929 belastete 
Völker ist. Ihr habt in diesem Kerker 3 Y Millionen Deutsche, laßt sie die ohnehin schwie- 
nach Hause, nach Deutschland. rigen Beziehungen 

Ihr habt dort fast eine Million Magyaren, laßt sie auch nach Hause. zwischen, ISchechen 


a > | h 
Ihr habt dort 100000 Polen — mögen auch die nach Hause gehen in Be er 


Die Verurteilung des 
beliebten slowaki- 


ihr Vaterland: zu einer weitgehen- 
Die Slovaken und Ruthenen wollten niemals mit Euch einen Staat den Tschechisierung 
bilden, sie leben wie Gefangene in Eurem Staat, laßt sie herausl« (S. 27) der slowakischen 


Das wurde schon 1937 veröffentlicht und beweist daß die Tschechen Sprache. Tuka wurde 
in der Zwischenkriegszeit nach 1919 auch andere ihrer Minderheiten a Be 
nationalistisch unterdrückten. Das Scheitern der Tschechoslowakei 1938 ee 
wie nach 1990 kam also nicht von ungefähr und hat vor allem die Tsche- mine 
chen und ihr chauvinistisches Handeln zur Ursache. 


Rolf Kosiek 
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Polnische Versuche zum Krieg gegen das Reich 


In der Gegenwart wird Polen meist als friedlicher Staat dargestellt, der 
im Zweiten Weltkrieg süberfallen« wurde und dann große Opfer bringen 
mußte. Daß das den Tatsachen nicht entspricht, wurde anderenorts schon 
richtiggestellt.' 

Warschau hat aber darüber hinaus viel zu den kriegerischen Auseinan- 
dersetzungen dieser Zeit in Europa beigetragen: Es hatte 1918/19, kur- 
ze Zeit, nachdem es seine Selbständigkeit erlangt hatte, in Versailles und 
St. Germain große Gebiete erhalten, die teilweise mehrheitlich von an- 
deren Volksgruppen besiedelt waren. Zudem hat es in den Jahren bis 
zum Zweiten Weltkrieg jeden seiner Nachbarn kriegerisch überfallen und 
ihnen Landstriche geraubt. Dennoch wollte es stets noch weitere Gebiete, 
insbesondere von Deutschland, erobern. 

So plante es schon zu Zeiten der Weimarer Republik einen Angriffs- 
krieg gegen das Reich und versuchte mehrfach, die Westmächte zu einer 
solchen militärischen Auseinandersetzung zu gewinnen. Polen wollte 
während der ganzen Zwischenkriegszeit einen Krieg gegen Deutschland 
eröffnen. Insbesondere kann man folgende belegte Fälle unterscheiden: 


1. Der Reichskanzler Joseph Wırrn (10. 5. 1921-22. 11. 1922) wurde 
in seiner Amtszeit nach vorausgegangenen Freikorpskämpfen zur Ver- 
teidigung gegen polnische Angriffe von Prag aus darüber unterrichtet, 
daß zu der damaligen Zeit ernsthafte polnische Absichten zu einem Prä- 
ventivkrieg gegen Deutschland bestünden. Das erfüllte ihn wie schon 
seine Vorgänger mit großer Sorge wegen der damaligen militärischen 
Schwäche Deutschlands nach Durchführung der Abrüstung.? 

2. Aus seiner Regierungszeit (30. 3. 1930 — 1. 6. 1932) schilderte Reichs- 
kanzler Heinrich BrÜnING in seinen Erinnerungen weitere Pläne Polens 
zum Krieg gegen Deutschland. 

3. Im Jahre 1931 versicherte der polnische Botschafter in Washing- 
ton dem US-Präsidenten Hoover, daß die polnische Regierung entschlos- 
sen sei, Deutschland anzugreifen. Denn angeblich würden die — gar nicht 
mehr bestehenden — Freikorps eine Gefahr für Polen darstellen. 

4. Im Jahre 1932 schloß Polen mit Moskau einen polnisch-sowjetischen 
Nichtangriffspakt und ein Abkommen, daß die Sowjetunion Deutschland 
in einer deutsch-polnischen Auseinandersetzung nicht beistehen werde.* 


* Akten zur deutschen Außenpolitik, C 1/1, Doc. 177,5. 323, April 1933. 
? Heinrich Brüning, Memoiren 1918-1934, DVA, Stuttgart 1979, S. 559. 
* David L. HocGan, Der erzwungene Krieg, Grabert, Tübingen '"2008, S. 52. 
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TYDZIEN PRZECIWNIEMIECKI 


ZWIAZKU STRZELECKIECO ik jestes 


a 


DRECZ PRUSAKU! 
BORTORZUNY GIELALISM 


GRUNW, 


5. Im Juni 1932 schickte Marschall Pırsupskı das Kriegsschiff »Wi- 
cher« nach Danzig. Es sollte wohl der Anfang einer weiteren Aggression 
Polens sein. PılsupskI wurde aber von vielen Seiten vor Provokationen 
gewarnt, und es unterblieben Weiterungen. 

6. Gleich nach HıTLErs Machtübernahme versuchte Warschau im Fe- 
bruar 1933 in Paris, die Franzosen für einen gemeinsamen Angriff ge- 
gen Deutschland zu gewinnen. Dieser unterblieb nur, weil Frankreich, 
von England vor einer Zusage an Polen gewarnt, sich nicht daran betei- 
ligen wollte.° Marschall PıLsuosk1 ließ zur Vorbereitung bereits am 6. 
März 1933 Truppen von dem Schiff »Wilja« auf der Westerplatte lan- 
den.’ Rund zwei Millionen gut ausgebildeter polnischer Soldaten warte- 
ten 1933 nur noch auf den Einmarschbefehl Pırsunsk is. 


7. Im April 1933 wurde eine \Velle von Verfolgungen gegen Polen- 
deutsche ausgelöst. Besonders in Lodz geschahen am »Schwarzen Palm- 
sonntag: am 9. April 1933 schwere Mißhandlungen Volksdeutscher und 
die Zerstörung ihres Eigentums.* 

8. Auch im Herbst 1933 kam es nach Deutschlands Austritt aus dem 
Völkerbund am 19. Oktober 1933 zu Versuchen Polens in Paris, Ver- 
bündete zu einem Krieg gegen das Reich zu finden. Doch Frankreich 
lehnte ab. 


> Ebenda, S. 53. 
6 Ebenda. 

” Ebenda, S. 54. 
8 Ebenda, S. 55. 
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| Zahlreiche Propa- 


gandaplakate bele- 
gen Polens Kriegs- 
hetze in der 
Zwischenkriegszeit ’ 
hier zwei. Links: Pla- 
kat des polnischen 
Schützenverbands 
aus dem Jahre 1930: 
»Weg mit dir Preu- 
ße! Wir wiederholen 
Grunwald!« (= 
Schlacht von Tan- 
nenberg 1410. 
Rechts: Plakat vor 


| dem 1. September 


1939: »Wir sind 
nicht seit gestern 
hier - einmal kamen 
wir weit nach We- 
sten!« Auf dieser 
Karte hat die Stadt 
Leipzig bereits einen 
polnischen Namen, 
Lipsk, erhalten. 
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9. Nach dem Tod Pırsupskis und trotz des von diesem noch abge- 
schlossenen deutsch-polnischen Nichtangriffspaktes vom 26. Januar 1934, 
der zehn Jahre gelten sollte, versuchte der neue polnische Außenmini- 
ster BECK, nachdem HITLER den Einmarsch in das entmilitarisierte Rhein- 
land am 7. März 1936 verkündet hatte, sofort erneut, in Frankreich ei- 
nen Partner für einen Überfall auf Deutschland zu gewinnen. Noch am 
selben Tag ließ BEcK den französischen Botschafter Leon Nor zu sich 
kommen und versicherte ihm, Polen werde das Reich von Osten angrei- 
fen, wenn Frankreich in Westdeutschland einmarschiere. Er wurde aber 
wieder abschlägig beschieden, da sich Frankreich allein ohne England zu 
schwach fühlte.’ 

10. BEcks anschließende Bemühungen in London zur Eröffnung eı- 
nes Zweifrontenkrieges gegen Deutschland hatten bei den Briten auch 
keinen Erfolg. 


Über die allgemeinen Vorstellungen im polnischen Militär galt: »Am 10. 
Mai 1933 berichtete der tschechoslowakische Gesandte in Warschau, 
Girsa, daß in polnischen Offizierskreisen die Ansicht vorherrsche, daß 
der Krieg zwischen Polen und Deutschland unvermeidlich sei. Der Ge- 
danke eines Präventivkrieges habe Anhänger nicht nur ın Marschall 
Pırsupski, sondern auch im Generalstab, der schon gewisse Maßnah- 
men an den Grenzen getroffen habe.«'® Und schon wenige Tage später 
erklärte am 18. Mai 1933 der polnische Kriegsminister Kasprzycki bei 
einer Generalstabsbesprechung in Paris: »Wir haben keine (Grenzbefe- 
stigungen, R.K.), denn wir beabsichtigen, einen Bewegungskrieg zu füh- 
ren und von Beginn der Operationen an in Deutschland einzumarschie- 
ren.d' 

Erst nachdem die Briten im März 1939 sich zum Krieg entschlossen 
und ihre Garantie für Polen ausgesprochen hatten, konnten Warschaus 
Kriegspläne verwirklicht werden. Sie führten allerdings zunächst nicht 
zum erhofften Einmarsch der polnischen Kavallerie in Berlin, sondern 
zur Vernichtung der polnischen Armee und zur Flucht der polnischen 
Regierung. 

Rolf Kosiek 


° Ebenda, S. 63 ff. 

'% Zitiert in: Bolko Frhr. von RicHTHOFEN u. Reinhold Robert OrEIM, Die polni- 
sche Legende, Arndt, Kiel 2001, Bd. 2, S. 185. 

"" Ebenda. auch in: Emil MAIER-DoRnN, Alleinkriegsschuld — Unkenntmis oder Feig- 
beit, S. 43. 
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Wie Herbert Hoover seine Wiederwahl vereitelte 


Herbert Hoover (1874-1964), der 31. Präsident der USA und Amtsvor- 
gänger von Franklin Delano Rooseveır (1882-1945), verlor die Präsi- 
dentschaftswahlen von 1932 gegen seinen Herausforderer von der 
Demokratischen Partei nach Darstellung der »offiziösen« Geschichtsschrei- 
bung in erster Linie deshalb, weil er mit den Folgen der damaligen Welt- 
wirtschaftskrise für die USA nicht fertig wurde. Dem Republikaner wur- 
de vorgeworfen, er trage die Schuld an dieser »Großen Depression und 
habe keinen Mut zu (auch unpopulären) Entscheidungen. So heißt es im 
Wikipedia-Artikel zu Herbert Hoover sehr bezeichnend: »Aufgrund sei- 
ner Unfähigkeit, die Wirtschaft der Vereinigten Staaten anzukurbeln, hatte 
Hoover bei den Präsidentschaftswahlen 1932 keine Chance gegen den 
demokratischen Kandidaten Franklin D. ROOSEVELT, der mit dem New 
Deal neue Hoffnung für die Bevölkerung versprach.«' 

So wird von der vorherrschenden Geschichtsschreibung die Präsident- 
schaft F. D. ROosEVELTS als etwas beinahe schon »Schicksalhaftes« darge- 
stellt — die Inauguration eines Mannes, der dann später gewissermaßen 
als »Kreuzfahrer: gegen die Diktatoren dieser Welt seinen Platz in der 
‚Ruhmeshalle: der Geschichte finden sollte. Doch diese Begründung der 
Niederlage Hoovers trifft nicht zu. 

\Vie aber kam es wirklich dazu, daß Herbert HooveErs Wiederwahl als 
US-Präsident vereitelt wurde? Der Schlüssel dafür liegt hier: Im Ersten 
Weltkrieg hatten die USA den Westmächten für ihren Krieg gegen die 
Mittelmächte mit dem Deutschen Reich an der Spitze unbegrenzt Kre- 
dit gewährt und waren deswegen 1917 letztlich selber auf der Seite der 
Entente in den Krieg eingetreten. Dies hatte aus US-Sicht so sein müs- 
sen, da bei einem deutschen Sieg ein umfassender Zahlungsausfall ge- 
droht hätte. Dieser Zusammenhang wurde sogar von einem Sonderaus- 
schuß des US-Senats im Jahre 1935 amtlich festgestellt. Also hatte man 
zwar die Deutschen besiegt und sich mit dem Versailler Diktatfrieden, 
der allerdings von den USA nicht unterschrieben worden war, von ihnen 
einen Blankoscheck unterschreiben lassen, daß sie für den Gesamtscha- 
den aufkommen würden. Es hatte sich jedoch seitdem in den USA ıim- 
mer stärker der Eindruck breitgemacht, alles bezahlt zu haben, aber nichts 
dafür zurückzuerhalten.? 

Die USA hatten das »Schuldenkarussell aus deutschen Reparations- 
zahlungen, Kredittilgung der westeuropäischen Mächte und eigenem 
Kapitalexport«’ in Gang gesetzt. Doch mußte US-Präsident Hoover in 
Anbetracht der seit 1929 grassierenden Wirtschaftskrise dieses Karussell 
anhalten, bis die Krise vorüber sein würde. Besonders das ungeheuer 
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' Wikipedia-Artikel 
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de.wikipedia.org/ 
wiki/ 
Herbert_Hoover 
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in: Junge Freiheit, 
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Wie Herbert Hoover seine Wiederwahl vereitelte 


belastete Deutsche Reich nahm das »Hoover-Moratorium«, das am 6. 
Juli 1931 in Kraft trat, gern an. Auf der Reparationskonferenz in Lau- 
sanne (16. Juni bis 9. Juli 1932) kam es zur Streichung der Hauptlast der 
deutschen Schulden. Am Ende hatte das Deutsche Reich, für das nach 
dem Rücktritt des unpopulären zweiten Kabinetts BRÜnING der neue 
Reichskanzler Franz von PAPEN in Lausanne verhandelte, immerhin noch 
eine Restzahlung von drei Milliarden Goldmark anzunehmen.* Gern hebt 
die bundesdeutsche Geschichtsdeutung diesen Erfolg, der einen »Schluß- 
strich unter das lange und bittere Ringen um die Revision der Reparatio- 
nen gezogen« habe, hervor und beklagt, daß dieser die Weimarer Repu- 
blik doch nicht retten konnte. 

In der Tat konnte der Betrachter das Ergebnis der Lausanner Konfe- 
renz so werten, daß die USA letztlich auf ihren Forderungen sitzenge- 
blieben seien. Und derjenige, der am Ende das politische Risiko für diese 
Herbert Hoover. Sein Konferenz trug, war eben US-Präsident HOOVER, der Vertreter des einzi- 
am 6. Juli 1931 in gen wirklichen Gläubigers auf internationaler Ebene. Diese Chance ließ 
Kraft getretenes Mo- sich HoovErs Konkurrent ROOSEVELT — der im übrigen später als Präsi- 
ratorium hatte wegen dent knallhart US-amerikanische Interessenpolitik betreiben sollte — na- 
EL Wir türlich nicht entgehen. Die Beschlüsse der Lausanner Konferenz benutzte 

erstands auf franzö- [ Rn £ 
SKEREr Seite nicht er im US-Wahlkampf als Munition gegen Hoover und ebnete sich da- 
die erhoffte stabilisie- mit den Weg ins \Weiße Haus. In einer immer wieder gern zitierten Rede 
rende Wirkung auf zum Thema Moratorium machte ROOSEVELT den amtierenden Präsiden- 
die Weltwirtschaft. ten mit einigen Zitaten, die er Lewis CarROLLs Märchen Ale hinter den 
Spiegeln entnahm, zur Spottfigur »Humpty Dumpty«.° 
Mit dieser perfiden Vorgehensweise, die seinen Konkurrenten der all- 
gemeinen Lächerlichkeit preisgab, setzte sich ROosEvELT schließlich durch 
und wurde Präsident der USA — und blieb es, bis ihn am 12. April 1945 
der Tod von diesem Amt schied. Herbert Hoover konnte die Niederla- 
ge von 1932 niemals verwinden — um so weniger, als auch sein Nachfol- 
ger trotz seiner bis heute so heftig gelobten Politik des »New Deak keine 
wirkliche Lösung für die Finanz- und Wirtschaftsprobleme anzubieten 
hatte. Es sollten vielmehr erst noch weitere Jahre der Krise folgen.’ 


Matthias Gallas 


* Karl Dietrich ErDManN, Die Weimarer Republik (= GEBNARDT, Handbuch der 
Deutschen Geschichte, Bd. 19 der Taschenbuchausgabe), Stuttgart 1983, S. 304. 

> Ebenda. 

° Die Zitate finden sich bei SchEiL, aaO. (Anm. 2), S. 20. 

” SCHEIL, ebenda. 
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Die Diktatur als häufigste Regierungsform 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 


Die NS-Regierung wird heute meist als die Diktatur des 20. Jahrhunderts 
schlechthin dargestellt und als Ergebnis eines »>Sonderweges« der Deut- 
schen angeprangert. Darüber wird vergessen oder geflissentlich ver- 
schwiegen, daß in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts eine ganze Rei- 
he von Diktaturen sich mehr oder weniger lange in Europa halten konnte, 
meist bis zum Zweiten Weltkrieg. Sie entstanden meist schon mehrere 

Jahre vor 1933, so daß sie nicht vom Nationalsozialismus angeregt wur- 

den. Manche sprachen seit 1922' von der »Epoche des Faschismus«, der 

Historiker Ernst NOLTE widmete ihr sein Standardwerk Der Faschismus in 

seiner Epoche” Noch kurz vor dem Zweiten Weltkrieg meinte ein so tief 

in der Politik gründender Zeitgenosse wie Max HORKHEIMER, daß der 

Faschismus für unabsehbare Zeit und vielleicht gar für Jahrhunderte fort- 

dauern werde.” Doch 1945 war — zumindest vorläufig — das Ende dieser 

Epoche des Faschismus und der Diktatur. 

Zu den im 20. Jahrhundert für einige Zeit verwirklichten Diktaturen 
in Europa gehören die folgenden Beispiele: 

1. In der Sowjetunion verwandelten LEnın undSTaLın das Land ab 1917 
schnell in eine Diktatur der KPdSU, und das System herrschte ohne 
Opposition bis 1990. 

2. In Italien veranstaltete Benito MussoLinı Ende Oktober 1922 seinen 
‚Marsch auf Rom« und führte durch seinen Staatsstreich vom 5. Janu- 
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' So angeführt von 
Ernst NOLTE in: 
Marxismus, Faschis- 
mus, Kalter Krieg, 
Deutsche Verlags- 
Anstalt, Frankfurt/ 
M. 1977, S. 193. 

? Ernst NOLTE, Der 
Faschismus in seiner 
Epoche, Piper, 
München 1963. 

3 NOLTE, aaO. 
(Anm.1), S. 193. 
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Die Diktatur als häufigste Regierungsform 


ar 1925 die faschistische Diktatur unter ihm als »Duce« (Führer) ein. 
Sie währte bis 1944. 


. In Spanien errichtete General Francisco FRAnco nach dem Sieg ım 


Spanischen Bürgerkrieg 1938 praktisch eine Diktatur mit der Falan- 
ge-Partei unter ihm als »Caudillo« (Führer), die bis 1975 bestand. 


. In Polen rıß Marschall Pırsupskı im Mai 1926 durch einen Staats- 


streich die Macht an sich und regierte bis zu seinem Tode 1935 mit 
dem »Obristenregime« diktatorisch. Anschließend wurde das Land bis 
1939 von seinen Zöglingen, dem Marschall Edward Rypz-SMiGLy und 
dem Obersten Josef BECK, ebenso wie eine Diktatur regiert. 


. In Griechenland führte General Joannis METAxas 1936 einen Staats- 


streich durch und regierte bis 1941 diktatorisch. 


. In Portugal führte nach Jahren des Chaos bei ständig wechselnden 


Regierungen der frühere mehrfache Ministerpräsident GoMES DA Co- 
sta ım Mai 1926 die Diktatur ein. Im Juni 1926 trat er die Macht an 
General CArMONA ab, der die Ordnung wieder herstellte, das Parla- 
ment abschaffte und von 1928 bis 1951 Staatspräsident war. Sein leı- 
tender Minister war Oliveira SALAZAR, der ab 1932 Ministerpräsident 
und praktisch Diktator war. Er schuf 1933 eine ständisch-autoritäre 
Verfassung. 1951 wurde General Craveiro LOPEZz Staatspräsident. Spä- 
ter wurde die Diktatur in eine Demokratie verwandelt. 


. In Rumänien strebten der seit 1930 regierende König CAaroL II. und 


die Ministerpräsidenten TATURESCU und GoGA eine Diktatur an. 1938 
ging König CaroL offen von der parlamentarischen Form zur Dikta- 
tur über: Es wurde die demokratische Verfassung von 1923 aufgeho- 
ben, und alle Parteien wurden aufgelöst. Der König ließ die nationa- 
listische und antisemitische »Eiserne Garde« blutig verfolgen, ihren 
Anführer CoDREANU ermorden. Nach außenpolitischen Mißerfolgen 
mußte König CAROL zugunsten seines Sohnes MicHAEL auf Druck 
von General ANTONESCU am 6. September 1940 abdanken. Dieser 
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Paut Il. von Jugosla- 
wien und HitLer in 
Berlin im Sommer 
1940. 


Beer TE a 


regierte Rumänien unter Beibehaltung der Monarchie wie ein Dikta- 
tor und war Verbündeter der Deutschen im Zweiten Weltkrieg, bis er 
am 23. August 1944 von König MicHAEL verhaftet wurde, der ange- 
sichts der vorrückenden Sowjets den Krieg gegen Deutschland er- 
klärte. 

8. In Bulgarien dankte am 3. Oktober 1918 Zar FERDINAND zugunsten 
seines Sohnes Borıs III. ab. Ministerpräsident STAMBULIJSKI führte im 
Innern eine Schreckensherrschaft der Arbeiter und Kommunisten 
gegen die Bürgerlichen. Seine Diktatur wurde 1923 durch einen na- 
tionalen Aufstand der Intelligenz und der Offiziere gestürzt, wobei er 
auf der Flucht erschossen wurde. Am 21. April 1935 ernannte König 
Boris die Regierung A. TOSCHEW, der die autoritären Regime Küsse- 
Ivanow (1935-1940) und FıLow (1940-1945) folgten. Der König re- 
gierte seit Mai 1934 autoritär-diktatorisch. 

9. In Jugoslawien setzte König ALEXANDER am 6. Januar 1929 eine Kö- 
nigsdiktatur durch, um die ethnisch verschiedenen Landesteile besser 
zu einem Staat vereinigen zu können. Am 3. September 1931 trat 
eine autoritäre Verfassung in Kraft, die auch nach dem Tod König 
ALEXANDERs bei einem Attentat am 9. Oktober 1934 in Marseille und 
der folgenden Regentschaft des Prinzen PAuL für den unmündigen 
König PETER II. erhalten blieb. Die letzte autoritäre Regierung, die 
deutschfreundlich war, wurde am 27. März 1941 von England und 
Rußland zuneigenden Militärs gestürzt, was den Jugoslawien-Feldzug 
auslöste. 

10. In Österreich erklärte am 6. März 1933 der regierende Bundeskanz- 
ler Engelbert DoLıruss den Staatsnotstand, löste das Parlament auf, 
setzte die Verfassung außer Kraft, schaffte die Demokratie ab und 


WEIMARER ZEIT 207 


Engelbert Dotıruss 


nimmt eine Parade 
der Vaterländischen 


Front ab. Nach der 
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österreichischen Par- 
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weitgehend diktato- 
risch mit Notverord- 
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führte einen autoritären Ständestaat ein. Es wurden die oppositionel- 
len Parteien der Kommunisten (KPO) am 26. Mai 1933 und der Na- 
tionalsozialisten (NSDAP) am 19. Juni 1933 verboten und »Anhalte- 
lager genannte Konzentrationslager für deren Angehörige geschaffen. 
Nach Doırruss’ Tod am 25. Juli 1934 setzte Kurt Edler von ScHUSCH- 
NIGG die autoritäre Politik seines Vorgängers bis zum Anschluß Öster- 
reichs an das Reich am 11. März 1938 fort. 


In den übrigen Staaten Europas, selbst in Großbritannien, bildeten sich 
meist faschistische Parteien, etwa in England, Norwegen oder in Belgi- 
en, die nach dem Vorbild bestehender Diktaturen den Parlamentarismus 
abschaffen wollten, aber nicht an die Macht gelangten. So kann mit Recht 
von einer bedeutenden allgemeinen Tendenz zu diktatorischen Formen 
im Europa der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts gesprochen werden. 
Die zwanziger und dreißiger Jahre des 20. Jahrhunderts waren wirklich 
eine »Epoche des Faschismus und der Diktatur«. Daß Staatsmänner wie 
US-Präsident Franklin D. ROoOsEVELT oder der britische Premierminister 
Winston S. CHURCHILI. ihre Parlamente hintergingen und täuschten, ihre 
Völker gegen deren erklärten Willen in den Krieg führten und praktisch 
wie Diktatoren die Politik ihrer Staaten führten, gehört auch zu diesem 
Thema. Auch die totalitäre Politikführung von Eduard BENnEscH in der 
Tschechoslowakei bis 1938 kann dazu gerechnet werden. 


Rolf Kosiek 
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Umrißkarte von Deutschland aus 
dem Jahre 1938. Die Rückholung 
oder Überbrückung des 1919 in 
Versailles geschaffenen polnischen 
Landstreifens zwischen Pommern 
und Ostpreußen, des sogenannten 
»Korridors«, war Hırıers Ziel Ende 
1938/1939 - zunächst auf dem 
Verhandlungsweg. Die Aufkündi- 
gung der »Appeasement«-Politik 
durch Neville CHAMmBERLAIN am 17. 
März 1939 und der britische Blan- 
koscheck an Warschau machten 
von vornherein jegliche Verhand- 
lung zunichte. 


Legenden über den 30. Januar 1933 


Um den 30. Januar 1933, den Tag der Berufung Adolf HrıLers zur Re- 
gierungsbildung, spinnen sich manche Legenden, die sich teilweise bis in 
die Schulbücher fortgesetzt haben. Zu ihnen gehören insbesondere fol- 
gende Vorgänge. 

1. Meist wird in Berichten über den 30. Januar 1933 das Wort »Macht- 
ergreifung« benutzt. Das ist falsch, weil diese Wortwahl eine gewaltsame 
Ergreifung der Macht durch HriıLer nahelegt. Auch der Ausdruck, HIT- 
LER habe »die Macht an sich gerissen«, ist falsch. Richtig ist, daß die Er- 
nennung HriLers als des Führers der weitaus stärksten Partei zum Reichs- 
kanzler durch Reichspräsident von HINDENBURG völlig normal war und 
gesetz- und verfassungsgemäß erfolgte. Es geschah ein normaler Re- 
gierungswechsel, eine Übergabe der Regierung, eine Machtübergabe an 
HrıLer oder eine Machtübernahme durch HrıLer. Der bisherige Reichs- 
kanzler Kurt VON SCHLEICHER hatte Ende Dezember 1932 angesichts der 
Verhältnisse im Reichstag von HINDENBURG vorgeschlagen, durch eine vor- 
übergehende Diktatur die Regierungsbildung durch HITLER zu verhindern. 
Das hatte der verfassungstreue Reichspräsident abgelehnt, weil er nicht 
bereit war, die Verfassung zu brechen. So blieb nur die Berufung HrILers. 

2. Oft wird behauptet, HıTLEr habe die Weimarer Republik zerstört. 
Das ist falsch. Die Grundlagen der Weimarer Republik wurden bereits in 
Versailles 1919 zerstört. Der frühere preußische SPD-Ministerpräsident 
von Preußen, Otto BRAun, stellte 1949 mit Recht fest: »Tatsächlich wur- 
de im Mai 1919 in Versailles die Axt an die Wurzel der Weimarer Repu- 
blik und die Giftsaat des neuen Nationalismus in den deutschen Boden 
gelegt. Sie brachte die Weimarer Republik zum Erliegen.«' Der spätere 
Bundespräsident Theodor Hr:uss schrieb 1932 in seinem Buch Hitlers 
Weg »Die Geburtsstätte der nationalsozialistischen Bewegung ist nicht 
München, sondern Versailles.« Und der Historiker Hellmut DiwaLo ur- 
teilte zu Recht: »Eine Geschichte der Weimarer Zeit, die nicht an den 
Konsequenzen des Versailler Vertrages ausgerichtet ist, verfehlt die trei- 
benden Momente des Geschehens.“ 

3. Vielfach wird heute geäußert, die NSDAP habe »überraschend« 
und »unerwartet« die parlamentarische Demokratie aufgelöst, HrıLEr habe 
ein falsches Spiel getrieben und sich später verfassungswidrig verhalten. 
Das trifft nicht zu. Richtig ist, daß HrILER stets betont hat, die parlamen- 
tarische Demokratie zugunsten eines nach dem Führerprinzip gebilde- 
ten Staates abschaffen zu wollen. »HITLER hatte schon 1921 den Parla- 
mentarismus als dasjenige bezeichnet, »was die (NS-)Bewegung am 
schärfsten bekämpfen wollte«. In Mein Kampf erklärt er, die Bewegung sei 
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Legenden über den 30. Januar 1933 


wegen des Führerprinzips antiparlamentarisch und selbst ihre Beteili- 
gung an einer parlamentarischen Institution kann nur den Sinn einer 


Karikatur auf das »Kanzler-Karussell« 
1932/33. Mit säuerlicher Miene 
nimmt Kurt von SCHLEICHER (im Ses- 
sel) die ungebetenen Glückwünsche 
von Heinrich Brüning (links) und 
Franz von PApen entgegen. BRÜNING: 
»Ich hoffe, daß Sie nicht aus alter 
Gewohnheit in die Versuchung 
kommen, sich selbst zu stürzen.« 
Aus: Chronik Deutschland, St. Gal- 
len 2007. 


j Tätigkeit zu deren Zertrümmerung besitzen.«* Mit dem Er- 
mächtigungsgesetz vom 23. März 1933 gaben die Weima- 
rer Parteien — außer der SPD — daneben noch ihre aus- 
drückliche Zustimmung zur Entmachtung des Reichstags: 
nicht nur mit den dafür erforderlichen zwei Dritteln, son- 
dern sogar mit vier Fünfteln der Stimmen. HıTLer handelte 
nicht gegen die Weimarer Verfassung. 

4. Manchmal wird in derzeitigen Schriften der Eindruck 
erweckt, als ob die Machtübergabe am 30. Januar 1933 nicht 
verfassungs- und rechtmäßig gewesen sei. Das ist falsch. 
Richtig ist, daß die Ernennung HıTLers als Reichskanzler 
durch den Reichspräsidenten von HINDENBURG streng recht- 
mäßig erfolgte. Durch sie wurde sogar ein staatlicher Not- 
stand beseitigt: Die vorangehenden Reichskanzler Heinrich 
Brüning, Franz voN PAPEN und Kurt voN SCHLEICHER hat- 
ten seit 1930 keine parlamentarische Mehrheit hinter sich ge- 
habt, sondern hatten mit Notverordnungen gegen den Reichs- 
tag regiert. Hinter dem ersten Kabinett HiTLER (HUGENBERG, 
von PAPEN) stand nach Jahren erstmalig wieder eine breite 
Mehrheit des Parlaments, war alsoder Parlamentarismus wie- 
der gestärkt worden. Die Verfassung war erfüllt, daß der 
Reichskanzler und seine Minister »zu ihrer Amtsführung des 
Vertrauens des Reichstags bedürfen«. »Mit der Berufung Hrr- 
LERS führte Reichspräsident HiINDENBURG die Regierung der 
Republik wieder in demokratische Gleise zurück.« 

5. Reichspräsident von HINDENBURG wird vorgeworfen, 


HiTLer zum Reichskanzler berufen zu haben. Wegen der Ernennung 
werden heute nach von HINDENBURG benannte Straßen und Plätze um- 
gewidmet. Sein damaliges Tun zu verurteilen ist jedoch unberechtigt. Er 
hätte nach der Verfassung eigentlich schon im Sommer 1932, als die 


* DrwAaLD, ebenda. 
° Ebenda, S. 28. 


NSDAP zur stärksten Fraktion im Reichstag geworden war, HITLER mit 
der Regierungsbildung beauftragen müssen. Er ließ aber zunächst noch 


von PAPEN und voN SCHLEICHER ihr Glück mit Notverordnungen versu- 
chen; die beiden scheiterten. Als von SCHLEICHER am 28. Januar 1933 
zurücktrat, blieb dem Reichspräsidenten praktisch im Rahmen der Ver- 
fassung, die er unbedingt einhalten wollte, nichts anderes übrig, als HıT- 
LER am 30. Januar zur Bildung einer Regierung zu berufen, was jener 
innerhalb weniger Tage mit Erfolg erledigte. 

6. Es wird der Vorwurf erhoben, HITLER habe die Weimarer Verfas- 
sung gebrochen. Das trifft nicht zu, auch nicht bei seinem Ermächti- 
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gungsgesetz vom 23. März 1933. Einmal war in der 
Weimarer Verfassung ausdrücklich die Möglichkeit 
einer Veränderung der Verfassung vorhanden. In 
Artikel 76 der Weimarer Verfassung hieß es in aller 
Deutlichkeit: »Die Verfassung kann im Wege der 


Gesetzgebung geändert werden.« Auch die Möglich- | 


keit war gegeben, durch eine Notverordnung gegen E 


den Reichstag zu regieren, was schon vor 1933 mehr- 
fach vorgekommen war. Die NSDAP wie auch die 
KPD verstießen während der Weimarer Zeit nicht ge- 
gen die Verfassung, wenn sie die Abschaffung der De- 
mokratie forderten. »Der Vorsatz, die Grundordnung 
der Republik so zu ändern, daß es einer Aufhebung 
der Verfassung gleichkam, war in Weimar nicht ver- 
fassungswidrig.« Auch später erfüllte HiTLER durch die 
rechtzeitige Verlängerung des Ermächtigungsgesetzes 
jeweils peinlich genau die Weimarer Verfassung. 

7. Es wird oft der Eindruck erweckt, als sei die 
Weimarer Verfassung durch HITLER, oder nach 1945 
durch die Alliierten, oder 1949 durch die Bildung der 
Bundesrepublik abgeschafft worden. Das ist jedoch 
nicht der Fall. Es gibt keinen derartigen Vorgang, so 
daß sie eigentlich juristisch noch gültig ist. 

Zum Versagen der Weimarer Parteien und zur 
Machtübergabe an HiTLER äußerte sich nach 1945 
als führender Sozialdemokrat \Vilhelm HOoEGNER, 
nach 1945 Ministerpräsident von Bayern, und stellte 
rückblickend fest: »Wir leisteten keinen Widerstand. 
Wir warfen dem siegreichen politischen Gegner kei- 
ne Prügel in den Weg, Wir waren reif für den Unter- 
gang.«’ Und der Reichsbankpräsident Hjalmar 
SCHACHT urteilte nach Kriegsende in der Rückschau: 
Die demokratischen Parteien »begaben sich ohne Not 
freiwillig jeden parlamentarischen Einflusses,. . . ein 
Akt politischer Selbstentmannung, wie ihn die Ge- 
schichte der modernen Demokratie nicht noch ein- 
mal kennt«® 

Die Weimarer Parteien hatten 14 Jahre versucht, 
mit Versailles zu leben. Als sich herausstellte, daß das 
nicht möglich war, waren sie nicht mehr bereit, sich 
für Weimar einzusetzen, und überließen der HITLER- 
Bewegung die Zukunft. Rolf Kosiek 


Oben: Erste Ansprache Hırıers an das deut- 
sche Volk am Abend des 31. Januar 1933. 
Unten: Göring und Hiıtıer am Fenster der 
Reichskanzlei während des Fackelzuges. 


° DiwaLp, ebenda, S. 27. 
?” Ebenda, S. 32. 
8 Ebenda. 
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Hat Ludendorff 1933 vorausgesehen, 
daß Hitler scheitern wird? 


Zwischen dem 30. Januar und dem 1. Februar 1933 kam es zwischen 
Reichskanzler HıTı.ER und dem General a. D. Erich LUDENDORRFF (1865— 
1937) zu einer Aussprache, bei der sie ihre gegensätzlichen Auffassun- 
gen austauschten. Nach außen hin wurde der Schein einer Verständi- 
gung vermittelt. Aber LUDENDORFF soll angeblich klarsichtig erkannt 
haben, welchen Weg HiTLEr als Reichskanzler eingeschlagen hatte, und 
anschließend notiert haben: »Es ist alles vergebens, dieser Mann wird 
Deutschland ins Unglück stürzen.« 

Dieses Zitat ist im 3. Band seiner Lebenserinnerungen' veröffentlicht 
worden, der aber erst nach Kriegsende erschienen ist. 

Nach einer anderen Version soll er HINDENBURG geschrieben haben: 
»Sie haben durch die Ernennung HiTLErs zum Reichskanzler unser hei- 
liges deutsches Vaterland einem der größten Demagogen aller Zeiten 
ausgeliefert. Ich prophezeie Ihnen feierlich, daß dieser unselige Mann 
unser Reich in den Abgrund stürzen und unsere Nation in unfaßbares 
Elend bringen wird. Kommende Geschlechter werden Sie wegen dieser 
Handlung in Ihrem Grabe verfluchen.«? 

Diese Worte des Weltkriegs>Helden« Erich LUDENDORFF gehören zu 
den meist zitierten im Zusammenhang mit HıtLErs Machtübernahme. 
Sie sollen am 30., 31. Januar oder 1. Februar 1933 Reichspräsident Hın- 
DENBURG übermittelt worden sein. Sie hören sich aber an, als seien sie 
nach 1945 von einem Zeitgenossen LUDENDORFFS in der Rückschau die- 
sem in den Mund gelegt worden, was natürlich höchstwahrscheinlich ist. 
Das gleiche gilt für das Zitat im 3. Band der Lebenserönnerungen — zumal bis 
1953 niemand etwas von der Existenz eines solchen Ausspruchs des 
früheren Generals LUDENDORFF wußte. 

Ian KErsHAw‘, wohl der genaueste aller HıTLEr-Biographen,’ übernahm 
noch 1999 das angebliche Zitat LUDENDORFFs. Allerdings weiß bis heute 
niemand, ob dieser seine Vision dem Reichspräsidenten telegraphisch oder 
brieflich übermittelt hat - wenn überhaupt. Denn leider ließ sich bis heute 
kein dokumentarischer Beweis auffinden. Natürlich wäre es möglich, daß 
die Nationalsozialisten das Dokument haben verschwinden lassen. Doch 
dann muß gefragt werden, warum LUDENDORFFs Witwe Mathilde 1949 beı 
der Entnazifizierung in ihrem Spruchkammerverfahren den angeblichen 
Spruch nicht zu ihrer Entlastung verwendet hat. Denn obwohl LUDEN- 
DORFF als Helfer HITLERs beim Putsch von 1923 ja besonders belastet war, 
hätte sein Spruch doch überzeugend belegt, daß man seit 1933 ım Hause 
LUDENDORFFs von HITLER nichts hatte wissen wollen. 
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Hat Ludendorff 1933 vorausgesehen, daß Hitler scheitern wird? 


Mathilde LUDENDORFF wußte natürlich bestens, daß ihr Gemahl die 
fraglichen Worte nie so und erst recht nicht anläßlich der Ernennung 
HITLERs zum Reichskanzler formuliert hatte. \Weder in seinem Nachlaß 
noch in den Akten des Präsidialamts finden sich Spuren eines entspre- 
chenden Schreibens. Erst in den Erinnerungen von Hans FRANK,’ die 
1953, sieben Jahre nach dessen Hinrichtung, veröffentlicht wurden, ist 
von einem LUDENDORFF-Zitat die Rede. Zeitgleich erschien eine Studie 
von Wilhelm BREUCKER über LUDENDORFF, in der sich die »Prophezei- 
ung« ohne Quellenangabe im oben zitierten Wortlaut findet; FRANK hat- 
te sie ein klein wenig anders formultert. 

Daß die Vision mit dem Tag der (legalen!) Machtübertragung verbun- 
den wurde, erklärt ihre Beliebtheit, scheint sie doch zu belegen, daß je- 
der kritische Zeitgenosse hätte wissen können, was HITLER anrichten 
würde. Insofern war LUDENDORFFS Schreiben auch gegen Theodor HEuss 
gerichtet, den späteren Bundespräsidenten, der dem Ermächtigungsgesetz 


zugestimmt hatte. Dieser hatte als Dozent an der Berliner Hochschule B 


für Politik 1931 in seinem Buch Hitlers Weg’ noch die Meinung vertreten, 
die radikalen Thesen in HıTLErs Mein Kampf seien jugendliche Übertrei- 


bungen gewesen. Und von den antisemitischen Reden des »Führers< hieß | 5 


es gar: »Er selber spielt heute diese Melodie nicht mehr; sie war der Rhyth- 
mus seines Münchener Aufstiegs.« 

Tatsächlich hatte HITLER sich nach seiner Machtübernahme trotz der 
sofortigen und ohne Anlaß erfolgten jüdischen Kriegserklärung und Boy- 
kottmaßnahmen aus außenpolitischen Gründen sehr zurückgehalten und 


nur einen halbtägigen symbolischen Gegenboykott am 1. April 1933 ge- 


* Hans FRANK, Ir Angesicht des Galgens, München-Gräfelfing 1953. 
3 BREUCKER, Die Tragik Ludendorffs, aaO. (Anm. 2). 
° Theodor Heuss, Hitlers Weg, Berlin-Leipzig 1931. 
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Erich und Mathilde 
LUDENDORFF. Über ih- 
ren Mann verfaßte 
sie das Buch Erich 
Ludendorff. Sein We- 
sen und Schaffen 
(München 1939). 


HiTLers erstes Regie- 
rungskabinett. In die- 
sem »Kabinett der 
nationalen Einigung« 
waren die National- 
sozialisten sogar 
unterrepräsentiert: 
außer HiTLer nur 
GöRING und FRick. 
Franz von Papen (1. 
Reihe, rechts) meinte 
sogar: »HıtLer an der 
Macht? Nein, dieser 
Herr wurde von uns 
nur engagiert.« 
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Hat Ludendorff 1933 vorausgesehen, daß Hitler scheitern wird? 


nehmigt, wobei der begleitende Befehl lautete, daß keinem Juden auch 
nur ein Haar gekrümmt werden dürfe — zumal die jüdische Presse die 
Greuel-Nachricht gebracht hatte, daß nach HrıTLers Machtantritt die Spree 
voller toter Juden gewesen sei. 

Heuss hatte aber auch ge- 
schrieben: »Die Zerstörung jü- 
discher Friedhöfe muß eine Ge- 
meinschaft tief treffen, in der... 
die Familie lebensvolle Bindung 
auch in der Vergangenheit be- 
deutet, sie beschmutzt uns alle. 
Wir tragen einen Fleck an uns 
herum, seit in Deutschland sol- 
ches, feig und ehrfurchtslos, 
möglich wurde« 

-- Wäre die »Vision« des angeb- 


GNER 


PURNEEDRANEDER HOOEBL AENBSALL TE ee lichen Kommißkopfes: LUDEn- 


Adolf Hırer mit den 
Mitangeklagten beim 
sogenannten HiTLer- 
Prozeß 1923 in Mün- 
chen - vor Beginn 
der Verhandlung. 
v.I.n.r: Hermann KRıe- 
Ber (nur halb zu se- 
hen), Erich LuDen- 
DORFF und Adolf 
Hıruer (Bild: Bundes- 
archiv). 


?” Lothar GRUCH- 
MANN, »Luden- 
dorffs »propheti- 
scher< Brief vom 
Januar/Februar 
1933«, in: Viertel- 
jahrshefte für Zeitge- 
schichte, 4, 1999. 
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DORFF echt, käme das einer Bla- 
mage der Fachwissenschaft gleich. Dem ist aber nicht so: Warner gab es 
wirklich, aber LUDENDORFF gehörte nicht dazu. Er hatte sich nach dem 
1923er Putsch von HITLER getrennt, der ihn vor Gericht als pures Aus- 
hängeschild der »Bewegung« abqualifiziert hatte. Und er zürnte auch dem 
Reichspräsidenten, weil dieser es geschafft hatte, sich 1914 den Löwen- 
anteil am Sieg von Tannenberg zuzuschreiben. Dabei war es doch Lu- 
DENDORFFS genialer Schlachtenplan gewesen, der Ostpreußen gerettet 
hatte! 

Der frühere General hätte also durchaus persönliche Gründe ins Feld 
führen können, HITLER ein schlimmes Ende zu wünschen oder zu pro- 
phezeien. Doch die politische Weitsicht, die aus dem ihm zugeschriebe- 
nen Schreiben spricht, die fehlte ihm völlig. Nein, erst als die SA seine 
Anhänger attackierte und die politische Polizei Bayerns unter HıMMLER 
ihn schikanierte und schließlich im September 1933 seinen »Tannenberg- 
bund« verbot, schickte LUDENDORFF Protest-Briefe an den Reichspräsi- 
denten, dem er die Schuld dafür gab. Am 18. November 1933 schrieb er 
erbittert: »Wenn dereinst die Geschichte des deutschen Volkes geschrie- 
ben wird, dann wird das Ende Ihrer Reichspräsidentenschaft als die 
schwärzeste Zeit der deutschen Geschichte geschrieben werden.« 

Als Prophet taugte LUDENDORFF also auf keinen Fall. In diesen Rang 
war er nur aufgerückt, weil sein angeblicher Ausspruch 1956 ın einem 
1958 veröffentlichten Gutachten des linksgerichteten Instituts für Zeit- 
geschichte: zitiert worden war. 


Hans Meiser 
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Hat Hitler Hindenburgs Testament gefälscht? 


Nach HinDENBURGS Tod wurde das Gerücht verbreitet, HrTLER habe das 
Testament HINDENBURGS gefälscht oder teilweise unterdrückt. Dieses Ge- 
rücht hat sich bis heute gehalten. Dazu beigetragen hat auch die weltweite 
Verbreitung von Bertolt Brecrts epischem Drama Der aufhaltsame Auf- 
stieg des Arturo Ui, das auch verfilmt wurde. Hierin steht Ui für HITLER 
und DoGsBOROUGH für HINDENBURG. Zum Schluß wird dramatisch vor- 
geführt, wie U1, also HITLER, das Testament des alten DOGSBOROUGH so 
falscht, daß U1 zu dessen ideellem Sohn erklärt wird und somit auch sein 
Erbe übernimmt. 

Daß Arturo Uı ım Drama als Gangster dargestellt wird, der mit seiner 
Gangsterbande vor dem Bankrott steht, gehört zu den trivialen Verun- 
glimpfungen zu einer Zeit, als in der alliierten Propaganda alle Deut- 
schen als »Hunnen« oder »kinderfressende Monster« dargestellt wurden. 
Diese Zeit ist leider dank umerzogener Deutscher noch nicht zu Ende. 

1933 fragten Politiker sich schon lange: Wer könnte Nachfolger des 
Reichspräsidenten werden, der bei seiner Wiederwahl auf sieben Jahre 
1932 bereits 84 Jahre alt war? Für den Fall, daß er vorzeitig starb, gingen 
dessen Befugnisse verfassungsgemäß auf den Reichskanzler über, der 
dann Neuwahlen ausrufen müßte. Nun hatte HITLER sich bei seiner Er- 
nennung am 30. Januar 1933 geschworen, die einmal erlangte Macht nicht 
wieder abzugeben oder auch nur zu teilen. Selbst der konservative Vize- 
kanzler von PApkn mußte erleben, daß HıTLER keine Skrupel kannte, 
wenn es darum ging, gegnerische Institutionen zu vernichten. Respekt 
kannte er allenfalls vor dem Reichspräsidenten wegen dessen Popularität 
als \eltkriegsheld und »Ersatzkaiser«, der von den Hoffnungen auf Wie- 
derkehr der guten alten Zeit« lebte. Insofern betrachteten alle die schwin- 
dende Gesundheit HiNDENBURGS im Jahre 1934 mit großer Sorge. Franz 
voN PAPEN bestand nun darauf, noch zu Lebzeiten HiINDENBURGS dessen 
Nachfolge so verbindlich wie möglich zu regeln. 

Bereits am 8. März 1933 hatte von PAPEN mit HITLER über dieses Pro- 
blem gesprochen. Dabei hatte HrTLEr dessen Vorschlag, die Monarchie 
in konstitutioneller Form wiederherzustellen, äußerlich sehr positiv auf- 
genommen. Doch von PAPEn hätte eigentlich wissen müssen, daß Hır- 
LER keineswegs das Kaisertum erneuern wollte, betrachtete er doch die 
Monarchie als eine »konservative Verfallserscheinung«. 

Daß GÖRING zweimal zum früheren Kaiser WILHELM II. ins Haus 
Doorn gereist war, war reine Taktik aus Rücksicht auf die Monarchisten 
gewesen, die zu seinen treuesten Wählern zählten. Nach der Machtüber- 
nahme fuhr dann kein NS-Führer mehr zum ehemaligen Kaiser. 
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Weiterführende 
Lit.: Horst MÜHLEI- 
SEN, »Das Testa- 
ment Hindenburgs 
vom 11. Mai 1934«, 
in: Vierteljahrshefte 
‚für Zeitgeschichte, 3/ 
1996; Franz von 
PArEn, Der Wahrheit 
eine Gasse, München 
1952. 
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' Die Gruppe um 
SA-Chef RöHM 
hatte nachweislich 
einen Putsch ge- 
plant. Der Gegen- 
schlag ging haupt- 
sächlich vom 
Reichswehr-Chef 
BLOMBERG aus, der 
neben seiner Trup- 
pe kein rivalisieren- 
des SA-Heer dul- 


den wollte. 


HırLer bei einem Be- 


such auf Gut Neu- 
deck am 1. August 
1934. Neben ihm 
(v.|.) Wilhelm Brück- 
ner, Oskar von Hın- 
DENBURG, Otto 
Meıssner und Ernst 
Ferdinand SAuer- 
BRUCH. An diesem Tag 
erließ Hırıer ein Ge- 
setz, wodurch er 
nach dem Tod des 
Reichspräsidenten 
dessen Amt noch zu- 
sätzlich übernehmen 
würde. 
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Hat Hitler Hindenburgs Testament gefälscht? 


Überraschend erklärte HINDENBURG sich nach langer Weigerung dann 
doch bereit, ein Testament zu hinterlegen, und beauftragte von PAPEN 
mit einem Entwurf. Hätte der Reichspräsident diesen ohne wesentliche 
Änderungen angenommen, wäre es für HrTLER schwierig geworden, die 
ganze Macht an sich zu reißen. Doch gerade das, was dies verhindert 
hätte, fehlte in dem von HINDENBURG am 11. Mai 1934 unterzeichneten 
Testament. Den ausgegliederten Teil fügte er seinem persönlichen Ab- 
schiedsschreiben an HITLER bei, das sein Sohn Oskar nach dem Tod des 
Vaters zusammen mit dem Testament dem Reichskanzler übergeben soll- 
te. Bei dem Ausgegliederten handelte es sich um die Empfehlung einer 
monarchischen Restauration. Dazu erteilte er den Rat, die Ämter des 
Kanzlers und des Präsidenten getrennt zu belassen. So etwas gehöre, 
meinte HINDENBURG, nicht in ein politisches Testament, weil es die Ent- 
scheidungsträger in unangemessener Wei- 
se bevormundet hätte. In seiner vornehmen 
Denkweise glaubte er, HrTLER werde selbst- 
verständlich seinen persönlichen »letzten 
Wunsch«, wie er auf dem Briefumschlag 
vermerken ließ, uneingeschränkt erfüllen. 

Von PAPpEn sah die Teilung der letztwil- 
ligen Verfügung natürlich mit Sorge, kann- 
te er doch HırLErs Bedenkenlosigkeit. 
Denn von einem privaten Schreiben ließe 
sich HITLER in keiner Weise beeindrucken. 
Von PAPEN verzichtete aber darauf, Hın- 
DENBURGS Empfehlung an die Öffentlich- 
keit zu geben. Wahrscheinlich deshalb stand er bei HITLERS Schlag beim 
sogenannten JRÖHM-Putsch« gerade noch auf der richtigen Seite. Ge- 
zielte Indiskretion hätte ihn mit Sicherheit auf die Abschußliste gebracht. 
Statt dessen suchte von PAPEN Kontakt zu MussoLinı, der Mitte Juni 
1933 mit HıTLEr in Venedig zusammentreffen sollte. Der »Duce«, der 
auf seine guten Verbindungen und Erfahrungen mit der italienischen 
Monarchie stolz war, sollte HiTLEr von den Vorzügen eines gekrönten 
Staatsoberhauptes auch für Deutschland überzeugen. Doch dieses The- 
ma scheint dann aber doch nicht zur Sprache gekommen zu sein. 

Die Dinge spitzten sich jetzt dramatisch zu. HINDENBURG konnte zwar 
HITLER noch seinen Dank für dessen Haltung während der RÖöHm-Affäre 
übermitteln, doch danach ging es mit seiner Gesundheit rapide bergab. 
HITLER besuchte den alten Feldmarschall am 1. August 1934 noch ein- 
mal auf dessen ostpreußischem Gut Neudeck, doch der Sterbende er- 
kannte ihn nicht mehr und sprach ihn, wie sein Arzt SAUERBRUCH berich- 
tete, mit »Majestät« an. Noch ehe HINDENBURG starb, handelte HITLER. 
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Hat Hitler Hindenburgs Testament gefälscht? 


Entschlossen ließ er noch am selben Tag das »Gesetz über das Staats- 
oberhaupt des Deutschen Reiches« beschließen, wodurch ihm das Re- 
gierungs- und das Amt des Staatschefs als 
»Führer und Reichskanzler« übertragen wur- 
de. Als tags darauf HiNDENBURG starb, war 
von einem Testament zunächst keine Rede. 
Erst eine Woche später erhielt HıtLer den 
Umschlag mit den beiden Dokumenten. Erst 
eine Woche später ließ er das Testament ver- 
öffentlichen, während er HiNDENBURGS pri- 
vates Schreiben verschwinden ließ. 

Von Testamentsfälschung kann also nicht 
die Rede sein, sondern nur von Unterdrük- 
kung eines privaten »letzten Wunsches« des 
Toten, was aber staatspolitisch nicht wirksam 
war. Das Terminverwirrspiel förderte schon damals das Gerücht, daß 
dem Volk eine gefälschte Version des »letzten Willens« präsentiert wor- 
den sei. So etwa war es in einer Schweizer Zeitung zu lesen. Die britische 
Times schrieb, das Ereignis sei »so wichtig wie der Reichstagsbrand«, da 
auch dieser FIITLER zur persönlichen Diktatur verholfen habe. Damit lag 
die Times durchaus richtig, denn die verzögerte Bekanntgabe des Testa- 
ments hing damit zusammen. HINDENBURG hatte im letzten Passus nach 
einem bewegten Dank an »meinen Kanzler Adolf HITLER « geschrieben: 

»Ich scheide von meinem deutschen Volk in der festen Hoffnung, daß 
das, was ich im Jahre 1919 ersehnte und was in langsamer Reise zu dem 
Er EEE 30. Januar 1933 führte, zu voller Erfül- 

X. R Ra lung und Vollendung der geschichtlichen 
, Sendung unseres Volkes reifen wird.« 

Eine bessere Werbung konnte HiT- 
LER sich nicht wünschen für die auf den 
19. August 1934 angesetzte Volksab- 
stimmung. Daher die wahlnahe Veröf- 
fentlichung, die das Ergebnis sicher be- 
fördert hat: 45,5 Millionen Deutsche 
stimmten ab, 38,4 Millionen stimmten 
der Zusammenlegung der Ämter des 
Reichskanzlers und des Staatsober- 
haupts zu, ein wohl geschönter und 
zuweilen unter Druck entstandener, 
aber doch eindrucksvoller Vertrauens- 
beweis. 


Hans Meiser 
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Staatsakt für HınDEn- 
BURG am Tannenberg- 
Denkmal, das an 
HINnDENBURGS Sieg 
über die Russen im 


August 1914 erinner- 
te. Foto: Heinrich 
HOFFMANN. 


Plakat der NSDAP 
zur Volksabstimmung 
vom 19. August 
1934. Dabei ging es 
um die Bestätigung 
der Deutschen, die 
Ämter des Reichs- 
kanzlers und des 
Reichspräsidenten in 
der Person HıtLers zu 
vereinigen. 
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Generaloberst Edu- 
ard Diet mit dem 
Goldenen Parteiab- 
zeichen der NSDAP 
(linke Brust). 


Mitgliedskarte der 
NSDAP (Vorder- und 
Rückseite). Die Mit- 
gliedschaft in der 
NSDAP wurde gemäß 
8 3, Abs. 2 und 3 der 
Satzung der NSDAP 
mit der Aushändigung 
der Mitgliedskarte 
rechtskräftig. 


220 


Zum Eintritt in die NSDAP 


Erst Jahrzehnte nach Kriegsende kam heraus, daß etliche in der Bundes- 
republik hochgestellte Vergangenheitsbewältiger Mitglied in der NSDAP 
oder gar der SS waren, zum Beispiel Günter Grass, Walter, Jens Theo- 
dor ESCHENBURG oder Martin WALSER. Sie versuchten, auch damit sich 
zu entschuldigen, daß sie von einem Eintritt in die Partei nichts gewußt 
hätten, geschweige denn einen Beitrittsantrag ausgefüllt hätten. Die dann 
beginnende öffentliche Diskussion über die Einzelheiten des Eintritts 
arbeitete oft mit falschen Behauptungen. Deswegen sei richtig gestellt: 

Die bis zum 30. Januar 1933 eingetretenen Mitglieder der NSDAP 
waren die »Alten Kämpfer«, die das goldene Parteiabzeichen trugen. Sie 
waren auf die normale Weise aufgrund eines Beitrittsantrages Mitglied 
geworden. Bis Aprıl 1933 hatte sich deren Zahl auf rund 2,5 Millionen 
durch die »Märzgefallenen« erhöht, da viele sich damit eın besseres Fort- 
kommen im neuen Staat versprachen. 

Um diese Eintrittswelle von Opportunisten zu dämpfen, verhängte die 
Parteiführung mit Wirkung vom 2. Mai 1933 einen Aufnahmestopp. Im 
letzten Augenblick wurden am 1. Mai 1933 noch viele Mitglieder aufge- 
nommen, so daß dieses Eintrittsdatum ausgesprochen häufig vorkommt. 

Die Eintrittssperre wurde erst 1939 wieder aufgehoben. Dabei wurde 
die Ablehnung nicht die ganze Zeit über strikt eingehalten. Personen, 
die sich für die »Bewegung« besonders verdient gemacht hatten, wurden 
auch in der Zeit zwischen 1933 und 1939 aufgenommen. Beamte wur- 
den ab 1937 zum Eintritt ın die Partei angehalten. 

Es mußte auch später bis Ende des Krieges immer eın individueller 
Antrag auf Aufnahme in die Parteı persönlich gestellt werden. Massen- 
eintritte ganzer HJ-Jahrgänge oder von Betrieben, wie sie von Betroffe- 
nen zur Entschuldigung vorgebracht worden waren, sollen nicht vorge- 
kommen sein, ebenso wenig von Vorgesetzten vorgenommene Anträge 
für ihnen Untergebene. Die Mitgliederkartei mit den Aufnahmeanträgen 


ist noch in Berlin vorhanden. Rolf Kosiek 
‚Nationalsoz.Deutsche Arbeiterpartei Nas Allf der lei Miyliakchufe wid sr Einend 
were Fi KNlıcudcde Nu Mk Ba em na TE 


Nislohkan Ne 
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Bahn 1. Mai 1971, 
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Zum Begriff »Herrenrasse« 


Wer politisch korrekt erzogen ist, wird den Begriff »Herrenrasse« als kenn- 
zeichnend für die NS-Ideologie ansehen, und das Computer-Lexikon 
Wikipedia gibt solches auch an. Es erklärt, daß dieses »ein zentraler Be- 
griff zur Zeit des Nationalsozialismus«' gewesen sei: »Innerhalb der NS- 
Ideologie wurde dieser Begriff benutzt, um das eigene oder verwand- 
te... Volk... . herauszuheben.« In dem mehrseitigen Artikel, in dem viele 
Zitate und Quellen angeführt werden, wird aber kein einziges Zitat eines 
Nationalsozialisten gebracht, der diesen Begriff verwendete. Anschei- 
nend gibt es den Gebrauch dieses Begriffes in der NS-Zeit gar nicht. 

Offensichtlich ist der Vorwurf falsch. Darauf wies der Historiker Ste- 
fan ScHEIL hin.” Seit der Zeit des Nürnberger Prozesses sei dieser Be- 
griff den abzuurteilenden Persönlichkeiten unberechtigt untergescho- 
ben worden. 

So erklärte am 15. April 1946 vor dem Nürnberger Tribunal Alfred 
ROSENBERG, von seinem Verteidiger Dr. THOMA auf die »Herrenrasse« 
angesprochen: »Das Wort Herrenrasse habe ich noch niemals so viel 
gehört wie in diesem Gerichtssaal. Ich habe es meines Wissens in mei- 
nen Schriften überhaupt nicht erwähnt und gebraucht. Ich habe meine 
Schriften und Reden nochmals durchgeblättert und dieses Wort nicht 
gefunden. Ich habe nur einmal von einem »Herrenmenschentum« Ho- 
MERS gesprochen und ein Zitat eines britischen Schriftstellers gefunden, 
der über das Leben Lord KIrcHENERs schreibt und erklärt, er habe sich 
als Herrenmensch erwiesen. Ich habe das \Vort von der »Herrenrasse« 
dann gefunden in der Schrift des amerikanischen Rassenforschers Madi- 
son GRAND und des französischen Rassenforschers LAPOUGE.«° 

Auch zwischen dem angeklagten NS-Ideologen Alfred ROSENBERG und 
dem in Nürnberg tätigen Anklagevertreter Dopp gab es am 17. April 
1946 einen bezeichnenden Dialog,* ROSENBERG beschwerte sich über die 
englischsprachige Übersetzung der Prozeßakten und Gespräche. Dort 
werde immer von »Herrenrasse« gesprochen, englisch »Master Race«. Dieser 
Begriff sei aber in den vorgelegten deutschen Dokumenten gar nicht 
enthalten. ROSENBERG erklärte gegenüber Dopp: »Gerade im letzten Do- 
kument, das Sie mir vorgelegt haben, hörte ich wieder die Übersetzung 
des Wortes »Herrenrasse« In dem Dokument steht von der »Herrenrasse« 
gar nichts.« Das ist erstaunlich, galt und gilt doch gerade ROSENBERG als 
der Chefideologe der NSDAP. Doch Don» erklärte darauf, das interes- 
siere ihn nicht, und gebrauchte den Begriff anklagend weiterhin. Auch 
im Schlußplädoyer des Nürnberger Tribunals, zum Beispiel am 20. Sep- 
tember 1946 (IMT, Bd. 22, S. 477), wurde der Begriff »Herrenrasse< zur 
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Zum Begriff »Herrenrasse« 


Begründung der Anklage unter anderen gegen ROSENBERG verwendet 
und diesem vorgeworfen, die »Herrenrasse« gepredigt zu haben. Und 
dieser unberechtigte Vorwurf wurde von der deutschen Vergangenheits- 
bewältigung weiter verwendet. r 

Wenn man in den schriftlichen Außerungen der führenden NS-Ideo- 
logen nachsieht, findet man überraschenderweise kein einziges Mal die- 
sen Begriff. So tritt er in den folgenden mit Sachregistern ausgestatteten 
Büchern, die grundlegend für die Ideologie der NSDAP sind, nicht ein 
einziges Mal in den Registern auf: 


. Adolf HITLER, Mein Kampf, Jubiläumsausgabe, München 1939. 
. Adolf HITLER, Hitlers Zweites Buch (1928), Stuttgart 1961. 
. Philipp BouHLER (Hg.), Reden des Führers (1939-41), München 1942. 
. Ders., Der Großdeutsche Freiheitskampf. Reden des Führers (1941-1942), 
München 1942. 
5. Hans WAGNER, Taschenwörterbuch des Nationalsozialismus, 1934. 
6. Der Neue Brockhaus in vier Bänden, Leipzig 1941. 
7. Werner JOCHMANN (Hg.), Ado/f Hitler. Monologe im Führerhauptquartier 
1941— 1944, München 1980. 
8. Henry PickEr, Hitlers Tischgespräche im Führerhauptquartier, Stuttgart 
1963. 
9. Max Domarus, Hitler, Reden 1932 bis 1945, Wiesbaden 1973. 
10. Imanuel GeEiss, Geschichte griffbereit, Ba. 5, Begrzffe. Dortmund 1993. 
11. Alfred ROSENBERG, Der Mythus des XX. Jahrhunderts, München 1930. 
12. Housten Stewart CHAMBERLAIN, Die Grundlagen des neunzehnten Jahr- 
hunderts, München 1915. 


Offenbar müssen die »Nazis< den nach heute herrschender Meinung »zen- 
Von oben: Alfred tralen Begriff« ihrer Ideologie äußerst geheimgehalten haben, daß er in 
ee Aa keiner ihrer wichtigsten ideologischen Schriften auftaucht. Da aber kein 
i . sinnvolles Motiv für eine solche Geheimhaltung denkbar ist, muß die 
Alternative, die Behauptung, es ein zentraler Begriff gewesen, falsch sein. 

Die heutigen politisch Korrekten, einschließlich Wikipedia, das einen län- 

geren Artikel diesem Begriff widmet und eine Reihe anderer Zitate bringt, 

können zudem kein Dokument vorzeigen, mit dem ihre Behauptung un- 

termauert werden könnte. Sie behaupten skrupellos das offensichtlich Fal- 

sche einfach so. Und diese Geschichtsfälschung hat leider weit reichende 

Folgen. Auch heutige Politiker gebrauchen diese falschen Behauptungen. 

So gibt ScHEIL an, daß die mecklenburgische SPD-Politikerin Stefanie DRESE 

im Schweriner Landtag von allen Fraktionen außer der NPD mit Beifall 

bedacht worden sei, als sie erklärte, es seien zwei Weltkriege von Deutsch- 

land ausgegangen — damit die »deutsche Herrenrasse über den anderen 

°Scneir, aaO. (Anm. Völkern stehen solle«’ So wird dadurch weiterhin offensichtlich bewußt 
2). Zeitgeschichte gefälscht. Rolf Kosiek 
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Lebensborn - keine Zuchtanstalt 


Obwohl in der Zeitgeschichte schon seit langem anerkannt worden ist, 
daß die Heime des Lebensborn e. V. im Dritten Reich keine Zuchtanstal- 
ten waren,' wird solches doch immer wieder behauptet und selbst in 
Fernsehsendungen gebracht. So mußte die angesehene Neue Zürcher Zei- 
fung ım Jahre 2004 zu Beginn eines ganzseitigen, ziemlich ausgewogenen 
Beitrages über diese Einrichtung richtigstellend feststellen: »Mysteriös, 
geheimnisvoll, schlüpfrig. Diese Aura umgibt die SS-Organisation Le- 
bensborn bis heute. Immer noch wird sie als »Zuchtanstalt« betrachtet, in 
der ausgewählte Frauen und Männer zusammengeführt wurden, um »ari- 
schen« Nachwuchs zu zeugen. Obwohl längst nachgewiesen ist, daß in 
den Lebensborn-Heimen keine gelenkte Zeugung stattfand, lebt die Le- 
gende weiter. Für die Lebensborn-Kinder eine schwere Last.« 

Das Blatt bringt eine Reihe von Einzelschicksalen aus dem Blickwin- 
kel der betroffenen Kinder, denen die Mütter teilweise die Identität des 
Vaters lebenslang vorenthielten oder denen sie erst als Erwachsene das 
Geheimnis um ihre Geburt mitteilten. Daneben werden in dem Artikel 
die Bedingungen für eine damalige Aufnahme mitgeteilt. Ledige Mütter 
konnten hier in aller Ruhe entbinden, wenn sie ihr Kind, vor der Öffent- 
lichkeit und der Familie verborgen, zur Welt bringen wollten. Insoweit 
handelte es sich um eine soziale und hilfreiche Einrichtung, die vielen 
Frauen Hilfe leistete und manchem Kind das Leben rettete, weil es sonst 
abgetrieben worden wäre. Daß Mütter wie Väter den »Arier-Nachweis« 
erbringen mußten, lag an der Weltanschauung der damaligen Zeit und 
insbesondere an dem Träger der Heime, der SS. 
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Das Lebensbornab- 


zeichen. »Heilig soll 
uns sein jede Mutter 
guten Blutes«, im 
Kreis die Lebensru- 
ne, das SS-Zeichen 
und die Initialen HH 
für Heinrich HımMmLER, 
Reichsführer SS und 
Chef der Polizei, der 
die Vereinigung 
1935 gründete. 


? Dorothee 
SCHMITZ-KÖSTER, 
»Lebensborn- 
lebenslang, in: 
Neue Zürcher Zeitung, 
17. 1. 2004, S. 73. 
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Lebensborn - keine Zuchtanstalt 


Babystation: 
J Säuglings- 
zimmer mit 
Stubenwa- 
gen und 
Wickeltisch 
A in einem 

4 Haus des 
Vereins Le- 
bensborn. 
Foto: Bun- 
desarchiv. 


»Der Lebensborn versprach eine Atempause, zumindest für die Zeit 
der Geburt. Seine Heime boten Ruhe und gute Versorgung. Ledige wur- 
den nicht diskriminiert. Auf Wunsch garantierte die Organisation eine 
Geheimhaltung der Geburt und des Vaters. So konnte eine Frau schon 
Wochen vor der Niederkunft ins Heim gehen, und auch danach konnte 
sie noch viele Wochen bleiben. Bei der Entlassung bot ihr der Lebens- 
born an, daß sie das Kind im Heim zurücklassen konnte, vorüberge- 
hend oder für immer. Im Sonderstandesamt wurde der Name des Kin- 
desvaters nicht dokumentiert, wenn eine Frau das nicht wollte. Dann 
blieb in der Geburtsurkunde die Rubrik »Vater« leer, und im Geburten- 
buch wurde nur vermerkt: ‚Der Kindesvater hat die Vaterschaft am... 
(Datum) anerkannt. Die Urkunde wird vom Lebensborn e.V. verwal- 
tet. 

Diese Unterlagen sind bei Kriegsende verschwunden, wahrscheinlich 
wurden sie beim Einmarsch der Sieger verbrannt. Im Krieg konnten auch 
ausländische Frauen aus den von der Wehrmacht besetzten Gebieten, 
vor allem aus Norwegen, die Heime aufsuchen. Diese Frauen hatten nach 
Kriegsende in ihrer Heimat oft ein schweres Schicksal mit allgemeiner 
Ablehnung, Verachtung bis hin zu körperlichen Mißhandlungen zu be- 


stehen. 


Rolf Kosiek 
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Lügen über die Hitler-Jugend 


Im Jahre 1980 legte Michael WORTMANN seine Dissertation an der Philo- 
sophischen Fakultät der Kölner Universität unter dem Titel Ba/dur von 
Schirach. Hitlers Jugendführer vor, die später als Buch erschien.' Doktorvä- 
ter waren die Historiker Andreas HILLGRUBER und Leo HAuPpTs. In dem 
Buch sind viele historische Lügen und Fehlurteile vereint, so daß eine 
Richtigstellung erforderlich ist. Auf zahlreiche Fehler hat der frühere 
langjährige Pressereferent des Reichsjugendführers, Günter KAUFMANN, 
in seinem Buch Baldur von Schirach. Ein Jugendführer in Deutschland? hinge- 
wiesen. Einige sollen erwähnt werden. 

1. WORTMANN beurteilt die 23 Reden SCHIRACHs, die in dessen Buch 
Revolution der Erziehung’ zusammengefaßt erschienen sind, als vein Doku- 
ment der Sprachlosigkeit«. »Letzthin zogen sich seine Entwürfe hinter 
dem Wust vieler Phrasen stets auf die wenigen Fixpunkte einer Lehre 
zurück, die besagte, daß zunächst der Charakter und der Körper auszu- 
bilden seien, dann kam die Vermittlung von Wissen.« In Wirklichkeit 
befaßte sich SCHIRACH in diesen Reden gründlich mit Jugenderziehung 
und anderen kulturellen Fragen unter Rückgriff unteranderem auf FRIED- 
RICH DEN GROSSEN, GOETHE, die Reichsidee und bewies erhebliche eige- 
ne Bildung. Die bewußt abfällige und unsachliche Wortwahl WORTMANNS 
beweist schon dessen einseitige Tendenz und mangelnde Wissenschaft- 
lichkeit. 

2. Weiter behauptet WORTMANN, daß Schirachs »Bildung nur als Er- 
lebnıs verstanden« werden könne. Das trifft auch nicht zu. SCHIRACH war, 


worauf KAurMmann hinweist, Präsident der »Deutschen Bibliophilen Ge- _ 


sellschaft. In der von ihm herausgegebenen Führerzeitschrift der H], 
Wille und Macht, gab es Sonderhefte über GOETHE, über die Bildung ın 
der Antike, sowie Artikel über EICHENDORFF, PESTALOZZI, KANT, ROUSSEAU 
und andere wichtige Persönlichkeiten der deutschen Kultur. 

3. WORTMANN schreibt: »Die von SCHIRACH angestrebte Revolution 
der nationalsozialistischen Erziehung führte am Vorabend des Weltkrie- 
ges zum vollständigen Chaos.« Das ist falsch, vielmehr herrschte eine 
beispielhafte Erziehung, in der viele Einzelheiten der bündischen Bewe- 
gung eingegangen waren, die die Jugend für Volk und Heimat erzog. 


Man vergleiche das mit dem Chaos der linken Reformpolitik ın den Schu- 


len seit den siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts. 

4. WORTMANN schreibt, SCHIRACH habe aus »Gier nach Macht« die Stel- 
lung des Reichserziehungsministers RusT angestrebt und versucht, »auch 
die Schule unter seine Kontrolle zu bekommen«. Auch das ist falsch. So 
steht? in dem Bericht des SS-Führers Rußacr über die Gebietsführer- 
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Lügen über die Hitler-Jugend 


Baldur von SchirAcH tagung vom 5. bis 7. Dezember 1941 in München, auf der unter anderen 
mit Hirter und GÖRNG Rust und VON SCHIRACH sprachen: »RusT stellte in enger Zusammen- 
au dem OberSalzberg. arbeit mit der Hitler-Jugend die Lösung des Lehrernachwuchsproblems 
Der Reichsjugendfüh- . i 2 SIERER £ Br ä 
enswon 3 Aussicht. Gegenseitiges V erständnis allein könne die Nachwuchsfrage 
‚Weltherrschaft« be- nicht lösen... Die Rede des Reichsministers wurde vom H]J-Führerkorps 
nutzt. ausschließlich bejahend aufgenommen.« 
Tre 5. WORTMANN schreibt: Für SCHIRACH stand 
2 ne im Frühjahr 1939 fest, daß nun HITLER versu- 

£: Sr chen werde, »seine Welteroberungspläne zu 

verwirklichen«. »Allem Anschein nach ist er 

von HITLER selbst eingeweiht worden.« Am 20. 
April 1939 habe er auf einer Geheimrede vor 
den hundert höchsten HJ-Funktionären »ver- 
langt«, sich auf die Erfordernisse der künfti- 
gen Weltherrschaft einzurichten. »Das deutsche 
Volk ist zur Weltherrschaft berufen.« Eine sol- 
che Rede hat aber nie stattgefunden, insbeson- 
dere nicht an HrILers 50. Geburtstag, an dem 
nach WORTMANN auch HriLer vor HJ-Führern 
eine Rede gehalten haben soll, was aber nicht 
zutrifft. Der Reichskanzler hat am Vortag seı- 
nes runden Geburtstages SS-Junker der SS- 
4 Junkerschule Braunschweig im Mosaiksaal der 
Reichskanzlei empfangen. Der langjährige 
Pressereferent voN SCHIRACHs, Günter KAUF- 
MANN, versicherte, daß das Wort »\WVeltherr- 
schaft« vom Reichsjugendführer nie gebraucht 
worden sei. Außerdem habe von SCHIRACH nie 
eine »Geheimrede« gehalten. 

6. WORTMANN wirft schon auf der ersten 
Seite seiner Dissertation VON SCHIRACH vor, 
»noch in den letzten Tagen Vierzehn-, Fünf- 


MON SEHIRACH in zehn-, Sechzehn- und Siebzehnjährige zynisch geopfert zu haben«. Auch 
Nürnberg, während das ist falsch. SCHIRACH hat keine derartigen Befehle gegeben. 
einer Verhandlungs- 7. WORTMANN schreibt, es habe »keinen Zweifel gegeben, daß ScHı- 


pause. Links: sein 


a RACH seit 1940 für die Deportation der Juden mitverantwortlich war«, 
Verteidiger Dr. SAU- 


und: »Zehn Jahre später besorgte SCHIRACH in HrILERs Auftrag die rassı- 

TER; in der Mitte der = i Menu Je, 
Gerichtspsychologe sche Säuberung der Stadt« Wien. Richtig ist, daß SCHIRACH damit nichts 
GiUBERT. zu tun hatte. Richtig ist auch, daß auf Reichsbefehl der Reichsjugend- 
führung um den 15. November 1938 — nach der Kristallnacht — es ver- 


* KAUFMANN , aaO. (Anm.2), S. 19£. 
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boten wurde, den Szärmer für Unterrichtszwecke in Heimen und Schu- 
lungsstätten der HJ auszuhängen und zu benutzen.” Am 10. November 
1938, am Tage nach der Kristallnacht, ließ SCHIRACH dusch telefonischen 


Rundruf an alle Gebietsführer die Teilnahme der 
HJ an allen Aktionen gegen die Juden verbieten.‘ 
Auf einer extra um den 15. November 1938 ange- 
setzten Gebietsführertagung erklärte er nach Aus- 
sage seines stellvertretenden Reichsjugendführers 
Hartmann LAUTERBACHER in Nürnberg die Aus- 
schreitungen vom 9. November als »Kulturschan- | 
de« und als einen »Angriff auf unsere eigene Wür- 
de«.’ Als ScrmracH hörte, daß in der Kristallnacht 
eine Gruppe Hitlerjungen in Berlin, die SCHIRACHS 
Anordnung offenbar nicht mitgekommen hatten, in 
das Antiquitätengeschäft BERNHEIMER eingedrungen 
seien und vom Inhaber 20.000 Mark für die Jugend- 
arbeit erpreßt hätten, veranlaßte SCHIRACH, daß das 
Geld zurückgegeben wurde, und er schrieb einen 
Entschuldigungsbrief.° Als der Reichspropaganda- 
minister Joseph GOEBBELS mehrfach vom Chefre- 
dakteur von Wille und Macht, Günter KAUFMANN, 
verlangte, eine antisemitische Sondernummer her- 
auszubringen, lehnte dieser das Ansinnen ab, wobei 
er volle Rückendeckung durch von SCHIRACH erhielt.” 
Es erschien keine solche Nummer. 

Günter KAUFMANN sandte sein richtigstellendes Buch mit Schreiben 
vom 5. November 1993 an alle Lehrstuhlinhaber für Neuere Geschichte 
an den deutschen Universitäten und Fachhochschulen und wies darauf 
hin, daß WORTMANNs Dissertation »nachweislich falsche, verunglimp- 
fende Tatsachenbehauptungen enthält, die im Interesse der wissenschaft- 
lichen Seriosität und der geschichtlichen Wahrheit einer Richtigstellung 
bedürfen« Von KaurMAnNns Angebot, seine Richtigstellung zu WORT- 
MANNSs Buch in den Bibliotheken hinzuzufügen, sollen nur wenige Ge- 
brauch gemacht haben. 


Rolf Kosiek 


> Internationaler Militärgerichtshof (Hg.), Der Nürnberger Prozeß, Delphin, Nürn- 
berg-Zürich 1984, Bd. 14, S. 599. 

6 Ebenda, S. 598. 

” Ebenda, S. 599. 

® KaurMann, aaO. (Anm. 2), S. 46. 

° IMT, aaO. (Anm. 5), Bd. 14, S. 464 f. 
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Kein Kuschen vor Hitler 


In heutigen Berichten über HITLER und bei Darstellungen seiner Person 
wird oft behauptet, daß er keine Gegenmeinung duldete und andere nicht 
ausreden ließ, daß man ihm nicht widersprechen durfte und daß er selb- 
ständig Denkende nicht um sich haben wollte. 

Doch das ist so nicht richtig. Führende Politiker und Militär haben 
ihm durchaus widersprochen, ohne dafür gemaßregelt zu werden. 

Unteranderemzeigen die Protokolle der Lagebesprechungen ım Führer- 
hauptquartier dies sehr deutlich. Einige bezeichnende Fälle seien aufge- 
führt. 

1. Am 30. Januar 1937 hatte HıTLEr die Angehörigen seiner Reichs- 
regierung in den Kabinettssaal des Reichskanzlers eingeladen. Er nahm 
dann die Minister, die bisher noch nicht Mitglied der NSDAP waren, in 
die Partei auf und überreichte ihnen das damals hochgeachtete Goldene 
Parteiabzeichen. Der seit 1. Juni 1932 unter den Kabinetten von PAPEN, 
VON SCHLEICHER und HITLER amtierende Reichspost- und Verkehrsmini- 
ster Freiherr Paul EıTZ von RÜBEnAcH (1875-1943) lehnte jedoch die 
Annahme des ehrenvollen Abzeichens ab. Er trat auch nicht in die Partei 
ein und begründete dies mit der Unterdrückung der Kirche durch die 
NSDAP. Ferner verlangte er von HITLER eine Erklärung, die dieser je- 
doch nicht abgab, sondern er ging einfach weiter. Daraufhin trat der 
Minister zurück. Geschehen ist ihm deswegen nichts. Der Eklat wurde 
allerdings vor der Öffentlichkeit möglichst verborgen, indem erklärt wur- 
de, daß persönliche Differenzen mit dem Reichskanzler den Minister 


zum Rücktritt veranlaßt hätten.! 


2. Zum 26. Juli 1943 war Generalfeldmarschall Günther von K1.UGE 
ins Führerhauptquartier bestellt worden, um die Auswirkungen der Lage 
in Italien nach der Landung der Alliierten auf die Ostfront zu bespre- 
chen. Als HITLER von KıuGe aufforderte, den deutschen Frontbogen 
um Orel in Rußland zügig zu räumen, damit die freiwerdenden Truppen 
den Einheiten von Generalfeldmarschall von MANSTEIN ım Süden zuge- 
führt werden konnten, der seinerseits Panzertruppen nach Italien sen- 
den sollte, stellte sich von KLuGe scharf gegen diesen Plan. »Mein Füh- 
rer! Ich mache aber darauf aufmerksam: Augenblicklich ist nichts 
herauszuziehen. Das ist völlig ausgeschlossen ım gegenwärtigen Moment.« 
Auch in dem weiteren Verlauf der Besprechung korrigierte von KI.UGE 
immer wieder HITLER und widersprach ihm. 

3. Im Sommer 1935 ging es um die vormilitärische Ausbildung der 
Hitler-Jugend (HJ). Der Verbindungsoffizier der Wehrmacht zur H]J, der 
damalige Oberstleutnant Erwin ROMMEL, schlug vor, daß die Wehrmacht 
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Ein Trupp der Hitler- 
7a De Jugend in Berlin, an- 


yi 


EN a 


geführt durch Tromm- 
ler des Jungvolks. Bis 
1944 erhielten die 

Mitglieder der Hitler- 
Jugend keine parami- 
f litärische Ausbildung. 


diese in die Hand nehme und durch Unteroffiziere der Wehrmacht durch- 
führen lasse. In einem Erlaß, der am 3. Dezember 1935 als »geheim« 
vom Oberkommando der Wehrmacht an die drei Wehrmachtteile ver- 
sandt wurde, hatte HıTLEr festgelegt: »Ich beabsichtige, die Ertüchti- 
gung der gesamten deutschen Jugend durch den Jugendführer des Deut- 
schen Reiches vorbereiten zu lassen.« Mit den Vorarbeiten wurde 
Obergebietsführer Dr. STELLRECHT beauftragt (der der Wehrmacht nahe 
stand, R. K.). Der Kriegsminister sollte einen Betrag aus Mitteln der 
Wehrmacht dafür zur Verfügung stellen. Dr. STELLRECHT sollte dem 
Reichskriegsminister und Oberbefehlshaber des Heeres unterstellt wer- 
den.” Gegen diesen Einfluß der Wehrmacht auf die Jugend wehtte sich 
der Reichsjugendführer Baldur von SCHIRACH und setzte sich durch. Er 
erklärte dem Wehrmachtverbindungsoffizier Oberstleutnant Erwin RoM- 
MEL: »Ich erziehe die Jugend für den Frieden, nicht für den Krieg\«* Das ? Günter KAUFMANN, 
Gesetz über die Hitler-Jugend vom 1. Dezember 1936 nahm der Wehr- Baldur von Schirach. 
macht dann jeden Einfluß auf die Hitler-Jugend, RomMEL wurde seines Fir Jugendführer in 
Postens als Verbindungsoffizier enthoben. Bis zum Dezember 1944 gab Deutschland, Selbst- 
es in der Hitler-Jugend keine vormilitärische Ausbildung an der Waffe. yalsg, Fe ir 
4. Als ım Berliner Tageblatt vom 14. Januar 1937 ein Artikel unter der r 27 
Überschrift »Hitlerjugend und Kirche, ist die Kluft zu überbrücken?« Ebenda >. 1 
aus der Feder des Pressereferenten des Reichsjugendführers Baldur von ° Ebenda, S. 93 
SCHIRACH, Günter KAUFMANN, erschienen war, wurde noch am selben ° Ebenda, S. 38. 
Tag von SCHIRACH von HITLER am Telefon vangepfiffen«. Der Gemaß- 
regelte zog daraus keine Folgerung, der Pressereferent wurde von ihm 
kurz darauf befördert. Mit einem Erlaß vom 28. September 1939 an alle 
Gebietsführer und Obergauführerinnen gebot von SCHIRACH, alle Auße- 
rungen zu unterlassen, die konfessionelle Überzeugungen verletzen könn- 
ten.° Und auf einer Tagung in München erklärte von SCHIRACH vor den 
versammelten Gebietsführern und Gebietsmädelführerinnen 1942: »Nie- 


DRITTES REICH 229 


Kein Kuschen vor Hitler 


mand in Deutschland, er mag persönlich glauben, was er will, darf dem 
Christentum unehrerbietig gegenübertreten.«’ Als der Reichspropaganda- 
minister Joseph GOEBBELS mehrfach vom Chefredakteur des HJ-Füh- 
rerorgans Wille und Macht, Günter KAUFMANN, die Herausgabe einer anti- 
semitischen Sondernummer verlangte, lehnte dieser unter voller 
Rückendeckung durch von SCHIRACH das ab, und eine solche Nummer 
erschien nie.® 
5. Im Jahre 1932 hatte HITLER in einer Rede in Nürnberg, nachdem 
der Reichspräsident ihm als dem Führer der stärksten Partei die Bildung 
einer Regierung versagt hatte, gegen HiINDENBURG Redewendungen ge- 
braucht, die den alten Herrn beleidigen und verächtlich machen konn- 
ten. Der damalige Stabschef der SA, Otto WAGENER, fuhr extra deswe- 
gen von Berlin zum Berghof und traf dort ein, als HITLER sich mit seiner 
Umgebung zum Frühstück setzten wollte. HITLER schickte die anderen 
Teilnehmer fort. WAGENER schreibt:? »Als ich ihm dann kurz berichtete, 
weshalb ich komme, und mit den \Vorten schloß, »Man soll dem Volk 
nicht seine Götter nehmen. besonders aber darf man sie nicht beleidi- 
genk, da gab er mir beide Hände und antwortete: »WAGENER. Ich danke 
Ihnen. Es ist mir selber auch schon zum Bewußtsein gekommen. Sie 
haben recht. Man soll dem Volk nicht seine Götter nehmen.« Nach einer 
Otto Wilhelm Hein- kurzen Pause fuhr er fort: »Ich werde es nicht wieder tun. Und dann ließ 
rich Wacener (1888- er nach einem kurzen Druck meine Hände los und sagte: »Gehen Sie 
1971) war außerdem jetzt aber.« \VAGENER urteilte dann: »HıITLER war lenkbar. HıtL.Er war 
Hiruers Wirtschaftsbe- bereit anzunehmen. Aber man kann mit einem so außergewöhnlichen 
er “ Menschen nicht so verkehren, wie wir es landläufig gewohnt sind.« 
HiTLer selbst hielt »Eigenmächtigkeiten« für gelegentlich erforderlich. 
Er erklärte dazu im Spätsommer 1942 im Führerhauptquartier Winniza 
gegenüber seinem Architekten Hermann GIESLER: »In diesem ausgedehn- 
ten Kampfraum (im Osten, R. K.) können sie (Eigenmächtigkeiten, R. K.) 
notwendig werden, wenn es die Lage erfordert. Aber Eigenmächtigkei- 
ten müssen zum Erfolg führen. Der General, der meine Befehle mißach- 
tet, muß das haben, was der Große FRIEDRICH mit »Fortune« bezeichne- 
te.«'® 


Rolf Kosiek 


” KAUFMANN, ebenda, S. 39. 


® Internationaler Gerichtshof (Hg.), Der Nürnberger Prozeß, Delphin, München- 
Zürich 1984, Bd. 14, S. 464. 


° Otto WAGENER, Hitler aus nächster Nähe, herausgegeben von Henry A. TUMER, 
Arndt, Kiel 1987, S. 307. 


10 Zitiert von Hermann GIESLER, in: Hermann GiESsLER, Ein anderer Hitler, Druf- 
fel, Leoni 1977, S. 403. 
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War die Führungselite des Dritten Reiches 
intelligent? 


Eine allgemein anerkannte Definition von »Intelligenz« gibt es nicht. Im 
folgenden wird dieser aus der Psychologie stammende Sammelbegriff 
für die kognitiven Leistungsfähigkeiten des Menschen verwendet. Intel- 
ligenz steht in direktem Zusammenhang mit Denkvermögen, Auffas- 
sungsgabe, Urteilsvermögen und Kreativität. Sie umfaßt alle geistigen 
Fähigkeiten des Menschen. 

Es ist in der gängigen Geschichtsschreibung oftmals auffällig, daß die 
Führungsriege des Dritten Reiches als ein mehr oder weniger zusam- 
mengeworfener Haufen von Neurotikern, Psychopathen und vor allem 
unqualifizierten, unbegabten, eben »doofen« Personen dargestellt wird. 
Die in Nürnberg vor dem Internationalen Militärtribunal angeklagten 
Vertreter des Dritten Reiches werden in den Massenmedien ausschließ- 
lich negativ, nicht selten mit entsprechenden Fotos oder Filmaufnahmen 
lächerlich und asozial, dargestellt. Für Unwissende muß dies den Ein- 
druck bestätigen, daß es sich bei der inhaftierten Führungselite des deut- 
schen Staates ganz offensichtlich um unintelligente Personen gehandelt 
haben muß. 

Befaßt man sich aber mit dieser Darstellung kritisch und ist man ge- 
willt, sich ein sachlicheres Bild zu erarbeiten, ist zunächst zu berücksich- 
tigen, daß es keine Schwierigkeit bedeutete, die internierte deutsche Füh- 
rungsschicht nach Wochen der Haft als müde, verwahrloste alte Männer, 
als Jammergestalten darzustellen, bei deren Anblick man überhaupt nicht 
begreifen konnte, wie um allesin der Welt es möglich gewesen sein konnte, 
daß solches »Gesindek in entscheidende Führungsstellungen gelangt war. 

Den Erinnerungen des US-amerikanischen Armeearztes und Psych- 
iaters am Nürnberger Gefängnis, Douglas M. KELLEY, zufolge handelte 
es sich bei den vor dem Internationalen Militärtribunal 1945 angeklag- 
ten führenden Vertretern des Dritten Reiches in der Regel um Menschen 
von minderer charakterlicher Qualität und geringer Intelligenz. Bei Ru- 
dolf Hess beispielsweise diagnostizierte er in seinem 1947 erschienenen 
Buch 22 Ceils in Nuremberg Geistesgestörtheit,' Alfred ROSENBERG be- 
zeichnete er als einen »ziemlich dummen und furchtbar konfusen Men- 
schen«,? und Robert LEy bescheinigte er»einen deutlich begrenzten Hirn- 
defekt im Gebiet des Vorderlappens«.” Waren die höchsten Vertreter des 


' Vgl. Douglas KELLEY, 22 Männer um Hitler, Bern 1947, S. 6 u. S. 25 ff. 
® Ebenda, S. 49. 
? Ebenda, S. 185. 
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Douglas M. KeLuev, 
war fünf Monate lang 
als Psychiater im 
Nürnberger Kriegsver- 
brecher-Gefängnis 
tätig. Er beging 1957 
Selbstmord, mit einer 
jener Zyankali-Kap- 
seln, die bei dem to- 
ten Göring gefunden 
worden waren. 
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Staates, der Wirtschaft und des Militärs ım Dritten Reich also gewisser- 
maßen Idioten? 

Die in diese Richtung gehende Frage hat der deutsche Historiker Wer- 
ner MAsEr kurz und knapp mit einem deutlichen Nein beantwortet. Die 
im Nürnberger Gefängnis internierte deutsche Führung habe sich viel- 
mehr aus hochintelligenten Persönlichkeiten zusammengesetzt. Einige 
von ihnen seien sogar als Genies zu bezeichnen gewesen." 

Tatsächlich ist diese den Mediendarstellungen so heftig widersprechen- 
de Beurteilung bereits in den vierziger Jahren von unverdächtiger Seite 
wissenschaftlich bestätigt worden. Den Untersuchungser- 
gebnissen des amerikanischen Gefängnispsychologen Gu- 
stave GILBERT zufolge, der mit den Hauptangeklagten in 
Nürnberg ausgiebige Intelligenztests durchgeführt hatte, 
waren die führenden Vertreter des Dritten Reiches als hoch- 
intelligent einzustufen. Hjalmar SCHACHT beispielsweise hatte 
demnach einen Intelligenzquotienten (IQ) von 143, Her- 
mann GÖRING und Karl DÖnITZz jeweils einen IQ von 138, 
Hans Frank und Baldur von SCHIRACH jeweils einen IQ 
von 130, Wilhelm KEITEL und Joachim von RiBBENTROP 
jeweils einen IQ von 129, Albert SPEER einen IQ von 128, 
Alfred JoDL und Alfred ROSENBERG jeweils einen IQ von 
127, Konstantin von NEURATH einen IQ von 125, Walter 
| Funk und Wilhelm Frick jeweils einen IQ von 124 und 
=# Rudolf Hess einen IQ von 120, der damit immer noch deut- 
lich über dem Durchschnitt des für das deutsche Volk (IQ 
107) lag? 

Hjalmar ScHAcHT im Daß »Adolf HITLER in einem solchen Test zumindest ebenso abge- 
ee a US- schnitten hätte«, müsse, MASER zufolge, »infolge der inzwischen wissen- 
ee schaftlich belegten Fakten als sicher gelten«.° Zu dieser Erkenntnis ist 
ihm mit einem IQ man im Ausland längst gekommen. In seinem vom Nachrichtendienst 
von 143 denhöch- des US-Kriegsministeriums (Office of Strategic Services, OSS) in Auf- 
sten Intelligenzquoti- trag gegebenen und 1943 veröffentlichten Buch Te Mindof Adolf Hitler 
enten unter den An- bescheinigt der amerikanische Psychoanalytiker Walter C. LANGER, daß 
geklagten. Adolf HITLER »mit höchster Vernunft« handeln konnte, der frühere bri- 


* Vgl. Werner Maser, Nürnberg. Tribunal der Sieger, Düsseldorf-Wien 1977, 
5:397. ff. 

3 Vgl. Gustave M. GiLBERT, The Nuremberg Diary, New York 1947; deutsch: Gu- 
stave M. Gilbert, Nürnberger Tagebuch. Gespräche der Angeklagten mit dem Gericht s- 
‚psychologen, Frankfurt 1962. 

© Vgl. Werner MAser, Nürnberg. Tribunal der Sieger, aaO. (Anm. 4),S. 597 ff. Siehe 
auch: David Irving, Nürnberg. Die letzte Schlacht, Tübingen 1996, S. 255 ff. 
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Aufnahmen der ge- 
sundheitlich stark 
beeinträchtigten 
Nürnberger Häftlin- 
ge nutzten die Medi- 
en gern dazu, der 
Führungselite des 
Dritten Reichs hohe 
Intelligenz abzuspre- 
chen und sie der Lä- 
cherlichkeit preiszu- 
geben. 


tische Premierminister David LLOYD GEORGE von »HITLERs politischer 
Klugheit außerordentlich beeindruckt« gewesen sei und der britische Mi- 
litärhistoriker Sir Basıl LiDDEL1. HART »HITLER für den größten Militär- 
strategen« gehalten habe, der »mit seinem Charme und seiner Intelli- 
genz« gleichermaßen »Philosophen und Bauern, Architekten und Arbeiter, 
Künstler und Hausfrauen, Generale, Botschafter und amerikanische Stu- 
denten für sich einnehmen und beeindrucken« konnte.’ 

Es ist aufgrund des vorliegenden Untersuchungsmaterials® erwiesene 
Tatsache, daß die Führungsriege des Dritten Reiches hinsichtlich ihrer 
Intelligenz deutlich über dem durchschnittlichen IQ des deutschen Vol- 
kes lag. Dieser Umstand ist nicht uninteressant, da, jüngsten wissenschaft- 
lichen Untersuchungen zufolge, die Deutschen das intelligenteste Volk 
in Europa seien. Im Frühjahr 2006 veröffentlichte Richard Lynn, Pro- 
fessor für Psychologie an der nordirischen Universität Ulster, seine ent- 
sprechenden Forschungsergebnisse: Mit einem durchschnittlichen In- 
telligenzquotienten von 107 liegen, ihm zufolge, die Deutschen demnach 
gemeinsam mit den Niederländern (107) vor allen anderen europäischen 
Nationen. 


Claus Nordbruch 


7 Vgl. deutsche Ausgabe: Walter C. LAnGer, Das Adolf-Hitler-Psychogramm. Eine 
Analyse seiner Person und seines Verhaltens, Wien-München 1972. 

® Einen guten Überblick über die Leistungen der Eliten im Dritten Reich ver- 
mitteln Lorenz Porsch, Der »Mann des Jahrhunderts«, Kiel 2005, sowie Theodor 
KELLENTER, Das Erbe Hitlers, Kiel 2010. 

° Helen NUGENT, »Germans are brainest (but at least we’re smarter than the 


French), in: The Times, 27. 3. 2006. 
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Ernst Wilhelm Bonıe. 


HITLERS 
FÜNFTE 
KOLONNE 


"So Volker KooP in 
seinem Buch Hitlers 
Fünfte Kolonne. Die 
Auslands-Organisati- 
on der NSDAP Berlin 
2009, der einiges be- 
hauptet, ohne es bele- 
gen zu können. Ein 
einziger Fall ist be- 
kannt, bei dem die 
AO Einfluß auf die 
Außenpolitik der 
Reichsregierung 
nahm, nämlich als sie 
Francos Bitte um Flug- 
zeuge an Hiıtuer über- 
mittelte und die mili- 
tärische Unterstützung 
tatsächlich gewährt 
wurde. 
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Zum Wirken der NS-Auslandsorganisation 


| Im Laufe der Entwicklung der NSDAP in Deutschland bildete sich in 
| den zwanziger Jahren des 20. Jahrhunderts die Auslandsorganisation (AO) 
| der NSDAP in den verschiedensten Ländern als der Zusammenschluß 
| der reichsdeutschen Nationalsozialisten im Ausland und in der Seefahrt. 


Seit 1933 wurde die AO als Gau von Ernst Wilhelm BoHLE von Berlin 


| aus geführt. Sie gliederte sich in Landesgruppen, Kreise, Ortsgruppen 
| und Stützpunkte. 


Ihr wurde vorgeworfen, daß ihre Mitglieder als 5. Kolonne der NSDAP 
in ihren Gastländern wirkten und Spionage für das Reich betrieben.' 
Das war jedoch — bis auf unbedeutende Ausnahmen - nicht der Fall. Im 
Gegenteil: Sie beachtete streng die Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten des jeweiligen Gastlandes. Das kam in ihren Richtlini- 
en zum Ausdruck, die jeder auslandsdeutsche Parteigenosse schon seit 
1931 bei der Verleihung der Mitgliedschaft und der Überreichung des 
Parteibuches ausgehändigt bekam. Sie lauteten: 

»1. Befolge die Gesetze des Landes, dessen Gast Du bist. 

2. Die Politik Deines Gastlandes lasse dessen Bewohner machen. Dich 
geht die Innenpolitik eines fremden Landes nichts an. Mische Dich nicht 
in diese ein, auch nicht gesprächsweise. 

3. Bekenne Dich stets und überall als Parteigenosse. 

4. Sprich und handele stets so, daß Du der nationalsozialistischen Be- 
wegung und damit dem neuen Deutschland Ehre machst. Sei rechtschaf- 
fen, ehrlich, furchtlos und treu! 

5. Sieh in jedem Deutschen draußen Deinen Volksgenossen, einen 
Menschen Deines Blutes, Deiner Art und Deines \Vesens. Gib ihm die 
Hand ohne Ansehen seines Standes. Wir sind alle »>Schaffende« unseres 
Volkes. 

6. Hilf von Herzen und unaufgefordert Deinem deutschen Volksge- 
nossen, wenn er unverschuldet in Not geriet. 

7. Sei nicht nur Mitglied, sondern auch Mitkämpfer in vorderster Li- 

nie. Unterrichte Dich genau über Wesen, Inhalt und Ziel unserer Bewe- 
gung. 
8. Werbe und kämpfe Tag für Tag um den Beitritt jedes ehrlichen 
Reichsdeutschen in unserer Bewegung. Überzeuge ihn von der Überle- 
genheit und Richtigkeit unserer Bewegung, von der Notwendigkeit un- 
seres Sieges, auf dal Deutschland weiterlebe! 

9. Lies unser Parteiorgan, unsere Druckschriften und Bücher. 

10. Schließe Dich den Parteigenossen in Deinem Aufenthaltsort an. 
Besteht dort ein Stützpunkt oder eine Ortsgruppe, so sei ihr disziplinier- 
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terundrühriger Mitarbeiter. Stifte 

nicht nur keinen Streit, sondern 

seimitallen Kräften bemüht, auf- — . - : j EEE ara = 
kommende Uneiniegkeiten zu 

nd - | Auslandsorganifation der NSDAP. 

Obwohl sie loyal zu dem jewei- 
ligen Staat standen, wurden viele | 
Mitglieder der AD im Zweiten 
Weltkrieg ın alliierten Staaten ver- | 
haftet, vor allem in Südamerika, 
von wo zahlreiche an die USA 
ausgeliefert wurden, wo sie wäh- | 
rend des Krieges jahrelang in 
Konzentrationslagern festgehal- 
ten wurden. 

RoosEvEIT hatte schon vor 
1939 wider besseren Wissens be- | 
hauptet, daß die Deutschen un- 
ter Mithilfe ihrer AO von Süd- 
amerika aus die USA angreifen | 
wollten. | 

Ein zu spätem Ruhm gekom- 
menes Mitglied der AO war der 
Vater der schwedischen Königin 
SıLvıa, der Geschäftsmann Wal- 
ther SOMMERLATI, der in Sao Pau- | 
lo, Brasilien, 1934 der AO beige- | 
treten war. Diese T’atsache fand 
2002 ein schwedischer Historiker | Erana Europa "Abschni Eibe 
heraus. Acht Jahre lang verweiger- | [nzz en 
te die Königin jeden Kommen- | |," om pw : 
tar dazu, bis sie im Frühjahr 2010 ER 
ihren Vater verteidigte. Das KERZE 


brachte ihr Vorwürfe von der Öf- 


E 
| ai | 
za 


fentlichkeit ein, weil sie sich nicht 
— wie es politisch korrekt gewe- 
sen wäre — von ihm distanzierte.” 


Rolf Kosiek 


Organisationsschema der AO (1937) 


! Zitiert in: Der Freiwillige, Nr. 3/4, 2010, S. 29. 
* Thomas BORCHERT u. Andre AnwAr, »Blaues Blut und braune Vergangen- 
heit«, in: Nürtinger Zeitung, 21. 5. 2010. 
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Boykott jüdischer 
Geschäfte 1. April 
1933. In ihrer Ausga- 
be vom 25. März 
1993 berichtete die 
Allgemeine Jüdische 
Wochenzeitung unter 
der Überschrift »Als 


alles begann: Der 1. & 


April 1933« über den 
deutschen Boykott- 
Aufruf gegen die Ju- 
den in Deutschland 
vom 1. April 1933. 
Das erweckt den Ein- 


druck, als habe die- | 


ser Aufruf keine Vor- 


geschichte und sei | 


Kriegserklärungen von jüdischen Kreisen 
gegen Deutschland 


Nach Großbritannien und Frankreich, die beide am 3. September 1939 
Deutschland den Krieg erklärten, obwohl sie vom Deutschen Reich gar 
nicht bedroht worden waren, folgten ihnen die meisten Staaten der Erde 
und erklärten dem Deutschen Reich den Krieg. Eine Besonderheit stell- 
ten die jüdischen Kriegserklärungen dar, da kein Staat dahinter stand, 
sondern nur einflußreiche Gruppen, die aber vorgaben, für die gesamte 
Judenheit zu sprechen. Diese Kriegserklärungen werden heute meist ver- 
schwiegen oder als Äußerungen kleiner, unbedeutender Gruppen abge- 
tan. Doch das ist nicht richtig. Es standen einflußreiche Gruppen dahin- 
ter. Und Millionen Juden folgten den Aufrufen, vor allem in der 
Sowjetunion, wo rund eine halbe Million Juden gegen die Wehrmacht 
im Zweiten Weltkrieg kämpfte. 

Die ersten solcher Erklärungen und Aufforderungen kamen schon 
vor der Machtübernahme HrıLers, schon während der Weimarer Repu- 
blik. Die wichtigsten von ihnen sind: 

1. Im Jahre 1932 erklärte der damalige Präsident der Jüdischen Welt- 
liga«, Bernard LECACHE: »Deutschland ist unser Feind Nummer eins. Es 
ist unsere Sache, ihm erbarmungslos den Krieg zu erklären.« 

2. Am 24. März 1933 brachte der Daily Express aus London auf der 
ersten Seite einen Artikel unter der Überschrift »Judea declares War on 


grundlos erfolgt. 


236 


DRITTES REICH 


Kriegserklärungen von jüdischen Kreisen gegen Deutschland 


ISH JEWS PROTEST 
AT NAZI TACTICS 


MERCHANTS AND FINANCIERS 
RALLY TO MOVEMENT 
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Germany« (Die Juden erklären Deutsch- 
land den Krieg). Darin hieß es: »14 Mil- 
lionen Juden der ganzen Welt stehen wie 
ein Mann zusammen, um Deutschland 
den Krieg zu erklären.«' Daraufhin erfolg- 
te am 1. April 1933 für einen Tag ein Boy- 
kott der jüdischen Geschäfte in Deutsch- 
land. 

3. Am 27. März 1933 fand in New 
York eine große Protestversammlung 
statt, zu der rund 55000 Personen nach 
| antideutschen Artikeln in der Presse zu- 
sammengekommen waren. Es sprachen 
unter anderen der Oberbürgermeister der 
Stadt, O’BrıEn, Bischof MANNING und 
der Rabbiner Stephen Wise. Der letztere 
erklärte: »Wir wenden uns dagegen, daß 
die Juden zum schwarzen Schaf gemacht 
werden, weil Deutschland über das Aus- 
land Klage führt. Wir stellen keine For- 
derungen, wir erheben keine Bitte, wir 
betonen nur die elementaren Axiome der 
Zivilisation.«? 

4. Anfang Mai 1933 wurde nach vielen 
kleineren antideutschen Veranstaltungen 
in den USA eine weitere große Protest- 
demonstration gegen Deutschland von 
rund 100000 Teilnehmern besucht, auf 
der sich General O’Ryan, der \WirLsonsche 
| Staatssekretär Bainbridge Cory, der ein- 
\ £lußreiche Bernhard DEUTSCH und der 
| Rabbiner Stephen Wise gegen das Reich 


äußerten. 


‚Weniger bekannt: Die Seite 2 der Kriegserklä- 


rung jüdischer Kreise an das NS-Deutschland, 
erschienen im britischen Daily Express vom 24. 
März 1933. 


' Claus Norbsrucn, Juden fragen. Selbstverständnis und Problematik, Grabert, Tü- 


bingen 2006, S. 34 £. 


? Zitiert in: Georg FrAnz-WıLLinG, Die nationale Erhebung, Druffel, Leoni 1982, 


S. 185. 
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Anti-deutsche De- 
monstration in New 
York am 10. Mai 
1933, veranstaltet 
von dem American 
Jewish Congress. Ab- 
bildung aus: Encyclo- 


paedia Judaica 


(1971): »USA«, Bd. 
15, Spalte 1629- 
1630. 


? Ebenda, S, 215 f. 
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5. Der britische Industrielle Lord MELCHETT hatte für Juli 1933 zu 
einer jüdischen Weltwirtschaftskonferenz nach London eingeladen. Sie 
wurde abgesetzt aufgrund von Protesten englischer Juden. Zu ihr war 
der New Yorker Rechtsanwalt Samuel UNTERMEYR angereist, der die Kon- 
ferenzteilnehmer dann nach Amsterdam einlud. Dort erklärte er: »Die 
Juden sind die Aristokraten der Welt... Dieser Krieg muß unablässıg 
geführt werden, bis die dunklen Wolken blinder Gläubigkeit, des Ras- 
senhasses und Fanatismus zerstreut sind, die sich über das einstige 
Deutschland lagerten, das jetzt mittelalterliches HiTLEr-Land ist.« 

6. Am 1. Dezember 1934 schrieb die jüdische Zeitung Nascha Retsch 
auf russisch: »Der Kampf gegen Deutschland wird von sämtlichen jüdi- 
schen Gemeinschaften, Tagungen, Kongressen, von jedem einzelnen 
Juden geführt. Unsere jüdischen Interessen verlangen, daß Deutschland 
endgültig vernichtet wird. Die Gefahr für uns Juden liegt im ganzen deut- 
schen Volk, in Deutschland als Ganzem. Unschädlich muß es gemacht 
werden für alle Zeiten.« 

7. Am 3. Juli 1938 brachte die weitverbreitete Zeitschrift The Amerwvan 
Hebrew einen Artikel unter der Überschrift »Wird Eli-Eli über Horst Wes- 
sel siegen?« Darin hieß es unter anderem: »Diese drei Söhne Israels (Leon 
Brum, Ministerpräsident in Frankreich, Maksim Lriwinow, Volkskommis- 
sar des Äußeren in Moskau, HoRE-BELISHA, Kriegsminister in England) 
werden sich vereinen, um den tollen Nazidiktator zum Teufel zu schicken. 
Er wird nicht gerade sehr sanft in die Grube hinab gelassen werden. 

Dann werden die Juden Halleluja singen. Der Allmächtige hat die ge- 
meinen Nazis zu ewigen Qualen verdammt, Europa wird zur Vernich- 
tung gesandt werden.« 


DRITTES REICH 


Kriegserklärungen von jüdischen Kreisen gegen Deutschland 


8. Vom 29. August 1939, also noch vor Kriegsbeginn, datiert eine 
offene Beistandserklärung für die Alliierten des damaligen Führers der 
Zionisten, Chaim WEIZMANN, die auf dem 25. Zionistenkongreß in Genf 
beschlossen worden war. Sie wurde am 3. September 1939 ın London 
empfangen und am 8. September im Jewzsh Chhronicle veröffentlicht.* 

Der Widerstand wurde von einfluß- und kenntnisreichen Juden selbst 
zugegeben. In der 1989 erschienenen, von der Westberliner »Gedenk- 
stätte Deutscher Widerstand herausgegebenen Schrift hat der Verfas- 
ser, gebürtiger Berliner und 1936 nach Palästina ausgewandert, festge- 
stellt: »Es ist erwiesen, daß jüdische Organisationen den Nazis in den 
Jahren vor der Machtübernahme erbitterten Widerstand geleistet und 
einen getarnten Propagandafeldzug zur Unterstützung der demokrati- 
schen Parteien gegen das Gesamtprogramm der NSDAP entfaltet ha- 
ben.« Dieser Kampf habe »verschleiert« durchgeführt werden müssen. 
Von ihm hätten deutsche Historiker kaum Notiz genommen. »Bereits 
1930 erkannten Vertreter einer bürgerlichen jüdischen Gemeinschaft klar, 
daß es für Juden nur eine totale Abwehr des Faschismus geben konnte.« 

Im einzelnen hält PAUCKER fest: »Ungefähr 1,6 Millionen von den 16 
Millionen Juden in der Welt bei Kriegsausbruch kämpften gegen Hır- 
LEer-Deutschland. Über eine halbe Million Juden diente in der Roten Ar- 
mee, mindestens 700000 in den Armeen der beiden großen westlichen 
Alliierten. In Palästina meldeten sich 35000 Juden freiwillig zur briti- 
schen Armee, von denen später 10 000 die Jüdische Brigade bildeten. .. 
Eine ganze Generation deutscher Juden kämpfte an allen Fronten gegen 
den Faschismus.« 

Nach dem Überlebenden von Auschwitz und Buchenwald Arno Lu- 
STIGER® haben je 500.000 Juden in der Roten Armee und in der der USA 
gegen Deutschland gekämpft. Dazu kamen 190000 Mann in polnischer, 
62.000 in englischer, 48 000 in französischer Uniform. Aus Palästina sei- 
en 30 000 gekommen, aus Kanada 16 000 und aus Australien 3000 Mann. 
Dazu kämen noch Tausende jüdischer Partisanen. 

Daß eine große Anzahl von Juden gegen das Reich Krieg führte, ist 
damit wohl kaum zu leugnen. 


Rolf Kosiek 


Der Rabbiner und Zionistenführer Wladimir JABOTINSKY appellierte im Januar 
1934 in der jüdischen Zeitung Tarscha Retsch: »Seit Monaten wird der Kampf 
gegen Deutschland von jeder jüdischen Gemeinde, auf jeder Konferenz, auf 
jedem Kongreß, in allen Gewerkschaften und von jedem einzelnen Juden auf 
der ganzen Welt geführt. Wir werden einen geistigen und einen materiellen 
Krieg der ganzen Welt entfachen. . . Unsere jüdischen Interessen verlangen die 
vollständige Vernichtung Deutschlands.« 
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Wie reagierten die Deutschen auf die 
Judenverfolgung nach 1933? 


Nach Aufrufen zum Boykott deutscher Waren, zum Beispiel im Londo- 
ner Daily Express von seiten jüdischer Gruppen am 24. März 1933, wur- 
de von der NSDAP in Deutschland aufgerufen, am 1. April 1933 für 
einen Tag jüdische Geschäfte im Reich zu boykottieren. Doch dieser 
Aufruf wurde von vielen Deutschen nicht beachtet. 

Als der Bayreuther Emeritus Konrad Löw 2010 sein Buch' über die 
verschwiegenen und übergangenen Zeitzeugen zur NS-Judenverfolgung 
herausbrachte, wurde er vielfach angefeindet. Seine Erkenntnis, daß die 
Mehrheit des deutschen Volkes das Unrecht bei der Behandlung der Ju- 
den - bei diesem Boykott zum 1. April 1933 wie bei der Kristallnacht am 

9. November 1938 — durchaus erkannt und sich auf persönlicher Ebene 
N für die Verfolgten eingesetzt habe, wurde trotz seiner zahlreichen vorge- 
legten Beweise nicht von allen angenommen. So erklärte in ihrer Rede 
Konrad Löw vor dem Deutschen Bundestag in der Gedenkstunde für die Opfer des 
Deutsche Schuld Nationalsozialismus am 30. Januar 2013 die Holocaust-Überlebende Inge 
1933-1945? DEUTSCHKRON gegen die Wahrheit: »Das deutsche Volk jener ersten Nach- 
kriegsjahre wurde beschützt von seinem ersten Kanzler, der im Parla- 
ment in einer Regierungserklärung behauptet hatte, die Mehrheit der 
Deutschen wären Gegner der Verbrechen an den Juden gewesen. Viele 
von ihnen hätten sogar den Juden geholfen, ihren Mördern zu entkom- 
men. Ach wäre das doch die Wahrheit gewesen.« Die Zuhörer gaben ihr 
»anhaltenden Beifall — Die Anwesenden erheben sich«, berichtet das Pro- 


Von oben: Konrad 


Löw und sein Buch koll 
Deutsche Schuld : Se j u 
1933-19452. Die Rednerin nahm Bezug auf Außerungen Konrad ÄDENAUERS am 


27. September 1953, in denen er erklärte, daß die Mehrzahl der Deut- 
schen für die Juden eingetreten sei. Und er bekam auch für diese Aussa- 
ge Beifall. Was ist nun richtig? 

Der genannte Buchautor Löw hat neuerlich zu der Frage der Haltung 
der deutschen Bürger gegen die Juden Stellung genommen. Er fragt, ob 
die Zeitzeugen wenige Jahren nach dem Geschehen es nicht besser ge- 
wußt hätten als die heutige Generation achtzig Jahre später. Das deut- 
sche Volk sei damals einseitig informiert worden, aber dennoch in seı- 
nem Rechtsempfinden normal geblieben. Es habe ausdrücklich ın 
jüdischen Geschäften am 1. April 1933 gekauft, als ein eintägiger Boy- 
kott gegen die Juden verkündet worden war. So schrieb die Jüdische Rund- 
schau am 13. April 1933: »Von einer großen Zahl von Freunden und 
Lesern in Berlin und in allen Teilen des Reiches erhalten wir Berichte, 
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aus denen hervorgeht, daß ein großer Teil der christlichen deutschen 
Bevölkerung trotz der beispiellosen Vehemenz der antijüdischen Propa- 
ganda.... ein Gefühl für die wirkliche Situation bewahrt hat. Sowohl am 
Tage des Boykotts als auch nachher haben viele Juden von ihren Mitbür- 
gern Zeichen der Teilnahme und des Respekts erhalten. ... ausdrücklich 
wird hervorgehoben, daß. ... auch von Mitgliedern der nationalsozialisti- 
schen Partei solche Kundgebungen zu verzeichnen sind.« 

Und Löw’ zitiert auch Charlotte KNoOBLOcH, die frühere Vorsitzende 
des Zentralrats der Juden in Deutschland, die in ihrer Autobiographie, 
von ihrem Vater unterwiesen, zum 1. Aprıl 1933 schreibt: »Die Aktion 
wurde allerdings abgebrochen, weil die Machthaber enttäuscht feststel- 
len mußten, daß die Bevölkerung ihrem Aufruf, die Juden zu ächten, 
nicht im gewünschten Umfang nachgekommen war... Noch konnten 
die meisten zwischen Recht und Unrecht unterscheiden.« Daran fügt 
Löw die berechtigte Feststellung an: »Den Nachweis für die Richtigkeit, 
daß später das Unrechtsbewußtsein schwand, bleibt sie schuldig.« 

Die Behauptung, daß der NS-Boykott am 1. April 1933 nicht abge- 
brochen worden sei, weil die Deutschen nicht mitmachten, ist falsch. Es 
war schon vorher festgelegt worden, daß der Boykott nur einen Tag lang 
dauern sollte. 


Rolf Kosiek 


' Konrad Löw, Deutsche Schuld 1933-1945? Die ignorierten Antworten der Zeitzeugen, 
Olzog, München 2010. 

® Konrad Löw, »Mit Gleichgültigkeit und Verachtung begleitet«, in: Junge Frei- 
heit, 22. 3. 2013, S. 20. 
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Bekenntnis der NS-Führung zum Frieden 


Die Vergangenheitsbewältiger führen immer wieder den Einwand an, 
daß HrILER seine Lebensraum-Ideologie bereits in Men Kampf darge- 
stellt habe und daf3 das Studium dieser Propagandaschrift der zwanziger 
Jahre jedem die Augen hätte öffnen müssen.' Abgesehen davon, daß der 
Begriff »Lebensraum« in dem Register zu der Schrift nicht einmal auf- 
taucht,” können HriLers Darlegungen in Mein Kampf schwerlich als au- 
Benpolitisches Programm bewertet werden, da sich die Gegebenheiten auf 
dem außenpolitischen Schachbretts Europas, vor allem im Zuge der Welt- 
wirtschaftskrise 1929, nach 1923 stark verändert hatten. 

Zweifellos will man aus etwaigen »kriegerischen Führerredeng, die nicht 
als solche gehalten wurden, auf eine Kollektivverantwortung des deut- 
schen Volkes schließen. 

Die berüchtigten »Schlüsseldokumente«, deren Authentizität ohnehin 
mit überzeugenden Gründen in Frage gestellt wurde und die HITLERS 
unbedingten Kriegswillen belegen sollen, können nicht herangezogen 
werden, da die entsprechenden Berichte bHoßbach-Niederschrift«, 
>Schmundt-Berichts »Schweinehund-Rede;, »Dschingis-Khan-Rede«) nicht 
an die Öffentlichkeit gelangten. Es handelt sich um vier geheime Kon- 
ferenzen« HrILERs mit der höchsten Generalität vom 5. 11. 1937, 23. 5., 
22. 8. und 23. 11. 1939, auf denen der Zweite Weltkrieg geplant und 
beschlossen worden sein soll. 

Nicht ein einziges Mal ließ die NS-Führung öffentlich durchblicken, 
daß sie einen Kriegskurs, dem das deutsche Volk ohnehin niemals zuge- 
stimmt hätte, eingeschlagen habe. 

Der Historiker Wolfgang VENOHR bemerkte hinsichtlich der Lage ın 
Deutschland Anfang 1939 zu Recht:? »Es gab für das deutsche Volk kei- 
nerlei Anlaß zu Pessimismus. HITLER hatte sich in sechs Jahren als »Frie- 
denskanzler< ausgewiesen. Er hatte auf Südtirol und Elsaß-Lothringen 
verzichtet, mit dem »Erbfeind« Polen einen Nichtangriffspakt geschlos- 
sen und mit Großbritannien ein Flottenabkommen zustande gebracht. 
Es kann überhaupt nicht bestritten werden, daß HriLers Außenpolitik 
vom Frühjahr 1933 bis Frühjahr 1939 von beispiellosem Erfolg gekrönt 
war.« 

HITLER meinte am 26. September 1938 zutreffend: »Ich habe Herrn 
CHAMBERLAIN versichert, daß das deutsche Volk nichts anderes will als 
Frieden.« 


Zunächst seien im folgenden bezeichnende Aussagen von HITLER und 
anderen NS-Größen angeführt, die das bisher Gesagte belegen und unter- 
streichen sollen.* 
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— Bei der ersten außenpolitischen Grundsatzrede des neuen Reichskanz- 
lers HrıLer am 23. März 1933 im Reichstag stellte sich der SPD-Vorsit- 
zende Otto Weıs, der die Zustimmung zum Ermächtigungsgesetz für 
seine Partei ablehnte, hinter die außenpolitischen Forderungen HITL.Ers. 


— In seiner Rede vom 17. Mai 1933, der sogenannten »Friedensrede, in 
der er unter anderem die Beseitigung von Massenelend und -arbeitslo- 
sigkeit sowie einen neuen wirtschaftlichen Aufschwung in Deutschland 
versprach, beteuerte FIITLER: 


»Ich möchte namens der nationalen Regierung und der gesamten Na- 
tionalerhebung bekunden, daß gerade uns in diesem jungen Deutsch- 
land das tiefste Verständnis beseelt für die gleichen Gefühle und Gesin- 
nungen sowie für die begründeten Lebensansprüche der anderen Völker. 
Die Generation dieses jungen Deutschlands, die in ihrem bisherigen 
Leben nur die Not, das Elend und den Jammer des eigenen Volkes 
kennenlernte, hat zu sehr unter dem Wahnsinn gelitten, als daß sie be- 
absichtigen könnte, das gleiche anderen zuzufügen. Indem wir in gren- 
zenloser Liebe und Treue an unserem eigenen Volkstum hängen, re- 
spektieren wir die nationalen Rechte auch der anderen Völker aus dieser 
selben Gesinnung heraus und möchten aus tiefinnerstem Herzen mit 
ihnen ın Frieden und Freundschaft leben.« 


HiTL.ER zerstreute sodann Befürchtungen des Auslands wegen eines deut- 
schen Angriffs und sprach sich gegen das Aufrüsten aus: 


»Der Ausbruch eines solchen Wahnsinns ohne Ende müßte zum Zu- 
sammenbruch der heutigen Gesellschafts- und Staatsordnung führen.« 


Daraufhin sprach der Reichstag einstimmig, auch mit allen Stimmen der 
SPD, der Reichsregierung das Vertrauen zu ihren außenpolitischen For- 
derungen aus: Aufhebung des Versailler Diktats, Anerkennung der Gleich- 
berechtigung Deutschlands, allgemeine Abrüstung. Der spätere bayeri- 
sche SPD-Ministerpräsident Wilhelm HoOEGNER berichtete: 


»Eine sanftere Friedensrede hätte auch STRESEMANN nicht halten kön- 
nen. Bei der Abstimmung blickten unsere Nachbarn zur Rechten, die 
katholischen Parteien, erwartungsvoll auf uns. Wir erhoben uns mit 
ihnen und stimmten der Erklärung des Deutschen Reichstages zu. Dann 
fingen die Abgeordneten der Rechten an, das Deutschlandlied zu sın- 
gen. Viele in unseren Reihen sangen mit. Einigen liefen die Tränen über 
die Wangen.« 


—- Am 31. März 1933 sagte der NS-Reichsminister für Volksaufklärung 
und Propaganda, Joseph GOEBBEILS, in einer Rundfunkansprache: 


»Ich erkläre hiermit feierlich vor ganz Deutschland und vor der ganzen 
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Welt: Wir wollen mit der Welt in Frieden leben. Das deutsche Volk will 
keinen Krieg. Wir haben nicht die Absicht, uns unnötig Feinde anzu- 
schaffen.« 


—- Am 27. Maı 1933, einen Tag vor den Wah- 
len zum Volkstag des Freistaates Danzig, be- 
teuerte HITLER über den Sender Königsberg: 


»Indem der Nationalsozialismus zu den Wur- 
zeln unseres Volkstums zurückkehrt, entfernt 
er sich von dem unglücklichen Hurrapatrio- 
tismus eines bürgerlichen Zeitalters.... Der 
Nationalsozialismus kennt keine Politik der 
„ Grenzkorrektur auf Kosten fremder Völker. 

DP Wir wollen keinen Krieg nur zu dem Zwek- 
; ke, um einige Millionen Menschen vielleicht 
zu Deutschland zu bringen, die gar nicht 
] Deutsche sein wollen. Wir werden niemals 
Menschen zu unterwerfen versuchen, die uns 
innerlich nur hassen.« 


- Am 28. September 1933 erklärte GOEBBELS 
vor 300 Journalisten auf einer Pressekonfe- 
renz in Genf: 


Karikatur der New 
Yorker Zeitung Nati- 
ons auf HıtLers Frie- 
densrede vom 17. 
Mai 1933. 


244 


»Es liegt nicht im Interesse irgendeines Volkes, daß dieses Deutschland 
weiterhin als Nation zweiten Ranges behandelt wird und der Möglich- 
keit seiner Verteidigung benommen bleibt, die es zur Aufrechterhal- 
tung seiner nationalen Sicherheit nötig hat. Daraus den Willen zum 
Kriege schließen zu wollen angesichts der Tatsache, daß überall sonst- 
wo nicht ab-, sondern aufgerüstet wird, ist ebenso kurzsichtig wie ent- 
mutigend.« 


— Über die deutschen Rundfunksender sagte HITLER am 14. Oktober 
1933, an dem Tag, an dem die deutschen Vertreter die Genfer Konfe- 
renz verließen: 


»Ich fasse es als Zeichen eines edleren Gerechtigkeitssinnes auf, daß 
der französische Ministerpräsident in seiner letzten Rede Worte des 
Geistes eines versöhnlichen Verstehens gefunden hat, für die ihm un- 
zählige Millionen Deutsche innerlich dankbar sind. Es würde ein ge- 
waltiges Ereignis für die gesamte Menschheit sein, wenn die beiden 
Völker einmal für immer die Gewalt aus ihrem gemeinsamen Leben 
verbannen möchten. Das deutsche Volk ıst dazu bereit... Wenn die 
Welt beschließt, daß sämtliche Waffen bis zum letzten Maschinenge- 


wehr beseitigt werden: Wir sind bereit, sofort einer solchen Konven- 
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tion beizutreten. Wenn die \Velt beschließt, daß bestimmte Waffen zu 
vernichten sind, wir sind bereit, auf sie von vornherein zu verzichten. 
Die deutsche Regierung ist zutiefst erfüllt von der Überzeugung, daß 
ihr Appell an die ganze deutsche Nation der Welt beweisen wird, daß 
die Friedensliebe der Regierung genauso wie ihre Ehrauffassung Frie- 
denssehnsucht und Ehrbegriff des ganzen Volkes sind. ... Möge es die- 
ser gewaltigen Friedens- und Ehrkundgebung unseres Volkes gelingen, 
dem inneren Verhältnis der europäischen Staaten untereinander jene 
Voraussetzung zu geben, die zur Beendigung nicht nur eines jahrhun- 
dertelangen Haders und Streitens, sondern auch zum Neuausbau einer 
besseren Gemeinschaft erforderlich sind.« 


— Gegenüber dem Korrespondenten der britischen Zeitung Dazly MaxI, 

\VARD PRICE, äußerte der Führer und Reichskanzler am 18. Oktober 1933 

die Überzeugung: 
»Die Behauptung, daß das deutsche Volk sich mit Begeisterung auf 
den Krieg vorbereitet, ist eine uns einfach unfaßbare Verkennung des 
Sinnes der deutschen Revolution. Wir Führer der nationalsozialistischen 
Bewegung sind fast ohne Ausnahme Frontsoldaten gewesen. Ich möchte 
den Frontsoldaten sehen, der mit Begeisterung sich für einen neuen 
Krieg vorbereitet... Glauben Sıe, daß wir unsere Jugend, die unsere 
ganze Zukunft ist und an der wir alle hängen, nur erziehen, um sie dann 
auf dem Schlachtfeld zusammenschießen zu lassen?« 
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— Bei seiner denkwürdigen Rede am 24. Oktober 1933 im Berliner Sport- 
palast beteuerte Adolf HITLer: 


»Wir haben den Willen zum Frieden, wir sehen auch keine Konflikt- 
möglichkeiten. Wir wollen mit England in Frieden leben, wollen mit 
Frankreich in Frieden leben, wollen auch mit Polen in Frieden leben. 
Wir wollen mit allen in Frieden leben... Wir kennen nur ein Ziel auf 
der Welt: Nicht Haß anderen Völkern, sondern Liebe zu der deutschen 
Nation.« 


— Vor den Arbeitern der Stemenswerke in Berlin sagte Adolf HrıiLER am 
10. November 1933: 


»Wenn ich aber dem deutschen Volk wieder Arbeit und Brot erschlie- 
Ben, wenn ich es wieder in Ordnung bringen will, kann ich das nur tun, 
wenn es Ruhe und Frieden besitzt. Man soll mir nicht zumuten, daß ich 
so wahnsinnig sei, einen Krieg zu wollen.« 


— In seiner Regierungserklärung anläßlich des Jahrestags der nationalso- 
zialistischen Machtübernahme, am 30. Januar 1934, tat HITLER seinen 
Willen zur Friedenssicherung kund: 


»Ich kann versichern, daß diese souveräne Nation keinen anderen 
Wunsch hat, als die Kraft und das Gewicht ihrer politischen, sittlichen 
und wirtschaftlichen Werte freudig einzusetzen nicht nur zur Heilung 
der Wunden, die eine vergangene Zeit den menschlichen Gemeinwe- 
sen geschlagen hat, sondern auch im Dienste der Zusammenarbeit je- 
ner gesitteten Kulturnationen, die, wie ein englischer Staatsmann mit 
Recht sagt, durch ihre Werke des Geistes und der Arbeit das Sein auf 
dieser Welt erst schön und wahrhaft lebenswert gestalten. « 


—- Am 22. Februar 1934 meinte Hermann GÖRING gegenüber dem briti- 
schen Journalisten George WARD PRICE: 
»Ich hoffe, es sind noch genug Menschen am Leben, die sich an den 
letzten Krieg erinnern und sich klarmachen, daß ein neuer Krieg, wo er 
auch beginnen würde, sich ausbreiten würde, bis die europäische Zivi- 
lisation in einem allgemeinen Blutbade zugrunde ginge.« 


— In einer Ansprache vor der Presse am 28. Februar 1934 äußerte Joseph 
GOEBBELS das gleiche Bekenntnis zum Frieden: 


»Deutschland will den Frieden, es will in Frieden arbeiten und aufbau- 
en, es bringt allen Völkern gleiche Achtung und gleiche Sympathie ent- 
gegen. « 


- Am 21. März 1934 hielt HıTLEr eine Rede an der Reichsautobahn- 
Baustelle Unterhaching ın Bayern und sagte unter anderem: 
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»Möge endlich die Einsicht der anderen Völker und ihrer Staatsmänner 
begreifen, daß der Wunsch und Wille des deutschen Volkes und seiner 
Regierung kein anderer ist, als in Freiheit und Frieden mitzuhelfen am 
Aufbau einer besseren \elt.« 


— Am 17. Juni 1934 führte HrıLer auf dem Thüringer Gauparteitag zu 
Gera aus: 


»Wir sind ein Volk, das den Frieden liebt und den Frieden wünscht und 
das vor allem sich nicht um die Angelegenheiten anderer Völker küm- 
mert.« 


— Vor ehemaligen Frontkämpfern auf dem Gauparteitag in Königsberg 
äußerte Rudolf Hi:ss am 8. Juli 1934 die Überzeugung: 


»Wir wollen gemeinsam kämpfen, eine neue Katastrophe zu verhin- 
dern. Wir, die wir gemeinsam im Kriege zerstörten, wollen gemeinsam 
bauen am Frieden. Es ist höchste Zeit, daß endlich eine wirkliche Ver- 
ständigung, die auf gegenseitiger Achtung fußt, erzielt wird. Eine Ach- 
tung, wie sie ehemalige Frontsoldaten auf allen Seiten auszeichnet.« 


— Zur Saarabstimmung am 13. Januar 1935, bei der sich 90,8 Prozent der 
Stimmberechtigten für die Vereinigung mit Deutschland aussprachen, 
äußerte der Reichskanzler zwei Tage später in einer Rundfunkrede: 


»Eure Entscheidung, deutsche Volksgenossen an der Saar, gibt mir heute 
die Möglichkeit, als unseren opfervollen geschichtlichen Beitrag zu der 
so notwendigen Befriedung Europas die Erklärungabzugeben, daß nach 
dem Vollzug eurer Rückkehr das Deutsche Reich keine territorialen For- 
derungen an Frankreich mehr stellen wird. Unser aller Wunsch ist es, 
daß dieses deutsche Ende eines so traurigen Unrechts zu einer höheren 
Befriedung der europäischen Menschheit beitragen möge.« 


—- Am 17. Januar 1935 führte HrILERr in einem Interview mit einem briti- 
schen Journalisten aus: 
»Wenn ich von Frieden rede, drücke ich nichts anderes aus, als was der 
tiefinnerste Wunsch des deutschen Volkes ist. Ich kenne die Schrecken 
des Krieges. Ich habe nicht gesehen, daß der Krieg das höchste Glück 
ist, sondern im Gegenteil, ich sah nur tiefstes Leid.« 


— Reichswehrminister Generaloberst Werner von BLOMBERG sagte am 

17. März 1935 bei seiner Ansprache in der Berliner Staatsoper: 
»Europa ist zu klein geworden als Schlachtfeld für einen zweiten Welt- 
krieg; zu wertvoll sind seine Kulturgüter, um sie aufs neue der zerstö- 
renden Wirkung neuzeitlicher Waffen auszusetzen. Da alle Staaten über 
diese Kriegsmittel verfügen, käme ein neuer Krieg der Selbstzerflei- 
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schung gleich... Wir wollen den Ausgleich und die Versöhnung uner- 
träglicher Spannungen in einem Frieden, der allen Völkern gleiches Recht 
und gleiche Sicherheit bietet.« 


— Am 1. Mai 1935 rief HıTLer vor 250000 begeisterten Zuhörern auf 
dem Tempelhofer Feld zu Berlin aus: 


»Das können wir den anderen Völkern an diesem 1. Mai hier verkün- 
den: Ihr braucht keine Angst zu haben, daß wir von euch etwas wollen. 
Wir sind stolz genug zu bekennen, daß das Höchste, was ihr uns gar 
nicht geben könnt, wir selber haben: unser Volk. Man könnte mir Welt- 
teile schenken, und ich würde lieber ärmster Bürger in diesem Volk 
sein.« 


—- Am 14. Mai 1935 beteuerte Rudolf Hess, HITLERS Stellvertreter in der 
NSDAP, im Rahmen eines Empfangs der Deutsch-Schwedischen Ge- 
sellschaft in Stockholm: 


»Wie der Führer selbst betonte, braucht Deutschland um seiner Waffen- 
ehre willen keinen Krieg zu führen. Denn es hat sie nie verloren. Daß 
aber ein neuer Krieg die wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse, 
welche die Folge eines früheren Krieges sind, nicht zu verbessern ver- 
mag, sondern endgültig das Chaos herbeiführen müßte, ist eine für je- 
den deutschen Politiker selbstverständliche Einsicht. Deutschland will 
keinen Krieg, Deutschland will den wahrhaften Frieden. Nicht Krieg 
behebt die Notlage, unter der alle Völker leiden, sondern die Einsicht, 
Rudolf Hess. daß an Stelle des Gegeneinanders das Miteinander der Nationen treten 
muß.« 


—- Am 21. Mai 1935 äußerte HITLER in einer Ansprache vor dem Reichs- 

tag die Überzeugung: 
»Was dynastischer Egoismus, politische Leidenschaft und patriotische 
Verblendung an scheinbaren tiefgreifenden staatspolitischen Verände- 
rungen unter Strömen von Blut erreicht haben, hat in nationaler Bezie- 
hung stets nur die Oberfläche der Völker geritzt, ihre grundsätzliche 
Markierung aber wesentlich kaum mehr verschoben. Hätten diese Staa- 
ten nur einen Bruchteil ihrer Opfer für klügere Zwecke eingesetzt, so 
wäre der Erfolg sicher größer und dauerhafter gewesen. .. Das natio- 
nalsozialistische Deutschland will den Frieden aus tiefinnersten weltan- 
schaulichen Überzeugungen. ... Wenn nur die Führer und Regierenden 
den Frieden wollen. Die Völker selbst haben sich noch nie einen Krieg 
gewünscht.« 


— Auf dem »Parteitag der Freiheit in Nürnberg sprach HITLER am 14. 
September 1935 die Worte aus, die vielfach mißverstanden wurden: 
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»In unseren Augen da muß der deutsche Junge der Zukunft schlank 
und rank sein, flink wie ein Windhund, zäh wie Leder und hart wie 
Kruppstahl.« 


Damit wollte HıTLEr keineswegs kriegerische Absichten andeuten, wie 
manch einer, der diesen Ausspruch aus dem Zusammenhang herausriß, 
gemutmaßt hat. HiTLERs weitere Ausführungen unterstreichen es: 


»Wir müssen einen neuen Menschen erziehen, auf daß unser Volk nicht 
an den Degenerationserscheinungen der Zeit zugrunde geht. . . Glaubt 
mir, es wird einmal eine Zeit kommen, da wird die deutsche Jugend ein 
wunderbar gesundes und strahlendes Antlitz besitzen, gesund, offen, 
aufrichtig und friedliebend. Wir sind keine Raufbolde.... Wir gehen 
unseren Weg und wollen keines anderen Weg durchkreuzen. Das ist der 
einzige Vorbehalt, den wir für unsere Friedensliebe aufstellen müssen. 
Keinem etwas zu leide tun und von keinem ein Leid erdulden!« 


— Am 7. März 1936, nachdem deutsche Truppen die Wehrhoheit des 
Reiches auch im Rheinland wiederhergestellt hatten, erklärte HITLER vor 
dem Reichstag: 


»Im Interesse des primitiven Rechts eines Volkes auf Sicherung seiner 
Grenzen und zur Wahrung seiner Verteidigungsmöglichkeiten hat die 
deutsche Reichsregierung mit dem heutigen Tage die volle und unein- 
geschränkte Souveränität des Reiches in der entmilitarisierten Zone des 
Rheinlandes wiederhergestellt. Um aber jeder Mißdeutung ihrer Ab- 
sichten vorzubeugen und den rein defensiven Charakter dieser Maß- 
nahmen außer Zweifel zu stellen, erklärt sich die deutsche Reichsregie- 
rung bereit, neue Vereinbarungen für die Aufrichtung eines Systems 
der europäischen Friedenssicherung zu treffen.« 


In derselben Rede bot der Reichskanzler Frankreich und Belgien einen 
Nichtangriffspakt für 25 Jahre Dauer an und schlug die Bildung einer 
neuen entmilitarisierten Zone beiderseits der deutschen Westgrenze vor. 
Außerdem regte er einen Luftpakt für Westeuropa gegen einen Überra- 
schungsangriff sowie zweiseitige Nichtangriffsakte mit den östlichen 
Nachbarn Deutschlands an. Schließlich bekundete er die Bereitschaft, 
Deutschland wieder in den Völkerbund zu führen. 


— Zum Abbau der internationalen Spannungen unterbreitete HITLER am 
31. März 1936 Großbritannien einen »Friedensplan« mit dem Ziel, »unter 
allen Umständen zu einer wirklichen konstruktiven Ordnung des Ver- 
hältnisses der europäischen Nationen untereinander und damit zu einer 
dauerhaften Friedensgestaltung und -sicherung zu kommen«. Die deut- 
sche Regierung sei es ihrem Volke schuldig, eindeutig zu erklären, daß 
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sie nur von Friedenssehnsucht geleitet werde. In diesem Friedensplan 
wurden eine Begrenzung der deutschen Truppenstärke im Rheinland und 
eine Verbesserung der Beziehungen zu Frankreich und Belgien vorge- 
schlagen. Die betroffenen Nationen gingen nicht auf die Vorschläge ein. 


Als im Oktober 1936 gemeldet wird, daß sowjetische Bomber gegen 
FrAnco-Truppen eingesetzt wurden, genehmigt HITLER am 30. Oktober 
1936 die uneingeschränkte Intervention der Luftwaffe. Man hat behaup- 
tet, der Spanische Bürgerkrieg sei für HrıLEr ein willkommener Anlaß 
gewesen, um neue Flugzeugtypen und neue Kriegstaktiken zu testen. An 
anderer Stelle’ im vorliegenden Band wird richtiggestellt, daß ganz ande- 
re Beweggründe zu HiTLErs Entscheidung geführt haben. 


— Der NS-Führer beteuerte am 6. Juni 1937 auf dem NS-Gauparteitag 
in Regensburg erneut seine Friedfertigkeit: 


a =? En »Das deutsche Volk ist kein Volk, das heute oder 

—n morgen einen Krieg beginnt. Der Deutsche ist 
in seinem ganzen Wesen nicht nur friedfertig und 
f friedliebend, sondern vor allem verträglich. Er 
“ will arbeiten.« 


- Am 26. September 1938 wandte sich Adolf 
HiTLer im Berliner Sportpalast abermals mit ei- 
ner »Friedensrede« an die Öffentlichkeit und un- 
terstrich, daß alle von Deutschland unterbreite- 
ten Abrüstungsvorschläge torpediert wurden: 


Mr Dt 


»Wir haben kein Interesse, andere Völker zu 
# unterdrücken... Wir wollen nach unserer Fas- 
son selig werden, die anderen sollen es nach der 
ihren! 

Mein erster Vorschlag war: Deutschland verlangt 
unter allen Umständen Gleichberechtigung, ist 
aber bereit, auf jede weitere Wehr und Waffe zu 
verzichten, wenn die anderen Völker dasselbe 
tun, also allgemeine Abrüstung, wenn notwen- 
dig, bis zum letzten Maschinengewehr. Dieser 


Im Vergleich zur Hochrüstung anderer Staaten blieb die deutsche Aufrüstung nicht übermäßig. General Ge- 
org THomas, bis 1942 Chef des Wehrwirtschafts- und Rüstungsamtes, der danach Kontakte zum Widerstand 
hatte, meinte in einer Denkschrift (Gedanken und Ereignisse): »Die großen wirtschaftlichen Kriegsvorberei- 
tungen, die für einen neuen Weltkrieg erforderlich gewesen wären,... sind praktisch nicht erfolgt, sondern 
zum größten Teil erst im Laufe des Krieges improvisiert worden.« Dies sei, so THomAs, ein eindeutiger Be- 
weis, daß seitens der Wirtschaft und ihrer verantworlichen Führer ein neuer Weltkrieg nicht vorauszuse- 
hen, geschweige denn beabsichtigt gewesen sei. Hier: Flugzeugfabrik in Augsburg. 
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Vorschlag wurde nicht einmal zum Anlaß einer Diskussion genommen. 
Ich machte einen zweiten Vorschlag: Deutschland ist bereit, seine Ar- 
mee auf 200000 Mann zu begrenzen, unter der Voraussetzung, daß 
auch die anderen Staaten auf den gleichen Stand abrüsten. Auch das 
wurde abgelehnt! Ich machte noch einen Vorschlag: Deutschland ist 
bereit, wenn es die anderen wollen, auf alle schweren Waffen, auf die 
sogenannten Angriffswaffen, zu verzichten, auf Tanks, auf Bomben- 
flugzeuge, ja, wenn notwendig, überhaupt auf Flugzeuge, auf schwere 
und schwerste Artillerie. Man hat das wieder abgelehnt. Ich ging weiter 
und schlug nun für alle europäischen Staaten eine internationale Rege- 
lung mit einem 300 000 Mann-Heer vor. Auch dieser Vorschlag wurde 
abgelehnt. Ich brachte noch weitere Vorschläge: Beschränkung der Luft- 
flotten, Beseitigung des Bombenabwurfs, absolute Beseitigung des Gift- 
gaskrieges, Sicherung der nicht in der Kampflinie liegenden Gebiete, 
Beseitigung wenigstens der schwersten Artillerie, Beseitigung schwer- 
ster Tanks. Auch das wurde abgelehnt. Es war alles umsonst!« 


Es ist nicht uninteressant, die ‚Beiträge der anderen Nationen und Mächte 
zur Sicherung des Friedens in Europa im Zeitraum 1933-39 aufzuzäh- 
len: 
— März 1933: Polen versucht, Frankreich zu einem gemeinsamen militä- 
rischen Vorgehen gegen Deutschland zu bewegen, und verstärkt seine 
Truppen auf der Danziger Westerplatte. 
— 24. 3. 1933: Artikel in der Daxly Express: »Judea declares War on Ger- 
many«. 
— 1933: Frankreichs Unnachgiebigkeit führt zu Deutschlands Austritt 
aus dem Völkerbund. 
— Dezember 1933: Umfassende Abrüstungspläne scheitern erneut an 
Frankreichs Starrheit. Alle europäischen Nationen rüsten von nun an 
tüchtig auf.‘ 
— 1934: Unter dem Druck von SCHUSCHNIGG kommt es zum Bruch zwi- 
schen Österreich und dem Reich. 
— 17. 4. 1934: BARTHOU-Note — mit dem Ziel, Deutschland diplomatisch 
zu isolieren. 
— 19. 7. 1934: Großbritannien beschließt, 41 neue Geschwader aufzu- 
stellen. 
— 24. 9. 1934: Allgemeine Wehrpflicht wird in Polen eingeführt. 
— 16. 3. 1935: Der Wehrdienst wird in Frankreich auf zwei Jahre verlän- 
gert. 
Usw. 

Michael Klotz 
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Der letzte Parteitag 
1939 fand aufgrund 
des Kriegsbeginns 
nicht mehr statt. Er 
sollte bezeichnender- 
weise den Namen 
‚Parteitag des Frie- 
dens« tragen und da- 
mit dem Ausland den 
Friedenswillen 
Deutschlands doku- 
mentieren. 


° Die im Vergleich 
zur Hochrüstung 
anderer Staaten 
nicht übermäßige 
deutsche Aufrü- 
stung begründete 
HITLER am 9. 
Oktober 1938 in 
Saarbrücken mit 
den Worten: »Das 
verpflichtet uns, 
wachsam und auf 
des Reiches Schutz 
bedacht zu sein. 
Jederzeit zum 
Frieden gewillt, in 
jeder Stunde aber 
auch zur Abwehr 
bereit.« 
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Motive und Ausmaß der Bücherverbrennungen 
im Dritten Reich 


Unbestritten ist, daß in der Nacht zum 10. Mai 1933 in Deutschland 
öffentlich Bücher verbrannt worden sind. Weniger Klarheit besteht über 
die Motive, die die Scheiterhaufen begründen sollten, und über das Aus- 
maß dieser Aktionen. Der Norddeutsche Rundfunk beispielsweise ließ ver- 
lauten, sie seien »ein erster Trrumph der Politik der »Gleichschaltung: 
und Unterdrückung der freien Meinung«' gewesen. Den Historikern am 
Moses Mendelssohn-Zentrum, Julius H. ScHoEPS und Werner TRess, zu- 
folge könne anhand der Bücherverbrennungen sogar exemplarisch 
gezeigt werden, »wie 1933 die Machtdurchsetzung des National- 
sozialismus von der zentralstaatlichen auf die kommunale Ebene« erfolgt 
sei — was einer Binsenweisheit gleichkommt, da die »Machtdurchsetzung« 
in demokratischen, kommunistischen, faschistischen oder theokratischen 
Staaten naturgemäß auch von »ganz oben« bis in die Kommunen er- 
folgt. Die Bücherverbrennungen, so die beiden Historiker weiter, seien 
»nicht nur temporäre Massenevents, sondern stets das Resultat dessen« 
gewesen, »was sich in den Wochen und Monaten zuvor in den Städten 
Deutschlands zugetragen« habe, namentlich »Plünderungen oppositio- 
neller Parteigebäude, Razzien und Verhaftungen in Privatwohnungen, 
Säuberungen von Leihbüchereien und Buchhandlungen«” Die Richtig- 
keit dieser stark vereinfachten Darstellung muß in Zweifel gezogen wer- 
den, denn wie selbst der Abteilungsleiter für NS-Forschung im Institut 
für Zeitgeschichte München-Berlin und der wissenschaftliche Leiter der 
Dokumentation Obersalzberg, Volker Dann, in ihren Forschungsergeb- 
nissen ausdrücklich hervorheben, war die Aktion weder von der Partei 
noch vom Staat angeordnet worden.’ 

Der Leiter des Berliner Büros der US-amerikanischen Nachrichten- 
agentur Ässociated Press, Louis P. LOCHNER, der wegen seiner Kriegsbe- 
richterstattung aus Deutschland 1939 mit dem Pulitzer Preis ausgezeich- 
net werden sollte, erklärte 1933: »Den ganzen Nachmittag lang waren 
Nazitrupps in öffentliche und private Bibliotheken gegangen und hatten 
Bücher, die Dr. GOEBBELS’ höhere Weisheit als für Nazideutschland un- 
geeignet erachtet, auf die Straße geworfen. Dort hatten Nazikolonnen 
von Bierhallenkämpfern diese ausrangierten Bände aufgehoben und sie 
zu oben genanntem Platz gebracht. Hier wurde der Bücherhaufen im- 
mer größer, und alle paar Minuten traf eine neue grölende Meute ein 
und warf weitere Bücher auf den eindrucksvollen Scheiterhaufen. Beı 
Einbruch der Nacht führten dann die Universitätsstudenten unter An- 
leitung des kleinen Doktors regelrechte Indianertänze auf und skandier- 
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ten Beschwörungsformeln, während die Flammen in den Himmel stie- 
gen.«' Wenn diese Art der Berichterstattung den sachlichen Stil einer 
Nachrichtenagentur, die noch dazu als die 1 
älteste und größte der Welt gilt, wider- 
spiegelt, ist es bemerkenswert, daß ein 
Journalist wie Lechner bis in die vierzi- 
ger Jahre in einem Staat ungehindert ar- 
beiten und veröffentlichen konnte, dem 
die gängige Zeitgeschichtsschreibung par- 
tout die Existenz von Meinungsäuße- 
rungsfreiheit abspricht. 

Tatsächlich wurde in jener Nacht in 
mehreren deutschen Städten sogenann- 
tes sundeutsches Schrifttum« verbrannt.’ 
Diese öffentlichen Verbrennungen von 
Büchern waren auf Universitätsstädte 
begrenzt, wobei es allerdings auch Städte 
mit Universitäten und Hochschulen gab, in denen überhaupt keine Bü- 
cherverbrennungen stattfanden. Hierunter zählen Freiburg, Stuttgart, 
Tübingen, Singen und Danzig. Diese durch Symbolik und Theatralik 
gekennzeichneten Veranstaltungen waren publikumswirksamer Höhe- 
punkt der Kampagne »Wider den undeutschen Geist«, die vom Haupt- 
amt für Presse und Propaganda der Deutschen Studentenschaft, einer 
studentischen Organisation, diekurz nach dem Ersten Weltkrieg gegrün- 
det worden war, vorbereitet wurde. 

Zunächst waren Schwarze Listen erstellt worden, die als Anleitung für 
die Säuberung öffentlicher und privater Bibliotheken von Schrifttum die- 
nen sollten, das fortan als zersetzend oder schädlich eingestuft wurde. 
Zusätzlich wurden in der Tagespresse die Namen von Autoren, die als 
nicht tragbar erachtet wurden, veröffentlicht. Erstrangig wurden als sol- 
che jüdische, liberale, marxistische, leninistische, anarchistische und pa- 
zifistische Publizisten, darunter Philosophen, Psychologen, Sexologen, 
Lyriker und politische Schriftsteller, klassifiziert. Von den Betroffenen 


* Louis P. Locıner (Hg.), The Goebbels Diaries 1942-43, Washington 1948, 
S. 177 ff; abgedruckt in: Jeremy NoAkEs u. Geoffrey PrIDHAM (Hg.), Nazzsız, 
1919-1945, Bd. 2: State, Economy and Society 1933-1939, Exeter 2000, S. 207 £. 
Zitiert nach http://germanhistorydocs.ghi-dc.org/sub_document.cfm? 
document_id=1575&language=german 

z Wegen schwerer Regenfälle vereinzelt auch danach — so in Erlangen, Halle/ 
Saale, Hamburg, Heidelberg, Köln, Mannheim und Kassel. Die letzte von Stu- 
denten durchgeführte Bücherverbrennung fand am 21. Juni 1933 in Darmstadt 
statt. 
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wurden entweder einzelne Werke oder aber deren Gesamtwerk verbo- 
ten. Von diesen Maßnahmen betroffen waren unter anderen die Veröf- 
fentlichungen von Karl Marx, Sigmund FREUD, Joachim RıNGELNATZ, 
Joseph Rotn, Nelly Sacııs, Anna SEGHERS, Arthur SCHNITZLER, Carl STERN- 
HEIM, Ernst TOLLER, Jakob WASSERMANN, Magnus HIRSCHFELD, Thomas 
Mann, Heinrich Mann, Frich Maria REMARQUE, Bertolt BrEcirr, Erich 
KÄSTNER, Kurt TUcHOLsKY, Carl von ÖssiETZzky, Walter BENJAMIN, Ernst 
Broch, Max Brop, Otto Dix, Alfred DÖöBLın, Albert Einstein, Lion 
FEUCHTWANGER, Heinrich HEINE, Franz Karka, Karl LIEBKNECHT, Ge- 
orgLukäcs, Rosa LUXEMBURG, Robert Musır, Franz WERFEL, Ernest HE- 
MINGWAY, Jack LONDon, Maxim GoRrKIı, Wladimir I. LEnin, Leo TROTZKI 
und Ilja EHRENBURG. 

Andererseits unterlagen manche als unerwünscht stigmatisierte Auto- 
ren und Redakteure keinem Berufsverbot. Hierzu zählten unter anderen 
der jüdische Sportreporter Sammy DRrecıiseL, der jüdische ehemalige 
Anarchist und Marxist Arnolt BRONNEn, der 1936 sogar zum Chef des 
deutschen Fernsehens berufen wurde, Ernst GLAESER, der 1942 aus dem 
Exil zurückkehrte und zum Chefredakteur einer Propagandazeitung der 
Luftwaffe emporstieg, und Erich KÄsTNEr, der fortan als Drehbuchau- 
tor für die Ufa wirkte und 1943 den aufwendigen Spielfilm Mänchbausen 
mit Hans ALBERS schuf.® 

Folglich besteht bis heute Unklarheit über das tatsächliche Ausmaß 
der betroffenen Autoren und Werke. Auf der im April/Mai 1933 veröf- 
fentlichten Liste von Büchern, die aus den Bibliotheken auszusondern 
waren, waren 131 Autoren und vier Anthologien genannt.” Den Anga- 
ben des Deutschen Historischen Museums in Berlin zufolge umfaßten 
1934 die Schwarzen Listen mehr als 3000 Titel verbotener Bücher und 
Schriften.® Die Vereinigung ‚Österreichischer Bibliothekarinnen und Bi- 
bliothekare« (VÖB) beruft sich auf die Dokumentation von Petra ÖL- 
LINGER, der zufolge von der Bücherverbrennung oder vom Exil »zirka 
180 AutorInnen«? betroffen gewesen seien.'" Den 1971 im Archiv für Ge- 
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schichte des Buchwesens veröffentlichten Untersuchungser- 
gebnissen Dietrich AIGNERs zufolge wurden bis 1938 ın 
die Verbotsliste der Reichsschrifttumskammer über 
schädliches und unerwünschtes Schrifttum insgesamt 
4175 Einzeltitel und 565 Gesamtverbote (also Verbote 
des Gesamtwerkes von 565 Autoren) aufgenommen. Mit 
Beginn des Krieges gegen die Sowjetunion 1941 verlän- 
gerte sich die Liste um weitere 337 Gesamtverbote.'' 

Zur Vorbereitung der Bücherverbrennungen und gei- 
stigen Mobilisierung plakatierte die Deutsche Studen- 
tenschaft am 12. Aprıl 1933 ihr Thesenpapier Wider den 
undeutschen Geist in deutschen Universitäten, das auch von 
vielen Zeitungen veröffentlicht wurde. In zwölf Thesen 
wurden Motive und Ziele der geplanten Aktion wie folgt 
erklärt: 

1. Sprache und Schrifttum wurzeln ım Volke. Das 
deutsche Volk trägt die Verantwortung dafür, daß seine 
Sprache und sein Schrifttum reiner und unverfälschter 
Ausdruck seines Volkstums sind. 

2. Es klafft heute ein Widerspruch zwischen Schrift- 
tum und deutschem Volkstum. Dieser Zustand ist eine 
Schmach. 

3. Reinheit von Sprache und Schrifttum liegt an Dir! 
Dein Volk hat Dir die Sprache zur treuen Bewahrung 
übergeben. 

4. Unser gefährlichster Widersacher ist der Jude und 
der, der ihm hörig ist. 

5. Der Jude kann nur jüdisch denken. Schreibt er 
deutsch, dann lügt er. Der Deutsche, der deutsch schreibt, 
aber undeutsch denkt, ist ein Verräter. Der Student, der 
undeutsch spricht und schreibt, ist außerdem gedanken- 
los und wird seiner Aufgabe untreu. 


°” Die Wiener literarisch tätige Psychologin Petra ÖLLINGER 
dokumentiert rund 180 Namen von im Dritten Reich verbo- 
tenen Autoren: 


http:/ /literaturblog-duftender-doppelpunkt.at/2010/06/01/ 
buecher-am-scheiterhaufen/ 
'° http://wwwaunivie.ac.at/voeb/blog/?p=5866 


! Vgl. Hans-Joachim von LEESEN, »Eine Zensur findet nicht 
statt«, in: Crzixcon, Heft 3/1997, S. 148. 


beutichen Geift! 
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Die zwölf Thesen »wider den undeut- 
schen Geist«. Flugblatt vom 12. 4. 1933. 


Flugblatt: Aufruf der Studentenschaft 
der Universität Würzburg, die privaten 
Bibliotheken von »undeutschem 
Schrifttum« zu »reinigen«. 
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6. Wir wollen die Lüge ausmerzen, wir wollen den Verrat brandmar- 
ken, wır wollen für den Studenten nicht Stätten der Gedankenlosigkeit, 
sondern der Zucht und der politischen Erziehung. 

7. Wir wollen den Juden als Fremdling achten und wir wollen das 
Volkstum ernst nehmen. Wir fordern deshalb von der Zensur: Jüdische 
Werke erscheinen in hebräischer Sprache. Erscheinen sie in Deutsch, 
sind sie als Übersetzung zu kennzeichnen. Schärfstes Einschreiten ge- 
gen den Mißbrauch der deutschen Schrift. Deutsche Schrift steht nur 
Deutschen zur Verfügung. Der undeutsche Geist wird aus öffentlichen 
Büchereien ausgemerzt. 

8. Wir fordern vom deutschen Studenten Wille und Fähigkeit zur selb- 
ständigen Erkenntnis und Entscheidung. 

9. Wir fordern vom deutschen Studenten den Willen und die Fähig- 
keit zur Reinerhaltung der deutschen Sprache. 

10. Wir fordern vom deutschen Studenten den Willen und die Fähig- 
keit zur Überwindung des jüdischen Intellektualismus und der damit ver- 
bundenen liberalen Verfallserscheinungen im deutschen Geistesleben. 

11. Wir fordern die Auslese von Studenten und Professoren nach der 
Sicherheit des Denkens im deutschen Geiste. 

12. Wir fordern die deutsche Hochschule als Hort des deutschen 
Volkstums und als Kampfstätte aus der Kraft des deutschen Geistes. 


Diese Kampagne war keine Nacht-und-Nebel-Aktion, sondern wurde 
selbst von der Fachliteratur aufgegriffen und in der Öffentlichkeit disku- 
tiert. So wurden die Verbotslisten beispielsweise im Fachorgan des »Ver- 
bandes Deutscher Volksbibliothekare< und ım Börsenblatt des deutschen Buch- 
handels veröffentlicht und kommentiert. 

Die zweite Phase der Vorbereitung wurde am 26. April 1933 mit der 
Sammlung des als »zersetzend« bezeichneten Schrifttums eingeläutet. Stu- 
denten, in der Regel von ihren Professoren und Rektoren unterstützt, 
meldeten sich, um entsprechende Schriften und Bücher aus den Univer- 
sitäts- und Institutsbibliotheken auszusondern. Ebenfalls wurden öffent- 
liche Bibliotheken und Buchhandlungen nach entsprechender Literatur 
durchforstet. Die Stadt- und Volksbüchereien waren dazu angehalten, 
ihre Bestände selbst zu säubern und sich der unerwünschten Bücher zu 
entledigen. Die ausgesonderten Bücher wurden von Studenten zusam- 
mengetragen und für die geplanten landesweiten Großveranstaltungen 
gesammelt. 

Am 10. Mai warfen Vertreter der Studentenschaft Bücher exempları- 
scher Schund- und Schmutz-Literaten — im übrigen ein demokratischer 
Ausdruck aus der Weimarer Republik!” — ins Feuer. Damit wurde, dem 
zionistischen Nachrichtenportal Hagalıl, nach eigenen Angaben die 
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»größte jüdische InterNet-Site in deutscher Sprache«, zufolge, »die sym- 
bolische Handlung der Bücherverbrennungen betont und ihnen der Cha- 
rakter eines Rituals verliehen«.'” Tatsächlich wurde während des Zere- 
moniells darauf geachtet, möglichst den gleichen Wortlaut und die gleiche 
Symbolik zu verwenden, um die neue geistige Ausrichtung ın Deutsch- 
land so stark wie möglich zu betonen: 

1. Rufer: Gegen Klassenkampf und Materialismus, für Volksgemein- 
schaft und idealistische Lebenshaltung! 

Ich übergebe der Flamme die Schriften von Marx und KAuTsky. 

2. Rufer: Gegen Dekadenz und moralischen Zerfall! Für Zucht und 
Sitte in Familie und Staat! 

Ich übergebe der Flamme die Schriften von Heinrich Mann, Ernst 
GLAESER und Erich KÄSTNER. 


P Der gleiche Wortlaut findet sich unter anderen bei Wikipedia und anderen 
»Lexika«, die voneinander abschreiben oder — wie in diesem Fall — den Text 
einfach voneinander kopieren. 
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10. Mai 1933: Die 
öffentliche Verbren- 
nung undeutscher 
Schriften und Bücher 
auf dem Opernplatz 
Unter den Linden in 
Berlin, durch Stu- 
denten der Berliner 
Universitäten. 
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14 Neuköllner 
Tageblatt v. 12. 5. 
1933 (zitiert nach: 
Wikipedia, es 
konnte bis Redakti- 
onsschluß keine 
originäre Quelle 
gefunden werden). 


Studenten und Na- 
tionalsozialisten mit 
undeutschen Bü- 
chern und Schriften 
auf dem Berliner 
Opernplatz. 

Foto: Bundesarchiv. 
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3. Rufer: Gegen Gesinnungslumperei und politischen Verrat, für Hin- 
gabe an Volk und Staat! 

Ich übergebe der Flamme die Schriften von Friedrich Wilhelm FOER- 
STER. 

4. Rufer: Gegen seelenzerfasernde Überschätzung des Trieblebens, für 
den Adel der menschlichen Seele! 

Ich übergebe der Flamme die Schriften von Sigmund FREUD. 

5. Rufer: Gegen Verfälschung unserer Geschichte und Herabwürdi- 
gung ihrer großen Gestalten, für Ehrfurcht vor unserer Vergangenheit! 

Ich übergebe der Flamme die Schriften von Emil LupwiG und Werner 
HEGEMANN. 

6. Rufer: Gegen volksfremden Journalismus demokratisch-jüdischer 
Prägung, für verantwortungsbewußte Mitarbeit am Werk des nationalen 
Aufbaus! 

Ich übergebe der Flamme die Schriften von Theodor WOLFF und Ge- 
org BERNHARD. 

7. Rufer: Gegen literarischen Verrat am Soldaten des Weltkriegs, für 
Erziehung des Volkes im Geist der Wehrhaftigkeit! 

Ich übergebe der Flamme die Schriften von Erich Maria REMARQUE. 

8. Rufer: Gegen dünkelhafte Verhunzung der deutschen Sprache, für 
Pflege des kostbarsten Gutes unseres Volkes! 

Ich übergebe der Flamme die Schriften von Alfred KERrRr. 

9. Rufer: Gegen Frechheit und Anmaßung, für Achtung und Ehrfurcht 
vor dem unsterblichen deutschen Volksgeist! 

Verschlinge, Flamme, auch die Schriften von TucHoLskY und ÖssIETZ- 
Kan 
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Reichsminister Dr. Joseph GOEBBELS stellte auf dem Berliner Opernplatz 
in seiner Rede, die sich in erster Linie an die Deutsche Studentenschaft 
richtete, den revolutionären Charakter und damit die Motive deutlich, die 
der zeremoniellen Handlung zugrunde lagen, heraus.. Bezugnehmend auf 
die kommunistische Revolte von 1918 und den mit ihr in Gang gesetzten 
kulturellen und geistigen Niedergang jener Zeit, erklärte er, daß damals 
der Materialismus durchgebrochen sei und der Marxismus das Feld be- 
hauptet habe, wodurch in Deutschland vierzehn Jahre unausdenkbare und 
unbeschreibliche materielle und geistige Schmach die Folge gewesen seı: 
»Die Bibliotheken füllten sich an mit dem Unrat und dem Schmutz 
dieser jüdischen Asphaltliteraten. Anstatt daß in Deutschland eine deut- 
sche Erziehung den deutschen Menschen erzog und anstatt daß von den 
Kanzeln der Universitäten wirkliche Vo/&sführer dem Geist der Zeit das 
Wort redeten, verschanzte sich die hohe Wissenschaft hinter den Para- 
graphen und hinter den Aktenbündeln und hinter den Pandekten. .. Man 
täusche sich nicht: Revolutionen, wenn sie echt sind, machen nirgends 
halt! Es gibt keine Revolutionen, die nur die Wirtschaft oder nur die 
Politik oder nur das Kulturleben reformierten oder umstürzten. Revolu- 
tionen sind Durchbrüche neuer Weltanschauungen. Und wenn eine Welt- 
anschauung wirklich Anspruch erheben kann auf diesen Titel, dann kann 
sie sich nicht damit begnügen, en Gebiet des öffentlichen Lebens um- 
stürzend umzuwälzen, sondern dann muß der Durchbruch dieser \Velt- 
anschauung das ganze öffentliche Leben erfüllen, es darf davon kein 
Gebiet unberührt bleiben. ... Ein Revolutionär muß a//es können: Er muß 
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In seiner Rede auf 
dem Opernplatz in 
Berlin meinte Gots- 
BeLs: »Deutsche Män- 
ner und Frauen, das 
Zeitalter eines über- 
spitzten jüdischen 
Intellektualismus ist 
nun zu Ende, und 
der Durchbruch der 
deutschen Revoluti- 
on hat auf dem deut- 
schen Weg wieder 
die Gasse frei ge- 
macht.« 
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Der oppositionelle 
Künstler John HEART- 
FIELLD nahm mit seiner 
Graphik »Durch 
Licht zur Nacht« 
Stellung zu den Bü- 
cherverbrennungen. 
AIZ, Nr. 18, Prag 10. 
Mai 1933. 


260 


Motive und Ausmaß der Bücherverbrennungen im Dritten Reich 


ebenso groß sein im Niederreißßen der Unwerte wie ım Aufbauen der 
Werte! Wenn Ihr Studenten Euch das Recht nehmt, den geistigen Unflat 
in die Flammen hineinzuwerfen, dann müßt Ihr auch die Pflicht auf 
Euch nehmen, an die Stelle dieses Unrates einem wirklichen deutschen 
Geist die Gasse freizumachen. Der Geist lernt sich im Leben und in den 
Hörsälen, und der kommende deutsche Mensch wird nicht nur ein 
Mensch des Buches, sondern auch ein Mensch des Charakters sein. Und 
dazu wollen wir Euch erziehen.«" 

Der Minister hob abschließend hervor, daß in »diesen Flammen nicht 
nur das Symbol des Niedergangs der alten Epoche, sondern auch des Auf- 
stiegs der neuen Epoche« erkannt werden sollte. Das Alte liege in den Flam- 
men, das Neue werde aus der Flamme emporsteigen. 

Die nationalsozialistische Regierung hatte sich als eine weltanschau- 
lich gefestigte und revolutionäre verstanden. Als solche brach sie grund- 
sätzlich mit der Vergangenheit, die sie als zersetzend, dekadent und volks- 
feindlich ansah. Der Kulturbolschewismus habe unter dem Deckmantel 
von Meinungs- und Pressefreiheit Tag für Tag Vaterlandsverrat, konfes- 
sionelle Hetze, Gottlosenpropaganda, Geschichtsfälschung, pazifistische 
Zersetzung, marxistischen Aufruhr und Perversität über das deutsche 
Volk geschüttet. Gerade auf dem Gebiet der geistigen Erneuerung und 
der Kultur, die die Nationalsozialisten im Kampf um die deutsche Seele 
als entscheidend betrachteten, sahen sie die vordringlichste Aufgabe, dem 
schöpferischen Willen und der Neugestaltung Ausdruck zu verleihen. '® 

Der deutsch-französische Schriftsteller Rene SCHICKELE bemerkte im 
Dezember 1933 in seinem Tagebuch deshalb durchaus zu Recht: »Wenn 
es GOEBBELS gelingt, unsere Namen von den deutschen Tafeln zu lö- 
schen, sind wir tot. Gespenster in der Diaspora, ın der wasserarmen Pro- 
vinz. Schon die nächste Generation wird nichts mehr von uns wissen.«” 
Dieses Schicksal wäre den Vertretern der Schund- und Schmutzliteratur 
ohne Frage beschieden gewesen. Es wurde nur durch den Ausgang des 
Zweiten Weltkrieges in sein Gegenteil verkehrt. Claus Nordbruch 


"> Zitiert nach: Helmut HEIBER (Hg.), Goebbels Reden 1932-1939, Bd. 1, Mün- 
chen [ca. 1971], S. 109 £. Tatsächlich stimmt der zitierte Wortlaut mit dem ge- 
sprochenen Wort überein. Erstaunlich ist, daß in dem klassischen Dokumen- 
tarwerk des Dritten Reiches — Paul MEIER-BENNECKENSTEIN (Hg.), Dokumente 
der Deutschen Pohtik, Bd. 1: Die nationalsozialistische Revolution 1933 (bearbeitet 
von Axel FriEDRIichHs), Berlin *1939, S. 311ff. — diese Rede nur gekürzt und 
teilweise bearbeitet wiedergegeben wird. Kurze Auszüge der Rede sind auf 
dem zweiten Beiblatt (nicht paginiert) im Völkischen Beobachter (Ausgabe A/ 
Norddeutsche Ausgabe) vom 12. 5. 1933 erschienen. Die vollständige Rede 
soll, der Sekundärliteratur zufolge, veröffentlicht worden sein in: »Der Vollzug 


des Volkswillens«, in: Der Angriff vom 11. 5. 1933. 
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Wie war es mit Görings Waschbären? 


In Großbritannien werden die europäischen Waschbären »Nazi Racco- 
ons« genannt und mit Hermann GöRING in Verbindung gebracht. Wie 
kommt das? Der Reichsmarschall und begeisterte Jäger habe sich neues 
Getier vor die Waffe züchten lassen wollen und Mitte der dreißiger Jahre 
die Manipulation der Fauna veranlaßt, ist vielfach zu lesen, sogar ın der 
Fachliteratur. Hermann GöRrING persönlich soll die erstmalige Ansied- 
lung von Waschbären auf dem europäischen Festland,nämlich am nord- 
hessischen Edersee, angeordnet haben. Das trifft jedoch nicht zu. 
Genau am 12. April 1934 passierte es: Das Preußische Landesjagdamt 
erlaubte auf Antrag eines nordhessischen Forstamtsleiters eine kontrol- 
lierte Aussetzung. Am Edersee wurden zwei aus Amerika importierte 
Waschbärpaare zwecks »faunistischer Bereicherung« freigelassen. Auf- 
grund des sehr günstigen Lebensraums in Nordhessen entwickelten sich 
die Waschbären zur wahren Plage. Inzwischen lebt rund eine Million 
Waschbären in Deutschland, vorwiegend in Nordhessen, Südniedersach- 
sen und Brandenburg. Mit rund 50 bis 150 Tieren pro Quadratkilometer 
beherbergt Kassel die europaweit dichteste Waschbärpopulation. Die zu- 
nehmende und schier unaufhaltsame Verstädterung des Waschbären führ- 
te zu einer intensiven Bejagung in den betreffenden Stadtgebieten. 
Lange ging das Gerücht herum, Hermann GörInG habe persönlich 
den Befehl zum Aussetzen der Waschbären erteilt. Und die Medien ha- ee A rn 
ben dieses Gerücht tüchtig kolportiert: Beichsiägesneisiar 
»1934 wurden die aus Amerika stammenden Waschbären mit Geneh- und Oberster Beauf- 
migung von Hermann GöRrInGs Jagdbehörde in Deutschland angesie- tragter für den Natur- 
delt.« (Spzegel.de 17. 3. 2004) schutz. Postkarte 
»Hermann Göring, der Oberbefehlshaber der Luftwaffe und gleich- nach einem Gemälde 
zeitig Reichsjägermeister, gab grünes Licht.« (HNA) et 
»Reichsmarschall Hermann Göring höchstselbst ordnete 1934 die Frei- | sßlich dseintertaien 
lassung von zwei Waschbärpaaren am hessischen Edersee an.« (Säddeutsche.de nalen Jagdausstellung 
17. 5. 2010) 1939 
Das stimmt aber nicht. Alte Dokumente beweisen jetzt, daß der Reichs- 
jägermeister Hermann GöÖRING mit den Waschbären gar nichts zu tun 
hatte. Im Gegenteil — Berlin war sogar dagegen. 
Nun hat Eberhard LEiıcHT, Forstdirektor und Leiter des Hessischen 
Forstamtes Vöhl am Edersee, vor allem anhand des im Forstamt Vöhl 
vorhandenen Archivmaterials Gegenbeweise ausgegraben und Klarheit 


Hermann GörınG. 


1934 wurde GörING 


geschaffen, denn man hatte seinerzeit über die Umstände der Freiset- en Z-Der Wald, 
zung akribisch Buch geführt. Eine umfassende Richtigstellung brachte 11/2009, S. = 


er im November 2009 in der Zeitschrift AFZ-Der Wala.' 
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LEICHT berichtet, daß ein Geflügel- und Pelztierzüchter namens Rolf 
HaaG dem Forstamt Vöhl zwei Paare Waschbären zum Aussetzen am 
Edersee kostenlos zur Verfügung gestellt habe, um die heimische Fauna 

om zu bereichern. Da ein paar Mo- 
Ü nate vor Haacs Angebot das 
preußische Jagdgesetz erschie- 
nen war, das bestimmte Ausset- 
zungsbeschränkungen vorsah, 
wareine Genehmigung des Lan- 
desjägermeisters notwendig. So 
stellte der damalige zuständige 
Forstamtsleiter Wilhelm Sittich 
Freiherr von BERLEPSCH einen 
Antrag an das Regierungspräsidi- 
um in Kassel, und dieses reichte 
ihn an das Landesjägermeister- 
amt, als zuständige Jagdbehörde, 
mit Sitz in Berlin, im Land Preu- 
Ben weiter. 
Ende einer Legende: Zwischenzeitlich holte sich das Regierungsforstamt Kassel-West die 
eg Meinung von bekannten Experten in Tierfragen bezüglich der ‚Schäd- 
FRI na, z ei gt lichkeit« der Waschbären ein. Zu ihnen gehörten der berühmnte Wild- 
eine Akte von 1934. biologe und Leiter des Berliner Tiergartens Lutz HEcK sowie der Ham- 
Diese beweist, dad burger Tierforscher Carl HAGENBECK. Beide äußerten große Bedenken 
Reichsmarschall hinsichtlich einer Auswilderung. Letzterer berichtete gar, ein tragendes 
Göring das Ausse-  Waschbärweibchen in seinem Garten gehabt zu haben. »Es hatte 6 Jun- 
a a ge zu ernähren und stahl mir täglich mehrere Enten, Meerschweinchen 
BERBRIICh angeord: und dergleichen, bis ich seinen Schlupfwinkel fand und es wieder in sei- 
erkat. nen Käfig zurückbringen konnte.« Allerdings reichten sie ihre Experti- 
sen zwei Monate nach dem Aussetzen der Waschbären ein, so daß sie 
keinen Einfluß auf die Entscheidung der Berliner Behörde nehmen konn- 
ten. 

Die Behörde des Landesjägermeisters von Preußen unterstand im Jahre 
1934 dem Ministerpräsidenten und späteren Reichsforst- und Reichsjä- 
| germeister Hermann GörınG. Ein »gefundenes Fressen« nicht nur für 
die nachkriegszeitliche britische »Yellow Press«, sondern auch für antı- 
| deutsche Gutmenschen, darunter auch sogenannte »Fachleute«, die fort- 
an die Mär kolportierten, der Reichsmarschall und begeisterte Jäger habe 
sich durch Manipulation der Fauna neues Getier vor die Waffe züchten 
lassen wollen. Eberhard LEicHT ist da kategorisch: »Aus den Akten er- 
Wilhelm Sittich Frei- gibt sich allerdings für eine Beteiligung GörinGs keinerlei Hinweis: Der 
herr von Beriersch.  Genehmigungserlaß vom 28. April 1934 (Aktenzeichen Ljm. 823) ist 
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Der Lenassjägscasister 
Zeichen: Lin.825. 


Berlin wO,4den 28.April 1934, 


Betr.: Pcratent Vöhl-Aussetzen vca Wanchbären- 
S>hreiben P.IIl Nr.14lea von 6.4.34. 


den, 


Gemäss $ 60 des Jagägesetzes erteile ich die Ie= 
arımlgung, dass ir Fcretent V 3 u 1 
Pörsterei A 0 0 1 2 Paure Taso\bärea ausgesetst wor» 
Ioh ersuche, die Tiere genau zu beobachten und mir 
nach Ablauf eines Jahres zum l.April 1955 Bericht zu 
orstatten,wie das Voräalten der ausyesetzsten Tiere ge= 
wesen ist,und ch irgendwelche fcratwirtsonaftiichen 


cder Bastige wirtschaftliche Schaden durch die 
Ausgesetzten Vsschdären entstarden sind. 


an den Heren Landfcrstmeister f.d.keg.Bez.Kassel-Lost,ranel. 


1.V. 


ges.vcon Keudell. 
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gekennzeichnet von Landesforstmeister Walter von KEULDEL, dem Chef 
der preußischen Forst- und Jagdverwaltung.«® Göring hatte also mit den 
Waschbären gar nichts zu tun und hätte bei Kenntnis an deren Ausset- 
zen in Nordhessen bestimmt kein Interesse gehabt. Die Genehmigung 
aus Berlin sei, so LEICHT, ein reiner Verwaltungsvorgang gewesen. 

Fest steht, daß, als die Genehmigung eintraf, die zwei Paare Waschbä- 
ren bereits zwei Wochen zuvor, am 12. April ausgesetzt worden waren: 
Da die beiden Weibchen trächtig waren, wollte der Forstmeister von BER- 
LEPSCH und seine Leute, daß die Jungen in Freiheit geboren werden. 

Inzwischen sind rund eine Million Waschbären in Deutschland zu Hau- 
se, und alle gehen auf jene am Edersee ausgewilderten beiden Paare zu- 


rück. 
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Michael Klotz 


In Großbritannien 
werden die europäi- 
schen Waschbären 
‚Nazi Raccoons« ge- 
nannt. Selbst die se- 
riöse Times hängt 
den grauen Tieren 
eine braune Vergan- 
genheit an. 
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Links: Antwort des 
Landesjägermeisters 
auf den Antrag des 
Wilhelm Sittich Frei- 
herr von BERLEPSCH. 
vom 26. März 1934. 
Rechts: Auszug aus 
den Beobachtungs- 
protokollen. Beide 
Abbildungen aus: 
wie Anm. 1, 5. 571. 


® AFZ-Der Wala, 
11/2009, S. 571. 
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Clemens August Kar- 
dinal Graf von GALen. 


Uta RANKE-HEINEMANN, 
Theologin, ist die 
älteste Tochter Gu- 
Stav HEINEMANNS. 
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Kardinal Graf von Galen - ein Kriegshetzer 
und Chauvinist? 


Von linken und deutschfeindlichen Kreisen, was oft dasselbe ist, wird 
seit Jahren zu einer Art Hexenjagd auf alle historischen Personen gebla- 
sen, die sie als »Patrioten«, »Nationalisten< oder gar als »Rechtsextreme« 
glauben verunglimpfen oder denunzieren zu können. Sie schrecken nicht 
einmal davor zurück, was in jedem anderen Volk undenkbar wäre und 
als Schande gilt, die eigenen Soldaten, die guten Glaubens Gesundheit 
und Leben für das Vaterland geopfert haben, als mörderische »Nazisol- 
daten« zu kriminalisieren. Zu dem angegriffenen Personenkreis zählt eine 
der hervorragendsten Gestalten, die die katholische Kirche im 20. Jahr- 
hundert aufzuweisen hat: der »Löwe von Münster«, Clemens August Kar- 
dinal Graf von GALEN. 

Diesem vom Volk hochgeachteten Kirchenfürsten versuchen Kritiker 
aus oben genannten Kreisen in oft gehässiger Weise den »Heiligenschein 
vom Kopf zu reißen und ihn als Nationalisten, Chauvinisten, Kriegs- 
treiber und — schlimmer geht es nicht mehr - als schrecklichen Antise- 
miten zu »entlarven« Um dieses Ziel zu erreichen, wird von GALEN in 
unwissenschaftlicher Weise, das heißt unter Vernachlässigung und durch 
Fälschung von Quellen, absichtlich falsch interpretiert. Die Anwürfe gip- 
felten am 7. Oktober 2005 in einem Aufsatz der notorischen »Kirchen- 
kritikerine Uta RANKE-HEINEMANN mit dem Titel »Ein Antisemit und 
Kriegsfreund« in der linken Jungen Welt, der im wesentlichen von ver- 
schiedenen Blättern ungeprüft übernommen wurde. Auch die deutsche 
Ausgabe der internationalen Friedensbewegung »Pax Christi« aus Rotten- 
burg-Stuttgart hatte bereits am 14. Februar 2005 quellenkritisch unhalt- 
bare Wertungen über Clemens August von GALEN veröffentlicht. Dabei 
stand das sogenannte martialische »England-Zitat« GALENS aus dem Jah- 
re 1941 im Mittelpunkt, das von seinen Gegnern zur Herabwürdigung 
GALENS oder gar zur Diffamierung benutzt wird: 

»Gott hat es zugelassen, daß das Vergeltungsschwert gegen England 
in unsere Hände gelegt wurde. Wir sind die Vollzieher seines gerechten 
Willens.« 

Diese verleumderischen, tatsächlich volksverhetzenden Angriffe wa- 
ren am 60. Todestag des Kardinals, am 22. März 2012, unter der Schirm- 
herrschaft der seriösen Hochschule Vechta im oldenburgischen Clop- 
penburg Gegenstand einer Tagung. Auf der Grundlage von neu 
erschlossenen Quellen wurden wissenschaftlich begründete Antworten 
auf die Frage nach Wirkung und Bedeutung des Kardinals gesucht und 
gefunden. Im Mittelpunkt stand dabei das bereits erwähnte »England- 
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Zitat GALENS aus dem Jahre 1941. Rudolf \WILLENBORG (Vechta) konnte 
beweisen, daß durch die unkritische Benutzung einer angeblichen Quel- 
le ein völlig falsches Bild der historischen Person von GALENS entstan- 
den sei. Denn die unterstellte Aussage geht keineswegs auf diesen zu- 
rück. Sie wurde vielmehr der Erzählung Die Gerechtigkeit im Kriege von 
Willi LINDNER aus dem Jahre 1941 entnommen, in der sich drei fiktive 


Personen über den Krieg gegen England unterhalten. WILLENBORG zu- 47" 


folge hat der linkskatholische Publizist und radikale Pazifist Johannes 
FLEISCHER daraus bereits 1956 ein vermeintliches Zitat GALENS zusam- 
mengebastelt und diesem in den Mund gelegt. Seither dient es ungeprüft 
als Beispiel dafür, daß der Kardinal den Krieg gutgeheißen oder sogar 
bejubelt habe.! 

Der Fall des Kardinals von GALEN beweist wieder einmal, daß das 
Prinzip der historischen Wahrheitssuche unbedingt der Quellenkritik 
bedarf. Das heißt, es muß immer auch ad fontes [zu den Quellen, H.M.] 
gegangen und das historische Geschehen aus dem Zusammenhang der 
betreffenden Zeit heraus beurteilt werden. Ein solcher quellenkritischer 
Ansatz kann der Person des Kardinals von GALEN nichts von dessen 
persönlicher Größe nehmen. Der »Löwe von Münster« war kein Antise- 
mit, kein Militarist, snur< ein charakterfester, glaubenstreuer Soldat Chri- 
sti. Im Gegensatz zu Winston CHurcHILL, der sich »So/dier Christi« nann- 
te, hat Von GALEN kein einziges Leben zerstört, aber Tausende zu retten 
versucht. 


Von Galen - ein wahrer Patriot und Soldat Christi 


Clemens August Kardinal Graf von GALEN wurde am 16. März 1878 ın 
Dinklage, ım Oldenburger Münsterland, geboren. Im westfälischen Mün- 
ster empfing er bereits am 28. Mai 1904 die Priesterweihe. Nach einer 
Tätigkeit als Domvikar und Kaplan in Münster wirkte er ab dem 23. 
April 1906 ın Berlin. Dort lernte er Nuntius Eugenio PAcELLI kennen, 
den späteren Papst Pıus XII., mit dem er freundschaftlich verbunden 


! Am 23. September 1978 wurde zum hundertsten Geburtstag des Kardinals in 
Münster ein Denkmal errichtet. Dagegen protestierten die Ortsgruppe Mün- 
ster des »Deutschen Freidenkerverbandes« und eines »Antifaschistischen Arbeits- 
kreises Münster mit zwei Flugblättern. Eines der Flugblätter enthielt das dem 
»Löwen von Münster: untergejubelte England-Zitat. Publizistisch begleitet wurde 
die Aktion des »Freidenkerverbandes« durch eine Broschüre von Reinhold 
SCHMIDT mit dem Titel Der Kardinal und das 3. Reich. Legende und Wirklichkeit über 
Kardinal von Galen. Auch darin findet sich das unselige Zitat. Als der Seligspre- 
chungsprozeß für den ‚Löwen von Münster« begann, tauchte das gefälschte 
GALEN-Zitat erneut auf, nicht nur bei Uta RANKE-HEINEMANN. 
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blieb. Von 1933 amtierte er bis 1946 als Bischof von Münster, wo er sich 
den Ungesetzlichkeiten des NS-Systems mutig entgegenstellte und des- 
halb als »Löwe von Münster« in die Geschichte einging. 1946 wurde er 
zum Kardinal erhoben und 2005 seliggesprochen. 

Als Beweis für die lautere Gesinnung und aufrechte Haltung des Kar- 
dinals ist es angebracht, kurz an seine drei berühmten Predigten wäh- 
rend der NS-Zeit zu erinnern. Aufgrund seiner strengen Glaubenshal- 
tung dachte und handelte von GALEN lebenslang charakterfest und, nur 
seinem Glauben und Gewissen verpflichtet, in Liebe und Verbunden- 
heit zu seiner Heimat, zur deutschen Nation und zum deutschen Volk. 
Dergleichen wird heutzutage vorweg als höchst verdächtig angesehen. 

Schon 1934 wandte sich von GALEN öffentlich gegen die NS-Rassen- 
theorie, die er als Neuheidentum anprangerte. In seinem Hirtenbrief zu 
Ostern 1935 sprach er sogar von »Götzendienst,. .. Abgötterei,. . . Rück- 
fall in die Nacht des Heidentums«, wenn die Nation als Ursprung und 
Endziel gelte. 

1936 begrüßte von GALEN die Besetzung des seit dem Versailler Diktat 
entmilitarisierten Rheinlands durch deutsche Truppen.” Als danach die 
nächsten Reichstagswahlen mit einer Volksabstimmung über die Beset- 
zung des Rheinlands verbunden wurden, erklärte er in einem Schreiben an 
die Geistlichen seiner Diözese, dal eine Abstimmung mit »Ja« nur bedeu- 
te, dem Vaterland die Summe zu geben, jedoch nicht die Zustimmung zu 
Dingen, welche das christliche Gewissen zu billigen verbiete.° 

Als von GALEN bemerkte, daß seine deutschen Bischofskollegen im- 
mer mehr verstummten, insbesondere Kardinal BERTRAM, der Vorsit- 
zende der Bischofskonferenz, ermahnte er sie brieflich und wandte sich 
schließlich in einer geheimen Denkschrift an den Vatikan,’ wobei er die 
Einschaltung der Öffentlichkeit gegen gesetzesbrechende Machthaber 
vorschlug.° 

War die Kirche damals einem starken diktatorischen Druck ausgesetzt, 
vor dem viele verständlicherweise zurückwichen, wenn sie um ihr Leben 
fürchteten, so muß man heutzutage bitter bemerken, daß die heutigen 
Kirchenfürsten, die nichts zu befürchten haben, sich hinter einer immer 
leiseren Diplomatie verstecken und vor dem maroden Zeitgeist kuschen. 
Am 6. September 1936 predigte von GALEN erstmals öffentlich über das 
Verhältnis von Gehorsam und Gewissen. Ausgehend vom Römerbrief 
(13,1), erklärte er, es gelte das Wort aus der Apostelgeschichte (Apg 5,29): 
»Man muß Gott mehr gehorchen als den Menschen.« 

Am 14. September 1939, nach Beginn des Zweiten Weltkrieges, sand- 
te VON GALEN ein Rundschreiben an den Klerus:° »Der Krieg, der 1919 
durch einen erzwungenen Gewaltfrieden äußerlich beendet wurde, ist 
aufs neue ausgebrochen und hat unser Volk und Vaterland in seinen 
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Bann gezogen. Wiederum sind unsere Männer und Jungmänner zum 
großen Teil zu den Waffen gerufen und stehen im blutigen Kampf oder 
in ernster Entschlossenheit an den Grenzen auf der \Wacht, um das Vater- 
land zu schirmen und unter Einsatz des Lebens einen Frieden der Frei- 
heit und Gerechtigkeit für unser Volk zu erkämpfen.« 

Den Angriff vom 22. Junı 1941 auf die Sowjetunion erklärte von 
GALEN in dem Hirtenbrief vom 14. September 1941 als Kampf gegen 
die »Pest des Bolschewismus«. 

Durch insgesamt drei im Juli und August 1941 gehaltene anklagende 
Predigten, die ihm im Volksmund den Ehrenamen »Der Löwe von Mün- 
ster« einbrachten, erreichte von GALEN überregionale Bekanntheit. In 
der ersten vom 13. Juli 1941 protestierte er’ gegen die Maßnahmen der 
Gestapo, die tags zuvor die Klöster der Jesuiten und die der Missions- 
schwestern von der »Unbefleckten Empfängnis aufgelöst, die Patres und 
Schwestern ausgewiesen und die Ordenshäuser beschlagnahmt hatte. 
Damit sei der Klostersturm, der schon im übrigen Reich gewütet habe, 
jetzt auch in Münster ausgebrochen. Zusammenfassend stellte er fest: 
»Der physischen Übermacht der Geheimen Staatspolizei steht jeder deut- 
sche Staatsbürger völlig schutzlos und wehrlos gegenüber. . . Keiner von 
uns ist sicher, und mag er sich bewußt sein, der treueste, gewissenhafte- 
ste Staatsbürger zu sein, mag er sich völliger Schuldlosigkeit bewußt sein, 
daß er nicht eines Tages aus seiner Wohnung geholt, seiner Freiheit be- 
raubt, in den Kellern und Konzentrationslagern der Geheimen Staats- 
polizei eingesperrt wird.« 

In der zweiten Predigt? am 20. Juli 1941 beklagte von GALEN die Be- 
schlagnahme zahlreicher weiterer Klöster und daß die Proteste beim 
Regierungspräsidenten und selbst bei HITLER nichts genützt hätten. Da 
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Christen aber nicht revoltierten, bliebe ihnen nur starkes, zähes, hartes 
Durchhalten: »Wir sind Amboß, und nicht Hammer!. .. Der Amboß 
kann nicht und braucht nicht zurückzuschlagen; er muß nur fest, nur 
hart sein. Wenn er hinreichend zäh, fest, hart ist, dann hält meistens der 
Amboß länger als der Hammer.« 

Nur zwei-Wochen später, am 3. August 1941, sah sich von GALEN zu 
einem dritten Protest veranlaßt. In dieser Predigt? verschlug es den Got- 
tesdienstbesuchern den Atem. Er berichtete anklagend, daß aus Heil- 
und Pflegeanstalten Kranke abtransportiert werden und den Angehöri- 
gen danach mitgeteilt würde, der Kranke sei verstorben und die Leiche 
bereits eingeäschert. Dabei äußerte er den mit van Sicherheit grenzende[n] 


SS Verdacht, daß man dabei jener Lehre folgt, die behauptet, man dürfe 


MH sogenanntes »lebensunwertes Leben« vernichten«. 


Doch jede vorsätzliche Tötung sei Mord. Da aber bereits strafbar sei, 


\ SE wer von einem Verbrechen wider das Leben wisse und es nicht der Be- 


hörde anzeige, habe er bei der Staatsanwaltschaft Münster und dem Po- 


A lizeipräsidenten Strafanzeige'” gestellt. 


Die sensationelle Predigt — noch nie hatte damals jemand in Deutsch- 


En land so offen und publikumswirksam gegen den Stachel gelöckt — ver- 


Das von GALEN- 
Denkmal in Münster. 
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breitete sich wie ein Lauffeuer in ganz Deutschland und an den Fronten. 
Deshalb mußten die Herrschenden einsehen, daß ihr Versuch, Geistes- 
kranke und Behinderte zu töten, gescheitert war. Da sie weiteren Wider- 
stand der Kirchen erwarteten, wurde die sogenannte »Aktion T unter- 
brochen und erst ein Jahr später insgeheim fortgesetzt.'! 

Nach Bekanntwerden der dritten Predigt hatte Martin BORMAnN, Stabs- 
leiter bei HırL.Ers Stellvertreter Rudolf Hess, vorgeschlagen, VON GALEN 
hängen zu lassen. Doch Reichspropagandaminister Joseph GOEBBELS 
wollte während des Krieges keine katholischen Märtyrer schaffen und 
verschob die Beseitigung des Bischofs auf die Zeit »nach dem Endsieg«.'” 

Von Anfang an hatte von GALEN nach 1945 viele inhumane Maßnah- 
men der Besatzungsmächte kritisiert, besonders die ungesetzliche Inter- 
nierung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes und der NSDAP in 
Hungerlagern sowie die Vertreibung der deutschen Bevölkerung aus den 
deutschen Ostgebieten.'’ Am 1. Juli 1945 wies er in einer Predigt in Telg- 


° Ebenda, S. 874 ff. 
10 Ebenda, S. 869. 


1! Winfried Süss, »Bischof von Galen und die nationalsozialistische »Euthana- 
sie«« in: zur debatte 2005, S. 18 £., Online-Ausgabe. 


'? Joachim Kuropka, Clemens August Graf von Galen (1878-1946) — Ein großer 
Niedersachse. Begleitheft zur Ausstellung im Niedersächsischen Landtag 10. bis 
19. Jan 992,5: 5’E 
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te die These von einer deutschen Kollektivschuld'* öffentlich zurück. In 
seinem ersten Interview" gegenüber alliierten Pressevertretern erklärte 
er 1945, daß er und andere gebildete deutsche Antinazis »treu gesinnt 
sein müßten gegenüber dem Vaterland« und sie daher die »Alliierten als 
Feinde betrachten müßten«. - 

Im Juni 1945 dankte von GALEN ausdrücklich, | 
ähnlich wie später Konrad ÄDENAUER, »unseren 
christlichen Soldaten, jenen, die in gutem Glau- 
ben, das Rechte zu tun, ihr Leben eingesetzt ha- 
ben für Volk und Vaterland und auch im Kriegs- 
getümmel Herz und Hand rein bewahrt haben von 
Haß, Plünderungen und ungerechter Gewalttat«. 

Vom 26. Februar bis 2. März 1946 besuchte 
von GALEN auch Kriegsgefangenenlager im Raum 
Tarent und Barı — welch ein gewaltiger Unter- 
schied zu der erbärmlichen Haltung vieler unse- | 
rer heutigen Politiker und Inhaber kirchlicher 
Würden. 

Bei seiner Rückkehr nach Münster am 16. März | 
1946, seinem 68. Geburtstage, bereitete die Stadt 
ihm einen großen Empfang und ernannte ihn zu 
ihrem Ehrenbürger. Am 19. März 1946 mußte der Kardinal mit starken 
Magenschmerzen in das St.-Franziskus-Hospital in Münster eingeliefert 
werden, wo er am 22. März 1946 an den Folgen eines Blinddarmdurch- 
bruchs starb. Seine letzten Worte lauteten:'° »Ja, ja, wie Gott es will. Gott 
lohne es Euch. Gott schütze das liebe Vaterland. Für ihn weiterarbei- 
ten... oh, Du lieber Heiland!« 

Am 28. März 1946 wurde von GALEN in der Ludgerus-Kapelle des 
Doms, beigesetzt. Die Grabplatte trägt die Aufschrift »Hic exspectat re- 
surrectionem mortuorum Clemens Augustinus de GALEN S.R.E. presby- 
ter cardinalis episcopus Monasteriensis« (deutsch: »Hier erwartet die 
Auferstehung der Toten Clemens August von GALEN, der heiligen römi- 
schen Kirche Kardinalpriester, Bischof von Münster«, H. M.). 

Hans Meiser 


B Susanne Leschinsk1, »Clemens August Kardinal von Galen in der Nachkriegs- 
zeit 1945/46«, in: Joachim KuropKA (Hg.), Nexe Forschungen zum Leben und W'ir- 
ken des Bischofs von Münster, 1992, S 247 ff. 


" Peter LÖFFLER, aaO. (Anm. 2), S. 5. 
5 Ebenda, S. 1104. 


!6 Max BitrBaum, Kardinal von Galen. Bischof von Münster, Münster 1947, S. 77: 
Aufzeichnung des behandelnden Arztes Dr. WARNECKE. 
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Kardinal Lorenz Jaeger, 
ein nationaler Kirchenmann 


Im Rahmen der Umerziehung und der Verfolgung aller nationalen Re- 
gungen wurde auch der streitbare Paderborner Kardinal Lorenz JAEGER 
verdächtigt und beschuldigt, nicht genug Widerstand geleistet zu haben. 
Der Vorsitzende der Paderborner Jüdischen Kultusgemeinde, Erwin An- 
GRESS, warf ihm nach dessen Tod 1975 vor, nachdem 1959 die neue Syn- 
agoge in der Paderstadt gebaut worden war, diese nie besucht zu haben: 
»Dieser Mann hat bis zu seinem Tode die Schwelle unseres Crotteshauses 
niemals überschritten, niemals!«' Er kritisierte auch die Stadtverwaltung 
der Paderstadt, eine Straße nach dem Kardinal benannt zu haben. 

Lorenz JAEGER wurde am 23. September 1892 in Halle an der Saale als 
Sohn eines Eisendrehers geboren. Nach dem Abitur studierte er Katho- 
lische Theologie und Philosophie in Paderborn und Münster. Im Er- 
sten Weltkrieg war er hochdekorierter Leutnant und Kompanieführer, 
ausgezeichnet mit dem Eisernen Kreuz und dem Ritterkreuz des 
Hohenzollernordens. 1922 wurde er als Priester geweiht und war dann 
als Studienrat im Ruhrgebiet tätig, wo er interessierte Gymnasiasten schon 
vor 1933 auf den NS-Schülerbund hinwies.? 

Bei Beginn des Zweiten Weltkrieges stellte er sich wieder als »eifriger 
Priester freiwillig dem Vaterlande als Feldgeistlicher zur Verfügung«.? Er 
war noch Divisionspfarrer sim Felde«, als er zum Nachfolger des Anfang 
1941 verstorbenen Bischofs Caspar KrEın nach Paderborn als Erzbi- 
schof berufen wurde. Das setzte Kirchenminister Hanns KERrRı. als Ver- 
treter des Staates gegen den Widerstand und »schwerste Bedenken« von 
Reinhard HeyDrıch, dem Chef der Sicherheitspolizei, durch. Am 15. 
September 1941 legte JAEGER nach dem Konkordat seinen Treueeid auf 
den Staat ab. Papst Pıus XII. bestätigte ihn am 10. August 1941, und er 
wurde am 19. Oktober 1941 im alten Dom zu Paderborn zum Bischof 
geweiht. Zu seinem 15jährigen Bischofsjubiläum 1956 wurde er Pader- 
borner Ehrenbürger. Im Jahre 1965 wurde er für seine Anstrengungen 
für die Ökumene zum Kardinal ernannt. Er starb am 1. Aprıl 1975 in 
Paderborn. Er gehört zu den Kirchenführern wie die Kardinäle Graf 
VON GALEN in Münster und FrınGs in Köln, die sich vor und nach 1945 


© für ihr Volk gegen die Feinde des Reiches einsetzten. 


Seine in vielem zum Ausdruck kommende volks- und nationalbewuß- 
te Haltung brachte ihm nach 1945 zahlreiche Vorwürfe ein, und die Kir- 
che selbst versuchte, ihn durch Streichung einzelner Sätze in den zu sei- 
nen und der Diözese Jubiläen erschienenen Nachdrucken seiner neu 
veröffentlichten Predigten als Widerständler hinzustellen. 
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Doch ein Mann des Widerstandes oder ein Landesverräter war JAE- 
GER nicht. Der Kardinal war nur deutschbewußt. So sagte er in seiner 
ersten Predigt in Paderborn: »Meıin besonderer Gruß in dieser Stunde 
gilt meinen Soldaten. .. Vor allem grüße ich unter den Soldaten euch, 
meine lieben Erzdiözesanen im feldgrauen Rock... kämpft und sterbt 
ihr auch, wie mir das immer wieder aus euren Briefen entgegenklingt, für 
die Bewahrung des Christentums in unserem Vaterland, für die Erret- 
tung der Kirche aus der Bedrohung durch den antichristlichen Bolsche- 
wismus. .. Soldatische und priesterliche Haltung stehen sich innerlich 
näher, als Außenstehende ahnen. Dort wie hier ist Voraussetzung: selbst- 
loser Dienst, vorbehaltloser Einsatz, Bewährung aus letzter Verpflich- 
tung heraus, Treue bis in den Tod.« 

In seinem Fastenhirtenbrief 1942 heißt es unter dem Titel »Vom Sinn 
der Zeit, der Opfer und Leiden« dann: »In echter Schicksalsverbunden- 
heit mit unserem deutschen Volk darf uns keine Mühe, kein Opfer und 
keine Entsagung zu groß sein, wo es darum geht, an einer glücklichen 
Zukunft unseres Vaterlandes und am Frieden eines neuen Europa mit- 
zubauen. Wir wollen unsere tapferen Soldaten zum Beispiel nehmen. 
Ihre heilige Liebe zu Volk und Heimat, ıhr sieghafter Glaube an unseren 
Herrn und Heiland gibt ihnen die Kraft, so unendlich große Opfer und 
Heldentaten für uns alle zu vollbringen, um die Welt zu erlösen vom 
gottlosen, christusfeindlichen Bolschewismus, der, wenn er Sieger blie- 
be, die ganze Menschheit in ein grauenhaftes Unglück stürzen wurde. 

Er hatte die Gefahr des Bolschewismus für Deutschland und Europa 
erkannt. So erklärte er in seiner Fastenpredigt 1942, was ihm heute übel 
genommen und in Neudrucken verschwiegen wird: »Schaut hin auf Ruß- 
land! Ist jenes arme unglückliche Land nicht der Tummelplatz von Men- 
schen, die durch ihre Gottfeindlichkeit und durch ihren Christushaß fast 
zu Tieren entartet sind?« Und in einem Hirtenwort vom März 1942 sag- 
te er: »Eine tödliche Gefahr für unsere ganze Kultur ist direkt an uns 
vorübergegangen, beinahe wäre es Wirklichkeit geworden, der so oft be- 
schriebene und beschriene »Untergang des Abendlandes. Vom Osten 
her drängten ungeheure Massen heran, bereit, die Welt unserer Kultur 
zu zerstören. Im kraftvollen Gegenstoß sind sie abgewiesen worden. Noch 
schlagen ihre Wogen gegen den schützenden lebendigen Wall.«* 

Der Erzbischof stand dann auch nach 1945 zu seinem Volk und mil- 
derte, wo er konnte, die Ungerechtigkeit der alliierten Rachejustiz und 
der deutschen Entnazifizierung.° Es wäre um die Kirche heute besser 
bestellt, wenn es mehr solcher Charaktermenschen in ihr an führender 
Stelle gäbe. 

Rolf Kosiek 
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Zarah Leander - Diva der Deutschen 


Am Beispiel der Filmschauspielerin Zarah LEANDER läßt sich im Ver- 
gleich mit der aus Deutschland ausgewanderten Marlene DIETRICH die 
ganze verfälschende Art der Beurteilung von Schauspielern nach ihrer 
politischen Einstellung ersehen. Die deutschfreundliche Zarah 
LEANDER wurde nach 1945 in der Öffentlichkeit diffamiert, 
während die aus Deutschland geflüchtete und den Zusammen- 
bruch des Reichs ersehnende Marlene DIETRICH hoch gefeiert 
wurde. 

Vor gut einhundert Jahren, am 15. März 1907, wurde Zarah 
LEANDER, die »schwedische Nachtigall«, deren Filme sich Mil- 
lionen von Menschen in aller Welt ansahen, unter dem Namen 
Sara Stina HEDBERG als Tochter eines gut aussehenden Instru- 
mentenbauers und seiner sehr schönen Frau im schwedischen 
Karlstad geboren. Durch Kindermädchen und Klavierlehrer 
wurde sie schon früh mit der Sprache GOETHEs und SCHILLERS 
vertraut und vervollkommnete ihre Deutschkenntnisse während 
Zarah LEANDER im eines längeren Aufenthaltes ın Riga. Mit 16 Jahren heiratete sie den schwe- 
Jahre 1938. dischen Schauspieler Nils LEANDER, den sie aber schon 1932 wieder ver- 
ließ, da er ein Trinker war. Sie begann ihre Bühnenlaufbahn in Schweden 
und Norwegen. 

Auf deutschem Boden trat Zarah LEANDER erstmals 1935 in Wien 
auf, wo sie in der BENATZKY-Operette Axe/ an der Himmelstür spielte. Sie 
erlebte ihren Durchbruch 1936 mit der Hauptrolle im Kriminalfilm Pre- 
miere. Wegen dieses großen Erfolges wurde sie von der Universum Film 
(Ufa) engagiert und zur »Gegen-Spielerin« der aus dem Reich geflüchte- 
ten Marlene DIETRICH aufgebaut. Als teuerste deutsche Diva spielte die 
skandinavische Mimin mit der tiefen Stimme zwischen 1937 und 1942 in 
zehn berühmten Ufa-Filmen wie Zu neuen Ufern, Heimat, Der Blaufuchs, Es 
war eine rauschende Ballnacht oder Cuba Cubana. Die Zuschauerzahlen für 
die einzelnen Streifen bewegten sich zwischen sieben und 27 Millionen. 
Noch übertroffen wurden Zarah LEANDERs Filmgagen von den Einnah- 
men aus ihren Schallplatten. Der Schlager Der Wind hat mir ein Lied erzählt 
zum Beispiel wurde 24millionenmal verkauft. 

In Berlin ausgebombt, zog sich Zarah LEANDER im März 1943 auf ihr 
Landgut Lönö bei Norrköping zurück. Als sich nach Stalingrad die deut- 
a r. sche Niederlage abzeichnete, verdüsterte sich im neutralen Schweden 
schende Ballnach das deutschfreundliche Klima: Obwohl Zarah LEANDER einen Vertrag 
mit Zarah LeANDER mit der Ufa und nicht mit der NSDAP hatte, wurde sie in ihrer Heimat 
und Marika Rökk. als »Nazisse« denunziert und als »künstlerischer QuisLin« boykottiert. 


Plakat für den Film 
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Dennoch gelang ıhr nach dem Krieg ein erstaunliches »Comeback« 
Zum Triumphzug wurde ihre erste Nachkriegstournee 1949, die mit zwei 
bejubelten Konzerten in Westberlin ihren Höhepunkt hatte. »Alles, was 
mit Berlin zusammenhängt, das ist mein Leben. Berlin ist für mich ein 
Zuhause«, bekannte die Dankbare 1965. »Wenn sie lieben, die Berliner, 
dann lieben sie fürs ganze Leben, und ich gehö- 
re zu der Gruppe, toi, toi, toi, die die Gnade ha- 
ben darf, von den Berlinern geliebt zu werden, 
und es beruht auf Gegenseitigkeit.« 

Während eines Auftritts in der schwedischen 
Hauptstadt erlitt sie 1978 eine Gehirnblutung, 
von der sie sich in der Folge nicht mehr erholte. 
Am 23. Juni 1981 starb sie in einer Stockholmer 
Klinik. 

Es konnte nicht ausbleiben, daß sich Bewälti- 
ger verfälschend ihrer Vergangenheit bemächtig- 
ten. Als »Mutter Teresa aller Menschenrechte« 
wurde die politisch korrekte, von Kopf bis Fuß 
auf Deutschenhaß eingestellte US-uniformierte 
Marlene DiE'RicH, deren »Herz sich nicht rühr- 
te, wenn deutsche Städte bombardiert wurden«, 
der zivilen, doch politisch verstockten »Sünden- 
böckinZarah LEANDER gegenübergestellt, die als 
»Komplizin des Holocaust« mit ihrer Stimme die 
Moral der Mörder gestärkt und es abgelehnt 
habe, sich für ihre Ufa-Untaten nachträglich zu 
entschuldigen. 

Im Sammelband des Geschichtsverdrehers Guido Knopp wird Zarah 
LEANDER zu einer von HrrLERs Frauen verzerrt. Auf besonders gehässige 
Weise geschändet wird ihr Andenken im Machwerk Andreas MARBERs, 
der sie als »Nazi-Sirene« durch den »braunen Kakaox zieht: Mit verstellter 
Stimme imitiert eine gewisse Angela WARNING »Evergreens« von Zarah 
LEANDER und legt der Legendären die »holocaustgerechten« Worte in 
den Mund: »Meıine Filme haben mehr Menschen gesehen, als Juden ver- 
gast wurden.« 

In diesem Zusammenhang ist das Folgende für unsere Zeit bezeich- 
nend: »Gestern also die »Habanera« mit Zarah LEANDER, geradezu er- 
schütternd gut«, notierte am 31. Januar 1937 in Dresden der rassisch 
verfolgte Philologe Victor KLEMPERER (1881-1960). Über den Streifen 
Heimat urteilte er unter dem 3. Oktober 1938: »Welch überwältigend gutes 
Spiell Zarah LEANDER und Heinrich GEORGE. . .« In der gedruckten Aus- 
gabe seines Tagebuches aber (Ich »z// Zeugnis ablegen bis zum letzten. Tagebücher 
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Marlene Dietrich. Im 
Rang eines Majors 
(!) begleitete sie sin- 
gend US-Soldaten in 
Afrika, Italien und 
Frankreich und mar- 
schierte gar in 
Deutschland mit ein. 
Die Aufnahme ent- 


stand nach der an- | 


glo-amerikanischen 
Invasion 1944. 
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1933-1945, Berlin 1995) werden vom Aufbau-Verlag beide Passagen un- 
terschlagen. »Hätte KLEMPERER antisemitische Dialoge wahrgenommen, 
um verletzt darüber in seinem Tagebuch zu berichten, sie wären nicht der 
Zensur zum Opfer gefallen, vielmehr würden sie allerorts genüßlich zi- 
tiert«, empört sich Paul SEILER, Hüter des Andenkens der Diva. Ein ver- 
folgter Jude hat sich eben nicht einmal posthum an Zarah-LEANDER- 
Filmen erfreut zu haben. 


Fred Duswald 


Literatur: 

Zarah LEANDER, Es war so wunderbar. Mein Leben, Frankfurt/M. (u.a.) 1983. 
Paul SEILER (Hg.), Zarah Leander. Ein Mythos lebt, Berlin 1994. 

Curt Rırss, Das gabs nur einmal. Die große Zeit des deutschen Films, Ullstein Sach- 
buch, Bd. 3, Frankfurt/M. 1985. 
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Ist Paula Wesselys Streifen »Heimkehr« 
»schlimmste Nazipropaganda«? 


Nach einem erfolgreichen und erfüllten Leben starb hochbetagt in Wien 
am 11. Mai 2000 die berühmte deutsche Schauspielerin Paula WESSELY. 
Ihre Bühnenarbeit überspannte nicht weniger als sechs Jahrzehnte. Nach 
1945 mußte die Künstlerin das Schicksal ertragen, von linken Kreisen 
diffamiert zu werden. Ihre Arbeit wurde herabgesetzt, so daß eine Rich- 
tigstellung erforderlich ist. 

Als Tochter eines Wiener Fleischermeisters wurde sie am 20. Januar 
1908 geboren. Schon mit 14 Jahren begann sie mit der Ausbildung, stand 
mit 16 im Akademietheater zum erstenmal auf derBühne, debutierte 1924 
am Deutschen Volkstheater in Wien, spielte am Theater in der Josefstadt 
und am Neuen Deutschen Theater in Prag und erzielte 1932 ihren Durch- 
bruch am Deutschen Theater in Berlin. Paula WEssELys Siegeszug über die Paula Wesseiy 
deutschen Bühnen fand im Film eine ebenbürtige Fortsetzung. im Jahre 1935. 

Am 23. November 1935 heiratete die geniale Mimin ihren Schauspie- 
lerkollegen Attila HÖRBIGER, mit dem sie zeitlebens künstlerisch zusam- 
menarbeitete und häufig gemeinsam auftrat. Wie ihr Gatte Attila be- 
kannte Paula WEssery: »Ich freue mich, am 10. April 1938 das Bekenntnis 
zum großen volksdeutschen Reich mit Ja ablegen zu können und so die 
von mir immer betonte Kulturverbundenheit der österreichischen Hei- 
mat mit den anderen deutschen Gauen zu bekräftigen.« Nicht zu Un- 
recht vermutet Wolfgang GLück, »daß die HÖRBIGERs mit den National- 


en Her : i R a \ Wolfgang GLück, 
sozialisten in einem einverstanden waren: in der Idee eines vereinigten 0 
: e : »Jetzt hat’s die Paula 
Volks im Bereich der so geliebten deutschen Sprache, am besten verbun- ESCHE 
den mit dessen Vorherrschaft in einem geeinten Europa«.' Presse, 4. 8. 2007. 


Bei einem Empfang in 
der Wiener Hofburg 
am 30. März 1938, 
von links: Joseph 
GossseLs, Gertrud 
SEvSS-IN@UART, Kajetan 
MüÜHLMAnn, Paula Wes- 
serv. Foto: Bundesar- 
chiv. 
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Die alliierten Besatzer belegten 1945 Paula WEssELY sofort mit Be- 
rufsverbot. Die willkürliche Diskriminierung war allerdings nicht von 
Dauer. 

Die Tatsache, daß Paula WEssELY nicht nur schon vor der NS-Zeit 
und während derselben, sondern ob ihres Könnens auch danach gefragt 
war, mißfiel der linksextremen Literatin Elfriede JELINEK:? »Paula Wes- 
SELY ist der Prototyp der Schauspielerin im Dritten Reich, einer Kriegs- 
gewinnlerin, die das Naziregime massiv propagandistisch unterstützt hat«, 
empörte sich die Gestörte über die eben Verstorbene.” Um das Ansehen 
der Schauspielerin noch zu deren Lebzeiten zu schädigen, hatte die JELI- 
NEK 1981 ihr Bühnenstück Burgtheater ausgebrütet.* In dieser Posse mit 
Gesang (Untertitel) wird die Geschichte des »Deutschen Nationaltheaters« 
(Josern II. 1776) in der NS-Zeit und die »Nazi-Mitmachenschaften« der 
Eheleute WesseLy / HÖRBIGER einer böswilligen Bewältigung unterworfen. 

Weil sich österreichische Theater durchwegs nicht für das Stück inter- 
essierten, ging die Uraufführung erst 1985 in Bonn über die Bühne. Die 
Berliner Morgenpost bemerkte: »Was erst sich wie eine Art kabarettistischer 
Entlarvung gibt, das treibt einen später eher auf die Seite der so garstig 
und idiotisch Persiflierten. Die Wirkung schlägt. .. fast in ihr Gegen- 
teil um. Satire schlägt sich selber auf den garstigen Mund. Ein theatra- 
lisch überschraubter Pyrrhus-Sieg« (10. 5. 1986). Michael JEANNEE 
schrieb in der Wiener Kronen-Zeitung über die »Nazi-Horror-Picture- 
Show« der Autorin, die seither in Österreich als »Nestbeschmutzerin« 
gehandelt wird: »Das Resultat und die Folge dieser ihrer Minderbega- 
bung: ein widerliches Machwerk, in dessen Mittelpunkt eine perverse, 


*Die 2004 mit dem Literaturnobelpreis gekrönte Elfriede JELINEK wurde 1946 
in Mürzzuschlag in der Steiermark geboren. Ihr Vater Friedrich JELINEK, Vize- 
Inspektor des Wiener Städtischen E-Werks, war mit Bescheid des Reichsstatt- 
halters vom 5. 7. 1939 -— STK/I-E-21185 auf Grund der Verordnung zur Neu- 
ordnung des österreichischen Berufsbeamtentums vom 31. 5. 1938 
(Reichsgesetzblatt IS. 607) aus rassischen Gründen in den Ruhestand versetzt 
worden. Er überlebte als dienstverpflichteter Techniker in einem kriegswichti- 
gen Betrieb, erkrankte in den fünfziger Jahren psychisch, lebte in zunehmend 
verwirrtem Zustand und starb 1969 in totaler Umnachtung. Seine erblich bela- 
stete Tochter Elfriede brach nach der Reifeprüfung psychisch zusammen, brach 
auf Grund von Angstzuständen ihr Studium ab, lebte ein Jahr lang in völliger 
Isolation, engagierte sich in der 68er Bewegung und trat als Vertreterin eines 
»idealistischen prächristlichen Vulgärmarxismus« 1974 der KPÖ bei, die sie 
nach der Wende 1991 wieder verließ. Literarisch lebt Elfriede JELINEK von ak- 
tuellen Vorgängen mit Vergangenheitsbezug, die sie aus linkem Winkel tenden- 
ziös verzerrt und in schrillstem Stil hysterisiert. 

? Telefoninterview mit dem Magazin Format, 15. 5. 2000. 

* Elfriede JELINEK, Burgtheater, Hamburg ’2004. 
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sabbernde, brutale und exzessive Schauspielerfamilie steht, die HÖRBI- 
GERS.« 

Besonders begeifert JELINEK den Streifen Heimkehr. Dieser Film aus 
dem Jahre 1941, ın dem Paula WEssELy die Hauptrolle spielt, sei der 
»schlimmste Propagandaspielfilm der Nazis überhaupt«, schilt die Schrift- 
stellerin: »WEssELYs Mitwirkung daran ohne Not und an einer dermaßen 
exponierten Stelle würde ich mit Kriegsverbrechen gleichsetzen.« Wolf- 
gang GLÜCK wirft gar die Frage auf, »um wie viele Sekunden, Minuten, 
gar Tage durch diesen Film der grauenhafte Krieg verlängert wurde.« 
Um die Hetze auf die Person von Paula \VEsseLy bündeln zu können, 
wurde geflissentlich unterschlagen, daß in diesem Film auch ihr Gatte 
Attila HÖRBIGER mitspielt. Der Streifen Heimkehr erhielt das Prädikat »Film 
der Nation« Die Uraufführung fand im Rahmen der Filmfestspiele in Ve- 
nedig statt, die deutsche Erstaufführung erfolgte in der Wiener »Scala«. 

Der Film beschreibt die blutige Verfolgung der Volksdeutschen unter 
polnischer Herrschaft vor Kriegsausbruch 1939: In einem kleinen Ort 
in der wolhynischen Woiwodschaft Luzk muß sich die deutsche Minder- 
heit gegen immer drastischer werdende Unterdrückungsmaßnahmen zur 
Wehr setzen. Der Arzt Dr. Tomas hat für notwendige Operationen kein 
Krankenhaus zur Verfügung, und seine Tochter Marie (Paula WESSELY), 
die an der deutschen Schule unterrichtet, muß mitansehen, wie diese 
Schule vom polnischen Staat enteignet und von aufgehetztem Mob de- 
moliert wird. Sie bringt ihren Protest, bei dem sie sich auf den verfas- 
sungsmäßig garantierten Minderheitenschutz beruft, beim Bürgermet- 
ster vor, findet jedoch beim chauvinistischen Choleriker kein Gehör. 


Gemeinsam mit ihrem Verlobten Fritz fährt sie nach Luzk, um ihr An- } 


liegen dem Woiwoden vorzutragen, wird dort jedoch gar nicht erst vor- 
gelassen. Bei einem Kinobesuch werden die Verlobten Opfer eines anti- 
deutschen Pogroms. Fritz erliegt seinen schweren Verletzungen, da sich 
das Krankenhauspersonal weigert, einen Deutschen aufzunehmen. Die 
Gewvalttätigkeiten gegen die deutsche Minderheit nehmen weiter zu; auch 
Maries Vater wird Opfer eines Anschlags, bei dem er erblindet. Als die 
Deutschen sich heimlich in einer Scheune versammeln, um HrILERs Rede 
vor dem Reichstag zu hören, werden sie von polnischer Exekutive ent- 
deckt, verhaftet und ins Gefängnis geworfen. Dort richtet Marie Tno- 
MAS ihre Leidensgenossen mit ihrem von Herzen kommenden Monolog 
über das Leben unter Deutschen in Freiheit auf: 

»Denkt doch bloß, Leute, wie das sein wird, denkt doch bloß, wenn so 
um uns rum lauter Deutsche sein werden und nicht, wenn du in einen 
Laden reinkommst, da einer jiddisch redet oder polnisch, sondern deutsch! 
Und nicht nur das ganze Dorf wird deutsch sein, sondern ringsum und 
rundherum wird alles deutsch sein! Und wir werden so mitten in ihm 
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> Dieses superlative 
Prädikat würde lo- 
gischerweise bedeu- 
ten, daß der Propa- 
gandaspielfilm Jad 
Süß (1940), für 
Ralph GIORDANO 
»die niederträchtig- 
ste, gemeinste und 
raffinierteste Form 
von »künstleri- 
schem« Antisemitis- 


mus« (Erinnerungen 
eines Davongekomme- 
nen, Köln 2007, 
S. 159), nicht so 


schlimm ist. 
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° Papst GREGOR 
XV. (1554-1623) 
schuf 1622 zum 
Zweck der Verbrei- 
tung des Glaubens 
die sogenannte 
»Congregatio de 
Propaganda Fide«, 
seit 1967 »Konge- 
gration für die 
Evangelisierung 
der Völker«. »Propa- 
‚garec bedeutet auf 
lateinisch »verbrei- 
ten, ausdehnen, 
fortpflanzen«. Als 
Verbum »pfropfen« 
wurde der Begriff 
in der Botanik 
schon früh ins 
Deutsche entlehnt. 
” Vgl. Art. »Propa- 
ganda«, in: Der 
Große Brockhaus, 16. 
Aufl., Bd. 9 (1956), 
Ss dl. 
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sein, im Herzen von Deutschland. Denkt bloß, Leute, wie das sein wird. 
Und in der Nacht, in unseren Betten, wenn wir da aufwachen aus’m 
Schlaf, da wird das Herz in ‚nem süßen Schreck plötzlich wissen, wir 
schlafen ja mitten in Deutschland, daheim und zuhause, und ringsum ist 
die tröstliche Nacht, und ringsum da schlagen Millionen deutsche Her- 
zen und pochen in einem fort leise: daheim bist du, Mensch, daheim, 
daheim bei den Deinen. Dann wird uns ganz wunderlich sein ums Herz, 
daß die Krume des Ackers und das Stück Lehm und der Feldstein und 
das Zittergras und der schwankende Halm, der Haselnußstrauch und die 
Bäume, daß das alles deutsch ist, wie wır selber, zugehörig zu uns, weil’s 
ja gewachsen ist aus den Millionen Herzen der Deutschen, die eingegan- 
gen sind in die Erde und zur deutschen Erde geworden sind. Denn wir 
leben nicht nur ein deutsches Leben, wir sterben auch einen deutschen 
Tod. Und tot bleiben wir auch deutsch und sind ’n ganzes Stück von 
Deutschland, eine Krume des Ackers für das Korn der Enkel, und aus 
unserem Herzen, da wächst der Rebstock empor, in die Sonne - ın die 
Sonne, Leute, die nich’ wehtut und nich’ sengt, ohne zugleich auch Süßig- 
keit zu spenden, und ringsum singen die Vögel und alles ist deutsch, alles 
Kinder, wie unser Lied, wollen wir’s nicht singen, grade jetzt, unser Lied?« 

War der Film Heimkehr»schlimmste Nazi-Propaganda«? Das Wort »Pro- 
paganda« stammt vom lateinischen Wort »propagare, d. h. »fortpflanzen, 
aussäen, im Raum ausbreiten, in der Zeit verlängern und erhalten« Der 
moderne Wortbegriff kommt aus der katholischen Kirche® und defi- 
niert sich wertneutral als Werbung für geistige Ziele und Ideen, seien es 
religiöse oder politische.’ 

Propaganda ist übel, wenn sie lügt. Der Film Heimkehr indessen be- 
ruht auf wirklichem Geschehen. Daß Volksdeutsche unter polnischer 
Herrschaft vor dem Zweiten Weltkrieg und erst recht nach Ausbruch 
desselben verfolgt, am Leben bedroht und in vielen Fällen sogar ermor- 
det wurden, ist historisch belegt. Was an der von Paula WESSELY meister- 
haft artikulierten Freude, als Volksdeutsche nach polnischem Terror end- 
lich unter Deutschen in Deutschland leben zu können, »übelste 
Nazıpropaganda« sein soll, ist objektiv Denkenden nicht einsichtig, erst 
recht nicht, wenn man berücksichtigt, daß die im Fılm gezeigten Greuel 
vom Grauen der Vertreibung am Ende des Zweiten Weltkrieg millionen- 
fach überboten wurden. 

Im Dezember 2005 wurde im Bonner Haus der Geschichte die Wan- 
derausstellung»Flucht, Vertreibung, Integration« in Anwesenheit des Bun- 
despräsidenten Horst KÖHLER eröffnet. Die Ausstellung enthält Aus- 
schnitte aus dem Film Hezrakehr, darunter auch solche aus dem von Paula 
WESSELY gesprochenen Monolog. 

Fred Duswald 
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In den Darstellungen der Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges wird 
die Abdankung des britischen Königs Epuarns VIII. meist als unbedeu- 
tende Episode behandelt, die der zufälligen Bekanntschaft des Königs 
mit einer Amerikanerin entsprang. Doch sie hatte wichtige Folgen in der 
Politik und sollte deswegen nicht verharmlost werden. 

Die Abdankung König Eptarps VIII. am 10. 
Dezember 1936 war mehr als nur ein Wechsel in 
der Person des englischen Regenten. Wie ihre Wir- 
kungen zeigten, war sie eine der wichtigsten Wei- 
chen für den Zweiten Weltkrieg. EDUARDS Credo 
war Frieden zwischen Deutschen und Briten. Zu 
einem zweiten britischen Krieg gegen Deutschland 
wäre es unter seiner Herrschaft kaum gekommen. 
Mit dem Thronverzicht des Monarchen, dem die 
politische Klasse Englands die gesetzliche Heirats- 
erlaubnis verweigert hatte, war das Königsdrama 
aber noch nicht zu Ende. Von seinem Bruder und 
Nachfolger GEoRG VI. mit der Würde eines Her- 
zogs VON WINDSOR in die Wüste geschickt, gehörte 
der Exkönig nach Kriegsausbruch 1939 dem Stab 
der britischen Militärmission in Frankreich mit Sitz 
in Vincennes an. Über einen amerikanischen Mittelsmann informierte er 
die deutsche Führung über Schwachstellen der Franzosen, was der Wehr- 
macht ihren West-Sieg 1940 erleichterte. Der von HITLER angebotene 
und vom Herzog ersehnte Frieden mit England scheiterte jedoch am 
deutschfeindlichen Fanatismus der um CHURCHILL gruppierten Kriegs- 
partei. Als das Deutsche Reich am Ende des Krieges in Trümmern lag, 
aber auch Englands Empire zerstört war, kassierten englische Häscher 
nichtnur alle kompromittierenden deutschen Akten. Auch Bestände brı- 
tischer Archive wurden vernichtet oder längerfristig gesperrt. Dennoch 
gelang es dem britischen Historiker Martin ALLEN, die geheimen Kon- 
takte zwischen Herzog und HITLER zu enthüllen. 

EDUARD, Herzog von Windsor, geboren 1894, war ältester Sohn von 
König Georg V. (1865-1936). Die letzten glücklichen Ferien seiner Ju- 
gend verbrachte der Prinz bei »Onkel Willi, dem Deutschen Kaiser Wir.- 
HELM II. Nicht nur von daher datiert seine »lebenslange Bewunderung 
für alles Deutsche«. Dank seiner Mutter Marie (1867-1953), einer gebo- 
renen Prinzessin von TECK, beherrschte EDUARD nicht nur die deutsche 
»Mutter-Sprache«. Da er auch von väterlicher Seite deutschen Bluts ge- 
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König EouAro VIII. 
gibt seine Abdankung 
am 10. Dezember 
1936 bekannt. 
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nug hatte, bewahrte er bis ans Lebensende eine Vorliebe für das Land 
seiner Vorfahren. 

Die enttäuschenden Ergebnisse des Ersten Weltkriegs, den er als Of- 
fizier in Frankreich erlebt hatte, festigten in EpuUARD die Überzeugung, 
daß es einen Krieg mit Deutschland nie wieder geben dürfe. Wie recht er 
mit dieser Einstellung hatte, zeigte sich daran, daß England das Deut- 
sche Reich im Ersten Weltkrieg nicht aus eigener Kraft, sondern nur mit 


' Hilfe der USA hatte besiegen können. Schon 1904 hatte sich England 


@@ den Amerikanern unterlegen gefühlt und daher die Eventualität eines 
7 Krieges mit den USA generalstabsmäßig ausgeschlossen. Bereits vor 1914 


f 5 £ Ai 
Der Herzog von York 


und späterer König 
George VI. 


| sah sich Britannien gezwungen, vom Grundsatz des »I'wo-Power-Stan- 


dards< abzugehen, wonach die englische Flotte stets stärker zu sein hatte 
als die beiden nächstgrößeren zusammen. Auf der Konferenz von Wa- 
shington 1922 mußte sich die britische Royal Navy mit der bloßen Parı- 
tät gegenüber der US-Marine zufrieden geben. Außerdem billigte Eng- 
land erstmals eine vertragliche Begrenzung seiner Flottenstärke, was bis 
dahin völlig undenkbar gewesen war. 


Eouaro VIII. und Wal- 
lis Smpson 1936 wäh- 
rend eines Urlaubs 
am Mittelmeer. 
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Der Sieg über das Deutsche Reich ım Ersten Welt- 
krieg verschleierte jedoch den schleichenden Macht- 
verlust, um so mehr, als sich das Empire auf Ko- 
sten der deutschen Kolonien sogar erweitern und 
dadurch die größte Ausdehnung seiner Geschichte 
erreichen konnte. EDUARD aber durchschaute die 
Verschleierung und wußte, daß ein weiterer Welt- 
krieg das Ende des britischen Weltreichs bedeuten 
werde. In Erkenntnis dessen, daß das Deutsche 
Reich und das britische Empire einander nicht im 
Wege standen, sondern sich im Gegenteil geopoli- 
tisch ergänzten, war EDUARD erklärter Befürworter 
einer Verständigung zwischen beiden Völkern, wie 
dies auf deutscher Seite auch der Wunsch Adolf 
HITLERS gewesen war. 

Gott Amor aber spielte dem Reich einen Streich, 
indem er den Prince of Wales an Wallis WARFIELD-SIMPSON geraten ließ. 
Zum Polıtikum wurde die Beziehung, als EnuUArm mit dem Tod seines 
Vaters am 20. Januar 1936 König wurde. Als solcher nervte er die Eta- 
blierten nicht nur durch soziales Verständnis für die Nöte der Werktäti- 
gen, sondern auch durch seine offene Sympathie für Deutschland. Be- 
sichtigte EpuarD VIII. eine Schule, dann fragte er auch schon, ob denn 
als Fremdsprache Deutsch gelehrt werde. Am längsten von allen Misst- 
onschefs unterhielt sich der König bei seinem ersten Diplomatenemp- 
fang im Februar 1936 mit dem deutschen Botschafter. 
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Als HrıLEr am 7. März 1936 durch deutsche Truppen die Wehrhoheit 
über den seit Versailles entmilitarisiert gewesenen linksrheinischen Reichs- 
teil wiederherstellen ließ, sorgte der König dafür, daß London (und da- 
mit auch Paris) stillhielt: »Ich schickte nach dem Premierminister [BALD- 
WIN] und teilte ihm meine Meinung mit«, enthüllte der deutschfreundliche 
Monarch dem deutschen Botschafter Leopold von Hoescn. »Ich teilte 
dem alten »Ja, aber« mit, daß ich abdanken werde, sollte er einen Krieg 
vom Zaun brechen. Es gab eine fürchterliche Szene, aber Sie brauchen 
keine Angst zu haben, es gibt keinen Krieg.« 

Gewissenlosen Kreisen war die Friedensliebe des Königs jedoch ein 


U 


Greuel. Es gebe Mittel und Wege, EDUARD zur Abdankung zu zwin- ' Charles Bepaux 


gen, wenn er sich in die Außenpolitik weiter einmischte, äußerte Au- ee 
ren in Charenton-le- 


Benminister EDEN. EpuAarps Absicht, Wallis Sımpson noch vor der für pont bei Pe 
den 12. Mai 1937 anberaumten Krönung zu heiraten, bot seinen Wi- derte 1906 nach den 
dersachern willkommene Handhabe, sich des unbequemen Herrschers USA aus und grün- 
zu entledigen. Auf Grund des »Royal Marriage Act« aus dem Jahre dete 1916 in Cleve- 
1772, der den Mitgliedern des Königshauses eine Heirat ohne Zustim- land, Ohio, eine 
mung des Parlaments untersagt, hatten die Politiker in royalen Her- en 
2 i 2 ; ungsfirma. Auf- 
zensdingen ein Wörtchen mitzureden. Und so nahm man auch prompt hauend auf den Er- 
daran Anstoß, daß die bürgerliche Amerikanerin auch noch eine Schei- kenntnissen’des 
dung hinter sich hatte und jetzt abermals in Scheidung lebte. Nachdem _Arbeitswissenschaft- 
Wallis neuerlich geschieden und damit für eine weitere Heirat frei war, lers Frederick Wins- 
erklärte EnuArD am 13. November 1936 seinem Premierminister BALD- low Tarıor (1856- 
: i . - ; : 1915), wurde BEeoAux 

WIN, er sei bereit, zu gehen, wenn man ihm die Zustimmung zur Heirat a 
e 5 5 zum Pionier der Be- 
verweigere. Mrs. SIMPSON sei als Queen nicht genehm, nahm BALDWIN triebsführung auf 
den König beim Wort, und dieser dankte dann am 10. Dezember 1936 Wissenseläftlieher 
auch tatsächlich ab. Grundlage. Zur Ra- 
Epuvarnds Nachfolger wurde automatisch sein ältester Bruder ALBERT: tionalisierung be- 
»Der Herzog von York wird besser sein«, hatte BaL.pwın gehofft und trieblicher Prozesse 
siehe, seine Hoffnungen wurden nicht enttäuscht. Der neue König, der ar geünggie 
3 a R F ? er 1926 die »Briti- 
sich den Namen GEORG VI. zulegte, war Linkshänder und litt an einem „che Bedaux Gesell- 
Sprachfehler. Durch körperliche Schwäche und Mangel an geistigen Ga-  schaft«, gefolgt von 
ben behindert, bot der notorische Stotterer beste Gewähr, die Politiker _Tochtergesellschaf- 
gewähren und die Kriegspartei in Frieden zu lassen. ten auf nahezu der 
Der Exkönig aber ging ins Exil nach Frankreich, wo er als Herzog ganzen Welt. Biogra- 
voN WINDSOR am 3. Juni 1937 heiratete. Die Hochzeit fand auf Schloß phisches bei: Jim 


E : 3 5 s Christy, The Price of 
Conde bei Tours statt. Besitzer des Schlosses war der amerikanische Power Are, 


Rationalisierungsfachmann Charles BEDAUx,' der als Urhebereinesdem of Charles Eugene 
REFA-System vergleichbaren Verfahrens für Arbeitsstudien als Grund- Bedaux, New York 
lage einer leistungsbezogenen Entlohnung über ein weltweites Netz 1984. 


von Beratungsfirmen verfügte. BEDAUx, der ein Freund von Henry FORD 
war und beste Beziehungen zur NS-Prominenz hatte, arrangierte für 
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das Herzogspaar eine Reise ins Reich, die EpuArn und WALLIs auf Ein- 
ladung der »Deutschen Arbeitsfront® am 11. Oktober 1937 antraten. 

Während Englands Botschafter HENDERSON Weisung hatte, den Emp- 
fang auf dem Bahnhof Berlin-Friedrichstraße zu boykottieren,’ wurden 
EpDvArD und Warnıs auf allen Wegen von begeisterten Deutschen stür- 
misch umjubelt. »Seine Gesten und Bemerkungen«, schrieb die New York 
Times über den Herzog, »haben unmißverständlich gezeigt, daß seine 
Abdankung Deutschland eines engen Freundes, wenn nicht sogar eines 
hingebungsvollen Bewunderers auf dem britischen Thron beraubte.« 
Beim Abschiedsbesuch auf dem Berghof legte HITLER dem Herzog ans 
Herz, »daß das rote Rußland der einzige Feind sei und daß es im briti- 
schen wie auch im Interesse Gesamteuropas liege, die Deutschen zu er- 
mutigen, im Osten loszuschlagen und den Kommunismus für immer zu 
vernichten«. 

Die britischen »Kriegsparteigenossen« aber hatten es nicht auf die Ret- 
tung Europas, sondern auf die Vernichtung Deutschlands abgesehen. 
Nachdem London am 31. März 1939 mit seiner militärisch ungedeckten 
Garantie die Lunte ans polnische Pulverfaß gelegt hatte, warnte der Her- 
zog in Verdun vor dem Wahnsinn, den Weltkrieg zu wiederholen. Seine 
Rede vom 8. Mai 1939, die von einer US-Rundfunkstation übertragen, 
von der BBC aber unterdrückt wurde, begann mit dem Hinweis, daß er 
an diesem blutgetränkten Ort die Gegenwart der Toten spüre. Er spre- 
che nur für sich als ein Soldat des letzten Krieges, der dafür bete, daß 
solch eine grausame und zerstörerische Narrheit nie wieder die Mensch- 
heit heimsuchen möge. 

Doch Wınpsors Worte waren in den Wind gesprochen, denn nur vier 
Monate später erklärte England dem Deutschen Reich zum zweiten Mal 
im 20. Jahrhundert den Krieg. »Ich fürchte, daß das am Ende den Weg 


? Deutsche Arbeitsfront (DAF): aus der NS-Betriebszellenorganisation 
hervorgegangener, yangeschlossener Verband« der NSDAP, nach der Liquidati- 
on der Gewerkschaften am 10. Mai 1933 gegründet von Robert Ley, um den 
Klassenkampfgedanken durch den Grundsatz der Volksgemeinschaft zu über- 
winden. 

? Um pünktlich in Berlin zur Stelle zu sein, beendete Adolf HıTı.ER, der wegen 
schlechten Wetters nicht das Flugzeug von München nach Berlin nehmen konnte, 
sondern mit dem Zug fahren mußte, früher als üblich seine Rede am Vor- 
abend des Jahrestages des Marsches zur Feldherrnhalle vom 9. November 1923, 
verließ 13 Minuten, ehe der Sprengsatz des Bombenattentäters Georg EISER 
detonierte, mit seinem Stab den Münchner Bürgerbräukeller und entging da- 
durch dem sicheren Tod. Der Anschlag forderte acht Tote und 63 Verletzte, 
darunter 16 Schwerverletzte. Unter den Toten befanden sich sieben Mitglieder 
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, die an der Versammlung 
teilgenommen hatten. 
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für den \Weltkommunis- 
mus freimachen wird«, 
hielt der Herzog mit seiner 
Meinung nicht hinter dem 
Berg, Der neue Krieg mit | 
Deutschland sei eine riesi- 
ge Katastrophe, man gra- 
be dem Reich die militäri- 
sche Stärke als Bollwerk 
gegen den Bolschewismus 
ebenso ab, wie man sich 
den Gefahren eines weite- 
ren Zerfalls des eigenen 


Empires aussetze. Mit 
weltpolitischer Blindheit 
geschlagen, befürchtete 
GEORG VI. nicht zu Un- | 
recht, daß der populäre 
Vorgänger seine Stellung 
als König gefährden könn- | 
te. Um EDuARD aus Eng- 
land zu entfernen, hievte 
man den Herzog mit Hil- 
fe des Hofes auf einen 
hohen Posten beim briti- | 
schen Verbindungsstab in 
Frankreich. Mit Zustim- 
mung von General GAME- 


Lin (1872-1958), dem - 
französischen Oberbefehlshaber der alliierten Streitkräfte, ging er ee 
»Good-Will-Tour« an die französische Ostfront. Doch die Königliche Ho- 
heit hatte Höheres ım Sinn, als die Kampfmoral der von ihr inspizierten 
Truppen zu heben. »Nach einem Leben auf der politischen Bühne hatte 
EDuARD im Grunde nie wirklich akzeptieren können, daß seine Ansich- 
ten und seine politischen Überzeugungen kein Gewicht mehr besaßen. 
Er betrachtete sich weiterhin als das seines Amtes enthobene britische 
Staatsoberhaupt, und es war seine Pflicht, diesen Konflikt zu beenden, 
bevor sowohl das Deutsche Reich als auch Großbritannien irreparable 
Schäden davontragen würden. . .« 

Um den überflüssigen Krieg zu ersticken, bediente sich der Herzog 
seines Freundes BEDAUx. Dieser überreichte HITLER am 9. November 
1939 ın der Reichskanzlei ein Handschreiben des Herzogs samt Unterla- 
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Oben: Der Herzog 
von WinDsor schrei- 
tet die Ehrenfront der 
Leibstandarte des 
Führers in Crössinsee 
ab. Unten: Der Her- 


ZOg von WINDSOR im 
Gespräch mit zwei 
französischen Gene- 
ralen während einer 
seiner Besichtigungs- 
reisen der französi- 
schen Truppen im 
November 1939. 
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Der Herzog von 
Winpsor und seine 
Frau 1942 im Exil. 
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gen über die räumliche Verteilung der französischen Ardennen-Armee.* 
Weiteres wichtiges Material nahm den Weg über die neutralen Nieder- 
lande, wo es BEDaux dem deutschen Gesandten im Haag übergab. Mit 
Hilfe des Herzogs konnte die deutsche Führung ihre militärischen Ope- 
rationen optimieren. Frankreich wurde siegreich geschlagen, das ın Dün- 
kirchen eingekesselte englische Expeditionskorps ließ HITLER jedoch mit 
338000 Mann entkommen. Mit dieser militärisch unerklärlichen, poli- 
tisch aber plausiblen Geste schien HıiTLEr die Hinweise des Herzogs zu 
honorieren, der Frieden schaffen wollte, ohne seinem eigenen Vaterland 
zu schaden. 

Auf einem Geheimtreffen, das am 28. Mai 1940 bei Churchinl.in der 
Downing Street stattfand, beschloß man, »daß die WınDsors sofort nach 
England gebracht werden sollten, zumindest um von CADOGan und VAn- 
SITTART über ihre merkwürdige Rolle bei der Zusammenarbeit mit den 
Nazis verhört zu werden«. Doch den Herzog zog 
es mit der Herzogin lieber nach Nizza. Auf Emp- 
fehlung des britischen Generalkonsuls, eines ange- 
heirateten Onkels von CHurcHILL, überquerte das 
Paar die Pyrenäen. Mit offenen Armen aufgenom- 
men wurde der Herzog von seinem Anhänger Sa- 
muel HoARE, dem britischen Botschafter in Madrid. 
Auf einem Galaempfang in der Britenbotschaft 
äußerte der frühere König in aller Offenheit, »daß 
es jetzt das Wichtigste sei, den Krieg zu beenden, 
bevor Tausende getötet oder verstümmelt werden, 
nur damit einige Politiker nicht ihr Gesicht verlie- 
ren«. 

Der Herzog, der wie HITLER gehofft hatte, daß 
man, sei Frankreich erst einmal gefallen, mit Eng- 
land schon klarkommen werde, hatte die Rechnung 


ohne die menschenverachtende Mentalität von 
CHURCHILL gemacht. Dieser mißachtete nicht nur geflissentlich die Frie- 
densappelle des Papstes und des Königs von Schweden, sondern zer- 
schlug auch brutal alle Strukturen zwischen friedliebenden und verhand- 
lungsbereiten britischen Politikern. 

An den Herzog, der lieber in Madrid bleiben, als sich nach London 
zitieren lassen wollte, richtete CHURCHILL die Drohbotschaft: »Eure Kö- 
nigliche Hoheit haben einen aktiven militärischen Rang inne, und die 
Weigerung, einem direkten Befehl seiner zuständigen militärischen Be- 
hörde Folge zu leisten, würde eine ernste Lage heraufbeschwören. Ich 
hoffe, es ist nicht nötig, daß Ihnen diese Befehle zugehen. Ich dränge 
auf die schnellstmögliche Befolgung der Regierungswünsche.« 
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Unter massivem britischen Druck landete der »hartgesottene« Herzog 
letztlich in Lissabon. Mit der Ernennung zum Gouverneur verbannte 
ihn die Regierung ChurchiLl auf die Bahamas: »Daß die WınDsors dort- 
hin nicht freiwillig gehen wollten und daß sie den Gouverneursposten 
als Inselgefängnis und Dauerquarantäne betrachteten, daran besteht kein 
Zweifel, denn Wallis bezeichnete die Ernennung als das »St. Helena des 
Jahres 1940« und rief damit das Bild des geschlagenen NAPoLEON BoNA- 
PARTE in Erinnerung, der auf eine Insel verbannt worden war, die als 
Gefängnis weit ab von allen Intrigen und der Aussicht, jemals entkom- 
men zu können, diente.« 

Der Weltkrieg, den der Herzog zum Wohle der Welt beendet sehen 
wollte, nahm seinen Fortgang und forderte am Ende 55 Millionen Tote. 
Von diesen waren mindestens 54 Millionen noch am Leben, als CHur- 
CHILL jeglichen Gedanken an einen Friedensschluß fanatisch verwarf. 

Als Deutschland 1945 besiegt am Boden lag und sich kurzsichtige 
Briten im Glanz ihres Pseudosieges sonnten, jagten englische Einsatz- 
gruppen nach deutschen Akten über Aktivitäten des Herzogs. Kontakt- 
mann BEDAux, der das deutsche Vorhaben einer Ölleitung in Nordafrika 
betreute, war schon am 7. November 1942 ın Algier den Alliierten in die 
Hände gefallen und hatte nach dem Motto »Tote Männer schwätzen nicht« 
Anfang 1944 ım FBI-Knast in Miami angeblich »Selbstmord« begangen, 
bevor ihm wegen Landesverrats als US-Bürger der Prozeß gemacht wer- 
den konnte. Spätestens seit dem gewaltsamen Tod von Rudolf Hess im 
Spandauer Militärgefängnis 1986 weiß man, was von sogenannten »Selbst- 
morden« in Reichweite des britischen Geheimdienstes zu halten ist. Im 
Juli 1940 hatte EDUARD in Portugal mit Rudolf Hess einen sieben Punk- 
te umfassenden Plan für einen Frieden besprochen. Interessanterweise 
sind die britischen Unterlagen über den Herzog von WINDSOR mit einer 
Verlängerung der Geheimhaltungsfrist belegt worden und erst in ein paar 
Jahrzehnten öffentlich zugänglich, wie die Akten von Winston CHUR- 
CHILL und Rudolf HEss auch. 

Nachdem er die Kolonie vorbildlich verwaltet hatte, nahm der Her- 
zog am 16. März 1945 als Bahamas-Gouverneur seinen Hut. Auf dem 
Umweg über die USA kehrte er im September 1945 nach Paris zurück. 
Dort starb er am 28. Mai 1972 an Kehlkopfkrebs. Ohne seine Abdan- 
kung hätte er länger regiert als sein Bruder und Nachfolger GEoRrG VI., 
den er um zwanzig Jahre überlebte. Die Herzogin von WInDsoRr folgte 
1979 ihrem Gemahl, dem es nicht vergönnt war, den gegen seine Über- 
zeugung betriebenen Zweiten Weltkrieg zu verhindern. Mit den Waffen 
einer Frau hatte sie — gewiß nicht zum Wohle Europas und der Welt — 
Geschichte gemacht. 


Fred Duswald 
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Ende der neunziger Jahre setzte in der Bundesrepublik und in Öster- 
reich die von ausländischen Interessenvertretern und Organisationen ins 
Rollen gebrachte, von bundesdeutschen und österreichischen Medien 
und Politikern gleichsam aufgegriffene Diskussion über die Entschädi- 
gung sogenannter »NS-Zwangsarbeiter« oder »Sklavenarbeiter« ein, die im 
Jahre 2000 mit der Zahlung von Entschädigungsgeldern in Milliarden- 
höhe enden sollte. Waren diese Zahlungen, die ausdrücklich als Ent- 
schädigungen galten, moralisch begründet und historisch gerechtfertigt? 

Anscheinend ja! In dem von der Stiftung »Erinnerung, Verantwortung 
und Zukunft« herausgegebenen Merkblatt zu Leistungen an ehemalige 
Zwangsarbeiter wurde unter anderem behauptet: »In der Zeit der NS- 
Herrschaft und des Zweiten Weltkriegs wurden im Deutschen Reich und 
in den von Deutschland besetzten Gebieten ca. 8 Mio. Zwangsarbeiter 
unter zumeist inhumanen Bedingungen eingesetzt. In vielen Fällen wur- 
den Verfolgte ihres Vermögens beraubt. Mit der Stiftung »Erinnerung, 
Verantwortung und Zukunft wollen deutsche Unternehmen und die 
Bundesrepublik Deutschland ein Zeichen ihrer historischen und morali- 
schen Verantwortung für diese Geschehnisse setzen und die bisherigen 
Wiedergutmachungsregelungen ergänzen.«' 

Was sind die Tatsachen über die Arbeitsverhältnisse für Ausländer” 
gewesen, die während des Dritten Reiches in Deutschland arbeitsver- 
pflichtet waren? Es entspricht den historischen Tatsachen, daß im national- 
sozialistischen Deutschland die Fremdarbeit praktiziert wurde, und zwar 
bereits zu Friedenszeiten. Bereits 1937, und selbst davor, war es üblich, 
daß sogenannte »Saisonarbeiter« etwa 100000 jährlich an der Zahl, die 
vor allem aus Italien, Ungarn, Jugoslawien, Polen, Holland, Österreich 
und der Tschechoslowakei stammten, sowie einige tausend Bergarbeiter 
aus Belgien und Frankreich in Deutschland arbeiteten. Der Verdienst 
der fremden Arbeiter war wesentlich höher als der Lohn in ihrem Hei- 
matland: Tschechische Fremdarbeiter beispielsweise verdienten in 
Deutschland zwischen 60 und 70 RM in der Woche, was 2500 Kronen 
monatlich entsprach und damit über dem Einkommen eines jungen Uni- 
versitätsprofessors in Prag lag. 

Die während des Krieges stärker auflebende Fremdarbeit gliederte sich 
in zwei Komponenten auf: erstens in die freiwillige und zweitens in die 
zwangsverpflichtete Arbeit. 

Das Verhältnis zur einheimischen deutschen Bevölkerung war im all- 
gemeinen gut. Der Leiter der Zeitgeschichtlichen Forschungsstelle In- 
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Das 
KDF- 
Wagen- 
Werk 
wächst 


heran! 


Kameraden aus 
allen Gauen des 
GroßdeutichenRei- 
cbes arbeiten auf 
dem Gelände des 
KdF-Wagenwerkes 
an dem ulbau 
der Hallen. Voller 
Stolz und Begei- 
sterung sind die 
Sudetendeutschen 
bei der Sache 


Um das vorge 
sehene Programm 
pünktlich durch- 
führen zu können 
— schon Ende 1939 
sollen die ersten 
Volkswagen gelie- 
fert werden —., 
mußten auch aus- 
ländische Arbeiter 
zur Mitwirkung 
herangezogen wer- 
den. Unter den 
5196 Arbeitskame- 
raden sind allein 
2250 aus Italien 


Ein Modeli wird Wirklichkeit 
Am 26. Mai 1938 fand die Grundsteinlegung für das östlich von Fallers- 
leben am Mittellandkanai enistehende Volkswagenwerk statt. Schon 
heute ist das Modell zu mehr als 80 Prozent Wirklichkeit geworden. 
Über 5000 Arbeitskameraden verarbeiten täglich 12000 Sack Zement. 
um die 200000 Quadratmeter bedeckenden Fabrikationshallen zu er- 
richtens 1.3 Kilometer lang ist allein die Front der Gebäude. in denen 
nach ihrer Fertigstellung in zweischichtiger Produktion jährlich 
450.000 KdF-Wagen entstehen können. Ein besonderer. vom Mittel- 
landkanal abzweigender Hafen von #0 Meter Lange und 70 Meter 
Breite dient für den Antransport der Rohstofle und der für den Betrieb 
erforderlichen Kolilenmengen. die für das im Hochbaus untergebrachte 
Kraltwerk bestimmt sind Aula. Hans Hahn 


In dieser Halle werden die KdF-Wagen zusammen: 
gebaut 

Bei 250 m Tiefe, 192 mı Breite und i2 m Höhe ist diese Mechanische 

Werkstatt, die der Fertiglabrikation dienen wird, schon besonders weıt 


fortgeschritten. Neben dem qm bedeckenden Karosseriewerk 
die Mechanısche Werkstatt eine der größten Hallem 


golstadt (ZFT), Alfred SchickEL, berichtet von Aufmerksamkeiten, die 
»von persönlichen Geschenken zu Geburts- und Festtagen über die Be- 
teiligung am Familien- und Gemeinschaftsleben bis zur Versorgung in 
Krankheitsfällen« reichte. SCHICKEL weist darauf hin, daß dieser Um- 


gang dazu beigetragen habe, daß sich viele Östarbeiter nach Beendigung 


der Kampfhandlungen entschlossen hatten, auf die Rückkehr in ihre 
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Bericht aus der Illu- 
strierten Die Woche 


@ vom 1.3. 1939 über 


das neu entstehende 
KdF-Werk (Volkswa- 
genwerk) in Wolfs- 
burg. Auch der Ein- 
satz von 5196 
Gastarbeitern (darun- 
ter fast die Hälfte aus 
Italien) wird gewür- 
digt (unten links). 
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„Es war die schönste Zeit 
in meinem Leben“ 


Ehemalige Zwangsarbeiterin besucht Rheine 


Von Klaus Dierkes 


Rheine. Als Zwangsarbeiterin 


kam die damals 14-j e Ella 
Moskotowa von der binsel 
Krim im August 1942 nach Rhei- 
ne. Drei Jahre lang arbeitete sie 
dortaufeinem Baue hof. „Es war 
die schönste Zeit in meinem Le- 
ben“, erinnerte sich die heute 72- 
Jährige gestern sicht ich bewegt 


keine Rede. Ella Moskotowa gerät 
sofort ins Schwärmen, wenn sie 
von ihren drei Jahren auf dem Hof 
Werning erzählt: „Die Familie hat 
mich behandelt wie eine Tochter.“ 
Nach dem Krieg wollte Ella Mos- 
kotowa in Deutschland bleiben. 
Doch sie musste zurück in die Hei- 
mat. Heimisch ist sie dort aller- 
dings nie mehr geworden: IhreFa- 
milie war nach Kasachstan ver- 


bei einem Besuch in Rheine. schleppt worden. Sie selbst ver- 


sowjetische Heimat zu verzichten, um sich im Westen eine neue Exi- 
stenz aufzubauen.’ Daß es sich bei dieser unpopulären Feststellung um 
keine Schönfärberei handelt, bestätigen die Primärquellen. Die ehemalige 
Östarbeiterin in Rheine, Ella MoskoTowa beispielsweise, geriet noch vor 
12 Jahren regelrecht ins Schwärmen, als sie sich an ihre dreijährige 
»Zwangsarbeitszeit« in Deutschland zurückerinnerte, die für sie, wie sie 
Anfang 2000 den Westfälischen Nachrichten gegenüber bekannte, »die schön- 
ste Zeit ihres Lebens«* gewesen sei. Diesen Eindruck scheinen, und das 
belegen Dokumente sowie Gespräche mit ehemaligen Fremdarbeitern 
gerade aus Staaten der untergegangenen Sowjetunion immer wieder, viele 
Betroffene zu teilen. 

Wie ist es aber um die in den Medien immer wieder hervorgehobene 
‚Ausbeutung der NS-Zwangsarbeiter: wirklich bestellt gewesen? Vorab 
dürfte die Tatsache überraschen, daß die deutschen Firmen generell ihre 
heute theatralisch als »NS-Zwangsarbeiter« bezeichneten Fremdarbeiter 
bezahlt hatten und ihrer Fürsorgepflicht nachgekommen waren. Aus- 
nahmen mögen die Regel bestätigen. Allgemein waren die Fremdarbei- 
ter in Deutschland kranken- und invalidenversichert. Fremdarbeiter stan- 
den unter dem Schutz des Gesetzes. In einem Sonderdruck aus dem 
Reichsarbeitsblatt Der Einsatz ausländischer Arbeitskräfte in Deutschland aus 
dem Jahre 1942 ist zu lesen: » Ausländische Arbeiter und Angestellte unter- 
liegen grundsätzlich der deutschen Krankenversicherung, Unfallversi- 
cherung und Rentenversicherung (Invalidenversicherung, Angestellten- 
versicherung, knappschaftlicher Pensionsversicherung) in derselben Weise 
wie die vergleichbaren deutschen Arbeitskräfte. Für sie sind daher die 
Versicherungsbeiträge nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften 
zu entrichten.« Sofern Übergriffe stattfanden, wurden diese strafrecht- 
lich geahndet; auf Vergewaltigung stand die Todesstrafe. Die Fremd- 
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arbeiter hatten, wie die deutsche Zivilbevölkerung auch, unter den Aus- 
wirkungen des Krieges, allen voran unter den Bombardierungen der Städte 
und der Vertreibung, zu leiden. 

Im Gegensatz zu den Konzentrationslagerhäftlingen und Kriegsge- 
fangenen waren die Fremdarbeiter zuächst in der Regel freiwillig zur Ar- 
beitsleistung ins Deutsche Reich gekommen. Dies ergibt sich nicht nur 
aus den amtlichen Verlautbarungen, sondern auch aus der Bestätigung 
der mit ihrer Versorgung betrauten Amtswalter der Deutschen Arbeits- 
front (DAF). Zum Zeitpunkt des Kriegsausbruches war eine Sonderab- 
teilung der Deutschen Arbeitsfront (DAF) ins Leben gerufen worden, 
die für die Belange der in Deutschland arbeitenden Ausländer, also für 
Verpflegung, Unterkunft und Entlohnung, die Verantwortung zu tragen 
hatte. Die allgemeine Betreuung der Fremdarbeiter lag also in den Hän- 
den der DAF, die die Einhaltung der staatlichen Zusagen regelmäßig über- 
wachte. Vertrauensleute der verschiedenen Nationalitäten besprachen, 
ähnlich wie heutige Personalräte, alle mit betrieblichen und staatlichen 
Stellen auftretenden Schwierigkeiten und setzten für ihre Landsleute zu- 
friedenstellende Lösungen durch. Der Verwaltungsapparat war dement- 
sprechend groß. 

Das größere politische Ziel beim Fremdarbeitereinsatz umriß Regie- 
rungsrat Fritz NEIDHARDT: »Im Mitteilungsblatt des Hauptamts für Volks- 
tumsfragen bei der Reichsleitung der NSDAP. .. stand. ... eine Anord- 
nung über die Behandlung der fremdvölkischen Arbeitskräfte. In dieser 
Anordnung war verfügt, die fremdvölkischen Arbeitskräfte unter Wah- 
rung der Würde des eigenen Volkes anständig und gerecht zu behan- 
deln, damit sie nach ihrer Rückkehr in ihre Heimat gute Eindrücke vom 
deutschen Volk und seinen Einrichtungen mit nach Hause nehmen und 
in diesem Sinne ihre Volksangehörigen unterrichten sollten.«° Diese Rech- 
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nung ging offenbar auf; Alfred SEıDL hat als Verteidiger beim Internatio- 
nalen Militärtribunal (IMT) in Nürnberg ausgeführt: »Es ist die Tatsache 
nicht aus der Welt zu schaffen, daß auch jetzt noch Hunderttausende 
ausländische Arbeitskräfte hier leben, die angeblich unter Zwang ver- 
schleppt wurden. Sie weigern sich jetzt, in ihre Heimat zurückzukehren, 
obwohl sie niemand daran hindert. Unter diesen Umständen muß ange- 
nommen werden, daß der Zwang nicht so groß und die Behandlung ın 
Deutschland nicht so schlecht gewesen sein kann, wie von der Anklage 
behauptet wird.« 

Kriegsgefangene waren in Lagern untergebracht, von denen sie mor- 
gens unter Bewachung an ihre jeweilige Arbeitsstätte geführt und in die 
sie abends wieder gebracht wurden. Die Tagesverpflegung erhielten sie 
nach Vorschrift von der jeweiligen Firma, in der sie arbeiteten. Auch die 
Entlohnung je Mann und Tag war vorgeschrieben und wurde von den 
Firmen an die jeweilige Lagerverwaltung gezahlt. Zu diesem heute meist 
verschwiegenen Umstand gibt Paul KLEINEWEFERS, Ehrensenator der Uni- 
versität Karlsruhe und Aufsichtsrat eines Maschinenwerkes in Krefeld, 
nähere Auskunft: »Die Entlohnung für die bei uns beschäftigten Fremd- 


Bl Beleg für Weis Überweisung an 
J seine Eltern in Frankreich in 
Höhe von 100 RM. Diese Über- 
weisungen erfolgten alle zwei 
bis drei Monate. 


arbeiter, also Franzosen und Holländer, war ebenso wie für die Deut- 
schen festgesetzt. Der Lohn lag etwas unter dem für die deutschen Fach- 
arbeiter, wobei man bedenken muß, daß die Fremdarbeiter überwiegend 
ungelernte oder etwas angelernte Arbeitskräfte waren. ... Die Unterbrin- 
gung erfolgte zum Teil lagermäßig in entsprechend hergerichteten Wirts- 
haussälen, und einzelne, zum Beispiel Franzosen, besorgten sich auch 
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Privatquartiere. Es gab keine Bewachung dieser Lager, sondern die Fran- 
zosen wie auch die Holländer konnten sich frei bewegen.«’ 

Für die Fremdarbeiter war es möglich gewesen, Erspartes mit Über- 
weisungsauftrag zu Angehörigen in ihre Heimat zu schicken, darüber 
hinaus hatten sie Anspruch auf Urlaub - in der Regel 14 Tage im Jahr. 
Bezeichnenderweise kehrte der weitaus überwiegende Teil dieser Fremd- 
arbeiter nach Beendigung des Urlaubs in der Heimat wieder zurück nach 
Deutschland. 

Eine von den (westlichen) Fremdarbeitern zu 
unterscheidende Gruppe ausländischer zwangsver- 
pflichteter Arbeitskräfte waren die sogenannten 
‚Östarbeiter« Diese waren meistin Barackenlagern 
untergebracht, die über Eß- und Aufenthaltsräu- 
me verfügten. Auch sie wurden entlohnt. Krei- 
NEWERFERS berichtet: »Der Lohn der Östarbeiter lag 
unter dem der westlichen Fremdarbeiter, aber er 
war ebenfalls festgesetzt und nicht etwa der Will- 
kür des einzelnen Betriebes überlassen. Das glei- 
che galt für die Verpflegung, Unterbringung usw«,° 
die in der »Verordnung über die Einsatzbedingun- 
gen der Östarbeiter« gesetzlich geregelt waren. In 
der Fassung vom 25. März 1944 heißt es darın 
unter anderem: »Für die Östarbeiter gelten die glei- 
chen Lohn- und Gehaltsbedingungen wie für son- | 
stige ausländische Arbeitskräfte. Ostarbeiter erhal- 5 
ten ein Arbeitsentgelt nur für die tatsächlich 
geleistete Arbeit. .. Ostarbeiter erhalten Urlaub 
und Familienheimfahrten.... Zum Zwecke der 
Gewährung von Unterstützungen an hilfsbedürf- 
tige Ostarbeiter und deren Familienangehörige 
sowie zum Ausgleich der den deutschen Gefolgschaftsmitgliedern aus 
ihrer Zugehörigkeit zur deutschen Volksgemeinschaft erwachsenden Son- 
derbeiträge hat der Betriebsführer vom Arbeitsentgelt der Ostarbeiter 
15 vom Hundert einzubehalten und an das zuständige Finanzamt abzu- 
führen. .. Die Ostarbeiter haben die Sozialversicherungsbeiträge nach 
den Vorschriften der Reichsversicherungsgesetze zu entrichten. .. Die 
Östarbeiter können ihr Arbeitsentgelt ganz oder zum Teil verzinslich 
sparen; der ersparte Betrag wird in die Heimat überwiesen und steht 
dort dem Sparer oder dessen Familienangehörigen. .. zur Verfügung.« 

Diese in der Theorie festgelegten Richtlinien und Ziele wurden auch 
in der Praxis umgesetzt, auch wenn in der üblichen Geschichtsschrei- 
bungvon »gnadenloser Ausbeutung« und »menschenunwürdiger Behand- 
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lung« zu lesen ist. Der promovierte Naturwissenschaftler Heinz SPLITT- 
GERBER, Verfasser einiger zeitgeschichtlicher Abhandlungen, gibt dies- 
bezüglich seine persönlichen Erfahrungen wieder: »Die polnischen Land- 
arbeiter in Mittelpommern, meiner Heimat, waren ordnungsgemäß 
angeworben. Sie bekamen Entlohnung, Unterbringung, Bezugsscheine, 
ärztliche Betreuung. Sie kamen durchweg abgerissen an, staffierten sich 
bei uns aus und erreichten einen Lebensstandard, wie sie sich ıhn in 
Ostpolen und der Nordukraine — beide Bezirke kenne ich — nıe hätten 
erträumen lassen«.” Hans-Jürgen WITZscH führt ferner aus: »Neben den 
in Zeitungen im Krieg verbreiteten Berichten über den Einsatz von 
Fremdarbeitern und ihre Behandlung im Rahmen amtlicher Anweisun- 
gen konnten die Bewohner der Großstädte, aber auch der ländlichen 
Gebiete tagtäglich Fremdarbeiter auf dem Weg ın die Fabrik, an ihrer 
Arbeitsstelle sehen und ihr Verhalten, ihre Behandlung in der Öffent- 
lichkeit bis hin zu ihrem Ernährungszustand und dem gesamten äuße- 
ren Erscheinungsbild beobachten. Schon von daher widersprechen noch 
heute die meisten Zeitzeugen entschieden dem Propagandabild von an- 
geblichen Zwangsarbeitern, die unmenschlich behandelt und ausgebeu- 
tet worden seien. Bezeichnenderweise wurden bis heute auch keine ech- 
ten Fotos vorgelegt, die solche Vorwürfe belegen könnten.«'" 

Im Rezchsgesetzblatt vom 23. März 1944 war eine Verordnung über die 
Einsatzbedingungen der Ostarbeiter erlassen worden, die ın $ 2 das Ar- 
beitsentgelt festlegt: »Für die Ostarbeiter gelten die gleichen Lohn- und 
Gehaltsbedingungen wie für sonstige ausländische Arbeitskräfte. Ostar- 
beiter erhalten ein Arbeitsentgelt nur für die tatsächlich geleistete Ar- 
beit.« In $ 5 heißt es: »Östarbeiter erhalten Urlaub und Familienheim- 
fahrten«, was alleın schon die These von der unmenschlichen Behandlung 
der Ostarbeiter im Deutschen Reich ad absurdum führt. 

Vom 1. April 1943 stammt eine geheime Ausarbeitung über die sı- 
cherheitspolizeiliche Behandlung der im Deutschen Reich eingesetzten 
ausländischen Arbeitskräfte für die Geheime Staatspolizei Hessen. Das 
Dokument enthält aus der Vielzahl der Ausländergruppen die Bestim- 
mungen zu den Östarbeitern, Polen und Tschechen. Danach sollen Ost- 
arbeiter ihre Unterkünfte nur zur Verrichtung ihrer Arbeit in den Betrie- 
ben verlassen dürfen: »Ostarbeitern, die sowohl im Lager wıe bei der 
Arbeit eine gute Haltung zeigen, kann jedoch Ausganggewährt werden. . ., 
ist der aufsichtsführende Angehörige des Lagerdienstes dafür verantwort- 
lich zu machen, daß. . . die OÖstarbeiter sich auch draußen anständig und 
zurückhaltend benehmen, vor allem nicht Deutsche belästigen und recht- 
zeitig wieder im Lager eintreffen. [Sie sind] in geschlossenen Lagern (Ba- 
racken) mit einer zweckentsprechenden Umzäunung (aber kein Stachel- 
draht) unterzubringen. ... Dagegen dürfen die in der Landwirtschaft und 
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in Haushalten einzeln eingesetzten weiblichen Arbeitskräfte bei den Ar- 
beitgebern auch einzeln untergebracht werden. .. Verboten ist die Be- 
nutzung Öffentlicher Verkehrsmittel 
sowie der Schwimmbäder, Gaststät- 
ten, Kinos, Theater... Ausnahmen 
können. .. zugelassen werden. [Es] 
kann das deutsche Musikprogramm 
sowie deutsche amtliche Nachrich- 
tensendungen in russischer, ukraini- 
scher und weißruthenischer Sprache 
gehört werden. ... Vorführung von. .. 
Filmen gestattet. .. Für die Ostarbei- 
ter erscheinen 3 Lagerzeitungen. .. 
(ukrainisch, russisch, weiß- 
ruthenisch)«.'' Den Polen war es er- 
laubt, im Sommer von 5 Uhr mor- 
gens bis 21 Uhr abends die 
Unterkunft zu freiem Ausgang zu 
verlassen. Die Ischechen waren in 
allen Bereichen den Deutschen 
gleichgestellt, lediglich intime Beziehungen zu Deutschen waren verbo- 
ten. 

Fazit: Die Ende der neunziger Jahre theatralisch inszenierte Entschä- 
digungshysterie für ausländische Fremdarbeiter kann sich nach Sichtung 
der historischen Tatsachen nicht auf humanitäre Intervention berufen. 
Trotzdem wurde während des Nürnberger Tribunals (IMT) für die Ver- 
antwortlichen für die im Deutschen Reich praktizierte Verwendung aus- 
ländischer Arbeitskräfte ein rigoroses Strafmaß angesetzt: Albert SPEER, 
Reichsminister für Bewaffnung und Munition, wurde zu 20 Jahren Haft 
verurteilt, da er Zwangsarbeiter vor allem aus Polen und der Ukraine 
eingesetzt hatte; Fritz SAUCKEL, der Reichsbevollmächtigte für den Ar- 
beitseinsatz, wurde wegen »Verbrechen gegen die Menschlichkeit« am 
16. Oktober 1946 gehängt, Alfred ROSENBERG, Reichsminister für die 
besetzten Ostgebiete und Unterzeichner des Dekrets zur Rekrutierung 
von Östarbeitern, wurde wegen »Versklavung« am 16. Oktober 1946 
gehängt. 

Claus Nordbruch 
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Mitte Juli 2011 war in bundesdeutschen Zeitungen zu lesen, daß der 
Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) von der Afrika- 
Reise der Bundeskanzlerin die strikte Durchsetzung (!) deutscher Roh- 
stoff-Interessen (!) erwarte (!).' Betreibt die Bundesrepublik unter Angela 
MERKEL eine aggressive Außenhandelspolitik, die auch nicht vor An- 
wendung von Gewalt, von Krieggar, zurückschreckt? Wenn die gleichen 
historiographischen Maßstäbe wie bei der Beurteilung der Außenhan- 
delspolitik des Dritten Reiches angesetzt würden, müßte die Eingangs- 
frage bejaht werden. 

Gemeinhin wird in der etablierten Geschichtsschreibung und öffentli- 
chen Diskussion die Behauptung vertreten, das chronisch devisenschwa- 
che Dritte Reich sei unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten international 
isoliert gewesen. Es habe mit bedeutenden Staaten keine nennenswerten 
bilateralen Beziehungen gepflegt. Und falls es doch einmal eine Zusam- 
menarbeit gegeben habe, so die allgemein vertretene Auffassung, habe 
es sich hierbei um eine Kooperation zwischen »den Nazis und zumeist 
(US-amerikanischen) Großindustriellen oder (schweizerischen) Großban- 
kern gehandelt, ohne die die Aufrüstung und damit »der Angriffskrieg 
und der Holocaust nicht möglich gewesen«? seien. 

In dem im Jahre 2003 zum ersten Mal ausgestrahlten Film von Dieter 
SCHRÖDER und Joachim SCHROEDER Hitlers amerikanische Geschäftsfreunde 
wird die Auffassung verbreitet, US-amerikanische Firmen (Ford, Gene- 
ral Motors und IBM) und deren deutsche Vertretungen (Ford Werke 
AG, Opel und Dehomag) hätten wesentlichen Anteil an der Aufrüstung 
Deutschlands gehabt: »Ohne die von Opel und Ford produzierten Last- 
wägen und Kettenfahrzeuge hätte HITLER weder Österreich noch die 
Tschechoslowakei besetzen, noch Polen und Frankreich in einem mobi- 
len Blitzkrieg überrennen können«, heißt es in dem Streifen. Es ist keine 
Überraschung, daß bei einer derart schiefen Geschichtsbetrachtung die 
historiographische Bestandsaufnahme mit einer absurden Behauptung 
abschließt: Die »mit amerikanischer Lizenz gebauten Hollerith-Maschi- 
nen der IBM, den Vorläufern des heutigen Computers, benötigte HıT- 
LER, um Rüstung und Wehrmacht zu organisieren sowie die Vernichtung 
der Juden vorzubereiten und später die Zwangsarbeiter für die Rüstungs- 
industrie »zu verwalten««. Selbstverständlich ist der ‚Dokumentarfilm« im 
Laufe der vergangenen Jahre von verschiedenen Sendern mehrfach wie- 
derholt worden. 

Um das angebliche Bestreben Deutschlands, sich zu isolieren, »doku- 
mentieren« zu können, wird nicht selten auf den im Dritten Reich vertre- 
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tenen »Autarkiegedanken« verwiesen. Obgleich dieser Ausdruck von kei- 
nem führenden Nationalsozialisten je verwendet worden war, liegt in 


ihm, wie aufzuzeigen sein wird, tatsächlich ein Körnchen Wahrheit, alles | 
andere ist jedoch Interpretation nach Gutdünken. Auf der Netzseite Jamjo | 
beispielsweise, auf der Referate und Artikel veröffentlicht werden, die 
Schüler oder Studenten getrost kopieren und weiterverwenden dürfen 
(oder sollen), frei nach dem Motto: Hier »findest du für jedes Fach Anre- 
gungen und wichtige Hilfestellungen«, finden sich diesbezüglich gewagte 
Behauptungen: »Das Hauptargument der Nationalsozialisten für die deut- 
sche Autarkie«, so wird dem gewöhnlich jugendlichen Besucher sugge- 
riert, sei das »Selbstversorgungsargument« gewesen, »welches auf das Pro- 
blem der Rohstoffbeschaffung und der Nahrungsmittelknappheit 
hinauslief«. 

So weit, so gut, nur dann heißt es weiter: »Die endgültige Lösung der 
deutschen Rohstoff- und Ernährungsprobleme sah Adolf HITLER von 
je her in der Eroberung fremden Lebensraumes, dessen Ausbeutung ihm 
als einzig adäquate Lösung des deutschen Wirtschaftsproblems« erschie- 
nen sei. Die »wirtschaftliche Autarkie«, die »gewollte Abkapselung der 
deutschen Wirtschaft von der Weltwirtschaft«, so wird den Jugendlichen 
serviert, sei»für den Rückgang der deutschen Exportwirtschaft verant- 
wortlich« gewesen.’ Gewollte Abkapselung?! Rückgang der Exportwirt- 
schaft?! 

Dem »Geschichtsbüro Reder, Roeseling & Prüfer« zufolge, das, schenkt 
man seiner Eigenwerbung Glauben, »erforscht, schreibt, gestaltet und 
produziert« und das auch noch »wissenschaftlich-professionell und gleich- 
zeitig spannend«, sei die Massenarbeitslosigkeit von den Nationalsoziali- 
sten »in straff organisierten staatlichen Beschäftigungsprojekten des 
‚Reichsarbeitsdienstes< (RAD) erfolgreich versteckt« worden, »bis die Wirt- 
schaft dank Aufrüstung und hemmungsloser Staatsverschuldung seit etwa 
1936 wieder lief«.* Vielleicht sollten sich die Betreiber des »Geschichts- 
büros« bei derart grober Falschdarstellung überlegen, ob die Umbenen- 
nung in »Politbüro nicht passender wäre. Von einer »hemmungslosen 
Staatsverschuldung« und einer zunehmenden Armut unter den Deut- 
schen konnte zu dem hier in Rede stehenden Zeitpunkt keine Rede sein. 
Wie Reichswirtschaftsminister Walther Funk am 6. März 1938 bei der 
Eröffnung der Leipziger Messe mitteilte, warıin Deutschland die gewerb- 
liche Produktion zwischen 1932 und 1937 von 38 auf 75 Milliarden und 
das Volkseinkommen von 45 auf 68 Milliarden gestiegen.” Staatsbank- 
rott und Volksarmut sehen anders aus. 

Selbstverständlich hat der veröffentlichte Unsinn über die Außenhan- 
delspolitik des Dritten Reiches vor der offiziellen Geschichtsschreibung 
nicht halt gemacht. Der ehemalige stellvertretende Direktor des Münch- 


DRITTES REICH 


Walter Funk. 


3 http: // 
www.jamjo.de/ 
referate.php 
?referat_id=1925 


* http: // 
wwwgeschichts 
buero.de/down- 
load/referenzen/ 
wmf5.pdf 


3 Zitiert in: F. A. Sx 
(Hg.), Dokumente der 
Deutschen Politik, 
Bd. 6 II: Groß- 
deutschland 1938 
(bearbeitet von 
Hans Voız), Berlin 
1940, S. 526. 


295 


Das Dritte Reich — wirtschaftlich isoliert? 


ner Instituts für Zeitgeschichte, Ludolf HERBST, ist sich als promovierter 
Historiker nicht zu schade, mit vollem Ernst zu behaupten: » Als HITLER 
1938 Österreich annektierte, verfügte das Deutsche Reich noch über ein 
Devisenvolumen von ca. 76 Millionen Reichsmark - also über fast nichts! 
Und nur durch die Erbeutung der österreichischen Devisenvorräte von 
1,4 Milliarden Reichsmark konnte die Zahlungsbilanz kurzfristig ausge- 
glichen werden.« 


Auf ähnlich flachem Niveau behauptet 
die Bundeszentrale für politische Bildung: 
»Irotz aller Versuche im »Neuen Plan« von 
1934, den Mangel an Rohstoffen und 
Devisen abzumildern, verschärfte sich mit 
der Beschleunigung der Aufrüstung die 
Rohstoffknappheit.... Angesichts der 
chronischen Devisenknappheit war eine 
Steigerung der Einfuhr kaum möglich, so 
daß die Rüstungswirtschaft bis 1935 noch 
gerade soeben aus Lagerbeständen betrie- 
ben werden konnte... Damit stellte sich 
verschärft die Alternative »Butter oder 
Kanonen, denn die angesichts schlechter 
einheimischer Ernteerträge gestiegenen 
Nahrungsmittelimporte verringerten zu- 
| sätzlich den Devisenbestand«.’ 

Tatsächlich verfügte das Deutsche Reich 
1933 über Gold- und Devisenbestände im 
\WVert von 447 Millionen Reichsmark, 1934 
von 424 Millionen Reichsmark und 1935 
noch von 30 Millionen Reichsmark.® 
Schränkte dieser Devisenschwund die 
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deutsche Außenhandelpolitik jedoch ein? 
Oder ist allein dieser Umstand ein Anzeichen dafür, daß der Außenhan- 
del im Begriff war zusammenzubrechen? Eben nicht! Die deutsche 
Reichsregierung stellte um und schuf eine völlig neue Art der Ökono- 
mie, mit der es ohne Devisenabhängigkeit gelang, die Arbeitslosigkeit in 
Deutschland bis 1938 abzubauen und das Volkseinkommen zu verdop- 


° Ludolf Hı:rBsT, Das nationalsozialistische Deutschland 1933-1945, Frankfurt/M. 
1996, S. 191, zitiert in: http://www.politik.de/forum/geschichte/215483- 
devisenentwicklung.html 


” Hans-Ulrich TIIAMER, »Nationalsozialistische Außenpolitik: der Weg in den 
Krieg«, in: Informationen zur politischen Bildung, Nr. 266, 2000, S. 38. 
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peln, während die Amerikaner unter dem Wirtschaftsprogramm von 
Franklin D. ROOsEVELT trotz guten Außenhandels auf 10,4 Millionen 
Arbeitslosen stagnierten. 

Als Österreich mit dem Deutschen Reich wiedervereinigt wurde, war 
der austrofaschistische Staat fast bankrott. Das gleiche gilt für die sude- 
tendeutschen Gebiete. Beide riesige Gebiete wurden in das wirtschaft- 
lich genesende Deutsche Reich eingebunden. Im angeschlossenen Öster- 
reich wurde bereits am 15. März 1938 der Vierjahresplan eingeführt, die 
Reichsmark als Zahlungsmittel zwei Tage später. Im Sudetenland wur- 
den am 10. Oktober 1938 der Vierjahresplan sowie die Reichsmark ein- 
geführt. Der gesamtdeutschen Wirtschaft schadeten die Gebietsanschlüs- 
se trotz Mehrbelastungen nicht. 


Wirtschaftliche Ausgangslage und Lösung des Problems 


Das vielleicht elementarste Erbe, das der nationalsozialistische Staat 1933 
von der demokratischen Weimarer Republik übernahm, war neben der 
Massenarbeitslosigkeit die katastrophale Außenhandelsbilanz. Deutsch- 
land hatte zu diesem Zeitpunkt knapp 20 Milliarden Reichsmark Aus- 
landsschulden,” war größtenteils von der ausländischen Wirtschaft und 
ausländischen Geldgebern abhängig. »Der Zusammenbruch«, so Gerd 
RÜHLE, »wäre unweigerlich gekommen, wenn die nationalsozialistische 
Wirtschafts- und Handelspolitik nicht mit dem bisherigen System des 
‚Spiels der freien Kräfte« gebrochen hätte.« 

Der Neue Plan, den die Regierung unter Adolf HITLER schuf, bestand 
darin, einen funktionierenden Apparat der Einfuhrüberwachung, der Aus- 
fuhrlenkung und der Ausfuhrförderung in kürzester Zeit aus dem Bo- 
den zu stampfen. Die neue Regierung achtete streng darauf, daß »Ein- 
nahmen und Ausgaben im Außenhandel sich die Waage hielten, daß nur 
das Notwendige an Rohstoffen und Lebensmitteln eingeführt wurde, 
daß die Gold- und Devisenreserven nicht weiter schrumpften, sondern 
im Gegenteil möglichst Außenhandelsüberschüsse erzielt wurden, um 
die Auslandsschulden zu verringern«.'? Folglich wurden neue, weitrei- 


® Vgl. Bibliographisches Institut Leipzig (Hg.), Schlag nach!, Leipzig 1938, S. 284. 
° Im Februar 1933 bestand eine Auslandsverschuldung von rund 19 Milliarden 
RM. Um einen Begriff davon zu geben, was dieser gewaltige Betrag damals 
bedeutete: Die Auslandsverschuldung, in Beziehung gesetzt zur Jahresausfuhr, 
entsprach etwa 3,3 Jahren Warenausfuhr. 1938 war die Auslandsverschuldung 
auf 9 Millionen Reichsmark zusammengeschmolzen. (Hans KEHRL., »Realitä- 
ten im Dritten Reich«, Historssche Tatsachen, Nr. 6, Vlotho 1979, S. 5 u. 19.) 

'% Gerd RÜHLE, Das Dritte Reich. Dokumentarische Darstellung des Aufbaus der Nati- 
on, Bd. IV, Berlin [1937], S. 106. 
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| Gründung durch Siemens, 
Gutehoffnungshütte, Krupp und 
Rheinmetall 


Metallurgische 
Forschungs- 
gesellschaft mbH 


94 


a Treo 


Wechsel als Zahlungsmi 


Funktionsweise der Mefo-Wechsel nach Wikipedia. Das 
zweite Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit 
vom 21. September 1933 war durch die vom damaligen 
Reichsbankpräsidenten ScHAcCHT herausgegebenen Mefo- 
wechsel finanziert worden. Es senkte die Zahl der Ar- 
beitslosen bis Ende 1933 um 2 Millionen im Vergleich 
zum Jahresanfang, ohne daß dabei schon Rüstungsauf- 
träge beteiligt waren. 


Führende Industrielle und Finanziers begrüßten und unter- 
stützten sehr früh die neue Wirtschafts- und Finanzpolitik 
des Dritten Reichs. Hier von links: Emil Georg von STaAuss, 
Präsident der Deutschen Bank, und Carl Friedrich von Sıe- 
MENS, Leiter des Konzerns Siemens & Halske, bei einer 
Kundgebung der Deutschen Wirtschaft am 7. November 
1933. 


I Gerd Rüre, Das Drztte Reich, ebenda, S. 100 £. 
® Gerd Rünıe, Das Dritte Reich, ebenda, S. 106. 
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chende Devisenbestimmungen gesetzlich 
eingeführt, um zu verhindern, »daß eini- 
ge gewissenlose Elemente Lücken der 
Gesetzgebung zu Wucher-Einfuhrge- 
schäften benutzten und damit die deut- 
sche Volkswirtschaft empfindlich schä- 
digen konnten«. Beispielweise wurde die 
unerwünschte (sprich nicht lebensnot- 
wendige) Einfuhr nur noch auf dem 
Wege der Kompensierung zugelassen, 
wobei ein dreifacher Ausfuhrüberschuß 
nachgewiesen werden mußte.'' Auch 
mußten ab 1936 alle ausländischen und 
außer Kurs gesetzten Goldmünzen 
sowie alle sonstigen ausländischen Zah- 
lungsmittel und Forderungen in aus- 
ländischer Währung bis zu einem Ge- 
samtwert von 2 Reichsmark sowie alle 
Bestände an Feingold und legiertem Gold 
der Reichsbank angeboten und auf Ver- 
langen verkauft werden,'” wobei der vol- 
le Gegenwert in Reichsmark ausbezahlt 
wurde. 

Der neuen deutschen Regierung gelang 
es, den Außenhandel wiederherzustellen, 
indem sie einen Neuen Plan entwickelte: 
die Einführung eines Tauschsystems. Wa- 
ren und Rohstoffe wurden direkt mit 
anderen Ländern gehandelt, ohne dafür 
treuhänderische Banken zu benötigen 
oder neue Schulden aufnehmen zu müs- 
sen. Auf dem »Reichsparteitag der Frei- 
heit« 1936 wurde der zweite Vierjahres- 
plan verkündet. Nachdem der erste 
Vierjahresplan des Jahres 1933, der in 
erster Linie Binnenwirkung hatte (Ernäh- 
rung der Bevölkerung sicherstellen und 
verbessern sowie den schnellen Abbau 
der hohen Arbeitslosigkeit bewirken) er- 
folgreich ın die Tat umgesetzt worden 
war, ruhte der Schwerpunkt des zweiten 
Planes auf der Rohstoffindustrie, um 
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Deutschland so weit wie irgend möglich von ausländischer Einfuhr unab- 
hängig zu machen. Die zu ergreifenden Maßnahmen richteten sich nicht 
nur auf die Gewinnung von Eisen und Stahl, m 
sondern ebensosehr auf die von Holz als wich- Tr 

tiger Grundlage für die Texwlindustrie. 

Der Plan von 1936 war darauf gerichtet, Vier 0 te5 ln 
die Selbstversorgung Deutschlands zu stei- 
gern, die wirtschaftliche Unabhängigkeit vom | gggrsgzrszigrzgrrrmersrwesrersrrrr 
Ausland zu verbessern und der Förderung ner rue Ze 
des eigenen Exportes zu dienen. Wesentlich ’ rat ” 
ist hierbei das Prinzip eines zahlungsfreien, 
das heißt devisenlosen Außenhandels, also 
der Austausch von Ware gegen Rohstoffe. Mit 
nicht weniger als 25 Ländern, vorrangig in 
Südosteuropa, im Nahen Osten und in Süd- 
amerika, schloß das Deutsche Reich zweisei- 
tige Verträge. Der Warenaustausch zwischen f 
Deutschland und den Partnerländern wurde 
monatlich Wert gegen Wert verrechnet, ohne 
daß noch Devisen zur Bezahlung fließen 
mußten und ohne daß der Handel mit gelie- 
henem und verzinstem Geld vorfinanziert 
werden mußte.'? 

Das im Grunde einfache Prinzip des Neu- 
en Planes erklärte Reichsbankpräsident Hjal- 
mar SCHACHT am 29. November 1938. Aus- 
gehend von der Tatsache, daß Deutschland nicht autark war und es auf Görincs Vierjahres- 
allen Gebieten auch niemals werde, stellte er fest, daß das Deutsche Reich plan war vor allem 
»auf die Einfuhr von Lebensmitteln und von Rohstoffen in starkem Maße darauf ausgerichtet, 
angewiesen [ist]. Die Einfuhr muß mit Devisen, das heißt mit ausländi- die Selbsive soul 


; h — Deutschlands 
schen Zahlungsmitteln, bezahlt werden. Diese ausländischen Zahlungs- Be Fr 2 3 


mittel besitzen wir nicht, wir können sie uns lediglich durch die Ausfuhr schaftliche Unab- 
unserer Waren verschaffen«. Um die Auslandsverschuldung zu senken hängigkeit vom Aus- 
und schließlich abzubauen, begann Deutschland mit der Warenaustausch- land zu verbessern. 


politik, die darauf beruhte, »daß man niemals mehr kaufen soll, als man Zur Förderung dieser 
N 2 2 Ziele wurde eine 
bezahlen kann, und wenn man nicht alles bezahlen kann, was man gern j j : 
kests sch ß sehe Er kai ; a Zeitschrift gleichen 
aufen möchte, so muß man zunächst das kaufen, was einem am drin- \amens gegründet. 
gendsten fehlt, und muß es dort kaufen, wo man es am vorteilhaftesten 
erlangen kann«. Hierbei lehnte SchAcHT die klassische Nationalökono- 


B Vgl. Gerd ScıtuULTZE-RHONIOr, 1939 — Der Krieg, der viele Väter hatte, München 
+2005, S. 240. 
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5 Wilhelm Kepp- 
LER, »Deutschlands 
Stellung zur 
\Veltwirtschaft«, in: 
Völkischer Beobach- 
ter, 31. 3. 1936, 
zitiert nach: Gerd 
RÜHLE, Das Drztte 
Reich, aaO. (Anm. 
10), S. 104. 
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mie ab, der zufolge vorteilhaft gleich billig ist, denn wenn man »keine 
Devisen zum Bezahlen hat, dann interessiert einen die Frage, wo es am 
billigsten ist, nicht mehr so sehr wie die Frage, wo man überhaupt die 
Ware bekommen kann. Und wenn der Verkäufer der Ware nicht darauf 
besteht, nur gegen ausländische Zahlungsmittel, die ich nicht habe, zu 
verkaufen, sondern wenn er bereit ist, als Zahlungsgegenwert Ware ab- 
zunehmen, dann ist das ganze klassische nationalökonomische Gesetz 
seiner Grundlage beraubt«.'* 


Wirtschaftliche Isolierung? 


Der einflußreiche nationalsozialistische Wirtschaftsberater Wilhelm KrpPr- 
LER hatte jeglichen Bestrebungen für eine wirtschaftliche Isolierung eine 
klare Absage erteilt. Ende März 1936 schrieb er: »Deutschland bietet die 
Hand zu einem Wiederaufbau der Weltwirtschaft und auf der Grundla- 
ge der Vernunft und der Achtung wohlbegründeter Lebensrechte ande- 
rer Völker. Es kämpft wie auf politischem so auf wirtschaftlichem Ge- 
biet um nichts anderes als seine Gleichberechtigung. Wir wollen keine 
wirtschaftliche Isolierung; sie widerspricht nicht nur unseren Zweckmä- 
Bigkeitsüberlegungen, sie widerspricht auch ganz einfach dem politischen 
Glaubensbekenntnis des heutigen Deutschlands.«' 

Auch der Reichskanzler selbst erteilte den Befürwortern und den Ge- 
rüchten um eine wirtschaftliche Isolierung eine eindeutige Abfuhr. In 
seiner Reichstagsrede vom 30. Januar 1937 erklärte Adolf HriLEr, daß 
sich das deutsche Volk seit Jahren darum bemühe, bessere Handelsver- 
träge mit seinen Nachbarn und einen regeren Güteraustausch zu errei- 
chen. Diese Bemühungen seien vom Erfolg gekrönt: »Denn tatsächlich 
ist der deutsche Außenhandel seit dem Jahre 1932 sowohl dem Volumen 
als auch dem Werte nach nicht kleiner, sondern größer geworden. Dies 
widerlegt am schärfsten die Meinung, daß Deutschland eine wirtschaftli- 
che Isolierungspolitik betriebe.« Daraufhin verdeutlichte HrıLEr sein An- 
sinnen: »Ich glaube aber nicht, daß es eine wirtschaftliche Zusammenar- 
beit der Völker auf einer anderen Ebene, und zwar von Dauer, geben 
kann als auf der eines gegenseitigen Waren- und Güteraustausches. Kre- 
ditmanipulationen können vielleicht für den Augenblick ihre Wirkung 
ausüben; auf die Dauer aber werden die wirtschaftlichen internationalen 
Beziehungen immer bedingt sein durch den Umfang des gegenseitigen 
\WVarenaustausches. . . Die Weltwirtschaft krankt nicht daran, daß Deutsch- 
land sich etwa an ihr nicht beteiligen will, sondern sie krankt daran, daß 
in die einzelnen Produktionen der Völker sowohl als auch in deren Be- 
ziehungen untereinander eine Unordnung gekommen ist... Ich will Ar- 
beit und Brot für mein Volk, und zwar nicht vorübergehend durch die 
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Gewährung meinetwegen von Krediten, sondern durch einen soliden, 
dauernden Produktionsprozeß, den ich entweder in Austausch bringen 
kann mit Gütern der anderen Welt oder in Austausch bringen muß mit 
eigenen Gütern, im Kreislauf unserer eigenen Wirtschaft.«'° 

Noch deutlicher wurde der Reichskanzler zwei Jahre später in seiner 
Reichstagsrede vom 30. Januar 1939. »Deutsches Volk« appellierte Adolf 
HITLER, »lebe, das heißt: exportiere, oder stirb!« Dieser dramatische Auf- 
ruf ergab sich aus der ernährungspolitischen Lage Deutschlands: Was 
die vergangenen Jahre der deutsche Bauer geleistet habe, also die auf 
dem Gebiet der Ernährung herausgewirtschaftete Leistungssteigerung 
sei »phantastisch und kaum glaublich«. Jedoch sei nunmehr der Zeit- 
punkt gekommen, an dem die Natur die Grenze jeder weiteren Leistungs- 
steigerung ziehe. Die Grenze der Lebensmittelproduktion sei mittler- 
weile erreicht worden.'’ Dieser Zustand sei »nur auf zwei Wegen zu 
überwinden: 1. Durch eine zusätzliche Einfuhr von Lebensmitteln, d.h. 
eine steigende Ausfuhr deutscher Erzeugnisse, wobei zu berücksichti- 
gen bleibt, daß für diese Erzeugnisse zum Teil selbst Rohstoffe aus dem 
Ausland einzuführen sind, so daß nur ein Teil der Handelsergebnisse für 
den Lebensmitteleinkauf übrigbleibt, oder 2. die Ausweitung des Le- 
bensraumes unseres Volkes, um damit im inneren Kreislauf unserer 
Wirtschaft das Problem der Ernährung Deutschlands sicherzustellen. 
Da die zweite Lösung augenblicklich infolge der anhaltenden Verblen- 
dung der einstigen Siegermächte noch nicht gegeben ist, sind wir ge- 
zwungen, uns mit der ersten zu befassen, d. h., wir müssen exportieren, 
um Lebensmittel kaufen zu können, und zweitens, wir müssen, da dieser 
Export zum Teil Rohstoffe erfordert, die wir selbst nicht besitzen, noch 
mehr exportieren, um diese Rohstoffe zusätzlich für unsere Wirtschaft 
sicherzustellen.«'® 


Blühender Außenhandel 


Gerade der blühende Außenhandel des Deutschen Reiches zwischen 1933 
und 1939/40, der trotz verschiedener Bemühungen von seiten der USA, 
Großbritanniens und Frankreichs, Deutschlands Aktivitäten am Welt- 
markt zu hemmen, anstieg — so führte beispielsweise das amerikanische 
Schatzamt im Juni 1936 sogenannte Ausgleichszölle auf deutsche Er- 
zeugnisse ein, welche im April 1939 nochmals verschärft wurden —, war 
ein wesentlicher Grund für die Stabilisierung der nationalsozialistischen 
Regierung. Staaten aus aller Welt, darunter auch sogenannte »Siegermäch- 
te« des Ersten Weltkrieges, standen Schlange, um mit dem wirtschaftlich 
gesundenden Deutschland in Handelsbeziehungen zu treten oder beste- 
hende zu vertiefen oder zu erweitern. Dementsprechend wurden Dutzen- 
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17 Tatsächlich 
vermochte 
Deutschland, wie 
Reichsernährungs- 
minister Richard 
Walther DarrE bei 
der Eröffnung der 
Grünen Woche 
1939 in Berlin am 
27. Januar hervor- 
gehoben hatte, 
seinen Bedarf an 
Lebensmitteln zu 
83 Prozent selbst 
zu decken. 


18 Zitiert in: F. A. 
Sıx (Hg.), Doku- 
mente der Deutschen 
Poktik, Bd. 7 II: 
Das Werden des 
Reiches 1939 
(bearbeitet von 
Hans VoLz), 
Berlin. 
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| en n ” de von wirtschaftlichen Verträgen und 

| Mrd Id an Br Abkommen, darunter Zu 

| Fr n 252 men, Handelsverträge, Warenverkehrs- 
1913 4.198 abkommen, Wirtschaftsabkommen, 
Kreditabkommen und Wirtschaftsver- 
träge unter anderem geschlossen mit 
Rumänien, Bulgarien, der Türkei, Ar- 

| gentinien, Kolumbien, Peru, China, den 
Niederlanden, Norwegen, Polen, Spa- 
nıen, Ungarn, der Schweiz, Frankreich, 
dem Iran, Australien, Dänemark, Ägyp- 
ten und Südafrika. 

Auf den internationalen Wirtschafts- 
messen und Ausstellungen im Deut- 
schen Reich — von der Leipziger Messe 
und Deutschen Ostmesse in Königs- 
berg bis zur Südostausstellung in Bres- 
lau und Internationalen Automobil- 
und Motorrad-Ausstellung in Berlin — 
gaben sich Firmen, Konzerne und Ver- 
treter des weltweiten Handelsgefüges 


Mit immer neuen Er- 
folgsmeldungen über |, 
den reichsdeutschen 
Außenhandel wartete | 
die Presse unter Hituer | 
auf. Hier ein Schau- 
bild über deutsche 
Rechenmaschinen als 
Exportschlager. Aus: | 
Gerhard Frey, wie 
Anm. 19. 


Im Jahre 1916 fertig- 
ten die Siemens- | 
Schuckert-Werke | 

einen riesigen Wasser- 
kraftgenerator, der 
gleich in vierfacher | 
Ausführung nach 
Nordchina (Mand- 
schukuo) geliefert | 
wurde. 


ln 22 
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Vgl. Gerhard Frey (Hg.), Deutschland, wie es wirklich war, München 1995, S. 53. 
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aus der gesamten Weltein Stelldichein.'” Das war eine Tatsache, die nicht 
zuletzt auch in der Masse von Werbeanzeigen ausländischer Firmen in 
deutschen und nationalsozialistischen Zeitungen ihren Ausdruck fand. 
Zu selbigen zählte Reklame von beispielsweise Coca-Cola in Das Reich, 
Woolworth im Rezchssportblatt, Wrigley Kaugummi ım Völkzschen Beobach- 
ter, Shell in Die Wehrmacht und Esso im Vöölkischen Beobachter. 


'FEW. WOOLWORTH C 
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ee Anzeige des US-amerikani- 
schen Warenkonzerns Woolworth 
im Reichssportblatt vom 15. Septem- 
ber 1939. Links: Die Coca-Cola-An- 
nonce erschien in Gossgeis’ Das 
Reich vom 29. September 1940, di- 
rekt unter dem Hinweis auf den Film 
»Jud Süß«. Rechts: Eine jüdisch ge- 
führte Südfrüchte-Firma aus Palästi- 
na versah ihre Exporte nach 
Deutschland ausgerechnet mit Ha- 
kenkreuzen. Alle drei Abbildungen 
aus: Gerhard Frey, wie Anm. 19. 
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Zur bildhaften Vorstellung für das Ausmaß des Aufschwunges im 
Außenhandel im Dritten Reich seien einige Beispiele dokumentiert: 

1936 wurden deutsche Waren im \Vert von 375 Millionen Mark in die 
südosteuropäischen Staaten Bulgarien, Griechenland, Jugoslawien, Ru- 
mänien und Ungarn ausgeführt. Dieser Wert stieg 1937/38 auf über 
eine halbe Milliarde Mark je Jahr, betrug 1939 mehr als 800 Millionen 


GRIECHENLAND 


UNGARN * 


“= _ 


Deutschland ıst an dem Gesamtaußenhandel der einzeinen | Mark und lag 1940 bei 1,178 Milliar- 


Länder beteiligt Iı v HAT) den Mark. Die gleiche Entwicklung war 
Deutschlands Deutschionds &92372 für den Außenhandel mit nichteuropäi- 
Einfuhr Ausfuhr KEN schen Staaten zu verzeichnen. 1932. 


wurden deutsche Waren im \Verte von 
241 Millionen Mark nach Südamerika 

, exportiert. 1936 betrug der Wert 515 
Millionen, 1937 waren es schon 663 
Millionen Mark mit weiter rasant stei- 
gender Quote. In den ersten vier Mo- 
naten des Jahres 1937 konnte Deutsch- 
land einen Ausfuhrüberschuß von 
206,5 Millionen Reichsmark gegenüber 
einem Überschuß von 85,9 Millionen 
Reichsmark in der gleichen Zeit des Jah- 
res 1936 verzeichnen.” 

Zu den deutschen Exportschlagern 
zählten vor allem Produkte aus der 
Technik, dem Schiffbau und der Ma- 
schinenindustrie. Hierzu zählten bei- 
spielsweise Rechenmaschinen, die in 
steigendem Maße vor allem nach Frank- 


Besonders der deut- 
sche Außenhandel 
mit den südosteuro- 
päischen Staaten er- 
lebte in den dreißiger 
Jahren einen außer- 
gewöhnlichen Auf- 
schwung. 
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- —- reich, Italien, Belgien, Großbritannien, 
Brasilien sowie in die Schweiz und die Vereinigten Staaten von Amerika 
exportiert wurden. Der Export von Eisenbahnoberbaumaterial, also 
Schienen, Schwellen, Laschen usw., sowie Eisenbahnwagen und Loko- 
motiven stieg von 5,18 Millionen Reichsmark des Jahres 1932 ab 1933 
kontinuierlich auf 7,86 Millionen, 1934 auf 10,45 Millionen und 1935 
auf 18,59 Millionen Reichsmark. Zu den stärksten Abnehmern zählten 
China, Südafrika, die Türkei, die Niederlande, Schweden, Brasilien, Dä- 
nemark und der Iran. 

Der Zeitschrift Wirtschaft und Statistik zufolge erwirtschaftete allein die 
deutsche Seeschiffahrt 1935 für Deutschland einen Devisenüberschuß 
von 230 Millionen Reichsmark. Zur Devisenbeschaffung nicht minder 
erfolgreich erwies sich die explodierende Ausfuhr von Zement (1935 
mehr als Verdopplung im Vergleich zu 1933), Bier (1936 zusammen mit 
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England auf Platz 2 der mengenmäßigen Ausfuhr). Die Werftindustrie 
hatte 1932 weniger als 70000 Bruttoregistertonnen Auftragsbestand zu 
verzeichnen. Mitte 1936 betrug der Baubestand 675000 Bruttoregister- 
tonnen. Mitte 1939 hatte sich Deutschland vor England, Schweden und 
Dänemark als der größte Schiffslieferant der Welt eingerichtet. 30 Pro- 
zent aller auf der Welt gebauten Schiffe kamen aus Deutschland.” In 
den ersten elf Monaten des Jahres 1933 brachte die Ausfuhr von nicht 
ganz 4000 Dieselmotoren 15,7 Millionen Reichsmark an Devisen nach 
Deutschland. Im selben Zeitraum des Jahres 1935 betrug das Ergebnis 
fast 4600 Motoren für mehr als 20 Millionen Reichsmark. Auch der Auto- 
export stieg sprunghaft an: Im März 1935 waren 1727 Kraftwagen ins 
Ausland exportiert worden, im März 1936 waren es 2988. Diese konti- 
nuierliche Entwicklung setzte sich fort: von 1936 (April 1935) auf 3219 
(April 1936), von 2780 (Mai 1935) auf 3811 (Mai 1936) usw. Im Zeit- 
raum 1933 bis 1939 hatte sich Deutschland zum größten Motorrad-Ex- 
porteur der Welt gemausert; diesen Rang hatte bis 1932 noch England 
innegehabt. 1939 stammten rund 45 Prozent des Weltbestandes an Motor- 
rädern aus Deutschland.?? 

Gerade das Jahr 1939 stellte bezüglich der Auslandsexporte Deutsch- 
lands einen Höhepunkt dar. Großprojekte, die das Ausland Deutsch- 
land in Auftrag gegeben hatte, waren nicht selten. Zu solchen Großpro- 
jekten zählte der Export von Wasserkraftgeneratoren und Flugzeugen 
nach China, von U-Booten und Passagierdampfern in die Türkei sowie 
Wasserkraftanlagen in Uruguay, Brasilien und Korea, Hochhausprojekte 
in China, Hafenmodernisierungen in Japan sowie riesige Brückenbauten 
in Schweden, Belgien, der Türkei und den Niederlanden. 

Die neue Außenhandelspolitik Deutschlands funktionierte. Im Ver- 
gleich zum Jahre 1932 verringerte sich die Einfuhr von Waren 1936 um 
9,6 Prozent (auf 4217,9 Millionen Reichsmark) — zwar ging gleichzeitig 
auch der Export um 16,9 Prozent (auf 4768,2 Millionen Reichsmark) 
zurück, insgesamt aber konnte das Deutsche Reich damit immer noch 
einen Export-Überschuß von 550,3 Millionen Reichsmark verbuchen. 
Mit diesem wirtschaftlichen Ergebnis lag das Deutsche Reich souverän 
vor allen anderen europäischen Staaten: Rumänien erwirtschaftete im 
selben Zeitraum einen Überschuß von 195 Millionen Reichsmark, Finn- 
landvon 56,1 Millionen Reichsmark, Bulgarien von 22,3 Millionen Reichs- 
mark und Island von 3,6 Millionen Reichsmark. Währenddessen hatten 
bedeutende Staaten Westeuropas im gleichen Zeitraum ein verheerendes 
Minus im Verhältnis Import/Export zu verzeichnen: Österreich —138 
Millionen Reichsmark, die Schweiz —287,1 Millionen Reichsmark, die 
Niederlande —433,3 Millionen Reichsmark, Frankreich -1512,1 Millio- 
nen Reichsmark und Großbritannien -4295 Millionen Reichsmark.” Die- 
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ser allgemeine Trend hielt an. 1937 verfügte das Deutsche Reich über 
einen Export-Überschuß von 442,6 Millionen Reichsmark und stand 
damit abermals deutlich vor allen anderen europäischen Wirtschaften. 
Rumänien erwirtschaftete im gleichen Zeitraum einen Überschuß von 
205,3 Millionen Reichsmark, Finnland von 12,4 Millionen Reichsmark 
und Island von 3,9 Millionen Reichsmark, Bulgarien von 12,7 Millionen 
Reichsmark, während bedeutende Staaten Westeuropas im gleichen Zeit- 
raum erneut ein verheerendes Minus im Verhältnis Import/Export zu 
verzeichnen hatten: Österreich -111 Millionen Reichsmark, die Schweiz 
294,5 Millionen Reichsmark, die Niederlande -551,1 Millionen Reichs- 
mark, Frankreich -1853,5 Millionen Reichsmark und Großbritannien — 
5323,8 Millionen Reichsmark.”* 

Es liegt auf der Hand, daß diejenigen Staaten, die an der deutschen 
devisen- und zinslosen Handelspolitik nichts verdienen konnten, allen 
voran die USA, Großbritannien und Frankreich, umgehend zu wirtschaft- 
lichen Gegenmaßnahmen griffen. Dies erfolgte mit tiefgreifendem poli- 
tischen Kalkül, wie Gerd SCHULTZE-RHONHOF ausführt: »\Wie ernst es 
ROOSEVELT mit der deutschen Konkurrenz ist, zeigt, daß er häufig vor 
einer Durchdringung Lateinamerikas durch die Achsenmächte warnt und 
daß er sich bemüht, die südamerikanischen Staaten mit wirtschaftlichen 
und finanziellen Repressalien wieder aus dem deutschen Präferenzsystem 
herauszubrechen. Präsident ROOSEVELT verpackt die US-Handels- und 
Finanzinteressen in seinem politischen Programm der friedlichen Welt- 
ordnung: als Programmpunkt »friedliche und freie Handelspolitik« In 
den beiden Begriffspaaren bedeutet »friedlich« zuerst einmal US-ameri- 
kanisch. Der sogenannte freie Handel ist für ROOSEVELT — wie sich spä- 
ter zeigt — ein Kriegsgrund.«” 

Diese Erkenntnis wird auch von ganz anderer Seite geteilt. Nach der 
Auffassung des schweizerisch-kanadischen Verschwörungstheoretikers 
und Antifaschisten Henry Makow war der Handelskonflikt ein Haupt- 
grund, warum HITLER gestürzt werden mußte: Er hatte die internationa- 
len Banken umgangen und sein eigenes Geld hergestellt. Damit sei HıT- 
LER für die großkapitalistischen Kreise eine größere Gefahr als STarın” 
und der Krieg damit unumgänglich geworden.” 

Das gleiche gilt für die Briten, wie der englische General und Histori- 
ker John F. C. FurLer bündig zusammenfaßt: »HıTLers Traum war daher 
ein Bündnis mit Großbritannien... Ein solches Bündnis war jedoch un- 
möglich, hauptsächlich deshalb, weil unmittelbar nach HiTLErs Machter- 
greifung dessen Wirtschaftspolitik des direkten Tauschhandels und der 
Exportprämien dem britischen und amerikanischen Handel einen tödlı- 
chen Streich versetzte.«® 
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Sachliche Geschichtsschreibung 


Die Exporterfoige belegen nicht zuletzt, daß das nationalsozialistische 
Deutschland allen Unkenrufen zum Trotz in aller \Velt nicht nur aner- 
kannt, sondern darüber hinaus zu einem der Weltwirtschaftsmächte auf- 
gestiegen war. Die internationale Anerkennung trug nicht unwesentlich 
zur Ankurbelung der deutschen Wirtschaft bei, woraus sich eine Erhö- 
hung des Lebensstandards der Deutschen ergab, die wiederum entschei- 
dend dazu betrug, daß das deutsche Volk seine neue Regierung in seiner 
überwiegenden Mehrheit unterstützte. 

Diese in den beiden deutschen Ländern BRD und Österreich nicht 
gerade gängige Schlußfolgerung wird von nüchternen Geschichtsbetrach- 
tern im Ausland inzwischen durchaus vertreten. Der chinesisch-ameri- 
kanische Ökonom Henry C.K. Liu beispielsweise schreibt über Deutsch- 
lands bemerkenswerten Wiederaufstieg in den dreißiger Jahren: 

»Die Nazis kamen im Jahr 1933 in Deutschland an die Macht; zu einer 
Zeit, als seine Wirtschaft im Begriff war, mit ruinösen Reparationsver- 
pflichtungen und ohne Aussicht auf ausländische Investitionen oder Kre- 
dite völlig zusammenzubrechen. Erst durch eine unabhängige Geldpoli- 
wk, die auf eine souveräne Währung und ein Vollbeschäftigungsprogramm 
abzielte, war das Dritte Reich in der Lage, ein bankrottes Deutschland, 
das [im Zuge des Versailler Diktats] seiner Kolonien [als wichtigste Roh- 
stoffquellen] beraubt worden war, innerhalb von vier Jahren zur stärk- 
sten Wirtschaftsmacht in Europa zu verwandeln. Und das, bevor die 
Aufrüstung begann.« Die Wirtschaft habe die Wiederaufrüstung bedingt, 
und nicht umgekehrt. Ohne eine Bresche für die nationalsozialistische 
Philosophie schlagen zu wollen, so Liu, sei der Erfolg der deutschen 
Wirtschaft in dieser Zeitspanne nicht zu leugnen.” 

Der US-amerikanische Geistliche Sheldon EMmRY, der bereits Mitte der 
achtziger Jahre mit einem bankkritischen Buch auf sich aufmerksam ge- 
macht hatte, bemerkte: »Deutschland stellte schuld- und zinsfreies Geld 
seit 1935 her, wodurch es innerhalb von fünf Jahren den Aufstieg von 
der Zahlungsunfähigkeit zu einer \Weltmacht vollzog. Deutschland fı- 
nanzierte seine gesamte Regierung und alle Kriegsoperationen von 1935 
bis 1945 ohne Verschuldung [debf], und es bedurfte der gesamten kom- 
munistischen und kapitalistischen Welt, um die deutsche Macht in Euro- 
pa zu zerstören und Europa wieder unter das Joch [bee/ der Banker zu 
bringen. Diese Geschichte des Geldes erscheint heute nicht in den Lehr- 
büchern der Schulen.«°’ 

Dieser berechtigten Kritik ist nichts weiter hinzuzufügen — außer, daß 
besagter Mißstand beseitigt werden muß, soll einer sachlichen Geschichts- 
schreibung der Weg geebnet werden. 

Claus Nordbruch 
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Das Dritte Reich - ein unproduktiver, 
destruktiver Staat? 


Das Dritte Reich sei ein Zivilisationsbruch, ein verheerender Betriebs- 
unfall in der deutschen Geschichte gewesen. Der Nationalsozialismus 
habe einen Rückschritt in allen Bereichen des menschlichen Lebens be- 
deutet — sozial, technologisch, juristisch und wissenschaftlich. Auf 
diesem Niveau wird heutzutage »Nazideutschland« im allgemeinen dar- 
gestellt. Entspricht es aber den hohen Anforderungen sachlicher Histo- 
riographie, wenn die maßgeblichen Massenmedien der BRD und Öster- 
reichs und ihre hochrangigen Vertreter aus Politik, Bildung, Justiz und 
Wirtschaft wie gleichgeschaltet behaupten, die Politik des Dritten Rei- 
ches sei eine Einbahnstraße des technischen und wissenschaftlichen 
Rückschritts, der sozialen und wirtschaftlichen Isolation gewesen? Ist 
das nationalsozialistische Deutschland gewissermaßen ein degenerierter, 
destruktiver Staat gewesen? Und hat erst die Gründung der BRD, die 
keinerlei Berührungspunkte zu »Hitlerdeutschland« habe, den Neuanfang 
in der Zivilisation bedeutet? Stünde diese absolute Kritik auf einem so- 
liden historischen Fundament, müßte davon ausgegangen werden, daß 
es im Dritten Reich keinerlei Errungenschaften auf kulturellem, techno- 
logischem, sozialem, wirtschaftlichem, wissenschaftlichem und juristi- 
schem Gebiet gegeben habe, schon gar nicht solche, die die >Stunde Nulk 
überlebt hätten, und erst recht nicht solche, die bis heute wirken würden 
— von den Autobahnen und dem Volkswagen einmal abgesehen. 

Noch vor drei oder vier Jahrzehnten hätte die Geisteselite der BRD 
solche Vermutungen als abstrus, zumindest aber als unwissenschaftlich 
abgelehnt. 1978 konnte Sebastian HAFFNER, vom politisch korrekten Zeit- 
geist noch ungeschoren, einräumen, daß Adolf HITLER »sich nach 1933 
als ein überaus tatkräftiger, einfallsreicher und effizienter Macher« er- 
wiesen habe, wobei das deutsche Wirtschaftswunder der dreißiger Jahre 
»HITLERs populärste Leistung«? gewesen sei. Und 1973 konnte ein Hi- 
storiker wie Joachim FEsT, von der Staatsanwaltschaft noch unbehelligt, 
schreiben, daß, wenn »HıTLer Ende 1938 einem Attentat zum Opfer 
gefallen wäre, würden nur wenige zögern, ihn einen der größten Staats- 
männer der Deutschen, vielleicht den Vollender ihrer Geschichte, zu 
nennen«.’ Das würde allerdings bedeuten, daß das Dritte Reich kein Zi- 
vilisationsbruch und der Nationalsozialismus kein Rückschritt auf allen 
menschlichen Bereichen gewesen war. 

Tatsächlich lassen sich anhand der unzähligen geistigen Kontinuitä- 
ten, die aus der Zeit des Dritten Reiches stammen und die bis in unsere 
Zeit gelten oder auf deren Grundlage viele der heutigen Verordnungen, 
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Gesetze und Annehmlichkeiten fußen, die wır längst als selbstverständ- 
lich auffassen, die Fragen hinsichtlich der angeblichen Unproduktivität 
und Destruktivität des Dritten Reiches überprüfen.* 

Die Bandbreite der Leistungen und Errungenschaften, die aus dem 
Dritten Reich stammen, ist schier unüberschaubar: »Sie reicht von der 
zivilen Nutzung der Atomkraft bis zur Züchtungsforschung, sie zeigt 
sich in weltweit einzigartigen Projekten wie umfassenden Anti-Tabak- 
kampagnen und Krebsforschungsarbeiten,° selbst in profanen Fragen 
wie der Mülltrennung und -wiederverwertung,° und sie dokumentiert 
sich in zahlreichen innovativen Gesetzen.«’ Diese Gesetze, Errungen- 
schaften und Leistungen erfassen noch heute alle wesentlichen Lebens- 
bereiche des Menschen. Es handelt sich hier um Straßenverkehrsord- 
nungen, um Gesetze zum Schutz von Mietern, Tieren, Umwelt und Natur 
und um tiefgreifende Sozialgesetze, für die vor allem der Leiter der Deut- 
schen Arbeitsfront (DAF), Reichsleiter Robert Ley, der Generalinspek- 
tor für das deutsche Straßenwesen, Fritz TODT, sowie dessen Nachfolger 


Reichsminister Albert SPEER verantwortlich zeichneten. Der amerikani- # 


sche Biograph von Robert LEv, Ronald M. SMELSER, seines Zeichens Pro- 
fessor für Geschichte an der Universität von Utah, hält auf sachliche 
Weise fest, daß viele Pläne LEys überaus modern gewesen seien. Sie hätten 
jedem Volksgenossen eine Gesellschaftsordnung garantiert, »die jedem 
die gleichen Aufstiegsmöglichkeiten bietet, die die alten Klassenunterschiede 
beseitigt hat und die in einen hochentwickelten Wohlfahrtsstaat eingebet- 
tet ist... Die DAF konzipierte ein neues Sozialversicherungssystem, das 
heutige Entwicklungen vorwegnahm. . . Man erkannte die Gesundheits- 
fürsorge als eine staatliche Aufgabe an und propagierte den Gedanken 
der Präventivmedizin. . . Und schließlich entwarf LEy für die Nachkriegs- 
zeit ein Konzept für den Wohnungsbau, das unter Verwendung von Fer- 
tigbauteilen und nach ökologisch vernünftigen Grundsätzen nicht nur 
grüne Stadtrandsiedlungen schaffen, sondern auch die Stadtkerne wieder- 
beleben sollte«® 


* Eine wertvolle Vorarbeit hierzu hat Theodor KELLENTER geleistet. Siehe hier- 
zu sein Werk Das Erbe Hitlers, Fortbestehende Bauwerke, Erfindungen, Gesetze und 
Verordnungen aus dem Dritten Reich, Kiel 2010. 

’ Vgl. KELLENTER, Das Erbe Hitlers, ebenda, S. 184 f. 

° Vgl. KELLENTER, ebenda, S. 224 ff. 

’ Edeltraud Kı.vETING, »Die gesetzlichen Regelungen der nationalsozialistischen 
Reichsregierung für den Tierschutz, den Naturschutz und den Umweltschutz«, 
in: Joachim Rıpkau u. Frank UEKÖTTER (Hg.), Naturschutz und Nationalsozialis- 
mus, Frankfurt/M. 2003, S. 105. 

® Ronald SMELSER, Robert Ley. Hitlers Mann an der ‚Arbeitsfront«, Paderborn 1989, 
S. 300 £. 
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Quantität und Qualität der Errungenschaften und Gesetze des Drit- 
ten Reiches, die heute noch direkten Einfluß auf unser Leben haben, 
sind ebenso enorm wie vielseitig: Der Fackellauf bei Olympischen Spie- 
len, mit dem heute noch die Olympiaden eingeläutet werden, wurde 1936 
vom Sportpädagogen Carl DIEM eingeführt, der bis 1962 Rektor der 
Deutschen Sporthochschule in Köln war. 1940 wurde die Deutsche Schrift 
(Fraktur-Schrift) als Amtsschrift abgeschafft und die lateinische Schrift 
(Antiqua) zur deutschen Normalschrift erhoben.’ Dieses Gesetz aus dem 
Dritten Reich ist nach 1945 nehezu unverändert übernommen worden. 
Im Zuge der nationalsozialistischen Auflösung der Reichsländer und ih- 
rer Umstrukturierung in Gaue wurde eine einheitliche deutsche Staats- 
bürgerschaft erstellt, nachdem es bis dahin nur die Zugehörigkeit zu den 
Einzelstaaten gegeben hatte, deren Träger jedoch automatisch auch Staats- 
bürger des Deutschen Reiches waren. Diese Regelung wurde nach dem 
Krieg beibehalten. Auch das heute selbstverständliche und unverzicht- 
bare Postleitzahlensystem hatte seine Geburtsstunde im Dritten Reich.'” 

Es zeugt nicht von historiographischer Sachlichkeit, wenn, wie vom 
Mainstream heute üblich, immer wieder behauptet wird, der Wert der 
Frau im Dritten Reich habe sich auf »Heimchen am Herd« und »Gebär- 
maschine für Soldaten« beschränkt. Historische Tatsache bleibt, daß im 
nationalsozialistischen Deutschland die Frau eine geradezu als Emanzi- 
pation zu bezeichnende Erneuerung ihrer gesellschaftlichen Stellung er- 
fuhr: »Tatsache ist, daß die Frau in Deutschland — und zwar schon vor 
dem Zweiten Weltkrieg und nicht erst, als sie wegen Arbeitskräfteman- 
gels in den letzten Kriegsjahren besonders gebraucht wurde — nach 1933 
in kurzer Zeit freier und angesehener wurde als in den meisten Nachbar- 
ländern.«' 

Der hohe Wert oder Stellenwert der Frau und insbesondere von Müt- 
tern spiegelte sich in revolutionären Frauenarbeits- und Mutterschutz- 
gesetzen wider, die den seit dem Mittelalter diskriminierenden Stellen- 
wert der Frau und die entwürdigenden Zustände durch eine verfehlte 
Frauenpolitik früherer Jahrzehnte auslöschten. Diese positive Entwick- 
lung überlebte zunächst die Ereignisse und Nachwehen der Nachkriegs- 
jahre. Zwischenzeitlich sind jedoch längst wieder deutliche destruktive 
Rückschritte zu verzeichnen (unter anderem widernatürliche »Gleich- 
macherex, unsinnige Quotenregelungen, Degradierung zum Sexualob- 
jekt). 

Halten wir uns nun der besseren Übersicht wegen einige treffende 
Beispiele von Errungenschaften vor Augen, die mühelos als direktes Erbe 
des Dritten Reiches angesehen werden können. 


DRITTES REICH 


Das Dritte Reich - ein unproduktiver, destruktiver Staat? 


Abbildung aus: Bildatlas 
Deutschland. Die wechselvol- 
le Geschichte von den Anfän- 
gen bis heute, Bertelsmann, 
Gütersloh-München 1991. 


Diese Abbildung ist im Origi- 
nal mit folgendem Kommentar 
versehen: 

»Mit einer anbiedernden 
Mischung aus schein-emanzi- 
pativer Körpermystik, Frauen- 
verherrlichung und Fruchtbar- 
keitsprämierung gewannen 
die Nazis viele Frauen für ih- 
ren Staat, um sie um so mehr 
in die materielle und intellek- 
tuelle Unmündigkeit des 19. 
Jahrhunderts zurückzuwerfen. 
Sport hatte bei dieser Strategie 
eine ambivalente Funktion: 

Er half zwar den Frauen aus 
dem familiären Alltag heraus, 
verführte sie aber auch zum 
Führerkult in der Masse.« 
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1. Bautechnische und architektonische Errungenschaften 


Als hervorragendes Beispiel neuzeitlicher Brückenbaukunst galt die am 
7. Juni 1936 fertiggestellte Adolf-Hitler-Brücke in Krefeld. Sie trägt heu- 
te den Namen »Uerdinger Brücke«. 

Der 1937 ın München fertiggestellte Führerbau, der im Dritten Reich 
als Repräsentation und Konferenzstätte diente und heute die Hochschu- 
le für Musik und Theater beherbergt, ist ein viergeschossiger Bau mit 
Natursteinverkleidung, dessen symmetrische Einteilung mit zwei Innen- 
höfen architektonisch bemerkenswert ist. 

Die Ordensburg Sonthofen ist ein ästhetischer Prachtbau, der als Mei- 
sterleistung des damals noch unbekannten Architekten Hermann GiEs- 
LER gilt und als Eliteschule der NSDAP (Adolf-Hitler-Schule) gebaut 
wurde. Die unter Denkmalschutz stehende Gesamtanlage dient seit den 
fünfziger Jahren als Kaserne der Bundeswehr. 

Nicht weniger ästhetisch ist das Gautheater Saarpfalz in Saarbrücken, 
heute bekannt unter dem Namen »Saarländisches Staatstheater Saarbrük- 
ken« oder »Landestheater Saarbrücken« Dieses ebenfalls in dem damals 
bevorzugten neoklassizistischen Stil errichtete Großgebäude besticht vor 
allem durch seine hoch aufschießenden, schmalen Fenster und das dori- 
sche Säulenportal im halbkreisförmigen Eingangsbereich. 

Das Anhaltinische Theater Dessau stellt einen gigantischen Bau archi- 
tektonischer Kunst schlechthin dar. Der 1938 durch Generalfeldmar- 
schall Hermann GörInG eingeweihte Gebäudekomplex war mit einer 
herausragenden Technik versehen, die in Europa als einzigartig galt. 

Als mustergültige nationalsozialistische Baukunst galt der Fehrbelli- 
ner Platz in Berlin. Die vier Hauptgebäude, die heute allesamt unter Denk- 
malschutz stehen, weisen die für Verwaltungsbauten damals üblichen 
Eigenschaften auf: hervortretende Fensterlaibungen, Eingangsportal mit 
Säulen und zusätzlich Steinfriese über den Eingängen.'? 
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Gesamtmodell des 
von Hermann GiESLER 
entworfenen Gaufo- 
rum Weimar. Die An- 
lage erstreckt sich auf 
einer Fläche von 
etwa 40000 Quadrat- 
metern. 


Die Kongreßhalle in 
Nürnberg, heutiger 
Zustand. Der Entwurf 
mit einem freitragen- 
den Dach stammt von 
den Nürnberger Ar- 
chitekten Ludwig und 
Franz Rurr. Die Halle 
war als Kongresszen- 


ge trum für die NSDAP 


Das Gauforum in Weimar, von Hermann GIESLER entworfen, mit 20000 
Stehplätzen sowie drei Verwaltungsgebäuden für die Gauleitung, die Deut- 
sche Arbeitsfront und die NSDAP, konnte erst nach dem Krieg vollendet 
werden. Heute dient die »Halle der Volksgemeinschaft« als Einkaufszen- 
trum, Kino, Busbahnhof und als Landesverwaltung von Thüringen. 

Das ım Salzburgischen gelegene Tauernkraftwerk Kaprun, dessen Spa- 
tenstich im Mai 1938 erfolgte, ist die größte Wasserkraftanlage in den 
Alpen. Der Bau unterlag schwierigsten technischen Rahmenbedingun- 
gen und fand im nahezu unerschlossenen Hochgebirge statt, so daß in 
dem zwölf Kilometer langen Kapruner Tal, das ein Gefälle von 1200 
Meter aufweist, ein kompliziertes System von Straßen, Seilbahnen, Schräg- 
aufzügen und Kabelkränen eingerichtet werden mußte, um Menschen 
und Material vor Ort zu transportieren. Ferner erschwerten auch die kli- 
matischen Verhältnisse das Bauvorhaben erheblich, da Bergrutsche, Lawi- 
nen und Wetterstürze nur an 150 Tagen des Jahres ein Arbeiten zuließen.'? 
Noch heute zählt das Tauernkraftwerk zu den größten Wasserkraftwer- 
ken der Welt. 
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Konrad Zuse. 


“ Vgl. KELLENTER, 
ebenda, S. 176 £. 

5 Hans-Jürgen 
EiTNER, Hitlers 
Deutsche: Das Ende 
eines Tabus, Gerns- 
bach ?1991, S. 302, 
zitiert nach: Theo- 
dor KELLENTER, 
ebenda, S. 99. 


'" Vgl. Tina ZEISE, 
Geschichte und 
Technik des analogen 
Fernsehens, München 
2006, S. 8. 


Als das imposanteste Bauwerk, das aus nationalsozialistischer Zeit heute 
noch benutzt wird, gilt die Kongreßhalle in Nürnberg, Sie ist eine archi- 
| tektonische Meisterleistung, da wegen des schwierigen geologischen 
| Untergrundes für das Großprojekt zunächst eine Pfahlgründung vorge- 
| nommen werden mußte, wobei die Gründungspfähle teilweise bis zu 16 

Meter lang sind. Auf diese wurde eine mächtige Betonplatte gelegt, auf 


| der dann der Bau im neoklassizistischen Stil errichtet wurde. '!* 


2. Technische, medizinische und naturwissenschaftliche 
Errungenschaften 


Sowohl das Fernsehen als auch das Farbbildfernsehen sowie das Bild- 
telefon erfuhren im Dritten Reich ihren Durchbruch. Am 18. April 1934 
gelang es deutschen Posttechnikern erstmals in Europa, Fernsehszenen 
mit Begleitton zu übertragen, »nachdem es gelungen war, die Umset- 
zung von Tonschwingungen in Lichtimpulse auf den gleichen Bildstrei- 
fen zu fixieren«. Damit war »das Fernsehen imstande, Ionfilme zu sen- 
den«.'° Farbbildfernsehen war bereits 1938 vom deutschen Physiker Walter 
FLECHSIG erfunden worden,'° jedoch erst 1953 von den Amerikanern, 
die sein Patent 1945 gestohlen hatten, serienmäßig hergestellt worden. 
Am 1. März 1936 fand anläßlich der Leipziger Frühjahrsmesse das erste 
öffentliche Bildtelefonat zwischen Berlin und Leipzig statt. Bereits 1938 
richtete die Reichspost einen öffentlichen Bildfernsprechdienst zwischen 
Berlin, Nürnberg und München ein. Und auch der Computer, in seiner 
ursprünglichen Verwendung als Rechenmaschine gedacht, war ein tech- 


l 


Links: Fernseheinheitsempfänger FE1 mit 32er Bildröhre. Die Massenproduktion wurde durch den Krieg 
gestoppt. Rechts: Nachbau der Zuse Z3, des weltweit ersten funktionsfähigen Digitalrechners (Deutsches 


Museum München). 
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nischer Durchbruch, der im Dritten Reich erfolgte. Der deutsche Bau- 
ingenieur Konrad Zuse erfand 1935 den ersten funktionsfähigen pro- 
grammgesteuerten Rechner. Der 1940 gebaute Computer Z3 galt bereits 
als »mechanisches Gehirn«, das auch das erklärte Forschungsziel, nach 
dem Zuse strebte, gewesen war.! 

Das erste Infrarotgerät wurde bereits in den dreißiger Jahren unter 
dem Namen Bildwandler (‚Uhug erfunden. Auch in der Waffentechnik, 
insbesondere in der Raketenforschung und der Raketenflugzeugentwick- 
lung, waren die deutschen Ingenieure allen anderen Forschern und Tech- 
nikern auf der gesamten Welt weit überlegen. Sie errichteten erst das 
Fundament, auf dem eine Vielzahl der heutigen modernen Waffen grün- 
det.'® Als Beispiele seien hier lediglich aufgeführt der Abfangjäger Me 
163 »Komets, die Nurflügler Horten V und Horten III, der Kampfbom- 
ber Horten IX, die A-10-Fernrakete, der Raketenrucksack und das Sturm- 
gewehr Mauser 45, das in den fünfziger Jahren leicht modifiziert als G3 
zum Standardgewehr der Bundeswehr wurde.'? 


Nurflügler Horten 
HO IX. 


'" Vgl. Roland Gööck, Die großen Erfindungen: Radio-Fernsehen-Computer, Kün- 
zelsau 1989, S. 250, zitiert nach: Theodor KELLENTER, Das Erbe Hitlers, aaO. 
(Anm. 4), S. 68. 

'# Siehe das diesbezügliche Standardwerk: Rudolf Lusar, Die deutschen Waffen 
und Geheimwafjen des 2. Weltkrieges und ihre Weiterentwicklung, München ?1964. 

'" Um den unermeßlichen technischen Vorsprung des nationalsozialistischen 
Deutschlands gegenüber allen anderen Ländern auf der Welt zu begreifen, ist 
es sinnvoll, sich den 1945 von den Alliierten in Gang gesetzten, gewaltigsten 
Raubzug aller Zeiten an Patenten, Warenzeichen, Erfindungen, aber auch an 
Kunstschätzen, Technikern und Wissenschaftlern usw. vor Augen zu führen. 
Siehe hierzu: Claus NORDBRUCH, Der deutsche Aderlaß. Allüierte Kriegspolitik gegen 
Deutschland nach 1945, Tübingen, °2012. 
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1940 revolutionierte der deutsche Chirurg Gerhard KünTscHERr die 
Behandlung von komplizierten Knochenbrüchen. Seine Methode, die 
auch bei der Verkürzung oder Verlängerung von Knochen Anwendung 
findet, gilt heute als das Non plus Ultra in der Chirurgie: die Nagelung 
von Knochen. 

1935 kam in Deutschland das Medikament Prontosil auf den Markt: 
Der deutsche Bakteriologe Gerhard DomaAGk hatte nach jahrelanger For- 
schung das erste medizinische Mittel zur wirksamen Bekämpfung bakte- 
rieller Infektionskrankheiten wie bakteriellen Wundinfektionen, Chole- 
ra, Hirnhautentzündung, Kindbettfieber, Lungenentzündung, Scharlach 
oder Tuberkulose entwickelt. Das 1943 eingeführte und noch heute ver- 
wendete Penicillin ist direkt auf DomaGks bahnbrechende Pionierarbeit 
zurückzuführen. 

Besonderen Stellenwert erfuhr im Dritten Reich die Naturheilkunde, 


Der Bakteriologe 
Gerhard DomAck ] i : 5 E 
1895-1964, hier im die natur- und volksheilkundliche Methoden mit denen der wissenschaft- 


Jahre 1939. lichen Schulmedizin zur Neuen Deutschen Heilkunde verband und außer- 

dem gegenüber allen therapeutischen Verfahren aufgeschlossen war. Die 
® Vgl. Theodor damals in Gang gesetzte Entwicklung bedeutete einen enormen Schub für 
KELLENTER, Das alternative Heilverfahren, der bis heute fortwirkt.”” Federführend war der 


Erbe Hitlers, aaO. nationalsozialistische Arzt Kurt KLARE, der das noch heute anzustrebende 
(Anm. 4), S. 229 ff. Ideal wie folgt erfaßt hatte: »Der neue Weg der Heilkunde führt zu dem 
°' Kurt Kıare, Neze alten, großen hippokratischen Ziel: den Menschen in seiner Ganzheit zu 
Wege in der Heilkun- erfassen, um aus diesem Erkenntnisbild heraus zu helfen und zu heilen. 
de, zitiert nach: Durch diese Einstellung unterscheidet sich der »Arzt« vom »Mediziner«, der 
Theodor KEILEN- eine sieht nur das erkrankte Teilbild des Organismus — der andere sucht 


Das Erbe und findet den kranken Menschen. Jeder Mensch ist einmalig. 
Hitlers, ebenda, 


2 
En 3. Wirtschaftliche und juristische Errungenschaften 
Der finanz- und wirtschaftspolitische Kopf des Reichsfinanzministeri- 
ums, Staatssekretär Fritz REINHARDT, der federführend für eine ganze Rei- 
| he einschlägiger Konjunkturförderungsgesetze verantwortlich zeichnete, 
| hatte für den Erlaß des Gesetzes über Steuerfreiheit für Ersatzbeschaf- 
fungen vom 1. Juni 1933 gesorgt, das Steuervergünstigungen für alle 
| Ersatzbeschaffungen vorsah, die bis Ende 1934 erfolgten. Diese Maß- 
nahme zur Konjunkturbelebung war der Vorläufer der 2009 eingeführ- 
‚ten Abwrackprämie. 

Am 25. Februar 1936 führte Deutschland erstmals in seiner Geschichte 
das Flaschenpfand für Bierflaschen und Flaschen mit alkoholfreien Ge- 
. |tränken ein. Bemerkenswert ist auch, daß der Winterschlußverkauf, der 
Fritz REINHARDT seit Jahrzehnten zum festen Bestandteil einer erfolgreichen Verkaufs- 
(1895-1969). strategie gehört, 1936 von Reichswirtschaftsminister Hjalmar SCHACHT 

eingeführt worden ist. 
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Eine große Menge (mit entsprechender Anpassung) noch heute gel- 
tender Gesetze wurde in den dreißiger Jahren verabschiedet. Dies um- 
faßt vorallemdie Wirtschaftsgesetzgebung (z.B. Bodenschätzungsgesetz, 
Energiewirtschaftsgesetz und Patent- und Warenzeichengesetz), die Fi- 
nanz- und Steuergesetzgebung (z.B. Depotgesetz, Scheckgesetz, Gesetz 
zur Bankenaufsicht und Gewerbesteuergesetz), die Verbraucherschutz- 
gesetzgebung (z.B. Gesetze zum Winterschlußverkauf und Preisauszeich- 
nung), die Bildungsgesetzgebung (z.B. Berufsschulpflicht und Gemein- 
schaftsschule), die Personenstandsgesetzgebung (z.B. Ehegesetz und 
Meldegesetz), die Tier-, Natur- und Umweltschutzgesetzgebung,”” die 
Gesundheits- und Ernährungsgesetzgebung sowie die Bau- und Raum- 
ordnungsgesetzgebung.” 

Die heutige Straßenverkehrsgesetzgebung fußt auf der Reichs-Stra- 
Benverkehrsordnung, die zum 1. Oktober 1934 in Kraft trat und erst- 
mals das Recht im Straßenverkehr einheitlich festsetzte. Hierin wurden 
sowohl die Bedeutung von Straßenverkehrsschildern, die im wesentli- 
chen heute noch so aussehen wie damals (Ausnahme z.B. ‚Einbahnstra- 
Be), als auch die Verkehrsregeln und Regelungen betreffend zulässiger 
Höchstgeschwindigkeiten definiert. 

Jeder Staatsbürger muß mit Vollendung des 16. Lebensjahres entwe- 
der einen gültigen Personalausweis oder einen gültigen Reisepaß besit- 
zen, um seine Bürgerrechte und -pflichten wahrnehmen sowie im priva- 
ten Rechtsverkehr aktiv handeln zu können. Diese gesetzliche Vorschrift 
wurde im nationalsozialistischen Deutschland per »Verordnung über 
Kennkarten« vom 22. Juli 1938 eingeführt. 

Als eines der bekanntesten von den Nationalsozialisten erlassenen 
Gesetze, das heutenoch Gültigkeit hat, ist das »Gesetz zur Führung aka- 
demischer Grade vom 7. Juni 1939. Der Rechtsprechung des Bundes- 
verwaltungsgerichtes zufolge sind diese gesetzlichen Bestimmungen auch 
heute noch geltendes Recht, Landesrecht, um präzise zu sein.”* 


4. Soziale Errungenschaften 


Erhebliche Fortschritte, von denen noch heute profitiert wird, wurden 
im Dritten Reich auf dem Gebiet der Arbeitssicherheit und des Arbeits- 
schutzes erzielt: Die Zahl der Betriebsärzte wurde drastisch erhöht (467 
im Jahre 1939 auf 8000 im Jahre 1944). Die Ärzte drangen darauf, die 
Verwendung von Asbest einzuschränken, die übertriebene Anwendung 
von Röntgenstrahlen und Radium zu unterlassen. Ab dem 1. August 
1940 durften Personen unter 18 Jahren keine Arbeit mehr ausführen, die 
sie in Kontakt mit Asbest brachte. Im Gesetz über die Heimarbeit vom 
30. Oktober 1939 wurden die Sicherheitsmaßnahmen für Arbeiten gere- 
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gelt, die zu Hause verrichtet wurden. Ab dem 23. Mai 1940 trat ein allge- 
meines Rauchverbot in Fabriken in Kraft, in denen erhöhte Feuergefahr 
bestand. Männliche Personen unter 18 Jahren, weibliche Personen unter 
20 Jahren sowie stillende Mütter und Schwangere wurden ab dem 20. 
Januar 1941 von der Arbeit mit aromatischen Verbindungen und Glyko- 
nitraten ausgeschlossen. Am 6. August 1942 ergingen verschärfte Ge- 
sundheits- und Sicherheitsbestimmungen für Lackier- und Malerarbei- 
ten. Am 23. März 1943 wurde verfügt, daß Frauen Lastkraftwagen bis 
3,5 Tonnen fahren durften, sofern sie mindestens 21 Jahre alt und nicht 
schwanger waren; Nachtfahrten waren ihnen ebenso verboten wie das 
Ankurbeln des Motors und das Tragen schwerer Lasten.” Ferner führ- 
ten die Nationalsozialisten in Deutschland mit Wirkung vom 26. Juli 
1934 endgültig den Achtstundenarbeitstag ein. Kinderarbeit wurde ge- 
nerell verboten. Es sind dies allesamt Regelungen und Errungenschaf- 
ten, von denen die Menschen in Deutschland heute noch Vorteile ha- 
ben. 

Große Anstrengungen wurden vom nationalsozialistischen Gesetz- 
geber gegen den Mißbrauch von Alkohol und Tabak unternommen, die 
sich in der BRD unter anderen in den Jugendschutzgesetzen widerspie- 
geln. Das heute als selbstverständlich angesehene Kindergeld fußt in der 
Gesetzgebung, die Mitte der dreißiger Jahre ihren Anfang nahm. Die 
Nationalsozialisten erließen gesetzliche Maßnahmen, um die Kinder- und 


Die Zahl der Fälle 
1933 


Es wurden on Ehestandsdarlehen ausgegeben: | Hamilienförderung massiv anzukurbeln (Kin- 


R ‘= 


derbeihilfe und Ehestandsdarlehen).?° Diese 
s= | BE Sn 7 Maßnahmen leben bis heute fort: Grundsätz- 

ie ni EN lich besteht heute in der BRD für alle Kinder 
I | ab der Geburt bis zur Vollendung des 18. Le- 
bensjahres Anspruch auf Kindergeld. Auch 
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darüber hinaus kann unter bestimmten Bedingungen das Kindergeld wei- 
ter gezahlt werden.” 5 

Der Massentourismus und planmäßige Urlaubsreisen, auch nach Über- 
see, hatten ihre Geburtsstunde im Dritten Reich. Überhaupt wurde Ur- 
laub als solcher, der zu Weimarer Zeiten noch ein 
Privileg des Bürgertums war, erstmals unter den 
Nationalsozialisten in großem Rahmen auch für 
Arbeiter und Angestellte ermöglicht. Ferienrei- 
sen waren zu Beginn der dreißiger Jahre alles an- B 
dere als eine Selbstverständlichkeit und lagen, 
wenn überhaupt, nur für Besserverdienende im RB 
Bereich des Möglichen. Erst unter den National- 5 
sozialisten wurde die Entwicklung der touristi- 
schen Sektoren Transport, Beherbergung und ® 
Reiseveranstaltung professionell und mit durch- R& 
schlagendem Erfolg in Angriff genommen. Ent- 
scheidend hierfür war die sozialpolitische Einrich- 
tung »Kraft durch Freude: (KdF), die eine 
Organisation der »Deutschen Arbeitsfront« war. 
Die Aufgabe und Zielsetzung dieser NS-Gemein- 
schaft, wie sie genannt wurde, lag in der Arbeits- 
und Freizeitgestaltung, die grundsätzlich anders 
gesehen wurde als je zuvor: »Den früheren An- 
sätzen zur Freizeitgestaltung haftete fast stets der 
Beigeschmack gönnerhafter Wohltätigkeit an, in I 
dem sich wirtschaftliche Einsicht, gefühlvolle Humanität und standes- 
betonte Überheblichkeit dem Arbeiter gegenüber, der ja »schließlich auch 
ein Mensch: sei, in oft seltsamer Weise mischten. Gelegentlich war auch 
die Absicht unverkennbar, den Arbeiter durch solche sozialen Gesten 
von vermittelter Kurzweil abzulenken und von der gefürchteten »Politik« 
fernzuhalten... Die NS-Gemeinschaft »Kraft durch Freude ist weder 
ein Wohltätigkeitsverein, noch ein politisches Ablenkungsmanöver. Ganz 
im Gegenteil: Durch die Teilnahme an den Veranstaltungen dieser Ge- 
meinschaft soll der schaffende Volksgenosse nicht von der Politik abge- 
lenkt, sondern zum Verstehen und Miterleben der großen politischen Auf- 
gaben und Notwendigkeiten der Gegenwart hingeführt werden... Der 
Arbeitsplatz muß so schön und würdig gestaltet, der Arbeitsverlauf so 
geordnet und sinnvoll sein, daß der Werktätige schon aus dem Betrieb die 
Impulse zu einer frohen Bejahung des Lebens empfängt, daß schon dort 


2 Vgl. http:/ /wwwarbeitsagentur.de/zentraler-Content/A09-Kindergeld/ 
A091-steuerrechtliche-Leistungen 1. Allgemein/Kindergeld.html 
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das Verlangen nach einer ebenso sinnvollen Gestaltung der Freizeit und 
die seelische Bereitschaft für schönes und gehaltreiches Erleben geformt 
wird. Die Erfüllung des Arbeitserlebnisses mit Sinn und Inhalt ıst die 
Grundlage, auf der sich die Freizeitgestaltung überhaupt erst aufbauen 
muß, denn nur auf diesem Wege können Arbeitszeit und Freizeit, die jah- 
relang in dem scharfen Gegensatz von Zwang und Freiheit empfunden 
wurden, wieder zu einer natürlichen und lebendigen Einheit verschmel- 
zen.«® 

Urlaub, so hatten die nationalsozialistischen Machthaber erkannt, ist für 
die Erhaltung der Lebenskraft und die Leistungsfähigkeit des Menschen 
von geradezu ausschlaggebender Bedeutung. Unter ihrer Regierungsver- 
antwortung wurde dementsprechend und erstmals für den arbeitenden 
Menschen der Anspruch auf einen ausreichenden bezahlten Urlaub fest- 
gelegt. Mit der Schaffung der Organisation KdF und der von ıhr veranstal- 
teten Reisen wurden den Werktätigen erstmals in der Sozialgeschichte die 
Möglichkeit geschaffen, eine frohe und gesunde Urlaubsgestaltung zu ver- 
wirklichen?” und Reisen anzutreten, die ihnen früher schon unter organi- 
satorischen und finanziellen Gesichtspunkten verwehrt geblieben waren.” 

Der heutzutage als selbstverständlich angesehene Feiertag am 1. Maı, 
wurde als gesetzlicher Feiertag (Tag der nationalen Arbeit) von den Na- 
tionalsozialisten durch Gesetz vom 10. April 1933 in Deutschland ein- 
geführt. 

Anhand der oben dokumentierten Auswahl noch heute geltender Ver- 
ordnungen und Regelungen läßt sich sowohl die Frage über eine angeb- 
liche Unproduktivität und Destruktivität des Dritten Reiches beantwor- 
ten, als auch der Wert der gängigen Geschichtsschreibung objektiv 
beurteilen. So heißt es in einem tabellarischen Lebenslauf von Hermann 
GÖRING beispielsweise, daß die von ıhm als Reichsforst- und Reichsjä- 
germeister »erlassenen Jagd- und Forstgesetze, die auf Natur- und Tier- 
schutz abzielen« zwar »weltweit als vorbildlich« gelten würden, aber gleich- 
zeitig auch die einzigen Gesetze aus dem Dritten Reich seien, die »bis 
heute in Kraft« seien.”' Diese Aussage, stellvertretend für die vielen ähn- 
lichen Behauptungen der gängigen Geschichtsschreibung, ist, wie oben 
belegt worden ist, falsch. 

Die geistigen Pionierleistungen, bahnbrechenden Technologien, in- 
frastrukturellen Modernisierungsmaßnahmen und sozialen Reformen aus 
dem Dritten Reich, ohne die das gesellschaftliche Leben, wie wir es heu- 
te kennen, gar nicht möglich wäre, werden heute geleugnet oder schlicht 
totgeschwiegen. Nirgendwo wird in Schulen oder den Medien auf die- 
sen gewaltigen Bereich, unter dem das Dritte Reich auch zu beurteilen ist, 
eingegangen. 

Claus Nordbruch 
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Gemeinhin wird von den als etabliert und seriös geltenden Geschichts- 
schreibern die Behauptung verbreitet, das Dritte Reich 1933-1945 sei 
nicht zuletzt auch unter kulturellen Gesichtspunkten ein Rückfall in die 
Barbarei gewesen. Joseph WULF beispielsweise behauptet, »das Verhält- 
nis des Dritten Reiches zur bildenden Kunst« sei eigentlich »genauso 
degeneriert« gewesen »wie seine Beziehungen zum Menschen«. Kein kul- 
turelles Gebiet im Dritten Reich sei »so barbarisch mißhandelt worden 
wie gerade das der Bildenden Künste«.' Schenkt man der üblichen Ge- 
schichtsschreibung Glauben, sei das in »Nazideutschland« unterbreitete 
Kulturangebot ein Affront gewesen. Die internationale Kulturwelt habe 
Hitlerdeutschland« weder ernst genommen, noch eine erwähnenswerte 
Beziehung mit dem Deutschen Reich aufgenommen. Zu einem bedeu- 
tenden Kulturaustausch zwischen den Nationen sei es in diesen Jahren 
nicht gekommen. Deutschland habe sein Dasein in der kulturellen Isola- 
tion gefristet. 

Aber war Deutschland in den Jahren zwischen 1933 und 1945 wirk- 
lich von der internationalen Kulturwelt abgeschnitten gewesen? Die Tat- 
sachen zeigen ein anderes Bild. 

Betrachtet man die historischen Fakten ohne ideologische Scheuklap- 
pen, wird man zu dem Schluß kommen, daß sich die internationale Kunst- 
und Kulturelite mit dem nationalsozialistischen Deutschen Reich sogar 
gründlich arrangiert hatte und der Kulturaustausch, gemessen an der 
damaligen Zeit ohne vorherrschende Hollywood-Industrie und deka- 
dentes »Cannes-Spektakek, eine Blütezeit erlebte: Abertausende auslän- 
dische Prominente aus Kultur und Kunst, Sterne der Filmindustrie, be- 
gnadete Künstler und hervorragende Vertreter der unterschiedlichsten 
Kultursparten arrangierten sich mit ihren deutschen Kollegen sowie mit 
den Theatern, Opernhäusern und kulturpolitischen Vereinigungen des 
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Europäische Schrift- 

stellervereinigung 
gegründet worden. 
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stattungsrevue „, 
durch den Schorm 


Bericht über die englische Tänzerin Fay THOMPson 
in der Neuen Illustrierten Zeitung vom 24. Septem- 
ber 1940. 


Die griechische Pia- 
nistin Anna ANTONIA- 
Des meinte gegenüber 
der Woche 1940: 
»Ich komme deshalb 
nach Deutschland, 
gleich ob im Frieden | 
oder im Kriege, weil 
ich hier jene Men- 
schen weiß, die die 
Besonderheit meiner 
Kunst verstehen, und 
weil ich weiß, daß 
ich hier, und nur hier, 
mit meinem Spiel 
eine Aufgabe zu er- 
füllen habe.« 
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Dritten Reiches. Hierbei bilden weltbekannte 
Namen wie Sven HEDIn, Knut Hansun, Ma- 
rika RÖKK, Zarah LEANDER, Kristina SÖDER- 
BAUM oder Johannes HEESTERS lediglich die 
Speerspitze der damaligen internationalen Kul- 
turelite, die mit den deutschen Größen der 
Bildenden Künste ausgiebig und eng in Ver- 
bindung stand. Darüber hinaus war der rege 
Kulturaustausch keineswegs nur auf euro- 
päische Künstler begrenzt, sondern erstreck- 
te sich auf prominente Vertreter ihres Fachs, 
beispielsweise aus Japan, China, Indien und 
Südamerika. 

Vorallem aus der Filmindustrie und aus dem 
Bereich der klassischen Musik, vorrangig aus 
Oper und Operette, nahmen internationale 
Vertreter von Weltruf Engagements in 
Deutschland an, wobei oftmals Audienzen 
beim Reichskanzler oder höchsten Vertretern 
des Staates an der Tagesordnung standen. Zu 
diesen herausragenden Kulturträgern aus dem 
Ausland gehören unter unzählig anderen der 
italienische Dirigent Victor DE SABATA, die grie- 
chische Pianistin Anna ÄNTONIADES, der nie- 
derländische Konzertsänger Gerard VAN DEN 
AREND, der berühmteste Dirigent Englands Sir 
Thomas BEECHAM, die russische Filmschau- 


Olga TscHecHowA und Willy Forst in »Bel Ami«. Die 
Premiere fand am 21. Februar 1939 in Salzburg statt. 
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spielerin Olga 'TschEcHowA, die ungarische Filmschauspielerin Clara Ta- 
BODY, die tschechische Filmschauspielerin Lida BaaroVvA, die schwedi- 
sche Filmschauspielerin Ingrid BERGMAN (sic!), die italienischen Schau- 
spielerinnen Isa MıranDa, Elly Parvo und Clara CaLamaı, die französische 
Filmschauspielerin Charlotte DAUDERT, die englische Filmschauspielerin 
Lilian Harvey, die englische Tänzerin und Theaterschauspielerin Fay 
THoMPson, der ukrainische Regisseur Viktor TOURJANSKY oder auch die 
ungarischen Regisseure Geza von BoLVARY und Geza VON CZIFFRA. 

Als weitere Beispiele für den intensiven Austausch auf kultureller Ebe- 
ne, die sich von der Unterhaltungsindustrie bis hin zum eher wissen- 
schaftlich-kulturellen Bereich erstreckte, seien stellvertretend angeführt 
der schwedische Schriftsteller und Zoologe Bengt Berg, der in den drei- 
Biger Jahren eine der Kapazitäten seines Fachs überhaupt auf der Welt 
war; der norwegische Zeichner Olaf GULBRANSSON, einer der berühmte- 
sten Karikaturisten des zwanzigsten Jahrhunderts, der italienische Ma- 
gier CHEFALO, einer der größten Zauberkünstler der Welt, der schweize- 
rische »König der Clowns< GrockK, der mit bürgerlichen Namen Adrian 
WETTACH hieß und im übrigen Jude war, die weltberühmten französi- 
schen Clowns Albert, Francois und Paul FRATELLINI, der nicht minder 
berühmte spanische Clown Charlie Rıveı, die französische Sängerin 
Lucienne BoYer, die ungarische Tänzerin Margit SyMmo, der französische 
Schauspieler Maurice CHEVALIER, die ukrainische Sängerin Nadja IwAano- 
wa, der schwedische Tenor Set SVANHOLM, die chilenische Sängerin Rosita 
SERRANO, die russische Ballettänzerin Irina KosmovskA, der Schweizer 
Komponist Heinrich SUTERMEISTER, der bedeutendste Harfenist der Welt, 
Luigi Maria MAGISTRETTI aus Italien, der überragende Dirigent der Nie- 
derlande Willem MENGELBERG oder auch der weltberühmte russische 
Komponist Igor STRAWINSKI. 

Die Vielfalt der internationalen Künstler, die im nationalsozialistischen 
Deutschland auftraten, spricht für sich — auch wenn heute viele Namen, 
die früher auf den Brettern standen, die die \Velt bedeuteten, unterge- 
gangen sein mögen. Betrachten wir ein stellvertretendes Beispiel, das 
diesen Umstand treffend dokumentiert: Über den französischen Virtuo- 
sen Georges BOULANGER heißt es auf einer ihm gewidmeten Seite im 
Internet: »Georges BOULANGER (geboren 1893 in Tulcea, Rumänien; ge- 
storben 1958 in Buenos Aires) war einer der größten Salon-Geiger der 
Zwischenkriegszeit und sicher der erotischste unter ihnen. Seine Berühmt- 
heit in den zwanziger und dreißiger Jahren, besonders in Deutschland, 
war märchenhaft. Daß heute die einschlägige Literatur seinen Namen 
praktisch vollständig verschweigt, zeigt, in welchem Ausmaß die bitter- 
süße Unterhaltungsmusik jener Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg zwi- 
schen Coca-Colonisation und Eisernem Vorhang verschüttet worden 
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Kristina SÖDERBAUM. 


NY, 


Y 


Igor STRAwınsKı 
(1882-1971). Sein 
Feuervogel erlebte 

zwischen 1935 und 
1940 18 Inszenie- 
rungen in Deutsch- 
land. 


Der Violinist, Diri- 
gent und Komponist 
Georges BOULANGER 
(1893-1958). 
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http: //) 
www.prirna- 
carezza.ch/ 
boulange.htm 
(Orthographische 
und grammatikali- 
sche Fehler wurden 


vom Verfasser 
verbessert, C. N.) 
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ist... Georges BOULANGER stammte aus einer Musikerfamilie, die ihren 
ursprünglichen Namen »Pantazik schon Generationen vorher aufgegeben 
hatte, um sich frankophil »BOULANGER« zu nennen. Trotz einer bulgarı- 
schen Mutter und eines griechischen Vaters galt Georges BOULANGER we- 
gen seines Geburtsorts als typischer rumänischer Zigeuner-Virtuose. .. 
Er verschmolz die bewunderten Effekte der damaligen Konzertvirtuosen 
mit seinem wilden, östlichen Temperament und einer dekadenten Eleganz 
zu einer signalartig wahrnehmbaren Geigerpersönlichkeit. Niemand konnte 
auf der Geige derart exaltiert schluchzen, gebrochen seufzen und aus dun- 
kelster Trauer in fast schreienden Jubel ausbrechen.« 

Das hieraus zu schließende Ergebnis sollte sein, daß der Kulturbetrieb 
Deutschlands während der dreißiger Jahre, entgegen üblicher Annahme, 


— ı nicht unbedingt dogmatisch vorgegeben, sprich: 
| darauf fixiert war, ausdrücklich nationalsozialı- 
| stischen oder ausschließlich »arischen« Künst- 

lern ein Forum oder eine Bühne zu bieten, son- 
' dern daß die Kriterien, um in Deutschland 
künstlerisch aufzutreten, außergewöhnliches 
Können und herausragende Darbietung waren, 
| mit anderen Worten: Leistung und »Perfor- 
mance« lauteten. 

Zu maßgeblichen Kulturgrößen aus Asien, 
die im Dritten Reich auftraten, zählen die indi- 
sche Pianistin Majoie HAJarY, die japanische 
Opernsängerin Teıko Kıwa oder auch die be- 


Ein herrlich wahre Gepemearsfün. „Dievier Goallm“ ind deutende indische Tänzerin MENAKA, die am 6. 
Mödchen,d auliche rück, er si 5 
Bag ars SR ei or er Tage August 1936 gegenüber der Berliner Tageszei- 


Ein UFA-FILM mit 


INGRID BERGMAN, SABINE PETERS, ursuL.a | tUNg B.Z. am Montag erklärte: »Ich reise nun 


a nel schon wieder vier Monate in Deutschland. Ich 


Drehbuch: JOCHE HUTH r & r 
Be eihnamigen Trek erfreue mich an der Intelligenz des Volkes, an 
us «M e.Meissner g r Pr en 
Hersteller: PROELICH-STUDIO x 
Ba EURO SH -Stuniei Zul der Intelligenz meines Publikums, das mich und 


AGB Aloerkeraes Vanıd meine Begleiter richtig versteht.«° 
Kulturfilm: jugend im Tonz 


BEmburgeniErstaltfünrunglSannabend)TLOKTeBen Des weiteren müssen als treffende Beispiele 
Anlangszeilen töglich 5.30 und 8.30, sonntags auch 2.0 Uhr 


für den interkulturellen Austausch angeführt 


Ufa-Palast werden Butterfly Wu, eine der bedeutendsten 


es Ingrid BERGMAN 
stellte sich »Dr. Go- 
EggELs’ Traumfabrik« 
zur Verfügung. Hier: 
Kinoanzeige in der 
deutschen Presse im 
September 1938. 
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Demmisrsiraße — Yeleaiinskomg Aut 34245658] chinesischen Schauspielerinnen ihrer Zeit, Ja- 


pans hervorragendster Dirigent Hidemaro KonoyE sowie Kikugoroi 
OnouyeE, der berühmteste Mime im klassischen Schauspiel Japans, und 
selbstverständlich auch die japanische Wundergeigerin Nejiko Suwa. 
Herausragend war auch der indische Dichter-Philosoph Rabindranath 
TAGORE, der bis heute als größter Philosoph der Neuzeit Indiens gilt. Er 
revolutionierte die bengalische Literatur mit Werken wie Ghare baire oder 
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Gitanjali und erweiterte die bengalische Kunst mit einer Unzahl von 
Gedichten, Kurzgeschichten, Briefen, Essays und Bildern. Als engagier- 
ter Kultur- und Sozialreformer sowie Universalglehtter [[TTT__  —_ 
modernisierte er die Kunst seiner Heimat. Zwei seiner Lie- 
der sind heute die Nationalhymnen von Bangladesch und 
Indien: Amar Shonar Bangla und Jana Gana Mana.“ 

Abschließend seien noch angeführt die italienisch-spa- 
nische Künstlerfamilie VALENTE (Caterina VALENTE und 
ihr Bruder Sılvio Francesco), die, ebenso wie die dänischen 
Filmkomiker PAT und PATACHON, auf zahlreichen Tour- 
neen das nationalsozialistische Deutschland bereisten und 
immer wieder Vorstellungen ihres Könnens zum besten 
gaben. So unterschiedlich motivierte amerikanische Schrift- 
steller wie Ezra PounD und Ernest HEMINGWAY erhielten 
jährlich großzügige Tantiemen aus dem Umsatz ihrer ver- 
kauften Schriften in Deutschland. Schließlich unterhielt 
kein Geringerer als Pablo Pıcasso im deutschbesetzten Paris 
ausgezeichnete Beziehungen zur Besatzungsmacht, auch 
wenn sich die Absicht, ein Gemälde von Adolf HITLER 
anzufertigen, letztlich zerschlug.° 


v... kcHürnt von Ton dEır nicht“ 


Viele der oben angeführten Persönlichkeiten aus Kunst und Kultur, 
die teilweise ihre größten Erfolge im nationalsozialistischen Deutsch- 
land gefeiert hatten, verleugneten nach 1945 ihre guten Erinnerungen 
an die Deutschen und ihre positiven Erlebnisse im Dritten Reich. Von 
diesen Lebenslügen wird die historische Wahrheit jedoch nicht geschmä- 
lert: Die Deutschen lebten im nationalsozialistisch regierten Deutsch- 
land entgegen heutiger Darstellung nicht von der Außenwelt abgeschot- 
tet in kultureller Einöde. Das Deutsche Reich war zwischen 1933 und 
den Anfängen der Kriegszeit international kulturell nicht isoliert, son- 
dern wurde entgegen der heutigen Geschichtsschreibung des Zeitgeistes 
von beliebten und höchsten Kulturträgern aus dem Ausland als will- 
kommene Gelegenheit wahrgenommen, Kunst und Können im Herzen 
Europas einem ebenso begeisterungsfähigen wie dankbaren deutschen 
Publikum darzubieten. 

Claus Nordbruch 


3 Zitiert nach: Gerhard Frıi:y (Hg.), Deutschland, wie es wirklich war, München 
199558. 121. 

* Vgl. http://de.wikipedia.org/wiki/Rabindranath_Thakur 

> Vgl. Gerhard Frey (Hg.), Deutschland, wie es wirklich war, aaO. (Anm. 3), S. 149 
u. 151. 
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»Alter schützt vor 
Torheit nicht.« 
Zeichnung von Olaf 
GuLBRANSSON, dem 
‚Meister der Linie«, 
für das Buch Sprü- 
che und Wahrheiten. 
Aus: M. DAviDson, 
Kunst in Deutsch- 
land 193345, Bd. 2/ 
1 (Malerei), Grabert, 
Tübingen 1991. 
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Haffners anerkennende Anmerkungen zu Hitler 


Der Journalist Sebastian HAFFNER, der als Raimund PrrTZFI. 1907 in 
Berlin geboren wurde und 1938 nach England auswanderte, ist sicher 
erhaben über den Verdacht, ein Verehrer HıTLERs gewesen zu sein. Doch 
beurteilt er ihn aus seiner Zeit und kommt dabei zu einer Reihe heute 
überraschender Aussagen in seinem 
Buch Anmerkungen zu Hitler (Kind- 
ler, München 1978). Wenn ein 
»Rechter« solches geäußert hätte, 
wäre er wahrscheinlich als Verharm- 
loser oder gar Verherrlicher HITLERS 
verfolgt worden und mit dem Straf- 
gesetz in Berührung gekommen. 
Insbesondere beweisen die Ausfüh- 
rungen HAFFNERs, daß man den Lauf 
der Geschichte in den dreißiger Jah- 
ren des vorigen Jahrhunderts nicht 
voraussehen konnte, was vielen 
Deutschen später vom Ausland vor- 
geworfen wurde. 

So schreibt er in den Anmerkun- 
gen: »In den ersten sechs Jahren sei- 
ner zwölfjährigen Herrschaft über- 
raschte HITLER Freund und Feind 
mit einer Reihe von Leistungen, die 
ihm vorher fast niemand zugetraut hatte. Es sind diese Leistungen, die 
damals seine Gegner — 1933 immerhin noch eine Mehrheit der Deut- 
schen - verwirrten und innerlich entwaffneten und die ihm in Teilen der 
älteren Generation auch heute noch ein gewisses heimliches Renommee 
verschaffen.« (S. 34) 

Und HarFNER führt als ein bezeichnendes Fehlurteil den Satz von Kurt 
TucHoLsky an, der damals erklärt hatte: »Den Mann gibt es gar nicht; es 
ist nur der Lärm, den er verursacht.« 

HAFFNER meint dazu: »Um so größer war der psychologische Rück- 
schlag, als der Mann sich nach 1933 als ein überaus tatkräftiger, einfalts- 
reicher und effizienter Macher erwies.« (S. 34 f.) 

Auch die Befürchtungen einzelner Kreise schienen nicht einzutreten. 
HAFFNER urteilt: »Man hatte Schlimmeres gefürchtet. Die SA hatte ein 
Jahr lang mit blutrünstiger Vorfreude eine »Nacht der langen Messer« 
angekündigt. Sie fand nicht statt... Danach wirkte es fast erleichternd, 


Sebastian HAFFNeR. Er emigrierte 1933 nach England und kehr- 
te als Deutschland-Korrespondent zurück. 


326 DRITTES REICH 


Haffners anerkennende Anmerkungen zu Hitler 


daß die Veteranen der Revolution von 1918 und die Prominenten der 
Republik ım Frühjahr und Sommer des Jahres 1933 snur< in Konzentra- 
tionslager eingesperrt wurden, wo sie zwar brutalen Mißhandlungen aus- 
gesetzt und ihres Lebens nicht sicher waren, aber doch meistens früher 
oder später wieder herauskamen.« (S. 36) 

Für die Zeit von 1936 bis 1938 beschreibt HAFFnER die allgemein in 
Deutschland herrschende Volksmeinung über HITLER mit: »Der Mann 
mag seine Fehler haben, aber er hat uns wieder Arbeit und Brot gegeben« 
— das war in diesen Jahren die millionenfache Stimme der ehemaligen 
SPD- und KPD-Wähler, die noch 1933 die große Masse der HITLER- 
Gegner gebildet hatten.« (S. 38) 

Nach dem Lob der neuen von HITLER angeregten Maßnahmen schreibt 
HAFFNER: »Das Wirtschaftswunder war HITLERs populärste Leistung, aber 
nicht nur die einzige. Mindestens ebenso sensationell und ebenso unerwar- 
tet war die ebenfalls in den ersten sechs Jahren seiner Herrschaft erfolgreich 
durchgeführte Wiederbewaffnung und Aufrüstung Deutschlands. Als 
HiTLER Reichskanzler wurde, hatte Deutschland ein 100 000-Mann-Heer 
ohne moderne Waffen und keine Luftwaffe. 1938 war es die stärkste 
Militär- und Luftmacht Europas. Eine unglaubliche Leistung!« (S. 40) 
»Daß es (das Militärwunder, R. K.) sich in HıtLers Hand später nicht 
zum Segen für Deutschland ausgewirkt hat, ist eine Sache für sich. Eine 
Leistung bleibt es deswegen doch, und ebenso wie das Wirtschaftswun- 
der eine Leistung, die vorher niemand HITLER zugetraut hätte. Daß er sie 
zustande brachte, erregte Staunen und Bewunderung.« (S. 41) 

HAFFNER meint zutreffend, der vielfach gemachte Vorwurf, erst durch 
die Wiederaufrüstung sei die Menge der Arbeitslosen zu Beschäftigung 
und Brot gekommen, stimme nicht. »Aber die große Mehrheit der sechs 
Millionen Arbeitslosen, die HITLER vorgefunden hatte, fand ihre Wie- 
derbeschäftigung in ganz normalen zivilen Industrien.« (S. 41) 

Und zu einem Allgemeinurteil zitiert HAFFNER den ebenso nicht rechts- 
radikaler Gesinnung verdächtigen Joachim Fest: »Wenn HıTLEr Ende 
1938 einem Attentat zum Opfer gefallen wäre, würden nur wenige zö- 
gern, ihn einen der größten Staatsmänner der Deutschen, vielleicht den 
Vollender ihrer Geschichte, zu nennen.« (S. 54) 

Obwohl offenbar voller Bewunderung für diese Leistungen HITLERS 
in den ersten Friedensjahren, kann HAFFNER offenbar nicht einsehen, 
wie und warum es 1939 zu dem Deutschland aufgezwungenen Krieg 
kam, durch den alles anders wurde, und welche Hintermänner an den 
Strippen zogen, um Deutschland zu vernichten. Das ist bedauerlich, aber 
bezeichnend für viele zeitgenössische deutsche Intellektuelle. 


Rolf Kosiek 
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Joachim Fest. 
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Hitler kam Franco nicht zur Hilfe, um neue 
Waffen oder Taktiken zu testen 


Bis heute hält sich hartnäckig die falsche Auffassung, Hır1.Er habe die 
deutsche Wehrmacht mittels der »Legion Condor: zur Unterstützung in 
den Spanischen Bürgerkrieg eingreifen lassen, um neue Waffen oder neue 
Taktiken zu erproben. So findet sich im Internet bei »grasswurzelrevolu- 
tion 328% vom April 2008 in dem Artikel eines Michael ScrhULzE VON 
GLASSER diese Aussage: 


! Michael SCHULZE 
VON GLASSER, »In 
unheilvoller Traditi- 
on. Von der »Neuen 


NVehrreehtesun »Der Einsatz diente nicht nur der Waffenerprobung, sondern auch 
Bundeswehr«, in: dem Pilotentraining.«' 

grasswurzelrevolution Neben dieser bei genauer Betrachtung unhaltbaren Behauptung fin- 
328, April 2008. det sich bei den offiziösen Historikern die Darstellung, dem deutschen 
URL: http:// Abwehrchef Wilhelm Canarıs gebühre das Verdienst, daß HITLER im 
EN a Spanischen Bürgerkrieg Franco zu Hilfe gekommen sei. Im Wikipedia- 

in Artikel zu Wilhelm CanaRrıs ist denn auch ganz eindeutig zu lesen: 

2 Wikipedia-Artikel »CANARIS erreichte nach intensiven Gesprächen vom 25. bis 26. Juli 
»Wilhelm Canaris« |[1936, M. G.] mit HıTLer, Hermann GÖRING und Werner von BLOM- 
URL: http:// BERG, daß am 28. Juli die Entscheidung fiel, zwanzig Ju 52 der Lufthansa 
de.wikipedia.org/ nach Tetuan in Spanisch-Marokko zu entsenden. Später war CANARIS 
wiki/ r mit dafür verantwortlich, daß deutsche Kampfverbände in Form der »Le- 
Wilhelm_Canaris gion Condor« nach Spanien entsandt wurden.«? 

® Wilfred von Gehen wir zunächst auf die erste Falschdarstellung ein. Sie wird wi- 


Oven, Hitler und der gerlegt durch Wilfried von Oven, der in seinem Buch Hitler und der Spa- 
* a, ® d nische Bürgerkrieg’ mit der unzutreffenden Darstellung aufräumt, die Aus- 
ey Meer BR Le oR einandersetzung in Spanien sei ein Experimentierfeld für die deutsche 
Ge Gräben, Wehrmacht gewesen. Er schreibt mit Blick auf Göring, der als damalı- 
Tübingen 1978. ger Generalfeldmarschall, Luftfahrtminister und Oberbefehlshaber der 
a0 Luftwaffe die organisatorische Hauptlast bei der Durchführung von HıT- 
LERs Entschluß, den in Tetuan abgeschnittenen FRANCO zu unterstützen, 
zu tragen hatte: 

»Daß er [Görıng, M. G.] damals schon an die Möglichkeit gedacht 
habe, deutsches Kriegsmatertal in Spanien auszuprobieren, wie man aus 
seiner gleichen Aussage in Nürnberg entnehmen kann, ist unwahrschein- 
lich. Da war ja noch gar nichts auszuprobieren. Die gute alte Ju 52 - und 
um diese handelte es sich ja vor allem — war schon tausendfach erprobt. 
Und wenn er den Gedanken wirklich hatte, dann sprach er ihn jedenfalls 
nicht aus.«* 

n Der hier zitierte Wilfred von OvEn war unter anderem Freiwilliger 
Wilfred von Oven der »Legion Condor: im Spanischen Bürgerkrieg und Träger des Spani- 
(1912-2008). en-Kreuzes in Gold. Er brach 40 Jahre nach den Ereignissen auf der 
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Iberischen Halbinsel sein Schweigen und korrigierte in seinem Buch, 
das auf seinen Aufzeichnungen zu jenen drei Jahren beruht, manche 
falsche Einzelheit, das sich im Geschichtsbild festgesetzt hatte und die 
Deutschlands Rolle als notorischer Bösewicht der Historie untermauern 
sollte. 

Kommen wir zur zweiten Falschdarstellung. Zunächst einmal hatte 
CANARIS in seiner Aversion gegen HITLER gar kein Interesse daran, HiT- 
LER zu einer Unterstützung FRANcOs zu bewegen: CAanarıs war nämlich 
daran gelegen, daß die vom späteren »Caudillo« vertretene Konterrevolu- 
tion letztlich keinen Erfolg hatte. Des weiteren liegt die Annahme nah, 
daß bei dem so wichtigen Gespräch, das am 25. Juli 1936 bei den Bay- 
reuther Festspielen stattfand, Wilhelm CAnarıs — entgegen nahezu allen 
anderen Darstellungen dieses Ereignisses — überhaupt nicht zugegen war. 
Gleiches gilt ebenso für die in einem größeren Zirkel abgehaltenen Unter- 
redungen des 26. Juli 1936. Denn nicht bloß der Generalvertreter von 
Mannesmann in Spanisch-Marokko, Johannes BERNHARDT, der mit ei- 
nem Brief FrAncos zu HITLER gekommen war, um von ihm Hilfe für 
den General zu erwirken, erwähnt in seinen 1976 begonnenen Aufzeich- 
nungen nicht mit einem Wort eine etwaige Anwesenheit CAnARıs’ bei 
den Gesprächen vom 25./26. Juli 1936. Auch in den geheimen Doku- 
menten der Alliierten, zu denen Canarıs in Verbindung stand, finden 
sich keinerlei Hinweise darauf und erst recht keine ausführlichen Schil- 
derungen. Wäre er bei jenen Gesprächen, bei denen sich die Interventi- 
on HITLERs zugunsten FRANCOS entschied, zugegen gewesen, sähe dieses 
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit anders aus.” Daher läßt 
sich die Darstellung von Canarıs als dem Mann, der HITLER zur Unter- 
stützung General Francos veranlaßte, nicht länger aufrechterhalten. 


Matthias Gallas 
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Johannes BERNHARDT. 


Am 24.Juli 1936 lan- 
deten BERNHARDT und 
der NSDAP-Orts- 
gruppenleiter und 
Mannesmann-Inge- 
nieur Adolf LAnGen- 
HEIM in Berlin-Tem- 
pelhof. Rudolf Hess 
ermöglichte einen 
Termin bei HırLer am 
25. Juli 1936 bei den 
Bayreuther Fest- 
spielen. 


° Ebenda, S. 176. 


] Am 7. Juni 1939 


empfängt HıTLer in 
der Neuen Reichs- 
kanzlei Soldaten der 


| Legion Condor«, die 
| für ihren Einsatz aus- 


gezeichnet wurden. 
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Eidesstattliche Erklärung zur Kristallnacht 


Trotz jahrzehntelanger Forschung ist noch nicht überzeugend geklärt, 
wer die Verantwortung für die Ausschreitungen am 9. November 1938 — 
bei der sogenannten »Kristallnacht« — trägt. Herrschende Meinung ist, 
daß das Pogrom durch die NSDAP, durch ihre Leiter und Führer, insbe- 
sondere durch Propagandaminister Dr. Joseph GoEBBEIS, befohlen und 
durchgeführt worden sei. 

Eine uns in Kopie vorliegende eidesstattliche Erklärung eines Zeit- 
zeugen, die uns aus einem politischen Archiv übergeben wurde, spricht 
dagegen. Sie stammt von dem damals in Allenstein in Ostpreußen woh- 
nenden Stadtkämmerer Gerhard FEHSEL, der sie als von den Amerika- 
nern Internierter am 8. Juni 1946 ın Darmstadt vor einem Besatzungs- 
vertreter niederlegte und am 9. und 18. Juni bestätigen ließ. Es heißt 
darin: 

»Es ist mir bekannt, daß die Abgabe einer falschen eidesstattlichen 
Erklärung strafbar ist und daß diese Erklärung beim Internationalen 
Militärgerichtshof in Nürnberg vorgelegt werden soll. 

Ich war Ortsgruppenleiter einer der 5 Stadtortsgruppen von Allen- 
stein vom 1. 1. 1936 bis zu meiner Einberufung zur Wehrmacht am 10. 
8. 39. 

Zu den Vorgängen des November 1938 erkläre ich: Mit dem Brand 
der jüdischen Gotteshäuser und mit Ausschreitungen gegen Person und 
Eigentum jüd. Staatsangehöriger, die am 9. oder 10. 11. 38 in Allenstein 
geschahen, hatten die Politischen Leiter nichts zu tun. 

Das erhellt aus Folgendem: Der Kreisleiter SCHIEDAT, Allenstein, be- 
rief am 9. 11. 38 alle Ortsgruppenleiter, Mitglieder des Kreisstabes und 
Amtsträger in den Gliederungen und angeschlossenen Verbänden zu ei- 
ner Arbeitsbesprechung. Hier wurde von ihm u. a. mitgeteilt, daß die am 
selben Tage stattfindende öffentliche Abendveranstaltung der Partei auch 
der Aufklärung der Bevölkerung über die Ermordung von Ernst voM 
RıTH und Wilhelm GUSTLOFF diene, mit einer begreiflichen Erregung 
gegenüber den Juden als den Anstiftern und Tätern müsse man rechnen. 
Ausschreitungen seien aber zu unterlassen. In diesem Sinne habe ich 
meine politischen Leiter instruiert. Die Kundgebung ım Saale von Al- 
lenstein-Neu-Jakobsberg verlief ohne Zwischenfälle. Es wurde in ihr auch 
seitens des sprechenden Kereisleiters in keiner Weise gehetzt.— In den 
späten Abendstunden — und nachts — kam es dann zu einigen Ausschrei- 
tungen gegen jüdische Staatsangehörige. An ihnen — das habe ich mir in 
meiner Ortsgruppe ausdrücklich erklären lassen — war kein Politischer 
Leiter beteiligt. Es ist nach meiner Ansicht ausgeschlossen, daß es sich 
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um eine planmäßige Aktion der Partei oder gar der Politischen Leiter 
gehandelt hat. Aus dem Dargelegten geht eindeutig das Gegenteil her- 
vor. 

Ich selbst habe kein Hehl daraus gemacht, daß ich die erfolgten Aus- 
schreitungen einzelner nicht billigte. Dieselbe Auffassung vertrat auch 
ganz offen der Kreisleiter. Soweit man die Täter in der nachfolgenden 
Untersuchung feststellen konnte, wurden sie den ordentlichen Gerich- 
ten überantwortet. Drei Parteimitglieder, die einer Sachbeschädigung bzw. 
Körperverletzung — schwere Delikte waren nicht vorgekommen - über- 
führt wurden, wurden bestraft. So wurde der Direktor der Städt. Be- 
triebswerke, Walter TEMP, Allenstein, Gartenstr., mit 1 Jahr Gefängnis 
verurteilt (die Parteimitgliedschaft wurde ausdrücklich vom Gericht als 
strafschärfend berücksichtigt!), aus seiner Stellung entlassen und aus der 
Partei ausgeschlossen. Mit den beiden anderen Parteimitgliedern geschah 
Ähnliches, die Einzelheiten sind mir nicht mehr bekannt. Soweit damals 
jüdische Staatsangehörige in Schutzhaft genommen wurden, geschah dies 
auf Anordnung der staatl. Organe. Partei und Politische Leiter hatten 
nichts damit zu tun. 

Bei der Liquidierung des Vermögens der jüdischen Staatsangehörigen 
wurde in Allenstein absolut korrekt und nach Gesetzen und Verordnung 
verfahren. Grundstücke, Gewerbebetriebe und alle sonstigen Sachwerte 
wurden durch eine sachverständige Kommission taxiert. In einem Spruch 
der Regierungsbehörde wurde sodann der Übernahmepreis festgestellt. 
Es wurde kein Unterpreis gezahlt und keinem Privatmann die Grunder- 
werbssteuer erlassen. Ich habe seinerzeit selbst diesen Standpunkt als 
den der Stadtverwaltung der Kreisleitung gegenüber vertreten und bei 
Kreisleiter und Kreiswirtschaftsberater ohne Schwierigkeiten durchset- 
zen können. Es ist mir kein Fall einer Bereicherung irgendeines Über- 
nehmenden bekannt.« 


Rolf Kosiek 
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Hitler - Henlein, ein zweifelhaftes Dokument 


Am 28. und 29. März 1938 besuchten die Führer der Sudetendeutschen, 
Konrad HENLEIN und Karl Hermann Frank, Berlin, um mit führenden 
Vertretern Deutschlands die politische Lage zu erörtern. Gleich am er- 
sten Tag kam es zu einer Besprechung mit HITLER, über die das nachfol- 
gend abgedruckte Schriftstück überliefert ist. In den meisten Abhand- 
lungen zur Sudetenfrage wird es angeführt, und es gilt als eines der 
Beweisstücke für HiTLERs Doppelzüngigkeit. Es lautet: 


»Vortragsnotiz 

Geheime Kommandosache 
Chefsache 

Nur durch Offizier 


Vortragsnotiz über meine Besprechung mit dem Führer der Sudeten- 
deutschen Partei, Konrad HENLEIN, und seinem Stellvertreter Karl Her- 
mann FRANK. 


I. Bericht Konrad HENLEINs über seine Audienz beim Führer 

Bei der nahezu dreistündigen Besprechung war außer dem Führer noch 
anwesend der Stellvertreter des Führers, Reichsminister Hr:ss, der Au- 
Benminister von RIBBENTROP und Obergruppenführer LORENZ. Der Füh- 
rer erklärte, daß er beabsichtige, das tschechoslowakische Problem in 
nicht allzu langer Zeit zu lösen. Er könne es nicht mehr dulden, daß 
Deutsche drangsaliert würden oder auf Deutsche geschossen würde. Er 


, erklärte HENLEIN, daß er wisse, wie beliebt dieser sei und daß er der 
| berechtigte Führer des Sudetendeutschtums wäre und aufgrund seiner 
ı Beliebtheit und Volkstümlichkeit die Dinge meistern würde. Auf den 
| Einwand HENLEINs, daß er, HENLEIN, nur ein Ersatz sein könne, erwi- 
' derte HıTLER: ich stehe zu Ihnen, Sie sind auch morgen mein Statthalter. 


Ich dulde nicht, daß Ihnen innerhalb des Reiches von irgendeiner Stelle 
Schwierigkeiten gemacht werden. 

— Die Tendenz der Anweisung, die der Führer HENLEIN gegeben hat, 
geht dahin, daß von seiten der SdP Forderungen gestellt werden sollen, 
die für die tschechische Regierung unannehmbar sind. HENLEIN beab- 
sichtigt, trotz der günstigen Lage durch die österreichischen Ereignisse, 
nichts zu überspitzen, sondern nur die alten Forderungen auf Selbstver- 
waltung und Wiedergutmachung am Parteitag (23./24. April 1938) zu 
stellen. Eine Anregung des Führers, eigene deutsche Regimenter, mit 
deutschen Offizieren und deutscher Kommando-Sprache zu fordern, 
will er sich für später vorbehalten. Das Reich wird von sich aus nicht 
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eingreifen. Für die Ereignisse sei zunächst HENLEIN selbst verantwort- 
lich. Es müßte aber eine enge Zusammenarbeit erfolgen. HENLEIN hat 
dem Führer gegenüber seine Auffassung folgendermaßen zusammenge- 
faßt: Wir müssen also immer so viel fordern, daß wir nicht zufrieden 
gestellt werden können. Diese Auffassung bejahte der Führer. 

Der Führer schätzt die hohen Erfolge, die HENLEIN in England hat, 
und hat ıhn aufgefordert, sobald es ihm möglich ist, wieder nach Lon- 
don zu gehen und weiter dort im Sinne einer Nichteinmischung Eng- 
lands zu wirken. Was die Stellung Frankreichs anbelangt, glaubt der Füh- 
rer, daß u.U. mit der Möglichkeit eines Umsturzes in Frankreich gerechnet 
werden kann. . .«! 

Es folgt als Teil II ein Bericht Franks über die Zusammenarbeit der 
Minderheiten in der Tschechoslowakei nebst dreier Anlagen. Keines dieser 
Dokumente hat mit irgendwelchen Erklärungen oder Auffassungen Hir- 
LERS etwas zu tun, so daß sie hier weggelassen werden können. 

— Der Inhalt des Dokumentes ist eindeutig. Für unsere Fragestellung 
wichtig ist: HITLERs Anweisung an HENLEIN, der tschechischen Regie- 
rung »unannehmbare« Forderungen zu stellen, nebst Einverständnis- 
erklärung Hi:NnLeins dazu. 

Unsere Beurteilung ergibt: 

1. Es fehlen Ort und Datum auf dem Dokument. \Wo und wann der 
Bericht niedergeschrieben wurde, ist also ungewiß. 

2. Das Dokument ist nicht unterschrieben, sein Verfasser ist somit 
unbekannt. 

3. Das Dokument soll nach Angabe der Dokumentenherausgeber — 
es handelt sich ausschließlich um Amerikaner, Engländer und Franzo- 
sen — aus den Akten des Staatssekretärs stammen.? Staatssekretär war 
damals Ernst von WEIZSÄCKER. Doch das, was aus seiner Quelle her- 
rührt, ist leider nicht immer einwandfrei,’ was die Sache nicht besser 
macht. Auf welche Weise die Vortragsnotiz in die Unterlagen des Aus- 
wärtigen Amtes gelangte, bleibt unerfindlich, zumal seine Mitarbeiter als 
Urheber des Dokumentes ausscheiden. Die übliche Bezeichnung für 
geheime Angelegenheiten war bei ihnen »geheime Reichssache«,' und 
nicht wie hier »geheime Kommandosache«. 

4. Auch die inhaltliche Ausgestaltung des Dokumentes weıst Eigen- 
tümlichkeiten auf. Bereits die Überschrift: »Vortragsnotiz über meine Be- 
sprechung mit. . .« ist ungewöhnlich. Besprechungen mit HITLER wur- 
den zur Klarstellung aber stets unter Hervorhebung seiner Person wie 
etwa mit »Führerbesprechung« oder »Besprechung des Führers mit. . .« 
oder mit »Unterredung des Führers«, niemals aber nur mit »meine Be- 
sprechung mit. . .« überschrieben. Die Überschrift ist auch deshalb we- 
nig einleuchtend, weil der Verfasser des Dokumentes im folgenden die 
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Gedanken HıTLers ausschließlich durch HENLEIN wiedergeben läßt. Ei- 
gene Besprechungen gibt man normaler Weise doch in eigenen Worten 
wieder und läßt sie nicht durch dritte referieren. Alles andere würde auch 
gar nicht zu HiTLERs Führungsstil passen. Auffällig ist ferner, daß nıir- 
gendwo von einem Gedankenaustausch mit Hermann Frank die Rede 
ist, obwohl auch er als Gesprächspartner ausdrücklich genannt ist. In 
dem hier nicht abgedruckten Teil II erscheint er lediglich als Berichter- 
statter, keineswegs aber als Mitdiskutierender. 

Aus quellenkritischer Sicht ist nach alledem äußerste Zurückhaltung 
geboten: Kein Ort, kein Datum, Verfasser unklar, seltsamer Auffindungs- 
ort, eigentümliche Abfassung, Eine Verfälschung der Urkunde liegt im 
Bereich des Möglichen. Angesichts dieser Vorbehalte ist es besonders 
bedauerlich, daß wir über die eigentümliche Vortragsnotiz hinaus über 
kein ordnungsgemäßes Protokoll zur HIıTLER-HENLEIN-FRANK-Bespre- 
chung verfügen. 

Es sollte nicht verwundern, wenn ein solches Dokument noch irgend- 
wo unentdeckt schlummert, scheint es doch völlig unwahrscheinlich, daß 
in einer so wichtigen Angelegenheit darauf verzichtet worden sein sollte. 
Bis auf weiteres sind wir daher darauf angewiesen, aus anderen Quellen 
das Geschehen aufzuklären. Dazu bietet sich der Bericht RIBBENIROPs 
vom 29. März über eine zweite Besprechung mit Hı:nLEin an. Das dar- 
über vorliegende Dokument scheint einwandfrei. Es trägt Datum, Ort 
und Unterschrift und den beim Auswärtigen Amt gebräuchlichen Ver- 
merk »geheime Reichssache«. Obwohl HıTLEr bei dieser Besprechung 
nicht mehr zugegen war, können wir getrost davon ausgehen, daß RıB- 
BENIROP wenigstens im großen und ganzen HrILErs Gedanken zutref- 
fend wiedergibt, denn er war ein getreuer Gefolgsmann seines Chefs. 

Die hier interessierenden Passagen lauten: 

»Geheime Reichssache Berlin, den 29. März 1938 

Niederschrift über die Besprechung am 29. März 1938, 12 Uhr Mit- 
tags, im auswärtigen Amt über sudetendeutsche Fragen. 

.... Der Herr Reichsminister betonte eingangs die Notwendigkeit ei- 
ner strengen Geheimhaltung der anberaumten Besprechung und führte 
sodann unter Hinweis auf die Richtlinien, die gestern Nachmittag der 
Führer Konrad HENLEIN persönlich erteilt hat, aus, daß es vor allem zwei 
Fragen wären, die für die Führung der Politik der sudetendeutschen Par- 
tei von Wichtigkeit wären: 

1) Das Sudetendeutschtum müsse wissen, daß hinter ihm ein 75 Mil- 
lionen-Volk stände, das eine weitere Unterdrückung der Sudetendeut- 
schen durch die Tschechoslowakische Regierung nicht dulden würde. 

2) Es sei Sache der sudetendeutschen Partei, gegenüber der tsche- 
choslowakischen Regierung diejenigen Forderungen aufzustellen, deren 
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Erfüllung sie zur Erlangung der von ihr gewünschten Freiheiten für not- 
wendig erachte. 

Der Herr Reichsminister führt hierzu aus, daß es nicht Aufgabe der 
Reichsregierung sein könne, Konrad HENLEIN, der der ausdrücklich an- 
erkannte und vom Führer erneut bestätigte Führer des Sudetendeutsch- 
tums sei, im einzelnen Anregungen zu geben, welche Forderungen ge- 
genüber der tschechoslowakischen Regierung zu stellen seien. Es käme 
darauf an, ein Maximalprogramm aufzustellen, das als letztes Ziel den 
Sudetendeutschen die volle Freiheit gewähre. Gefährlich erschiene es, 
sich frühzeitig mit Zusagen der tschechoslowakischen Regierung abzu- 
finden, die einerseits gegenüber dem Ausland den Anschein erwecken 
könnten, als ob die Lösung gefunden sei, und andererseits die Sudeten- 
deutschen selbst nur teilweise befriedigen würden. Vorsicht sei vor allem 
auch deshalb am Platze, weil man nach der bisherigen Erfahrung den 
Zusicherungen BEnzscHs und Hopzas kein Vertrauen schenken könnte. 
Das Ziel der von der sudetendeutschen Partei mit der tschechoslowaki- 
schen Regierung zu führenden Verhandlungen wäre letzten Endes das, 
durch den Umfang und die schrittweise Präzisierung der zu stellenden 
Forderungen den Eintritt in die Regierung zu vermeiden. Bei den Ver- 
handlungen müsse klar herausgestellt werden, daß allein die sudeten- 
deutsche Partei Verhandlungspartner der tschechoslowakischen Regie- 
rung wäre, nicht die Reichsregierung. Die Reichsregierung ihrerseits müsse 
es ablehnen, gegenüber der Prager Regierung oder gegenüber London 
und Paris als Vertreter oder Schrittmacher der Sudetendeutschen Forde- 
rungen in Erscheinung zu treten. Eine selbstverständliche Vorausset- 
zung sei es, daß das Sudetendeutschtum bei den vorstehenden Ausein- 
andersetzungen mit der tschechoslowakischen Regierung fest in der Hand 
Konrad HENLEInS liege, Ruhe und Ordnung bewahre und Unvorsichtig- 
keiten vermeide. Hierzu habe Konrad HENLEIN bereits zufriedenstellen- 
de Zusicherungen gegeben. 

Im Anschluß an diese allgemeinen Ausführungen des Herrn Reichs- 
ministers wurden die in der Anlage beigefügten Forderungen der sude- 
tendeutschen Partei an die tschechoslowakische Regierung durchgespro- 
chen und grundsätzlich genehmigt. . . 

RIBBENTROP« 


Beurteilung: 


1. HITLER hat HENLEIN am 28. März Richtlinien erteilt, die in der Vor- 
tragsnotiz ähnlich als Anweisungen bezeichnet sind. Der genaue Inhalt 
der Richtlinien bleibt jedoch nach wie vor unbekannt. Näheren Auf- 
schluß hätte man wohl aus der ım letzten Absatz genannten Anlage über 
die »Forderungen der sudetendeutschen Partei an die tschechoslowaki- 
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Adolf HırLer und Kon- 
rad Henteiın am 1. Ok- 
tober 1938 auf einem 
Bahnhof in Berlin, 
also drei Tage nach 
der Münchener Kon- 
ferenz. 
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sche Regierung« entnehmen können. Diese Anlage lag jedoch entgegen 
dem ausdrücklichen \Vortlaut nicht bei und ist bisher auch sonst nir- 
gendwo aufgetaucht, so daß wir weiterhin im dunkeln tappen. Die Her- 
ausgeber der Akten glauben demgegenüber, die zuvor erörterte Vortrags- 
notiz als Richtlinieninhalt annehmen zu können.° Der Verweis geht jedoch 
ins Leere, da dieses Dokument, abgesehen von seiner Fragwürdigkeit, 
nirgendwo als Anlage ausgewiesen ist. 


Es ist nicht anzuneh- 


men, daß Henueın die 
Anweisung erhielt, 
»unerfüllbare Bedin- 
bungen« zu stellen. 
Der Reichskanzler 
wollte vielmehr ab- 
warten und die Dinge 
reifen lassen, bis von 
den Verbündeten 
Prags keine Gefahr 
mehr drohte. Die Ent- 
wicklung bis zur Mün- 
chener Konferenz, die 
übrigens in einer »ein- 
trächtigen, entspann- 
ten Runde« stattfand, 
gab ihm recht. 
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2. Im Kernstück des RIBBENTROP-Berichtes ist 
schließlich die Rede davon, ein »Maximalprogramm 
aufzustellen, das als letztes Ziel den Sudetendeutschen 
die volle Freiheitgewähre«. Diese Formulierung deckt 
‚ sich inhaltlich aber nicht mit den angeblich »unerfüll- 
baren Forderungen« HITLERs vom Vortage. Rufen wır 
| uns dazu zunächst noch einmal den im hiesigen Do- 
kument unter Ziff. 2 genannten Satz in Erinnerung, 
wonach es der sudetendeutschen Partei ausdrücklich 
überlassen bleiben sollte, diejenigen Forderungen zu 
stellen, deren Erfüllung sie zur Erlangung der von ih- 
nen gewünschten Freiheiten für notwendig erachte. 
HENLEIN hatte damals noch die Autonomie im Auge, 
und nicht die Überführung der Sudetendeutschen in 
das Reich.’ Maximalforderung wäre demnach die Au- 
tonomie gewesen, die ähnlich wie in der Schweiz zur 
»vollen Freiheit« der Sudetendeutschen geführt hätte, 
immer vorausgesetzt, die Tschechen hätten ehrlich 
mitgespielt. Diese Forderung wäre für BENESCH auch 
| nicht »unerfüllbar« gewesen, hatte er doch selbst, zu- 
nächst in Versailles, gegenüber den Siegermächten und 1920 gegenüber 
dem Ausschuß für die neuen Staaten, das Schweizer Muster protegiert.° 
Das alles war natürlich auch HITLER und RiBBENIROP bekannt. Tatsäch- 
lich verlangte HENLEI in seinem Karlsbader Programm Ende April 1938 
dann im wesentlichen Verbesserungen für die Sudetendeutschen, die auf 
Autonomie hinausliefen, aber nicht die Abtrennung von der Ischecho- 
slowakei.” Wenn BENESCH in seiner Blindheit und in völliger Verkennung 


° ADAP, ebenda, S. 163, Absatz 1, Anmerkung 1. 

7 Vgl. Dazu: Paul LamaTscH, Prager Tragödie, München 1964. 

® Dokumente zur sudetendeutschen Frage, hg. von Ernst NITINer, München 1967, S. 
63 u. 72 f. BENESCH im Januar 1919: »Das Regime würde ähnlich dem der Schweiz 
sein«. BENESCH im Mai 1920: »Die tschechoslowakische Regierung hat die Ab- 
sicht, aus der tschechoslowakischen Republik eine Art Schweiz zu machen.« 


° Ebenda, S. 193. 
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der Situation darauf nicht einging, ja im Gegenzug sogar die Teilmobili- 
sierung seiner Armee anordnete, so kann der deutschen oder sudeten- 
deutschen Seite dafür gewiß kein Vorwurf gemacht werden. 

Fassen wir zusammen: Die Vortragsnotiz ist als Dokument, wenn über- 
haupt, nur insoweit zu gebrauchen, soweit sie mit RıBBENTROPs Bericht 
übereinstimmt. Daraus ergibt sich: HıTLER schaltete sich von nun an ak- 
tiv in die sudetendeutschen Probleme ein, ohne selbst in Erscheinung 
treten zu wollen. Er gab HENLEIN Richtlinien kund, deren genauer In- 
halt bis heute nicht ermittelt werden konnte. Wie weit die Forderungen 
nach »völliger Freiheit« gehen sollten, blieb HEnLEın überlassen. Er sollte 
darüber hinaus für Ruhe unter den Sudetendeutschen sorgen, um die 
Lage nicht eskalieren zu lassen. »Unerfüllbare« Forderungen sind nicht 
ersichtlich. »Maximalforderungen« nach Autonomie waren vertretbar. Von 
seiten aller Beteiligten lag die Stoßrichtung der Besprechungen offenbar 
darin, BENESscH in die Enge zu treiben, ihn von seinem bisherigen Kurs 
abzubringen, um den bedrängten Sudetendeutschen ein unbeschwertes 
Leben zu ermöglichen. 


Dankwart Kluge 
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Adolf Hırıer auf der 
Fahrt nach dem 
durch deutsche Trup- 
pen besetzten Eger 
bei einer Imbiß-Pau- 
se auf der Straße zwi- 
schen Franzensbad 
und Eger am 3. Okto- 
ber 1938. Von rechts: 
General Wilhelm Keı- 
TEL, Konrad HENLEIN, 
Adolf Hırıer, General 
Walter von REICHENAU, 
Reichsführer-SS Hein- 
rich HiIMMLER und Ge- 
neral Heinz GuDeRIAN. 
Foto: Bundesarchiv. 
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Beneschs Vertreibungspläne von 1938 bis 1945 


Nach dem Zweiten Weltkrieg behauptete BEnEscH dreist und von den 
Alliierten, ja selbst von deutschen Politikern und »Gutmenschen« aller 
Art unwidersprochen, daß die Sudetendeutschen aufgrund ihrer Verbre- 
chen während der NS-Zeit zu Recht aus der CSR »abgeschoben« («Ab- 
schub«!) wurden, daß sie an ihrem Schicksal also selbst die Schuld trü- 
gen. So heißt es beispielsweise in dem Schulbuch Geschichte für Bayern, 
Erinnern und Urteilen des Stuttgarter Klett-Verlags:' »Die Vertreibung war 
die Rache der Sieger. Es gab ca. über 100.000 Tote.« 

Das aber entspricht nicht den brutalen Tatsachen. Der nach 1919 über 
zwei Jahrzehnte währende Widerstand gegen die Anerkennung der Deut- 
schen in der CSR als gleichberechtigtes Volk gipfelte in der Absicht, sie 
zu liquidieren. Bereits 1919 gehörte die Vertreibung zu den verschiede- 
nen Optionen, wie Josef L. STEHULE in einer noch vor den Pariser Frie- 
densverhandlungen erschienenen Abhandlung? in aller Offenheit ver- 
kündete: »Wenn dieser [Verdrängungs]Prozeß nicht schnell genug 
vonstatten geht, schreiten wir zur Aussiedlung des deutschen Elements. . .« 

Nachdem BEnEscH 1938 mit seinem Assimilierungsplan gescheitert 
war, hoffte er auf einen großen Krieg, denn ein Weltkrieg war für ihn, 
wie das Foreign Office bereits im März 1938 feststellte, die einzige Hoff- 
nung auf die tschechische Vorherrschaft in Böhmen und Mähren sowie 
in der Slowakei.” Aus diesem Grund reiste BENESCH im März 1938 nach 
Paris, wo er Gespräche mit einflußreichen Persönlichkeiten führte, haupt- 
sächlich mit dem bis 11. April 1938 amtierenden Ministerpräsidenten 
Leon BLum, mit Paul Rı:vnauD, Pierre CoT, Edouard Hi:RRIOT und Ge- 
neral Maurice GAMELIN. 

Bereits wenige Wochen nach Abschluß des Münchener Abkommens 
führte BENESCH im Dezember 1938 mit seinem politischen Berater Hu- 
bert Rırka dokumentarisch belegte Gespräche über die Planung einer 
zukünftigen Vertreibung von rund einer Million Sudetendeutscher. 


Jaromir NeEcas. Im September 1938 hatte BEnEscı über 
seinen Minister NEcas einen Geheimbrief nach Paris über- 
bringen lassen. Mit diesem Geheimbrief wollte BENEScH 
verhindern, daß sich Paris und London für eine Volksa- 
stimmung entscheiden. Siehe: Rolf KosiEk u. Olaf Rose 
(Hg.), Der Große Wendig, Bd. 1, Grabert, Tübingen °2011, 
S. 562. BENEscHs Plan: Teilabtretung bei gleichzeitiger 
Massenvertreibung. 
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Dazu erklärte Dr. Ivo DucHAEK am 8. März 1946 in der vorläufigen 
tschechischen Nationalversammlung unter anderem: »Die Volkspartei 
betrachtet den Abschub POdsund) der Deutschen als einen wirklichen 
historischen Erfolg. . . Es lag uns daran, die Deutschen möglichst schnell 
loszuwerden. ... 

Gestatten Sie mir, bei dieser Gelegenheit einen Politiker, der neben 
Präsident BEnEscH und Monsignore [Prof. Dr. Jan] SRAMEK* an diesem 
Abschubplan bedeutungsvoll teilnahm, zu erwähnen. Es ist Herr Mini- 
ster Dr. Rıpka (Beifall). Seit Herbst 1938 war ich sein naher Mitarbei- 
ter... RıpkA arbeitete am Abschub der Deutschen und hielt den Krieg, 
der soeben ausbrach, für eine wirklich historische Gelegenheit, unsere 
Länder von dem perfiden deutschen Ballast zu reinigen. Alle Teile der 
Nationalen Front waren mit dieser Linie am Ende des Jahres 1943 voll- Jan SRAMEK. 
kommen einverstanden, und deshalb ist der Abschub der Deutschen 
zuletzt der Erfolg der gemeinsamen Bestrebungen aller Teile und Partei- 
en der Nationalen Front.« 

Nach Mitteilung von Dr. Rıpka fand die erste »ernsthafte« Diskussion 
der »Abschubpläne« zwischen ihm und Dr. BEnEscH im Dezember 1938 
in London statt. 

Bereits 1940 entstand im tschechischen Exil ein entsetzlicher Pogrom- 
Plan. Der tschechoslowakische Attache für Militär- und Luftstreitkräfte, 
Oberstleutnant Josef KALLa, schrieb in seinem Memorandum vom Ja- 
nuar 1940, es sei »vonnöten, daß im Sudetenland viel Blut fließt, und 


zwar aus zwei Gründen: Hubert Rıpka, 

a) damit sich die Deutschen auf viele Generationen merken, welche in London Staats- 
Folgen ihre Sünde hatte, mit der sie sich an der Tschechoslowakei und _sekretär im Außen- 
an Europa schuldig gemacht haben, indem sie den Krieg verursachten. ministeniiangon 


BeneschHs Exilregie- 


Die Greuel müssen so groß sein, daß sie die Sudetendeutschen noch Br 


Jahrzehnte lang erschrecken, 
b) damit die deutsche Minderheit dezimiert wird«. 


In einer Rede vor der »Royal Society« wies BENESCH am 22. Januar 1940 
auf die Möglichkeit eines Bevölkerungsaustausches hin, mit dem die tsche- 
chischen Minderheitenprobleme gelöst werden könnten. Am 8. März 
und 4. April 1940 griff er in Oxford dieses Thema erneut auf, wobei er 


* Monsignore Prof. Dr. Jan SrÄMER (1870-1956), seit 1919 Vorsitzender der 
(christlichen) Volkspartei in der CSR, zwischen 1919 und 1938 mehrmals Mini- 
ster und 1928 stellvertretender Ministerpräsident, von 1939 bis April 1945 Mi- 
nisterpräsident der Exilregierung in London, danach einer der Stellvertreter 
des Ministerpräsidenten der CSR. 

° Elisabeth WIsKEMANN, Germany5 Eastern Neighbours, London 1956, S. 62. 

© Detlef BRanDEs, Der Weg zur Vertreibung, München 2001, S. 41. 
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eine begrenzte Umsiedlung von Sudetendeutschen und Grenzberichti- 

gungen vorschlug. In beiden Fällen wurde die Veranstaltung vom »Royal 

Institute of International Affairs< (R.1.1.A.)’ organisiert und finanziert. 
Obwohl die britische Regierung feierlich erklärt hatte, daß sie niemals 

Massenvergeltungen gegen ganze Bevölkerungen zustimmen werde, be- 

auftragte sie den von ihr 1939 aufgebauten »Foreign Research and Press 

Service (ER.P-S.) mit der Prüfung einer ethnischen Säuberung der Tsche- 

chei von Sudetendeutschen. Zum FR.PS.-Stab gehörten viele der be- 

sten britischen Fachleute für europäische und internationale Angelegen- 

heiten, nicht zuletzt der Deutschenhasser Robert SE(A)TON-WATSON. 
Im Auftrag des FR.PS. fertigte John David MABBOTT im Mai 1940 ein 

Memorandum an zum Thema »Die Umsiedlung von Minderheiten«. Dar- 

in kam er zu dem Schluß, daß Bevölkerungsumsiedlungen, wie früher 

bewiesen, tatsächlich möglich seien. Daraus folgerte er, daß diese die 

beste Lösung der tschechoslowakischen Minderheitenprobleme seien. 

Die Ausführungen MABBOTTs sind in folgende Abschnitte unterteilt: 

— Vier Wege des Umganges mit Minoritäten; 

— Notwendigkeit einer radikalen Trennung der Nationalitäten in Zen- 
traleuropa; 

— Abtrennung von Gebieten; 

— Bevölkerungsumsiedlung; 

— Beachtung der Transfer-Konventionen; 

— Internationale Beteiligung und Unterstützung; 

— Befreiung von der Umsiedlung; 

— Das Gebiet der verbleibenden Minderheiten; 

— Bevölkerungsumsiedlungen als ein Faktor zur Lösung der größten 
politischen Probleme ım Nachkriegseuropa. 


Anfang 1941 — diesesmal also nach Kriegsbeginn, jedoch noch vor Be- 
ginn des Rußlandfeldzuges — hat Eduard BEnEscıı den Austreibungs- 
plan mit seinen Mitarbeitern offiziell behandelt.‘ Nunmehr diskutierte 
die tschechische Exilregierung unter BENESCH in London offen über die 
geplante Vertreibung. Im Januar 1942 legte er ein Memorandum zur Frage 
der tschechoslowakischen Grenze vor.’ Darin bestand er auf den Gren- 
zen vor »München«, weigerte sich jedoch, »einen Staat mit neuen Gesetzen 
zu bilden: einen Staat der Tschechen, Deutschen und Slowaken«. Er ver- 
trat die Ansicht, »daß diese Lösung nach dem Kriege überhaupt nicht 
durchzusetzen sei und daß sich kein tschechoslowakischer Polisiker bei 
der Mehrheit des tschechischen Volkes mit einer solchen politischen Ori- 
enserung nach diesem Kriege anfreunden kann«. 

Dagegen forderte er: 
— den Austausch eines Gebietes mit 600-700 000 Deutschen, 
— einen »Transfer« von 1200000 bis 1400000 Deutschen, 
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— eine Aussiedlung von 300000 bis 400000 Menschen, die sich wäh- 
rend des Krieges in Schuld verstrickt haben — samt deren unschuldi- 
gen Angehörigen, 

— bis 1600000 Deutsche dürften in der Tschechoslowakei bleiben. 


»Falls diese Lösung nicht angenommen würde, müßte eine »Reszitutio sta- 
Zus quo ante entstehen.« Darunter verstand er: »Das tschechoslowakische 
Volk kann nicht und niemals die Grundsätze der Selbstbestimmung von 
drei Millionen Deutschen, so formuliert, ausgelegt und geltend Ss 
annehmen, wie es schon auf der erh Renee [1919] und 
zwanzig Jahre danach war.« Das gilt, zumal die Deutschen »wauf einem 
Gebiet leben, ohne das unser Volk nicht leben kann«.'® 

In den Archiven der ‚Hoover Institution on War, Revolution and Pea- 
ce at Stanford University« fand sich im TaBorskY''-Nachlaß eine maschi- 
nengeschriebene Kopie eines Dokuments mit gleichem Inhalt wie bei 
MABBOTT, aber mit einer anderen Überschrift: »Minority Regimes and 
the Transfer of Populations in Central Europe after this War«. (Minder- 
heiten-Regierungen und Bevölkerungstransfer in Mitteleuropa nach die- 
sem Krieg) 

Das Dokument, wahrscheinlich 1942 entstanden, ist von keinem Au- 
tor unterzeichnet. Anhand der Randbemerkungen könnte es aber identi- 
fiziert werden. Es war wahrscheinlich jene Denkschrift, deren Inhalt BE- 
NESCH am 14. Dezember 1943 in Moskau dem Außenminister MOLOTOW 
übergab. Dabei bezeichnete er sie als einen »ersten Entwurf der funda- 
mentalen Grundsätze der Umsiedlung«, die er in Betracht ziehe, »eine 


radikale Lösung, deren Verwirklichung mich sehr glücklich machen wür- 
de«.'? 


2 Adolf Worr ((in: www.sudetendeutsche-in-hessen. de/heimatpolitik_ 

vergangenheit. html) führt in diesem Zusammenhang eine Äußerung von Karel 
Lisicky, einem diplomatischen Mitarbeiter des Außenministeriums der tsche- 
een Exil-Regierung in London: »Darüber, wie die tschechoslowakische 
Regierung das Problem der deutschen Minderheit zu lösen beabsichtigt, hat sie 
den Großmächten ein umfangreiches Sondermemorandum vorgelegt, um ihre 
Kapitulationsforderungen zu belegen. Soweit es die Arithmetik der deutschen 
Minderheit betrifft, wurde dort die Zahl von 3200000 unserer Deutschen, laut 
Volkszählung aus dem Jahre 1930, folgendermaßen disponiert: etwa eine Viertel 
Millionen muß man auf Kriegsverluste rechnen, und ca. eine halbe Millionen 
bedeutender Henlein-Leute wird aus der Tschechoslowakei flüchten. So kom- 
men wir zu der Zahl von nicht ganz zweieinhalb Millionen, wovon man etwas 
über 1 600.000 durch einen organisierten Transfer wird aussiedeln müssen. ... Es 
werden 800000 Deutsche übrig bleiben, diesen werden wir erlauben, bei uns zu 
bleiben, sie werden aber ihre bisherigen Minderheitenrechte verlieren und für 
eine Verschmelzung mit den Tschechen ın einen Nationalkomplex besammt sein.« 
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Er deutete an, daß er das Umsiedlungsproblem bereits mit STALIN er- 
örtert habe, der dem Plan und dem Konzept zugestimmt habe. Er be- 
zeichnete »unsere Deutschen« als die schlimmsten Kriegsverbrecher, die 
strengste Bestrafung verdienten. Er bat MOLOTOw, seinen Umsiedlungs- 
plan zu prüfen und ihn wissen zu lassen, was er davon halte. MoLOTow 
wagte keinen Einwand gegen BENnESscHs Pläne, da STaLın schon zuge- 
stimmt hatte. Wenige Tage später, am 21. Dezember 1943, sagte BE- 
NESCH in einer Botschaft an das tschechische Volk im Moskauer Rund- 
funk: »Die Sowjetunion wünscht aufrichtig eine starke und gefestigte 
tschechoslowakische Republik, national so einheitlich wie möglich. . .« 

Territoriale und kollektive Rechte der Deutschen auf Selbstbestim- 
mung und Verhandlungen darüber lehnte BENESCH strikt ab.” Als er, 
ohne dazu berechtigt oder legitimiert'* zu sein, danach das Münchener 
Abkommen aufkündigte, annullierte die britische Regierung ihrerseits 
dieses einseitig am 5. August 1942, »ausdrücklich mit der Zustimmung 
zum Grundsatz des Transfers der Deutschen aus Ostmitteleuropa«. 

Am 4. Juni 1942 erklärte der sowjetische Gesandte in London BoGo- 
MOLOV dem BENESCH-Vertreter RıpkA, daß die sowjetische Regierung sich 
für die »völlige Restaurierung der Tschechoslowakei in ihren vormün- 
chener Grenzen« einsetze. 

Was die Tschechen mit den Sudetendeutschen vorhätten, sei ihre Sa- 
che. RıpkA antwortete, er erwartete allerdings von Moskau eine Unter- 
stützung bei der Reduktion der Sudetendeutschen in der CSR »auf ein 
Minimum. Daraufhin BoGoMoLov: „Wir werden doch nicht fordern, daß 
Rußland irgendeine Million unserer Deutschen übernehme. Darauf ich 
wieder scherzhaft, daß ich hoffe, daß die große Sowjetunion sie ruhig 
verdauen würde, doch darum gehe es nicht; daß die Sudetendeutschen 
ruhig nach Deutschland gehen können, dessen Bevölkerungszahl durch 
jene Verluste beträchtlich verringert werde, für die die sowjetischen Trup- 
pen an der Front gesorgt haben und weiter sorgen.« Dann erwähnte Bo- 
GOMOLOV den Scherz des Präsidenten, daß die Sudetendeutschen irgend- 
wohin nach Sibirien gehen könnten. Danach erklärte ich BOGOMOLOV, 
daß wir die Sache nicht aus einem nationalen oder nationalistischen Ge- 
sichtspunkt sehen, daß wir uns ein für allemal von jenen sozialen Schich- 
ten der Deutschböhmen befreien wollen, die seit dem vergangenen Jahr- 
hundert bis HITLER Träger des Pangermanismus gewesen sind, was 
bedeutet, daß die gesamte Bourgoisie, die deutsche Intelligenz, ein be- 
trächtlicher Teil der nationalistischen deutschen Bauern, aber auch ein 
bestimmter Teil der dem Nazismus verfallenen deutschen Arbeiter raus 
muß.«' 

Dem stimmte BOGOMOLOV zu. Am 9. Juni bestätigte Außenkommis- 
sar MoLoTow, daß Moskau für die Restitution der CSR in den histori- 
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schen Grenzen eintrete. Von einer Vertreibung war allerdings noch nicht 
die Rede. 

BENESCH hatte bei seinem Besuch bei RoosEvELT am 12. Mai 1943 
diesem vorgeschwindelt, daß er sozusagen die Zustimmung der Russen 
zu diesem Vorhaben bereits in der Tasche habe. Nach seiner Rückkehr 
behauptete er dann, ROOSEVELT stimme mit seinen Auffassungen über- 
ein, und daß dieser »mir schon damals seine volle Zustimmung zur Durch- 
führung des Transfers einer größtmöglichen Zahl unserer Deutschen 
gab«.” 

Siebzehn Tage später, also am 29. Mai 1943, führte Rırka ein Ge- 
spräch mit dem Sowjetgesandten BOGOMOLOVv. Am 6. Juni telegraphierte 
RıpkA, daß BOGOMOLOV die Zustimmung Moskaus angedeutet habe. Erst 
bei einem Treffen BENESCHs mit MOLOTOW in der Zeit vom 6. bis 10. 
Juni 1943 einigten sich beide über die Vertreibung von Deutschen. Jaro- 
mir SMUTNY zitierte aus dem Gespräch:'? »Wir haben drei Millionen von 
ihnen, und das ist zuviel. Eine Million von ihnen muß hinausgejagt wer- 
den. MOLOTOW stimmte zu.« 

Im Sommer 1943 benutzte BENESCH in seinem Tagebuch ın der Frage 
nach dem Schicksal der Sudetendeutschen die verbrecherisch klingende 
Formulierung von der »final solution«, von der »Endlösung«. Ein Be- 
griff, der in bezug auf die Judenfrage in Deutschland als »Ermordung« 
interpretiert wird. Am 8. Oktober 1943 beschloß das britische Kabinett 
die Vertreibung von bis zu fünf Millionen Ostdeutschen und von bis zu 
1,5 Millionen Sudetendeutschen, allerdings ohne die des Egerlandes.!” 

Am 8. Oktober 1943 beschloß das britische Kabinett die » Abtretung 
Ostpreußens, Danzigs und Oberschlesiens von Deutschland, die Ver- 
treibung von drei bis fünf Millionen Ostdeutscher und 1 bis 1,5 Millio- 
nen Sudetendeutscher, allerdings ohne die des Egerlandes«.” 

Am 3. Februar 1944 kündigte BENESCH im Londoner Rundfunk an, 
Böhmen und Mähren würden nach Kriegsende der Schauplatz »eines 
gewaltigen Aufstandes sein«, das werde »eine große Volksrache an Deut- 
schen und Faschisten bedeuten, deren Ende blutig und erbarmungslos 
sein werde«. 

Im Mai 1944 schrieb Jaroslav Cisay, der Direktor der Studienabteilung 
des Außenministeriums in London, in seinem »Entwurf zur Lösung der 
Minderheitenfrage in der Tschechoslowakei«, daß die Minderheitenfrage 
»weder durch die Beibehaltung des Minderheitenschutzes noch durch 
deren Beseitigung« gelöst werden solle und daß die Lösung des Pro- 
blems »in der Beseitigung seiner Ursache, d. h. in der Beseitigung der Min- 
derheit« [im Original hervorgehoben] zu suchen sei. 

Im August 1944 erklärte Cisay in dem Dokument »Der Standpunkt 
der Tschechoslowakischen Regierung zur Lösung des Problems der Min- 
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derheiten«, was die Regierung zur Lösung »berechtigen würde«. Sie sei 
der Meinung, »daß ihr die Handlungsfreiheit erhalten bleiben muß, mit 
der deutschen Minderheit so umzugehen, wie sie es für das Passendste 
und für die Durchführung Bestmögliche im Interesse der eigenen Si- 
cherheit und des internationalen Friedens hält, auch wenn sie zur An- 
sicht kommt, daß es nötig ist, den totalen Transfer der ganzen deutschen 
Minderheit einzuleiten«.”' 

Das folgende Dokument aus der tschechoslowakisch-slowakischen 
Korrespondenz beweist eindeutig das geplante Verbrechen einer gewalt- 
samen Vertreibung, das eine internationale Lösung verhindern sollte: »Wir 
rechnen also mit der Möglichkeit des Transfers unserer deutschen Be- 
völkerung. . . Es ist notwendig, daß wir viel selbst erledigen sofort in den 
ersten Tagen der Befreiung, damit möglichst viele aller schuldigen Nazis 
vor uns fliehen aus Angst vor der Bürgerrevolte gegen sie in den ersten 
Tagen der Revolution, und damit möglichst viele derjenigen, die sich als 
Nazis verteidigen und Widerstand leisten werden, von der Revolution 
erschlagen würden. Denkt immer daran, und darauf muß die ganze Na- 
tion vorbereitet werden.«” 

Hans Meiser 


DRITTES REICH 


Konzentrationslager in der CSR 1938 


Überprüft man die gesamte Literatur, die sich mit der Vorkriegszeit be- 
faßt, so wird nur über Konzentrationslager in der Sowjetunion und im 
Deutschen Reich berichtet. In Dachau, Buchenwald und anderen Lager- 
stätten werden Jahr für Jahr deutschen Schulklassen diese »Lager der 
Schande« vorgeführt. Daß es schon in der einsamen »Insel der Demokra- 
tie« CSR seit 1919 eine Deutschenhatz gegeben hatte, die 1938 in der 
Internierung von rund 20000 Sudetendeutschen in Konzentrationsla- 
gern gipfelte, wurde von den Tschechen und Antifaschisten lange ener- 
gisch bestritten und wird bis heute in den Medien und Schulbüchern 
unterschlagen. Auch von den über 1200 KZ-Lagern in der Tschechei 
nach 1945 sollen deutsche Schüler nichts wissen. 

Als 1938 die soziale, politische und wirtschaftliche Lage der Sudeten- 
deutschen sich zunehmend verschlechterte, versuchte die Prager Oligar- 
chie unter BENESCH, sie mit harter Hand zu unterdrücken und einzu- 
schüchtern. Inzwischen hatte sie Schwarze Listen anfertigen lassen, mit 
denen sie nun eine Verhaftungswelle in Gang setzte. Etwa 30 000 Sude- 
tendeutsche waren aber längst ins Deutsche Reich geflüchtet und ent- 
gingen so der Verhaftung. Ebenso viele waren ins Innere der Tschechei 
geflohen. Unter letzteren befanden sich auch viele HITLER-Gegner. Ih- 
nen allen wurde unterschiedslos eine schlechte Behandlung zuteil. Die 
Ereignisse von 1945 warfen hier ihre Schatten voraus. 

Unterdessen mußten die tschechischen Geheimpolizisten mit den 
Schwarzen Listen feststellen, daß die meisten Gesuchten nicht mehr an- 
zutreffen waren. Um dennoch auf die geforderte Anzahl von Verhafte- 
ten zu kommen, holte man wahllos zufällig Anwesende von der Straße 
und aus den Häusern. Reinhard PozornY berichtete darüber: 

»In Jägerndorf sollten 80 [Deutsche] verhaftet werden, man fand gan- 
ze 14; in Troppau 250, etwa 40 waren greifbar; in Freudenthal gelang es 
nur, 22 statt 60 zu erwischen; in Mährisch-Ostrau statt 100 nur 20! Für 
den Ortsleiter der Partei, der sich natürlich versteckt hatte, holten sie im 
genannten Jägerndorf einen 16jährigen Jungen von der Straße, den die 
Mutter auf den Burgberg um Milch geschickt hatte. Der Friseur von der 
Olbersdorfer Straße, der gerade den Rolladen seines Geschäftes hoch- 
zog, wurde gebeten, für einen kurzen Moment mitzukommen, und als 
dies alles zu langsam ging, füllte man das Soll so auf, daß man einfach 
alles von der Straße holte, was Hosen trug und deutsch antwortete. Die- 
seim ganzen Staatsgebiet durchgeführte Aktion betraf annähernd 20 000 
Sudetendeutsche.«' 
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Konzentrationslager in der CSR 1938 
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Ein Plakat der tschechoslowakischen 
Regierung, das im September 1938 von 
Mauern und Säulen drohte. 


Reinhard Pozorny meint zu den beiden (oben und unten) aus seinem Buch stam- 
menden Bildern: »Konnte die Flucht dieser Menschen ein glaubwürdiger Beweis 
dafür sein, daß es in der Tschechoslowakei bis 1938 »rechsstaatsgemäß« oder »de- 
mokratisch« zuging?« 
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Konzentrationslager in der CSR 1938 


An der tagelangen Verhaftungswelle beteiligte sich in Sidmähren auch 
das Militär. Den Verhafteten wurde es verwehrt, sich von ihren Familien 
zu verabschieden oder etwas mitzunehmen. In den örtlichen Polizei- 
stationen wurden sie durchsucht, meistens auch geschlagen, wobei viele 
zu Tode geprügelt wurden. Die Überlebenden wurden dann mit Lastwa- 
gen ins Innere des Landes verschleppt. In den meisten Fällen handelte 
es sich um kleine Leute, die politisch nie in Erscheinung getreten waren. 
Wie es in diesen Lagern dann zuging, davon berichtete POZoRNY aus 
eigenem Erlebnis: 

»Obwohl es in Böhmen auch eine Reihe solcher Lager gab, wie Kart- 
haus, Leitmeritz, Neubistritz und Pardubitz, befanden sich aus strategi- 
schen Gründen die größten in Mähren, im Raume Olmütz, Prerau und 
Proßnitz. Das größte befand sich in Stefanau. Hier waren zeitweilig 5000 
Menschen zusammengepfercht in einer ehemaligen Zuckerfabrik und in 
den Anlagen einer aufgelassenen Maschinenfabrik. Zelatowitz und Zbo- 
ritz waren die weiteren Stätten menschlichen Elends, wohin Insassen aus 
Stefanau abtransportiert wurden. Bis zur Münchener Entscheidung ging 
es den »Internierten«, wie sie von den Tschechen offiziell bezeichnet wur- 
den, grauenvoll. Es gab keine Ärzte, fast keine Verpflegung, keine Schlaf- 
und Waschgelegenheiten, es gab einfach nichts. Wozu auch? Ein tsche- 
chischer Wachsoldat drosch mir in der zweiten Nacht die Brille auf die 
Erde und zertrampelte sie ungerührt. Sie schien ihm das Abzeichen ei- 
ner verruchten Gesinnung und Bildung zu sein. Sein Begleiter meinte 
zur Beunruhigung meines Zentralnervensystems: »Laßt sie liegen, die 
brauchst Du eh nicht mehr 

Als sie uns auf der Verladerampe der Stefanauer Fabrik zusammenge- 
trieben hatten, Professor Rudolf KLIMEK aus Freiwaldau neben mir tau- 
melte, weil ein kräftiger Wachsoldat seinen Spaß daran fand, ihn immer 
in den Bauch zu kicken, da hielt ein tschechischer Offizier an die rund 
500 Neuankömmlinge eine Art Begrüßungsansprache: »Ihr seid unsere 
Geiseln«, so betonte er genießerisch, »so der Adolf HrILER Krieg macht, 
dann werdet ihr erschossen. Wie die deutschen Soldaten über die Gren- 
ze gehen, legen wir Euch um. 

Es war ein ständiges Kommen und Gehen, Tag und Nacht, zwischen 
den Männern und Frauen, denen auch damals keine Demütigung erspart 
geblieben ist... In der großen Maschinenhalle lagen etwa tausend Men- 
schen auf dem nackten Betonboden. Es mußte absolute Stille herrschen, 
und wenn aus irgendeinem Eck ein unterdrücktes Flüstern oder Stöh- 
nen drang, dann bahnte sich eine Meute tschechischer Soldaten mit den 
Kolben den Weg hin, und es wurde grabesstille. Von drei Seiten her droh- 
ten durchgeladene Läufe von Maschinengewehren, hinter denen Tag und 
Nacht die dazugehörenden Soldaten hockten. So gefährlich waren wir. .. 
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Konzentrationslager in der CSR 1938 


Die Tschechen waren zu allem entschlossen. Unser Tod war für sie 
beschlossene Sache, sie hielten ihn für richtig, und das Wort: Bez pardo- 
nu (ohne Pardon) half ihnen über alle menschlichen Regungen hinweg, 
deren ihre Herzen in jenen Stunden vielleicht noch fähig waren. Sie koch- 
ten vor Wut. In ihren Augen glomm ein unheimliches, gefährliches Feu- 
er... Dieses Feuer in den Augen der meisten Tschechen war wieder da, 
als der Rotarmist [1945] an die Pforten der Beskiden pochte und sich am 
Kamm des Riesengebirges vorbeischob, während der Ami in Westdeutsch- 
land eine Stadt nach der anderen nahm. Wer die gleichen Tschechen 
1938 beobachtet hat, dem war das, was 1945 kam, keine Überraschung.« 

Als am 30. September 1938 die Würfel in München fielen, besserte 
sich die Lage der Internierten und die Verpflegung schlagartig. Arzte 
und Priester durften die Lager betreten und helfen. Fast alle Insassen 
hatten sich damals gewünscht, daß die deutsche Wehrmacht ihrem Elend 
ein Ende setzt, auch unter dem Gesichtspunkt, daß sie deren Eintreffen 
mit dem eigenen Leben bezahlen mußten. Erst später erfuhren sie, daß 
deutsche Flugzeuge Flugblätter abgeworfen hatten, die den Tschechen 
Vergeltung androhten: »Für jeden ermordeten deutschen Lagerinsassen 
werden zehn Tschechen erschossen.« 

Die deutschen Behörden hatten als Gegenaktion viele Tschechen fest- 
genommen und die sofortige Entlassung der internierten Sudetendeut- 
schen gefordert. Trotz des glücklichen Ausganges der Internierung bleibt 
die für sich sprechende Tatsache, daß die Regierung allen Ernstes die 
Ermordung von 20000 Sudetendeutschen vorbereitet und geplant hat- 
te. Sie hätte das Verbrechen auch durchgeführt, wenn. .. 

Daß in den ersten Tagen und Nächten der Verhaftungen mehr Sude- 
tendeutsche ums Leben kamen als Tschechen während der gesamten 
Zeit der Besetzung der CSR, sollte nicht vergessen werden. Die Deut- 
sche Regierung hat trotz Androhung die Ermordungen nicht mit Re- 
pressalien beantwortet. 

Hans Meiser 
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War SD-Chef Reinhard Heydrich 
jüdischer Abstammung? 


»Gegen Dummheit kämpfen Götter selbst vergebens, gegen Gerüchte 
ebenfalls.« Selbst Gerichte können diese nur wenig unterm Tisch halten, 
so zum Beispiel das Gerücht, der allmächtige Chef des Reichssicher- 
heitshauptamts Reinhard HEyDrıcı, Vorkämpfer und Verteidiger des ari- 
schen Rassegedankens, blicke auf eine jüdische Abstammung zurück. 
Diese Behauptung war damals geradezu ein Sakrileg, galt zumindest als 
Majestätsbeleidigung. Denn eine jüdische »Versippung« HEYDRIıcHs hätte 
sich zumindest auf sein Selbstverständnis und mithin auf sein Handeln 
auswirken müssen. HEYDRICH ist energisch und mit Erfolg vor Gericht 
gegen Verbreiter solcher Gerüchte vorgegangen. Genützt hat es nichts. 

Ursprung des Gerüchts ist in der Tatsache zu suchen, daß der junge 
HEyDRrich bei der Marine, die ihn 1931 wegen eines gebrochenen Ehe- 
versprechens unehrenhaft entlassen hatte, als »Isidor Süss« verspottet 
worden war, weil sein Vater Bruno HEYDRrıcH-Süss hieß. Dazu kam die 
inkriminierende Behauptung, Hr:vDrıch habe unter Mißbrauch seines 
Amtes die Spuren seiner Abstammung in Kirchenbüchern und Standes- 
amtsregistern systematisch tilgen lassen. 

Bereits 1932 erhielt der Gauleiter Rudolf JorDan Kenntnis von dem 
Gerücht und meldete es Gregor STRASSER, dem damaligen Reichsorgani- 
sationsleiter der NSDAP.' Daraufhin wurde JORDAN von dem obersten 
Parteigenealogen, Achim GERCKE, mitgeteilt, daß an den Gerüchten nichts 
Wahres sei. Zwar sei HEYDRICHs Großmutter in zweiter Ehe mit dem 
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erschossen. 


Reinhard Hevorich. Er 
starb am 4. Juni 1942 
an den Folgen eines 
Attentats in Prag. 
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War SD-Chef Reinhard Heydrich jüdischer Abstammung? 


Schlosser Gustav Robert Süss verheiratet gewesen. Zu HEYDRICHSs Stief- 
großvater könne es aber keine Blutsverbindung geben. Außerdem sei 
auch Süss trotz seines jüdisch klingenden Namens rein »arischer« Ab- 
stammung. 

Damit wäre die Sache eigentlich erledigt gewesen, wäre die Legende 
nach 1945 nicht von Autoren zu publikumswirksamen biographischen 
und interpretatorischen Zwecken erneut aufgegriffen worden. Das ist 
sogar in Werken geschehen, die als hoch verdienstvoll gelten, wie zum 
Beispiel in dem angeblich klarsichtigen Buch des Publizisten Joachim 
Fest, Das Gesicht des Dritten Reiches,” in dem er schreibt: 

»Die Härte und Ungerührtheit, die ihn auszeichneten, waren weniger, 
wie das verbreitete Klischee seiner Erscheinung es will, im Hang zu sadi- 
stischer Grausamkeit begründet, sondern vielmehr die manierierte Ge- 
wissenlosigkeit eines Mannes, der seine Unbefangenheit dem Leben ge- 
genüber eingebüßt hatte; denn Reinhard Tristan Eugen Hı:yDrıch war 
mit einem untilgbaren Makel behaftet und im Zustand der »Todsünde;, 
der ihn schwermütig machte; er hatte jüdische Vorfahren. Zwar hatte er 
alle Beweisstücke zu beseitigen versucht. . .« 

Aber, heißt es weiter zusammengefaßt bei FEST, Antrieb und Dyna- 
mik seines Machthandelns speisten sich nicht zuletzt aus einem Selbst- 
haß wegen besagter Herkunft. Damit ist die Theorie wieder in sich stim- 
mig. Der »Bruch« in HEYDrIcHs Wesen ist damit zwar psychologisch 
perfekt, aber falsch erklärt. 

Der israelische Historiker Shlomo AroNso? hatte schon 1967 bewie- 
sen, daß HEYDRICHs »Ariernachweis lückenlos bis ins 18. Jahrhundert 
reicht. 

Bei der nächsten Auflage seines Buches kennt FEST natürlich ARON- 
sons Ergebnisse. Obwohl er diesem »Überzeugungskraft« nicht abspricht, 
bleibt er unbeeindruckt. Denn es sei weiterhin möglich, daß Hı:yprich 
»keine Sicherheit über seinen Abstammungshintergrund besaß«. 

Selbst wenn er »jüdischen Bluteinschlag« auch nur für möglich gehal- 
ten hätte, sei HEYDRICH davon und von den erwähnten Hänseleien in der 
Jugend verquer geprägt worden. 

Nachforschungen der jungen Ingenieurin Karen FLacHowsky* haben 
im Jahre 2000 Aronsons Ergebnisse bestätigt und außerdem noch be- 
wiesen, daß HEYDRICH keine Spurentilgung versucht hatte. Wozu auch! 
Damit ist der Psychothriller des Autors Joachim FEsT endgültig obsolet 
— und alle Gerüchte obendrein. 


Hans Meiser 
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Münchener Abkommens 1938 


Nach ihrer Ankündigung vom 17. September 1990' hat die Premiermi- 
nisterin von Großbritannien, Margret THATCHER, sich bei ihrem Pragbe- 
such am folgenden Tag im CSFR-Bundesparlament in Prag für die briti- 
sche Beteiligung am Münchner Abkommen vom Ende September 1938 
entschuldigt. Sie erklärte dabei unter anderem: »Wir haben Euch 1938 
enttäuscht. Dafür schämen wir uns.« 

Dazu hätte sie aber keinen Grund gehabt. Denn das Münchener Ab- 
kommen bedeutete für die 3,5 Millionen Sudetendeutschen nach zwei 
Jahrzehnten der Unterdrückung endlich die Verwirklichung des Selbst- 
bestimmungsrechtes und gab ihnen die Freiheit mit dem Anschluß an 


ihr Volk wieder. Zu Recht hatte ihr damaliger Vorgänger, der 1938 am- 


! Frankfurter Allge- 
meine Zeitung, 19. 9. 
1990. 


?® „England cannot 
make a war, becau- 
se 3,5 million 
Germans do not 
want to remain 
Czechs.« Zitiert 
von Ferdinand 
Otto MIıkscHE, in: 
ebenda. 


tierende britische Regierungschef Neville CHAMBER- 
LAIN, in seiner Rede vordem Londoner Unterhaus nach 
der Rückkehr aus München zu dem Abkommen er- 


klärt: »England kann keinen Krieg machen, weil 3,5 | 


Millionen Deutsche keine Tschechen bleiben wollen.« 
Zudem war das Münchener Abkommen völker- 


rechtlich unanfechtbar zustande gekommen. Auch die | 
Prager Regierung hatte schon Tage vorher ihr Einver- | 
ständnis gegeben: Eigentlich war die Abtretung des Su- | 


detenlandes ohne deutsche Beteiligung schon zustande 
gekommen, als am 19. September 1938 London und 
Paris Prag dazu aufforderten und die tschechoslowaki- 
sche Regierung dem am 21 September 1938 zusaumm- 


te. Das Abkommen vom 29./30. September setzte bloß 


die Einzelheiten der Abtretung fest.” Ein politischer 
Druck auf die Tschechoslowakei war nur ähnlich wie 
bei anderen völkerrechtlichen Verträgen erfolgt. 

Für das Einverständnis zu dem Menschlichkeitsver- 
brechen der Vertreibung der Millionen Ostdeutscher aus 
ihrer Heimat auf der Konferenz von Jalta wie in Pots- 
dam 1945 sowie für die Mittäterschaft hat sich London 
dagegen bezeichnenderweise noch nicht entschuldigt. 

Anders hat sich Frankreich verhalten, das auch am 
Münchener Abkommen und an seiner Vorgeschichte 
beteiligt war. Bisher hat sich eine französische Regie- 
rung noch nicht für die Teilnahme am Münchener 
Abkommen öffentlich entschuldigt oder es für ungül- 
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HıTLer und CHamBERLAIN am 15. September 
1938, also zwei Wochen vor der Unter- 
zeichnung des Münchener Abkommens, in 
Bad Godesberg. Die Kompromißbereit- 
schaft des britischen Premiers zum damali- 
gen Zeitpunkt ist wohl darauf zurückzufüh- 
ren, daß England noch nicht soweit war für 
einen Krieg. Nach München wurden die 
Rüstungsanstrengungen noch mehr ver- 
stärkt, so daß CHAMBERLAIN mit seiner Bir- 
mingham-Rede den Wandel der britischen 
Position offiziell verkünden konnte. 
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Neville CHAMBERLAIN 
bei seiner Rückkehr 
aus München. 


Im Foreign Office gab 
es noch im Frühjahr 
Männer wie Staatsse- 
kretär Alexander CaA- 
DoGAn, die nichts 
Schreckliches daran 
erblickten, daß die 
Sudetendeutschen — 
ähnlich, wie in Öster- 
reich geschehen - an 
das Mutterland ange- 
gliedert werden. 


Alexander CAapocan. 
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Briten entschuldigen sich wegen Münchener Abkommens 


tig erklärt. Im Jahre 1964 hat sich der 1938 amtierende französische Au- 
Benminister Georges BONNET, der letzte Überlebende aus dem Kreis der 
das Abkommen vorbereitenden Außenminister, klar zu dem Abkommen 
bekannt. Er erklärte bei einem Interview:* »In meiner Eigenschaft als 
französischer Außenminister des Jahrs 1938 war ich fest davon über- 
zeugt, daß den Sudetendeutschen die Selbstbestimmung zugebilligt wer- 
den mußte.« Er beurteilte das Abkommen von 1938 aus der Nachkriegs- 
sicht von 1964 positiv: »Die Lösung war also glücklich.« 

Auch das entzieht einer Entschuldigung eigentlich schon jede Grund- 
lage. 

Ebenso wenig gab es für die Bundesregierungen seit der neuen (Ver- 
zichts-)Ostpolitik der siebziger Jahre des vorigen Jahrhunderts einen 
Grund, das Münchener Abkommen für von Anfang an als null und nichtig 
zu erklären. Dennoch haben sie solches von sich gegeben und sind da- 
mit den Sudetendeutschen in den Rücken gefallen. 


Rolf Kosiek 


Am 28. März 1938, dem Tag, an dem Hentein und Frank mit HıtLer in Berlin zusam- 
mentrafen, schrieb der Observer: »Die Tschechoslowakei umfaßt gegen fünfzehn 
Millionen Einwohner verschiedener Nationalität. Es besteht da vor allem eine deut- 
sche Minderheit von dreieinhalb Millionen, die niemals das Versailler System aner- 
kannt hat und niemals anerkennen wird. Im Jahre 1919 wurde politische Gleichheit 
nach Schweizer Grundsätzen versprochen. Dieses Versprechen muß erfüllt werden, 
und zwar vollständig, sonst wird keine Streitmacht der Welt unter den bestehenden 
Verhältnissen den so zusammengesetzten Staat aufrechterhalten können.« 
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Deutsche Industriehilfe für das Protektorat 


Die Tschechen im Protektorat Böhmen und Mähren haben die Zeit des 
Zweiten Weltkriegs am besten von allen Völkern Europas überstanden. 
Ihre Männer brauchten nicht an die Front, und ihre Frauen brauchten 
sich nicht vor Luftangriffen der Alliierten zu ängstigen. Ihre Ernährungs- 
lage war mindestens so gut wie die der deutschen Zivilbevölkerung. Ihre 
Bevölkerungszahl nahm dann auch im Laufe des Krieges um mehr als 7 
Prozent zu, während die anderen Völker einen hohen Blutzoll zu ent- 
richten hatten. 

Aber auch wirtschaftlich ging es den Tschechen genügend gut. Sie 
hatten Arbeitsplätze und verdienten gut. Deswegen gab es bis kurz vor 
Kriegsende keine namhaften Widerstandsgruppen. Die Agenten für das 
Attentat auf HEYDRICH mußten von England eingeflogen werden. Ru- 
dolf PIETSCH wies auf Einzelheiten der Prager Wirtschaftslage hin.' So 
habe die Einbindung der »Protektorats-Wirtschaft« in die Reichskriegs- 
wirtschaft einen großen wirtschaftlichen Aufschwung für das Protekto- 
rat gebracht. Zum Beispiel sei die vorher hypothekengeschüttelte tsche- 
chische Landwirtschaft innerhalb von zwei Jahren entschuldet gewesen. 

Durch die Verlagerung großer Teile der deutschen Rüstungsindustrie 
nach dem zunächst vor Luftangriffen sicheren Böhmen und Mähren sei- 
en gewaltige Investitionen in das Land erfolgt, die nach 1945 unzerstört 
und ohne Übernahmekosten zur Verfügung gestanden hätten. Über 20 
Milliarden Reichsmark seien so ins Land geflossen, dazu sei noch ein 
Elektrizitäts-Verbundsystem für ganz Böhmen und Mähren aufgebaut 
worden. Allein für die Werkzeugfabrik Gurein bei Brünn seien Infra- 
strukturmaßnahmen von 1,5 Milliarden Reichsmark aufgewendet wor- 
den. Diese Werte gelangten nach Kriegsende kostenlos in tschechischen 
Besitz und bewirkten, daß die Tschechoslowakei nach 1945 zu einem 
der größten Waffenlieferanten der Welt wurde. 

In dem ım Auftrag der Bayerischen Staatsregierung im Februar 1991 
angefertigten Gutachten des österreichischen Völkerrechtlers Felix Er- 
MACORA zur Vertreibung der Sudetendeutschen werden die Vermögens- 
werte, die die Sudetendeutschen nach 1945 bei der Vertreibung verloren 
haben, auf 130 Milliarden DM beziffert.” Diese Werte fielen ebenso den 
Tschechen oder dem Prager Staat kostenlos zu. Weitere Angaben finden 
sich anderenorts. 


Rolf Kosiek 
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1938 wurden keine Tschechen vertrieben 


Es wird oft behauptet, nach dem Anschluß des Sudetenlandes an das 
Reich 1938 seien die Tschechen aus diesem Gebiet brutal vertrieben 
worden. So schrieb der angesehene Herausgeber der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung Johann Georg REIsSMÜLLER,' daß es im Herbst 1938 zu einer 
Vertreibung der »meisten Tschechen aus dem an Deutschland angeschlos- 
senen Gebieten« gekommen sei. Das trifft aber nicht zu. 

Richtig ist eher das Gegenteil: daß 1938 nach dem Münchener Ab- 
kommen keine Tschechen aus dem Abtretungsgebiet vertrieben wur- 
den. Die meisten Tschechen, nämlich mehr als 300 000 Personen, blie- 
ben im Sudetenland und wurden dort geduldet, obwohl die Mehrheit 
von ihnen erst nach 1900 eingewandert war. Zurück gingen die vor al- 
lem in der Zeit nach 1918 eingewanderten Neusiedler, rund 115000 Per- 
sonen, vor allem Beamte, Lehrer oder Militärs. Geflohen sind 11647 
deutsche Antifaschisten, die aus dem Reich nach 1933 in die Tschecho- 
slowakei emigriert waren, sowie 7325 Juden und 1000 »Sonstige«. 

Es gab zwar auch Fälle, in denen die Tschechen von deutschen Behör- 
den aufgefordert wurden, das Sudetenland zu verlassen. Doch das geschah 
nicht willkürlich, sondern aufgrund des ab November 1938 gültigen »Ver- 
trags zwischen dem Deutschen Reich und der Tschechoslowakischen 
Republik über Staatsangehörigkeits- und Optionsfragen«. In seinem Pa- 
ragraph 2 heißt es: »Die Deutsche Regierung kann bis zum 10. Juli 1939 
das Verlangen stellen, daß Personen nichtdeutscher Volkszugehörigkeit, 
die nach den Bestimmungen dieses Vertrages tschechoslowakische Staats- 
angehörige bleiben und seit dem 1. Januar 1910 in das mit dem Deut- 
schen Reich vereinigte Gebiet zugezogen sind, sowie ihre die tschecho- 
slowakische Staatsangehörigkeit besitzenden Abkömmlinge das Deutsche 
Reich innerhalb einer Frist von drei Monaten verlassen. Die tschecho- 
slowakische Regierung wird diese Personen in ihr Gebiet aufnehmen.« 
Ebenso sicherte die tschechische Fassung der tschechoslowakischen Re- 
gierung das gleiche Recht gegenüber allen Deutschen in der restlichen 
Tschechoslowakei zu. Die Mitnahme der beweglichen Habe wurde ga- 
rantiert bis auf Geld, Wertpapiere, Sammlungen und historisch wichtige 
Stücke. Die Immobilien wurden treuhänderisch verwaltet. 

Insonderheit traten 1938 nicht die fürchterlichen Verbrechen der Ver- 
treibung von 1945 auf. 

Rolf Kosiek 
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Kritische Anmerkungen zu den 
»Grenzen von 1937< 


In der Bundesrepublik wurde jahrzehntelang Deutschlands geographi- 
sche Ausdehnung mehr oder weniger amtlich mit den »Grenzen von 1937« 
definiert. Diese Definition fand sich unter anderen in Schulbüchern für 
die Fächer Geschichte und Erdkunde wie auf politischen Plakaten und 
galt ebenso für offizielle politische Publikationen zumindest bis in die 
siebziger Jahre. Immer wieder traf man im historischen und politischen 
Schrifttum der alten Bundesrepublik auf diesen bekannten, feststehen- 
den Ausdruck, der entgegen üblicher Annahme jedoch ch? mit dem 
Völkerrecht begründet werden kann. 

Tatsächlich ist die Festlegung Deutschlands auf die ‚Grenzen von 1937« 
vollkommen willkürlich von den Siegermächten des Zweiten Weltkrie- 
ges bestimmt worden und ohne kulturellen, demographischen, sprachli- 
chen, historischen oder geographischen Bezug. Bereits der Dialog zwi- 
schen US-Präsident Harry S. 'TRUMAN und Josef STaLın während der 2. 
Sitzung auf der Potsdamer Konferenz über die Frage, wie denn Deutsch- 
lands Grenzen künftig aufzufassen seien, belegt die Irrationalität der 
‚Grenzen von 1937« und hebt die Willkür hervor, selbige als völkerrechts- 
gültige Grenzen Deutschlands zu veranschlagen.' 

Warum eigentlich 1937? Warum sollten die ‚Grenzen von 193% oder 
die»Grenzen von 193% (zumindest bis zum offenen Kriegsausbruch) im 
völkerrechtlichen Sinne weniger Überlegung wert sein als die von den 
Alliierten willkürlich bestimmten »Grenzen von 19372 Warum sollte über- 
haupt eine deutsche Lösung ohne Österreich in Betracht gezogen wer- 
den? Was an dieser Stelle heute für politisch motivierte Gemüter bereits 
als Revanchismus aufgefaßt oder als imperialistische Großmannsucht ver- 
unglimpft werden mag, ist für Historiker und Völkerkundler, die ihr Fach 
wissenschaftlich verstehen, die einzige sachliche Schlußfolgerung, die aus 
historischen Tatsachen gezogen werden muß. 

Österreich war Ende April 1945 von den Alliierten vom Reich abge- 
trenntund Wien in eine Viersektorenstadt umgewandelt worden. Bereits 
auf der Viermächtekonferenz (USA, Sowjetunion, China, Vereinigtes 
Königreich) am 1. November 1943 in Moskau waren sich die Alliierten 
über das Schicksal Österreichs einig gewesen. In einer Verlautbarung 
gaben sie bekannt, daß es das Ziel ihrer Regierungen sei, »die Unabhän- 
gigkeit Österreichs wiederherzustellen« und eine »endgültige Regelung« 
anzustreben. Sie machten es sich recht leicht, indem sie die Österreich 
am 13. März 1938 von Deutschland waufgezwungene Annexion« kurzer- 
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hand für null und nichtig erklärten? und bei ihrer Begründung eine gera- 
dezu erschreckende Geschichtsunkenntnis offenbarten, die mit einer un- 
erträglichen Arroganz einherging: Die Alliierten »betrachten sich selbst 
in keiner Weise an irgendwelche Veränderungen gebunden, die in Öster- 
reich seit jenen Tagen vorgenommen worden sind. Sie erklären, daß sie 
ein freies und unabhängiges Österreich wiederhergestellt zu sehen wün- 
schen, um so dem österreichischen Volk selbst und allen jenen seiner 
Nachbarstaaten, die ähnliche Fragen zu lösen haben werden, den Weg 
zu öffnen, jene politische und wirtschaftliche Sicherheit zu finden, die 
die einzige Grundlage für einen dauerhaften Frieden ist. Österreich wird 
aber daran erinnert, daß es wegen der Teilnahme am Kriege an der Seite 
HrrLer-Deutschlands (Hitlerite Germany) eine Verantwortung trägt, der 
es sich nicht entziehen kann, und daß bei der endgültigen Regelung sein 
eigener Beitrag zu seiner Befreiung unweigerlich in Betracht gezogen 
werden wird«.’ Diese rein politisch begründete, aber geschichtswissen- 
schaftlich unhaltbare alliterte Auffassung über die historischen Entwick- 
lungen fand ihren direkten Niederschlag in der sogenannten »Proklama- 
tion über die Selbständigkeit Österreichs« vom 27. April 1945. 

1983 hatte Andreas MÖLZER, zu dieser Zeit Redakteur in Wien, die 
manipulierte Stimmung in Deutschland, hier am Beispiel zur Zeit der 
Abtrennung Österreichs vom Deutschen Reich, noch durchaus richtig 
erfaßt: »Klammheimlich versuchte man in Österreich, sich nach 1945 
aus dem deutschen Schicksal davonzustehlen. Zu diesem Zwecke wurde 
die Geschichte einfach umgelogen: Im Frühjahr 1945 kamen nicht die 
Armeen der Sieger ins Land, sondern jene der »Befreier«, und »befreit« 
wurde man nicht nur vom totalitären Regime des Nationalsozialismus, 
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sondern primär von den Deutschen. Man war ja nicht Teilhaber an der 
deutschen Katastrophe, sondern das erste Opfer des »imperialistischen 
Hitlerfaschismus< und gehörte damit beinahe schon wieder zu den Sie- 
germächten. Opportunismus, Feigheit, jene Mentalität also, wie sie Hel- 
mut QJUALTINGER in seinem Herrn Karı. so treffend charakterisiert, fei- 
erten in Österreich fröhliche Urständ, tarnten sich als biedermeierliche 
Wein- und Walzerseligkeit, liebedienerten, biederten sich den Besatzern 
an und hielten sich im übrigen nach Möglichkeit an deutschem Eigen- 
tum und deutschen Bürgern schadlos, die radikal und rücksichtslos ab- 
geschoben wurden. Was Wunder, daß es mit dem Bewußtsein einer ge- 
meinsamen Deutschen Nation nicht weit her war, daß die Apologeten 
einer österreichischen Nation« leichtes Spiel hatten.«* $ Andreas MÖLZER, 

Dem ist lediglich hinzuzufügen, daß außer den aus dem Exil zurück- »... das ganze 
kehrenden Kommunisten auch und gerade die Demokraten der »inneren Deutschland soll es 
Emigration, also zumeist Opportunisten, die »schon immer dagegen _sein!« in: Deutsche 
gewesen waren«, sowie die reaktionären Anhänger der Monarchie um Monatshefte, Heft 4, 
Otto von HaBsBurG die Loslösung vom Reich propagiert oder gutgehei- 1983, 5. 14 f. 
Ben hatten, wobei letzterer sogar in der »Berater«schar ROOSEVELTS mit- 
gewirkt hatte. 

In Mitteldeutschland stellten sich Genos-- ET 
sen wie PIECK, GROTEWOHL und ULBRICHT | Tg 
willig der Besatzungsmacht zur Verfügung. | Ki“ 
Wilhelm PıEcK, ehemaliger Deserteur und |} 
Gründungsmitglied der KPD, avancierte 
zum ersten Staatspräsidenten der DDR. Otto 
GROTEWONT, ehemaliger Reichstagsabgeord- 
neter der SPD, sweg zum Ministerpräsiden- 
ten der DDR auf und erwies sich als der 
entscheidende Motor zur Vereinigung der 
SPD mit der KPD zur SED. Walter UL- 
BRICHT, ehemaliger Reichstagsabgeordneter 
der KPD und Emigrant in Prag und Mos- 
kau, besetzte das Amt des Generalsekretärs 
der SED und saß somit auf dem höchsten 
Posten der SBZ und dann der. DDR. . 

In den westlichen Zonen und in der Bundesrepublik setzte sich vor Fotomontage zur Ver- 
allem Konrad ADENAUER durch, der während der Weimarer Republik einigung von KPD 
sowohl vom Katholizismus als auch von der rheinischen Separatistenbe- Und SPD, Berlin 21./ 
wegung geprägt worden war. Deutsche Interessen zu vertreten, warnicht r. nn AESRENNN 
; a je ROTEWOHL. 
immer seine Sache. So lehnte er als späterer bundesdeutscher Politiker 
sogar die Rückkehr des Saarlandes nach Deutschland ab. Andererseits ist 
dieser CDU-Politiker maßgeblich verantwortlich für die Vereinbarun- 
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gen über die Wiedergutmachungsleistungen, die sich als Öffnung der 
Büchse der Pandora entpuppen sollten.’ Auch die militärische Integrati- 
on Westdeutschlands in die NATO fällt in seinen Verantwortungsbe- 
reich. In ADENAUER hatten die Westalliierten einen geradezu fanatischen 
Anhänger der Westintegration gefunden, der in der Selbstaufgabe als 
Deutscher, die vergleichsweise der Bereitschaft zur Mitarbeit der SED- 
Politiker gegenüber der Sowjetunion um nichts nachstand, seine Beru- 
fung sah. 

Begegnen wir der Frage nach der völkerrechtlichen Verbindlichkeit 
der Grenzen vom 31. Dezember 1937 nun direkt! Warum sollte die 1935 
mit dem Saarland erfolgte und selbst von den »1937er« Anhänger akzep- 
tierte Wiedervereinigung völkerrechtlich gesehen unantastbarer sein als 
der von der überwiegenden Mehrheit des deutschen Volkes befürwortete 
und unterstützte Anschluß Österreichs drei Jahre später? Und inwiefern 
sollte die ebenso vom Volk getragene Heimführung des Sudetenlandes 
1938 und des Memellandes 1939 völkerrechtlich gesehen weniger Gültig- 
keit haben als die 1936 erfolgte Befreiung des Rheinlandes? Vier wesentli- 
che Umstände hatten alle diese vom Selbstbestimmungsrecht der Völker 
gedeckten und international anerkannten Gebietsrevidierungen gemein: 

1. Es handelte sich historisch wie demographisch gesehen um fast 
ausschließlich deutsche Gebiete, die aufgrund des Versailler Diktats ent- 
weder von Deutschland abgetrennt oder denen eine Vereinigung mit 
Deutschland verboten oder vorenthalten worden war. 

2. Die historischen Korrekturen gingen friedlich vonstatten. 

3. Die Änderungen oder Abstimmungen standen unter Aufsicht des 
Völkerbundes oder wurden in Wahlen bestätigt. 

4. Die jeweiligen Ergebnisse dieser Wahlen und Abstimmungen wa- 
ren ohne Ausnahme eindeutige Bekenntnisse zu Deutschland. 

Rufen wir uns die geschichtlichen Tatsachen im Schnelldurchlauf ins 
Gedächtnis zurück: Das Saarland stimmte am 13. Januar 1935 ab, wobei 
sich die Saarländer zwischen drei Möglichkeiten entscheiden mußten: 
Beibehaltung des Status quo, die Vereinigung mit Frankreich oder die 
Vereinigung mit Deutschland. Internationale Truppenkontingente, be- 
stehend aus britischen, niederländischen, schwedischen und italienischen 
Soldaten, sicherten die Wahlurnen und brachten sie zur Auszählung nach 
Saarbrücken. 48 Stunden später wurde das Abstimmungsergebnis be- 
kanntgegeben: 0,4% der Saarländer (2124 Stimmen) hatten sich für Frank- 
reich entschieden, 8,8% (46219 Stimmen) wollten den seit 15 Jahren 
herrschenden quasi Besatzungszustand und 478 121 Saarländer (90,8%) 
stimmten für die Rückkehr in das Deutsche Reich. Das Ergebnis war 
eindeutig: Die Saarländer hatten sich unter den kontrollierenden Augen 
der Welt machtvoll für Deutschland entschieden. 
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7. März 1936: Einhei- 
ten der Wehrmacht 
besetzen die entmili- 
tarisierte Rheinland- 
zone: Die ersten Trup- 
pen marschieren in 
Koblenz ein. Foto: 
Carl WEINROTHER. 


Als direkte Antwort auf den am 26. Februar 1936 unterzeichneten 


Französisch-Sowjetischen Beistandspakt marschierte die Deutsche Wehr- 
macht im Morgengrauen des 6. März 1936 in das Rheinland ein — um 
Stärke vorzutäuschen, unter anderem mit Panzerattrappen aus Holz und 
Pappe — und berichtigte ohne Blutvergießen ein Unrecht aus Versailler 
und Locarnozeiten. Die bis dahin sogenannte Entmilitarisierte Zone des 
Rheinlandes war wieder in deutscher Hand. In einer anschließenden 
Reichstagsrede verdeutlichte Adolf HITLER den aus deutscher Sicht not- 
wendigen Schritt. Der deutsche Reichskanzler erklärte sich bereit, umge- 
hend mit Belgien und Frankreich in Verhandlungen einzutreten und mit 
beiden Ländern einen Friedensvertrag abzuschließen. Nach seiner Rede 
wurde der Reichstag aufgelöst und eine Neuwahl ausgeschrieben, bei 
der die Deutschen sich zur »Wiederherstellung der nationalen Ehre und 
Souveränität des Reiches« äußern sollten. Von den fast 45,5 Millionen 
Wahlberechtigten stimmten am 29. März 98,8% für die unkonventionel- 
le Rheinlandaktion. 

1919 war Deutsch-Österreich die Vereinigung mit dem Deutschen 
Reich von den Alliierten völkerrechtswidrig verboten worden. Am 12. 
März 1938 um 8 Uhr marschierten reichsdeutsche Truppen unter stür- 
mischem Jubel in das vom Bankrott und von Revolution bedrohte aus- 
trofaschistische Österreich ein. Adolf HITLER selbst passierte mit seiner 
Wagenkolonne um 15 Uhr 30, über Simbach kommend, bei seiner Ge- 
burtsstadt Braunau am Inn die bayerisch-oberösterreichische Grenze. 
Die Österreicher hatte ein Freudentaumel erfaßt, wie er in der gesamten 
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österreichischen Geschichte wohl kaum seinesgleichen finden dürfte. Die 
Kirchenglocken im ganzen Land läuteten unaufhörlich, die Straßen gli- 
chen einem Blumenmeer. Die deutschen Truppen wurden überall mit 
frenetischem Beifall, ja einer geradezu hysterischen Begeisterung begrüßt. 
Am 10. April 1938 fand eine freie und geheime Volksabstimmung unter 
den deutschen Männern und Frauen Österreichs über die Frage der Wie- 
dervereinigung mit dem Deutschen Reich statt. Wenige Tage zuvor be- 
kannte der sozialdemokratische, ehemalige Nationalratspräsident Karl 
RENNER: »Nun ist die 20jährige Irrfahrt des österreichischen Volkes be- 
endet, und es kehrt geschlossen zum Ausgangspunkte, zu seiner feierli- 
chen Willenserklärung vom 12. November 1918 zurück. Das traurige 
Zwischenspiel des halben Jahrhunderts 1866 bis 1918 geht hiermit in 
unserer tausendjährigen gemeinsamen Geschichte unter.«° Ferner gestand 
er: »Ich müßte meine ganze Vergangenheit als theoretischer Vorkämpfer 
des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen wie als deutschösterreichi- 
scher Staatsmann verleugnen, wenn ich die große geschichtliche Tat des 
Wiederzusammenschlusses der deutschen Nation nicht freudigen Her- 
zens begrüßte.«” 

Von den knapp viereinhalb Millionen wahlberechtigten Österreichern 
stimmten lediglich 11807 gegen, aber 4443208 Volksgenossen für den 
Anschluß an das Deutsche Reich und erfüllten damit auf beeindrucken- 
de Weise das seit 1919 vorenthaltene Recht der Deutsch-Österreicher 
auf Selbstbestimmung. 

Auch den Sudetendeutschen wurde seit Ende des Ersten Weltkrieges 
das Selbstbestimmungsrecht vorenthalten. Anstatt sich der Republik 
Deutsch-Österreich anschließen zu dürfen, wurden die Sudetendeutschen 
in die soeben künstlich geschaffene Tschechoslowakei gezwungen. Die 
Deutschen stellten in diesem Vielvölkerstaat etwa ein Viertel der Ge- 
samtbevölkerung dar und sollten knapp zwanzig Jahre lang in sozialer, 
kultureller und politischer Hinsicht behindert oder unterdrückt werden. 
Massenarbeitslosigkeit, Unterernährung und Unterdrückung der deut- 
schen Sprache in der Tschechoslowakei waren an der sudetendeutschen 
Tagesordnung. 1935 formierten die Sudetendeutschen ihren Widerstand 
verstärkt in der Sudetendeutschen Partei unter Führung Konrad HEN- 
LEINS. Erst hiermit gewannen die Anliegen der deutschen Volksgruppe 
und die unzumutbaren Zustände in der tschechoslowakischen Republik 
international mehr Publizität. Die am Völkerrecht ausgerichteten, be- 
rechtigten Forderungen der Sudetendeutschen waren: Gleichberechtigung 
der Deutschen, Anerkennung der deutschen Volksgruppe als Rechtsper- 
sönlichkeit, Anerkennung des geschlossenen deutschen Siedlungsgebie- 
tes, deutsche Selbstverwaltung in diesem Teil des Landes, Minderheiten- 
schutz für die deutschen Sprachinseln, Wiedergutmachung des seit 1918 
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an Deutschen verübten Unrechtes, deutsche öffentliche Angestellte im 
deutschen Bereich, freies Bekenntnis zum deutschen Volkstum und zur 
deutschen Weltanschauung.® Alle diese Rechte wurden von seiten der 
Tschechen entweder ignoriert oder aber verletzt. 

Als die Sudetenkrise ihren Höhepunkt erreicht hatte, schickte die brı- 
tische Regierungihren ehemaligen Handels- und Wirtschaftsminister Wal- 
ter RUNCIMAN als Vermittler am 3. August 1938 nach Prag, der nach Über- 
prüfung der Tatsachen und Verhältnisse in der Tschechoslowakei 
bekannte, ein starkes Mitgefühl für die Sache der Sudetendeutschen zu 
haben: »Es ist ein hartes Los, von einem fremden Volk beherrscht zu 
werden, und ich bin den Eindruck nicht losgeworden, daß die tschecho- 
slowakische Herrschaft im Sudetengebiet in den vergangenen zwanzig 
Jahren zwar nicht aktiv bedrückend und sicherlich nicht oterroristisch« 
war, aber doch gekennzeichnet wurde von Taktlosigkeit, von Mangel an 
Verständnis, kleinen Unduldsamkeiten und Diskriminierungen, und das 
alles in einem Maß, daß der Groll der deutschen Bevölkerung unver- 
meidlich zur Revolte drängte. Tschechische Beamte und tschechische 
Polizei, die wenig (oder kein) Deutsch sprechen, wurden in großer Zahl 
in rein deutschen Bezirken eingesetzt; tschechische Landwirte wurden 
aufgefordert, sich auf Ländereien anzusiedeln, die durch die Landreform 
mitten im deutschen Siedlungsgebiet übereignet (beschlagnahmt) wor- 
den waren; ... ganz allgemein herrscht die Ansicht, daß tschechische 
Firmen vor den deutschen mit Staatsaufträgen bevorzugt wurden und 
daß der Staat Arbeit bereitwilliger für Tschechen als für Deutsche be- 
schaffte. Ich halte diese Beschwerden im wesentlichen für berechtigt.« 

Am 29./30. September 1938 unterzeichneten die Regierungschefs 
Deutschlands, Großbritanniens, Italiens und Frankreichs das sogenannte 
Münchener Abkommen, das die Abtrennung des Sudetenlandes vom 
künstlich geschaffenen tschechoslowakischen Vielvölkerstaatsverband 
und seine Rückkehr ins deutsche Mutterland beschloß. Sowohl in Frank- 
reich als auch in Großbritannien wurde das Abkommen mit großer Mehr- 
heit in der Kammer und im Unterhaus angenommen und ratifiziert. Wie 
der Sudetendeutsche Rat im Juli 1973 in seiner Erklärung zum »Vertrag 
über die gegenseitigen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik« 
mit Recht ausdrücklich hervorhob: Das Münchener Abkommen von 1938 
war gültig zustande gekommen, und dadurch waren die sudetendeut- 
schen Gebiete Bestandteil des Deutschen Reiches geworden." 

Im März 1939 unterzeichneten der deutsche Außenminister Joachim 
VON RIBBENTROP und dessen litauischer Kollege Juozas UrBsys den Ver- 
trag, der die friedliche Rückkehr des Memellandes zu Deutschland be- 
schloß. Am 23. März 1939 wurde die Wiedervereinigung des Memellan- 
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des mit Deutschland verkündet. Damit war das Unrecht vom 30. Juli 
1924, dem Tag, an dem das Memelland vom Deutschen Reich abge- 
trennt und den dortigen Deutschen eine fremde Staatsbürgerschaft auf- 
gezwungen worden war, berichtigt worden. Ebenfalls im März 1939 ließ 
Deutschland Polen wissen, daß es be- 
reit sei, auf den sogenannten Korridor 
— das nach dem Ersten Weltkrieg von 
Deutschland abgetrennte Westpreußen 
und Posen — zu verzichten, unter der 
Voraussetzung, daß Danzig wieder an 
das Mutterland angegliedert und eine 
exterritoriale Autobahn- und Eisen- 
bahnverbindung zwischen Ostpreußen 
und dem Reich geschaffen werde. Die 
Westgrenze Polens wäre seitens 
Deutschlands damit anerkannt und ga- 

ia rantiert worden. Die Polen lehnten ab. 
In freien Selbstbestimmung vollzogen die Danziger daraufhin am 1. Sep- 
tember 1939 die Wiedervereinigung mit Deutschland. 

Damit steht unverrückbar fest: Bis zum Kriegsbeginn im September 
1939 waren die Revisionen bezüglich der ins Deutsche Reich zurückge- 
kehrten Gebiete — das Saarland, das Rheinland, Österreich, das Sudeten- 
land, das Memelland und Danzig - sowohl völkerrechtlich gültig als auch 
international anerkannt. 

Das Bekenntnis zu diesen deutschen Gebieten war und ist weder re- 
vanchistisch, noch hatte ein solches je etwas mit einer parteipolitischen 
Ausrichtung zu tun. Die SPD beispielsweise trat zu den Landtagswahlen 
1946 in Schleswig-Holstein unter anderem mit dem Wahlspruch an: »Lü- 
becker! Deutsche! Von Memel bis Saarbrücken die freie, geeinte Deut- 
sche Republik! Darum wählt Sozialdemokraten!« Der SPD-Spitzenpoli- 
tiker Carlo SchmiD hob 1949 ım Parlamentarischen Rat sogar hervor, 
daß selbst das Grundgesetz für Deutschland von Königsberg bis Lör- 
rach Geltung habe.'' Auch die FDP gab sich anfangs noch betont ge- 
samtdeutsch. Auf ihrem Bremer Parteitag vom Juni 1949 ließ sie verlaut- 
baren: »Jede Behandlung der Fragen der Heimatvertriebenen ist für die 
Freie Demokratische Partei verbunden mit der Forderung der Rückgabe 
der Gebiete Deutschlands ostwärts der Oder-Neiße-Linie. Die Freie 
Demokratische Partei wird einer Verewigung der jetzigen Regelung nie- 
mals zustimmen, sondern unablässig ihre Bemühungen darauf richten, 
daß den Heimatvertriebenen ihre alte Heimat wiedergegeben wird.«'” 
Starke Worte, die sich wenige Jahre später in Schall und Rauch auflösten. 

Dieses Scheinhetligtum wurde von allen Bonner Parteien praktiziert. 
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Am 17. August 1951 erklärte Kurt SCHUMACHER, der Vorsitzende der 
SPD, noch großspurig: »Die deutsche Sozialdemokratie hat 1945 als er- 
ster Faktor Deutschland und der Welt 


erklärt: Die Oder-Neiße-Linie ist un- 
annehmbar als Grenze. Ich erkläre 
weiter: Keine deutsche Regierung und 
keine deutsche Partei kann bestehen, 
die die Oder-Neiße-Linie anerkennt.« 
Seine eigene Partei sollte keine 20 Jah- 
re später diesen Grundsatz ad absur- 
dum führen. Noch im Juni 1962 versi- 
cherte der SPD-Vorstand den 
Schlesiern anläßlich ihres Deutsch- 
land-Treffens in Köln: »Breslau, Op- 
peln, Gleiwitz, Hirschberg, Glogau, 
Grünberg, das sind nicht nur Namen, 
das sind lebendige Erinnerungen, die 
in den Seelen von Generationen ver- 
wurzelt sind und unaufhörlich an un- 
ser Gewissen klopfen. Verzicht ist 
Verrat. Wer wollte das bestreiten... 
Das Recht auf Heimat kann man nicht 


für ein Linsengericht verhökern. Nie- |.....-..-.. Boinkkene Granitförderung Gägeh Deutschland 


mals darf hinter dem Rücken der aus |* === = Curor:Linie vom 8. Dezember 1919 


. . . ische Gebietseroberungen infolge des Krieges 
ihrer Heimat vertriebenen oder ge- ER Pe, ee F 


flüchteten Landsleute Schindluder N Polnische Gebietsanspniche gegen Deutschland, 


in denen 192021 Volksabstimmungen stattlanden 


getrieben werden. Der Wiederverei- 
nigung gilt unsere ganze Leiden- 
schaft.« 


polnische Staatsgrenze 1939 


sowietisch-deutsche Demarkationslinie 1939-1941 


Und als ob diese Stellungnahmen - von heute gesehen - nicht schon 
grotesk genug gewesen wären, setzte ausgerechnet Herbert WEHNER 
1964 noch einen drauf: »Die einseitige Grenzziehung entlang der so- 
genannten Oder-Neiße-Linie und die damit verbundene Annexion 
deutschen Gebiets ist für uns Sozialdemokraten nicht rechtskräftig.«' 
Wenige Jahre später unterzeichnete die liberal-sozialdemokratische Bun- 
desregierung die sogenannten Ostverträge — und verzichtete auf Ost- 
deutschland für weniger als ein Linsengericht, was freilich sie allein zu 
verantworten hat, denn an der völkerrechtlichen Lage Deutschlands 
hat auch dieser sowohl einseitige als auch unbefugte Verzicht nichts ge- 


® Alle Zitate nach: Hellmut Diwaın, Deutschland einig Vaterland, Frankfurt/M.— 
Berlin *1991, S. 124 £. 
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Kritische Anmerkungen zu den »Grenzen von 1937< 


ändert.” Dasselbe gilt im übrigen 
auch für den Verzicht des »Kanzlers 
der Deutschen Einheit, Helmut 
23 Kon, der 1990 das Angebot Michail 

Q‘ B GoRBATSCHOWws ausschlug, den nörd- 


"Die Anerkennung der Oder- -Neiße- lichen Teil Ostpreußens, also den 
ist Verbrechen an Deutschland” unter russischer Verwaltung stehen- 


Alle Wege des Marxismus 


lühren nach Moskau! 


Darum C D 1 


Oben: Demonstra- 
tion im Jahre 1970 
gegen die Anerken- 
nung der Oder-Nei- 
ße-Linie. Unten: 
Wahlplakat der CDU 
im Jahre 1947. 
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den Teil Ostpreußens, »zurückzu- 
kaufen« und der Bundesrepublik an- 
zuschließen.'® 

An der geographischen Nach- 
kriegsaufteilung des Deutschen Rei- 
ches hat sich bis heute nichts Grund- 
legendes RE Auch der Beitritt der DDR zur Bundesrepublik hat 
diesbezüglich kein Gewicht. Deutsche Interessen wurden und werden 
hier wie dort nicht vertreten. In gesamtdeutschem Sinne, und eben nicht 
aus dem Blickwinkel der alten oder neuen Bundesrepublik, der ehemali- 
gen DDR oder der Republik Österreich heraus, ist die Lage Deutsch- 
lands zu betrachten und zu beurteilen — ganz ähnlich wie dies der österrei- 
chische Bundeskanzler Bruno KRrEısKy gegenüber der Illustrierten Stern 
am 28. September 1980 bekannte: »Meine Herren, die Russen denken an- 
ders. Für sie ist Deutschland heute nicht zweigeteilt, sondern viergeteilt: 
Bundesrepublik, DDR, östlich Oder/Neiße und Österreich.« Aus der sel- 
ben Sichtweise ist es berechsigt festzustellen, daß demnach Deutschland 
heute dreigeteilt ist, denn die politischen Geschehnisse seit den neunziger 
Jahren, mögen sie auch noch so sehr die Grenzziehungen in Europa ver- 
ändert und zu einem bedeutenden Teil auch begangenes Unrecht korri- 
giert haben, berühren den völkerrechtlichen Bestand Deutschlands nicht. 
Die bisher erfolgten Veränderungen, vor allem in Osteuropa und ım ost- 
mitteleuropäischen Raum, beispielsweise die Wiederherstellung der balti- 
schen Staaten und der Slowakei, können als willkommene Korrekturen, 
aber eben nicht als letzter Schritt in der Gesamtkorrektur des seit 1945 
begangenen Unrechts angesehen werden. Selbst wenn die bundesdeut- 
schen Nachkriegspolitiker in ihren Bestrebungen jeder »1937er«-Vision nach- 
gekommen wären, stünden heute kaum weniger ungelöste Fragen an, die 
im übrigen erst nach der Überwindung des Globalismus beantwortet wer- 


den dürften. Claus Nordbruch 


" Vgl. Claus NORDBRUCH, Der deutsche Aderlaß, aaO. (Anm. 1), S. 444 ff. 


B Vgl. http://www.ostdeutsches-forum.net/aktuelles/2010/PDF/Gor- 
batschow-bot-1990-Koenigsberg-Bonn-zum-Kauf-an.pdf 
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Das Verhältnis von Waffen-SS und Wehrmacht 


Über die Waffen-SS herrschen in der Öffentlichkeit weithin falsche Vor- 
stellungen. Ihre Männer, die nur als Soldaten tätig waren, hatten mit den 
KZ-Bewachern, die der allgemeinen SS angehörten, nichts zu tun. 

Die aus der SS-Verfügungstruppe im Januar 1940 als Kampfverbände 
für den Fronteinsatz hervorgegangene und vom Reichsführer-SS Hein- 
rich HımMLER gebildete Waffen-SS war ein Teil der Wehrmacht. Sie unter- 
stand ihrer Verwaltung und ihrer Disziplinargewalt. An der Front unter- 
stand sie der Heeresführung. Ihre Männer waren nicht Mitglieder in einer 
Partei, sondern Soldaten des Deutschen Reiches. Sie wurden vom Deut- 
schen Reich besoldet, nicht von einer Partei. Sie hatten einen Dienstver- 
trag mit dem Deutschen Reich abgeschlossen. Sie hatten keine Mitglieds- 


ausweise, sondern bekamen das Soldbuch wie jeder deutsche Soldat. Sie } 
trugen auch dieselben Erkennungsmarken wie die Angehörigen der Wehr- 1 


macht. Ihre Ausbildung erfolge nach der Heeres-Dienstvorschrift (HDV), 
nicht nach Anweisungen der Partei. Auf sportliche und körperliche har- 
te Ausbildung wurde Wert gelegt. Auch die Ausrüstung geschah mit den- 
selben Waffen, Geräten und Fahrzeugen nach denselben Richtlinien und 
Vorschriften des Heeres. Die Verpflegung kam von den Heeres-Verpfle- 
gungsämtern. Den Generalkommandos des Heeres stand ein Besichti- 
gungsrecht über die SS-Einheiten zu, das auch durchaus wahrgenom- 
men wurde. Umfangreichere Übungen, zum Beispiel mit Artillerie, 
wurden gemeinsam mit Einheiten des Heeres und auf Übungsplätzen 
des Heeres durchgeführt. An der Front kämpften die Einheiten der Waf- 
fen-SS neben denen des Heeres. Sie waren »Soldaten wie andere auch«. 
Die Waffen-SS hatte eine eigene Gerichtsbarkeit. 

Die Waffen-SS hatte einen besonderen Ehrenkodex entwickelt. So 
wurden die Spinde (Schränke in der Kaserne) mit dem persönlichen Ei- 
gentum und Geldsachen nicht abgeschlossen. Kameradendienstahl wurde 
schwer bestraft. Zur besonderen Ausbildung standen der Waffen-SS die 
Junkerschulen in Bad Tölz, Braunschweig, Klagenfurt und Prag zur Ver- 
fügung, wo auch weltanschauliche Bildung vermittelt wurde. 

Männer der Waffen-SS hatten auch eine besondere Vorstellung von 
militärischer Elite und galten als Elitetruppe. Deswegen kamen zunächst 
nur Freiwillige in diese Truppenteile. Die einzelnen der 38 Divisionen 
hatten Eigennamen nach Persönlichkeiten (Prinz Eugeng, Florian Gey- 
er«, Götz von Berlichingen.), Einrichtungen (Leibstandarte Adolf Hit- 
ler«, »Hitlerjugend«), Regionen (»Nordland;, »Nederland«), Völkern (Wi- 
king »Hohenstaufeng). Sie hatten auch bis zum Kriegsende den Ruf, eine 
besonders tapfere und fair kämpfende Truppe zu sein, die gern an brenz- 
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Das Verhältnis von Waffen-SS und Wehrmacht 


ligen Teilen der Front eingesetzt wurde. Die Männer der Waffen-SS er- 
hielten die Blutgruppe unter der linken Achsel eintätowiert, damit im 
Bedarfsfalle sofort die Blutgruppe zum Blutspenden für Verwundete 
vorlag. Das führte dazu, daß die Gegner die SS-Männer bei Gefangen- 
nahme aussortierten und teilweise liquidierten. Auch im Nachkriegs- 
deutschland wurden die Männer mit der Blutgruppe unter dem Arm 
unberechtigt diskriminiert. 

Im allgemeinen wurde die SS »von vorne« geführt, das heißt, die Vor- 
gesetzten standen mit in vorderster Front. Das galt selbst für die Oberst- 
gruppenführer (Generalobersten) wie Paul HaussEr oder Sepp DIETRICH 
zum Beispiel. Auch deswegen kamen viele Freiwillige zu ihr. So machte 
während seiner Kanzlerzeit Helmut ScrmipT einmal die Bemerkung, daß 
ihm an der Front immer wohl gewesen sei, wenn eine Einheit der Waf- 
fen-SS in der Nähe gelegen habe. 

Im Rahmen der Waffen-SS kämpften auch viele Ausländer als Freiwil- 
lige gegen den Bolschewismus. Insgesamt standen mindestens 1,5 Mil- 
lionen Europäer! auf deutscher Seite im Kampf vor allem gegen den 
Osten und zur Verteidigung Europas vor der Roten Armee, davon mehr 
als 200000 in den Divisionen der Waffen-SS, ebenso mehr als 310000 
Volksdeutsche. Ende 1944 gab es rund 910000 Männer der Waffen-SS. 
Sie hatten bei Kriegsende rund 235 000 Gefallene und Vermißte zu be- 
klagen. 

In den Kreisen der Waffen-SS entstanden gegen Kriegsende auch 
parteikritische Strömungen, die sich aber nicht mehr auswirken konn- 
ten. 

Das Offizierskorps fühlte sich teilweise als eine besondere Gemein- 
schaft, als ein Orden. So trägt eines der führenden, wenn auch einseiti- 
gen Bücher über die SS von Heinz Hörme den Titel Der Orden unter dem 
Totenkopf (Gütersloh 1967). Von den vom Reichsführer SS Heinrich 
HIMMLER vertretenen Gedanken im Zusammenhang mit Rassegesetzen 
und Verherrlichung der Vorzeit blieb die Waffen-SS weitgehend verschont. 

Wegen ihrer besonderen Tapferkeit wurden die Einheiten der Waf- 
fen-SS vom Gegner gefürchtet. Gefangene wurden oft allein wegen ih- 
rer SS-Zugehörigkeit erschossen. Über die Besonderheiten der Waffen- 
SS und ihre Unterschiede zur Allgemeinen SS sagte Dr. REINECKE vor 
dem Internationalen Militärtribunal in Nürnberg ausführlich aus.? 

Rolf Kosiek 


' Hans Werner NEULEN, An deutscher Seite. Internationale Freiwillige von Wehrmacht 
und Waffen-SS, Universitas, München 1985, S. 18. 

* Internationaler Militärgerichtshof (IMT) (Hg.), Der Nürnberger Prozeß, Nürn- 
berg 1949, Bd. XX, S. 453-487. 
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Liddell Hart zum Ausbruch 
des Zweiten Weltkrieges 


Von bundesdeutschen Politikern wird seit längerer Zeit bei ihren Reden, 
vor allem im Ausland, betont, daß Deutschland den Zweiten Weltkrieg 
herbeiführte und das Reich daher die Schuld an dem Völkerringen habe. 
Beispiele sind die Reden der Bundeskanzlerin in Danzig oder Warschau 
im Jahre 2011 oder die Äußerungen des Bundespräsidenten GAauck bei 
seinem Besuch in Polen oder in Israel im Frühjahr 2012. 

Doch diese Aussagen verfälschen die Geschichte. Der angesehene 
englische Militärhistoriker Oberst LIDDELL HART schreibt zu Recht: »Für 
das Nürnberger Tribunal genügte die Annahme, Ausbruch und Auswei- 
tung des Krieges seien einzig und allein HıTLERs Aggressio- 
nen zuzuschreiben. Aber diese Erklärung ist zu einfach.« Er 
fährt fort: »Ein neuer großer Krieg war das letzte, was HITLER 
wollte.«' 

Ausführlich begründet der Engländer dann, wie es zu dem 
Ausbruch des Krieges dennoch kam. Nicht HrILEr war der 
Treibende zum Krieg. Erst recht wollte er keinen Krieg mit 
den Westmächten. Großbritannien und Frankreich erklärten 
denn auch am 3. September 1939 dem Deutschen Reich den 
Krieg und machten damit aus dem lokalen Polenfeldzug ei- 
nen großen europäischen Krieg. In der manipulierten Volks- 
meinung der Bundesbürger herrscht dagegen die falsche An- 
sicht, daß FIrTLEr Frankreich »überfallen< habe und nach dem 
Frankreichfeldzug nach England übersetzen wollte, dessen 
Armee erin Dünkirchen »unverständlicherweise« laufen ließ. 

Die Reichsregierung wollte keinen großen Krieg. LIDDELL 
Harr klärt darüber auf: »Sein (FIıTLErs) Volk, und zumal sei- 
ne Generale, schreckten vor jedem derartigen Risiko zurück; 
ihnen saß noch der Erste Weltkrieg in den Gliedern. Wenn man dies 
ausspricht, sollen nicht die Aggressivität HriTLers und vieler Deutscher, 
die seiner Führung willig folgten, entschuldigt werden. HırtLEr kannte 
gewiß keine Skrupel, aber lange Zeit ließ er in der Verfolgung seiner 
Ziele große Vorsicht walten. Die führenden Militärs waren noch zurück- 
haltender und vermieden alles, was einen allgemeinen Konflikt auslösen 
konnte. 

Der britische Historiker fügt sogar noch hinzu: »Die deutschen Archi- 
ve, die nach dem Krieg beschlagnahmt und der Forschung zugänglich 
gemacht wurden, lassen sogar eine ausgesprochene Nervosität in der 
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Wehrmachtsführung und erhebliche Zweifel an Deutschlands Fähigkeit 
erkennen, einen großen Krieg zu führen.«’ 

Dazu ist zu ergänzen, daß auch heute, 70 Jahre später, manche alliierte 
Dokumente, die die Westmächte belasten dürften, noch nicht veröffent- 
licht worden sind und weiter unter Verschluß gehalten werden. 

Als Militärgeschichtler gibt LiDDELL HART dazu mehrere Beispiele: »Als 
sich HITLER 1936 anschickte, die entmilitarisierte Zone des Rheinlandes 
zu besetzen, warnten seine Generale vor den Reaktionen, die dieser Ent- 
schluß bei den Franzosen auslösen könnte. Auf diesen Protest hin über- 
schritten zunächst nur einige wenige Einheiten symbolisch den Rhein, 
um die Windrichtung zu prüfen. Als HıTLEr Truppen zur Unterstützung 
FRANcos in den Spanischen Bürgerkrieg entsenden wollte, warnten die 
Generale wieder vor den damit verbundenen Risiken, und die Militärhilfe 
blieb daraufhin begrenzt. Erst bei der Besetzung Österreichs im März 
1938 setzte er sich über ihre Befürchtungen hinweg.«° Auch in der Sude- 
tenkrise im September 1938 hätten die deutschen Generale vor den Risi- 
ken gewarnt: »HITLER aber versicherte den Generalen, Frankreich und 
Großbritannien würden nicht für die Tschechoslowakei in den Krieg 
ziehen.« Und er behielt am Ende Recht: Die Sudetenkrise ließ sich ein- 
vernehmlich diplomatisch lösen. 

Mit diesem Erfolg sei HITLERS Zuversicht gewachsen: »Selbst als ihm 
klar wurde, daß weitere Abenteuer zum Krieg führen konnten, dachte er 
nur an einen kurzen und begrenzten 
Konflikt.«* 

LiDDELL HART führt dann ein weite- 
= res Beispiel an, daß der deutsche Reichs- 
 kanzler nicht an einen großen Krieg 
© dachte und ihn vermeiden wollte: »Wenn 
HITLer tatsächlich mit einem allgemei- 
nen Krieg unter Beteiligung Großbritan- 
niens gerechnet hätte, dann hätte er alle 
nur erdenklichen Anstrengungen unter- 
nommen, um eine Kriegsmarine aufzu- 


Das Panzerschiff »Admiral Graf Spee«, dessen 
Stapellauf am 30. Juni 1934 erfolgte und das 
nach der Schlacht vor dem Rio de la Plata 
1939 von der eigenen Besatzung versenkt 
== wurde. Die deutsche Kriegsmarine war für 
den Zweiten Weltkrieg nicht vorbereitet. Zwar 
| waren umfangreiche materielle Pläne aufge- 
stellt, jedoch bei Kriegsbeginn noch viel zu 
wenig umgesetzt worden. 
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bauen, die derjenigen Großbritanniens gewachsen gewesen wäre. Doch 
er brachte seine Marine nicht einmal auf den Stand, der im deutsch-briti- 
schen Flottenabkommen von 1935 vorgesehen war. Er versicherte seinen 
Admiralen immer wieder, sie hätten nicht mit einem Krieggegen Großbri- 
tannien zu rechnen. Nach der Münchener Konferenz erklärte er ihnen, sie 
hätten mindestens für die nächsten sechs Jahre keinen Konflikt mit Groß- 
britannien zu erwarten. Noch im Sommer 1939, zuletzt am 22. August, 
wiederholte er solche Versicherungen. 

Das Vorwort zu LiDDELL HarTs Geschichtswerk schrieb der deutsche 
Historiker Hans-Adolf JAcoBsen. Als sein Urteil gab er - vorsichtig ab- 
wägend - an: »Alles zusammen verdeutlicht, daß dieser Krieg nicht allein 
mit der Kategorie der Hegemonialkriege verglichen werden kann, die 
den Gang der letzten Jahrhunderte bestimmt haben. Vielmehr hat es 
sich von 1939 bis 1945 um einen totalen, weltweiten Konflikt gehandelt, 
in dem verschiedene Staaten — zum Teil regional begrenzte — neue Ord- 
nungsprinzipien durchsetze wollten, alte Ordnungsmächte um die Be- 
hauptung des Status quo ihrer Lebensordnung und Wertvorstellungen 
kämpften, jüngere farbige Völker in Asien und Afrika diesen Konflikt 
der weißen Rasse ausnutzten, ihre alten Bande und Fesseln abzustreifen, 
und der Sowjetkommunismus die für ihn einzigartige historische Chan- 
ce wahrnahm, sein System und Menschenbild den von ihm beherrsch- 
ten Teilen der Welt aufzuoktroyieren.«® Auch das weist die Allein- oder 
Hauptkriegsschuld am Zweiten Weltkrieg nicht den Deutschen und ih- 
rer Regierung zu. 

Während Deutschland den Großen Krieg vermeiden wollte, weiteten 
Frankreich und England, ohne im geringsten von Deutschland bedroht 
oder angegriffen zu sein, den Krieg aus. LiDDELL. HART urteilt darüber: 
»Die Westmächte traten aus zwei Gründen in diesen Krieg ein. Zunächst 
ging es ihnen darum, ihren Verpflichtungen gegenüber Polen nachzu- 
kommen und dessen Existenz zu sichern.«’ Dazu ist anzumerken, daß 
Großbritannien durch seine unverantwortliche Garantie an Polen die zum 
Krieg hinführenden Bedingungen erst vorsätzlich erzeugte. Sie dürften 
beide dessen gewiß gewesen sein, daß sie ihre Verpflichtungen gegen- 
überPolen aus geographischen Gründen gar nicht erfüllen konnten. Polen 
wurde der Rücken gegenüber dem Reich gestärkt, es sollte durch seine 
Ablehnung aller deutschen Vorschläge den Grund zum Krieg abgeben. 

Wichtiger ist dagegen LipDELL HarTs zweiter Grund für den Kriegs- 
eintritt Großbritanniens und Frankreichs: »Letzten Endes aber wollten 
sie gleichzeitig eine mögliche Bedrohung von sich selbst abwenden und 
so ihrereigenen Sicherheit dienen. Beide Ziele haben sie nicht erreicht.«'” 

England verlor sein Kolonialreich, für das HITLER ihm eine Garantie 
geben wollte, und sank zum Juniorpartner der USA ab. Frankreich ver- 
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Danzig, 1920 vom 
Reichsgebiet gelöst, 
besaß kein Hinter- 
land und war somit 
von Polen abhängig. 
Deutschlands Forde- 
rung hinsichtlich 
Danzigs war mehr 
als gemäßigt. Allein 
die deutschen Ange- 
bote zur Lösung der 
Danzig-Frage im Jah- 
re 1939 belegen, daß 
HirLer nicht auf ei- 
nen Krieg hinarbeite- 
ter 
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lor ebenfalls seine Kolonien und wurde zu einer Mittelmacht. Beide Staa- 
ten gingen den großen Krieg ein mit allen seinen Opfern, um ihrer kurz- 
sichtigen Vorteile willen, während das Reich den Krieg gerade vermei- 
den wollte und zahlreiche Friedensvorschläge machte. »Darüber hinaus 
hatte der Kampf gegen HıtLer-Deutschland Europa so geschwächt, daß 
es nun einer neuen und größeren Bedrohung ausgesetzt war, und Groß- 
britannien war ebenso wie seine europäischen Nachbarn ein Vasall der 
Vereinigten Staaten geworden.«'! 

Mit Recht führt Lipbeni. HART an: »Man muß sich die Folgen des 
Krieges vor Augen halten, ehe man nach seinen Ursachen fragt. Wenn 
man sich das Ergebnis des Krieges vergegenwärtigt, wird der Weg frei 
für eine nüchterne Prüfung dessen, was ihm vorausging.«'” Und dann 
muß man erkennen, daß CrurchiLL der Totengräber des britischen 
Empires war, daß die Westmächte Europa zerstörten, daß die USA mit 
Hilfe der geraubten deutschen Patente und Forscher zur Supermacht 
aufwuchsen und die Sowjetunion für zwei Menschenalter Ost- und Teile 
Mitteleuropas mit ihrem Terrorsystem beherrschte. Dazu kamen die zig 
Millionen Todesopfer an Zivilisten und Soldaten in aller Welt. Mit ihrem 
Bündnis mit der Sowjetunion ermöglichten die Westmächte den Bol- 
schewisten, ihre Herrschaft weit nach Westen vorzutragen, was gerade 
das Reich zusammen mit Hunderttausenden europäischer Freiwilliger 
verhindern wollte. 

Bei LiDpELi. HArTs Frage, »wie kam es, daß er (HITLER) trotzdem in 
den großen Krieg verwickelt wurde, den er so sorgfältig vermieden hat- 
te«, ist schon die Wortwahl interessant. Er schreibt, daß HıTLEr in den 
Krieg »verwickelt« wurde, also offenbar nicht — und schon gar nicht als 
einziger — aktiv zum Krieg getrieben habe. Verwickelt wird man von 
anderen, diese haben die Schuld, offensichtlich gibt der englische Histo- 
riker damit den Westmächten die Schuld am Ausbruch des Zweiten Welt- 
krieges. 

»Die Antwort«, so LiDDELı. HART auf die oben gestellte Frage, »ist 
nicht oder nicht hauptsächlich in HırLers Eroberungstrieb zu finden, 
sondern in der Ermutigung, die er lange Zeit durch die nachgiebige Hal- 
tung der Westmächte erhielt, und durch ihre plötzliche Kehrtwendung 
im Frühjahr 1939. Dieser Umschwung kam so abrupt und unerwartet, 
daß er den Krieg unvermeidbar machte.«'” Also das Handeln der West- 
mächte — mit CHAMBERLAINS Rede in Birmingham und der Polengarantie 
— machte den großen Krieg unvermeidbar. Also trifft sie die Schuld an 
der ganzen späteren Entwicklung. 

Es gibt bereits genügend Geschichtswerke, die in sachlicher Weise die 
komplexe Lage im Jahre 1939 und ihre Vorgeschichte beschreiben. 

Rolf Kosiek 
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Britische Stimmen zum Zweiten Weltkrieg 


Der bekannte englische Schriftsteller Bernard SHAaw schrieb am 8. Okto- 
ber 1939 in New Statesman and Nation, nachdem der Polenfeldzug vorüber 
war und das Reich Friedensangebote an die Alliierten gemacht hatte: 


»Der Krieg ist vorüber, jagt ChurchiLL weg und schließt Frieden mit 
HITLer!. . . Jetzt heißt es auf einmal, Polen sei nur der Anlaß zu diesem 
Kriege gewesen, in dem es eigentlich darum gehe, Europa von den ste- 
ten Krisen und Kriegsdrohungen zu befreien... Als wir siegestrunken 
in Versailles (1919, R. K.) waren, haben wir selbst das ganze Unheil an- 
gerichtet. Wir sollten die Geschicklichkeit anerkennen, mit der HITLER, 
dem Deutschland Dank schuldet, unser böses Werk vernichtet hat. Un- 
sere Aufgabe ist es, Frieden mit ihm zu schließen, um nicht noch mehr 
Schaden zu stiften und unser Volk dabei ins Verderben zu jagen.« 


Der Herausgeber von Christian Century, Dr. Charles Clayton MORRISON, 
schrieb in seiner Zeitschrift im April 1941: 


»Weit davon entfernt, „Amerikas Krieg« zu sein, ist dies der »Krieg des 
Präsidenten« Präsident ROOSEVELT begann, sich in diesen Krieg, den ‚Krieg 
des Präsidenten«, bei der Einweihung der Brücke in Chicago im Jahre 
1937 einzulassen. Schritt für Schritt hat er seinen Krieg in das Bewußt- 
sein des amerikanischen Volkes vorgetrieben. Der Präsident selbst hat 
im Effekt den Krieg bereits erklärt. Er hat den Feind bezeichnet und 
spricht vom Siege. Der Kongreß stellt nicht mehr das Volk dar.« 


Der berühmte britische Militärschriftsteller LiDDELL HART schrieb unter 
dem Titel »Die wahren Ursachen des Krieges« in der Picture Post am 3. 


September 1949: 


»Für die Zwecke der Nürnberger Prozesse genügte die Unterstellung, 
daß der Krieg mit allen seinen Folgen auf HITLERs Aggression zurück- 
zuführen sei. Aber diese Erklärung ist zu simpel. Sie entspricht auch 
nicht den Tatsachen, denn HITLER wollte alles andere als einen Welt- 
krieg. ... Nach Kriegsende sind die wesentlichsten deutschen Archive in 
unsere Hand geraten, und wir können uns ein präzises Bild von dem 
außerordentlichen Grad der Kriegsfurcht in den führenden deutschen 
Kreisen machen. ... Die plötzliche Kehrtwendung Englands im März 
1939 machte den Krieg unvermeidbar. Sie schuf eine Situation, die mit 
einem überhitzten Kessel verglichen werden kann, in dem der Druck bis 
zu dem Gefahrenpunkt gestiegen war und dessen Sicherheitsventil dann 
plötzlich geschlossen wurde.« 


Rolf Kosiek 
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Zur Lage der farbigen Soldaten 
im Zweiten Weltkrieg 


Wie schon im Ersten Weltkrieg haben die Alliierten auch im Zweiten — 
im Grunde gegen das Völkerrecht — Millionen farbiger Soldaten aus ih- 
ren Kolonien zum Kampf gegen das Deutsche Reich ausgehoben und 
eingesetzt. Die Kolonialeinheiten wurden gern als Kanonenfutter an 
brenzligen Fronten eingesetzt, so etwa bei der Invasion auf Sizilien 1943 
und in der Normandie 1944.' Diese Truppen, vor allem die Marokkaner 
bei den französischen Einheiten, waren wegen ihrer Brutalität gegen- 
über der Zivilbevölkerung verschrien. So wurde ihnen von weißen fran- 
zösischen Offizieren die Stadt Freudenstadt im Schwarzwald drei Tage 
lang zur Plünderung und Vergewaltigung überlassen.” Ein ähnliches 
Schicksal erlitt Rom. 

Vor der Öffentlichkeit wurde der große Anteil Nichtweißer möglichst 
heruntergespielt, und ihre Verdienste wurden verschwiegen. So ließ Ge- 
neral Charles DE GAULLE bei seiner Siegesparade in Paris im Sommer 
1944 die bedeutenden Anteile Farbiger an diesem Sieg unterdrücken und 
veranlaßte, daß diese nicht an der Parade auf den Champs Elysees teil- 
nehmen durften. 

Neben dem großen Anteil Farbiger aus den USA hatten die Vereinig- 
ten Staaten mehr als 50 000 Mann allein aus ihrer damaligen Kolonie 
Puerto Rico ausgehoben. Eines dieser puertoricanischen Regimenter 
wurde 1944 nach Nordafrika verlegt, kämpfte dann in Frankreich und 
überschritt im März 1945 den Rhein.’ 

Aus seinem Kolonialreich in Indien re- 
| krutierte Großbritannien allein mehr als 
zweieinhalb Millionen Soldaten für seine 
Armeen, dazu viele Schwarze aus seinen 
Besitzungen in Afrika. Frankreich hatte bei 
Kriegsbeginn um eine Million Soldaten aus 
seinen afrikanischen Kolonien eingezogen. 
Von ihnen mußten viele nach der Kapitu- 
lation Frankreichs 1940 auf Befehl der Vi- 
# chy-Regierung gegen die Alliierten in Nord- 
afrika kämpfen, damit auch gegen viele 
Farbige. Von seinem Exil in London aus 


Afrikanische Kolonialsoldaten der britischen 
Streitkräfte beim Training. Foto: Imperial War 
Museum, London. 
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rekrutierte DE GAULLE Zehntausende von Afrikanern, die dann bei den 
Landungen der Allüerten auf Sizilien und in der Provence gegen die 
deutsche Wehrmacht in 


vorderster Front eingesetzt 
wurden. 

Auch im Zweiten Welt- 
krieg wurden die farbigen 
Soldaten bei den Alliierten 
noch gegenüber den Wei- 
Ben diskriminiert. Sie erhiel- $ 
ten einen geringeren Sold 
als ihre weißen Kameraden 
und nach dem Ausscheiden 
aus der Truppe eine gerin- 
gere Rente. Auch im gesell- 
schaftlichen Rang standen 
sie im Zweiten Weltkrieg 
noch erheblich unter den 
Weißen, bei denen oft erheb- 
licher Rassismus herrschte.’ 
Erst in den folgenden Jahrzehnten wurden die Rassenschranken lang- 
sam abgebaut. 

Durch die Verwendung während beider Kriege im 20. Jahrhundert im 
Kampf gegen das Deutsche Reich hatten die Farbigen die Achtung vor 
ihren Kolonialherren verloren, erstrebten sie die Gleichberechtigung und 
erkämpften sie die nationale Freiheit und Unabhängigkeit. Die großen 
weltweiten Kolonialreiche brachen nach 1945 zusammen. So hatte die 
kurzsichtige Verwendung der Farbigen in den Weltkriegen die folgen- 
schwere Abschaffung der Kolonien und die für die Zukunft schwere 
Last von Millionen Einwanderern nach Europa in die Länder der frühe- 
ren Kolonialmächte zur Folge. 

Von Sommer 2012 bis April 2013 gab es eine Ausstellung »Die Dritte 
Welt ım Zweiten Weltkrieg« im Historischen Museum in Frankfurt am 
Main zu sehen, die einen Schwerpunkt auf die Bedeutung und die Zu- 
stände bei den farbigen Truppen im Zweiten Weltkrieg legte. 

Über die zahlenmäßig geringen Freiwilligen von außerhalb Europas 
bei der deutschen Wehrmacht im Zweiten Weltkrieg gibt NEULEN in sei- 
nem Werk Auskunft.’ Den größten Anteil stellten Inder mit rund 3500 
Mann, zu denen noch eine Gruppe von 40000 Freiwilligen in Indien 
gegen England kam.’ 

Rolf Kosiek 
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Zu Englands Politik 1939 


Am 3. September 1939 erklärte Großbritannien, nachdem es ein kurzfri- 
stiges Ultimatum an das Deutsche Reich gestellt hatte, zum zweiten Mal 
im 20. Jahrhundert Deutschland den Krieg, obwohl es von ihm nicht 
bedroht war. Offiziell trat es dabei für Polen ein, dem es in unverant- 
wortlicher Weise eine Garantie der militärischen Unterstützung bei ei- 
nem erfolgten Angriff von seiten eines anderen Landes gegeben hatte. 

Doch wollte man nach dem 1. September 1939 in London bald nichts 
mehr davon wissen, daß man Warschau militärische Hilfe versprochen 
hatte, die London dann auch verweigerte. Polen war nur vorgeschoben, 
da es England darum ging, einen großen Krieg zu entfesseln, um den 
deutschen Konkurrenten zu vernichten. Diese Art englischer Politik 
kommt sehr gut zum Ausdruck in einem Brief, den Joseph (Joe) KENNE- 
Dy, der damalige US-Botschafter in London, an US-Präsident RoosE- 
vELT am 30. September 1939 schrieb. Darin heißt es: 

»Lieber Herr Präsident! 

Obwohl Beamte wie VANSITTART voraussagten, daß die Unterzeich- 
nung des russisch-deutschen Vertrages, wie ich in meinem Telegramm 
von damals berichtet habe, die vierte Teilung Polens bedeutet, verur- 
sachte das Ereignis, als es stattfand, hier gleichwohl einen großen Schock. 
Aber die Leichtigkeit, mit der die Angelsachsen Machtpolitik spielen kön- 
nen, während sie in Ausdrücken der Menschenfreundlichkeit sprechen, 
triumphiert. Während zu Beginn des Krieges der Schutz der Unabhängig- 
keit und die Erhaltung der territorialen Integrität Polens als unmittelbare 
Ursache des Krieges und als Grund für den Versuch, HITLER zu stürzen, 
bezeichnet wurde, wird nun die Wiederherstellung Polens - sicherlich des 
russischen Polens - sanft, aber sehr bestimmt, ins Dunkel gestoßen. 

Natürlich ist es in Wirklichkeit so, daß England für seine Besitztümer 
und seinen Platz an der Sonne kämpft, genau so wie in der Vergangen- 
heit. Ich nahm die Ausgabe der Times vom 5. August 1914 vor und ver- 
glich sie mit jener vom 4. September 1939, und sie sind praktisch iden- 
tisch, abgesehen von dem Ersatz des Wortes »Nazic« für »Junker«. 

Ungeachtet des entsetzlichen furchtbaren Verhaltens der Nazis ist es 
sicher Tatsache, daß die Engländer nicht gegen HıTLEr, sondern gegen 
die Deutschen kämpfen, gerade so, wie sie vor fünfundzwanzig Jahren 
gegen sie kämpften, weil fünfundvierzig Millionen Briten, die die größte, 
weitest ausgedehnte Seeherrschaft der Welt kontrollieren, und achtzig 
Millionen Deutsche, die das Kontinentaleuropa beherrschen, nicht ge- 
lernt haben, miteinander in Frieden zu leben.« Deutlicher kann man die 
britische Heuchelei kaum entlarven. Rolf Kosiek 
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Deutsche Polizei erschoß am 28. 10. 1939 
keine Tschechen 


Von Josef HAsLINGER ist im Januar 2013 das Buch Jachymov erschienen.! 
Es ist zwar ein Roman, aber es berichtet in Tatsachenform über die Er- 
eignisse in Prag am 28. Oktober 1939. Da in dieser Darstellung einige 
Angaben nicht den Tatsachen entsprechen und der Leser einen falschen 
Eindruck gewinnen könnte, ist eine Richtigstellung angebracht. 

Auf Seite 68 des Buches steht zu den Ereignissen des 28. Oktober 
1939 in Prag zu lesen: »Die Polizei... ließ. ... in die Menge feuern.« Das 
erweckt den Eindruck, als ob die deutsche Polizei auf die Demonstran- 
ten geschossen habe. 

Das war jedoch nicht der Fall. Richtig ist, was im Vernehmungsproto- 
koll vom 8. Oktober 1945 der tschechischen Untersuchungskommissi- 
on im Verfahren gegen Karl-Hermann FRANK, damaliger Staatsminister 
im Protektorat Böhmen und Mähren, zu lesen ist: »In der Flüsterpropa- 
ganda für die Wiederkehr des tschechischen Staatsfeiertages am 28. Ok- 
tober 1939 waren Demonstrationen geplant. Von einer Rückkehr BE- 
NESCHs war die Rede, der Tod aller Deutschen wurde verkündet. FRANK 
(damals Polizeiführer von Böhmen und Mähren) ordnete die Bereitschaft 
der Polizei an, allerdings ausdrücklich bei Kasernierung. Am 28. Okto- 
ber kam es am Wenzelplatz, am Graben und am Karlsplatz in Prag zu 
Menschenansammlungen, aus denen einige Rufe »Nemci ven!« (Deut- 
sche raus!), »Nieder mit Hitler!«, oder »Hoch Benesch« laut wurden... 
Einige tschechische Polizisten versuchten, die Demonstranten ausein- 
ander zu treiben. Dabei kam es an einer Stelle zu einem Handgemenge 
mit jungen Leuten, wobei der Student Jan OPLETAL ernstlich verwundet 
wurde.«? 

Es waren tschechische Polizisten, die den Arbeiter Otakar SEDLACEK 
erschossen und den Studenten Jan OPLETAL schwer verwundet haben. 
Die deutsche Polizei war kaserniert und zu jener Zeit noch nicht ausge- 
rückt. 

Ferner liest man bei HasLinGer: »Als der Leichnam des Studenten 
am 15. November. . . durch Prag gefahren wurde. . ., folgte ihm ein Trau- 
erkondukt von mehreren hundert Studenten, dem sich immer mehr Ein- 
wohner anschlossen.« 

Dazu berichtet das Vernehmungsprotokoll: »Die Gestapo war, vor- 
wiegend durch tschechische Vertrauensleute, unterrichtet worden, daß 
Studenten für eine zahlreiche Teilnahme an der Beerdigung warben, um 
neuerlich Unruhe zu wecken.« Ferner liest man dort: »Ich (FRANK, R.K.) 
ordnete an, daß an der Beerdigung nur Verwandte und Bekannte des 
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Deutsche Polizei erschoß am 28. 10. 1939 keine Tschechen 


Verschiedenen teilnehmen durften. .. Ansammlungen Fernerstehender 
verbot ich ausdrücklich. ... Teilnehmer an Demonstrationen waren zu 
verhaften. .. Ein Reich, das sich im Kriege auf Leben und Tod befand, 
mußte Aufstände streng ahnden. . . Trotz erlassener Warnungen versuch- 
ten einige Studenten, demonstrativ an der Beerdigung teilzunehmen. 
Neun von ihnen wurden festgenommen, tschechischerseits als Urheber 
erkannt und erschossen.«* 

Dazu ist ergänzend zu bemerken, daß die Anordnungen des Polizei- 
führers Frank durch Rundfunk, Zeitungen und Flugblätter bekannt ge- 
macht worden waren. Wer diesen Anordnungen zuwider handelte, muß- 
te als Aufrührer angesehen werden und mit empfindlichen Strafen 
rechnen. Die Rädelsführer sind von Tschechen, nicht von Deutschen, 
benannt und von Tschechen erschossen worden. 

HASLINGER schreibt weiter:” »Von den etwa 150000 Studenten, die an 
diesem Morgen Bekanntschaft mit der SS machten, wurden anschlie- 

JOSEF ßend etwa 1200 in das Konzentrationslager Sachsenhausen verschleppt.« 
HASLINGER Das Vernehmungsprotokoll von FRANK gibt hierzu an: »Die verhaf- 
J ach OV_ teten Demonstranten, einige hundert Studenten, wurden in das Lager 
| Oranienburg verbracht... Herr von NEURATH und ich (FRANK, R.K.) 
} setzten uns für die Wiederentlassung der Verhafteten ein, die auch nach 
und nach im Laufe des nächsten Jahres erfolgte. So bedauerlich die Här- 
te der Maßnahmen war, so sehr verständlich erscheint sie, wenn man 
bedenkt, daß die Reichsregierung gerade in diesen Wochen bemüht war, 
den Krieg zu beenden. Der überwiegende Teil der tschechischen Bevöl- 
kerung hätte so gedacht, (Die Studenten sind Unruhestifter, R.K.) sonst 
wären nicht so viele Anzeigen gegen die Studenten aus der Mitte der 
Bevölkerung gekommen. Alle tschechischen Anzeiger beteuerten ein- 
mütig und aus Überzeugung, daß sie die Handlungsweise der Studenten 
verurteilten und deshalb die Hauptschuldigen zur Anzeige gebracht hät- 
ten.« 


oO 
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burg-Sachsenhausen eingeliefert wurden. Diese wurden sämtlich noch 
vor Ablauf eines Jahres wieder in ihre Heimat entlassen. Das Vorgehen 
der Studenten wurde offensichtlich von der Mehrheit des tschechischen 
Volkes mißbilligt. 

Josef HAsLinGER hat sein Buch Jachyrmov als Roman veröffentlicht. Die 
genaue Aufzählung von Personen-, Orts- und Zeitangaben wandelt je- 
doch den Roman in einen Tatsachenbericht um. Von einem Tatsachen- 
bericht ist zu verlangen, daß die Tatsachen richtig und vollständig darge- 
stellt werden. Das ist leider in dem Werk von HasLINGER nicht geschehen. 
Deswegen ist eine Richtigstellung erforderlich. 
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Der Bromberger Blutsonntag vom 3./4. September 
1939 - Geschichtsklitterung in »seriösen< Medien 


Lügen haben, wie ein deutsches Sprichwort erklärt, kurze Beine. Leider 
können sie oft schneller laufen als die Wahrheit, besonders, wenn sie von 
offizieller bundesdeutscher Seite unterstützt und angefeuert werden. So 
verbreiteten die Münchener Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte (VjZ) des Ol- 
denbourg-Verlages auch noch im Frühjahrsheft 2012 den Mythos vom 
unprovozierten Überfall auf Polen im Jahre 1939, mit dem die staatstra- 
gende Alleinschuld-Lüge ein weiteres Mal den deutschen Gläubigen vor- 
gebetet wurde. In diesen Zusammenhang gehört auch die Geschichts- 
klitterung um den sogenannten »Bromberger Blutsonntag«, die auch in 
den I7Z nach dem Motto »Der Ermordete war (selbst) schuldk zu ver- 
breiten versucht wurde. 

In der oben genannten Nummer brachte die V7Z einen Beitrag des 


Osteuropa-Historikers Markus KrzoskA über die Zahl der in Bromberg 


getöteten Deutschen. Dieser Historiker war bereits mit einer verharmlo- 
senden Dissertation über die Vorkriegspropaganda des polnischen Hi- 
storikers Zygmunt WojJcIEchowskI bekannt geworden, der »ein Polen an 
Oder und Ostsee« gefordert hatte. KrzosKA erklärte die damals in ganz 
Polen vertretene Forderung zur vradikalen Einzelstimme«. Das trifft aber 
nicht zu. 

Die großen deutschen Lexika, die nach dem Krieg noch über den 
Blutsonntag aufgeklärt hatten, wußten in ihren letzten Auflagen nichts 
mehr davon zu berichten! 

Doch die Tatsachen, vielfach dokumentiert, sprechen eine eindeutige 
Sprache. Als sicher gilt, daß Anfang September 1939 in der auf polni- 
schem Staatsgebiet liegenden Stadt Bromberg und in ihrer Umgebung 
mehrere hundert bis fast tausend Deutsche mit polnischem Paß durch 
polnisches Militär und Zivilisten ermordet wurden, zu einem großen 
Teil auf bestialische Art und Weise. Polnische und auch deutsche Ge- 
schichtskosmetiker sprechen dagegen geradezu zynisch von der »Brom- 
berger Provokation« durch einen versuchten deutschen Aufstand. Damit 
soll vertuscht werden, daß es sich in Wirklichkeit um unprovozierten 
Mord und Totschlag von seiten der Polen handelte, um die Folge jahr- 
zehntelanger Volksverhetzung durch die polnische Regierung und ka- 
tholische Kirchenvertreter. Der erste Völkermord des Zweiten Weltkrie- 
ges fand im September 1939 auch in anderen polnischen Landesteilen 
statt. Insgesamt konnten zunächst 4332 Ermordete registriert werden. 
Dabei handelte es sich, vieler Vermißter wegen, nur um eine Mindest- 
zahl. Später wuchs die Zahl auf über 5000. 
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Der Bromberger Blutsonntag - Geschichtsklitterung 
in »seriösen« Medien 


Bereits am 14. September 1939 erstattete der von der Wehrmacht- 
untersuchungsstelle beauftragte Marineoberkriegsgerichtsrat Dr. Ulrich 
SCHATTENBERG Bericht über die ersten Zeugenvernehmungen ın Polen. 
Darin heißt es zusammenfassend: »Insgesamt sind von mir über 40 Volks- 
deutsche eidlich als Zeugen vernommen worden über die Ermordung 
ihrer Angehörigen. Jeder Zeuge bekundete die Ermordung von wenig- 
stens zwei oder drei seiner Angehörigen, z. T. wurden ganze Familien 
ausgerottet... 

Beı den Haussuchungen wurden zunächst von den Soldaten und dem 
Mob sämtliches Geld und Wertsachen gestohlen, die Wohnungen auch 
sonst ausgeplündert und völlig verwüstet. Die Männer der Familien, und 
zwar ohne Rücksicht auf ıhr Alter, von 13jährıgen oder gar 10jährigen 
Jungen bis zum 70- oder 80jährigen Greis, wurden ın fast allen Fällen ın 
viehischer Weise umgebracht. Nur ın wenigen Fällen begnügte man sich 
mit dem einfachen Abschießen. Zumeist wurden die Ermordeten mit 
Brechstangen, Seitengewehren, Gewehrkolben, Knüppeln derart zusam- 
mengeschlagen, daß ihre Gesichter bis zur Unkenntlichkeit verstümmelt 
wurden... 

Ich sah selbst angekohlte, z. T. verbrannte Leichen ermordeter Volks- 
deutscher. In vielen Fällen mußten die Volksdeutschen die Ermordung 
ihrer Väter, Brüder oder Kinder mit ansehen, ohne ihnen, wenn die Ver- 
letzten noch nicht gleich tot waren, Hilfe bringen zu dürfen. Dabei wur- 
den sie noch von den Soldaten und vom Pöbel verhöhnt. In anderen 
Fällen mußten sie die Ermordung der Angehörigen ansehen, um dann 
selbst als nächstes Opfer erschlagen oder erschossen zu werden.«' 

Nicht Deutsche, sondern Polen haben dies zu verantworten. 

Vorausgegangen waren im Frühjahr 1939 die Ereignisse um die soge- 
nannte »Tilea-Lüge«? deren Fehlschlag London veranlaßte, Polen weit 
entgegenzukommen. Danach rief die aggressionsbereite polnische Na- 
uonal-Ochlokratie (Oberst BECK, RYDZ-SMIGLY usw.) offen zur Erobe- 
rung Deutschlands bis zu Oder und Neiße auf. Volksdeutsche wurden 
verstärkt drangsaliert und entrechtet. Man legte Listen zu verhaftender 
Deutscher an, bereitete KL-Lager vor und verhetzte die Bevölkerung 
auf das äußerste. 

Die Lage der Deutschen ın Polen bei Beginn des Zweiten Weltkrieges 
wird bestens durch den folgenden Abschnitt aus einem Leitartikel des 
Chefredakteurs Gotthold STARKE gekennzeichnet, den die Bromberger 
Deutsche Rundschau in Polen am 2. September neben einem Aufruf des 
polnischen Staatspräsidenten veröffentlichte: 

»Der Herr Staatspräsident hat sich an alle Bürger Polens, also auch an 
uns Deutsche, gewandt. Wir stehen unter polnischem Gesetz. Wir wis- 
sen, dal3 sich niemand von uns zu Handlungen hinreißen lassen wird, die 
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In seinem Beitrag »Die geplanten 
Pogrome«, erschienen in der Jun- 
gen Freiheit vom 31. August 2007, 
ist Markus KRÄMER eindeutig: »Po- 
sener Akten belegen, daß die 
Übergriffe gegen die deutsche 
Minderheit nach dem 1. Septem- 
ber 1939 politisch kalkuliert wa- 
ren.« Er führt aus: »Das feindselige 
Klima und die offizielle Entrech- 
tung bewirkten in den folgenden 
Monaten eine Panik und Massen- 
flucht vieler Deutscher über die 
‚grüne Grenze: ins Deutsche 
Reich - allein bis zum 3. August 
1939 flüchteten 77000 Men- 
schen. Ab Mitte August steigerte 
sich die Unterdrückung der Volks- 
deutschen zum offenen Terror der 
Aufständischenverbände und des 
Westmarkenverbandes in Verbin- 
dung mit dem Militär und den Be- 
hörden. Letztere organisierten 
Massenverschleppungen von den 
Grenzgebieten in den polnischen 
Osten. In den oberschlesischen 
Städten Bielitz und Kattowitz for- 
derten Bombenanschläge auf 
deutsche Häuser mehrere Todes- 
opfer. Deutsche Gehöfte in Posen, 
Westpreußen und Oberschlesien 
wurden angezündet und die Be- 
wohner ermordet. In den ober- 
schlesischen Gruben und den In- 
dustriebetrieben von Teschen, 
Bielitz und Lodz wurden Deut- 
sche wegen ihrer Volkszugehörig- 
keit entlassen.« 


Te 


Abstransport eines ermordeten Volksdeutschen. 


der ganzen Volksgruppe zum Verderben gereichen müssen. Als getreue 
Söhne unserer Heimat haben wir diese Situation zu überstehen, die für 
alle Völker wahrhaft tragisch ist, nicht zuletzt für uns Deutsche in Polen 
... Wir haben der ganzen Härte eines nicht von uns heraufbeschwore- 
nen, aber auch nicht durch uns selbst abwendbaren Schicksals, wir ha- 
ben selbst dem Tod ins Angesicht zu sehen. . .«’ 
Mit Ausschreitungen gegen die wehrlosen und friedlichen Volksdeut- ° Deutsche Rundschau 
schen bereits vor Ausbruch des Krieges und mit polnischen Massakern ?* Polen, Nr. 200, 
seit dem 1. September 1939 begann die Brutalisierung des Krieges durch von2 2.7 
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Polen. Presse, Rundfunk und polnische Parteiführer hatten die Bevölke- 
rung monatelang durch eine maßlose Hetze davon überzeugt, daß alle 
Deutschen Angehörige einer Spionage- und Sabotageorganisation und 
somit als Staatsfeinde vogelfrei seien. 

Mitschuld an dieser Verleumdung trugen auch zahlreiche polnische 
Geistliche. Der Kurjer Poznanski hatte Monate vor Kriegsausbruch, am 
17. Juni 1939, offen Greuel gegen Deutsche angekündigt. Dem bestiali- 
schen Abschlachten der Deutschen ging außerdem der Geheimbefehl 
Nr. 59 an alle Wojewoden voraus, wodurch eindeutig feststeht, daß es 
sich dabei um eine zentral organisierte Aktion gehandelt hat. 

Der oberschlesische Wojwode GRAZYNSKI hatte am 20. August 1939 
in einer öffentlicher Versammlung zum Pogrom aufgerufen: »Schlagt die 
Deutschen nieder, wo ihr sie trefft!«* 

Diese Haßparole hatte für die Volksdeutschen schon in den Tagen 
vor Kriegsausbruch und danach in ganz Polen ein schreckliches Inferno 
zur Folge. 

Bereits am 1. September war der erwähnte Gotthold STARKE, zusam- 
men mit Tausenden anderen Deutschen in ganz Polen, verhaftet wor- 
den. Wer nicht sofort erschlagen oder erschossen wurde, den trieb man 
in langen Kolonnen nach Osten, wobei ständig Gefangene den Strapa- 
zen erlagen, ausgeraubt und ermordet wurden. In ganz Polen fanden 
nachweislich so etwa 5500 deutsche Zivilisten den Tod. Hinzu kommen 
die zwangsweise eingezogenen deutschstämmigen Soldaten der polni- 
schen Armee, die vielfach brutal gemobbt und/oder ermordet wurden. 
Gleichzeitig waren in der polnischen Presse triumphierende Berichte zu 
lesen, daß jetzt »der Marsch nach Berlin und Ostpreußen« begonnen 
habe 

Krzoska beziffert in seinem Artikel die Anzahl der deutschen Brom- 
berger Toten nach Ausbruch der Kampfhandlungen auf mindestens vier- 
hundert. Die genau Zahl ließe sich nach seinen Angaben nicht ermitteln. 
Daß es weit mehr waren, ist anhand der Todeslisten und Untersuchungs- 
protokolle eindeutig. 400 Mordopfer stellen allerdings ein Vielfaches des- 
sen dar, was vor einigen Jahren das Deutschen Historische Institut in War- 
schau in einer Ausstellung für Bromberg den Besuchern zumutete: dreißig 
Tote! Erst nach vielen Protesten erhöhte man dann recht willkürlich auf 


* Alfred KoTowsk, Polens Politik gegenüber seiner deutschen Minderheit, 1919-1939, 
Wiesbaden 1998. Gesamtauswertung polnischer Quellen und Akten. 

> „Nach Berlin... , die Unseren marschieren nach Berlin, die Armee Posen 
unter General KUTRZEBA. Unsere Divisionen sind schon in Ostpreußen ein- 


marschiert. . .« Aus: Jerzy PUTRAMENTs Roman Wrzesien (»September<), deutsche 
Ausgabe im Verlag Volk und Welt, Ost-Berlin 1957, S. 346 ff. 
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etwas über hundert. Dies zeugt von braven umerzogenen deutschen Hi- 
storikern! 

In der Bundesrepublik versuchte der stramm umerzogene Journalist 
Sven Felix KELLERHOFF, Redakteur bei der We/r, auch die Zahl von 400 
als Dogma in den Kanon der bundesrepublikanischen Geschichtslügen 
einzufügen. Ist das allein schon lächerlich genug, so blamierte sich KEL- 
LERHOFF bis auf die Knochen, als er in einer Überschrift zu einem Vorab- 
bericht zu KrzoskA schrieb, der Bromberger Blutsonntag (3./4. Sep- 
tember) habe den »Nazis den Vorwand« für den Angriff auf Polen 
geliefert, obwohl der doch bekanntlich schon am 1. September statt- 
fand. Damit nicht genug, bewies er seine völlige Unkenntnis der Ge- 
schichte — oder eine böswillige Geschichtsklitterung — mit der aus der 
Luft gegriffenen Behauptung, das Auswärtige Amt habe »im November 
1939 die Zahl von 5437 volksdeutschen Opfern polnischer Übergriffe 
in und um Bromberg« genannt. 

Daß eine Zeitschrift wie die [7Z des Münchener Instituts für Zeitge- 
schichte eine Geschichtsklitterung wie die von KrzoskA im Frühjahrs- 
heft 2012 unkommentiert aufnimmt, zeigt, wie tief die amtlich gedulde- 
ten und geförderten Historiker oder (un)verantwortlichen Redakteure 
gesunken sind. Von Tageszeitungs-Journalisten, deren Ruf noch hinter 
dem eines Wirtes rangiert, kann man wohl nicht mehr verlangen. 

Wie in Dresden, werden auch im Falle der polnischen Massaker die 
Opferzahlen bei Deutschen auf ungefähr ein Zehntel der wirklichen 
verringert, während die Zahlen bei nichtdeutschen Opfern im gleichen 
Maße erhöht werden. 

Es bleibt dennoch dabei: Lügen haben kurze Beine! Von einem Kopf 
ist dabei nie die Rede! 

Hans Meiser 
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Sven Felix KELLERHOFF. 
Sein Artikel in der 
Welt: »Was beim 
»Bromberger Blut- 
sonntag« geschah« 
(18. 4. 2012) ist 
reine Geschichts- 
klitterung. 
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! Der betreffende 
K. E. wurde als 
Verwundeter durch 
einen Zufall 
gerettet, als sein 
Lazarett in Ungarn 
von Sowjets 
erobert wurde, die 
die wehrlosen 
Patienten töteten. 
Er ist dem Verfas- 
ser persönlich gut 
bekannt. 


? Bernhard STEIDLE 
(Hg.), Verheimlichte 
Dokumente, FZ, 
München 1995, Bd. 
2.5.22. 

3 „Deutsche 
Krankenhaus- 
Massaker bei 
Lodz?« in: National- 
Zeitung, 17. 6. 1994. 
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Kein Krankenhaus-Massaker bei Lodz 1940 


Am 18. April 1994 strahlte der Deutschlandfunk eine Sendung aus, in 
der behauptet wurde, daß 1940 deutsche Soldaten rund 450 Patienten 
eines Krankenhauses nahe Lodz in Polen aus den Betten geholt, auf die 
Straße gezerrt und mit Maschinenpistolen ermordet hätten, um Platz für 
deutsche verwundete Soldaten zu bekommen. 

Das trifft aber nicht zu. Kein deutscher Offizier hätte solch ein Mas- 
saker befehlen oder nur dulden können. Solche Praktiken wurden dage- 
gen von sowjetischen Truppen bei ihrem Vormarsch im Südosten ange- 
wendet, wie der Verfasser von einem davon in Ungarn 1945 betroffenen 
deutschen Soldaten versichert bekam. ' 

Nach der erwähnten Sendung des Deutschlandsfunks richtete? ein 
Zuhörer mit Schreiben vom 9. Mai 1994 eine Anfrage an die für Kriegs- 
verbrechen zuständige Zentralstelle der Justizverwaltungen der Länder 
in Ludwigsburg, ob man dort etwas von diesem den Deutschen vorge- 
worfenen Massaker wisse und ob Verantwortliche dafür zur Rechenschaft 
gezogen worden seien. 

Mit Schreiben vom 1. Juni 1994 antwortete ein Staatsanwalt WACKER 
von der Ludwigsburger Zentralstelle unter anderem: »Eine Durchsicht 
unserer Karteien erbrachte keinen Hinweis auf die von Ihnen geschil- 
derten Tötungshandlungen im Jahre 1940. . . Solche oder ähnliche Kriegs- 
verbrechen könnten sich nach polnischen Zeugenaussagen im August 
1944 zu Beginn des Warschauer Aufstands abgespielt haben. . . allerdings 
nicht mit dem Ziel, ein Krankenhaus für verwundete deutsche Soldaten 
freizubekommen.« 

Das bedeutet, daß der Deutschlandfunk fahrlässig durch Auswertung 
einer falschen Quelle oder bewußt durch Erfindung des Vorganges eine 
Lüge in die Welt gesetzt oder verbreitet hat. Er hat sie anschließend nicht 
richtiggestellt, so daß bei den Zuhörern der Eindruck blieb, daß die Mel- 
dung von dem Massaker der Wahrheit entspreche. Wahrscheinlich ist 
seitdem mit der Angabe des seriös erscheinenden Deutschlandfunks und 
seiner »Dokumentation« als Quelle die Lüge weiterverbreitet worden. 

Bezeichnend ist auch die Reaktion in Ludwigsburg. Man kommt zwar 
nicht darum herum, den Sachverhalt richtigzustellen, daß die Vorwürfe 
für 1940 gegen Deutsche unberechtigt sind. Zugleich wird aber die Mög- 
lichkeit angesprochen, daß so etwas doch, wenn auch vier Jahre später 
und über 100 km entfernt, sich ereignet haben »könnte«, so daß das 
Schuldkonto der Deutschen weiterhin möglichst hoch belastet wird. 


Rolf Kosiek 
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Die Deutsche Volksliste (DVL) 


Über die Deutsche Volksliste (DVL), die nach dem Polenfeldzug im 
deutschbesetzten Teil des früheren Polens eingeführt wurde, liegen in 
der Öffentlichkleit kaum Informationen vor, und oft werden damit fal- 
sche Vorstellungen verbunden. Daher sei alles Wesentliche darüber nach- 
folgend mitgeteilt. 

Nach der Eroberung Polens durch die deutsche Wehrmacht im Sep- 
tember 1939 wurden die vor 1918 dem Deutschen Kaiserreich zugehöri- 
gen Gebiete mit zusätzlichen Landstrichen ins Deutsche Reich eingeglie- 
dert. Dabei handelte es sich um ein Gebiet von 91764 Quadratkilometern 
mitrund 10 Millionen Einwohnern. Aus dem restlichen Teil Polens, der 
nicht abkommensgemäß an den sowjetischen Machtbereich fiel, entstand 
das Generalgouvernement Polen. 

In den eingegliederten Ostgebieten wurde unmittelbar nach der Reichs- 
tagsrede HıTLERs vom 6. Oktober 1939, in der er eine Neuordnung der 
Nationalitätenverhältnisse ankündigte, mit der Erfassung derjenigen Per- 
sonen begonnen, die als Volksdeutsche galten oder die »eindeutschungs- 
fahig« waren. Die Durchführung lag in der Hand des Reichsführers-SS 
Heinrich HıMMLER in seiner Funktion als »Reichskommissar für die Fe- 
stigung des deutschen Volkstums«. Die »Einwanderungszentralstelle der 
Sicherheitspolizei und die »Volksdeutsche Mittelstelle« beteiligten sich 
an der Klassifizierung. Die Kriterien der Einteilung waren von Dr. Wal- 
ter GROss, dem Leiter des Außenpolitischen Amtes der NSDAP, aufge- 
stellt worden und wurden unter Aufsicht der Parteigenossen LEUSCHNER 
und OPPERMANN in den Gauen Danzig-Westpreußen und Wartheland 
ausgeführt. 

Aufgrund des »Erlasses des Führers und Reichskanzlers über Gliede- 
rung und Verwaltung der Ostgebiete« vom 8. Oktober 1939 ergingen die 
»Verordnung über die Deutsche Volksliste und die Staatsangehörigkeit 
in den eingegliederten Ostgebieten« vom 4. März 1941 und der »Erlaß 
des Reichsinnenministers über den Erwerb der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit durch ehemalige polnische und Danziger Staatsangehörige« vom 
13. März 1941. Danach wurde in den eingegliederten Ostgebieten eine 
DVL eingerichtet, die sich in vier Abteilungen gliedert. 

Auf diese Weise sollten in den eingegliederten Ostgebieten »alle Men- 
schen deutschen Blutes« erfaßt, und gleichzeitig sollte verhindert wer- 
den, daß »Fremdblütigkeit des Ostens« die deutsche Staatsangehörigkeit 
erlangen konnte. Maßgeblich war die Deutschstämmigkeit. Dabei hatte 
auch ein »gleichgültiger oder schlechter Deutschstämmiger« als Deut- 
scher zu gelten. 
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Die Deutsche Volksliste (DVL) 


Die DVL gliederte sich in vier Abteilungen. Für die Einstufung war 
vor allem die Haltung zum Deutschtum ausschlaggebend, wie sie sich 
aus der Nachprüfung der Einstellung zum Deutschtum vor Wiederein- 
gliederung in das Deutsche Reich ergeben hat. 

In die Abteilung 1 wurden nur die Volksdeutschen aufgenommen, die 
als Angehörige der deutschen Volksgrupe anerkannt waren und die sich 
stets aktiv für das deutsche Volkstum eingesetzt hatten. Zu ihnen gehör- 
ten auch alle, die unter den Verfolgungen der zwanziger Jahre gelitten 
und dem Terror der vor oder zu Beginn des Zweiten Weltkrieges rund 
zwölftausend deutsche Todesopfer forderte, ausgesetzt gewesen waren. 
Hinzu kommen die im Winter 1939/40 aus dem Baltikum, aus Wolhyni- 
enund dem Narew-Gebiet in die neuen Reichsgaue umgesiedelten Volks- 
deutschen und im Sommer 1940 die im Rahmen einer beschönigend als 
»Tauschsiedlung« bezeichneten Aktion aus dem östlich der Weichsel ge- 
legenen Distrikt Lublin umgesiedelten 3000 Cholmer Deutschen. 

Zur Abteilung 2 der DVL gehörten diejenigen Deutschstämmigen, 
die sich bis September 1939 zwar nicht aktiv für das Deutschtum ein- 
setzten, sich jedoch ihr Deutschtum nachweislich bewahrten und es nicht 
verleugnet hatten. Dieses setzte ferner voraus, daß sie keinerlei persönli- 
che Bindungen zum Polentum eingegangen waren. 

In die Abteilung 3 der DVL wurden diejenigen Deutschstämmigen 
eingetragen, die im Laufe der Jahre zwar gewisse Bindungen zum Polen- 
tum eingegangen waren, bei denen man jedoch davon ausgehen konnte, 
daß sie wieder vollwertige Deutsche werden würden. Hierzu gehörten 
auch die Personen nichtdeutscher Abstammung aus einer »völkischen 
Mischehe: mit einem deutschen Volkszugehörigen. 

Schließlich wurden in der Abteilung 4 der DVL diejenigen Deutsch- 
stämmigen eingetragen, die politisch im Polentum aufgegangen waren 
und ausdrücklich deutschfeindlichen Organisationen angehörten oder 
auch sonst deutschfeindlich wirkten. Letzterer Gruppe wurde in den Au- 
gen der Besatzungsmacht besondere Aufmerksamkeit geschenkt. Wer 
sich nach entsprechender Belehrung weigerte, einen Antrag auf Aner- 
kennung der deutschen Staatsangehörigkeit zu stellen, wurde in »Schutz- 
haft: genommen und in ein Konzentrationslager verbracht. Der Besitz 
wurde eingezogen und etwaige Abkömmlinge kamen in deutsche »Für- 
sorgeerziehung«. 

So rigoros man mit den Renegaten der Abteilung 4 umsprang, so sehr 
umwarb man die Angehörigen der Abteilung 3. Die großzügige Hand- 
habung der Eingliederungskriterien für die Abteilung 3 war aus deut- 
scher Sicht nicht zuletzt auch darin begründet, daß nach Beginn des Ruß- 
landfeldzuges sowie nach Angliederung des Distrikts Galizien das 
Generalgouvernement nicht mehr als polnisches Restgebiet, sondern als 
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deutsches Siedlungsgebiet und damit als dauerhafter Bestandteil des Groß- 
deutschen Reiches angesehen wurde. Die Bevölkerung sollte so weit wie 
möglich der Eindeutschung unterworfen werden. Hatte man zunächst 
daran gedacht, die Volksdeutschen aus dem Generalgouvernement in 
die Reichsgebiete umzusiedeln, so galten sie jetzt als Ferment für die 
Germanisierung Polens. Viele Polen, von denen man annahm, daß sie 
einmal deutsche Vorfahren gehabt haben könnten, wurden ihnen gleich- 
gestellt. 

Nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges im Frühjahr 1945 bewer- 
tete die Volksrepublik Polen die in die DVL eingetragenen Menschen 
pauschal als »faschistisch-hitleristische Kollaborateure«. Als Repressali- 
en standen zunächst Lagerhaft oder Gefängnis auf dem Programm. Je- 
der aus Abteilung 1 der DVL wurde rücksichtslos vertrieben (wausgewie- 
sen«). Wer in Abteilung 2 eingetragen war, unterlag einem 
Rehabilitierungsverfahren und hatte lediglich das Recht, bei positiver 
Überprüfung gegen eine Vertreibung Widerspruch einzulegen. Wer in 
den Abteilungen 3 und 4 eingetragen war, mußte vor einer bestimmten 
Verwaltungsinstanz ein Treuebekenntnis gegenüber dem polnischen Staat 
und Volk ablegen. Nur so konnte auch in diesen Fällen eine Vertreibung 
vermieden werden. 


Norbert A. Zelinski 
Quellenhinweise: 
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Der Wiederaufbau Polens nach 1939 


Nach zwei Weltkriegen hat Polen riesige deutsche Gebiete geraubt, Mil- 
lionen Menschen vertrieben, Zehntausende ermordet und deutsches Ei- 
gentum 1945 vollständig beschlagnahmt. Dieser Raubstaat und die von 
den Siegern geschriebenen deutschen Geschichtsbücher behaupten nun, 
daß Polen während der deutschen Besatzung brutal ausgeraubt worden 
sei. Doch von einer Ausplünderung kann nicht die Rede sein. Denn im 
Gegensatz zu der völkerrechtswidrigen Praxis der Alliierten, Deutsch- 
land nach seiner Eroberung total auszuplündern, hat die deutsche Ver- 
waltung weder Polen noch die Sowjetunion wirtschaftlich ausgenutzt, 
sondern auf Grund der alliierten Blockade lediglich zu der Gegenmaß- 
nahme gegriffen, besetzte Gebiete für die deutsche Kriegswirtschaft ar- 
beiten zu lassen und zwar gegen Bezahlung in Form von Lieferungen 
(Düngemittel, Maschinen, besonders für die Landwirtschaft, Zuchtvieh 
usw.).! 

Im Gegensatz zu deutschen Zwangsarbeitern in Polen erhielten pol- 
nische in Deutschland neben Unterkunft, Verpflegung, Kranken-, Un- 
fall- und Rentenversicherung, ärztlicher Betreuung auch noch ca. 50 RM 
Arbeits-Iohn im Monat. 

Mit Billigung Londons hatte Polen durch eine Teilmobilmachung im 
März 1939, schließlich durch eine Vollmobilmachung am 31. August 1939 
und allgemein durch eine aggressive, deutschfeindliche Politik den Aus- 
bruch des Krieges mit herbeigeführt. Darauf hat auch der russische Mi- 
nisterpräsident Wladimir PUTin in seiner Rede 2009 in Danzig hingewie- 
sen. Nach der Niederwerfung durch die Wehrmacht wurde das von ihr 
besetzte polnische Gebiet in zwei ungefähr gleiche Teile geteilt. Die frü- 
heren deutschen Provinzen, die 1919 zugunsten Polens willkürlich abge- 
trennt worden waren, wurden wieder dem Reich angegliedert. Das übri- 
ge Gebiet, mit Krakau als Hauptstadt, wurde als »Generalgouvernement« 
(GG) oder »Rumpf-Polen« bezeichnet. 

Die Rückführung der polnischen Bevölkerung aus den wiedergewon- 
nenen Gebieten in das Generalgouvernement betraf »nur« 595000 Per- 
sonen, wohingegen 1200000 Deutsche schon in den ersten drei Frie- 
densjahren nach 1918 aus dem neuen polnischen Staat vertrieben worden 
waren. 

Folgt man der Geschichtsdarstellung der Sieger oder der BRD-Hofhi- 
storiker, so war das Generalgouvernement eine Art Kolonie, die (nach 
britischem Muster!) der rücksichtslosen Ausbeutung diente. Hinzu habe 
die zu betreibende Volkstumspolitik vorgesehen, mehrere Millionen Po- 
len und Juden aus dem Reich und aus den zurückgewonnenen Gebieten 
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in das GG abzuschieben und durch Zwangsarbeit zu vernichten. An- 
schließend sollte das GG selbst sgermanisiert« werden. 

Der Willkür-(Un-)JRechtsprechung des sog. Nürnberger »Internatio- 
nalen Militär-Tribunals< (IMT) folgend, wurde der Generalgouverneur 
des GG, Hans FRANK, als derjenige beschuldigt, der diese Politik durch 
entsprechende Verordnungen umgesetzt und den »Völkermord« dort zu 
einer rein verwaltungstechnischen Angelegenheit gemacht habe. Nach 
seinem Amtsantritt seien unter der Tarnbezeichnung »Intelligenzaktion« 
etwa 60000 Polen aus der Führungsschicht und des Bürgertums liqui- 
diert worden. Zugunsten des Reiches sei unter FRANK das Generalgou- 
vernement mit äußerster Härte ausgeplündert worden. 

Hans Frank (1900-1946) hatte sich nach seiner Ernennung zum Ge- 
neralgouverneur durch HITLER sofort nach Berlin begeben, um einen 
Stab von Fachleuten, Beratern und Verwaltungsbeamten zusammenzu- 
stellen. Da HıTLEr den Termin für das Ende der Verwaltung Polens sei- 
tens der deutschen Armee auf den 26. Oktober 1939 festgesetzt hatte, 
mußte FRANK sich mit seiner Arbeit sehr beeilen. 

Das Generalgouvernement umfaßte vier große Provinzen mit größe- 
ren Städten wie Warschau, Krakau und Lublin. Nur dieser Teil wurde 
FRANK vorläufig unterstellt. 1941 wurde dieses Gebiet durch Eroberung 
um eine fünfte Provinz, Ostgalizien, vergrößert, das StaLın 1939 annek- 
tiert hatte. 


Aufgaben und Zustände im besetzten Polen 


Über die Maßnahmen der Verwaltung während der ersten Zeit nach dem 
Blitzkrieg des Jahres 1939 berichtete Bruno Hans Hirche in seinem Buch 
Erlebtes General-Gouvernement (Krakau 1941). Das Land mußte aus der 
selbstverschuldeten wirtschaftlichen Armut seiner polnischen Vergan- 
genheit zu neuer Blüte und unter deutscher Führung zum Erfolg ge- 
bracht werden. Auf den Blitzkrieg folgten achtzehn Monate Wiederauf- 
bau bis zum Beginn des Präventivschlages 1941, der STALıns geplante 
Aggression verhindern sollte. HiRCHE bewohnte in Krakau ein Zimmer 
im Hause des »Vereins Christlicher Junger Männer: (CV JM), das für die 
Angestellten des Generalgouvernements zur Verfügung gestellt worden 
war. In dem Gebäude befanden sich ein Schwimmbad, eine Turnhalle, 
Billard- und Tischtennisräume. Alles war mit amerikanischen Geldern 
angeschafft worden, ähnlich wie im Warschauer Y.M.C.A.-Haus. 

Die während des Blitzkrieges beschädigten Eisenbahn-Stationen, - 
Strecken und -Brücken waren inzwischen von Eisenbahnleuten aus dem 
Saargebiet wieder in Ordnung gebracht worden. Infolge der Nähe der 
\Westfront mußte dort ihre Arbeit unterbrochen werden, und so waren 
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sie an FRANK ausgeliehen worden. Der Vorwurf, daß bei einigen Kate- 
gorien die deutschen Verpflegungssätze höher gewesen seien als die pol- 
nischen 1942, verschweigt, daß der durchschnittliche Pole im Kriege mehr 
an Zuteilungen erhielt als in der Zeit vor 1939 und auch nach 1945. 

Im November 1939 sah sich die deutsche Verwaltung vor der schwe- 
ren Aufgabe, mit deutscher Kraft die schwer heimgesuchte Stadt Krakau 
wiederaufzubauen, umzugestalten sowie das wirtschaftliche und soziale 
Leben der Stadt zu beleben. Denn dies war schon vor dem Krieg armse- 
lig gewesen, nachdem man nach 1919 über eine Million tüchtige deut- 
sche Fachkräfte aus dem Land gejagt hatte. 

Die Verwaltung Dr. FrRanks gab sich besondere Mühe, Krakau zu ei- 
ner Musterstadt zu gestalten. Wenn polnische Bauern aus der ländlichen 
Umgebung in die Stadt kamen, bewunderten sie die vielen Fortschritte, 
die im ersten Jahr der deutschen Herrschaft erzielt worden waren. Hir- 
CHE weist nach, daß sowohl die städtische als auch die ländliche polni- 
sche Bevölkerung nach einem Jahr der Frankschen Verwaltung besser 
lebten als zu irgendeiner Zeit in den vorhergegangenen Jahrzehnten. 


Warschau unter deutscher Herrschaft 


Einen sehr guten Einblick in die deutsche Leistung vermittelt ein Buch 
Friedrich GoOLLERTs. Von Beruf Wirtschaftler und Verwaltungsbeamter, 


| war er aktiv am Wiederaufbau Polens beteiligt. Unter der deutschen Ver- 
| waltung während des Zweiten Weltkriegs war der Bezirk Warschau mit 
) seinen 17 000 Quadratkilometern der kleinste im Generalgouvernement, 
) hatte aber mit 3,4 Millionen Einwohnern die größte Bevölkerungszahl. 


Dr. Ludwig FiscHEr trat am 26. Oktober 1939 sein Amt in Warschau 
mit weitgehenden Vollmachten an. Während der kurzen Zeit der Hee- 
resverwaltung hatten die deutschen Truppen die Schlachtfelder der letz- 
ten Kämpfe aufgeräumt, doch nun blieb der Wiederaufbau noch zu be- 


BE werkstelligen. Innerhalb des neuen Verwaltungsssystems unter deutscher 


Ludwig Fischer 
(1905-1947) war von 
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Gouverneur des Di- 
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Generalgouverne- 
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Leitung war die polnische Autonomie in der örtlichen Regierung weitge- 
hend erhalten geblieben. So wurden auch die polnischen Bürgermeister 
im allgemeinen wieder in ihren Dörfern und Städten eingesetzt. 

Mit Ausnahme des früheren polnischen Obersten Gerichtshofes wur- 
den die polnischen Gerichte wiedereingesetzt, einschließlich der 25 pol- 
nischen Bezirksgerichte in der Stadt Warschau. Das alte polnische Ge- 
setzbuch wurde beibehalten, auch wurden die polnischen Richter in ihrer 
Rechtsprechung nicht beeinflußt. Die deutsche beratende Kommission 
leitete in den ersten beiden Jahren nach Oktober 1939 nur in vier von 
vielen Tausenden Entscheidungen eine Nachprüfung ein. 

Außer den Polen (59,3%) und Juden lebten im Warschauer Bezirk 
noch Ukrainer, Weißrussen, Großrussen, eine Kaukasus-Gruppe, Deut- 
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sche, Tschechen, Slowaken, Litauer und Zigeuner. Die frühere brutale 
Polonisierungspolitik beendete FiscHEr damit, daß er allen Gruppen 
kulturelle Autonomie zuerkannte, mit dem Recht, eigene Schulen zu 
unterhalten sowie Bücher und Zeitschriften in ihrer eigenen Sprache 
veröffentlichen zu dürfen. 

Wegen der großen Zahl an Sozialfürsorgefällen in Warschau ließ Fı- 
SCHER die bestehenden polnischen Wohlfahrtsstellen mit dem Ziel höhe- 
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rer Leistungsfähigkeit ausbauen. Der polnische Hauptausschuß verteilte 
Liebesgaben aus den USA und anderen Ländern. Er richtete Selbstbe- 
dienungsrestaurants, Nachtasyle und Kinderheime ein. 126 Selbstbedie- 
nungsrestaurants blieben dauernd erhalten, jeden Tag wurden 110000 
Mahlzeiten ausgegeben. Ebenfalls ließ der Hauptausschuß Gemüsegär- 
ten auf allen nichtbenutzten Parzellen der Stadt anlegen. Neue kleine 
polnische Geschäfte erhielten Anleihen. So war seit vielen Jahrzehnten 
durch FischErs Verwaltung erstmals der Hunger aus der Stadt verbannt. 

FiscHErs Wiederaufbaupolitik beruhte auf der Tatsache, daß Warschau 
vor September 1939 an der industrielle Mittelpunkt Polens gewesen war. 
Über 40 Prozent der polnischen Industriefirmen befanden sich 1938 im 
Warschauer Bezirk mit 170.000 Industriearbeitern. Dazu kamen 52 Pro- 
zent von 302 000 kleinen polnischen Industriebetrieben. Außerdem wa- 
ren hier noch die Hauptbüros vieler auswärtiger polnischer Firmen an- 
gesiedelt, wie sich auch die Banken und Versicherungsgesellschaften in 
Warschau konzentriert hatten. Die meisten der großen modernen Rü- 
stungsfirmen hatten sich ebenfalls hier niedergelassen. In Eisen und Stahl 
war Warschau führend, in der Textilherstellung kam es gleich hinter Lodz. 
Der größte Teil der polnischen Ingenieure und gelernten Arbeiter lebte 
im Warschauer Distrikt. Warschau war auch der Mittelpunkt des Trans- 
portwesens von Mittel-Ost-Europa. 

Es war von Anfang an FIscHER vorurteilsfreies Ziel, Warschau zu ei- 
nem großen und fortschrittlichen Mittelpunkt im Generalgouvernement 
zu entwickeln. Da sich schon früher zwischen Warschau und Danzig 
sehr bedeutende wirtschaftliche Bindungen entwickelt hatten, konzen- 
trierte sich FISCHER mit bemerkenswertem Erfolg darauf, die wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit zwischen seinem Bezirk und West- und Ostpreu- 
Ben auszuweiten sowie mit Berlin, Hamburg und Bremen neue 
Verbindungen zu schaffen. Gleichzeitig versuchte er, soviel wie möglich 
Rüstungsaufträge des Reiches für polnische Firmen im Warschauer Be- 
zirk zu bekommen. Infolge der idealen Lage von Warschau an der mitt- 
leren Weichsel konzentrierte sich FiscHER auch auf die Verbesserung der 
Weichsel-Schifffahrt. 

Die Preisstabilität im Reich wurde auch in Polen strengstens eingehal- 
ten, weil es FIsSCHERs Auffassung war, daß stabile Preise die Grundlage 
für eine gesunde Währung darstellen. 

FiscHEs Politik erreichte trotz des Krieges einen für Polen relativ ho- 
hen Lebensstandard. Um ihn zu erhalten, wurden für Schwarzmarkt- 
Geschäfte im Januar 1940 sehr strenge Strafen festgesetzt und im April 
1940 Preiskontrollen eingeführt. 
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Hilfe für die Bauern 


Im November 1939 waren die polnischen Bauern glücklich, daß der Krieg 
beendet war. Wie überall benötigten sie für ihre Arbeit dauerhaften Frie- 
den. Während der großen Selbstversorgungskampagne in der Landwirt- 
schaft im Generalgouvernement war der dortige Ertrag je Flektar infol- 
ge einer unzureichenden Nutzung des Landes durch die Polen geringer 
als der Ertrag im Reich. 

Vor September 1939 besaßen 22 Prozent der Bauernhöfe weniger als 
1 ha (2500 m?) Land und nur drei Prozent der Höfe über 30 ha. In Fı- 
SCHERS Provinz betrug der Anteil der Bauern an der Gesamtbevölkerung 
35 Prozent, in den anderen Bezirken dagegen 70 oder 80 Prozent. Zur 
Bekämpfung der Knappheiten verdoppelte FischEr die Menge der 
Düngemittel durch Lieferungen aus dem Reich auf 30000 Tonnen für 
die Ernte von 1940, weiterhin wurden große Mengen Vieh aus Deutsch- 
land eingeführt, um die örtliche Zucht zu verbessern. Kleine Höfe wur- 
den unterstützt, und der Gemüsebau wurde gefördert. Innerhalb von 
zwei Jahren war dieser in FiscHErs Provinz auf 6500 ha angewachsen, 
Zuckerrüben auf 3500 ha und Sojabohnen auf 2000 ha. Das war nur 
möglich durch die Einfuhr von Mäh-, Ernte- und anderen landwirtschaft- 
lichen Maschinen aus Deutschland. Mit Hilfe von FischErs Aktionspro- 
gramm waren die Ernten in den ersten vierziger Jahren die besten, die es 
je in diesem Bezirk gegeben hatte. Auch die polnische Bevölkerung lebte 
besser als je zuvor. Über diese Leistung während der Kriegszeit in einem 
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Gebiet, in dem volle Mägen immer eine Ausnahme darstellten, kann nicht 
hinweggegangen werden. 

Weiterhin führte die deutsche Verwaltung ein eindrucksvolles Pro- 
gramm für die Bodenverbesserung (Meloriation) sowie für leistungsfä- 
higere Bewässerungsanlagen durch, für die neben der Stromgewinnung 
auch der mächtige Maczyslaw-Damm bei Warschau gebaut wurde. Schon 
vor Einsetzen des Winters 1939/40 waren alle bestehenden Deiche im 
Warschauer Bezirk instandgesetzt worden. 


Der Wiederaufbau Polens nach 1939 


Der Wiederaufbau Warschaus nach der Belagerung war das größte Pro- 
blem, dem sich Fischer 1939/40 gegenübersah. 2200 Gebäude (10,6%) 
waren zerstört worden, 41 % hatten starke und 30 % leichte Schäden er- 
litten. Innerhalb von achtzehn Monaten wurden 2700 Gebäude wieder- 
aufgebaut, 3000 Gebäude wurden zusätzlich repariert mit dem Ergeb- 
nis, daß während dieser kurzen Zeit im Krieg tatsächlich die schweren 
Schäden zur Hälfte beseitigt werden konnten. 

Die Anklage des polnischen Historikers und Propagandisten Czeslaw 
Mapajczyks (1921-2008), Deutschland habe versucht, die polnische 
Kultur zu vernichten, ist eine krasse Verdrehung der Tatsache, daß die 
deutsche Verwaltung die polnischen Künstler aller Kunstsparten mit al- 
len erreichbaren Mitteln unterstützte. MADAJCZYK gestand nur zu, daß 
die polnische Presse großzügig lizenziert wurde. 

Vor der Belagerung gab es in Warschau zehn Haupttheater, eine Gro- 
ße Oper und vier Operettentheater. Sie wurden alle ermutigt, ihre Pfor- 
ten wieder zu öffnen. Deutsche Theatergruppen und Orchester gaben 
in Warschau häufig Gastvorstellungen. 

Die Erfolge der Verwaltung FiscHErs waren eindrucksvoll. Die kritik- 
lose Bewunderung der verbrecherischen Grausamkeiten CHURCHILLS, 
ROOSEVELTS und STALINSs in der Nachkriegszeit und die antideutsche Pro- 
paganda und Geschichtsklitterung haben dafür gesorgt, daß nur deut- 
sche Verbrechen, die keineswegs abgestritten werden, aber hier nicht zum 
Thema gehören, die Geschichtsbücher füllen. 

MADAJCZYK pries die Tätigkeit des amerikanischen Roten Kreuzes in 
Polen bis zum Zeitpunkt des Kriegseintrittes der USA 1941. Damit lob- 
te er indirekt die deutsche Unterstützung des Roten Kreuzes. Denn im 
Gegensatz dazu verweigerte Polen nach Kriegsende dem Internationa- 
len Roten Kreuz, den deutschen hungernden Opfern der polnischen 
Kommunisten zu helfen. 

Bei der Beschreibung der deutschen Konzentrationslager in Polen, 
besonders dessen von Auschwitz (nicht im Generalgouvernement), be- 
stätigte er den wirtschaftlichen Einsatz der Insassen in der massiven in- 
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dustriellen Fertigung großer deutschen 
Firmen wie der 1.G. Farben und der Buna- | 
Werke. Diese konnten angesichts des er- 
normen Arbeitskräftemangels nur existie- 
ren, weil dort viele Arbeitslager waren, 
deren Arbeitskraft man unbedingt benö- 
tigte. Daß dort Menschen starben, ist un- 
bestritten. Im April 1945 starben in Ausch- | 
witz allein durch vier amerikanische 
Luftangriffe nachweislich rund 30000 | 
Häftlinge. Diese werden auch als von 
Deutschen Ermordete mitgezählt. Es ist 
auch allgemein bekannt, daß, mit Ausnah- 
me der sschwerkranken und daher nicht be- 
wegungsfähigen Insassen, die deutsche | 
Verwaltung 1945 fast die gesamte Ausch- 
witz-Belegschaft mit der Bahn evakuier- 
te, während Millionen hilfloser deutscher 
Flüchtlinge einschließlich der Mütter mit 
frierenden Kindern zu Fuß durch Eis und 
Schnee gehen mußten. Dieser Transport 
aus dem Lager wurde von MADAJCcZYk be- 
stätigt, des weiteren, daß bei Ankunft der | 
Roten Armee am 27. Januar 1945 nur noch 
7000 Insassen im Lager geblieben waren. 


willig mit den Deutschen nach Westen ab- 


| 
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Die anderen hatten es vorgezogen, frei- BERLIN 1945 | 
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zuziehen, und sie überlebten im Westen. 

Den Höhepunkt seiner Propaganda erreichte MADajczyK mit der Be- 
hauptung, FIrTLEr habe versucht, die gesamte polnische Bevölkerung aus- 
zurotten. —- obwohl die Polen sowohl in Auschwitz als auch im Reich als 
Arbeitskräfte dringend gebraucht wurden. 

Was die sogenannte »Intelligenzaktion« betrifft, so heißt es dazu bei 
Wikipedia. »Die AB-Aktion Außerordentliche Befriedungsaktion«) war 
eine Mordkampagne der Nationalsozialisten während des Zweiten Welt- 
krieges auf polnischem Staatsgebiet. Ziel war es, den Widerstand (!) ge- 
gen die deutsche Besetzung Polens durch die gezielte Tötung potentiel- 
ler Widerstandsführer im Keim zu ersticken. Im Frühling und Sommer 
des Jahres 1940 wurden im Rahmen dieser Aktion im Generalgouverne- 


' Siehe auch: Rolf Kosıex u. Olaf Rose (Hg.), Der Große Wendig, Bd. 4, Grabert, 
Tübingen ?2012, S. 389-394. 
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ment etwa 7500 Personen verhaftet und ermordet. .. Das Ziel der AB- 
Aktion wurde nicht erreicht. Die Widerstandsbewegungen, zum Beispiel 
die »Zwizek Walki Zbrojnex« (Verband für den bewaffneten Kampf), 
wurden zwar personell durch die Aktion zeitweilig hart getroffen, aller- 
dings erholten sie sich und setzten den [illegalen!, H. M.] Kampf gegen 
die Deutschen fort.« 

Mit anderen Worten: Die AB-Aktion hatte nicht als Ziel die Ermor- 
dung der polnischen Intelligenz, also von Ärzten, Lehrern, Geistlichen 
usw., wie es bei Wikipedia und anderswo heißt, sondern die Bekämpfung 
und Ausschaltung illegaler Partisanen, deren Hinrichtung völkerrecht- 
lich gedeckt war und infolgedessen nicht als Ermordung zu bezeichnen 
1St. 

Hans Meiser 
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Quisling war kein Landesverräter 


In der Zeit nach 1940 wurde der Name »Quisling« als gleichbedeutend 
für Verräter oder »Judas< eingeführt und benutzt. Der norwegische Poli- 
tiker wurde 1945 als Landes- und Hochverräter abgeurteilt und erschos- 
sen. Schon am 15. April 1940 gebrauchte die Londoner Times zum ersten 
Male diesen Ausdruck, und am 19. April 1940 veröffentlichte sie bereits 
einen Artikel unter der Überschrift »Quisling is as Quisling does« (»Ein 
Quisling ist, wer wie Quisling handelt«). In Wirklichkeit war QUISLING 
aber ein Patriot, den unheilvolle Umstände in einer von Haß erfüllten 
Zeit in die Verantwortung gezwungen hatten. Für sein Volk hatte er die 
undankbare Aufgabe eines Regierungschefs unter deutscher Besatzung 
angenommen. Er war mit seiner Bewegung alles andere als Deutsch- 
lands »Fünfte Kolonne« in Norwegen, sondern trat für die Unabhängig- 
keit und Gleichberechtigung seines Landes ein. 

Vidkun QuisL.inG wurde am 18. Juli 1887 im norwegischen Fyresdal 
(in Telemarken) als Sohn eines protestantischen Pastors geboren, der 
sich auch ausführlich mit germanischer Mythologie befaßt und seine Er- 
gebnisse dem Sohn vermittelt hatte. In der Schule glänzte er durch beste 
Leistungen. Im kurz vorher von Schweden 1905 unabhängig geworde- 
nen und von einem aus Dänemark stammenden König regierten Nor- 
wegen wandte er sich einer militärischen Laufbahn zu, besuchte die 
Kriegsschule und die Militärakademie mit bestem Erfolg und war als 
Artillerie-Offizier ab 1911 im Generalstab tätig. Im Ersten Weltkrieg 
wurde er auf eigenen Wunsch 1917 als Hauptmann dem norwegischen 
Militärattache in St. Petersburg zugeordnet. Hier stand er zunächst der 
russischen Revolution mit Wohlwollen gegenüber. Ab 1922 war er als 
Mitarbeiter Fridtjof NansEns bei dessen humanitärem Werk in der Ukrai- 
ne und im Kaukasus sowie bei der Rückführung deutscher Kriegsgefan- 
gener tätig, wobei mehrfach Lebensgefahr für ihn bestand. Dabei wurde 
er aufgrund seiner Erlebnisse ein scharfer Gegner des Bolschewismus 
und sah im auch in Norwegen zunehmenden westlichen Marxismus eine 
Gefahr. 1923 heiratete er eine Russin. Er kam 1929 nach Norwegen zu- 
rück und wurde als Major reaktiviert. 1930 veröffentlichte er sein Buch 
Russland og vi (Rußland und wir) über seine Erfahrungen in Rußland. ' Zitiert in: Hans 
Darin setzte er sich für eine europäische Front gegen den Kommunis- Werner NEULEN, 
mus ein: »Wir müssen verstehen, daß der wirksamste Schutz gegen den ve jaschismus und 
Bolschewismus und die Komplotte des bolschewistischen Rußlands eine ee 
enge, kulturelle, ökonomische und politische Kooperation zwischen den Sö I De 
Völkern ist, die der nordischen Kultur angehören, in erster Linie zwi- München 1980. 
schen den skandinavischen Nationen, Großbritannien und Deutschland.«' S.80. 


Vidkun Quisuinc. 


ZWEITER WELTKRIEG 397 


? Zitiert von 

J. Jochum, »Vidkun 
Quisling — Verräter 
oder Patriot?« in: 
Deutsche Geschichte, 
Nr. 80, Dezember 
2005, S. 47. 


Quisung (links) mit 
Reichskanzler HıTLer, 


Quiesling war kein Verräter 


Er wandte sich dann der Politik zu. In einem Grundsatzartikel am 24. 
Mai 1930 in der Zeitung Tidens Tegn legte er seine Auffassungen dar, in 
denen er an die Vorstellungen des kurz vorher verstorbenen Fridtjof 
Nansen anknüpfte, und forderte, »das Vaterland von Klassenkampf und 
Parteipolitik zu befreien«.” Als aktive Vereinigung für ein neues politisch 
erwachtes Norwegen gründete er die ins Religiöse ausgreifende politi- 
sche Bewegung »Nordike Folke-reisning« (Norwegisches Volkserwachen). 
Er war von 1931 bis 1933 Verteidigungsminister in einer Koalition aus 
Bauern- und Arbeiterpartei. Am 17. Mai 1933 gründete Hauptmann Quis- 
LING aus mehreren kleineren nationalen Gruppen die »Nasjonal Samling« 
(NS). Darin vertrat er einen ständestaatlich geordneten Aufbau des Staa- 
tes mit einer Regierung aus Fachleuten ohne Parteien- und Klassenkampf 
und setzte sich für »sozialen Individualismus auf nationaler Grundlage« 
ein. Außenpolitisch forderte er eine europäische Neuordnung und eine 
Zusammenarbeit aller nordischen Völker, einen großnordischen Staa- 
tenbund bei Achtung der Unabhängigkeit der einzelnen Völker. Da sich 
auch der Nobelpreisträger Knut Hansun für ıhn einsetzte, gelang es ihm, 
von den 3,3 Millionen Norwegern bald die äußerst hohe Zahl von 50000 
als Mitglieder zu gewinnen. Bei den Wahlen erreichte er allerdings kein 
Mandat. 

Schon vor Kriegsbeginn 1939 wandte er sich gegen die einseitige Hin- 


Beide trafen sich erst- wendung seines Landes an Großbritannien und forderte strikte Neutra- 
mals im Jahre 1939. 
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lität. Am 13. und 14. sowie am 18. Dezember 1939 hatte er einen Be- 
suchstermin bei Adolf HITLER, den er vor 
einer britischen Invasion Norwegens mit 
Billigung der Osloer Regierung warnte. 
Nach der deutschen Landung in Norwegen 
ab 9. April 1940 flohen Königshaus und Re- 
gierung nach London. Noch am Abend des 
9. April erklärte sich Quisi.InG nach Abspra- 
che mit dem deutschen Gesandten BRAUER 
zum norwegischen Regierungschef und 
setzte eine Regierung ein, wurde jedoch von 
den norwegischen Behörden nicht aner- 
kannt. Schon am 15. April 1940 wurde er 
von der deutschen Besatzungsmacht seines 
Amtes enthoben und durch Reichskommis- 
sar Josef TERBOVEN ersetzt, der dann eine 
wenig glückliche Hand in der Behandlung 
der Norweger zeigte. Außer der »Nasjonal Samling« wurden alle anderen 
Parteien verboten. 

Am 1. Februar 1942 wurde QuisLinG von FlıTLEr als Chef einer »Na- 
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tionalen Regierung« in Norwegen berufen und mußte nun zwischen den 
Anforderungen des Landes, dem Wirken des norwegischen Widerstan- 
des und der deutschen Besatzung vermit- 
teln, die TERBOVEN mit aller Härte gegen ee 
Angehörige des Widerstandes einsetzte. % 
QuisLing gelang es aber mehrfach, die To- 
desstrafe gegen Widerständler in Haftstra- 
fe umzuwandeln. Er rief junge Norweger 
zum Eintritt in die Waffen-SS und zum 
Kampf gegen den Bolschewismus an deut- 
scher Seite auf. Nach »vorsichtigen Schät- 
zungen« haben rund 15000 Norweger sich 
freiwillig zu den deutschen Streitkräften ge- 
meldet. Davon wurden 7000 angenommen, 
von denen zehn Prozent fielen.” Viele 
kämpften im Rahmen der Waffen-SS-Di- 
vision »Nordland< an deutscher Seite. Insgesamt standen rund 50000 
Norweger in deutschen Diensten. Die »Nasjonal Samling«, die 1940 nur 
noch 4000 Mitglieder hatte, vergrößerte um 1942 ihre Mitgliederzahl 
auf 43 000. Durch sein charaktervolles Handeln zum Nutzen seines Lan- 
des geriet Quis1.ng jedoch zwischen alle Stühle. 

Wenige Tage vor Kriegsende lehnte er deutsche Angebote ab, sich in 
einem gestellten Flugzeug in anderen Ländern in Europa oder Übersee 
in Sicherheit zu bringen. Nach einem vergeblichen Versuch, am 7. Mai 
1945 ins neutrale Schweden überzutreten, stellte er sich am 8. Mai 1945 
den neuen norwegischen Amtsstellen. Von der neuen Regierung wurde 
vom 20. August bis zum 6. September 1945 ein Schauprozeß in Oslo 
gegen ihn wegen Hoch- und Landesverrats, Mordes und anderer kleine- 
rer angeblicher Straftaten wie Betrug, Bereicherung im Amt, Schwindel 
geführt. In der Untersuchungshaft wurde er übel behandelt und auf klein- 
ste Hungerrationen gesetzt. Die Massenmedien in aller Welt fielen über 
ihn her und warfen ihm Unsinniges — auch aus seinem Privatleben - vor. 
Das Gericht erwies sich als sehr einseitig und voller Vorurteile. Die Presse 
bezeichnete ihn von vornherein als Landes- und Hochverräter, der be- 
dingungslos mit dem Feinde kollaboriert habe. Alle zu seiner Entlastung 
eingebrachten Sachanträge wurden abgelehnt. Obwohl seit 1902 die To- 
desstrafe in Norwegen abgeschafft war, wurde er am 10. September 1945, 
nachdem er eine achtstündige Verteidigungsrede frei und ohne Notizen 
über sein Lebenswerk gehalten hatte, zum Tode verurteilt. Dabei hatte 
das Gericht sich auf den Standpunkt gestellt, daß Norwegen nicht be- 
setzt gewesen sei, für welchen Status die norwegischen Behörden den 
Befehlen der Besetzer gehorchen mußten, sondern daß es sich von 1940 
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Von links: QuisuinG, 
HIMMLER, TERBOVEN, 
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»Der typische Ver- 
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Quiesling war kein Verräter 


bis 1945 im Kriegszustand mit dem Reich befunden habe und deshalb 
Mitarbeit mit den Deutschen Landesverrat gewesen sei. 

Die eingelegte Berufung gegen das skandalöse Urteil wur- 
") de vom Obersten Norwegischen Gericht am 13. Oktober 
1945 abgelehnt. QuisLings Frau wandte sich mit einem 
©) Gnadengesuch an den zurückgekehrten König HaaKon, der 
| das Urteil aber auch nicht aufhob oder abmilderte. Am 24. 
Oktober wurde QuisLinG in der Festung Akershus vor vie- 
len Schaulustigen erschossen. Seine Asche wurde erst im Juni 
1959 freigegeben und auf dem Friedhof in seinem heimat- 
lichen Gjerpen neben seiner Mutter beigesetzt. 

Das Gericht stützte sich auf ein von der norwegischen 
Exilregierung in London am 15. Dezember 1944 erlassenes 
u) »Verratsgesetz«, das rückwirkend angewandt wurde — ein 
besonders schwerer Verstoß gegen das Recht. Aufgrund die- 
ses Gesetzes wurden dann weitere 30 Norweger zur Todes- 
strafe verurteilt, von denen 25 hingerichtet wurden. Gegen 
= 130000 Norweger wurde wegen Mitarbeit mit den Deut- 
“ schen ermittelt. »46 000 Norweger wurden als Kollaborateu- 
re verurteilt, 37125 erhielten Gefängnisstrafen. Öffentlich Bedienstete 
verloren ihre Posten. Von den Mitgliedern der »Nasjonal Samling« wur- 
den 70 Millionen Kronen als Reparation erpreßt. Heimgekehrte Solda- 
ten der Waffen-SS erhielten mindesten drei Jahre Gefängnis, verloren 
sämtliche Versorgungsansprüche und ihre bürgerlichen Ehrenrechte.* 
Nach anderen Quellen? wurden 92 805 Personen als Kollaborateure an- 
geklagt, erhielten 17000 Norweger Haftstrafen, die SS-Männer oft sie- 
ben bis acht Jahre, 3500 mehr als drei Jahre. 28568mal verhängte man 
Geldstrafen mit zusammen 280 Millionen Kronen.‘ Im Verhältnis zu 
seinen 3,3 Millionen Einwohnern war der Anteil der der Kollaboration 
Beschuldigten, gegen die Verfahren eingeleitet wurden, mit rund 92000 
Personen sehr hoch. Erst mit einem Gesetz vom 9. Juli 1948 konnte den 
Verurteilten ein Teil ihrer Strafe, die Hälfte, erlassen werden. 

Der bekannte schwedische Rechtsanwalt Hemming SJÖBERG urteilte 
über QuisLinG: »Über QuisLings Patriotismus kann kein Zweifel beste- 
hen... Er ist nicht um Gewinnes oder Ehre willen Verräter geworden; 
sein Verrat beruhte auf der Liebe zu seinem Land.«’ 

Der britische Journalist Ralph Hewins, der im April 1940 und nach 
dem Mai 1945 in Oslo vor Ort war und von einem ÄAblehner QuisLinGs 
zu einem Bewunderer wurde, schrieb eine ausführliche, um Sachlichkeit 
bemühte Biographie über diesen Mann.° 


Rolf Kosiek 
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Auch Briten lieferten Juden aus 


Es ist zu Recht kritisiert worden, daß in den von den Deutschen im 
Zweiten Weltkrieg besetzten Ländern die einheimischen Behörden den 
Besatzern bei der Evakuierung von Juden geholfen haben, statt sich zu 
weigern, bei diesem Tun mitzuwirken. 

Der Vorwurf ist sogar den Briten zu machen.!' Ihre Mitarbeit bei der 
Deportierung der Juden war lange unbekannt und ist auch heute sicher 
den meisten Menschen nicht geläufig. Daß solche Mitarbeit von Briten 
nicht häufiger eintrat, ist nur dem Umstand zu verdanken, daß kaum 
britisches Land besetzt wurde. 

Deutsche Truppen besetzten am 1. Juli 1940 nach dem Westfeldzug 
auch die britischen Kanalinseln, darunter die zweitgrößte, Guernsey. Die 
Inseln blieben bis zum Kriegsende in deutscher Hand. Aus einigen erst 
Anfang 1993 freigegebenen, bis dahin geheim gehaltenen Akten ergibt 
sich, daß die gehobenen Schichten meist mit den Deutschen gut zusam- 
menarbeiteten, während die einfache Bevölkerung eher mutig auf Di- 
stanz blieb. 

Am 22. November 1940 ersuchten die deutschen Behörden den Re- 
gierungschef der Inseln, Victor CArEY, Namen und Staatsbürgerschaft 
aller auf den Inseln lebenden Juden anzugeben. Schon drei Tage später 
meldete dieser gehorsam, er habe »die Ehre mitzuteilen«, daß sechs jüdi- 
sche Frauen erfaßt worden seien: darunter zwei Engländerinnen, zwei 
Deutsche und eine Tschechin. CAREY gab den Bericht an den methodi- 
stischen Pfarrer John LEALE weiter, der Vorsitzender des Kontrollrates 
und während der Zeit der Besatzung die Spitze der britischen Inselver- 
waltung war. Der wiederum leitete die Liste an den deutschen Komman- 
danten, Oberst SCHUMACHER, weiter. 

Auf einer im April 1942 erneut verlangten Liste der Juden unter den 
Inselbewohnern fehlten die beiden deutschen Frauen. Nach Unterlagen 
der Holocaust-Gedenkstätte in Jerusalem seien sie über Frankreich nach 
Auschwitz deportiert worden und dort umgekommen. Obwohl CAREY 
eine Reihe von Erlassen gegen die Juden herausgab, wurde er nach dem 
Krieg vom englischen König GEORGE VI. geadelt. Nur ein einziges Mit- 
glied des achtköpfigen britischen Kontrollrates, Sir Abraham L.amne, ver- 
weigerte seine Unterschrift. 


Rolf Kosiek 


! »Briten liefern Juden aus«, in: Die Welt, 7. 1. 1993. 
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Königin WiLHELMINA. 
Ihr im November 
1939 unterbreitetes 
Angebot zur Friedens- 
vermittlung an die 
Staatsoberhäupter 
Englands, Frankreichs 
und Deutschlands 
wurde von England 
und Frankreich zu- 
rückgewiesen. 
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Hitler sorgt 1940 für Wilhelmina von Holland 


Die alliierten Sieger gingen mitihren Gefangenen, auch bei hochgestell- 
ten Persönlichkeiten,' nicht zimperlich um, sondern mißhandelten sie, 
wie etwa den Generalfeldmarschall Mir.cH? oder die Nürnberger Gefan- 
genen, äußerst brutal in einer Weise, die von Deutschen niemals ange- 
wendet wurde. Im Gegenteil: Auch von der höchsten deutschen Füh- 
rung wurden die Gegner gut behandelt, und es wurde für sie gesorgt. 

In diesem Zusammenhang ist interessant, wie sich HITLER kurz vor 
dem Westfeldzug 1940 persönlich um die holländische Königin WILHEL- 
MINA kümmerte. Der angesehene englische Militärschriftsteller B. H. Lip- 
DELL HART gibt in seinem Nachkriegsbuch? über seine Gespräche mit 
deutschen Generalen und deren Berichte nach der Kapitulation der deut- 
schen Wehrmacht eine Einzelheit aus einem Gespräch des Reichskanz- 
lers mit General STUDENT an, die dieser ihm mitteilte. STUDENT war 1940 
für den Einsatz der deutschen Luftlandetruppen in Holland zuständig 
und hatte später dem Briten über die Vorbereitung des Angriffs am 10. 
Mai 1940 berichtet. Zusammen mit General Graf SPONECK, der die ge- 
gen Den Haag eingesetzten Luftlandetruppen befehligte, wurde STUDENT 
am 2. Mai 1940 überraschend nach Berlin zu HITLER befohlen. LiDDELL 
HART zitiert STUDENT: »Wir waren die ersten Kommandanten, denen er 
(HITLER, R.K.) im voraus das beabsichtigte Datum für den Beginn des 
Angriffs im Westen gab, den 6. Mai. Infolge des Wetters an diesem Tage 
wurde er auf den 10. Mai verschoben.« 

LiDDELL Harr schreibt dann weiter aus seinem Gespräch mit dem deut- 
schen General: »STUDENT erwähnte auch, daß HITLER während des Be- 
suchs ihm den besonderen Auftrag erteilte, Maßnahmen zu treffen, daß 
der Königin von Holland und den Mitgliedern des Königlichen Hauses 
nichts geschieht. Abschließend sagte HITLER: »Ich will für alles die Verant- 
wortung übernehmen, außer daß der Königin WILHELMINA, die bei ihrem 
Volk beliebt ist, ebenso wie in der ganzen Welt, etwas zustößt.« Um das 
Gewicht des Befehls hervorzuheben, wurde er schriftlich ausgehändigt.« 

In seinem Vorwort von 1950 zur erweiterten Ausgabe seines Werkes 
urteilt der Engländer: »Wirklich bemerkenswerter als die Unterwürfigkeit 
der deutschen Generale HITLER gegenüber ist es, in welchem Umfang es 
ihnen gelang, in der Armee ein Anstandsgesetz aufrecht zu erhalten. .. 
Viele unserer Soldaten, die Kriegsgefangene waren, haben hierüber Zeug- 
nis abgelegt. Beim Besuch von Frankreich, Belgien und Holland nach dem 
Kriege wurde mir oft ehrlich gesagt, und zwar von unerschütterlichen 
Nazifeinden, daß das allgemeine Betragen der deutschen Armee. . . besser 
war als das der alliierten Truppen. . .«* Rolf Kosiek 
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Wilhelmina wider Willen im Exil 


Über das Grab hinaus wird gegen LEoror.n II. (1901-1983) der Vor- 
wurf des Verrats erhoben, weil der belgische König nach der Kapitulati- 
on seiner Armee am 28. Mai 1940 die deutsche Kriegsgefangenschaft 
dem Verlassen des Landes vorzog, statt sich nach dem Vorbild der hol- 
ländischen Königin ins englische Exil zu begeben.' Die Monarchin selbst 
allerdings empfand die Umstände, unter denen sie die Niederlande ver- 
ließ, als »schmachvoll«. Obwohl sie wie LEOPOLD lieber im Lande blei- 
ben wollte, landete WILHELMINA (1880-1962) in London. Das Trauma 
ihrer »unfreiwilligen Verschiffung«® wurde zur Ursache für den Fanatis- 
mus, mit dem die Entführte von England aus Widerstandspropaganda 
betrieb. 

»Ich war der Meinung, daß es mir gelingen würde, wenigstens noch 
einige Zeit auf meinem Posten in Den Haag zu bleiben und, wenn das 
Schlimmste eintreten würde, mit den niederländischen Truppen südwärts 
zu ziehen«, vermerkt Wıl.HELMINA in ihren Memoiren. »Inzwischen mel- 
deten die Berichte, die ich von dem ern bekam, daß der Kampf 
für unsere Truppen sowohl in der PT 7 
Luft wie zu Lande schwer war, weil | j 
sie einer Übermacht von Panzern %& 
und Flugzeugen gegenüberstan- 
den... Mit Zustimmung des Ober- 
befehlshabers rief ich nachts den 
König von Großbritannien an und 
bat ihn um Hilfe. Zwar hatten die 
Engländer einige Verstärkungen 
geschickt, aber diese waren wie ein 
Tropfen auf einen heißen Stein. 
Am frühen Morgen des 13. Mai 
gab mir der Oberbefehlshaber den 


Rat, Den Haag zu verlassen... 


! Margret Boverı, Der Verrat im XX. Jahrhundert. Für und gegen die Nation. Das 
sichtbare Geschehen, Hamburg 1956, S. 61-71; Paul SERANT [d.i. Paul SALLERON]: 
Die politischen Säuberungen in Westeuropa am Ende des Zweiten Weltkrieges in Deutsch- 
land, Österreich, Belgien, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, Italien, Luxemburg, 
Norwegen, den Niederlanden und der Schweiz, Oldenburg; Hamburg [1966], S. 105- 
130. 

? BovErı, Der Verrat im XX. Jahrhundert, ebenda, S. 63. 

?»Derletzte Mann«, Rez. zu: Wır.HEL.MINA, Benzaam maar niet alleen, Amsterdam 
1959, in: Der Spiegel, Nr. 11, 1959, S. 49 £., hier: S. 50. 
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Ein Vorort von Den 
Haag am frühen 10. 
Mai 1940: Die ersten 
deutschen Fall- 
schirmjäger schwe- 
ben zu Boden. 


Noch am 12. Mai 


meldete der hollän- 
dische Generalstab 
voller Optimismus: 
»Sämtliche holländi- 
schen Flugplätze be- 
finden sich nun wie- 
der in unserer 
Hand.« 
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Prinz BERNHARD inspi- 
ziert holländische 
Stellungen am Stadt- 
rand von Rotterdam. 
Bereits am Nachmit- 
tag des 13. Mai, also 
vor der Ankunft sei- 
ner Mutter in Lon- 
don, stattete er der 
holländischen Ge- 
sandtschaft in Lon- 


don einen Besuch ab. 


Er hielt sich dann mit 
Königin WILHELMINA 
im Londoner Exil auf, 
während seine Frau 
und Kinder im Exil 
im kanadischen Otta- 
wa lebten. 
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Wilhelmina wider Willen im Exil 


Weiter schlug er mir vor, daß ich mich nach Vlissingen oder Zeeuws- 
Vlaanderen* begeben sollte, wo die militärische Lage etwas weniger un- 
| günstig aussah. In aller Eile packte 
ich einen Handkoffer und verließ 
morgens um halb zehn Uhr mit 
dem Auto Den Haag... .« 

Erstes Ziel war Hoek van Hol- 
land: »Wir fanden dort einen eng- 
lischen Zerstörer vor, der zur Ab- 
fahrt bereit lag... Wir gingen an 
Bord, worauf der Zerstörer sofort 
abfuhr.... Als Ziel waren Vlissin- 
gen oder Breskens angegeben. Mit 
dem englischen Kommandanten 
wurde überlegt, wie man Verbin- 
dung mit unserem befehlsführen- 
den Konteradmiral in Zeeland auf- 
nehmen konnte. Aber leider teilte 
uns dieser bei einem ersten Gedankenaustausch mit, daß er keine Ver- 
bindung mit dem Festland aufnehmen dürfe. Es waren strikte Instruk- 
tionen, die er von seinem englischen Vorgesetzten empfangen hatte. Das 
war eine sehr enttäuschende Mitteilung, denn damit scheiterte praktisch 
der Plan, Vlissingen oder Zeeuws-Vlaanderen zu erreichen. . .«° 

Da war guter Rat teuer: »Wir befanden uns jetzt auf hoher See, und 
zurück konnten wir nicht. Nach einer Beratung mit denen, die dafür in 
Frage kamen - ein Miniaturkriegsrat in Schwimmwesten —, beschloß ich, 
nach England zu fahren. Das ließen die Instruktionen des Kommandan- 
ten des Zerstörers wohl zu. Ich hoffte, in England wieder Kontakt mit 
den Niederlanden zu bekommen, und dort konnte ich dann beurteilen, 
wann und an welchen Ort ich ins Vaterland würde zurückkehren kön- 
nen. Außerdem würde ich in England noch einen Versuch unternehmen 
können, mehr militärische Unterstützung zu bekommen. Ich war mir 
natürlich voll und ganz bewußt, welchen bestürzenden Eindruck dieses 
Weggehen zu Hause machen würde, aber da das Landesinteresse es for- 
derte, sah ich mich verpflichtet, die Schmach dieser scheinbaren Flucht 
auf mich zu nehmen. Hätte der Guerillakampf gegen die Fallschirm- 
truppen nicht von Anfang an jegliche Verbindung zwischen mir und den 


* Seeländisch Flandern ist der südlichste Teil der niederländischen Provinz See- 
land an der Grenze zur belgischen Region Flandern. 

> WILHELMINA, Einsam und doch nicht allein, Stuttgart 1961, S. 244 f. 

6 Ebenda, S. 246. 
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Wilhelmina wider Willen im Exil 


kämpfenden Truppen abgeschnitten, so hätte ich mich zu den Kämp- 
fenden am Grebbeberg’ begeben können, um das Los des Kriegers zu 
teilen und, wie WILLEM Ill. es ausdrückte, »als der letzte Mann zu fallen 
in dem letzten Laufgraben«. Ich wußte also, daß auch dies mir nicht be- 
schieden war.«® 

Unter diesen Umständen gab es kein Zurück: »Der Zerstörer setzte 
mich und meine Gesellschaft in Harwich an Land. Ich hatte vor, dort zu 
bleiben und abzuwarten, ob eine Rückkehr eventuell möglich sei. Die 
britischen Behörden aber hatten dort schon einen Zug bereit gestellt, 
der mich nach London bringen sollte und den ich dann auch benutzte. 
Am Bahnhof erwartete mich König GEORGE. .. Der König lud mich 
ein, sein und der Königin Gast im Buckingham Palace zu sein, wohin er 
mich geleitete.«' 

Am 13. Mai 1940 meldete die Agentur Reuter: »Königin Wilhelmina 
ist heute abend in London eingetroffen. . .«'' Harry Hopkins’ notierte, 
was er von der englischen Königin erfuhr: WILHELMINA »kam um 5 Uhr 
nachmittags im Buckingham Palace an und trug einen Blechhut [Stahl- 
helm], den ihr der Kommandant des Zerstörers gegeben hatte. Die Kö- 
nigin [von England] sagte, sie sei eine großartige couragierte Frau, und 
es war ganz klar, daß sie rein aus Zufall in England angekommen war, 
und nicht, weil sie das selbst beabsichtigt hatte«.' 


Fred Duswald 


” Mit der Eroberung des Grebbeberges in der Provinz Utrecht durch die 207. 
Infanteriedivision wurde am 14. Mai 1940 die von den Holländern hartnäckig 
verteidigte »Grebbelinie< durchbrochen. In der Nacht zum 15. Mai 1940 kapitu- 
lierte die niederländische Armee. 

® Deutsch: WirHeLM III. (1817-1890), König der Niederlande, Großherzog von 
Luxemburg und Vater von WILHELMINA. 

° WILHELMINA, Einsam und doch nicht allein, aaO. (Anm. 5), S. 247. 

10 Ebenda, S. 248. 

'! Zit. bei: Janusz PIEKALKIEwICZ, Ziel Paris. Der Westfeldeug 1940, München— 
Berlin 1986, S. 123 f. 

'? Der Sowjetagent Harry Lloyd Horkıns (1890-1946) war einer der engsten 
und einflußreichsten Ratgeber des US-Präsidenten Franklin Delano Roose- 
VELT (1882-1945) während des Zweiten Weltkriegs. Siehe: Christopher ANDREW, 
The Sword and the Shield: The Mitrokhin Archive and the Secret History of the KGB, 
New York 1999, Rez. hierzu: Reed IRviNeE u. Cliff Kıncaıp, »The Treachery of 
Harry Hopkins«, in: Accuracy in Media, 8. 10. 1999; deutsche Übersetzung: Chri- 
stopher ANDREWS, Das Schwarzbuch des KGB. Moskaus Kampf gegen den Westen, 
Berlin 1999. 

® Margret BoveErı, Der Verrat im XX. Jahrhundert, aaO. (Anm. 1), S. 63. 
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König LeoroıDo Ill. 
von Belgien. 
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Die Internierung König Leopolds III. von Belgien 
im Zweiten Weltkrieg 


Nachdem er als Oberbefehlshaber der belgischen Armee am 28. Mai 
1940 kapituliert hatte, wurde König LEoroLDo III. (1901-1983) als Kriegs- 
gefangener in seinem Residenzschloß Laken (französisch: Laeken) inter- 
niert, nach Landung der Alliierten in der Normandie 1944 samt Familie 
und Hofstaat aber nach Deutschland verlegt. Dort seien die Belgier elendig 
untergebracht, schlecht behandelt, mangelhaft ernährt und medizinisch 
vernachlässigt worden, verbreitete nach dem Krieg Prinzessin LILIANE 
(1916-2002), mit der sich der verwitwete König in der Gefangenschaft 
morganatisch vermählt hatte. Mit diesen Märchen wollte die Prinzessin 
offensichtlich den Vorwurf der Kollaboration kontern und die Königs- 
familie nachträglich zum »Opfer des Nationalsozialismus< machen. 

»Der Führer hat angeordnet«, verlautete es aber aus dem Führerhaupt- 
quartier, »daß dem König der Belgier und seiner Armee gegenüber jene 
Einstellung gewahrt wird, auf die tapfer kämpfende Soldaten Anspruch 
erheben können. Da der König der Belgier für sich persönlich keinen 
Wunsch geäußert hat, wird ihm bis zur Festlegung seines endgültigen 
Wohnsitzes zunächst ein belgisches Schloß zum Aufenthalt angewiesen.« 
Zustimmend verzeichnete GOEBBELS: »Der Führer hat ihm eine Apana- 
ge von 50 Millionen Francs ausgesetzt«,' — was einem Wert von etwa 5,8 
Millionen Mark entsprach. 

» Anstatt ihn nach Deutschland zu bringen, was für einen kriegsgefan- 
genen Offizier normal gewesen wäre, hatten die Sieger ihm Schloß La- 
ken als Residenz angewiesen, laut Kapitulationsurkunde mit seinem Mi- 
litär- und Zivilgefolge von zwanzig Personen«, kritisiert CARTIER. 
»LEOPOLD hatte diese Bevorzugung von seiten des Feindes akzeptiert.«? 

Über Gebühr um das royale Wohl bemüht erwies sich Oberst Werner 
Kırwırz.’ In seinem ausführlichen Bericht vom 26. Juli 1940 setzte sich 


' In erster Ehe war LEoPoL.D III. mit Prinzessin AsTrID VON SCHWEDEN (1906— 
1935) verheiratet. Am 29. 8. 1935 verlor der König am Vierwaldstätter See die 
Kontrolle über sein Fahrzeug. Der PKW stürzte die Uferböschung hinunter, 
und Königin AsTrıp erlitt tödliche Verletzungen. 

? Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil I, Bd. 4, Eintrag vom 29. 5. 1940. 

° Raymond CArRTIER, Nach dem Zweiten Weltkrieg. Die internationale Politik von 1945 
bis heute, München-Zürich ?1980, S. 61. 

* Werner Kıewrrz (1891-1965), von 1910-1920 aktiver Offizier, Kommandeur 
eines Freikorps im Osten, 1921-1923 Mitglied der Deutschen Delegation der 
interalliierten Kommission zur Festsetzung der deutsch-polnischen Grenze und 
des oberschlesischen Abstimmungsgebiets, 1923 im auswärtigen Dienst, 1939 
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der deutsche Adjutant* des Königs für den Internierten 
ein: Bei den täglichen Spaziergängen habe er dessen Ver- 
trauen gewonnen, LEOPOLD sei ein bayrisch-sprechen- 
der Hochtourist,’ Naturfreund«, bemühe sich, »der neu- 
en Entwicklung in Europa gerecht zu werden«, und 
verhalte sich ebenso wie seine Umgebung völlig loyal.‘ 

Obwohl das königliche Umfeld verbreitete, daß Seine 
Majestät das harte Los eines Kriegsgefangenen zu ertra- 
gen habe, war LEOPOL.Ds persönliche Bewegungsfreiheit 
nur geringfügig eingeschränkt. Je nach Belieben konnte 
der König an die See fahren oder etwa mit KıEwıTz’ nach 
Paris. Wiederholt war LEoPo1.D in Wien, wo er sich einer 
Kieferoperation mit anschließenden Nachuntersuchun- 
gen unterzog.’ 

Am 19. November 1940 wurde der König von Hiır- 
LER auf dem Obersalzberg empfangen.’ Die Unterre- 
dung endete zwar mit beiderseitiger Verstimmung.'’ Von 
LEOPOI.D gebeten, schickte HrtLErR immerhin mehr als die Hälfte der 
belgischen Kriegsgefangenen nach Hause. Er schickte auch Glück wün- 
sche und Blumen, als sich der Witwer am 11. September 1941 in der 


als Major d.R. reaktiviert, Kommandeur des Infanterieregiments 1. Am 16. 9. 
1939 überbrachte er als Parlamentär die erste Übergabe-Aufferderung an das 
von der Wehrmacht belagerte Warschau. 1940-1944 Ehren-Adjutant des kriegs- 
gefangenen Belgier-Königs LEOPOLD III. Nach Zwist mit HITLER und HIMMLER 
vom Obersten zum Hauptmann degradiert und zur Strafbrigade Dirlewanger 
versetzt. Im Endkampf um Berlin schwer verwundet und armamputiert. 1946 
aus sowjetischer Gefangenschaft entlassen. 1956-1959 Leiter der Ordenskanz- 
lei im Bundespräsidialamt. 

° Amtliche Bezeichnung »Der deutsche Adjutant bei S. M. dem König der Bel- 
gier«, Bezeichnung der Dienststelle: »Deutsche Adjutantur Schloß Laeken über 
Feldpost-Nr. 1367«. 

° Die Mutter LEoPoı.ps III., Königin ELisaABETH (1876-1965), war eine Tochter 
des Münchner Augenarztes Karl. THEODOR HERZOG IN BAYERN (1839-1909) 
und eine Nichte der österreichischen Kaiserin ELisaBETl (1837-1898). 

" Schreiben Oberst KıEwITZ an Oberst Rudolf SCHMUNnDT (1896-1944), Chef- 
adjutant der Wehrmacht beim Führer, 26. 7. 1940, in: Akten zur deutschen auswär- 
tigen Politik (ADAP), Serie D, Bd. X. 

8 Roger Kryes, Eichee au Roi: Leopold III, 1940-1951, Brüssel 1986. Vgl. auch: 
Franz W. SEIDLER, Art. »Leopold III. von Sachsen-Coburg-Gothag, in: Die Kol- 
Jaboration 1939-1945, München-Berlin 1995, S. 321-327, hier: S. 326. 

°Das Gespräch kam auf Initiative der italienischen Kronprinzessin MARIA-JOsE 
(1906-2001) zustande, der Schwester des Königs. 

!0 Ebenda, S. 325. 
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Leoroıo Ill. und Lilia- 
ne Batıs. 
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Schloßkapelle von Laken mit Liliane BaELs'!! vermählte, die dieser zuvor 
noch um der Ebenbürtigkeit willen durch Verleihung des Titels einer 
Prinzessin von RETHY” in den Hochadelsstand erhoben hatte.'? Als er- 
stes Kind aus der Verbindung erblickte am 18. Juli 1942 in Laken Prinz 
ALEXANDER (gest. 2009) das Licht der Welt.'* 

Die alliierte Invasion am 6. Juni 1944 beendete das süße Leben in 
Laken. Am Tag nach der Landung wurde LEOPOLD nach Schloß Hirsch- 
stein im Landkreis Meißen gebracht. Zwei Tage später folgte unter hef- 
tigsten Protesten LILIANE samt Kindern und Hofstaat: »Oberst KIEwITZ 
war entsetzt über den Zustand der Festung, voll mit leerstehenden Räu- 
men mit tropfenden Fenstern, schimmeligen Wänden und einstürzen- 
den Decken«, dramatisiert Hofgeschichtsschreiber Jean CLEEREMANS. 
»Diese elenden Verhältnisse waren in Verbindung mit mangelnder Er- 
nährung dazu angetan, die Gesundheit ernsthaft zu schädigen und das 
Leben des Königs und das seiner Familienmitglieder zu gefährden.«"° 


"! Liliane BaELs (1916-2002) war eines der acht Kinder des katholischen Politi- 
kers Hendrik BAaELs ( 1878-1951) aus Ostende. Wie Belgiens »Hautevolee«, das 
Königshaus eingeschlossen, besaß auch der Rechtsanwalt und Reeder im mon- 
dänen Seebad Knokke eine Villa. Die bildhübsche LiL1AnE, oft Golfpartnerin 
des Königs, war mit Peter Graf Draskovich von TRAKOSTJAN (1916-1993) ver- 
lobt. Nach ungarischem Adelsrecht durfte dieser keine Bürgerliche heiraten, 
doch hoffte der Magnat, der Reichsverweser werde ihm zuliebe das Gesetz 
abändern. Doch HorrTHy blieb hart, und DrasKovich brach die Beziehung ab, 
was Anfang 1940 geschah. 

'? Retie, französisch: Rethy, ist eine Gemeinde mit heute rund 11000 Einwoh- 
nern in der Provinz Antwerpen. Die Herrschaft Retie wurde 1853 von König 
LEoroı.» 1. (1790-1865) käuflich erworben. Des Namens »Prince de Rethy« 
oder »Monsieur de Rethy« bedienten sich die Könige von ALBERT I. über LEo- 
POLD Ill. bis herauf zu BaLDuın, wenn sie auf Reisen oder bei privaten Anläs- 
sen unerkannt bleiben wollten. 

B Der Titel »Prinzessin von Rethy« wurde jedoch nie offiziell anerkannt, da er 
von der Regierung nicht bestätigt wurde. Den Titel »Prinzessin von Belgien« 
jedoch hat LiLIAnE automatisch durch ihre Heirat erworben. 

"Nach dem Krieg folgten als weitere Kinder Marie Christine (1951) und Maria 
Esmeralda (1956). 

5 Schon am 20. 9. 1943 hatte der Landrat in Meißen »im Auftrage des Reichsmi- 
nisters des Innern und dieser im Auftrage des Führers« die Räumung der von den 
Staatlichen Sammlungen belegten Wohnräume verlangt. Sämtliche im Schloß 
aufbewahrten Kunstgegenstände wurden in der Schloßkapelle zwischengelagert 
und dann in die Burg Kriebstein bei Waldheim gebracht. Am 7. 10. 1943 wurde 
zur Sicherung des Schlosses ein SS-Sonderkotnmnando abgestellt. Hierzu wurden 
150 Häftlinge aus dem KL Dachau nach Hirschstein verlegt und dort in Scheu- 
nen und Ställen in der Umgebung untergebracht (Volker Knoor, In Hitlers Hand. 
Die Sonder- und Ehrenhäftlinge der SS, Köln-Weimar—-Wien 2010, S. 158 f.). 
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Schloß Hirschstein 


König LEororD Ill. habe ihn gebeten, dem Führer nachstehendes 
Gesuch zu übermitteln, wandte sich KıEwıTZz gleichlautend an Staatsmi- 
nister MrssnEr'° und an General SCHMUNDT:!’ Der König, so der Oberst, 
»würdigt die deutscherseits vorhandenen Gründe für seine Überführung 
ins Reich, wobei er die ihm persönlich wie seiner Familie erwiesene Für- 
sorge anerkenne. Der Führer wolle jedoch berücksichtigen, daß er sich 
ihm als Staatsoberhaupt und General der belgischen Armee freiwillig 
auf Ehrenwort kriegsgefangen gegeben habe. . . Seine eigene wie seiner 
Angehörigen Bewegungsfreiheit seien durch die gegebenen Verhältnisse 
im Haus Elbe’ stark eingeengt. Er hoffe deshalb, daß der Führer für ihn 
einen anderen Aufenthalt im Reichsgebiet, womöglich in den Alpen, be- 
stimmen werde. Die Frau des Königs. ... hat diesen Wunsch später noch 
durch folgende persönliche Bitte an den Führer ergänzt und erläutert: 
Ihr Gemahl. .. fühlt sich im Haus Elbe, das trotz des Komforts und 
ausgewählten Geschmacks der Innenausstattung noch düster wirkt, für 
die große Hausgemeinschaft nicht ausreicht und in einförmiger Gegend 
liegt, schon jetzt äußerst unglücklich. Sie befürchtet, daß er dort bald 
schwermütig wird. ... Besonders bedrückt ihn die auffällige Polizeimaß- 
nahme, die er um so weniger verdiente als er zum Führer stehe und sein 
und der Seinen Schicksal vertrauensvoll in dessen Hände gelegt habe. 
Der König hofft vielmehr, dem Führer in einem kommenden Zeitpunkt 
politisch von Nutzen sein zu können, da er auch die Staatsmänner der 
anderen Seite persönlich kenne. Aus allen diesen Erwägungen bittet sie 
den Führer inständig, ihnen einen freundlicheren Wohnsitz im Hochge- 
birge, Sudetenland oder in Mähren anzuweisen. . .«'” 

Mit seiner betonten Parteinahme für den internierten König zog sich 
Kıewıtz den Zorn seiner obersten Vorgesetzten zu. Am 15. Juni 1944 
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zwischen Meißen 
und Riesa. Dort war 
König Leoroıo Ill. bis 
6. März 1945 unter- 
gebracht. 


!6 Otto MEISSNER 
(1880-1953) war 
Leiter der Präsidial- 
kanzlei des Führers 
1934-1945. 

7 General der In- 
fanterie Rudolf 
SCHMUNDT (1896— 
1944) war Chefad- 
jutant der Wehr- 
macht bei Adolf 
HITLER. Er starb 
am 1.10.1944 an 
Verletzungen, die 
er beim Attentat 
des 20. Juli erlitten 
hatte. 

!8 Deckname für 
Schloß Hirschstein. 
Voller Wortlaut 
bei Albert DE JONG- 
HE: »De laatste 
boodschap van 
Kiewitz, namens 
koning Leopold 
Ill. voor Hitler (15 
juni 1944)«, in: Re- 
une beige de philologte 
ei d’histoire, Bd. 65, 
Fasc. 2, 1987, Hi- 
stoire — Geschiede- 
nis, S. 274-300, 
hier: S. 299 £. 
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mußte er sich vom König verabschieden. »Sie mögen als Diplomat rich- 
tig gehandelt haben«, schrieb HiMMLER, »ich tadle Sie, als Offizier einem 
Kriegsgefangenen zu großes Entgegenkommen bezeugt und wie die 
Landsknechte in früheren Zeiten einem fremden Souverän gedient zu 
haben.“ KıEwıtz wurde zum Hauptmann degradiert und zur Strafbri- 
gade DIRLEWANGER versetzt. Beiden Endkämpfen um Berlin am 29. April 
1945 büßte er seinen rechten Arm ein. 

Prinzessin LiL1ANeE aber bestritt auf Anfrage des Historikers Albert DE 
JoONGHE (1908-1998) vom 4. März 1985 die Richtigkeit des Inhalts und 
leugnete »in allerfeierlichster Form« (»de la fagon la plus solennelle«), 
daß sie oder ihr königlicher Gemahl jemals selbst oder durch Dritte, 
sprich KIEwITZ, von HITLER eine Verbesserung der Haftbedingungen 
erbeten hätten.” 

Am 6. März 1945 meldete SS-Gruppenführer Ludolf von A1vENSLE- 
BEN (1901-1970) dem König, daß wegen des Vormarsches der Roten 
Armee ein neuerlicher Ortswechsel notwendig geworden sei. Nach lan- 
ger, beschwerlicher Fahrt und durch anglo-amerikanische Flieger bedroht, 
landeten die Belgier am 8. März um 23 Uhr im Fremdenverkehrsort Strobl 
am Wolfgangsee, Landkreis Salzburg, wo der König samt Gefolge in der 
Villa Seethurn sein letztes Internierungs-Domizil bezog. 

Um ein wahrheitsgetreues Bild zu erhalten, unterbreitete der Salzbur- 
ger Historiker Reinhard HeınıscH der Prinzessin einen Katalog von elf 
Fragen und stellte den Antworten die Aussagen lokaler Zeitzeugen ge- 
genüber.?? In LiLıanEns Auftrag gab Oberst van CAUBERGH zur Auskunft, 
daß die Internierungs-Villa gefängnismäßig von einem drei Meter hohen 
Pfahlzaun, bestehend aus einem Gitter und darüber mehreren Reihen 


° Schon 1940 war geplant, dem König für die Dauer des Krieges die Schwarz- 
burg im Thüringer Wald als Wohnsitz anzuweisen. Im Kaisersaalgebäude hätten 
ihm ein 160 Quadratmeter großes Wohnzimmer, eine Galerie, ein Empfangs- 
raum und ein Schlafzimmer mit Ankleide und Bad sowie ausreichend Räumlich- 
keiten für die Dienerschaft zur Verfügung gestanden, doch mußte das mit einem 
Umbau verbundene Vorhaben, dessen Kosten von Albert SPEER auf 1,5 Millio- 
nen Mark geschätzt wurden, bei fortschreitendem Kriegsverlauf wieder aufgege- 
ben werden (Volker Koop, In Hitlers Hand, S. 35-39 u. S. 151-163, hier: S. 158 £.). 
?! Oberst Baron VAN CAUBERGH, Ehren-Adjutant von König LEOPOLD III, an 
Albert DE JONGIIE, in: ebenda, S. 296, Anm. 110. 

” Reinhard R. HEINISCH, »Die Internierung des belgischen Königs Leopold III. 
in Strobl im Jahre 1945«, in: Mitteilungen der Gesellschaft für Salzburger Landeskunde 
131 (1991), S. 2837-303; ders., »Nachlese zur Strobler Internierung König Leo- 
polds III. von Belgien«, in: Mitteilungen der Gesellschaft für Salzburger Landeskunde 
132 (1992), S. 331-334; Roman URBANER, »Dann machen wir halt eine Party in 
Strobl«, in: Ray Filmmagazin Nr. 4/2007. 
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Stacheldraht, umgeben war. Die Bewachung erfolgte durch 70 mit Wach- 
hunden bewehrte SS-Männer, denen es untersagt war, mit den Internier- 
ten Kontakte zu pflegen oder sie überhaupt anzusprechen. Der König 
und seine Familie durften täglich einige Stunden im Garten spazieren 
gehen; der Garten war klein, und man mußte in Runden gehen, die von 
der Wachmannschaft gesichert waren. Den Internierten war verboten, 
den Garten zu verlassen. Es gab auch nicht den geringsten Kontakt mit 
Bewohnern von Strobl und anderen deutschen Staatsangehörigen. Die 
Ernährungs- und Hygieneverhältnisse waren sehr schlecht, und auch ärzt- 
liche Versorgung fehlte. Die Mitglieder der königlichen Familie seien un- 
zureichend ernährt gewesen und hätten (was an den Fotos allerdings 
kaum zu sehen ist, Anm. HEınIscH) echt an Hunger gelitten, so daß der 
damals 10jährige Prinz ALBERT schon Ödeme hatte. 

Entschlossen dementierte Baronin Rosalia (Losy«) von KUTSCHERA- 
LEDERER, die zwar erst 1946 nach Strobl gekommen, durch ihre soziale 
Stellung aber ebenso intensive wie informative Kontakte im Dorf und 
später auch zu LiLIAnE persönlich hatte, daß von Hunger ebensowenig 
die Rede sein könne wie von fehlender ärztlicher Versorgung. »Es stimmt 
nicht, daß die königliche Familie ohne ärztliche Versorgung war, denn 
mein Vater war wiederholt dort, um die Königin und vielleicht auch an- 
dere Mitglieder der Familie zu behandeln«, ergänzte Dr. Elfriede GOTZ, 
Tochter des damaligen Sprengelarztes Dr. Hans SCHASER. »Er hat auch 
längere Gespräche mit ihnen geführt und hat uns jedesmal erzählt, wie 
beeindruckt er von der Persönlichkeit des Königs war, von seiner und 
seiner Gemahlin Herzlichkeit im Umgang und von ihren Ansichten.« 
Für unwahrscheinlich hielt Elfriede GOTZ die behauptete Personalstärke 
von 70 SS-Männern als Bewachung: »Davon hätte man in dem kleinen 
Ort doch etwas merken müssen, was aber nicht der Fall war.« 

Baronin KUTSCHERA wiederum verwies den legendären Stacheldraht- 
zaun um die Internierungs-Villa ins Reich der Phantasie. Es habe sich 
um einen Lattenzaun gehandelt, wie er in der Gegend um Strobl üblich 
sei. Der damalige NS-Bürgermeister Hans GiRBL gab zur Auskunft, daß 
damals ein Nachbar beauftragt worden sei, so rasch wie möglich den 
alten Zaun durch einen neuen zu ersetzen, wobei es sich um einen in die 
Natur passenden Lattenholzzaun gehandelt habe und nicht um einen 
Gefängniszaun. Die Bewachung sei durch den SD* erfolgt, der König 
sei des öfteren mit seinen Kindern durch den Ort spaziert. Die SD- 
Mannschaft seiin Zivil gewesen und habe sich nur in der Nähe aufgehal- 
ten. Angehörige der Wachmannschaft hätten den Bergfreund LEOPOLD 
sogar auf den 1778 m hohen Rettenkogel begleitet. 

Nach Aussage des Prinzen GEORG ZU FÜRSTENBERG (1923-2008), der 
zu den Internierten in Verbindung stand, war die Villa mit keinerlei Sta- 
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3 Der »Sicherheits- 
dienst des Reichs- 
führers-SS« (Ab- 
kürzung: SD ) 
wurde 1931 als Ge- 
heimdienst der 
NSDAP gegründet. 
Durch Zusammen- 
legung von Sicher- 
heitspolizei und SD 
am 1. 10. 1939 
wurde dieser zu ei- 
ner staatlichen In- 
stitution. Die SD- 
Uniform glich 
jener der Waffen- 
SS, nur mit Ärmel- 
raute »>SD<« und den 
Schulterstücken der 
Schutzpolizei. 
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cheldraht umzäunt. Die Internierten 
seien vielspazieren gegangen und häu- 
fig bei der Fürstenfamilie im Jagdschloß 
Hubertushof zu Gast gewesen. Zur Be- 
wachung dienten etwa zehn Mann SD 
in Zivil. Die Bevölkerung habe vom 
Aufenthalt des Königs gewußt. 

Als die Amerikaner in St. Gilgen stan- 
den, meinte der Prinz mit dem Mimen 
Theo LinGEn?* einen Akt des »Wider- 
standes« setzen zu sollen. Sie sperrten 
die Spitzen der lokalen NSDAP in den 
Gemeindearrest und radelten zu den 
Amerikanern, um sie zwecks Befreiung 
der Belgier zum rascheren Vormarsch 
auf Strobl zu bewegen. Die Amis ka- 
men mit einem Panzer und wurden vom 
Prinzen zur Internierungsvilla dirigiert. 
Die Wachmannschaft ergab sich wider- 
standslos. FÜRSTENBERG meinte wört- 
lich: »Plötzlich tut sich die Tür auf, und 
das Königspaar tritt heraus, mit einem 
Blick, den ich nie vergessen werde - wir 
sind frei.«”° 

Allzubald stellte sich jedoch heraus, 
daß es mit der Freiheit der Befreiten 
nicht weit her war: Als LEOPOLD seine 


Oben: Frühere Ansicht der Villa »Seethurn« in Strobl, in der König Leoroıo Ill. mit seiner Familie 1945 inter- 
niert war. (Aus: Reinhard R. HeıniscH, »Die Internierung des belgischen Königs Leopold Ill. in Strobl im Jah- 
re 1945«, aaO. [Anm. 22]). Unten: US-Befreier:« als neue Wachmannschaft. 


hübscht. 
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”* Theo Lingen (1903-1978), eigentlich Franz Theodor ScıM117, war seit 
1928 mit der Sängerin Marianne Zorr (1893-1984) verheiratet, der ersten 
Frau Bertolt Breciits (1908-1956). Da diese nichtarischer Abstarnmung war, 
galt Theo LinGen als »jüdisch versippt«, durfte aber wegen seiner Popularität 
weiterhin die Leinwand beleben. Anfang 1945 zog sich Theo LINGEN nach 
Strobl zurück. Ab 1948 »Charakterdarsteller am Wiener Burgtheater, starb er 
am 10. 11. 1978 an Krebs. In Strobl wurde 2006 der nach ihm benannte Platz 
mit einer von der Bildhauerin Eva Mazzucco gestalteten Lingen-Büste be- 


® Reinhard R. HEinisch, »Die Internierung des belgischen Königs Leopold 
III. in Strobl im Jahre 1945«, aaO. (Anm. 22), S. 298. 
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Befreier ersuchte, auf schnellstem Weg nach Brüssel gebracht zu wer- 
den, antwortete General PATCH, er glaube, dazu nicht berechtigt zu sein.” 
Von SHAEF’? kam der Befehl, den König auf deutschem Gebiet festzu- 
halten, falls er versuchen sollte, nach Belgien zurückzukehren. Ebenso 
teilten die alliierten Besatzer dem »befreiten« König mit, daß er seinen 
Aufenthalt im »befreiten« Österreich nicht fortsetzen könne.”*® 

Am 2. Oktober 1945 reiste LEOPOLD in die Schweiz ein. Bis Juli 1950 
residierte er in der Villa»Le Reposoir« in der Gemeinde Pregny-Chambe- 
sy am Genfer See. 

In Belgien aber tobte der Mob gegen den Monarchen, der es vorgezo- 
gen hatte, auch nach der militärischen Niederlage die Stellung zu halten, 
statt das Land im Stich zu lassen und wie die Politiker ins Exil zu fliehen. 
Von seinen Widersachern wurde LEOPOLD als »Quisling« tituliert, auch 
wurde ihm vorgeworfen, den Titel eines Herzogs von Sachsen wieder 
angenommen zu haben, den sein Vater ALBERT I. im Ersten Weltkrieg 
abgelegt hatte.” Prinzessin LiLIANE wurde in Anspielung auf Madame 
Pompadour, berühmteste Maitresse aller Zeiten, als » Madame Pompaf- 
rice beschimpft, auf deutsch »Geldsaugerin«?" 

Nach ebenso langwierigen wie heftigen, auch gewaltsamen Auseinan- 
dersetzungen wurde die »Königsfrage« dahingehend gelöst, daß LEOPOI.D 
am 16. Juli 1951 zu Gunsten seines 20jährigen Sohnes BaLDuIn (BAUDUIN 
I.) abzudanken und sich fortan Herzog von Brabant zu nennen hatte. 


Fred Duswald 
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? Raymond CaAR- 
TIER, Nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg, aaO. 
(Anm. 3), S. 63. 

” Supreme Head- 
quarters, Allied Ex- 
peditionary Force 
(kurz: SHAEF) war 
von Ende 1943 bis 
zum Ende des 
Zweiten Weltkriegs 
das Hauptquartier 
der alliierten Streit- 
kräfte in Nordwest- 
europa. Oberbe- 
fehlshaber war 
General Dwight D. 
EISENHOWER (1890- 
1969). 

8 Raymond CAr- 
TIER, Nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg, aaO. 
(Anm. 3), S. 63 £. 

” Ebenda, S. 376. 
% Ebenda, S. 377. 


LeoroıLos Abdankung 
am 16. Juli 1951 zu- 
gunsten seines Soh- 

nes BALDUin. 
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Zum Wunder von Dünkirchen 


HITLER, so bekommen wir täglich zu hören, war der ständige Unruhe- 
stifter und Schrecken Europas, der Mann mit den angeblichen Welter- 
oberungsplänen! Doch wie verhielt es sich wirklich? Die wirklichen Ver- 
hältnisse kommen bei zahlreichen Einzelvorgängen zum Ausdruck. Er 
arbeitete persönlich an den Plänen zum Westfeldzug, ließ den siegreichen 
Panzer-Vorstoß vor Dünkirchen anhalten, damit das britsiche Expediti- 
onskorps und viele Franzosen nach England entkommen konnten. 


1. Ein Sieg wird geplant 


Das Skandinavien-Abenteuer, bei dem HitLer den Alliierten um knapp 
24 Stunden zuvorgekommen war, hatte mit dem eiligen Abzug der Eng- 
länder und Franzosen den erfolgreichen Abschluß gefunden, als am 10. 
Mai 1940, um 5 Uhr 30 »Fall Gelb«, der seit langem erwartete deutsche 
Feldzug im Westen, begann. HITLER hatte ihn mehrmals verschoben, 
teils, weil er gehofft hatte, sein Friedensangebot vom 6. Oktober 1939 
fände in London und Paris doch noch offene Ohren, teils weil ihm STA- 
ins Finnland-Krieg vom November 1939 dazwischen gekommen war. 
Auch andere Sorgen machten ihm zu schaffen, so die ungenügende Mu- 
nitionserzeugung, die unzureichenden Erdölreserven, vor allem aber das 
Ringen um die richtige Strategiegrundlage für »Fall Gelb«. 

Erst nach einigem Hin und Her war die ursprüngliche Absicht der 
Heeresleitung (OKH), eine Neuauflage des SCHLIEFFEN-Plans zugunsten 
des mehr risikofreudigen Unternehmens »Sichelschnitt« durch die Ar- 
dennen, fallengelassen worden. Erstaunlicherweise blieb das vom allüer- 
ten Hauptquartier unbeachtet, obwohl es von Zuträgern wiederholt in- 
formiert worden war. Man hielt dort das unwegsame Gelände der 
Ardennen für panzerfeindlich. Aus der Gliederung der alliierten Streit- 
kräfte war zu schließen, daß beabsichtigt war, über Belgien und Holland 
ins Ruhrgebiet einzufallen, um über den Drehpunkt Brüssel-Lüttich die 
deutsche Planung aus den Angeln zu heben. Eine ausreichende Siche- 
rung durch Reserven, etwa im Raum Sedan-Verdun, war im Luftbild 
nicht zu erkennen. Daher bot sich der deutschen Heeresleitung die Chan- 
ce, die in Flandern versammelten und zügig über Nordbelgien und Hol- 
land vordringenden motorisierten alliierten Truppen von ihren rückwär- 
tigen Verbindungen abzuschneiden. Das war nur möglich durch einen 
überraschend geführten Stoß über die Ardennen hinweg nach Sedan und 
Charleville und von dort so weit wie möglich nach Westen. Dieser Ge- 
danke, ebenso einfach wie kühn, entstammte dem Geist einiger modern 
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denkender Truppenführer wie von MANSTEIN und GUDERIAN, die das 
neuartige Zusammenspiel von Panzertruppe und Luftwaffe beherrsch- 
ten. Aber auch HrLeRr selbst hatte entscheidenden Anteil daran. 


2. Die deutschen Panzer brechen durch 


Tatsächlich gelang es der Wehrmacht innerhalb weniger Stunden die 
Grenzverteidigung Belgiens, Luxemburgs und Hollands zu überrennen, 
und nach vier Tagen stand die Heeresgruppe des Generalobersten von 
RUNDSTEDT mit ihrem durch die Ardennen vorgehenden gepanzerten 
Stoßkeil der 12. Armee am Ostufer der Maas. Der Übergang gelang am 
fünften Tage reibungslos, noch bevor die alliierte Führung die aufkom- 
mende Bedrohung klar einschätzen konnte. Während sie noch überleg- 
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te, ob sie ihre Truppen herumwerfen sollte, war der deutsche Panzer- 
durchbruch über Amiens hinaus bis Abbeville am Ärmelkanal innerhalb 
einer knappen Woche geglückt,; und schon drohte die Einnahme der 
Kanalhäfen Boulogne, Calais, Dünkirchen und OÖstende. 

Damit war der Großteil der alliierten Truppen mit 67 Divisionen vom 
Süden abgeschnitten und so gut wie verloren, der Feldzug nahezu ent- 
schieden. Holland stand kurz vor der Kapitulation, und der Sieg über 
Belgien würde nicht lang auf sich warten lassen. Beide letzteren, die sich 
später über den Neutralitätsbruch beklagten, mußten sich durch das deut- 
sche Auswärtige Amt selbst Neutralitätsverletzung vorwerfen lassen, nach- 
dem bekannt geworden war, daß am 12. Januar 1940 in Breda hollän- 
disch-belgische Stabsbesprechungen mit alliierten Offizieren 
stattgefunden hatten. Dabei war es darum gegangen, dem alliierten An- 
griff auf das rheinisch-westfälische Industriegebiet die Unterstützung 
der niederländisch-belgischen Armeen zuzusichern.' 


3. Hitler war mit OKH-Planung unzufrieden 


HiTLers Architekt, Hermann GIESLER, erinnert sich, was HITLER ihm 
einmal auseinandergesetzt hatte, und zwar im Jahre 1943, als er darauf 
zusprechen kam, wie sich die Überlegung zum »Fall Gelb« gedanklich in 
ihm zu entwickeln begann: »Daß mir der Chef des Generalstabs im Sep- 
tember 1939 den aufgewärmten SCHLIEFFEN-Plan vorlegte, hab ich Ih- 
nen schon erzählt, nicht aber wie das im Einzelnen erfolgte.« 

HiTLER bezog sich dabei auf die ersten Arbeitsvorlagen, die ihm Gene- 
raloberst HALDER, Chef des Generalstabs des Heeres, vorgetragen hatte: 
Wiedergaben der Gedankengänge des ehrenwerten Generals SCHLIEFFEN, 
wie er sie nannte. »Darin kamen die enormen Möglichkeiten der moder- 
nen Waffen, wie der Panzer, der Luftwaffe usw. überhaupt nicht vor.« 
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HiITLer schwieg in der Rückerinnerung und fuhr erst nach einer Pause 
fort: »Ich sah den Chef des Generalstabs an und kam zu der Überzeu- 
gung, jedes weitere Wort führt zu nichts, geht glatt ins Leere. ... da fehl- 
ten Ideen, Phantasie, Vorstellungsvermögen, Wagemut und vor allem 
die Ausstrahlung, die den führenden Soldaten kennzeichnen. Aber wie 
viel Zeit blieb uns noch, diese taktischen Einzelplanungen durch grund- 
sätzlich neue Offensivgedanken zu verändern? — Ich befaßte mich nun 
selbst mit den strategischen Möglichkeiten. ... meine Idee war: Wenn ich 
da so tue, als ob ich wie SCHLIEFFEN angreifen würde, und sie damit gründ- 
lich täuschte und hier« — er zeigte auf die Ardennen — »den energischen 
Stoß ansetze, wo sie ihn gar nicht erwarten, was ist dann die Folge? - Ich 
forderte die Unterlagen an und prüfte alles eingehend. — Langsam wurde 
ich mir sicher. Und im Dezember 1939 war der Angriffsplan aus der 
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Idee in reale Plan-Wirklichkeit ausgeformt. Eine große Strategie hat auch 
eigene Gesetze. ... ebenso wie ein Kunstwerkk 

HITLER fuhr fort: »Mitte Februar 1940 meldeten sich wie üblich die 
neu ernannten Kommandierenden Generale, darunter von MANSTEIN. 
Auf ihn hatte man mich aufmerksam gemacht mit dem Hinweis, »der hat 
fast dieselben Auffassungen« Ich gab MAansTEIN die Gelegenheit, seine 
Gedanken darzulegen. MAnSTEIN war der einzige General, der zu dem- 
selben operativen Ansatz gefunden hatte, meine Auffassung fand da- 
durch eine Bestätigung. Ich will mich jetzt nicht mit den taktischen Ein- 
zelheiten befassen... Glauben Sie mir, GIESLER, die habe ich alle am 
Modell besprochen und mit den Offizieren und Unteroffizieren einexer- 
ziert, — und wir hatten damit vollen Erfolg!« Tatsächlich hatte HITLER 
großmaßstäbliche Modelle der holländisch-belgischen Grenzbefestigun- 
gen erstellen lassen und mit eingeteilten Fallschirmjägern den Angriff 
bis in die Einzelheiten hinein besprochen. 

HITLER schlug eine Karte auf, in der die Angriffsplanung vom 10. Mai 
mit den eingetragenen Zielen des ersten Angriffstages markiert war. Dann 
wies er auf das nächste Blatt der Karten-Serie, aus dem das Kampfge- 
schehen am 11. Mai um Sedan sichtbar wurde. »Das war der energische 
Stoß, den die Gegner nicht erwartet hatten — hier erfolgte der Panzer- 
Durchbruch Nun folgte Karte auf Karte zur graphischen Berichter- 
stattung der Kampferfolge beim Panzervorstoß entlang der Ostseite der 
Somme nach Abbeville: HiTLER fuhr fort: »Meine größte Sorge war die 
Sicherung der Flanken; Gegenangriffe von Süden und Südwesten, ener- 
gisch geführt, hätten sich zu einer bedrohlichen Situason auswachsen 
können. Zugleich mußte der »SCHLIEFFEN-Schein-Angriff« ernsthaft ge- 
führt werden, um die Hauptkräfte des Gegners, die motorisierten Ver- 
bände, in den belgischen Raum zu ziehen. Die Täuschung gelang, die 
Masse der Feindkräfte lief in diese Kampfräume hinein, so wie ich es 
mir vorgestellt hatte, und wurde abgeriegelt. Auch der Frontalansturm 
unserer Divisionen der Heeresgruppen B und C hatte Erfolg und zwang 


| Holland und Belgien zur Aufgabe. Die Operation, später Sichelschnitt 


genannt, wurde zum entscheidenden Sieg.« 

Es ist nicht uninteressant, HiTLER einmal von der Feldherrn-Seite zu 
erleben, wobei deutlich wird, daß er es gelegentlich nicht verschmähte, 
ein wenig zu renommieren. Der Sichelschnitt-Plan entstammte bis in die 
Einzelheiten hinein einer Studie der 12. Armee, die General von MAn- 
STEIN ausgearbeitet hatte. Gemeinsam mit dem Panzerführer GUDERIAN 
hatte MansTEin die Studie im Oberkommando des Heeres (OKH) in 


?2 Hermann GiESLER, Ein anderer Hitler, Druffel, Leoni 1977, S. 411 £. 
? GIESLER, ebenda, S. 410. 
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Berlin vorgetragen, wo sie allerdings keine Gegenliebe fand. Mehrmals 
war die 12. Armee danach nochmals beim OKH vorstellig geworden, 
wiederum ohne Ergebnis. Beide, Von MANSTEIN und GUDERIAN, haben 
ihre Ausarbeitungen im einzelnen in ihren jeweiligen Erinnerungen nie- 
dergelegt.* Tatsache ist allerdings, daß HITLER von sich aus ganz ähnliche 
Überlegungen angestellt hatte, die er in der Planung MansTEIns wieder 
erkannte. Auch trifft zu, daß HITLER die Einzelheiten eines Teilbereiches 
der Angriffsoperationen, zusammen mit den eingeteilten Offizieren, an 
Modellen erarbeitet hat. 


4. Hitler stoppt Guderians Panzer vor Dünkirchen 


* Siehe: Erich von 
MAansTEIN, Verlore- 

ne Siege; 1955; 
Heinz GUDERIAN, 


Erinnerungen eines 
Soldaten, 1951. 


Es war GUDERIANs Panzer-Korps, das bei Abbe- 
ville als erster deutscher Verband den Ärmelka- 
nalerreichte. Dabeiwaren dem erfolgreichen Pan- 
zerführer weniger vom Feind als von den 
besorgten Herren im OKW, ja selbst von HITLER 
persönlich Knüppel zwischen die Gleitketten ge- 
worfen worden. Das begann nach dem geglück- 
ten Maasübergang bei Montcornet und wieder- 
holte sich bei Ribemont, wo GUDERIAN vom 
Oberbefehlshaber, General von KLEIST, wegen 
Befehlsübertretung seines Postens enthoben 
wurde. Kaum vom nächsthöchsten Vorgesetzten, 
Generaloberst LisT, wieder eingesetzt mit der 
Erlaubnis, »kampfkräftige Aufklärung« vorzutrei- 
ben, mußte sich GUDERIAN auch über HITLERS 
Bedenken hinwegsetzen, der in Erinnerung an 
die Somme-Schlachten des Ersten Weltkriegs 
beständig Flankenangriffe der Franzosen be- 
fürchtete und zum Halten riet. Schließlich, nach- 
dem Abbeville genommen, die Panzer nach Nor- 
den auf Dünkirchen eingeschwenkt und die % 
Kanalhäfen Boulogne und Calais in deutscher 
Hand waren, kam am 25. Mai das Aus von HirT- 
LER persönlich. Damit wurden GUDERIANs Pan- 
zer vor Dünkirchen gestoppt und mußten taten- 
los zusehen, wie die Schiffstransporte der 
britischen Marine-Evakuierung den Hafen ver- 


Ab 27. Mai 1940 ist die ‚Operation Dynamo,, die Eva- 
kuierung der britischen Truppen, in vollem Gang. Hier 
gehen britische Soldaten eines Zerstörers unter Deck. 
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ließen. Zwar gelang der 
Luftwaffe im rollenden Ein- 
satz die Versenkung von 
rund 220 kleineren Schiffs- 
einheiten, doch verbot 
Schlechtwetter den Kampf- 
einsatz der deutschen 
Schlachtflieger. 

Erst am 26. Mai mittags 
gab HıTLer das Vorgehen 
auf Dünkirchen wieder frei, 
doch da war es für den gro- 
Ben Erfolg zu spät, und am 
29. wurde GUDERIANS NIV. 
Panzerkorps nach Süden 
abgedreht. GUDERIAN zufol- 
ge hätte der Feldzug »einen 
3. Juni 1940 in wesentlich kürzeren Verlauf genommen«, wenn die Oberste Führung 
Berck-Plage: dieer-- sein Korps nicht wiederholt angehalten und seinen Siegeslauf gehemmt 
ste Vernehmung ver- hätte. Eine Antwort auf die Frage, welchen Gang der Gesamtkrieg ge- 
sprengter britischer nommen hätte, wenn es gelungen wäre, die britischen Expeditionskräfte 
este. Foto A Te änkimshen gefangenzunehmen, gibt GUDERIAN nicht. Er überläßt 
Janusz PIEKALKIEWIECZ,  . \ R : a Ä 
Ziel Paris, Augsburg SE dem Leser, meint aber: »Jedenfalls wären einer überlegenen Diplo- 
1998. matie aus einem solchen Erfolg gute Chancen erwachsen.« Und wir fü- 

gen hinzu: Vielleicht hätte CHurcımLL seinem kriegsmüden Außenmini- 
ster Ha1.IFAX nicht länger verbieten können, um Frieden nachzusuchen. 
Diese Möglichkeit wurde, wie GUDERIAN glaubt, durch die Nervosität 
HITLERS verspielt. Die Begründung, die letzterer nachträglich für das 


Hırtıer wollte nach 
Dünkirchen ohne „COLOMBEY — 
Verzögerung Rich- 1 SE7TrEer Tier: 
tung Süden und We- 
sten angreifen. Hier, 
im Raum Troyes (süd- 
lich von Paris), folgt 
am 20. Juni 1940 
eine Batterie der 
deutschen berittenen #9 
Artillerie den schnell 
vorstoßenden motori- 
sierten Verbänden. 
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Anhalten von GUDERIANs Panzerkorps gab, lautete: Das flandrische Ge- 
lände sei wegen seiner vielen Gräben und Kanäle für Panzer ungeeignet. 
Das aber, so GUDERIAN, »traf nicht zu«.° 

Winston CHURCHILL äußert in seinen Erinnerungen die Vermutung, 
HriLEr habe durch das Anhalten der Panzer England eine bessere Frie- 
denschance bieten oder die Aussichten für Deutschland verbessern wol- 
len, zu einem günstigen Frieden mit England zu gelangen, und liegt da- 
mit wohl nicht falsch.° GUDERIAN war dieser Meinung nicht, zutreffend 
sei vielmehr, daß HırLer und GörınG die deutsche Luftüberlegenheit 
für ausreichend hielten, um den Abtransport der britischen Truppen ver- 
hindern zu können. 


5. Hitler zur Dünkirchen-Kritik 


Wie aber beurteilte HrTLer selbst die Situation? Lassen wir ihn in seinem 
Gespräch mit GIESLER fortfahren: »Aber die völlige Niederlage der West- 
alliierten war noch nicht erkämpft. Zwar waren die Gegner im Nordab- 
schnitt entscheidend geschlagen. Von unseren rasch vordringenden Trup- 
pen von Osten und Süden zusammen gepreßt, nach Norden hin 
abgeschnitten, stand ihnen nur noch die See als Fluchtweg offen. Die 
Masse dieser vor allem englischen Streitkräfte ballte sich um Dünkir- 
chen, in der flandrischen Ebene, die ich aus dem Weltkrieg gut in Erin- 
nerung hatte. Oh, ich weiß, nicht nur aus dem Kreis des Generalstabs 
wird meine Entscheidung zu Dünkirchen als großer Fehler hingestellt! 
Verschiedene Überlegungen hielten mich davon ab, die Gegner zu ver- 
nichten. Zunächst die militärischen Gründe: Das flandrische Niederungs- 
gebiet beschränkt den Panzereinsatz auf die Straßen. Damit waren lang- 
wierige Kämpfe mit möglicherweise hohen Verlusten zu erwarten. Auch 
meine militärische Umgebung wie Generaloberst von RUNDSTEDT war 
dieser Auffassung. Wir durften uns kräftemäßig nicht verzetteln, nun 
mußte alles Schlag auf Schlag erfolgen. Es galt, ohne Verzögerung den 
weiteren Angriff nach Westen und Süden vorzutragen, ehe es dem Geg- 
ner gelang, eine starke Verteidigung an der Soemme und Aisne aufzubau- 
en.« 

HITLER fuhr fort:»Wirmußten nach Südwesten angreifen, sehr schnell 
mußte Paris und Nordfrankreich genommen werden, um den Englän- 
dern die Landung neuer Iruppenkontingente unmöglich zu machen. Wir 
mußten nach Süden offensiv werden, mit einem Durchstoß hinter den 
französischen Festungswerken, wir mußten die endgültige Entscheidung 
erzwingen, und damit den Frankreich-Feldzug schnell beenden; denn es 
gab noch einen anderen Grund militärpolitischer Art. Ich blieb nicht 
einseitig orientiert: Längst horchte ich besorgt nach West und Ost! Be- 
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stand jetzt nicht doch eine, wenn auch noch so geringe, vage Möglich- 
keit zum Frieden, die ich mir durch eiskalte Vernichtung der englischen 
Dünkirchen-Armee verbaut hätte? — Es entsprach nicht meiner Wesens- 
art, auf den zu treten, der am Boden liegt. Ich habe mich geirrt, ich habe 
umdenken müssen, Großmut wird nicht anerkannt. Sie vergalten meine 
Schonung damals in Dünkirchen mit Bomben und Phosphor auf die 
Frauen und Kinder im Reich, deren Männer und Väter für Europa kämpf- 

? GIESLER, aaO. ten.«’ 

(Anm. 2), S. 414 f. Der erste Abschnitt der Schlacht um Frankreich war damit erledigt, 
und wiederum, wie beim Norwegen-Unternehmen, hatte Moskau nicht 
eingegriffen, sondern der Wehrmacht den Rücken freigehalten. STALIns 
Verhalten in diesen Wochen bewog HiTLEr, weiteren Schachzügen des 
Roten Zaren, wie dieser sie nun mal nicht lassen konnte, künftig großzü- 
giger zu begegnen. Dabei verhehlte er seiner engsten Umgebung nicht, 
daß zugleich mit dem Gefühl der Erleichterung so etwas wie Dankbar- 
keit in ihm aufstieg. Denn nur er allein wußte, welch gewaltiges Risiko er 
mit dem »Fall Gelb« eingegangen war, und nur er hat die damit verbunde- 
nen nervlichen Belastungen durchstehen müssen. 

Kaum waren die letzten Schüsse im Einschließungsring von Dünkir- 
chen verhallt und die Kolonnen Zehntausender alliierter Gefangener auf 
den Weg gebracht, da trat die Wehrmacht am 5. Juni zum zweiten Ab- 
schnitt der Schlacht um Frankreich an. Wiederum in den ersten Stunden 
durchbrachen die Panzerverbände des Generals von KLeıst die linke 
Flanke der französischen Abwehrfront, um auf Rouen vorzustoßen und 
bald darauf in weiträumiger Umfassung die Nordverteidigung Frank- 
reichs aus den Angeln zu heben. Und immer noch verhielt sich der Kreml 
kooperativ. Freilich ging jetzt alles in einem Tempo vonstatten, das die 
Welt in Erstaunen versetzte. Und obwohl CHURCHILL zweimal interve- 
nierte, erging am 17. Juni die Bitte Frankreichs um Waffenstillstand an 
das Deutsche Reich, womit HITLERs Besorgnis, der Kreml könnte in letzter 
Minute doch noch eingreifen, ein gutes Ende fand. 


6. Hitler: »Der Krieg im Westen ist beendet... .« 


Am 21. Juni, dem Tag der Waffenstillstandsverhandlungen von Com- 
piegne, der HITLER den höchsten Triumph bescherte, sagte er aufatmend 
& ., zu seiner Umgebung: »Der Krieg im Westen ist beendet. . ., jetzt bleibt 
STEGEMANN, Zi/& nur noch die Auseinandersetzung mit dem Osten. Das ist aber eine Auf- 
S. 98; H. BeEHMeE, ; . h ne : 
gabe, die weltweite Probleme wie das Verhältnis zu Japan und die Macht- 
Waffenstillstand, 1, Ä . ; E : - 3 3 e 
S79: Stefan verteilung im Stillen Ozean aufwirft. Sie kann man vielleicht in zehn 
Schein, Eskalation, Jahren in Angriff nehmen. — Vielleicht kann ich sie auch meinem Nach- 
S. 46. folger überlassen.«® 


422 ZWEITER WELTKRIEG 


Zum Wunder von Dünkirchen 


Und nachdem er am Morgen des 24. Juni zusammen mitSPEER, BREKER 
und GIESLER nach Paris geflogen war und den Bereich um den Eiffelturm 
besichtigt hatte, standen sie noch eine Weile auf dem Feldflugplatz. Hrr- 
LER schwieg eine Zeitlang, dann sagte er leise: »Eigentlich habe ich vom 
Invaliden-Dom nur den Sarkophag NAPOLEONS in dem offenen Rund der 
Krypta in mich aufgenommen - es hat mich seltsam gebannt -, alles ande- 
re war für mich bedeutungslos.« Sodann begründete er, warum er seine 
Grabstätte in München haben wollte und wie er sie sich vorstellte. 

Zuletzt gingen die vier Männer noch schweigend den nahen Waldweg 
auf und ab. Dann blieb Adolf HITLER stehen und sagte sehr eindring- 
lich: »Ich will den Frieden — und ich werde alles dransetzen, um den 
Frieden zu schließen. Noch ist es nicht zu spät. Dabei werde ich bis an 
die Grenzen des Möglichen gehen, soweit es die Opfer und die Würde 
der deutschen Nation zulassen.« 

Und nach einer Pause: »Ich weiß mir Besseres als Krieg! Allein wenn 
ich an die Verluste des deutschen Blutes denke - es fallen ja immer die 
Besten, die Tapfersten und Opferbereiten, deren Aufgabe es wäre, die 
Nation zu verkörpern, zu führen! — Ich habe es nicht nötig, mir durch 
Krieg einen Namen zu machen wie CHURCHILL. Ich will mir einen Na- 
men machen als Ordner des deutschen Volkes — seine Einheit und sei- 
nen Lebensraum will ich sichern, den nationalen Sozialismus will ich 
durchsetzen, die Umwelt gestalten. Dazu gehört auch die Neugestaltung 
der deutschen Städte nach modernen Erkenntnissen. Ich möchte, daß 
die Menschen sich darin glücklich fühlen, auch sollen sie mit Recht stolz 
werden auf ihre Stadt, ihren Lebensraum und auf ihre Nation.« 

Nach einer Weile setzte er hinzu: »Der Friede solle in Münster ge- 
schlossen werden« Dafür habe er seine Gründe — es habe den Rang einer 
geschichtlichen Zäsur. Still verabschiedete er sich, mit einer typischen, 
lockeren Bewegung. Wie zum Gruß der Freundschaft hob er den abge- 
winkelten Arm, die Hand nach oben geöffnet.« 

Man fragt sich: War das der HıTLer, wie die Welt ihn kennt? Der per- 
manente Unruhestifter und Schrecken Europas, der Mann mit den Welt- 
eroberungsplänen? Mußte man nach diesen Worten wirklich fürchten, 
er habe die gebotene Einsicht in die begrenzten deutschen Möglichkei- 
ten aus den Augen verloren? Keineswegs. HITLER war nach dem Frank- 
reichsieg nicht nur bereit, den Krieg auf der Stelle zu beenden, sondern 
darüber hinaus mit seinem schwierigsten Gegenpart, dem mißtrauischen 
Kremlherrn, in ein Verhältnis einzutreten, das einen bewaffneten Kon- 
flikt zwischen dem Reich und der Sowjetunion auf Jahre hinaus, wenn 
nicht gänzlich ausschloß? Konnten die Deutschen jetzt aufatmen? Hatte 
ihr ungewisses Schicksal damit eine glückliche Wendung genommen? 


Andreas Naumann 
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° GIESLER, aaO. 
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! Nähere Einzelhei- 
ten bei: Rolf 
KosiEr u. Olaf 
Rose (Hg.), Der 
Große Wendig, Bd. 1, 
Grabert, Tübingen 
2011, S. 751-754. 


? Alfred ScHicKEL, 
»Das Kartell der 
Lüge«, in: Deutsch- 
land-Journal, Ham- 
burg 1992, S. 49. 


’ Ebenda. 


Zur Bestätigung der 
deutschen Angaben 

bezüglich Katyns 
hatte GotsseLs eine 


Untersuchungskom- | 


mission von 12 aus- 


ländischen Patholo- } 


gen eingeladen. 
Berlin, 4. Mai 1943: 
Der ungarische Pa- 
thologe Ferenc Orsös 
(links) übergibt den 
Abschlußbericht an 
Reichsgesundheits- 
führer Leonardo 
Conri (rechts; in der 
Mitte der belgische 
Pathologe Reimond 
SPELEERS). Conti gab 
dann den Abschluß- 
bericht als amtliches 
Gutachten heraus. 
Foto: Bundesarchiv. 
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Briten lügen über Katyn-Massaker 


Es dauerte Jahrzehnte, bis die Sowjets 1990 die Schuld am Massenmord 
an den mehr als 20000 polnischen Offizieren und Beamten in Katyn 
und anderenorts zugaben. Zu diesem Umstand hatte auch beigetragen, 
daß die Westmächte, insbesondere CHURCHILI. und ROOSEVELT, ihre 
Kenntnisse von der russischen Schuld geheimhielten und gegen besse- 
res Wissen in der Nachkriegszeit den Deutschen die Verantwortung an 
den Massakern zuschoben, wie auch deutsche Medien.' 

So schrieb am 4. Januar 1946 die von den »britischen Militär-Behör- 
den« herausgegebene Tageszeitung Nordwest-Nachrichten, hervorgehoben 
auf der ersten Seite, unter der Überschrift »So war Katyn«: »Massen- 
mord als Naziverbrechen in Polen aufgedeckt. Die Nazischuld an dem 
Massenmord von Katyn wurde von einem deutschen Offizier vor einem 
Leningrader Gerichtshof zugegeben. 

In dem aus Moskau übernommenen Text der Meldung wird die falsche 
Behauptung aufgestellt, daß von »flüchtenden deutschen Trupps russi- 
sche Frauen, Kinder und Greise ermordet« wurden und daß »im \Valde 
von Katyn 15000 bis 20000 Menschen, darunter polnische Offiziere und 


Juden, von den deutschen Truppen erschossen und begraben wurden« 
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Briten lügen über Katyn-Massaker 


Die in London residierende polnische Exilregierung unter General 
Wladyslaw SıkorskI sandte Beauftragte nach Katyn, woraufhin STALIN 
seine Beziehungen zu dieser Exilregierung abbrach. 

Da dieses Zerwürfnis den Westmächten gefährlich zu werden drohte, 
machten ChurcHiLL und ROOSEVELT die Katyn-Angelegenheit zur »ge- 
heimen Chefsache«. Ein britischer Untersuchungsbericht wurde am 13. 
August 1943 von CHURCHILL persönlich an den US-Präsidenten über- 
mittelt mit der Bitte um baldige Rücksendung, da man ihn »offiziell in 
keiner Weise herausgeben« könne. Denn dann wäre damals schon vor 
aller Welt die Wahrheit über Katyn offensichtlich geworden, und man 
hätte sie nicht noch jahrelang zur Umerziehung der Deutschen verwen- 
den können.* 

In dem britischen Untersuchungsbericht stand, daß die Mitteilungen 
der deutschen Regierung über die Schuld der Sowjets »auf jeden Fall in 
verschiedener Hinsicht gut fundiert« seien und daß »die Grundlage soli- 
de war, auf der in jedem Fall einige der Identifikationen stattfinden«. 
Der Bericht enthält auch die »Tatsache« als interessante Mitteilung, »daß 
eine Massenhinrichtung von gefangenen Offizieren nicht in Überein- 
stimmung mit dem sein würde, was wır von der deutschen Wehrmacht 
wissen«. Denn »hätten die deutschen Behörden diese 10000 polnischen 
Offiziere je in der Hand gehabt, könnten wiır sicher sein, daß sie einige 
davon oder alle in die Lager in Deutschland gebracht hätten, die polni- 
schen Gefangenen schon zugeteilt sind.« In einem britischen Geheim- 
bericht vom 31. Mai 1943 heißt es, daß das »Durcheinander« in den so- 
wjetischen Mitteilungen nicht leicht verständlich sei »außer durch die 
Annahme, daß die russische Regierung etwas zu verbergen hätte«.° 

Als Abschlußurteil stand in dem Geheimbericht von dem Verfasser 
Owen O’MauLey: »Die kumulative Wirkung der Beweise ist. .. geeignet, 
ernsthaften Zweifel auf die russischen Leugner der Verantwortlichkeit 
für das Massaker zu werfen... Und ich glaube, die meisten von uns sind 
mehr als halb davon überzeugt, daß die polnischen Offiziere tatsächlich 
durch die russischen Behörden ermordet wurden und es tatsächlich ihre 
Leichen sind (wie vielleicht auch noch andere), die jetzt exhumiert wur- 
den.«® 

CHurcHILL und ROOSEVELT waren also über die Tatsachen des sowjeti- 
schen Massenmordes und die Verantwortlichkeit genügend informiert. 
Das beweisen auch ihre brisanten Gespräche über SıkorskI und dessen 
Tod.’ 

Dennoch taten sie alles, um die Wahrheit über das Massaker von Ka- 
tyn zu verheimlichen und das Verbrechen den Deutschen zuzuschieben. 


Rolf Kosiek 
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* Ebenda, S. 50. 


° Ebenda, S. 51. 
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Nürnberger Prozeß, 
Nürnberg 1948, 
Bd. XVII, S. 301- 
407. 


? Siehe Aussage des 
deutschen Ober- 
sten Friedrich 
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US-Zeitung 1946: In Katyn mordeten Deutsche 


Die alliierte Kriegspropaganda scheute sich während der Zweiten Welt- 
krieges nicht, auch von plumpen Lügen Notiz zu nehmen und sie skru- 
pellos zu verbreiten. Die amerikanische Administration wußte genau, 
daß in Katyn bei Smolensk die gefundenen Tausende ermordeter polni- 
scher Offiziere von den Sowjets 1940 beseitigt worden waren, machte 
jedoch noch Jahre nach Kriegsende die Deutschen für das Massaker an 
den Polen verantwortlich. So schrieb der Wiener Kurier, »herausgegeben 
von den amerikanischen Streitkräften für die Wiener Bevölkerung« — so 
unmittelbar unter dem Titel — am 2. Juli 1946 auf der ersten Seite mit 
großer Schlagzeile: »11000 Polen wurden 1941 von den Deutschen in 
Katyn erschossen.« Aus Anlaß der Behandlung dieser Frage im Nürn- 
berger Prozeß am 1. Juli 1946! schrieb das Blatt: »Bekanntlich fanden die 
Sowjettruppen im Walde von Katyn die Leichen von 11000 polnischen 
Soldaten, die nach der durch die Sowjetbehörden erbrachten Beweisfüh- 
rung im Jahre 1941 von den Deutschen erschossen worden waren.« 

In diesem Satz ist jede Aussage falsch. Einmal wurden die Toten nicht 
von den Sowjets, sondern von den Deutschen gefunden.? Sie wurden im 
Jahre 1943 gefunden, nicht 1941. Es waren nicht 11000 Ermordete im 
Walde von Katyn, sondern rund 4500. Die restlichen Leichen der ver- 
mißten Polen wurden erst nach dem Umschwung im Osten an verschiede- 
nen Orten der Sowjetunion in Massengräbern gefunden. Dazu machte 
nach der Zeitung der Professor Dr. med. Marco Antonow MARKOW der 
Universität Sofia in Bulgarien die Aussage,’ er habe zu der Wissenschaft- 


Yarpribache Bra muugprisene 


US-Zeitung 1946: In Katyn mordeten Deutsche 


lerkommission gehört, diel943 auf Einladung der Deutschen die Grä- 
ber untersucht habe. Von der Wehrmacht seien ihnen nur einige Stun- 
den Zeit gelassen worden. Die Arbeitsbedingungen seien »völlig unwis- 
senschaftlich« gewesen. Keine der Leichen habe sich drei Jahre in der 
Erde befunden, sondern höchstens eineinhalb Jahre, so daß nur die Deut- 
schen als Täter in Frage kämen. Damit log der Wissenschaftler das Ge- 
richt an. Das Protokoll der Kommission, das die Sowjets als Täter be- 
zeichnete, hatte er jedoch unterschrieben. 

Daß die wirklichen Schuldigen die Sowjets waren, war den Amerika- 
nern und insbesondere US-Präsident ROosEVELT schon früh bekannt, 
und er erwähnte das auch bei Telefongesprächen mit CHurcımL 1943/ 
44.* Doch er ließ die Kriegspropaganda der Alliierten gegen die Deut- 
schen den Vorwurf der Massenmordes in Katyn durch deutsche Streit- 
kräfte weiter verkünden. 

Am Gründonnerstag des Jahres 1990 gab die Sowjet-Regierung zu, 
daß sie die polnischen Offiziere im Walde von Katyn und anderenorts 
1940 durch ihren Geheimdienst NKWD ermorden ließ. Die von den 
US-Streitkräften herausgegebene, oben genannte Zeitung in Wien be- 
hauptete also wider besseres Wissen die die Deutschen schwer belastende 
Unwahrheit. Um so stärker sollte die deutsche Aufgabe wahrgenommen 
werden, diese historische Wahrheit zu verbreiten und der alliierten Kriegs- 
propaganda den Garaus zu machen 


Rolf Kosiek 
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SıKorski (2.v.1.), Chef 


{ der polnischen Exil- 


regierung, CHURCHILL 
(M.) und General De 
GAULLE posieren an- 
läßlich einer Panzer- 
vorführung in Eng- 
land im Februar 
1941 mit unbekann- 
ten Offizieren. SIKOR- 
skıs Vorstoß, die 
Morde von Katyn 
durch das Internatio- 
nale Rote Kreuz un- 
tersuchen zu lassen, 
bügelte CHurchiti 
gegenüber Stauın 
1943 kurzerhand ab. 
RooseveLt und CHUR- 
cHıLL schwiegen das 
sowjetische Kriegs- 
verbrechen tot, um 
die Anti-Hiıtuer-Alli- 
anz nicht zu gefähr- 
den. 


* Telefongespräch 
ROOSEVELTS mit 
CHURCHILI. vom 29. 
Juli 1943; vgl. RoLr 
KOslEk u. OLAF 
Rose (Hg.), Der 
Große Wendig, Bd. 
4, Grabert, Tübin- 
gen ?2012, S. 440- 
443. 
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Hitler gegen Stalin — 
war das bittere Ende vorprogrammiert? 


Die Bewertung des deutschen Angriffs auf die Sowjetunion am 25. Juni 
1941 hat sich in den letzten Jahren verändert. HitLEr kam STALIN mit 
seinem Einmarsch nur kurze Zeit voraus. Daß aber auch während des 
ganzen Krieges, insbesondere 1942, noch vielfältige Verbindungen zwi- 
schen den beiden Gegenspielern bestanden und auch genutzt wurden, 
ist meist nicht bekannt. Es bestand zu gewissen Zeiten sowohl in Berlin 
als auch in Moskau die Bereitschaft zu einem Waffentillstand. Verschie- 
dene Gespräche fanden darüber statt. Noch Ende 1942 war der Sieg im 
Osten offen. Es soll daher im folgenden diese Entwicklung nach dem 
heutigen Wissen behandelt werden, da darin eine wichtige Revision zum 
Tragen kommt. 


1. Angriffs- und Präventivkriege im Licht heutiger Praxis 


Als durch Angriffskriege eroberte Länder bezeichnete das Internationale 
Militär-Tribunal in Nürnberg (IMT')) 1946 praktisch allen Boden, worauf 
der deutsche Soldat seinen Fuß gesetzt hatte. Und bis heute hält unsere 
offizielle Zeitgeschichte ebenso eigensinnig wie würdelos am Urteil der 
früheren Gegner fest. 

Generalfeldmarschall KFEITEL, Chef des Generalstabes der Wehrmacht 
und Hauptbelasteter in Nürnberg, der nach HiTLErs Ableben die volle 
Last der Verantwortung auf sich nahm, sah das anders: »Die Kriege im 
Norden, Westen und Süden Europas sind Deutschland vom Gegner auf- 
gezwungen worden«, sagte er. Schließlich habe nicht das Reich Frank- 
reich und England den Krieg erklärt, sondern umgekehrt diese ihm. 

Blieben mithin übrig: Polen und Rußland. Hier räumte der General- 
stabschef ein, könne es sich auf den ersten Blick um Angriffskriege ge- 
handelt haben. Was allerdings Polen beträfe, so sei der Konflikt ohne die 
britische Garantie höchstwahrscheinlich politisch bereinigt worden, zum 
Krieg sei es dann gar nicht gekommen — vermutlich nicht einmal zum 
Feldzug gegen STALINs Sowjetunion. Von letzterem, meinte der Marschall, 
daß es sich bei näherer Betrachtung durchaus um einen Präventivkrieg 
gehandelt haben könne. In dem Fall wäre das Reich von jeder Schuld frei- 
zusprechen. Selbst im Angesicht des Galgens blieb er bei dieser Aussage. 

Anstatt den Leser mit den unterschiedlichen Kriegstheorien zu lang- 
weilen, sei festgestellt: Seit Jahren hat sich unter ihnen eine einzige durch- 
gesetzt: die israelisch-amerikanische. Sie beherrscht heute das Kriegs- 
bild, und eins ist sicher: Sie paßt immer! 

Ihr zufolge sei das »Unternehmen Barbarossa« ein klarer Fall von Prä- 
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ventivkrieg gewesen — auch dann, wenn sich die Rote Armee am 22. Juni 

1941 beim Stubenreinigen in den Kasernen befunden hätte.' Bereits die ! Stefan SCHEIL, 
Drohung mit der Weltrevolution hätte genügt, den Präventivkrieg gegen Präventivkrieg 
Moskau vom Zaun zu brechen. Kein Geringerer als LENIN war es, der Barbarossa, Antaios, 
die Weltrevolution auf den Bajonettspitzen der Sowjetmacht nach Eu- Schnellroda 2011, 


ropa tragen wollte.? S. 24. 
Ließe man diese Auslegung für »Barbarossa« gelten, könnten wir nicht ?LENIN, Werke, Bd. 
nur die Gebeine unserer Feldmarschälle würdig begraben, sondern auch 30,5. 372-392. 


die Vorwürfe über brutale Kampfführung lässig abtun, denn das Recht 
auf Landesverteidigung kennt keine Einschränkung. Es ist ebenso Na- 
turrecht wie das Recht auf Selbstverteidigung und wird vom Völker- 
recht gebilligt. Wer um sein Leben ringt, braucht sich um die Verhältnis- 
mäßigkeit der Mittel nicht zu sorgen, da ist jedes Mittel recht. 

Schließlich war es nie anders: Kriege werden nun einmal nicht durch 
Verteidigung gewonnen. Wie alle großen Armeen war auch die Wehr- 
macht eine Angriffsarmee. Und weil sie das Überraschungsmoment nutz- 
te, war der Angriff auf die Sowjetunion, das »Unternehmen Barbarossa«, 
eine Art Überfall. Das Ganze war weiter nichts als ein Akt der Taktik, 
wie ihn die Geschichtsbücher zu Hunderten aufweisen. 


2. War Angriff das strategische Gebot der Stunde? 


Damit erübrigt sich die noch immer gern gestellte Frage, ob HiTLERs An- 
griff auf die Sowjetunion rechtlich zulässig war. Zwar widersprachen An- 
griffskriege den Bestimmungen des Völkerbundes, doch blieb das deshalb 
gegenstandslos, weil die Sowjetunion nach ihrem Krieg gegen Finnland 
aus dem Völkerbund ausgestoßen worden war. Außerdem besaß das Recht 
auf Selbstverteidigung gegenüber dem Völkerbundsrecht Vorrang. 
Eine andere Frage ist, ob der Angriff strategisch geboten war. Noch 
heute weiß niemand, ob die Rote Armee ins Reich einmarschiert wäre; 
Moskau hat sämtliche Unterlagen gründlich vernichtet. Doch darf ver- 
mutet werden, daß HiTLERs Angriff Deutschland, ja vielleicht sogar Eu- 
ropa, vor den Schrecken der Weltrevolution bewahrt hat. Ausschlagge- 
bend war, daß die Rote Armee vor der Tür stand, ebenso angriffsbereit 
war wie die deutsche, auch wenn sie mit einigen Mobilisations-Maßnah- 
men hinterher hinkte. Es geht im Krieg eben auch darum, wer von zwei 
Gegnern der schnellere ist. In HiTLErs Entschluß zum Angriff auf die 
Sowjetunion ist eine strategische Fehlhandlung nicht zu erkennen.’ "Andreas NAU- 
MANN, Freispruch für 
3. Forderte die nationalsozialistische Weltanschauung den die deutsche Wehr- 
Angriff? macht, Grabert, 
Tübingen 2005, 


Weit schwieriger war die Frage zu beantworten, ob der Angriffsbefehl s.138. 


im Sinne der Politik HıTLeas politisch klug oder nicht vielmehr ein kapi- 
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Empfang anläßlich 
des MoLotow-Be- 
suchs am 12./13. 

November 1940 in 

Berlin. Der Versuch, 
den Dreimächtepakt 
zu einer Quadrupel- 
allianz mit der SU zu 
erweitern, schlug 
fehl. Zu erkennen, 
von links: MoLOTOow, 
Frick, HILGER, VON 
RıßBeENTROP, HIMMLER, 
Heweı und Toopr. 


Telegramm (Geh.Ch.V.) 


Moskau, den 26.Borember 1940 3.34 Uhr 
Anmut: “ 26.  * IE OR 


12.2362 vom 29.11. Sitis er 


Streng geheim. Für Herrn Reichaminister persönlich. 
Bolotow dat miab heute abani zu sich upd erklärte in 
Gegemwart Dekenvesw Bachstehondes. 

Die Sewjetrugierung habe Inhalt der Ausführungen Berrn 
Beichsmusserminieterse in der abschliessenden Unterreäung vom 
13.Fovenber geyrüft und nahme wie folgt dasm Stellung: 
tunlon ist bereit, den Entwurf dde von Herrn 


arbeit und gegenseitige wirtsabaftliahe (fehlt emscheinsns 

Klartext) uster nanhstebenden Bedingingen ansumshnan: 

1.) Sofern die deutschen Truppen unrersüglich ns Finnland 
wurGokgusogen warden, das gemäss den Abkommen von 19397 
sur Einflasspbäre der Sowjstunion gehört. Dadal ver- 
pfliohtet sioh dis Sowjetunion, friedliohe Beziehungen 
za Finnlami sicherzustellen sowie die deutschen wirt- 

| schaftliohen Intereesen in Finnland (Ausfuhr von Hols 
und Hiokel) su wahren. 

2.) sofers in den nBoheten Monaten Sioberhait der Buwjat- 
union in den Meerangen durab Abschluss einse gegensei- 
‚tigen Beistanispaktes swisnhen Sowjetunion und dem seines) 
geogrephischen Lage manhı is der Sioherhsitssons der 
Sakwarsen-User-Orensen der Suwjetunion liegenden Bul- 
‚garien sowie durch Sohaffung einer Basis für Land- und 
Seoostreitkräfte der U.d.8.5.B. im Rayon des Bosporus 
und der Dardanslisn suf der Grundlage einer langfristi- 


"gen Pacht gewührleietet wird, 
„) sofern als Solmerpunkt der Aspiretionen der Iowjetunion 


‘ der Raum südlich Batum und Bakn in der allgemeinen Rioh- 
tung mıf den Persischen Golr hin ansrkannt wird. 
4.) sofern Japan muf selm Yonsesstansreibte betreffs Kohle 


unA Bapkte anf Hard-Sanhalin (Gr.fehlt) wird. 


112669 ” 


-2- 

In Uebereinstimmung mit Voretehsnden zlisste der von Horm 
Beiochsaussemminister akiesierte Eatwarf doe Protokolls fiber die 
Abgrenzung der Intervenausuhärum in Blnne einer Pestlegung. is 
Bolmerpanktes der Asyirationen der Bomjetunion südlich Batum und 
Baku in der allgemeinen Richtung suf den Persimchen Golf adge- 
ändert werden. 

Ebenso wlisete der Entwurf des Protokolls besiehungsweiee Ab- 
kamsos zwischen Deutschland, Italien umi Sowjetunion nesügliah 
der Türkei abgeändert werden, umi swar in dem Binns der Bioher- 
etellung einer Basis für leichte - und Seestreitkräfte der 
U.4.8.5.R. am Bosporus uni Dardansllen auf der Grundlage einer 
langfristigen Pacht nebst einer Garentie der Unahhängigkeit und 
des Territoriums der Türkei seitens swannter drei Staaten, falls 
eich die Türkei berefterklart, sich dem Viermächtepakt ensa- 
sohlisssen. 

Protokoll müsste vorsehen, duse im Falle Weigerung 
Ir eich den vier Michten ansuschlieesen, Deutschlana, 
Ttalien und die Sowjetunion Übereinkommen, "ue erforderlichen 
militürisoben und 4iplometiechen Masanahmen sussnarbeiten und 
"&rohsuführen, worüber besonderes Khkzmasn” abgeschlossan werden 

Bat, 

Ferner zlisete vereinbart werden: 

®) ein drittee geheimes Protokoll zwischen Deutschland und 
der Sowjetunion über Finnland (vergl.oben Punkt 1) 

db) ein viertes gehsimse Protakoll zwischen dJepan und der 
Sowjetunion über den Versicht Japans wuf die Naphte- und 
Kohlenkonsessionen auf Hord-Sechalin (gegen eine angemsne 
ne Entschädigung) 

0) ein fünftes gebeimse Protokoll zwischen Deutschland, der 
Sowjetunion und Itelien mit der Anexrkenming deenen, dass 
eich Bulgarien im Hinblick auf seins guographioche Lage 
in det Sioberbsitesone der Schwerzmergrenzen der Gowjet- 
unfon befindet und dace es daher ale politisch notwendig 
erachtet wird, einen gegenaeitigen Boietandspakt rwisahen 
der Sowjetunion und Bulgsrien absuschliessen, der in kei- 
ner Weise Ans innere Regime Bulgariens, seine Soureränität 
und Unabhängigkeit berühren soll.® 

Absohlieesen4 erklärte Molotow, sowjstiechsr Varschlag 
würde statt der vom Berm R.A.M. ins Auge gefaseten @wei gehalaen 
Protokolle deren ftinf vorsehen. Pür die deutache Stellungnahme 


wäre er dankbar. Schulenburg 112670 


Telegramm von DER SCHULENBURGS an VON RiBBENTROP nach dessen Gespräch am 25. November 1940 mit 
dem sowjetischen Außenminister, in dem MoLoTow seine Positionen wesentlich verschärft hatte. 
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taler Fehler war. Da der Feldzug für Deutschland verlorenging, liegt die 
Antwort für uns heute auf der Hand. Doch wie stellte sich die Frage im 
Jahre 1940? Häuften sich nicht die feindlichen Akte Moskaus, die HIT- 
LER kaum anders als gegen sich gerichtet deuten konnte? Und mußte das 
nicht zwangsläufig den Abbruch der Beziehungen zur Folge haben? Hrr- 
LER jedenfalls sah es so. Anders sein Außenminister: Für RIBBENTROP 
hieß die Alternative: weiter verhandeln. Auch dann noch, als sich die 
Gespräche mit MoLOTow, STALINs Sendboten, am 12./13. November 
1940 in Berlin als Fehlschlag erwiesen hatten.* Zwar wirkte die Fülle der 
sowjetischen Forderungen und die Art, wie MOLOTOW sie vorlegte, we- 
nig ermutigend, doch da Moskau bald darauf wieder einlenkte und wei- 
tere Verhandlungen vorschlug, sprach wenig dafür, die Dinge übers Knie 
zu brechen. 

HITLER hatte nach dem Sieg über Frankreich die Heeresführung (OKH) 
beauftragt, sich Gedanken über einen Militärschlag gegen die Sowjetuni- 
on zu machen (Aussage Generaloberst JoDLs vor dem IMT in Nürn- 
berg), doch handelte es sich dabei eher um eine Vorsichtsmaßnahme. 
Nicht, daß der Bolschewismus kein Reizwort mehr für ihn gewesen wäre, 
doch weil Moskau ihm bisher den Rücken frei gehalten hatte, sträubte er 
sich nicht länger gegen eine Neuein- 
schätzung der Staı.inschen Pläne. Das 
jedenfalls ließ er seinen Bündnispart- 
ner in Rom wissen, als MussoLinı ihn 
mahnte: daß »die Grundsätze der na- 
tionalsozialistischen Revolution Gefahr 
liefen, über dem Bündnis mit STALIN in 
Vergessenheit zu geraten«. 

Zweifellos war das in Parteikreisen 
ein schwerwiegendes Argument, Hır- 
LER entkräftete es jedoch zu Überra- | 
schung des Duce folgendermaßen: »Seit 
STALIN fest im Sattel sitzt, erlebt Ruß- 
land ohne Zweifel eine Wandlung des 
bolschewistischen Prinzips in Richtung | 
auf eine nationale russische Lebens- 


* Joachim von 
RIBBENTROP, 
Zwischen London und 
Moskau, S. 233 ff. 


form... Das, was den Nationalsozia- Spätestens seit dem MoLotow-Besuch in Berlin hatten sich 
lismus zum tödlichsten Feind des Kom- die Gegensätze zwischen der Sowjetunion und Deutschland 
munismus gemacht hat, war dessen verschärft. Dennoch wurde der Handelsverkehr nicht unter- 


jüdisch-internationale Führung. Wenn brochen, die Sowjetrussen hielten ihre 1939 in den einzel- 


aber der Bolschewismus sich zu einer 
russisch-nationalen Staatsideologie und 


nen Handelsabkommen eingegangenen Verpflichtungen 
strikt ein. Außerdem wurde ein Abkommen über die Um- 
siedlung der Litauen-Deutschen unterschrieben, von denen 


Wirtschaftsidee entwickelt, dann stellt im Winter 1940/41 50000 ins Reich aufbrachen. 
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er eine Realität dar, gegen die zu kämpfen wir weder Interesse noch An- 
laß besitzen.«° 

Man muß das zweimallesen, um es zu glauben, doch hat er es wörtlich 
so geschrieben. Und viel spricht dafür, daß es nicht Täuschung war, son- 
dern daß er wirklich so gedacht hat. Daß der Bolschewismus dabei war, 
sich zu nationalisieren, war ja schon in den dreißiger Jahren behauptet 
worden.‘ Und deshalb gab es 1940 eine kurze Periode, in der HITLER 
offenbar hoffte, dem Krieg mit STALINs Sowjetunion aus dem Weg ge- 
hen zu können. Doch seine Hoffnung wurde enttäuscht, wieder und 
wieder. Dabei ging es ihm weniger um Moskaus perfide Militärschläge 
gegen Finnland, Lettland, Livland, Litauen, Bessarabien und die Buko- 
wina, womit nach dem Geheimvertrag vom August 1939 immerhin zu 
rechnen war, als vielmehr um STALıns unverhülltes Vorgehen in Rich- 
tung der wichtigsten Rohstoffbasen des Reiches, was, wie er einmal sag- 
te, HITLER Schauer über den Rücken gejagt hat. Denn ohne die Erz- und 
Nickelgruben Finnlands und Schwedens, ohne das rumänische Erdöl war 
seine Kriegführung am Ende. Gerade sie aber lagen infolge der jüngsten 
Truppenbewegungen der Roten Armee im direkten Zugriff Moskaus. 

HITLER, der deshalb am 18. Dezember 1940 die Wehrmacht mit den 
Feldzugsvorbereitungen gegen die Sowjetunion beauftragte, bezeigte da- 
her wenig Verständnis für die guten Absichten seines Außenministers, 
der ihn über die russischen Bedingungen und Wünsche unterrichtete 
und hoffnungsvoll seine eigenen Vorschläge einflocht. Als HıTLEr ihm 
zu verstehen gab, daß anderes wichtiger war, reagierte VON RIBBENTROP 
entsetzt. Aber er gab nicht nach und schlug seinem Führer »auf das al- 
lerdringendste ein Entgegenkommen gegenüber der Sowjetunion« vor, 
indem er ihm die Konsequenzen einer Ablehnung unmißverständlich 
vor Augen hielt.’ Für ihn als Politiker war jede Alternative besser als Krieg, 
und um vieles besser als ein Feldzug mit ungewissem Ausgang. Daß HıT- 
LER nicht darauf einging, ja es ablehnte, auf Moskaus Einlenken auch 
nur zu antworten, war zweifellos — bedenkt man die Folgen - ein schwer- 
wiegender Fehler. Damit wurde ein Risiko eingegangen, das zu jenem 
Zeitpunkt nicht und für niemanden abschätzbar war. Dafür wurde letzt- 
lich alles bis dahin Gewonnene aufs Spiel gesetzt. Doch RIBBENTROP konnte 
seinen Führer nicht überzeugen, und so nahm das Schicksal seinen Lauf. 


4. Stalin vernichtend geschlagen, aber unbesiegt 


Schon während der Grenzschlachten stand fest: Die Rote Armee war 
nicht beim Stubenreinigen angetroffen worden. In Gestalt der größten 
Militärmacht aller Zeiten stand sie marschbereit vor der Tür des Reichs, 
mit einer Panzermasse jenseits aller Vorstellungen, mit einer ebenso rie- 
sigen Artillerie und Luftmacht.? 
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? 
Ö sowierrunion 


Doch HiTLer war in einer Zwangslage, und er konnte nicht warten. 
Mit Recht nahm er den sowjetischen Aufmarsch als Kriegsgrund. Für 
den Kampf gegen England blieb ihm keine Hand mehr frei, und am 
Horizont erhoben sich drohend die USA, die London unterstützten. Nur 
ein rascher Sieg über STALIN konnte ihm in dieser Lage Luft verschaffen. 
Die Weltgeschichte hat das aus ihrem kollektiven Gedächtnis gestrichen 
und stößt sich lieber an der beinharten deutschen Kriegführung gegen 
einen unbarmherzigen Gegner. Zahllose Russen sogar, die sich gegen 
ihr Zwangsregime auflehnten, erhofften sich Befreiung vom deutschen 
Angriff. Es gab Überläufer zu Hunderttausenden! Ganze Armeen, riesige 
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Die Karte aus V. Su- 
worows Fisbrecher 
(Stand Juni 1941) 
zeigt, daß die rumä- 
nischen Ölfelder ei- 
ner der neuralgi- 
schen Punkte des 
Dritten Reiches wa- 
ren. SUwoROWw zufol- 
ge war die Sowjet- 
union aus diesem 
Grund darauf vorbe- 
reitet, ihren Haupt- 
schlag gegen Rumä- 
nien zu führen. 


Die Rote Armee stand 


| marschbereit mit einer 


Panzermasse jenseits 
aller Vorstellungen. 
Hier der T-34-Panzer: 
Aufgrund der schrä- 
gen Panzerung des 


| Tanks glitten viele 


Anti-Panzer-Geschos- 
se ab, ohne Schäden 
anzurichten. 
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Heeresteile ergaben sich bereits beim ersten Anlauf, und im Herbst des 
Jahres 1941 schien das Regime zu taumeln. 

Schon nach der ersten Serie von Kesselschlachten stand fest: Die Rote 
Armee, der Schrecken Europas, war nicht mehr, ihr Millionenheer war 
tot oder gefangen, der Weg nach Moskau war frei. Alle Militärstäbe der 
Welt, selbst diejenigen Londons und Washingtons, urteilten, daß das Ende 
der Sowjetunion bevorstehe. Mit dem Fall der Hauptstadt, sie lag jetzt 
nahezu unverteidigt vor den deutschen Heeresspitzen, müsse STALIN ka- 
pitulieren.’ 

Doch jetzt geschah etwas Unverständliches: HITLER zog es nicht nach 
Moskau, er dachte an das Korn der Ukraine und das Erdöl im Kaukasus. 
Und er setzte sich durch, seinen empörten Heerführern hielt er vor: 
»Meine Generale mögen ihren CLAUSEWITZ kennen, von Kriegswirtschaft 
aber verstehen sie nichts.« Damit erklärte er das Donezbecken zum 
Schwerpunkt und ließ das Heer einschwenken. Wiederum gelang ihm 
ein mächtiger Schlag: Über eine halbe Million Rotarmisten ergab sich in 
einer einzigen Kesselschlacht bei Kiew. Die Welt hielt den Atem an, als 
HıITLEr verkündete, daß die Entscheidung im Osten gefallen sei. 

Das traf zwar zu, doch nicht in HITLERS Sinn. STALIN, dessen Moskau- 
er Parteiapparat bereits auf der Flucht war, nutzte die Atempause, ver- 
zichtete auf ideologische Vorbehalte und rief zum »Vaterländischen Krieg« 
auf. Nur weil er an die russische Seele appellierte, erhob sich das Volk, 
strömte zu den Waffen und opferte sich für Mütterchen Rußland. Die 
bald darauf einsetzende Schlammperiode machte dem deutschen Vor- 


marsch ein Ende. Jetzt hatte der Ober- 
befehlshaber des Heeres, Feldmarschall 
voN BRAUCIITSCH, ein Problem: Der Win- 
a ter stand vor der Tür. STALIN war zwar 

geschlagen, doch gab er sich nicht besiegt. 
Das Ziel des Feldzugs schien verfehlt.'° 
Deshalb lud er die Heerführer am 13. No- 
vember 1941 zu einer Besprechung nach 
Smolensk. Die ernste Frage erhob sich: 


Auf dem Weg nach Moskau wird ein Bahnhof 

erstürmt. Mitte Oktober 1941 schien ein Erfolg 
| des »Unternehmens Barbarossa« möglich. 
Deutsche Panzerspitzen drangen bis in die 
Außenbezirke der russischen Hauptstadt vor. 
Doch wurde die Operation einfach zu spät in 
Gang gesetzt. Die Schlammperiode setzte be- 
reits am 8. Oktober 1941 ein, von anderen 
Hemmnissen abgesehen. 
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Konnte den todmüden Truppen ein weiterer Vormarsch zugemutet wer- 

den? Die Antwort war klar und eindeutig: Keiner wollte weitermarschie- 

ren, keiner das Risiko des russischen Winters eingehen. Doch einer war 

dagegen: Feldmarschall von Bock. Der Oberbefehlshaber der Heeres- 

gruppe Mitte kalkulierte so, daß der demnächst einsetzende Frost die 

Chance bieten werde, den im September begangenen Fehler gutzuma- 

chen. Der gefrorene Boden werde den versäumten Angriff auf Moskau 

begünstigen und dem Feldzug zum Erfolg verhelfen. Man dürfe nur jetzt 

nicht aufgeben. Als Brauchitsch hinging und den Vorschlag Bocks un- 

terstützte, stimmte auch HITLER zu. Die Herren setzten jetzt alles auf 

eine Karte." Und tatsächlich beflügelte das einsetzende Frostwetter den '' Erich von Man- 
Angriff auf Moskau. Bei blauem Himmel und strahlender Sonne schaff- sTEın, Verlorene Sie- 
te das Heer den Sprung bis dicht vor die Stadt. Da aber schlug das Wet- ge, 1955, S. 203; 
ter um, und die Temperatur sank auf 30 Grad unter Null. Damit miß- Kunk, ebenda, 
lang der letzte Versuch, die Truppe durch Eis und Schnee vorwärts zu Se 
reißen. 


5. Die bekannte Wende vor Moskau 


Was dann folgte, ist jedem gegenwärtig. Unbegreiflich ist nur, daß man 
vom jetzt einsetzenden Großangriff der Roten Armee völlig überrascht 
war. Niemand hatte vermutet, daß es STALIN gelingen werde, eine neue 
Armee aus dem Boden zu stampfen, die er nun einsetzte. Schon nach 
wenigen Angriffstagen war der Augenblick nahe, an dem ein Zusam- 
menbruch des deutschen Feldheeres unvermeidlich schien. Da erkannte 
HıTLer, daß mit der militärischen auch eine psychologische Krise einge- 
treten war: Das Selbstvertrauen von Führung und Truppe war erschüt- 
tert. »Muß ich denn alles selber machen?!« soll er getobt haben, und er 
setzte eine Reihe der besten Armeeführer ab. Auch Oberbefehlshaber 
voN BRAUCHITSCH verschonte er nicht und übernahm selbst das Kom- 
mando. Das zeigte Wirkung, und allmählich — unter größten Verlusten — 
stabilisierte sich die Front. So richtig HiTLErs Entschluß in der Stunde 
der Not gewesen war, so fragwürdig wurde er während des weiteren Ver- 
laufs des Krieges. 

Offen bleibt die Frage, ob das »Unternehmen Barbarossa deshalb ver- 
lorengegangen ist, weil Moskau nicht eingenommen wurde. Eines scheint 
jedenfalls sicher: Mit der Einnahme der Hauptstadt wären auf einen Schlag 
alle Befehls-, Verkehrs-, Leitungs- und Machtfunktionen des Sowjetstaa- 
tes ausgeschaltet worden, und zwar genau zu dem Zeitpunkt, als das 
System zu wanken begann: im September 1941. Sie kurzfristig und funk- 
tional zu ersetzen wäre, wie man heute vermutet, wegen der sowjeti- 
schen Schwäche an Nachrichten-, Verkehrs-, Wirtschafts- und Finanz- 
mitteln in der verfügbaren Zeit nicht möglich gewesen. Die Sowjetunion 
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wäre mit großer Wahrscheinlichkeit zusammengebrochen.'” Hat HITLER 
also den erhofften Sieg selber verspielt? Die Antwort darauf vermag 
niemand zu geben, sie steht noch heute in den Sternen. 

Die riskante Angriffsentscheidung vom 13. November 1941 war je- 
denfalls nicht HrrLers Verschulden, darin war er lediglich dem Urteil der 
Heeresführung gefolgt. Die Geschichte des Zweiten Weltkrieges schreibt 
dazu: Wie von BRAUCHITSCH und von Bock bei diesem Kenntnisstand 
das Wagnis Moskau eingehen konnten, wird wohl für immer ihr Ge- 
heimnis bleiben.'? 

Zwar hatte sich das düstere Ende der Grande Armee von Anno 1812/ 
13 dank HrrLers persönlichem Einsatz nicht wiederholt, doch jeder dritte 
von denen, die ausgezogen waren, lag tot oder verwundet. Doch eins ist 
sicher: Kein anderes Heer hätte geleistet, was im Schicksalswinter 1941 
von der Wehrmacht verlangt wurde. 

Wer das mit Abstand betrachtet, mag sich fragen, ob es am Ende nicht 
besser gewesen wäre, das Feldheer wäre damals zusammengebrochen. 
Das hätte HITLER genötigt, die harten Tatsachen anzuerkennen und Kon- 
sequenzen daraus zu ziehen. Die Warnung war in der Tat unüberhörbar: 
Der gut funktionierende deutsche Militärapparat war plötzlich an seine 
Grenzen gestoßen. Jetzt mußte es darum gehen, den mißglückten Feld- 
zug abzubrechen und nach Möglichkeiten zu suchen, die einen Ausgleich 
mit Moskau ermöglichten. Das mußte kein Eingeständnis von Schwä- 
che sein, sondern die nüchterne Neueinschätzung der Lage. Wie wir heute 
wissen, war STALIN dazu bereit! 


6. War mit dem Blitzkrieg der Zweite Weltkrieg verloren? 


Als das Feldheer im Frühjahr 1942 zu neuem Anlauf befohlen wurde, 
war der Blitzkrieg vertan. Jetzt ging es allein darum, Rohstoffe und Raum 
für den Abnutzungskrieg zu gewinnen, der nun begann. Das »Unterneh- 
men Blau« sollte die Wehrmacht bis in den Kaukasus führen, ein militä- 
risches Abenteuer, das nur Erfolg versprach, wenn es Moskau mißlingen 
sollte, neue Reserven zu beschaffen. Das aber war nicht der Fall. Ab 
Herbst 1942 wurde Srarıns Rote Armee täglich stärker. Gab es trotz- 
dem noch Hoffnung für das Reich? Es gab sie, ebenso wie für Moskau. 
Hätte der Kriegsgott beide Diktatoren dazu angehalten, ihr Augenmerk 
von den Schlachtfeldern abzuwenden, sie hätten erkennen müssen, daß 
die Weltgeschichte soeben dabei war, über ihr blutiges Tun hinweg zu 
schreiten. Wer jetzt nicht begann, weltpolitisch zu denken und der euro- 
päischen Kriegspolitik Zügel anzulegen, würde bald zu den Verlierern 
im Weltmaßstab zählen. Und wer verhindern wollte, daß die geballte Wirt- 
schafts- und Militärmacht der Vereinigten Staaten den Globus beherrsch- 
te, mußte jetzt handeln. Längst war deutlich geworden, daß US-Präsi- 
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dent RooSsEVvELT alles daran setzte, sein Land aus dem Völkerringen als 
Weltmacht Nummer Eins hervorgehen zu lassen. 

Dabei wäre es für Berlin und Moskau ziemlich einfach gewesen, das 
Steuer herumzureißen. Sie brauchten sich nicht um die öffentliche Mei- 
nung zu kümmern, der Kreml noch weniger als die Reichskanzlei. Beide 
vermochten innenpolitisch zu tun, was außenpolitisch dafür nötig war. 
Würde es zum Ausgleich zwischen ihnen kommen, alles inzwischen ver- 
gossene Blut würde stillschweigend abgetan, und die Geschichte von 
neuem begonnen. Daher mußte der Ausgleich das große Thema sein, 
denn für keinen der beiden Alleinherrscher war der Krieg schon verlo- 
ren — für HrıLER ebenso wenig wie für STALIN. Letzterem aber war das 
Bündnis mit den Kapitalisten längst zum Ärgernis geworden, weil sein 
Argwohn ihm sagte, daß sie die Invasion nur deshalb verschoben, um 
die totalitären Regime einander dezimieren zu lassen. 


7. Gab es Möglichkeiten zum Ausgleich? 


Jetzt den Ansatz für die Verhandlungsthematik zu finden war vordring- 
lich. Auch in den Hauptstädten der verbündeten Mächte war der Wunsch 
nach einem deutsch-russischen Sonderfrieden längst deutlich geworden, 
denn die Kriegslage löste berechtigte Sorgen aus.'* Japan hatte wieder- 
holt Vorstöße in dieser Richtung unternommen, weshalb deutscherseits 
mit dem japanischen Botschafter OsmmA verhandelt wurde, denn dieser 
stand im direkten Gespräch mit dem Kreml. HırLEr, der davon zwar 
wenig hielt, sah sich den Verbündeten gegenüber jedoch genötigt, ihren 
Vorschlägen mit eigenen Forderungen zu begegnen. Noch bis Januar 
1944 soll von japanischer Seite versucht worden sein, Deutschland und 
die Sowjetunion zum Ausgleich zu bewegen.'® 
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Der Kaukasus hatte 


für die Deutschen 
eine große strategi- 
sche Bedeutung - 
nicht nur wegen der 
Ölquellen. Hier: 
Deutscher Soldat vor 
einer brennenden 
Raffinerie. 
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Auch von Vorschlägen finnischer, ru- 
mänischer, ungarischer und italienischer 
Verbündeter wird berichtet, darunter ein 
Vorschlag von Benito Mussor.inı, den 
Außenminister Graf Galeazzo Cıano am 
6. November 1942 HITLER überreichte. 
Cıano begründete ihn mit der Besorg- 
nis um die bereits fragwürdig geworde- 
ne innere Sicherheit Italiens.‘ Während 
der deutschen Öffentlichkeit von obigen 
Vorgängen höchstens das eine oder an- 
dere Gerücht durchaus bekannt wurde, 
erfuhr sie von den Bemühungen ihres 
Außenministers VON RIBBENTROP, einen 
deutsch-sowjetischen Ausgleich herbei- 
zuführen, so gut wie nichts. Dabei ver- 
fügte RIBBENTROP bereits im Frühjahr 
“= 1942 über geheime Kontakte zu russi- 
schen Diplomaten, die er über den Leiter seiner Zentralstelle Osteuropa, 
Peter KLEIST, laufen ließ. Der zumeist gut informierte britische Militär- 
historiker LIDDELL HART vermutet sogar, daß es zwischen den Außenmi- 
nistern beider Mächte zu Gesprächen gekommen ist, was deutscherseits 
stark bezweifelt wird. Dazu habe sich MOLOTOw im Auftrag STALINs im 
Juni 1943 zu einem geheimen Treffen nach Kirowograd begeben, das 
damals noch in deutscher Hand war.'’ Allerdings erwähnt von RiBBEN- 
TROP noch als Hauptangeklagter im Nürnberger Kriegsverbrecher-Ge- 
fängnis in seinem handgeschriebenen Bericht, wie er einmal mit dem 
nachdenklich gewordenen Führer vor der Rußland-Karte gestanden sei, 
um festzulegen, wo die Demarkationslinie verlaufen solle, auf die man 
sich mit STALIN einigen könne'? — eine Szene, die auch David Irving in 
seinem Buch Führer und Reichskanzler aus eigenen Quellen bezeugt." 

Daß RıBBENTROP den Führer zu den unterschiedlichsten Anlässen be- 
schworen hat, einen Ausgleich mit STALIN ins Auge zu fassen, ist nach 
den Akten zweifelsfrei belegt.”® Daß er erbittert mit HITLER darum ge- 
rungen hat, ebenfalls.?' Und aus den Schriften seines Sohnes Rudolf geht 


16 WEIZSÄCKER, Erinnerungen, aaO. (Anm. 14), S. 265 ff., 340 u. 344. 
” Basil LipDEL1. HART, Geschichte des Zweiten Weltkrieges, S. 610. 

18 RIBBENTROP, aaO. (Anm. 4), S. 264. 

David Irving, Führer und Reichskanzler, S. 601. 


2 Hans MEISER, Gescheiterte Friedensinitiativen, Grabert, Tübingen 2004, S. 25; Pe- 
ter Kı.Eıst, Hitler und Stalin, S. 235. 
2! Albrecht KEssEL, Verborgene Saat, S. 230. 
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hervor, daß ein Ausgleich mit Moskau wahrscheinlich noch im Herbst 
des Jahres 1943 möglich gewesen wäre. 

Angesichts so zahlreicher Berichte und Zeugnisse, von denen lange 
Zeit nichts oder nur gerüchteweise etwas verlautete, da beide Seiten die- 
se Kontakte als Staatsgeheimnisse behandelten, »kann man beinahe von 
einer breit angelegten Friedensinitiative reden, die von Bündnispartnern 
des Reiches, von gemeinsamen Vertrauenspersonen, von Persönlichkei- 
ten aus Partei, Staat und Wehrmacht, aber auch von Personen aus HIiT- 
LERS nächster Umgebung an den Führer herangetragen wurde«?” Auch 
von Reichsmarschall Hermann Göring ist bezeugt, daß er auf Kanälen 
des Geheimen Forschungsamtes eigene Kontakte zu osteuropäischen 
Diplomaten angeknüpft und aufrechterhalten habe, um die gegnerischen 
Bedingungen zu erfahren. Danach sei er an HıTLER herangetreten, um 
die Dringlichkeit eines deutsch-russischen Ausgleichs darzutun. Bei ru- 
higer Betrachtung, so wird berichtet, habe sich HırLEr wiederholt - trotz 
grundsätzlicher Ablehnung - nicht uninteressiert gezeigt, allerdings eher 
so, als gelte es auszuloten, wie weit der Gegner gehen werde.”*Stets habe 
er weitergehende Überlegungen zurückgewiesen oder auf morgen ver- 
tagt. Oft sei er danach ins Grübeln verfallen, um zuletzt jeden weiteren 
Gedanken daran heftig von sich zu weisen. 


8. Bis zuletzt bot das Kriegsglück Hitler eine Chance 


Sehr im Unterschied zu Adolf HITLER war Josef STALIN zum Ausgleich 
bereit. Aussagen seiner engsten Mitarbeiter zufolge soll er schon im Spät- 
herbst 1941 auf einen Waffenstillstand mit Deutschland gedrungen ha- 
ben. Dafür sei er bereit gewesen, auf viel Land zu verzichten, so auf die 
baltischen Staaten, auf Moldawien und Weißrußland, ja sogar auf große 
Teile der Ukraine. BERIJA war beauftragt, Bulgarien um Vermittlung zu 
bitten.?° Wenn sich das Vorhaben auch mehrmals zerschlug, so sind doch 
genügend Fühlungnahmen bekannt, die auf eine deutsch-russische Ver- 
ständigung abzielten — und das noch lange nach den Casablanca-Beschlüs- 
sen CHURCHILLS und ROOSEVELTS, die auf eine bedingungslose Kapitula- 
tion Deutschlands abzielten. 

Er, STALIN, hieß es, sei nicht gewillt, einen Tag, ja nur eine Minute 
länger als notwendig — »ni odnu minutu« — für die Interessen Englands 


= Rudolf von RIBBENTROP, Mein Vater Joachim von Ribbentrop, Ares, Graz 2008, 
S. 321 f.; Peter Kı.Eist, aaO. (Anm. 20), S. 162; Albrecht Kesser, ebenda, S. 235. 
?3So Bernd WEGNER aaO. (Anm. 14), Bd. 8, S. 42, ebenso Bernd MAarTIN in: 
Deutsch-sowjetische Sondierungen, sowie WEINBERG, A World at Arms, S. 609 f. 
So Joachim von RiBBENTROP, aaO. (Anm. 4), S 262. 

> Alan BuLLock, Hitler und Stalin, S. 953 f., siehe auch: VOLKOGONOW, Stalin, 
S. 564 ff, dazu die MIKOJAN- und CHRUSCHTSCHOW-Memoiren. 
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und Amerikas zu kämpfen. Das war sein Credo in dieser Phase des Krie- 
ges.” Von CHURCHILL, der in seinen Augen die Errichtung der zweiten 
Front ständig hinausschob, erwartete er keinerlei Hilfeleistung. Dagegen 
begrüßte er ROOSEVELTs großzügige Unterstützung, lehnte es jedoch ent- 
schieden ab, die US-Armee in Europa zu sehen. Schon die Landung der 
Amerikaner in Marokko und Algerien war ihm ein Dorn im Auge, muß- 
te er doch jederzeit mit dem alliierten Zugriff auf den Balkan rechnen.” 
Offenbar war ihm längst klargeworden, was eine US-Invasion in dieser 
Phase des Krieges für die Sowjetunion bedeutete. Den Aussagen seiner 
Tochter Swetlana zufolge soll er später öfter geklagt haben: » Ach, zu- 
sammen mit den Deutschen wären wir unschlagbar gewesen!«?” 

Alles sprach für Verhandlungen. Das Gebot der Stunde für das Reich 
hieß jetzt: aus dem fehlgeschlagenen Sowjet-Abenteuer hinaus zu fin- 
den! Und — wie so oft — schien HITLER auch diesmal wieder vom Glück 
begünstigt, er brauchte nur zuzugreifen. Längst hatte der Kreml seine 
Botschafterin in Stockholm, Madame Aleksandra KOLLONTAI, mit der 
Anknüpfung von Kontakten beauftragt, die daraufhin an den schwedi- 
schen Luftwaffenattache WENNERSTRÖM herantrat, dessen gute Verbin- 
dungen zu Berlin bekannt waren. Sein sowjetischer Kollege Oberst Ni- 
KITUSEV diente dabei als verläßlicher Zeuge. Madame KoLLonrtais Vorstoß 
erhielt kurz darauf durch den Prawda-Artikel des stellvertretenden Volks- 
kommissars A. E. KORNEJCUK Unterstützung, des Vize-Kriegsministers 
also! Das führte im April 1943 zu mehrtägigen Kontakten zwischen deut- 
schen und sowjetischen Diplomaten auf einem Landgut hei Stockholm.?® 
Der mit einer Russin verheiratete Schwede Edgar Crauss sicherte sei- 
nem deutschen Gesprächspartner Peter KLEisT zu: Innerhalb von acht 
Tagen könne es zwischen Berlin und Moskau zur Waffenruhe kommen, 
wenn Deutschland einlenke; er wisse das Nötige zu arrangieren.””Auch 
die skandinavische Presse berichtete wiederholt von Bemühungen um 
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einen deutsch-russischen Sonderfrieden, was bei den Westmächten gro- 
Be Nervosität hervorrief. 

Es war also höchste Zeit, auch im Führerhauptquartier neue Prioritä- 
ten zu setzen! Amerika war längst in großem Stil in den Krieg eingetre- 
ten, der Luftkrieg über dem Reich nahm täglich ärgere Ausmaße an, die 
Afrika-Armee ROMMELS war ebenso verlorengegangen wie zuvor die 6. 
Armee an der Wolga, und die Landungen der Westalliierten auf Sardinien 
und in Süditalien verliefen nahezu unangefochten. Während an einen Son- 
derfrieden mit dem Westen nicht mehr zu denken war, hätte ein Ausgleich 
mit Moskau die Allianz der ungleichen Gegner wahrscheinlich zu spalten 
vermocht. Wissen wir heute, wie sich HITLER in dieser Lage verhielt? Er 
sagte es schließlich selbst: Mit Moskau zu einem Ausgleich zu kommen, 
vermöge er sich zur Not noch vorzustellen, doch den Waffenstillstand aus 
StaLıns Händen entgegenzunehmen, das könne er einfach nicht über sich 
bringen. Den verzweifelten Vorhaltungen seines Außenministers hielt er 
entgegen: »Wissen Sie, RIBBENTROP, wenn ich mich heute mit STALIN über 
Rußland einige, packe ich es morgen wieder an — ich kann halt nicht an- 
ders.« Es heißt, daß RıBBENTROP wutentbrannt den Raum verlassen habe. 
»So kann man keine Politik machenk soll er lauthals gerufen haben.” 

Doch in kleinem Kreise bekannte HitLEr mehrmals, er wolle ja ein- 
lenken, doch müsse zuvor noch ein entscheidender Erfolg errungen wer- 
den. Erst dann könne man verhandeln.”' Doch weder war es ihm gelun- 
gen, die Erdölvorkommen im Kaukasus in Besitz zu nehmen, noch 
vermochte er, die Türkei an seine Seite zu ziehen — ebenso wenig wie 
den Irak und Persien.” Zuletzt war es noch mißlungen, die Rote Armee 
bei Kursk zu schlagen, was beinahe zum Einsturz der gesamten Ost- 
front geführt hätte.” StaLıns Reserven wuchsen inzwischen ins Riesen- 
hafte, während HıTLer die Soldaten auszugehen drohten.’* 

Daß HiTLer verzweifelt um den Entschluß zum Ausgleich gerungen 
hat, ist hinreichend bezeugt. Doch vergebens wartete RIBBENTROP dar- 
auf, mit Verhandlungen beauftragt zu werden. »Sollen die Hekatomben 
deutschen Blutes denn umsonst vergossen sein?!« habe der Führer wie- 
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derholt gerufen, nur um darauf in Schüben autosuggestiver Euphorie 
jedes weitere Nachdenken darüber entschieden von sich zu weisen. 


9, Ostdivisionen für die Zweite Front? 


Nur wenn der Krieg im Osten angehalten wurde, bestand die Chance, 
die Westalliierten an der Errichtung der Zweiten Front zu hindern. Mit 
der Abwehr der Invasion aber würde die Entscheidung über den Aus- 
gang des Krieges fallen, wie HıTLER bei Lagebesprechungen wiederholt 
versicherte.” 

Doch die Bauarbeiten am Atlantikwall wurden von Fachleuten einmü- 
tig als ungenügend beurteilt. ** Auch General Walter von Unrut, von HiT- 
LER neben Feldmarschall ROMMEL zum persönlichen Inspizienten der Fe- 
stung Europa ernannt, sah das so: »Die ortsfeste Abwehr entlang der Küste 
wird innerhalb weniger Wochen ausgeschaltet sein, und eine Abwehr in 
der Tiefe sehe ich nicht«, meldete er. »Ohne rechtzeitiges Herauslösen der 
Östdivisionen, die noch immer hohen Ansprüchen genügen«, sei da nichts 
zu machen. Nur ein tief gestaffeltes Abwehrsystem könne den Gegner 
aufhalten, erst dann sei mit dem Gegenangriff zu beginnen. Das aber er- 
fordere Unmengen an Infanterie und Panzern, die nur unter der Voraus- 
setzung eines Stillhalteabkommens mit Moskau zu haben seien.” 

Doch weder ROMMEL, noch VON UNRUH, noch andere Ratgeber ver- 
mochten, sich bei HıT1.Er durchzusetzen. Den Rat Unruns befolgte er 
zwar, aber zu spät. Als die Invasion der Alliierten geglückt war, warf er 
die besten Ostdivisionen in den Westen. Die dringenden Warnungen der 
Heeresleitung ließ er dabei unbeachtet, weshalb am 22. Juni 1944 im 
Osten die Katastrophe hereinbrach. Der völlige Zusammenbruch der 
Heeresgruppe Mitte brachte die Rote Armee in einem 500 Kilometer 
langen Vormarsch bis über die Reichsgrenze. Jetzt war das Ende nicht 
mehr aufzuhalten.’* 


10. Endbetrachtung 


Richten wir zum Abschluß den Blick auf den Beginn von »Barbarossa« 
am 22. Juni 1941, so sehen wir: Das Ausmaß der Bedrohung spricht 
dafür, daß Hırı.Ers Entschluß zum Feldzug »Barbarossa« den Gedanken 
der Prävention im Auge hatte, auch wenn ihm der wirkliche Umfang der 
Sowjetrüstung unbekannt war. Zwar wirkten die Truppenzusammenzie- 
hungen der Roten Armee, soweit bekannt, nicht sonderlich alarmierend 
auf die Heeresführung, obwohl die Nachrichten- Abteilung Fremde Heere 
Ost: sich größte Mühe gab zu verfolgen, was es an Informationen gab. 
Das Unglück war bloß, man hatte keine, niemand besaß Einblick ins 
Innere der Sowjetunion. 


Schließlich hatte HriLer selbst nach Abschluß der deutsch-sowjeti- 


ZWEITER WELTKRIEG 


Hitler gegen Stalin — war das bittere Ende vorprogrammiert? 


schen Verträge im August/September 1939 ein grundsätzliches Verbot 
der Nachrichtengewinnung über die Sowjetunion erlassen.’” 

Londons Hoffnung, so hatte HıTLEr am 31. März 1941 der Heeres- 
führung mitgeteilt, baue allein auf Rußland und Amerika. Falle Rußland, 
entfalleauch Amerika. Das damit gestärkte Japan werde die USA neutra- 
lisieren, weshalb ihr Kriegseintritt nicht zu befürchten sei. Deshalb gelte 
es, Rußland zu schlagen. Mit seinemletzten Festlandsdegen sei auch Groß- 
britannien erledigt, es werde Frieden schließen, und Amerika werde sich 
damit abfinden müssen.” 

Nun war es gekommen, wie schon MOLTKE erklärt hatte, keiner vermag 
beim Schachspiel, mehr als drei Züge voraus zu denken. Es war alles an- 
ders gekommen: Rußland war nicht zerbrochen, England hatte nicht um 
Frieden gebeten und Japan die USA nicht neutralisiert. Die Rechnung mit 
zu vielen Unbekannten war einfach nicht aufgegangen. Spätestens im Herbst 
1943 aber zeigte es sich: Das »Unternehmen Barbarossa« war eine der gran- 
diosesten Fehlkalkulationen der Weltgeschichte. Die erhoffte Siegeschan- 
ce im Osten war nicht zu verwirklichen — auch dann nicht, wenn sich 
HrrLer dazu verstanden hätte, eine russische Gegenregierung zu bilden. 
Millionen Russen, denen das STALIN-Regime zutiefst verhaßt war, hatten 
vergeblich darauf gehofft. Bald würde es auch für die Rettung des Reiches 
zu spät sein, wenn die Abwehr der Invasion im Westen mißlang. 

Im Mythos von der germanischen Götterdämmerung, den HITLER des 
öfteren beschwor, bewährte sich der Held im furchtlosen Kampf mit 
der feindlichen Übermacht. Daraus erwuchs ihm die heroische Haltung, 
auf verlorenem Posten zu kämpfen. Adel und Größe solchen Helden- 
tums gehörten sozusagen zur Kleiderordnung unserer Vorfahren. Aber 
beanspruchte diese Haltung auch im 20. Jahrhundert noch Geltung? 
Immerhin, die deutsche Wehrmacht hat es wahr gemacht. Sie hat sechs 
Jahre lang gegen eine Übermacht von Feinden an allen Fronten bis zur 
letzten Minute Heldenhaftes geleistet. 

Der Zeithistorie aber sollte es ein Nachdenken wert sein, warum HIT- 
LER eher bereit war, den Genozid des deutschen Volkes in Kauf zu neh- 
men, als mit StaLın Frieden zu schließen. Bis zuletzt war es HITLERs un- 
umstößliche Überzeugung, daß mit Stau ein Frieden nicht zu haben war 
(so der damalige Staatssekretär Dr. Werner Naumann zum Autor dieser 
Zeilen). Und darin sollte HITLER übers Grab hinaus Recht behalten. 

Als sich nach 1945 erwies, daß die sowjetische Bedrohung selbst vor 
den früheren Bundesgenossen nicht Halt machte, begann sich diese Er- 
kenntnis weltweit durchzusetzen. Die Folgen davon waren die Grün- 
dung der NATO, die deutsche Wiederbewaffnung und der fünfzig Jahre 
dauernde Kalte Krieg — diesmal auf globaler Ebene. 


Andreas Naumann 
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Berija gibt sowjetischen Angriffstermin an 


Seit Mitte der achtziger Jahre ist der Präventivkriegscharakter des Ost- 
feldzuges von 1941 überzeugend nachgewiesen.' Auch Gegendarstel- 
lungen wie in der Zezt vom 1. und 8. Juli 1988,? in denen versucht wurde, 
die alte Umerziehungslegende vom deutschen »Überfall auf die friedlie- 
bende Sowjetunion aufzuwärmen, konnten daran schließlich nichts mehr 
ändern. Weil aber immer noch in den Massenmedien versucht wird, das 
alte, von Srarın geschaffene Bild vom Überfall auf Rußland zu verbrei- 
ten, sei eine weitere wichtige Aussage angeführt. 

Der den Herausgebern persönlich gut bekannte Professor Werner 
Georg HAVERBECK aus Vlotho hat mit Datum vom 17. Juni 1991 eine 
Eidesstattliche Erklärung mit folgendem Wortlaut abgegeben. 

»Der Unterzeichnete sieht sich veranlaßt, folgenden Vorgang im Zu- 
sammenhang mit der 50. Wiederkehr des Beginnes des Rußland-Feldzu- 
ges zur Kenntnis zu geben: 

Der Unterzeichnete war als Student aktiv im »Verein Deutscher Stu- 
denten« (ab 1929). Der gleichen damals allgemein anerkannten Korpora- 
tion gehörte als »Alter Herr« Dr. Hans FRrıTZscHE an. Wir lernten uns 
kennen und freundeten uns an. Auch nachdem Dr. Frirzschr zuletzt 
Sprecher der Deutschen Reichsregierung geworden war, sahen wir uns 
wiederholt. Als ich Hans FRITZscHE im Jahr 1949 in seiner Kölner Woh- 
nung besuchte, nachdem er vom IMT freigesprochen worden war und 
eine anschließende deutsche Lagerhaft von zwei Jahren durchgestanden 
hatte, sprach er selbstverständlich über sein Schicksal. 

Hans FrITZscHE berichtete mir folgendes: Nach dem Tode HrTLErs 
leitete er Kapitulationsverhandlungen beim sowjetischen Kampfkom- 
mandanten in Berlin ein, um weiteres Blutvergießen zu ersparen. Nach- 
dem die Kapitulation vollzogen war, wurde er verhaftet und nach Mos- 
kau gebracht und in der Lubjanka in Gewahrsam genommen, teilweise 
in einer Stehzelle. In einer Nacht - es ist mir nicht erinnerlich die Länge 
der vorausgegangenen Haftzeit — wurde er unvermutet zu BERIJA ge- 
bracht, dessen ehemalige bedeutende Funktion als bekannt vorausge- 
setzt werden kann. BERIJA empfing FriTtzsche freundlich, servierte ihm 
Tee und Zigaretten und versuchte, im Gespräch wichtige Mitteilungen 
aus F herauszuholen. In einer Gesprächspause erlaubte sich FRITZSCHE 
die Bemerkung: »Darf ich Sie nun auch etwas fragen, Herr BER1]J.\% BERI- 
Ja bejahte, und Hans FRITZscHe stellte die Frage: ‚Wann hätten Sie den 


B Krieg begonnen? Die Antwort kam sofort: »Spätestens im Winter 1941! 


FRITZSCHE erzählte mir, wie es ihm bei dieser Aussage eiskalt den Rük- 
ken hinuntergelaufen sei. Ihm war blitzartig klar: Jetzt wirst du nie mehr 
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als Geheimnisträger eines solchen Zugeständnisses hier herauskommen 
— entweder bleibst Du lebenslänglich oder wirst umgebracht. Der Grund 
des Eingeständnisses von BERI1JA blieb für uns rätselhaft. FRITZSCHE mein- 
te, daß es für die »Verbündeten« der Sowjetunion als vorteilhaft empfun- 
den werden konnte, »das Gesetz des Handelns< sich selbst zuzuschrei- 
ben. 

Ich versichere hiermit an Eides statt, diesen Vorgang nach bestem 
Wissen und Gewissen dargestellt zu haben. An der Wahrhaftigkeit der 
Aussage von Hans FRITZSCHE einem Freunde gegenüber besteht für mich 
nicht der geringste Zweifel. 

Vlotho, den 17. Juni 1991, Werner Georg HAVERBECK« 

Rolf Kosiek 


»Hans FRITZschE, der Rundfunkkommentator aus HITLERs Propaganda- 
ministerium, hat während des Nürnberger Kriegsverbrecherprozesses 
den Vernehmungsbeamten - und später auch in einem Buch - einen 
detaillierten Bericht gegeben, wie es dazu kam, daß er 1945 in der Mos- 
kauer Ljubjanka, ohne ein einziges Mal körperlich mißhandelt worden 
zu sein, schließlich ein hanebüchenes Geständnis unterschrieb. 


Man setzte FrITZscHE wochenlang bei kärglicher Kost in eine fensterlo- 
se, nur einen Quadratmeter große, aber zwei Stockwerk hohe Zelle. Er 
konnte nur stehen oder hocken. Man verhörte ihn nächtelang, ohne ihm 
Zeit zum Ausruhen oder Schlafen zu geben. Man zermürbte Körper 
und Geist durch Hunger, Schlaflosigkeit und unendliche Diskussionen 
um Schuld und Sühne. Ein ausgeklügelter Vernichtungsfeldzug gegen 
den eigenen Willen des Delinquenten rollte ab, an dessen Ende das ge- 
quälte, halbirre Hirn nur noch den einen dumpfen Wunsch empfand: 
diesem Martyrium ein Ende zu machen. Vernehmer, Wachbeamte, Zel- 
lenschließer, alle waren Ingenieure des großen Plans, das geistige Kon- 
trollsystem des Angeklagten genau soweit außer Betrieb zu setzen, daß 
der Delinquent nur noch das zu produzieren vermochte, was die Seelen- 
ingenieure aus ihm herauspressen wollten: das Geständnis. 


Es gibt keinen Grund, an Fritzsches Bericht zu zweifeln. Fragwürdig ist 
allerdings die These, daß sein Fall allgemeingültig sei und daß er aus 
seinem Fall ein Musterbeispiel sowjetischer Geständniserpressung über- 
haupt macht. Als hätte es immer nur die Methode FRITZscHE gegeben! 
FRITZSCHES Darstellung scheint alle anderen Berichte aus der Ljubjanka, 
die ebensoviel Anspruch auf Glaubwürdigkeit haben, als unwahr abzu- 
stempeln. Das ist das Verhängnisvolle an FrıTZsches Bericht. Er macht 
aus einer Methode einen Mythos - ein Fehler, der emotionellen Antibol- 
schewisten, die ihre totalitäre Heimat verloren haben, eigen ist.« 
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Der Kommissar-Befehl wurde meist nicht befolgt 


An anderem Ort! ist über die Anwendung des von HITLER für den Ost- 
feldzug befohlenen, jedoch kriegsrechtlich abzulehnenden Kommissar- 
I Rolf KOosiEk u. Befehls mit Aussagen mehrerer deutscher Heerführer nachgewiesen wor- 
Olaf Rose (Hg), den, daß er weithin entweder nicht weitergegeben oder von der Truppe 


Der Große Wendig, nicht angewandt wurde. Der Befehl wurde dann auch später zurückge- 
Grabert, Tübingen zogen. 


er 1,°2014, 5. 761- Es gibt glaubwürdige Erklärungen auch aus den unteren Befehlsebe- 


F nen des Ostfrontheeres, daß diesem Führerbefehl bei der Truppe nicht 
* Aus Brief vom 10. 
8.1991 des Werner Nachgekommen wurde. 


Brendan dr Ein Beispiel ist ein Brief des Generalmajors a. D. Werner EBELING, 


med. Hermann Kı- Träger des Eichenlaubs zum Ritterkreuz und Regimentskommandeur in 
TER, Hameln (liegt in der 58. Infanterie-Division an der Ostfront. Er schrieb am 10. August 
Kopie vor). 1991 kurz, aber eindeutig? 


»Kommissar-Befehl: Ich weiß aus per- 
sönlichem Erleben mit Sicherheit, daß 
der Kommissar-Befehl von der Div. 
ignoriert worden ist. Die Truppe (die ja 
4 schon bei der Gefangennahme Kommis- 
# sare von Truppenoffizieren trennen soll- 
te) hat keinen Unterschied zwischen Po- 
lit-Offz. und Truppenoffz. gemacht, sie 
nicht getrennt, sondern als Gefangene 
nach hinten schaffen lassen. Ich habe, was 
BE mir mit Sicherheit nicht verborgen geblie- 
Bu ben wäre, nie von einer Erschießung ei- 
nes Kommissars bei der Truppe noch bei 
der Div. gehört. Ich habe während des 
ganzen Rußlandfeldzuges nicht eine ein- 

_ # zige Greuel- oder Schandtat der Regimen- 
Ein Politkommissar ter meiner Div. erlebt. Wir haben russ. Verwundete versorgt. Landesein- 
übergibt einem Rot- \wohnern geholfen und im Winter ernährt und alles getan, ihr Schicksal 
armisten und einem nicht noch schwerer zu machen. Auch von unseren zahlreichen Nachbar- 


Matrosen Parteido- ; 5 : ® 
A konso div. habe ich nichts anderes gehört.« 


Getielpelitmiks Dieser Erklärung aus der Praxis der Truppe darf wohl vertraut wer- 
spielten die Polit- den. Daß in der Öffentlichkeit der Kommissar-Befehl als Beispiel für 
kommissare eine den angeblichen »Vernichtungskrieg« der deutschen Wehrmacht gegen 
gewichtige Rolle die Russen im Osten immer wieder herangezogen wird, ist bedauerlich 


innerhalb der Roten 


nn und bedeutet eine Geschichtsfälschung zu Lasten der Deutschen. 


Rolf Kosiek 
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Warum Leningrad im September 1941 
nicht eingenommen werden durfte 


Am 12. Juli 1941 ereignete sich in Strugi Krasne, einer Stadt weit im 
Bereich der deutschen Heeresgruppe Nord hinter der Front gelegen, 
eine geheimnisvolle Explosion, und zwar in einem von deutschen Trup- 
pen des LVI. Panzerkorps (General von MAansTEIn) belegten Gebäude. 
Mehrere höhere Offiziere und Soldaten fanden dabei den Tod. Die Un- 
tersuchungskommission konnte sich diesen Vorfall nur durch zufälliges 
Hochgehen der mutmaßlichen kellergelagerten sowjetischen Beute- 
munition erklären. 

Was jedoch als »nicht seltener Unglücksfall« zu den Akten gelegt wur- 
de, war in Wirklichkeit der erste Kampfeinsatz in der Kriegsgeschichte 
mit einer per Funk ferngezündeten Sprengladung.' Russische Pioniere 
einer Spezialeinheit der Heeresgruppe Nordfront hatten eine Woche vor 
der deutschen Besetzung während der Räumung der Stadt Strugi Krasne 
drei Fernspreng-Zündladungen von je 250 kg gelegt, die man mit den 
neuesten, streng gerichteten F-10-Funkanlagen zur Explosion bringen 
konnte. Auch in anderen Orten, besonders in Großstädten, die bereits 
weit im deutschen Hinterland lagen, ereigneten sich danach zunächst 
unerklärliche Minenexplosionen, bei denen wichtige Gebäude völlig zer- 
stört wurden — meistens immer in dem Augenblick, da das Gebäude mit 
hohen deutschen Offizieren belegt war. Nach der Besetzung Kiews durch 
die Wehrmacht hatten die Russen ganze Wohnblocks durch Fernzün- 
dung in die Luft gejagt, wobei die Hauptstraße völlig ausbrannte. Einer 
derartigen Fernzündungs-Großmine fielen in Charkow auch ein Vetter 
des bekannten Raketenkonstrukteurs Wernher von BRAun, General Ge- 
org VON BRAUN, Kommandeur der 68. I.D., und weitere Offiziere zum 
Opfer. Es war das Quartier, in dem der spätere Staatschef CHRUSCHTSCHOW 
als Kriegsrat vor der Aufgabe der Stadt gewohnt hatte. Mit seiner Ge- 
nehmigung war die Fernmine noch während seines Aufenthalts einge- 
baut worden. 

Wir wissen heute, daß derartige außergewöhnliche Kampfmaßnah- 
men auf HITLER großen Eindruck machten und er geneigt war, sie zu 
überschätzen. HITLER verglich diese Aktionen mit dem Brand von Mos- 
kau, durch den NaroLeons Katastrophe in Rußland ausgelöst wurde. 
Natürlich wollte er diese Gefahr für Deutschland vermeiden. 

Schließlich entdeckte man, daß es sich hier um keinen Zufall, sondern 
um eine tückische neue Waffe handelte, die mit normalen Mitteln nicht 
entschärfbar war. Technisch war die F-10 eine totale Überraschung. Zu- 
nächst wurde vermutet, das Gerät komme aus Amerika.? 
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Russischer 8-Röh- 


ren-Funkempfänger 
für Minen-Fernzün- 
dung über mehrere 
hundert Kilometer. 
Abb aus: RıegEnSTAHL, 
aaO. (Anm. 2). 
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Warum Leningrad nicht eingenommen werden durfte 


Wasserdichter Gummisack mit 5 Zündleitungen 
und bereits ausgebautem Funkempfänger (links) 
und Batterie mit Stromkabel (rechts). Sackver- 
schluß mit Zugzünder zusätzlich gesichert. 


Die interne russische Bezeichnung der 
mit Funkfernsteuerung gezündeten 
Großminen war ein F-10-Gerät. 25 kg 
Holzkästen, gefüllt mit kleinen Spreng- 
stoffbeuteln, waren in den Fundamen- 
ten der Häuser an mindestens drei Stel- 
len verbunden, mit Suchzünder gegen 
Ausbau gesichert. Bei Ladungen in Säk- 
ken war der Zünder im Verschluß ver- 
steckt. Bis zu 1000 kg konnte eine sol- 
che F-10 enthalten. Das Herz der neuen 
Waffe war ein 8 Röhren-Funkempfänger 
mit eingebauter elektrischer Schaltuhr 
zum minimalen Stromverbrauch und ei- 
ner 12-Volt Batterie als Stromquelle. Das 
Ganze war in einem wasserdichten Gum- 
misack verpackt, der ebenfalls mit einer 
Zugsicherung gegen Ausbau gesichert 
war. 

Zum Empfang des Zündsignals war 
eine 20 bis 30 m lange Drahtantenne rest- 
los unter dem Straßenbelag verlegt, im 
Gebäude unter Putz oder Fliesen. Diese 
Antenne war immer der Hinweis auf die 
ferngesteuerte Großmine. 

Um das F-10-Gerät mindestens drei Monate empfangsbereit zu hal- 
ten, schaltete die elektrische Uhr den Funkempfänger alle drei Minuten 
für rund 8 Sekunden auf Empfang. Jeder Empfänger war mit der Stimm- 
gabel auf eine bestimmte Tonlänge und Tonhöhe zur separaten Zün- 
dung abgestimmt. Das Zündgerät blieb etwa drei Monate betriebsbereit. 
Die Antenne des auf Langwellen-Funksignal arbeitenden Gerätes war 
immer der Hinweis auf die ferngesteuerte Großmine. Beim Ausgraben 
wurde dieses Stück für Stück sofort gekürzt, um dadurch den Empfang 
des Zündsignals zu schwächen. Oft kamen Hinweise auf die Antenne 
auch von der verängstigten Zivilbevölkerung, der die Bautätigkeit nicht 
verborgen geblieben war. Die F-10 erzeugte große Verluste gerade unter 
den Offizieren der deutschen Wehrmacht, und nach den ersten bekann- 
ten Vorfällen begann man, mit größtem Eifer in besetzten Gebäuden 


ZWEITER WELTKRIEG 


Warum Leningrad nicht eingenommen werden durfte 


nach verborgenen Sprengladungen zu suchen. Die Entdeckung einer 
Antenne war geeignet, Panik unter der Zivilbevölkerung, aber auch un- 
ter den deutschen Soldaten auszulösen, die sich in den betreffenden Ge- 
genden aufhielten. 

Die Ladung wurde mit einem tonmodellierten Signal auf Langwellen- 
frequenzen ausgelöst, nachdem ein in der Nähe befindlicher sowjetischer 
Funkagent die Belegung des Gebäudes an seine Führungsstelle gemel- 
det hatte. Es erwies sich als problematisch auf deutscher Seite, die ton- 
modellierten Signalfolgen im Bereich von 200-1200 Kilohertz (KHZ) 
auszuschalten, da die Tonauslösungsfrequenzen und Tonfolgen variier- 
ten. Um die Ladung durch eigene Signale nicht vorzeitig auszulösen, son- 
dern die Auslösung durch die sowjetische Seite (in einem Fall durch Ni- 
kita CHRUSCHTSCHOW, siehe unten, persönlich) zu verhindern, blieb nur 
der rechtzeitige Ausbau oder der Versuch mit Störsendern. 

Die F-10-Funkgroßmine warauch einer der Hauptgründe, warum Hır- 
LER Leningrad nicht von deutschen Truppen besetzen, sondern nur be- 
lagern ließ, und im Falle der erhofften Einnahme von Moskau den deut- 
schen Truppen verbat, die sowjetische Hauptstadt zu betreten. 

HITLER hatten hier genaue Informationen vor allem des finnischen Ge- 
heimdienstes vorgelegen, die über sowjetische Vorbereitungen zur syste- 
matischen Fernsprengung der Stadt Leningrad berichteten. Da gegen die- 
se unheimliche Vernichtungswaffe kein Gegenmittel zur Verfügung stand, 
war der Verzicht auf die leicht mögliche Einnahme Leningrads am 24. 
September 1941 nur folgerichtig. Die Einnahme der Stadt wäre nur noch 
eine Frage von Tagen gewesen. So mußte eine ganze deutsche Armee als 


Im belagerten Lenin- 
grad starben Tausen- 
de an Hungerkrank- 
heiten und Typhus. 
Ihre Leichen wurden 
oft von Familienange- 
hörigen zum Newa- 
Ufer gebracht, damit 
sie bei Tauwetter ver- 
sanken. Die in dieser 
Richtigstellung vorge- 
brachten Gründe für 
die Nichteinnahme 
der Stadt lassen die 
von der offiziellen 
Geschichtsschreibung 
als Kriegsverbrechen 
bewertete Belagerung 
Leningrads durch die 
deutsche Heeresgrup- 
pe Nord und finni- 
sche Truppen in ei- 
nem ganz anderen 
Licht erscheinen. Ab- 
bildung aus: Hell- 
muth Günther DaHums, 
Der Zweite Weltkrieg 
in Text und Bild, 
München 31995. 


Wachposten vor einer einzigen 
Stadt liegen bleiben, die für die 
Sprengung aller wichtigen Gebäu- 
de, Brücken, Unterführungen und 
Bahnhöfe vorbereitet war. HITLERS 
Haltebefehl vor Leningrad wird in 
seinen Auswirkungen gern mit je- 
nem Fehlentscheid des Stopps der 
deutschen Panzer vor Dünkirchen 
im Mai 1940 verglichen, der die 
englische Armee rettete. 

Tatsächlich hätte die F-10 für 
die Deutschen keinen Schrecken 
zu besitzen brauchen! 

So waren bestimmten hohen 
deutschen Offizieren die sowjeti- 
schen Vorbereitungen beim Ein- 
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Nachrichtendienste 
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Warum Leningrad nicht eingenommen werden durfte 


satz der F-10 durch Mitteilung von finnischer Seite schon seit langem 
bekannt. Aus »Gründen der Geheimhaltung« wurde jedoch unterlassen, 
die Funkaufklärung an der Front über die Gefährdung zu informieren.’ 

Später wurden weder die den hohen deutschen Offizieren bekannten 


im Zweiten Weltkrieg, Funkfrequenzen noch die zwischenzeitlich als Antwort entwickelten deut- 


Ares, Graz 2009, 
SSSlt: 


schen Tongeneratoren an die Fronttruppe weitergegeben. Auch sonst 
wurden höheren Ortes keine Folgerungen aus dem Auftreten des sowje- 
tischen Sonderfunkverkehrs zur Auslösung 
derartiger Ladungen gezogen. Dem Vor- 
schlag, feste Aufklärungsstellen der Funk- 
aufklärung mit Erfassung derartiger Funk- 
verkehre zu beauftragen, wurde genauso 
wenig gefolgt. Dieses merkwürdige Ver- 
saumnis beeinflußte neben großen Verlusten 
auch strategische Entscheidungen der ober- 
sten deutschen Führung. 

Später gelang es, einen der F-10-Fern- 
zünder in unbeschädigtem Zustand zu ber- 
gen. Eine Sondereinheit der deutschen Pio- 
niertruppe wurde nun im Herbst 1941 beim 
Pionier-Wehrbataillon z.b.V. in Höxter/ 
Weser aufgestellt. Diese kleine Spezialtrup- 
pe kam, in drei Zügen zu je einem Offizier, 
vier Unteroffizieren und 40 Mann aufge- 
teilt, jeweils bei der Heeresgruppe Nord, 
der Heeresgruppe Süd und in Stalingrad 
zum Einsatz. 

Als es dann ab 1943 an der Ostfront bei 
der deutschen Wehrmacht nur noch rück- 
wärts ging, verlor die F-10 ihre Bedeutung. 

Vergessen hatte man die inzwischen 
gründlich studierte sowjetische Höllenma- 
schine nicht. So nahm SS-Obersturmbann- 


Zugzünder sind be- 
reits entschärft. 25 


kg-Sprengstoffkisten 
werden hier unter 
einem öffentlichen 
Großgebäude ausge- 
baut. Abb aus: Rıe- 
BENSTAHL, aaO. (Anm. 
2). 
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führer SKORZENY die leidvollen Erfahrungen der Wehrmacht mit der F- 
10 zum Anlaß, nun deutscherseits den Einsatz ähnlicher Waffen bei der 
Abwehr der alliierten Invasion in Frankreich 1944 vorzusehen. 

Dabei sollten die Radiominen nicht nur per Funksignal, sondern auch 
durch Flugzeuge gezündet werden können. Dies ist ein Hinweis, daß 
man die F-10 auf deutscher Seite weiterentwickelt hatte. Die Westalliier- 
ten konnten von Glück sagen, daß ihnen wohlgesonnene hohe deutsche 
Offiziere bei der Heeresgruppe ROMMEL die Verwendung der Radiogroß- 
mine aus fadenscheinigen Gründen verboten. Friedrich Georg 
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Entzauberung der sowjetischen Partisanen 


Für die Nachkriegszeit bis in die Gegenwart blieb der Kampf der sowje- 
tischen Partisanen ab 1941, auch im Westen, ein weit verbreiteter My- 
thos und Bestandteil des von STALIN ausgerufenen »Großen Vaterländi- 
schen Krieges. Doch in Wirklichkeit war die Geschichte ganz anders, 
wie der deutsch-polnische Historiker Bogdan Musıar aufdeckte.' »Er 
entzaubert den Mythos vom heldenhaften Volkskrieg, indem er die Par- 
tisanen selbst zu Wort kommen läßt. 

Die deutsche Wehrmacht kam 1941 in ein von dem jahrzehntelangen 
Terror STAL.INs und seines Geheimdienstes bereits verwüstetes und un- 
terdrücktes Land. Die deutschen Soldaten wurden als Befreier empfan- 
gen, und entsprechend gut arbeiteten, nachdem die kommunistischen 
Funktionäre geflohen waren, die russischen Stellen mit den Besatzern 
zusammen. Vereinzelte Partisanengruppen in den Wäldern hatten sich 
aus geflohenen oder den Deutschen entkommenen Sowjetsoldaten ge- 
bildet: »Partisanen wider Willen«.? Sie hatten keine Bedeutung. 

Erst in der ersten Hälfte des Jahres 1942 begann ein wirklicher Parti- 
sanenkrieg, der 1943 auf seinen Höhepunkt gelangte. Denn nach ihrer 
Frühjahrsoffensive ab Januar 1942 konnte die Rote Armee ihre Front 
um mehrere hundert Kilometer nach Westen verschieben und Verbin- 
dung zu den Partisanen im deutschen Bereich herstellen. Hinzu kam, 
daß die Deutschen gegen die Partisanen stärker und gewaltsamer vorgin- 
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Entzauberung der sowjetischen Parrtisanen 


gen und dieser durch die Barbarei der Partisanen erzeugte Terror auch 
Unschuldige traf. Dabei zeigte sich, daß die Deutschen diesen grausa- 
men und hinterhältigen Krieg nicht gewinnen konnten. Ferner setzten 


Sowjetische Partisa- 
nen bei der Übernah- 
me eines Dorfes. 
Bogdan Musıiaı hat 
den Mythos vom hel- 
denhaften sowjeti- 
schen Volkskrieg ent- 
zaubert. 
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die Transporte teilweise ge- 
zwungener russischer Arbeits- 
kräfte nach Deutschland ein, 
| was eine Erbitterung unter der 
| russischen Bevölkerung auslö- 
ste. Nach Stalingrad mußten 
| die Russen auch damit rech- 
nen, daß die Deutschen auf 
die Dauer wieder vertrieben 
wurden und die Heimat er- 
neut unter bolschewistische 
Herrschaft der Sowjets kam, 
die für Kollaborateure keine 
Gnade kannten. 

So wurde die einheimische 
Bevölkerung gezwungen, sich 
mit den Partisanen einzulas- 
sen, die anderenfalls ihre Dör- 
fer verwüsteten und deren Einwohner ohne Skrupel ermordeten. Die 
meisten Partisanen waren so mangels einer aussichtsreichen Alternative 
zu diesem Dienst gezwungen. Es lag kein patriotischer Einsatz vor, kein 
Heldentum, das später so verherrlicht wurde. 

»MusiaL beschreibt den Partisanenkrieg als eine Orgie hemmungslo- 
ser Gewalt, in der die Grenzen zwischen Freund und Feind verwischt 
wurden.«? Dem seien auch viele Juden als »Spione« der Deutschen zum 
Opfer gefallen. So grausam und hinterhältig die Partisanen gegen die 
deutschen Soldaten vorgingen, so brutal behandelten sie auch ihre eige- 
nen Landsleute, wozu STALIN ausdrücklich aufgerufen hatte. Es ging den 
russischen Zivilisten, die zu Partisanen wurden, nur noch ums Überle- 
ben zwischen den Fronten. 

Kriegsentscheidend waren die völkerrechtswidrig vorgehenden sowje- 
tischen Partisanen nicht, wenn ihnen auch viele deutsche Soldaten zum 
Opfer fielen und manche Versorgungstransporte von ihnen vernichtet 
wurden. Die Zahl von ihnen getöteter Deutscher soll aber wesentlich 
niedriger sein als die manchmal angegebenen 500 000 Opfer. 


Rolf Kosiek 
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Das Schicksal der Wolgadeutschen 


Seit dem achtzehnten Jahrhundert, besonders unter der Regierung der 
deutschen Zarin Katıarına Il. (1762-1796) ab 1762, sind rund 100 000 
Deutsche nach Rußland ausgewandert, nicht zuletzt durch die Verspre- 


chungen der russischen Regierungen von Land und Freiheit angelockt. BE: 


1021 


Sie haben an der Wolga und um die Krim herum die Steppe kultiviert &“ %o 


und Gebiete blühender bäuerlicher Strukturen geschaffen.' Durch ihre 
herausragende Fruchtbarkeit haben sie viele Ableger-Dörfer gründen 
können. Um 1914 lebten etwa 1,7 Millionen Volksdeutsche in Rußland. 
Sie waren im Ersten Weltkrieg loyale Staatsbürger und wären das auch 
im Zweiten Weltkrieg gewesen. 

Doch im Sommer 1941, nach dem Einmarsch der deutschen Wehr- 
macht in die Sowjetunion, beschuldigten die Sowjets unbegründet die 
Volksdeutschen, daß die Deutschen in der Sowjetunion nur auf die Er- 
oberung des Landes durch die deutschen Truppen warten würden und 
sie eine »Fünfte Kolonne: für das Deutsche Reich bildeten, die im gege- 
benen Augenblick zum Aufstand gegen die Sowjets aufrufen wolle. Des- 
halb müßten sie hinter den Ural geschafft werden. Die Volksdeutschen, 
die schon in den dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts im Rahmen 
der »Entkulakisierung: — jeder, der mehr als fünf Hektar Boden besaß, 
galt als »Kulak« (Großbauer) — vielfach Enteignung und Kollektivierung 
sowie Hungerzeiten hatten erleiden müssen, wurden nun völlig aus ihrer 
Heimat vertrieben. Am 28. August 1941wurde die blühende »Autonome 
Sozialistische Sowjetrepublik der Wolgadeutschen« aufgelöst, die deut- 
schen Bewohner wurden meist in die Lager der »Trudarmija« (Arbeitsar- 
mee) eingeliefert, die nicht selten Todeslager waren. Die Familien wur- 
den zerschlagen, die Kinder den Eltern vielfach entrissen.? Viele wurden 
auch aus nichtigen Gründen zu vielen Jahren Arbeitslager verurteilt. 
Manche konnten sich allmählich wieder eine neue Existenz, insbesonde- 
re in Kasakstan, aufbauen. 

Doch es gab 1941 keine Fünfte Kolonne und keine Vorbereitungen 
zum Aufstand in der Wolgarepublik oder in den anderen Gebieten mit 
starker deutscher Minderheit. Dennoch wurden die Vorwürfe aufrecht 
gehalten, und dieäußerst brutalen Verschleppungen von Millionen Volks- 
deutscher begannen. Mehr als 300000 Menschen starben dabei. 

Grundlage zur Vertreibung der Wolgadeutschen aus ihrer Jahrhun- 
derte alten Heimat war ein falsche Tatsachen vorbringender Erlaß des 
Kremls, der folgenden Wortlaut hatte:* 
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Das Schicksal der Wolgadeutschen 


»Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets der Union der SSR 
Über die Übersiedlung der Deutschen, die in den Wolgarayons wohnen: 


Laut genauen Angaben, die die Militärbehörden erhalten haben, befin- 
den sich unter der in den Wolgarayons wohnenden deutschen Bevölke- 
rung Tausende und Abertausende Diversanten und Spione, die nach dem 
Denkmal zur Aus- aus Deutschland gegebenen Signal Explosionen in den von den Wolga- 
wanderung der Wol- deutschen besiedelten Rayons hervorrufen sollen. Über das Vorhanden- 
gadeutschen im 18. sein einer solch großen Anzahl von Diversanten und Spionen unter den 


hrhundert Hes- N SR. 
ee Wolgadeutschen hat keiner der Deutschen, die in den Wolgarayons woh- 
sen in Biebrich, 


Wiesbaden. Einge- NEN, die Sowjetbehörden in Kenntnis gesetzt, folglich verheimlicht die 
weiht am 28. August deutsche Bevölkerung der Wolgarayons die Anwesenheit in ihrer Mitte 
2011. der Feinde des Sowjetvolkes und der Sowjetmacht. 


Falls aber auf Anweisung aus Deutschland die deut- 
schen Diversanten und Spione in der Republik der 
# Wolgadeutschen oder in den angrenzenden Rayons 
Diversionsakte ausführen werden und Blut vergos- 
sen wird, wird die Sowjetregierung laut den Gesetzen 
der Kriegszeit vor die Notwendigkeit gestellt, Straf- 
> maßnahmen gegenüber der gesamten deutschen 
J Wolgabevölkerung zu ergreifen. 

1 Zwecks Vorbeugung dieser unerwünschten Er- 

scheinungen und um kein ernstes Blutvergießen zu- 
zulassen, hat das Präsidium des Obersten Sowjets der 
UdSSR es für notwendig gefunden, die gesamte deut- 
BE sche in den Wolgarayons wohnende Bevölkerung in 
andere Rayons zu übersiedeln, wobei den Überzusie- 
delnden Land zuzuteilen und eine staatliche Hilfe für 
die Einrichtung in den neuen Rayons zu erweisen ist. 


Der Oberste Sowjet | 7% \ weh gear 
faßt den nt | " ner ce "0a = 
zur Zwangsumsied- N P je 
lung der Wolga- 
deutschen in der 

UdSSR. 
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Das Schicksal der Wolgadeutschen 


Beark : Or K_ Stumps 


Zwecks Ansiedlung sind die an Ackerland reichen Rayons des Nowosi- 
birsker und Omsker Gebiets, des Altaigaus, Kasachstans und andere 
Nachbarortschaften bestimmt. 

In Übereinstimmung mit diesem wurde dem Staatlichen Komitee für 
Landesverteidigung vorgeschlagen, die Übersiedlung der gesamten Wol- 
gadeutschen unverzüglich auszuführen und die überzusiedelnden Wol- 
gadeutschen mit Land und Nutzländerein in den neuen Rayons sicher- 
zustellen. 


Vorsitzender des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR M. Kau- 
NIN. 

Sekretär des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR A. GORKIN. 
Moskau, Kreml.« 

Erst nach StaLıns Tode wurde um 1965 ein Teil der überlebenden Ver- 
schleppten rehabilitiert. Sie konnten dann - allerdings oft erst nach jah- 


relangen Bemühungen und Aufgabe ihres neu erworbenen Eigentums — 
nach dem Westen ausreisen. Rolf Kosiek 


! Rolf Kosıek, Jenseits der Grenzen.1000 Jahre Volks- und Auslandsdeutsche, Gra- 
bert, Tübingen 1987, S. 77 £. 

* Georg Hil.DEBRANDT, Wieso lebst du noch? Ein Deutscherim GULag, Abend, Stutt- 
gart 1990; Alexander SOLSCHENIZYN, Archipel GULag, 2 Bde., Scherz, Bern 1974. 
? KosiEk, aaO. (Anm. 1), S. 186. 

* Text nach der Ausgabe der Nachrichten, des Organs des Gebietskomitees der 
KPdSU(B), der ASSRIAWD, des Stadtkomitees der KPdSU (B) und des Stadt- 
sowjets der Deputierten der Werktätigen von Engels vom Sonnabend, dem 30. 
August 1941, Seite 1. 
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Im August 1941 wur- 
de durch einen Erlaß 
des Obersten Sowjets 
der UdSSR (»Über 
die Umsiedlung der 
in den Rajons der 
Powolschje leben- 
den Deutschen vom 
28. August 1941«) 
die gesamte deut- 
sche Bevölkerung 
der Kollaboration für 
schuldig befunden. 
Hier: Verbannungs- 
weg der Wolgadeut- 
schen 1941. 
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Die weiße Datscha, 
Tschechow-Muse- 
um, Jalta. 


! Rolf Kosıkx u. 
Olaf Rose, (Hg.) 
Der Große Wendig, 
Bd. 2, Grabert, 
Tübingen °2012, 
53275: ff. 

? Deutsche Nattonal- 
Zeitung, 3. 12. 1993. 
3 Zitiert in: Bern- 
hard STEIDLE (Hg.), 
Verheimlichte 
Dokumente, FZ, 
München 1995, 
Bd. 2, S. 30 £. 
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Deutsche erhalten Tschechow-Haus 


Wie beim Fall des Toıstoı-Hauses' in Jasnaja Poljana wurde auch von 
der sowjetischen Propaganda behauptet und dann weltweit übernom- 
men, daß die Deutschen das Haus des russischen Dichters Anton Paw- 
lowitsch TscıECHOW bei Jalta auf der Halbinsel Krim nach ihrem Ein- 
marsch geschändet hätten. 


Das ist nicht wahr, 
u genau das Gegenteil ist 
richtig. Die deutschen 
Truppen haben das 
Haus und sein Museum 
us in Ehren gehalten und 
a es beschützt. Das kam 
spätestens heraus, als im 
Frühjahr 1993 im 
TscHEcıow-Museum 
eine Ausstellung »Der 
@ unbekannte deutsche 
Bu Soldat« gezeigt wurde. 
i Dazu schrieb ein sowje- 
44 tischer Kriegsveteran, 
i der Major a. D. Michail 
Ü OZERANER, daß in dem 
# Museum vor allem an 
% das kulturbewußte Han- 
deln des deutschen Ma- 
jors Eberhard BaAkE von der 72. Infanteriedivision erinnert und der 
deutsche Offizier, der 1944 als Oberstleutnant an der Front fiel, geehrt 
worden sei.? Dieser habe nach der Eroberung von Jalta auf der Krim im 
November 1941 mit der Umgebung des Dichter-Hauses es unter seine 
Obhut genommen und dafür gesorgt, daß die Wohnung des großen 
Russen und das Museum unberührt und gut erhalten blieben. Er habe 
respektvoll mit der Schwester des Dichters, Pawlowna Tscı IECHOWA, zu- 
sarmmengearbeitet. Es sei ihm zu verdanken, daß das Haus durch die 
Wirren des Krieges erhalten geblieben sei.’ 

So haben sich auch in diesem Fall des TschEchow-Hauses die Deut- 
schen während des Zweiten Weltkrieges als Kulturbewahrer erwiesen, 
während die Alliierten durch ihren Bombenterror in barbarischer Weise 
unzählige Kunstwerke zerstörten. 


Rolf Kosiek 
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Keine deutschen, sondern Stalins Opfer 


Jahrzehnte lang wurden nach 1945 die Opfer aus den im westlichen Ruß- 
land aufgefundenen Massengräbern den Deutschen angelastet. Doch das 
traf nicht zu, wie neuere Ermittlungen ergaben. Es waren Opfer des 
StaLinschen Terrors der dreißiger Jahre. Aber bis zu den jüngsten Veröf- 
fentlichungen bedienten sich vor allem die deutschen Umerzieher dieser 
Schuldzuweisungen, schwelgten in ihnen und vergrößerten sie möglichst 
sogar noch. Erst Ende der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts kam 
immer mehr heraus, daß nicht den Deutschen die Schuld am Tode der in 
zahlreichen Massengräbern aus den dreißiger Jahren gefundenen Lei- 
chen in Rußland zukam, sondern STALINs Schergen. 

So berichtete die Nachrichtenagentur dpa am 19. März 1989 von Mas- 
sengräbern bei Kuropaty in Weißrußland. Dort habe Professor Senson 
PosnJAK, Mitglied der Akademie der Wissenschaften Weißrußlands, im 
Sommer 1988 zum ersten Male in der weißrussischen Lireraturzeitung ge- 
schrieben, was sich um die Massenmorde in der Umgebung auf den 
Erschießungsstätten des Landes abgespielt habe. » Allein in Kuropaty, so 
heißt es, seien mehr als 100000 Menschen erschossen worden. Heute 
schätzt Posnjak ihre Zahl auf 250000. Und er fügt hinzu: »Es gibt viele 
Kuropatys.« Es wurden einige Gräber geöffnet. Das Ergebnis anhand 
der Funde: Zum ersten Male kann niemand mehr behaupten, daß Deut- 
sche die Täter waren.« 5 
Denn die Erschießungen 
waren lange vor dem Ein- # 
treffen der Deutschen 
Wehrmacht vorgenom- 
men worden. 

Etwa zur selben Zeit 
berichtete das Nachrich- 
tenbüro Reuters am 26. 
April 1989 von ähnlichen $ 
Entdeckungen in der 
Ukraine: »In der Nähe der 
ukrainischen Hauptstadt 
Kiew sind 200 Leichen 
ausgegraben worden. Die 
Moskauer Wochenzei- 
tung Literaturnaja Gaseta 
berichtete am Mittwoch, 
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Mahnmal in Kuropaty 
in Weißrußland. Bis 
zur Perestroika galten 
die Toten im Wald 
von Bykiwnja als Op- 
fer der Deutschen. In 
Wirklichkeit sind sie 


von den Sowjets er- 
mordet worden. 


Keine deutschen, sondern Stalins Opfer 


Zehntausende Ukrainer, | 
auch Polen und Juden, 
wurden nach dem Ein- 

marsch der Roten Armee 

1939 in der Westukraine 
(vor allem in Bykowina 

bei Kiew) von Mitarbeitern 
des sowjetischen Geheim- 
dienstes NKWD ermordet. 
Erst nach 1989 wurden sie 
exhumiert und bestattet. 
(Foto: Die Welt, G. 
GnNAUcK) 


es handele sich dabei um Opfer der STaLınschen Säuberungen, und nicht, 
wie die sowjetischen Behörden angegeben hätten, um von deutschen 
Truppen im Zweiten Weltkrieg Umgebrachte. Die Überreste der Frauen 
und Männer hätten sich in siebzehn Gruben befunden. Die Schädel zeig- 
ten Einschußlöcher. ... Die Gesellschaft der Erinnerung: ließ verlauten, 
es befanden sich bis zu 240000 Tote in Massengräbern in der Umge- 
bung von Kiew. Alle seien in den späten 30er Jahren vom Sicherheits- 
dienst NKWD, dem Vorläufer des KGB, hingerichtet worden.« 

Im Oktober 1988 vermeldete der Ukrainische Informationsdienst 
Neues über »die wahren Täter« des »Bykowina-Massakers«: »Es handelt 
sich um Massengräber von Opfern der Vorgängerorganisation des KBG 
— des NKWD - bei Bykowina in der Nähe von Kiew. Offiziell wurden 
diese Massengräber aber den »Nazis« zugeschrieben. Der Ukrainische Kult- 
urologische Klub stellte sich zur Aufgabe, die historische Wahrheit über 
Bykowina der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Seine Mitglieder ver- 
anlaßten am 16. Juli 1988 eine Ehrung der Opfer, die laut Augenzeugen 
zwischen 1937 und 1941, vor HiTLERs Einmarsch in der Ukraine, im 
Wald bei Bykowina, erschossen wurden.« 

Die Geschichte der deutschen Besatzung Rußlands muß also umge- 
schrieben werden. Die Sowjets übten schon vor dem Zweiten Weltkrieg 
ein Terror- und Vernichtungssystem in der Ukraine und in Weißrußland 
aus, nicht die Deutschen, deren Wehrmacht sich am Völkerrecht aus- 
richtete und sich tadellos aufführte. Um so gemeiner sind die immer 
noch von deutschen Politikern und Medien vorgebrachten unberechtig- 
ten Vorwürfe gegen die Deutsche Wehrmacht. 

Rolf Kosiek 
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Stalins Brief vom 16. Februar 1943 


Bei den Beurteilungen STaı.ıns wird oft hervorgehoben, daß er es als 
seine Hauptaufgabe im Zweiten Weltkrieg angesehen habe, die »Nazi- 
Faschisten« zu vernichten und dann im Verein mit den übrigen Siegern 
von 1945 den kommenden ewigen Frieden auf Erden zu gestalten. 
Das ist aber falsch, wie es besonders deutlich ein Brief STALINs vom 
16. Februar 1943 zeigt, der von deutschen Streitkräften unter den Trüm- 
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mern eines sowjetischen Befehlsbunkers aufgefunden wurde, und zwar 


unter den Papieren des Kommandeurs der 25. Panzerbrigade, des Ober- 
sten POLJAKOWw. Während der überstürzten Flucht hatte der Oberst die Pa- 
piere im Stich lassen müssen. Der Brief war an die Oberbefehlshaber der 
6. sowjetischen Armee, Generalleutnant CHARITONoWw, den der 2. sowje- 
tischen Armee, Generalleutnant KuUsNEZow, und an den Oberbefehlsha- 
ber der Gruppe Porow gerichtet. Der Text wurde uns von der Zeitge- 
schichtlichen Forschungsstelle Ingolstadt geliefert. 

STALIN unterscheidet in dem Brief drei Etappen des Krieges. Die erste 
wird von ihm als eine des Rückzuges beschrieben. Die zweite sollte die 
Vertreibung der Deutschen vom Boden der Sowjetunion bringen. Das 
sollte im kommenden Herbst (1943) mit dem Winterangriff der Roten 
Armee durchgeführt werden. Für unsere Frage ist vor allem die Beschrei- 
bung der dritten Etappe wichtig, die die weiteren Ziele des Kremlherr- 
schers ankündigte. 

In bezug darauf heißt es in STALıns Brief: 

»Mögen die bürgerlichen Regierungen der westlichen Demokratien, 
mit denen wir ein Bündnis geschlossen haben, glauben, daß wir unsere 
einzige Aufgabe darin schen, die Faschisten aus unserem Land zu ver- 
treiben. Wir Bolschewisten wissen, und mit uns wissen es alle Bolsche- 
wisten der ganzen Welt (wobei StaLın auf die Komintern anspielt, R. 
K.), daß unsere eigentliche Aufgabe erst beginnen wird, sobald die zwei- 
te Etappe dieses Krieges zum Abschluß gelangt ist. Dann wird für uns 
die dritte, die Etappe der Vernichtung des Kapitals, beginnen. Wir müs- 
sen diese Etappe bereits sichern und müssen schon jetzt Maßnahmen 
ergreifen, um zu verhindern, daß das Weltkapital dieses unser Endziel 
vorzeitig erkennt. Diese taktischen Maßnahmen werden wir auch dann 
treffen müssen, wenn sich wider Erwarten die Abwicklung der zweiten 
Etappe verzögern sollte. Dann nämlich werden wir die Unterstützung 
unserer jetzigen Verbündeten, insbesondere durch Errichten der zwei- 
ten Front, benötigen. Jedes Mißtrauen bei ihnen gegen unsere endgülti- 
gen Ziele würde diese Hilfeleistung gefährden. Laßt euch durch diese 
Maßnahmen nicht beirren, die sowohl bei den breiten Massen der So- 
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Ziel der Komintern 


war die Weltrevolu- 
tion zur Errichtung 
einer Diktatur des 
Proletariats. Hier 
begrüßt das Plakat 
zum Gründungskon- 
greß (2. März 1919) 
die Genossen in vie- 
len Sprachen. In der 
Gründungsdeklarati- 
on der UdSSR 1922 
hieß es bezeichnen- 
derweise: »Die 
UdSSR ist nur der 
erste entschlossene 
Schritt zur Schaffung 
einer weltweiten 
Sozialistischen So- 
wjetrepublik 
(WSSR).« 


459 


Josef Stauın. Genau 
im Sinne seines Brie- 
fes vom 16. Februar 
1943 verhielt er sich 
Japan gegenüber. Er 
schloß mit diesem 
1941 einen Nichtan- 
griffspakt, der ihm 
den Rücken frei 
hielt, und erklärte 
seinem Bündnispart- 
ner kurz vor dessen 
Kapitulation den 
Krieg, um sich auch 
hier die Beute zu 
sichern. 


Stalins Brief vom 16. Februar 1943 


| wjetunion als auch des Auslandes den Eindruck erwecken könnten, als 


seien wir unseren Grundsätzen untreu geworden. Nein, wir sind ihnen 
nicht untreu und werden ihnen niemals untreu werden. Dessen sollt ihr 
eingedenk sein, und in diesem Sinne sollt ihr die eurer Führung Anver- 
trauten lenken. Unser einziges Ziel ist und bleibt die Weltrevolution, die 
Diktatur des Proletariats in der ganzen Welt, und wie ich meines Schwurs, 
den ich am Sarge unseres Lehrers LENIN geleistet habe, immer einge- 
denk sein werde, so dürft auch ihr diesen Schwur nicht vergessen. Denkt 
immer an die dritte Etappe, die vor uns liegt und die allein für uns ent- 
scheidend sein wird. Wir haben Bündnisse geschlossen, weil dies nötig 
war, um zur dritten Etappe zu gelangen. Doch unsere Wege trennen sich 
dort, wo unsere jetzigen Verbündeten der Erreichung unseres Endziels 
im Wege stehen werden. Seid immer dessen eingedenk, daß unser Wahl- 
spruch ist: »Proletarier aller Länder, vereinigt euchk und unser einziges 
Ziel: »Die Weltdiktatur des Proletariats!«« 

Der Inhalt des Briefes beweist eher, daß STALIN die Westmächte als 
»nützliche Idioten« für seine Ziele mißbrauchen wollte. Er hatte immer 
das Programm der KPdSU im Auge, die Weltherrschaft des Kommunis- 
mus. Diesem öffneten die westlichen Alliierten durch ihre Niederrin- 
gung des Nationalsozialismus den Weg nach Westen und ließen ihn gro- 
Be Teile Ost- und Mitteleuropas gewinnen. Erst im letzten Augenblick 
konnte im Kalten Krieg die Gefahr der Eroberung auch Westdeutsch- 
lands und Westeuropas beseitigt werden. Fast 50 Jahre Sowjetherrschaft 
im Ostblock mußten die Länder östlich der Elbe jedoch erdulden, weil 
die Westalliierten die Sowjetunion vorher so sehr gegen Deutschland 
unterstützt hatten. 


Rolf Kosiek 
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Um die Westalliierten 
zu beruhigen, hatte 
Stauın 1943 die Auflö- 
sung der Komintern, 
der Kommunistischen 
| Internationale, ange- 
ordnet. Das Bild zeigt 
führende Komintern- 
Angehörige beim 7. 
\ Weltkongreß 1935: 
I von links: Palmiro 
Tocuamı, Dimitri MA- 
NuIL SKI, Klement GoTT- 
waLD, Georgij DiMi- 
BE TRofr, Otto KUUsınen 

f und Wilhelm Pıeck. 
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Opfer des Kommunismus 


Während die dem Nationalsozialismus vorgeworfenen Opfer des Zwei- 
ten Weltkrieges der Weltöffentlichkeit bekannt sind und oft übertrieben 
werden, weiß kaum jemand etwas über die Opferzahlen, die auf das 
Schuldkonto des Kommunismus gehen. Dabei sind diese um ein Vielfa- 
ches größer als die den Deutschen zugeschriebenen. Das hängt einmal 
damit zusammen, daß STALIN im Zweiten Weltkrieg der Bundesgenosse 
der \Vestalliierten war, die ihn als solchen nicht verlieren wollten. Daher 
sahen diese über den ihnen durchaus bekannten Terror im Osten hin- 
weg, unterdrückten dessen Kenntnis! oder entschuldigten ihn sogar. Auch 
der an den Zweiten Weltkrieg anschließende Kalte Krieg änderte daran 
kaum etwas. Hinzu kommt, daß der Kommunismus seit jeher auf die 
Intellektuellen des Westens mit ihrem Mangel an Kenntnis der Wirklich- 
keit eine magische Anziehungskraft ausübte, so daß diese gern über den 
Massenmord unter STALIN und Mao hinwegsahen. Nur wenige der in 
den zwanziger und dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts nach Mos- 
kau Emigrierten, die die Säuberungen unter STALIN überlebten, fanden 
später den Mut, über ihren Jugendirrtum zu schreiben wie Margarete 
BUBER-NEUMANN.? 

Für die Zeit bis 1978 gab die Zeitschrift Ideaspektrum 1987? eine Auf- 
stellung des Pariser Le Figaro wieder. Danach belaufen sich die Opfer- 
zahlen bis zu dem genannten Zeitpunkt auf die folgenden Werte. Da die 
Angaben wegen des Fehlens genauer Werte nur auf Abschätzungen be- 
ruhen, können nur abgerundete Zahlen erscheinen: 
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! Rolf KosıEk u. 
Olaf Rose (Hg.) 
Der Große Wendis, 
Bd. 2, Grabert, 
Tübingen °2012, 
»Britischer Aufruf 
zur Greuelpropa- 
ganda«, S. 346 f., 
insbesondere das 
HEWETT-Doku- 
ment. 


?* Margarete BUBER- 
NEUMANN, Als 
Gefangene bei Stalin 
und Hitler, Busse u. 
Seewald, Herford 
1968 (Neuauflage 
1985, zuerst 1949). 


? Demokratischer 
Klub Berlin (Hg.), 
Nr. 90, März 1988, 
S. 6, »Opfer des 
Kommunismus«, 
zitiert von Idea 
Spektrum. Nachrich- 
ten aus der evangelı- 
schen Welt, 19. 11. 
1987, S. 6. 


Ernordete Gefange- 
ne im Gefängnis von 
Viipuri (Wiborg) 
1939. Wo auch im- 
mer sich die Rote 
Armee zurückziehen 
mußte, wurden Ge- 
fangene getötet und 
Angehörige besit- 
zender Klassen er- 
schossen. 
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Opfer des Kommunismsu 


1. Opfer des Kommunismus in der UdSSR 1917-1978 69 700 000 


2. Opfer des Kommunismus in China 63 000 000 
3. Opfer des Blutbades von Katyn 10000 
4. Opfer der Vertreibungen von 1945/46 (Deutsche) 2923 000 
5. Opfer des Kommunismus in Kambodscha 2 500. 000 
6. Opfer in Ostberlin, Prag, Budapest und Baltikum 500 000 
7. Opfer der Besetzung Afghanistans 1500 000 
Zusammen 140 133 000 


Dabei müssen für Katyn in Wirklichkeit etwa doppelt so große Werte 
angegeben werden, da rund die Hälfte der von den Sowjets erschosse- 
nen polnischen Offiziere auch anderenorts liquidiert und verscharrt 


wurde. 
* Stephane Cour- Eine andere Aufstellung aus Frankreich* bringt die folgende Zusam- 
Toıs u. a., Das menfassung für die Zahl der Toten: 
Schwarzbuch des 
Kommunismus, Piper, Sowjetunion 20 Millionen 
Zürich-München China 65 
1988, S. 16. Vietnam 1 
Nordkorea 2 
Kambodscha 2 
Osteuropa 1 
Lateinamerika 150000 
Afrika 1,7 
Afghanistan 53 
} andere kommunistische 
Ebenda, 5. 15. Parteien anderer Länder 10000 
Summe etwa 100 Millionen 


Rolf Kosiek 


Zu den Verbrechen des Mordens an Menschen kommen meint der französische Historiker 
Stephane Courrois: »Die Verschleierung der knminellen Dimension des Kommunismus hat 
allerdings noch mit drei konkreteren Gründen zu tun. Der erst betrifft das Festhalten an der 
Revolutionsidee selbst. .. Der zweite Grund hat mit der sowjetischen Beteiligung am Sieg über 
den Nationalsozialismus zu tun, der es den Kommunisten ermöglichte, ihr eigentliches Ziel — 
die Machtergreifung — unter glühendem Patriotismus zu verstecken. ... Ein letzter Grund für 
die Verschleierung ist subtiler und auch heikler zu erklären. Nach 1945 erschien der Genozid 
an den Juden als das Paradigma moderner Barbarei, und zwar so sehr, daß er allen Raum für die 
Wahrnehmung von Massenterror im zwanzigsten Jahrhundert beanspruchte. Nachdem sie zu- 
nächst das Besondere der Judenverfolgung durch die Nazis geleugnet hatten, erkannten die 
Kommunisten bald den Vorteil, den sie aus der der Anerkennung dieser Besonderheit für die 
regelmäßige Mobilisierung des Antifaschismus ziehen konnten.« 
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Angeblicher Völkermord an den Tschechen 


Es kommt bedauerlicherweise nicht selten vor, daß gerade deutsche Hi- 
storiker Belastungen und Beschuldigungen für das deutsche Volk und 
seine Regierung aus der Vergangenheit des Dritten Reiches erfinden oder 
verstärken. Ein bezeichnendes Beispiel ist das folgende. 

Der Vorsitzende der Deutsch-Tschechischen und Deutsch-Slowaki- 
schen Historikerkommission, Martin SCHULZE-WESSEL, stellte in der Säd- 
deutschen Zeitung die Behauptung auf, HITLER habe einen Völkermord an 
den seit 1939 im Protektorat Böhmen und Mähren lebenden Tschechen 
vorgehabt.' 

Das ist falsch. Richtig ist, daß HITLER nicht nur nicht einen solchen 
Völkermord vorhatte, sondern ausdrücklich die Tschechen im Protek- 
torat halten wollte. Das berichten unter anderem die der Verharmlosung 
sicher unverdächtigen, vom Bundestag herausgegebenen Informationen zur 
politischen Bildung” Im Rundschreiben Nr. 28/42 vom 8. Juni 1942 des 
Leiters der NSDAP-Parteikanzlei, Martin BORMANN, erklärte dieser, daß 
»als Reaktion auf das Attentat auf HEYDrIcH im deutschen Volke bereits 
Stimmen laut geworden wären, nach Abschluß der Evakuierung der Ju- 
den mit einer Aussiedlung der Tschechen zu beginnen«. Unter Bezug- 
nahme auf diese Erklärung erfolgte eine Anweisung von ihm: »Im Auf- 
trag des Führers weise ich darauf hin, daß jede Diskutierung der 
Tschechenfrage in Parteiversammlungen oder auch in der Öffentlichkeit 
zu unterbleiben hat. Ebenso unterbleibt jede Erörterung in der Presse.« 
Dann wurde HıTLers Meinung zu diesem Thema ausgelegt: Die totale 
Aussiedlung von 7,2 Millionen Tschechen halte ich (HıTLEr) für undurch- 
führbar, weil 1) kein geeigneter Raum vorhanden ist, wo sie neu angesie- 
delt werden können, 2) keine deutschen Menschen vorhanden sind, die 
den leer gewordenen Raum füllen können, 3) das hochzivilisierte, wirt- 
schaftlich und verkehrstechnisch hochempfindliche Herzland Europas 
keine Störung seiner Funktion und kein Vakuum verträgt, 4) Menschen 
auf Jahrzehnte hinaus Reichskapital sind und wir im neuen Reich die 
Arbeitskraft von 7 Millionen Tschechen nicht entbehren können, 5) die 
Schockwirkung einer solchen Evakuierung auf andere Völker uner- 
wünscht ist. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß Emil Hacma, 
der Präsident des Protektorats seit 1939, HiTLER noch im April 1945 
Geburtstagsgrüße übermittelt hat.” Wie kaum ein anderes Volk in Euro- 
pa blieben die Tschechen von den Grausamkeiten des Krieges verschont 
und hatten verhältnismäßig wenig Opfer zu leisten. 


Rolf Kosiek 
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' Nation-Europa, 
Nr. 7+8, 2006. 


? Zitiert in: Informa- 
tionen zur Politischen 
Bildung, Januar/ 
Februar 1969, 
»Deutsche und 
Tschechen«. 


? Bernhard KAıseEr, 
Leserbrief in: 
Nation und Europa, 
Nr. 9, 2006, S. 73 £. 
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Zur Einführung des J-Stempels 


Die Kennzeichnung der Juden im Zweiten Weltkrieg mit dem sogenann- 
ten »Judenstern« wird allgemein als antisemitische Maßnahme angesehen, 
die von Deutschland ausgegangen sei. Anderenorts ist richtiggestellt 
worden, daß sie auf Anregung von Zionisten und auf Druck des Wi- 
derständlers Admiral Wilhelm Canarıs eingeführt wurde. ' 
N Mit dem dann auch angeordneten »Judenstempek in jüdischen Pässen 
be af soll es sich ähnlich verhalten haben, daß er nicht auf deutsche, sondern 
REISEPASS auf ausländische Anregung eingeführt wurde. In einem Leserbrief aus 


/ ) ut) A| dem Jahre 1978 berichtete Karl Heinz KAnßeErG in der Frankfurter Allge- 


BEL RAR REICH 


Bar, 20 urissık 


u. an. meinen Zeitung‘ unter dem Titel »)-Stempel in Flüchtlingspässen auf Schwei- 
nun. B| zer Betreiben«, daß der Judenstempel auf Schweizer Vorschlag angeord- 
l . net worden sei: Der Chef der schweizerischen Bundespolizei, Dr. Heinrich 
ai | ROTHMUND, habe Berlin einen entsprechenden Rat vorgelegt. Dagegen 
Deutscher Reisepaß weist Carl Ludwig LanG aus Bern in einem weiteren Leserbrief darauf 
mit J-Stempel und hin, daß im »Ludwig-Bericht« es andererseits auf Seitel49 heiße:? »Die 
Semi Beantwortung der Interpellation erfolgte ebenfalls sehr ausführlich durch 
srael. Aus: Wikipe- F X: e a 
Kr den Vorsteher des Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartementes, 
Bundesrat Dr. M. FELDMANN. Sie lautete im Ergebnis dahin, daß die be- 
sondere Kennzeichnung der Judenpässe nicht auf Anregung von Dr. 
ROTHMUND, sondern auf einen deutschen, von der schweizerischen Ge- 
sandtschaft in Berlin übermittelten Vorschlag zurückzuführen sei.« Vor- 
her hatte Arno LUSTIGER Dr. ROTHMUND als »Erfinder« des J-Stempels 
bezeichnet.‘ 

Richtig ist aber wohl, daß, wie Forschungen von Hans LiNDBERG? er- 
gaben, der Vorschlag, J-Stempel in jüdische Pässe einzudrucken, von 

Schweden ausgegangen ist und dann vom Reich aufgegriffen wurde. 


Rolf Kosiek 


' »Judenstern«, in: Rolf KosiEk u. Olaf Rose (Hg.), Der Große Wendig, Bd. 1, 
Grabert, Tübingen °2011, S. 491 ff. 

? Karl-Heinz KAMBERG, »]-Stempel in Flüchtlingspässen auf Schweizer Betrei- 
ben«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 25. 7. 1978. 

? Carl Ludwig Lang, Bern, »Abermals: der Ursprung des ]-Stempels«, in: Frank- 
‚furter Algemeine Zeitung, 5. 8. 1978. 

* Arno LUSTIGER, »Vor verschlossenen Türen« in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
4. 7. 1978. 


° Hans LINDBERG, Schwedische Flüchtlingspolitik. unter internationalem Druck 1936- 
1941 (Svensk flyktingspolitik under internationellt tryck 1936-1941, Stockholm 1973). 


464 ZWEITER WELTKRIEG 


Roosevelt als Lügner und Täuscher seines Volkes 


US-Präsident Franklin D. ROOsEvELT wollte unbedingt sein Land in den 
Zweiten Weltkrieg einbringen. Dafür arbeitete unter anderen als sein 
Sondergesandter der US-Botschafter in 
Paris, William C. BULLITT, in den euro- 
päischen Hauptstädten und versicher- 
te den einzelnen Regierungen, daß die 
USA bei einem Konflikt in Europa ge- 
gen Deutschland eingreifen würden. 

Im Jahre 1940 stand in den USA die 
Präsidentschaftswahl an. Die Kampagne 
dazu lief vom Mai bis November 1940. 
Der amtierende US-Präsident Franklin 
Delano RoosEvELT wollte nach 1933 und 
1937 zum dritten Male gewählt werden. 
Dafür trieb er eine zweigleisige Politik, 
einmal nach außen hin als Garant des 
Friedens und hinter den Kulissen als | 
Kriegstreiber. Er tat das Gegenteil von 
dem, was er seinen Wählern versprach. 

Er wußte, daß im Herbst 1939 nur 
sechs Prozent der Amerikaner für ei- 
nen Weltkrieg waren, während die über- | 
große Mehrheit von fast 95 Prozent | 
gegen ein militärisches Eingreifen in 
Europa eingestellt war. Er mußte da- 
her in seinen Reden und öffentlichen 
Erklärungen als Friedensfreund auftreten. Dazu versicherte er seinen 
Wählern in Wahlkampfreden nicht weniger als neunzehnmal, daß er das 
Land aus einem Krieg heraushalten werde. So versprach er am 30. Okto- 
ber 1940: »Ich geben Ihnen, den Müttern und Vätern, erneut die Zusi- 
cherung. Ich habe es schon zuvor gesagt, und ich werde es wieder und 
wieder und wieder sagen: Ihre Söhne werden nicht in irgendwelche frem- 
den Kriege geschickt.« 

Andererseits hatte er spätesten seit seiner ‚Quarantäne-Rede« am 5. 
Oktober 1937 in Chicago daran gearbeitet, die Öffentlichkeit gegen HıT- 
LER einzunehmen und den europäischen Staaten, insbesondere England, 
Frankreich und Polen, durch seinen in den Hauptstädten agierenden Son- 
derbotschafter BuLLITT die militärische und finanzielle Hilfe der USA im 
Falle eines Krieges gegen Deutschland zuzusagen. So forderte er im Som- 
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RooseveLT vor seiner 


Amtseinführung am 
4. März 1933, links 
neben ihm der schei- 
dende Präsident Her- 
bert Hoover. 


! Textu.a.in: 
Helmut GORDON, 
Kriegsreden 19 36- 
1941. Das große 
Kesseltreiben, Druffel, 
Leoni 1992, S. 39— 
48. 
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Von links: Lord HAuı- 
FAx, der stellvertreten- 
de US-Außenminister 
Sumner WerLes, Ne- 
ville CHAMBERLAIN und 
US-Botschafter Jo- 
seph Kennepy. In Lon- 
don, im März 1940, 
verstand es Sumner 
Werues bestens, 
RoostveLts Kriegskurs 
zu unterstützen und 
nach außen letzteren 
als »Friedenspräsi- 
denten« hinzustellen. 
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mer 1939 Warschau auf, nicht auf 
die gemäßigten Wünsche des Rei- 
ches einzugehen und jedem 
Kompromiß mit Deutschland 
auszuweichen. Der von 1938 bis 
1940 in London als US-Botschaf- 
ter tätige Joseph KENNEDY hat 
mehrfach versichert, daß ROosE- 
VELT seit Januar 1939, also noch 
vor dem deutschen Einmarsch in 
Prag, die englische und französi- 
sche Regierung bedrängt habe, 
den Krieg gegen das Deutsche 
Reich zu beginnen. Seit 1937 ver- 
suchte ROOSEVELT mit allen Mit- 
teln der Propaganda gegen 
Deutschland zu hetzen und des- 
sen Regierung zu diffamieren. 
HITLER wurden dabei nicht nur 
die Maßnahmen gegen die Juden, sondern auch Pläne zum Angriff auf 
die USA unterstellt. 

So unterließ der US-Präsident es, nachdem den Amerikanern durch 
einen deutschen Verräter aus Moskau der deutsch-sowjetische Geheim- 
vertrag vom 23. August 1939 sofort zugespielt worden war, die Polen 
darüber zu benachrichtigen. Denn dann hätte Warschau, wie viele Hi- 
storiker wohl mit Recht meinen, als sonst sicheres Opfer der Sowjets 
wahrscheinlich mit dem Reich über eine bessere Zukunft verhandelt, 
statt die Deutschen zum Angriff zu provozieren. Auch in dem soge- 
nannten »PoTockYv-Bericht? vom 12. Januar 1939 kommt zum Ausdruck, 
daß die US-Regierung auf Kriegskurs war. 

RoosEvELTs doppeldeutige Diplomatie wird auch in der »geheimen 
Geschichte des Zweiten Weltkrieges« seines Vorgängers Herbert Clark 
Hoover (1929 bis 1933) deutlich. Diese Stellungnahme Hoovers, die 
erst rund fünfzig Jahre nach ihrer Niederschrift als Buch unter dem 
Titel Freedom Betrayed (‚Verratene Freiheit«) im Jahre 2011 in den USA 


? Geheimer Brief des polnischen Botschafters in Washington, Graf Jerzy Po- 
TOckI, an den polnischen Außenminister vom 12. Januar 1939 über die innen- 
politische Lage in den USA und die Judenfrage. Der Brief wurde nach dem 
Einmarsch der Deutschen in Warschau gefunden und veröffentlicht. Text u. a. 
bei: Rolf Kosiek u. Olaf Rose (Hg.), Der Große Wendig, Bd. 1, Grabert, Tübin- 
gen °2011, S. 601. 
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erschien,’ übt scharfe Kritik an der Politik ROoosEvELTs. Dieser habe die 
USA in den Jahren vor deren Kriegseintritt einer »Gehirnwäsche« (Brain- 
wash) unterzogen. »Vom Ausbruch des Zweiten Weltkrieges an war das 
amerikanische Volk durch eine Sintflut von Propaganda einer erneuten 
Gehirnwäsche ausgesetzt.« Unter dem Motto »Hitler kommt!« habe 
RoosEvELT sein Volk in eine panische Angst vor einer — in Wirklichkeit 
völlig unmöglichen — Invasion der USA durch deutsche Truppen ver- 
setzt. Diese würden den »Drang Deutschlands zur Eroberung aller fünf 
Kontinente« verwirklichen. 

Kurt RELLe schrieb in seinem Buch Rufmord an Deutschland:* »Mit wel- 
cher Unaufrichtigkeit ROosEVELT die USA in den Krieg log, lesen wir u.a. 
in Der Bankerott einer Politik aus der Feder des amerikanischen Autors 
vieler weltbekannter historischer Werke, William Henry CHAMBERLIN? 
»ROOSEVELT spielte seine Rolle als hingebender Verteidiger des Friedens 
selbst nach der Niederlage Frankreichs noch weiter. .. Die Aufrufe des 
Präsidenten, die Friedenspolitik der Vereinigten Staaten aufrecht zu er- 
halten, erheben sich während der letzten Tage des Feldzugs von 1940 zu 
einem schrillen Crescendo.«« 

Und der Amerikaner” führte in dem einleitenden Kapitel unter der 
Überschrift »Er lügt uns in den Krieg« die folgenden Beispiele für die 
Versicherungen des US-Präsidenten an, den Frieden zu erhalten. RoosE- 
VELT sagte am 30. Oktober 1940 in Boston: »Ich habe es bereits gesagt, 
aber ich will es noch einmal und noch einmal sagen: Eure Jungens sollen 
nicht in einen fremden Krieg gehen.« Dasselbe verkündete er am 1. No- 
vember 1940 in einer Rede in Brooklyn: »Ich kämpfe dafür, unser Volk 
aus fremden Kriegen herauszuhalten; und ich werde weiter kämpfen.« 
Am 2. November 1940 erklärte er in Rochester, New York: »Eure natio- 
nale Regierung. ... ist gleichbedeutend mit einer Friedensregierung — ei- 
ner Regierung, die den Frieden zu erhalten beabsichtigt.« Am 3. Novem- 
ber erklärte er in Cleveland: »Das Hauptanliegen unserer auswärtigen 
Politik ist es, unser Land aus dem Krieg herauszuhalten.« 

Aus RoosEvEı.rs »Alarmrede< vom 27. Mai 1941 zitierte CHAMBERLIN: 
»Der Krieg nähert sich dem Rande der westlichen Halbkugel.« RoosE- 
VELT sprach von dem »Nazi-Buch der Welteroberung« und erklärte, es 
sei ein »Nazi-Plan«, die lateinamerikanischen Länder ebenso zu bedro- 
hen, wie man den Balkan bedroht habe. Danach würden Kanada und die 
Vereinigten Staaten erdrosselt werden.° 

CHAMBERLIN fügt die historische Wahrheit gleich an: »Es gibt auch 
nicht den geringsten Anhaltspunkt dafür, daß irgendein Zeugnis von 
derart sensationeller Bedeutung gefunden worden wäre... Die Gefahr 
für die Sicherheit Großbritanniens war 1941 wesentlich geringer als 1940. 
Es gibt keinen konkreten Beweis für eine deutsche Absicht, in jenem 
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HOOVvER, Freedom 
Betrayed, Herbert 
Hoover’ secret Histo- 
ry of the Second 
World War and its 
Aftermath, Hoover 
Institution Press, 
Stanford, Califor- 
nia, 2011. 

* Kurt RELLE, Raf- 
mord an Deutschland, 
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° William Henry 
CHAMBERLIN, »Der 
Bankerott einer Po- 
litik«, in: Harry EI- 
mer BARnES (Hg.), 
Entlarvte Heuchelet, 
Priester, Wiesba- 
den 1961, S. 150. 


6 Ebenda, S. 154. 
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(Verratene Frei- 
heit), aaO. (Anm. 
3), S. 151 f., und 
SANBORN, in: 
BARNES, aaO. 
(Anm. 4), S. 134 u. 
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Jahr oder später die amerikanische Halbkugel anzugreifen.« Es wäre den 
Deutschen auch technisch gar nicht möglich gewesen. Sie schafften nicht 
einmal den Sprung über die Straße von Dover nach England. 

Im Gegensatz zu seinen Versicherungen betrieb ROOSEVELT aktive 
Kriegspolitik:’ 

+ Am 5. Oktober 1937 forderte er in seiner »(Juarantänerede« in Chi- 
cago, »die Angreifer unter Quarantäne« zu stellen. 

+Am 23. Juni 1939 wurde ein geheimes Tauschabkommen zwischen 
den USA und Großbritannien abgeschlossen, »allerhand Geld« wurde 
ausgegeben, damit die Briten Waffen kaufen könnten. Neunzehn neue 
Frachtschiffe wurden am 9. August 1939 in den USA vom Stapel gelas- 
sen, Aufträge auf weitere hundert Frachtschiffe wurden gegeben. 

+ Heimlich unterstützte ROOSEVELT die europäischen Westmächte und 
die Sowjetunion mit Waffen und Ausrüstungen. 

+ Am 10. August 1939 wurde ein Kriegsmaterial-Amt in den USA 
gegründet. 

+ Am 16. September 1939 wurde die Wehrdienstpflicht in den USA 
eingeführt. 

+ Am 3. November 1939 gelang es ROOSEVELT, die Zahlungs- und 
Transport-Verbesserungsanträge durchzusetzen. 

+ Am 16. Mai 1940 forderte ROOSEVELT vom Kongreß zusätzliche 
Ausgaben für die »nationale Verteidigung«. 

+ Am 17. Mai 1940 befahl RoosEVvELT, die älteren Zerstörer wieder in 
den Dienst zu stellen. 

+ Am3. Junil940 bewilligte US-General MarsıtaLL für England eine 
halbe Million Gewehre, 80000 Maschinengewehre, 900 Feldgeschütze 
und manches andere. 

+ Am 2. Juli 1940 verbot ROoOsEvELT die Ausfuhr von Kriegsgerät, 
ausgenommen unter US-Lizenz. Danach erhielten nur England und die 
Sowjetunion Rüstungswaren. 

+ Am 18. Juli 1940, einen Tag vor der angekündigten Rede HITLERS 
mit Friedensangeboten, ächtete ROOSEVELT HITLER in einer Rundfunk- 
ansprache als » Äntichristen«. 

+ Am 19. Juli 1940, am Tage der Rede HıTLers, unterzeichnete RoosE- 
VELT den »Ocean Navy Expansion Pact«, der die US-Kriegsmarine befä- 
higen sollte, gleichzeitig im Atlantik und Pazifik Krieg zu führen. 

+ Im September 1940 lieh ROosEvELT den Engländern fünfzig Zer- 
störer — nicht ohne sich von den Briten große Landrechte für Luftbasen 
in deren Kolonien geben zu lassen. 

+ Am 12. Dezember 1940 begannen in London, Manila und Washing- 
ton insgeheim gemeinsame Generalstabsbesprechungen der USA mit 
den Engländern und Holländern. 
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+ Am 11. März 1941 setzte ROOsSEVELT das Pacht- und Leihgesetz 
zugunsten der Briten in Kraft. 

+ Vom Januar bis März 1941 fanden weitere amerikanisch-britische 
Generalstabsbesprechungen in Washington statt, die geheimgehalten 
wurden. wer —rng 

+ Im März 1941 kamen amerikanische 
Offiziere nach England, um dort Flotten- 
stützpunkte für Geleitzüge und Flugplät- 
ze auszuwählen und auszubauen. 

+ Im März 1941 begannen US-Flug- 
zeuge, den Nordatlantik nach deutschen 
U-Booten zu überwachen. 

+ Im März 1941 wurde Grönland von 
den USA besetzt. 

+ Am 18. April 1941 schob ROOSEVELT 
die von ihm beanspruchte Grenze der 
westlichen Halbkugel bis zum 26 Grad 
West vor, über 2000 Meilen von New 


York. Oben: In 

+ Ab April 1941 fuhren US-Schiffe im Washington 
Atlantik neutrale Patrouillen«, um den bri- ußgaes u 
tischen Schiffen die Anwesenheit von Ba nn 
deutschen U-Booten zu melden. Frau. 

+ Amerikanische Arbeiter wurden nach eine betend 
Nordirland gebracht, um dort Marine- gegen den 
stützpunkte für ein mögliches US-Expe- Leih- und 
ditionskorps zu bauen. Een, 

+ Am 27. Mai 1941 verkündete RoosE- a 
vELT, daß die Deutschen vorhätten, von des steih- 
Spanien aus über Nord- und Westafrika, und Pacht- 
Brasilien und Panama die USA von Süden vertrages« 
her anzugreifen. Das dieses völlig unmög- liefern die 
lich war, hatte sich gerade darin erwiesen, . En we 
daß diedeutsche Wehrmacht nur acht Mo- 13 SarRe: Ki 
nate vorher nach demSieg über Frankreich | die Verbün- 
die dreißig Kilometer des Armelkanals \ deten in 
nach England nicht hatte überwinden kön- Europa und 
nen. Es gelang ROOSEVELT, die Bevölke- in den Län- 
rung der USA, die 1939 nur zu sechs Pro- dern in 

Übersee. 


zent für eine Beteiligung an der 
europäischen Verwicklung war, in eine 
Angstpsychose vor dem Deutschen Reich 
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US-Marineminister zu versetzen und sie bis Pearl Harbor am 7. Dezember 1941 zur Zustim- 
Frank Knox. Rechts: mung zu dem Weltkrieg zu gewinnen, so daß er seine Kriegsziele errei- 
Amerikanische Trup- chen konnte. Die amerikanische Öffentlichkeit schluckte dann die ein- 
pen werden am 7. Juli gs Er ; i = 
1941 zur Überfahrt  Zelnen Schritte ROOSEVELTS zum Krieg. Zu dieser Entwicklung gehörten 
nach Island einge- auch noch die folgenden Vorgänge. 
schifft. Britische und Im April 1941 wurde von Washington die »Sicherheitszone: der USA 
kanadische Truppen auf 2000 Meilen nach Westen ausgedehnt. In dieser Zone unterstützten 
sind bereits seit 1940 fortan die US-Kriegsschiffe und -Flugzeuge die Engländer. Im selben 
auf Island stationiert. Konat besetzten die Amerikaner völkerrechtswidrig das neutrale Grön- 
land, im Juni 1941 auch das neutrale Island, auf dem schon vorher die 
Briten gelandet waren, und richteten Flotten- und Flugzeugstützpunkte 
in beiden Ländern ein. 
+ Am 7. Juli 1941 wurde Island durch US-Truppen besetzt. 
+ Am 9. Juli 1941 gab US-Marineminister Frank Knox erstmals zu, 
daß es US-Befehle zum Angriff auf deutsche U-Boote gebe. 


RooseveLt und CHUR- | r 
cHırı. Der »Leih- und | 
Pachtvertrag« ging | 


auf CHURCHILLS Initia- 
tive zurück. Ab 9. | 
August 1941 intensi- 
vierte sich ihre Zu- 
sammenarbeit. | 
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+ Am 11. Juli 1941 erklärte Minister Knox vor einem US-Senatsaus- 
schuß, daß ein US-Zerstörer ein deutsches U-Boot mit Wasserbomben 
angegriffen habe - ein klarer Verstoß der noch neutralen USA gegen das 
Völkerrecht. 

+ Vom 9. bis 12. August 1941 trafen sich ROOSEVELT und CHURCHILL 
auf dem Atlantik, beschlossen eine gemeinsame dem Reich feindliche 
Politik und verkündeten die Atlantik-Charta. 

+ Am 25. August 1941 gab RoosEvELT der Atlantikflotte Geheiman- 
weisung, die deutschen und italienischen »feindlichen Kräfte« anzugrei- 
fen. 

+ In einer Rede vom 11. September 1941 entschuldigte ROOSEVELT 
nicht nur diese Kriegsverbrechen, sondern erklärte, daß, da die Tausen- 
de von Seemeilen zwischen Europa und den Vereinigten Staaten nicht 
gegen deutsche Angriffe ausrei- 
chen würden, er der US-Marine 
befohlen habe, zum Schutz der 
USA das Feuer auf deutsche 
Schiffe zu eröffnen, wenn sie in | 
den für sein Land wichtigen Ge- | 
wässern angetroffen würden. 
Das war eigentlich eine offene 
Kriegserklärung. ROOSEVELT er- 
klärte: »Wenn Sie eine Klapper- 
schlange zum Angriff bereit se- 
hen, dann warten Sie nicht, bis 
sie angegriffen hat, um sie zu er- 
schlagen. Die Nazi-U-Boote und 
-Zerstörer sind die Klapper- 
schlangen des Atlantiks. Von 
nun an werden die deutschen 
und italienischen Kriegsschiffe, 
wenn sie Gewässer befahren, deren Schutz für die amerikanische Vertei- 
digung notwendig ist, dies auf eigene Gefahr tun.«® 

+ Am 13. September 1941 befahl RoosEvELT der Atlantikflotte, eini- 
ge Transporte zu begleiten, in denen kein amerikanisches Schiff war. 

+ In diesen Tagen willigte ROOSEVELT ein, Großbritannien mit »unse- 
ren besten Transportschiffen« zu versorgen — 12 Passagierdampfer und 
20 Frachtschiffe mit amerikanischer Mannschaft. Sie sollten zwei briti- 
sche Divisionen nach dem Mittleren Osten befördern. 

+ Am 25. September 1941 wurden die japanischen Bankguthaben in 
den USA eingefroren 

+Am 17. Oktober 1941 warf der US-Zerstörer »Kearny< Wasserbom- 
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USS »Kearny« und 
andere amerikani- 
sche sowie britische 
Kriegsschiffe be- 
kämpften am 17. 
Oktober 1941 insge- 
samt fünf deutsche 


U-Boote mit Wasser- 
bomben. Hier liegt 
USS »Kearny« im Ha- 
fen von Reykjavik, 
zwei Tage, nachdem 
sie von U-568 torpe- 
diert wurde. 


8 Zitiert von 
Frederic C. San- 
BORN, in: BARNES, 
aaO. (Anm. 4), 

S. 144. 
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Die »geheime Land- 
karte«, die ROOSEvELT 
in seiner Ansprache 
am 27. Oktober 
1941 erwähnte, Auf 
einer Pressekonfe- 
renz am folgenden 
Tag erbaten Journali- 
sten eine Kopie der 
»Geheimkarte«. Doch 
Roosevert winkte ab. 
»Sie weist gewisse 
handschriftliche No- 
tizen auf«, beschied 
er die Fragesteller, 
»die, falls wir die 
Karte reproduzierten, 
wahrscheinlich ihre 
Herkunft verraten 
würden«. Dem Ver- 
dacht einer Fäl- 
schung begegnete 
der Präsident mit der 
Behauptung, die Kar- 
te stamme aus 
»zweifellos zuverläs- 
siger Quelle«. 


Eine unechte Karte 
zu nutzen war für 
Roosevert ohnehin 
kein moralisches 
Problem. Seinem 
Finanzminister Hen- 
ry MORGENTHAU ge- 
stand er wenig spä- 
ter: »Ich kann völlig 
widersprüchlich 
sein, und darüber 
hinaus bin ich auch 
absolut bereit, zu 
täuschen und Un- 
wahrheiten zu sa- 
gen, wenn es uns 
nur hilft, den Krieg 
zu gewinnen.« Zi- 
tiert in: Spiegel Ge- 
schichte 3, 2010. 
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ben auf ein deutsches U-Boot. Es wurde falschlicherweise behauptet, 
das deutsche Boot habe angegriffen. ROosEVELT behauptete anschlie- 
Bend: »Das Schießen hat begonnen, und die Geschichte hat verzeichnet, 
wer den ersten Schuß abgegeben hat.« 

+ Die Bitte des japanischen Ministerpräsidenten Prinz KonoYE nach 
einem Treffen mit ROOSEVELT wurde abgelehnt. 

+ Trotz seiner Kenntnis von dem bevorstehenden Überfall der Japa- 
ner auf Pearl Harbor am 7. Dezember 1941 ließ RoosEvELT die dortigen 
Schiffseinheiten nicht warnen, um zu einem Kriegsgrund zu kommen. 

Am 27. Oktober 1941, als der Angriff der Japaner wegen ROOSEVELTS 
Boykottmaßnahmen schon abzusehen war, teilte RoosEveır der Öffent- 
lichkeit mit, daß er zwei wichtige deutsche Dokumente in den Händen 
habe. Das eine sei eine geheime Karte, auf der der Angriffsplan der 
Wehrmacht gegen Süd- und Mittelamerika dargestellt sei und aus der 
man entnehmen könne, daß Mittel- und Südamerika in fünf deutsche 
Vasallenstaaten aufgeteilt werden sollten. Das andere Dokument sei ein 
Plan zur Abschaffung aller Religionen. Die Bibel solle durch HrrLers Men 
Kampf ersetzt werden. Führende US-Militärs, Politiker und Historiker be- 
zeichneten HOOVER gegenüber diese Dokumente zwar als »absoluten Un- 
sinn«. Er selbst gab als seinen eigenen Kommentar dazu ab: » Woher RoosE- 
VELT diese Eingebungen hatte, konnte nicht geklärt werden.« 

Die falschen Behauptungen hatten aber in der naiven US-Bevölke- 
rung ihre große erwünschte Wirkung, das Bild der Deutschen herabzu- 
setzen und sie als Feind aufzubauen. 
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So hatten die Amerikaner praktisch schon fünf Monate vor dem 11. 
Dezember 1941, als HITLER ihnen den Krieg erklärte, mit offenen Kriegs- 
handlungen gegen das Reich begonnen. Auf alle diese Provokationen, 
die HITLER zum Krieg reizen sollten, reagierte die Reichsregierung nicht. 
HITLER verbot den deutschen U-Booten zurückzuschießen. 

Da RoosEverr so keinen Kriegsgrund im Atlantik fand, beschloß er 
»durch die »Hintertür« zum Krieg« zu gelangen, indem er die Japaner bis 
zum Angriff auf Pearl Harbor reizte und wirtschaftlich strangulierte. 

Sogar ein Anhänger der Politik RoosEvELts, der US-Professor Tho- 
mas A. BAILEY, urteilte über den Präsidenten und dessen Kriegstreiberei: 
»Franklin ROOSEVELT betrog das amerikanische Volk wiederholt wäh- 
rend der Periode von Pearl Harbor... Er war wie ein Arzt, der dem 
Patienten zu dessen eigenem Besten Lügen erzählt.« 

Schon am 2. Juni 1941 unterschrieb US-Kriegsminister Henry STIM- 
son den »Allgemeinen Kriegsplan zur Besiegung der Achsenmächte«. 
Der auch damit befaßte US-Admiral Kelly TURNER erklärte dazu nach 
Hoover: »Für den Fall, daß es zu einem Kriegmit Japan ohne die Betei- 
ligung Deutschlands kommen sollte, wurde entschieden, daß sich die 
USA bemühen würden, Deutschland möglichst in den Krieg gegen uns 
hineinzuziehen.« Schon ein halbes Jahr vor der deutschen Kriegserklä- 
rung planten die USA also, den Krieg von Ostasien nach Europa zu 
holen. Deutlicher kann man diese Absicht der US-Regierung, unbedingt 
einen Krieg gegen das Reich zu führen, kaum ausdrücken. 

Unter dem Absatz mit der Überschrift »Warum wollte RoosEvEL.r den 
Krieg?« versuchte Hoover, den Gründen nachzugehen, die ROOSEVELT 
so sehr zum Krieg trieben. Er zitierte »viele verantwortliche, unpartei- 
ische Zeitungen« zu ROOSEVELTs Beweggründen. Die meisten meinten, 
»daßß ROosEvELT das Versagen des New Deal-Programms und seines 
sechsjährigen Bemühens, Arbeitsplätze für zehn Millionen Arbeitslose 
zu schaffen, verdecken wollte. Daß er sich dazu in die Machtpolitik der 
Welt gestürzt habe, um die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit umzulen- 
ken«.!° 

Dafür mußten dann viele Millionen Menschen sterben und große Tei- 
le Europas unter sowjetische Herrschaft kommen. 

Aus alle dem zog CHAMBERLIN die Folgerung: »Es bleibt also demnach 
nur der unausweichliche Schluß, daß mit dem Versprechen, »Amerika 
aus dem Kriege herauszuhalten«, das amerikanische Volk mit Vorbedacht 
gefoppt worden ist, um es der Wiederwahl ROOSEVELT geneigt zu ma- 
chen, um diesem damit die Möglichkeit zu verschaffen, seinen Plan, die 
Vereinigten Staaten in den Krieg zu treiben, allmählich vorzubereiten. 


Rolf Kosiek 
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° Zitiert in: ebenda, 
S.153: 


10 Ebenda, S. 155. 
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Tealagranı 
(Gah.Ch.V.) 


Wasbington, den 5. Dezeaber 1941, 00.18 Uhr 
Ankunft: 7,498 ii " 18.10 Ohr 


Er. 4260 vom 4, 12. EEREREE NE 


Für OKW Ausland, für OKR Attachb-Abtetlung, 
und für RIM Attach&-Gruppe. 


Veröffentlichung anscheinend authenischer Roose- 
veltscher Kriegsplüne lasst deutlich erkuman, dass 
Anerika Drahtzieher des Krieges ist und beweist, dass 
die amerikanische Kriegspolitik auf Zeitgewinn und 
Veraeidung (ür.verst.) Entschnidunßausgeht, bis ale 
zu entschesdendam Eingreifen bereit ist. Bia dahia 
möchts sie England und Russland als die wichtigsten 
Vasallern im Kanpf erhaltsn, rechnet aber auch mit der 
YWiglichkeit das Zusammanbruchs Englande und der ot.wa 
Witte’ i942 erwarteten zilitarischen Lähmung Eusslands, 
Bis zus entscheidenden Eingreifen der Amerikaner Mit- 
te 1943 soll die Anlage von Stutzpunkten für dse luft- 
waffe fertiggestellt, die heutige Luftwaffe teilwatse 
ab Frükjahr 1942 in England eingesetzt werden. Auch 
sunat ist ab Frühjahr 1942 Möglichkeit der Verwendung 
amerikanischer Truppen vorgesehen, was längst bekann- 
ten Absichten für Abschlues der Aufstellung der Ver- 
bände entspricht. 

Über den Ort der für 1943 geplanten Landnffensi- 
re wird nıchts gesagt. Man wird sie beginnen, wo eine 
geeignete Lanifront vorhanden ist. Das Bestreben Ane- 
rıkaner vine Landfront in Russland, iz mittleren Osten 
in Afrika zu bilden und von langer Hand vorzubereiten 
aar langst erkannbar. Ebenso wissen wir seit langem, 


daos Amerika sum Transport starker Kräfte einer erheblichen 
Vermebruug seiner Transportschiffe bedarf und intensiv baut, 

Über die Anlage von Stutepunkten in Bord-Irland und auf 
englischer Insal eınd wir unterrichtet (vgl. Drabtbericht 
ron 30. 10. Br. 3771). Ansehen dafur, dass in Ägypten und 
an Persischen Polg Stützpunkte eingerichtet warden, liegen 
vor. Beuerdiogs scheint es, dass besonders in Basra am Par- 
sinchen Golf und in Massaus an Boten eor Stützpunkte vorbe- 
reitet werden. 

Beschtlich ist die Absicht der Amerikaner, entscheiden- 
den Kanpf gegen Deutschland durch Eroberung Korwegens zu be- 
gianen. Ich halte os für sehr wahrscheinlich, dass die Aueri 
kaner eine Zusanzenarbeit dazu ait den Schweden von langer 
Band anstreben worden und empfehle eine Beachtung aserikani- 
scher Tättgkeit in Schweden. Betreffend Binssts Luftwaffe 


wird die uns längst bekannte Tatsache bestätigt, dass in Bng- 
land I aarang nicht zur Unterbringung der zum 
"Eanpf gegen Deutschland für nötig gehaltenan Kmmpfflugssugs 


ausreichen. Ich varweiee auf meinen Drahtbericht vom 25. Bo- 
venber Hr. 4123 betreffend beschränkte Binsatsadglichkeit vos 
Kanpfflugteugen aus England, Pläus Desnkratien haben auch 
deshalb als weiter» Gebiete sur Schaffung von Stütspunkten 
Bordefrike, vielleicht auch die Türkei, ins Auge gefasst. 

In Deutschland soll die Vernichtung hestimater Ziele 


z entscheidend sein. Besonders wird auf Werke,die rund 50 Pro- 
re sent gesanten deutschen Bedarfs an Flugtreibstoff syntbetisch 

berstellen hingewiesen. Is Fernen Onten will man sich gege- 
n 


benenfalle abwartend und defensiv Verhalten und dort eine 
grosse Zahl von Kampflugteugen und Jägern bereit halten. 
Problen gleichsoitig Kampf gegen Deutschland und Japan nit 
seinen grossen Gefahren für Aueriks wird kaum berührt, Man 
scbaint mil der Voraussetsung wenigstena vorsichtiger Zurück- 
haltung Japane zu rechnen. KZbenso feblt eine Beurtailang 
söglicher deutscher Massnahmen und deutscher Initiativn. Denk. 
schrift ist kain Weisterstück ailitärischer Lagebeurteilung 
und Planung. Sie iet nur interessant, weil sie einige Absich, 
ten verrat und unsere bisherige Lagebeurtsilung bestätigt. 


v 


Für Zahleaangeben und Einzelbeiten sırd auf Meldungen von 
B.R.B. Bezug geneanen. 


Bötticher 


Dokument Thomsen vom 5. Dezember 1941 aus: Jacossen/DouunGer, Der Zweite Weltkrieg in Bil- 
dern und Dokumenten, München 1962, Bd. 2, 27. 


Drei Tage vor dem Kriegsbeginn im Pazifik (Pearl Harbor) schickte der deutsche 
Botschafter in Washington, THomsen, obiges Telegramm unter anderem an die Aus- 
landsabteilung des Oberkommandos des Heeres. In diesem Telegramm berichtet 
THomsen über Roostverts »Kriegspläne« und beschuldigt Amerika als »Dahtzieher 
des Krieges«. 
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Der Angriff des Kaiserreichs Japan auf die vor Pearl Harbor ankernde 
Pazifikflotte der USA am 7. Dezember 1941,' ja der bloße Name Pearl 
Harbor, gilt in den USA bis heute »als Synonym für einen ohne jede 
Vorwarnung erfolgten vernichtenden Angriff«?” Zwar wird in dem ent- 
sprechenden Artikel des Internetlexikons Wikipedia eingeräumt, daß die 
US-Regierung bereits vor dem Kriegseintritt der USA eine starke Ein- 
stellung zugunsten der Alliierten besessen, diese »mit allen ihr zur Verfü- 
gung stehenden Mitteln« unterstützt und »dabei auch Zusammenstöße 
der US-Marine mit deutschen U-Booten im Atlantik« provoziert habe.? 
Dennoch werden Kritiker, die der US-Regierung vorwerfen, sie habe 
den Angriff Japans gezielt provoziert, um den amerikanischen Eintritt 
in den Zweiten Weltkrieg herbeizuführen, als Anhänger von »Verschwö- 
rungstheorien«* abqualifiziert. 

Tatsache aber ist, daß US-Präsident Franklin D. ROOSEVELT trotz der 
Warnung seines Botschafters in Tokio, Joseph C. GrEw, wonach Wirt- 
schaftssanktionen gegen Japan einen Krieg herbeiführen würden, den 
Wirtschaftskrieg gegen Nippon in Szene setzte. Trotz allen japanischen 
Entgegenkommens ließ er am 25. Juli 1941 alle japanischen Guthaben in 
den USA einfrieren und verhängte am Tag danach ein Ölembargo gegen 
Japan. Eine persönliche Begegnung mit Ministerpräsident Fürst KONoYE 
lehnte der US-Präsident ab und ließ seinen Außenminister Cordell HULL 
den Konferenzvorschlag der Japaner de facto ablehnen. Der Krieg war 
somit für ROOSEVELT damals schon beschlossene Sache. Dafür sprechen 
auch diese Sätze seines Kriegsministers Henry L. STIMSON: 

»Wenn der Krieg kommen sollte, war es sowohl im Hinblick auf die 
einmütige Unterstützung unseres Volkes als auch für die Annalen der 
Geschichte von Bedeutung, daß wir nicht in die Lage versetzt würden, 
den ersten Schuß zu tun, falls das ohne Gefährdung unserer Sicherheit 
möglich war, sondern daß Japan in seiner wahren Rolle als der wirkliche 
Angreifer erscheinen sollte.«° 


' Vgl. zu Pearl Harbor u. a.: Mario Kanpır, »70 Jahre Pearl Harbor — ein provo- 
zierter Angriff?« in: Die Aula, Dezember 2011, S. 60 f. 

? Wikipedia-Artikel „Angriff auf Pearl Harbor«, http://de.wikipedia.org/wiki/ 
Angriff_auf_Pearl_Harbor 

? Fbenda. 

* Fbenda. 

> Zitiert nach: Gottfried Karl KınDERMANnN, Der Ferne Osten in der Weltpolitik des 
industriellen Zeitalters. München 1970, S. 436. 
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In Um das nicht gerade zum Kampf 
| gestinnmte US-Volk von der Notwen- 

digkeit eines Krieges gegen die Japa- 

ner zu überzeugen, erhob sich für 
| RoosEvELT, HuLL und STImson die 
| Kardinalfrage, »wie wir sie in die Posi- 
| | tion manövrieren konnten, den ersten 
I Schuß abzufeuern, ohne uns dabei all- 
|| zu großer Gefahr auszusetzen«.° Über- 
| haupt wollte Hu nicht weiter mit Ja- 
| pan verhandeln, und er gab unter dem 


Kriegsminister Henry L. Stimson (links) und der General- Druck, den die Chinesen unter CHANG 
stabschef der US Army George C. MarshAuL gehörten zu Kar-sııEer und die Briten unter CHUR- 
RoostveLts engsten Beratern. CHILL ausübten, den Japanern auf de- 


ren Vorschläge für einen Modus viven- 
di eine für sie unannehmbare Antwort. 
Am 27. November 1941 erklärte HuLL 
gegenüber STIMsoN, er wolle die Ver- 
handlungen abbrechen, er habe die 
Sache in die Hände von Armee und 
Marine gelegt.’ 

Die Japaner sahen sich jetzt derart 
| in die Enge getrieben, daß ihnen ein 
| Krieg mit den USA unvermeidbar er- 
schien und ein Überraschungsangriff 
auf Pearl Harbor als Teil einer umfas- 
k senderen Strategie von nun an in ihren 
Planungen einen breiten Raum ein- 
nahm. Das amerikanische Ölembargo 
nötigte Japan dazu, sich durch Okku- 

pation von Niederländisch-Indien Zu- 
4 gang zu Erdöl und anderen Rohstoffen 
_ zu verschaffen.‘ Man beachte: Es war 
Franklin D. RooseEvEi:r, der sie dazu 


Außenminister Cordell Hut mit den japanischen Diploma- 
ten Kichisaburo NomurA (links) und Saburo Kurusu während 
der Washingtoner Verhandlungen im Sommer 1941. zwang. 


Beide Abbildungen aus: George MoRrGensTern, Pearl Admiral YSMANOTO, der Oberbe- 
Pischör 19415330, Anm. fehlshaber der vereinigten japanischen 


Flotte, hatte vor, seine Flugzeugträger- 
° Zitiert nach: George MORGENSTERN, Pear/ Harbor 1941. Kampfgruppe bei einer diplomati- 


Eine amerikanische Katastrophe, München 1998, S. 325. schen Einigung mit den USA noch in 
Ebenda, S. 188. letzter Minute zurückzubeordern, was 
8 Mario Kanpır., aaO. (Anm. 1), S. 61. neben anderen Belegen klar Japans Be- 
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reitschaft zu einer friedlichen Regelung des Konfliktes unterstreicht. Da- | 


gegen verhinderten ROOSEVELT und seine Mitarbeiter die Weiterleitung 
dessen nach Hawaii, was sie in Washington ganz genau wußten —, daß 
die Japaner auf Pearl Harbor zusteuerten. 1944 stellte dazu ein Untersu- 
chungsausschuß der US-Armee fest, es sei»zwischen dem 4. und dem 6. 
Dezember die drohende Gefahr eines Krieges am darauffolgenden Sams- 
tag oder Sonntag, dem 6. bzw. 7. Dezember, klar ersichtlich« gewesen.’ 

Ohne den US-Kongreß einzuschalten, hatte Präsident ROOSEVELT am 
27. April 1941 mit den Briten und der niederländischen Exilregierung 
die »ABC«-Vereinbarungen getroffen. Diesen zufolge würde es als ein 
Kriegsgrund gelten, wenn Japan im Pazifik eine Linie in westlicher oder 


in südlicher Richtung überschreiten würde, die bei 100° O und 10° N lag. | 
Denn damit würde unmittelbar britisches oder niederländisches Koloni- 
algebiet bedroht werden. Somit befanden sich die USA wegen dieser | 


Bündnisverpflichtungen gegenüber Großbritannien und den Niederlan- 
den seit exakt 10.40 Uhr am 6. Dezember 1941 im Krieg mit Japan, ohne 
daß der Kongreß und die Öffentlichkeit in den USA davon auch nur im 
geringsten etwas wußten. ROOSEVELT hatte sie nicht in Kenntnis gesetzt 
und mußte nun die Japaner in die Position des Aggressors manövrieren, 
indem sie den ersten Schuß abgaben.'” 

Also mußten die Oberbefehlshaber von US-Army und US-Navy auf 
Hawaii, General StIoRT und Admiral KImMEL, ohne Maschine zur Ent- 
schlüsselung des japanischen »Purpurcodes«'" und ohne alle Hinweise 
auf den bevorstehenden Angriff gelassen werden. Denn wäre man auf 
Hawaii von dem Herannahen der japanischen Flotte informiert gewe- 


BR 


? Zitiert nach: George MORGENSTERN, Pear/ Harbor, aaO. (Anm. 6), S. 231 £. 

1% Mario Kanoıt., aaO. (Anm.1), S. 61. 

!! Im August 1940 hatten US-Kryptologen mit dem »Purpurcode« einen der 
wichtigsten japanischen Funkcodes »geknackt« Somit konnte die amerikani- 
sche Regierung die Kommunikation zwischen dem Botschafter Japans in Wa- 
shington und dem Außenministerium in Tokio mitverfolgen und entsprechend 


handeln. 
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Von oben: Admiral 
Isoroku YAMAMOTO; 
Admiral Husband E. 
KımmeL, er wurde für 
das Desaster von 
Pearl Harbor verant- 
wortlich gemacht. 


»Magic« — die ameri- 


| kanische Maschine, 


die den japanischen 
diplomatischen Code 
(den PURPLE-Code) 
entziffern konnte. 
Die japanische Re- 
gierung erfuhr über 
Agenten, daß der 
Code gebrochen sei. 
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Peru 
© _us-Stinzpunkte 


Marine-u Flugstützpunkt | 
Ford 1 


Die japanischen An- 3 Marmenisun 
5 1” % Belows-Feid 
griffsoperationen ge- PAZIFISCHER 5 MarinesuFlogstützpunkt 
‘ Wreeier-Feid 
’ Schoteld-Kasernen 


gen Pearl Harbor. 
Karte aus: JACOBSEN/ 
DouuinGer, Der Zwei- 
te Weltkrieg in Bil- 
dern und Dokumen- 
ten, München 1962, 
Bd. 2. 


Pearl Harbor am 21. 
Oktober 1941; in der 
Mitte Ford Island, 
links davon die Lie- 
geplätze der 
Schlachtschiffe, die 
so genannte 
Battleship Row 
(Schlachtschiff-Al- 
lee). Foto: Wikipedia. 
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Der Angriff der japa- 
nischen Trägerflug- 
zeuge auf den US- 

Flottenstützpunkt 

Pearl Harbor dauerte 

knapp drei Stunden. 

Acht Schlachtschiffe 

der US-Navy wurden 

beschädigt oder ver- 
senkt, 2403 US- 

Marinesoldaten fan- 
den den Tod. Blick 

aus einem japani- 
schen Flugzeug wäh- 
rend des Angriffs. 


sen, hätte man definitiv Alarm gegeben, woraufhin die Japaner abge- 

dreht hätten. Und dann hätte ein entlarvter ROOSEVELT vor einem bis 

dato beispiellosen Polit-Skandal gestanden und wäre mit Sicherheit um 

sein Amt gekornmen. Aufschlußreich in dieser Hinsicht ist das, was 

ROOosEVELT am 6. Dezember zu seinem Chefberater Harry Hopkins sag- 

te: »Nein, das [den Japanern zuvorzukommen] können wir nicht tun. 

Wir sind eine Demokratie. Wir sind ein friedliebendes Volk. Wir haben 

einen guten Ruf.«'? '? Zitiert nach: 
ROOosEVELT erzielte den gewünschten Effekt: Mit dem (scheinbar) über- George MORGEN- 

raschenden Angriff der Japaner auf die ahnungslosen US-Streitkräfte STERN, Pear/ Harbor, 

auf Pearl Harbor am frühen Morgen des 7. Dezember 1941 stand das 220. (Anm. 6), 5. 

fernöstliche Kaiserreich vor aller Welt als perfider, heimtückischer Ag- en 

gressor da, der ein »friedliebendes Volk« wie das amerikanische mitten im 

Frieden überfallen hatte. Die Legitimation für einen »gerechten« Krieg, 

für einen »Verteidigungskrieg« der USA schien nun mehr als gegeben. 

Und dieser »Verteidigungskrieg« führte im Pazifikraum bekanntermaßen N 

zu dem amerikanischen Abwurf der Atombomben von Hiroshima und Ferdinand Knauss, 

Nagasaki am 6. und 9. August 1945. Im Geschichtsbild der US-Ameri-  »Ein Experiment 

kaner (jedenfalls ihrer überwiegenden Mehrheit) stehen bis heute nicht mit 70.000 Toten«, 

die japanischen Opfer im Vordergrund der Betrachtung. Vielmehr folgt in: Zezt online, 20. 8. 

man der Meinung von US-Präsident George Busm sen., der 1991 zum 2009. URL: htep:// 

50. Jahrestag von Pearl Harbor sagte, diese Atombomben hätten »Millio- www.zeit.de/ 


nen von Leben gerettet«.'” Doch es waren damit nur die Leben von US- ale 
Soldaten gemeint. hiroshima 


Matthias Gallas 
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Luftbild vom Bom- 
benangriff auf Caen, 
6. Juni 1944. 
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Bewohner Caens winkten Amerikanern nicht zu 


In einer Buchbesprechung! wurde über den Einmarsch der Alliierten in 
der französischen Stadt Caen am 9. Juli 1944 nach wochenlangem Kampf 
behauptet: »Doch beim Einrücken der Befreier standen die Überleben- 
den vor den rauchenden Trümmern und winkten den Engländern und 
Amerikanern freundlich zu.« 

Doch das ist falsch. Die Franzosen fühl- 
ten sich nicht befreit und begrüßten die 
Alliierten auch nicht als Befreier. Richtig 
ist das Gegenteil, was ein Zeitzeuge, der 
damals in Caen als deutscher Soldat lag, 
erlebte. Er schreibt darüber: »Als Zeitzeu- 
1 ge bei Caen habe ich die Dinge anders in 
Erinnerung. Am 7. Juli 1944 lagen wir in 
| Venoix, einem Vorort von Caen, in einer 
Häusergruppe, ebenerdig, die sich auf ei- 
ner kleinen Anhöhe befand. Von dort 
konnte man Caen überschauen. Gegen 22 
| Uhr näherten sich Bombenflugzeuge, etwa 

500 an der Zahl, mit entsprechendem Jagd- 
| schutz, in geringer Höhe. Nach Alliierten- 
Angaben warfen sie 2500 Tonnen Bom- 
ben ab. Die Wirkung unter der 
Zivilbevölkerung war fürchterlich. Die 8,8- 
Flak der Hitlerjugend-Division schoß ei- 
nen Bomber ab, der sich nun mit seiner 
Bombenlast auf die von uns etwa 300 
Meter entfernte Flak-Stellung stürzen wollte, diese aber verfehlte. Nach- 
dem dieser Bomber in der Luft brannte, sprangen die Zivilisten in unse- 
rer Nähe aus ihren Unterständen und klatschten frenetisch Beifall und 
riefen »meurtriers: (Mörder). 


' Henning SCHLÜTER in Besprechung des Buches von Richard HoLMEs, War 
Walks — From Agincourt to Normandy« in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 4. 1. 1997. 
2 Traugott SCHMIDT, Wetzlar, Leserbrief »Wie Caen von den Alliierten befreit 
wurde, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13. 1. 1997. 

° Von anderen Stellen werden bis zu 15000 Opfer der wochenlangen Bombar- 
dierung Caens angegeben. Siehe Rolf Kosıek u. Olaf Rose (Hg.), Der Große 
Wendig, Grabert, Bd. 1, Tübingen °2011, S. 842. 
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Caen: Der Platz 
= on Saint-Pierre nach der 
en #3F2 Schlacht von Caen. 


Ss - 


Der Oberbürgermeister von Caen, Jean-Marie Girault, der als Kind 
diesen Bombenangriff erlebt hat, lud mich zur Veranstaltung am 6. Juni 
1994 ein. Dieses Schauspiel, an dem alle Staatsoberhäupter der Alliierten 
teilgenommen haben, unterschied sich kraß von den am Morgen vor- 
ausgegangenen Gedenkfeiern an den jeweiligen Landungsstränden, die- 
se waren quasi Siegesfeiern. Jene Veranstaltung nannte sich »Im Namen 
der Menschheit« und fand im Friedensmuseum in Caen statt. Es wurden 
keine Reden gehalten. .. Auf den Zufahrtstraßen zu jener Veranstaltung 
hingen gelbe Plakate an Häuserwänden. Sie hingen noch Wochen später, 
ohne daß sie entfernt wurden, mit folgendem Text: »In den Nächten 
vom 6. auf den 7. Juni und vom 7. auf den 8. Juli 1944 bombardierten jean-Marie GirAuLr. 
die Alliierten Caen, zerstörten dabei ungefähr 90 Prozent der Wohnge- Der damals Acht- 
bäude der Stadt und töteten mehr als 2000 Einwohner.’ Diese Bombar- zehnjährige gehörte 
dements hatten keinerlei strategischen Nutzen. Vorbeigehender, geden- = KUN 
ke all jener sinnlos gemordeten Märtyrer, Opfer der kriminellen a Sn Se 
Gewissenlosigkeit der Angloamerikaner. 

Im übrigen hing am Platz vor dem historischen Rathaus in Caen außer 
der Fahnen der ehemaligen Alliierten die deutsche Flagge: Als Deut- 
scher wurde ich überall freundlich begrüßt, was man von den Amerika- 
nern, Kanadiern und Briten gerade nicht sagen konnte. So sah die Wirk- 


* Philippe GAUTIER, 


i 3 Deutschenangst — 
lichkeit aus.« Deutschenhaß, 

Der Franzose Philippe GAuTIER schrieb, den deutschen Zeitzeugen Grabert, Tübingen 
bestätigend, in seinem Buch:* »Als die ersten Kanadier in Caen einmar- 1999, S. 11. 


schierten, das unendlich mehr geplagt worden war als Paris, wurde ihnen 
von den Franzosen ins Gesicht gespuckt.« 


Rolf Kosiek 
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Stanley BaLpwin. 


' Vgl. Rolf Kosıex 
u. Olaf Rose, Der 
Große Wendig, Bd. 
1, Grabert, Tübin- 
gen °2011, S. 830. 

? Ebenda. 

? Ebenda, S. 436 ff. 
* Deutsches Weißbuch 
1940 (mit in 
Frankreich erbeute- 
ten Dokumenten), 
Nr. 3, S. 22. 

> Ebenda, Nr. 69, 
S. 104-109. 


482 


Frühe alliierte Stimmen zum Luftkrieg 


Schon während des Ersten Weltkrieges hatte Großbritannien Pläne zum 
völkerrechtswidrigen Bombenkrieg gegen die deutsche Bevölkerung aus- 
gearbeitet. Das Kriegsende ließ sie nicht mehr zur Verwirklichung kom- 
men.'! Sie wurden aber nach 1918 weiter entwickelt, und aufständische 
Kolonialvölker wurden von den Briten skrupellos in ihren Dörfern bom- 
bardiert.” London hintertrieb auch die Bemühungen des Internationalen 
Komitees vom Roten Kreuz, das Verbot von Bombenangriffen auf die 
Zivilbevölkerung allgemein anerkennen zu lassen und in das herrschen- 
de Kriegsrecht aufzunehmen.’ England bereitete den Bombenkrieg ge- 
gen Zivilisten vor. Dazu gibt es frühe britische Stimmen. 

So erklärte der britische Lordpräsident des Staatsrates, BALDWIn, im 
Londoner Unterhaus am 10. November 1932 auszugsweise:® 

»Nach meiner Ansicht wird die Abrüstung nicht den Krieg aufhalten. 
Ich glaube, es ist für den Mann auf der Straße gut zu wissen, daß es keine 
Macht der Erde gibt, die ihn davor schützen kann, bombardiert zu wer- 
den. Was man ihm auch sagen möge, der Bomber wird immer durch- 
kommen, und das ist sehr einfach zu verstehen, wenn man die \Veite des 
Raumes bedenkt. Ich habe gesagt, daß jede Stadt in der Reichweite eines 
Flugplatzes mit Bomben beworfen werden kann. Die einzige Verteidi- 
gung ist der Angriff, d. h. also, man muß mehr Frauen und Kinder töten 
als der Feind, wenn man sich selber schützen will.« 

In einer Niederschrift über eine Sitzung des Obersten Rates in Lon- 
don mit den Spitzen der französischen und britischen Regierung und 
des Generalstabes am 17. November 1939 heißt es:® 

Der britische Premierminister CHAMBERI.AIN habe zum »wirksamsten 
Gebrauch« der englischen Luftwaffe erklärt: »Der britische Luftwaffen- 
generalstab hat für die Verwendung seiner Langstreckenbomber einen 
Plan zur Zerstörung des Ruhrgebietes ausgearbeitet... Es wäre offen- 
sichtlich unmöglich, den Verlust menschlichen Lebens unter der Zivil- 
bevölkerung zu vermeiden, so niedrig die Flugzeuge auch flögen und so 
genau sie ihren Bombenwurf durchführten.« 

Frankreichs Ministerpräsident DALADIER werde es »bei weitem vorzie- 
hen, den Deutschen die Initiative und die Verantwortung, als erste mit 
der Bombardierung der Industriegebiete begonnen zu haben, zu über- 
lassen, so daß sie die ersten sind, die Städte und Fabriken angreifen, 
Frauen und Kinder treffen.« 

Im Laufe des Zweiten Weltkrieges traten dann Erklärungen der für den 
Luftterror gegen die Zivilbevölkerung verantwortlichen Politiker und Mi- 
litärs, wie CHURCHILL, LINDEMANN und Harris, hinzu. Rolf Kosiek 
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Coventry war nicht der Anfang vom Bombenterror 


Am 14. November 1940 flog die deutsche Luftwaffe einen Bombenan- 
griff gegen die Waffenbetriebe der englischen Rüstungsstadt Coventry, 
die insbesondere das Zentrum des britischen Flugzeugbaus war. Bei dem 
Angriff kamen 380 Personen von den rund 220000 Bewohnern ums 
Leben. Weltweit wird bis in die Gegenwart dieser deutsche Angriff als 
Beginn des Bombenterrors auf Zivilisten hingestellt und damit fälsch- 
lich den Deutschen die Schuld an der Ausweitung der Terrorangriffe auf 
Zivilisten aus der Luft zugeschoben.' So schrieb der Kölner Stadtanzeiger 
anläßlich der Einweihung der neu aufgebauten Kathedrale von Coven- 
try Ende Mai 1962:? »Alles fing hier an. Hier rollte die Feuerwalze zum 
ersten Male... Die Welt aber nahm den Luftangriff von 1940, die Ver- 
nichtung der alten Kathedrale, als Zeichen deutscher Barbarei. Coventry 
wurde zum Symbol des Hasses.« Zur Erinnerung daran, daß am 29. März 
1942 die Stadt Lübeck in ein Flammenmeer versetzt worden war, schrieb 
das Hamburger Abendblatt” zur 20jährigen Wiederkehr dieses Angriffes: 
»Britische Bombengeschwader haben in der Nacht zum Palmsonntag 
1942 als Antwort auf die Zerstörung von Coventry zu einem besonders 
schmerzhaften Gegenschlag ausgeholt.« Zum 50. Jahrestag am 14. No- 
vember 1990, an dem Bundespräsident Richard von WEIZSÄCKER den 
Feierlichkeiten in Coventry neben der englischen Königinmutter beiwohnte, 
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CHurchiıLı bei einer 
Versammlung im 
Sommer 1940. »Ein 
gewaltiges Feuer in 
seinem eigenen Hin- 
terhof«, schwor der 
Brite im Juni 1940, 
werde Hıruers Konti- 
nentalreich in den 
Rückzug nach innen 
schicken. »Wir wer- 
den Deutschland zu 


die später ein Denkmal für den »Bomber-Harris einweihte, schrieb das einer Wüste machen, 


Schwäbische Tagblatt von »der Rache der Alliierten« und schob den deut- 
schen Fliegern von Coventry 
die Schuld für die folgende 
Entwicklung zu: »Ihre Bom- 
benangriffe lösten in den Fol- 
gejahren die furchtbaren Ge- 
genschläge der Alliierten aus.«* 


' Beispiele in: Rolf KosıEx u. 
Olaf Rose (Hg.), Der Große 54 


gen °2011, S. 836 f. 

* Zitiert in: Narional-Zeitung, 
176..1962. 

? Hamburger Abendblatt, 
24341962 

* Schwäbisches Tagblatt, 

14. 11. 1990. 
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Coventry war nicht der Anfang vom Bombenkrieg 


Doch das ist falsch und vertauscht Ursache und Wirkung, und zwar 
gleich in mehrfacher Hinsicht. Seit dem 1. September 1939, verstärkt seit 
CHURCHILI.s Amtsantritt als Premierminister am 10. Mai 1940, hatten be- 
reits Dutzende von britischen Luftangriffen auf deutsche Städte ohne Waf- 
fenbetriebe, also auf Zivilisten, stattgefunden, ohne daß zunächst die Reichs- 
regierung mit gleichem Maßstab zurückgeschlagen hätte. Erst ab 5. 
September 1940 hatten deutsche Flieger Bomben auf Industriebetriebe 
und Hafenanlagen in London geworfen,° nachdem Reichskanzler HrıLER 
am 4. September 1940 in einer Rede bei weiteren britischen Terrorangrif- 
fen Vergeltung angedroht hatte. Berlin wurde bis dahin schon mehrere 
Male angegriffen. Zum anderen war Coventry eine große Rüstungsschmie- 
de, deren Waffenfabriken über die ganze Stadt verstreut lagen. Die deut- 
schen Flieger hatten, wie Generalfeldmarschall Kessei.rınG im Nürnber- 
ger Prozeß aussagte,‘ auf ihren Zielmappen die einzelnen Rüstungsbetriebe 
der Stadt eingezeichnet und sollten diese angreifen. Drittens hatte Groß- 
britannien bereits 1919 die Luftwaffe aus dem Heer ausgegliedert und seit 
Mitte der dreißiger Jahre des vorigen Jahrhunderts eine Bomberflotte auf- 
gebaut und eine Strategie zur Vernichtung deutscher Städte aus der Luft 
erarbeitet, die nun von CHURCHILL skrupellos angewandt wurde. 

Der damalige britische Unterstaatssekretär im Luftfahrtministerium, 
J. M. SPAIGHT, führte in seinem Buch Borzbing vindicated' aus, und er mußte 
es ja am besten wissen: »Wir begannen, Ziele in Deutschland zu bom- 
bardieren, ehe die Deutschen das in England taten. Das ist eine histori- 
sche Tatsache, die auch öffentlich zugegeben worden ist. Wir wählten 
damit den besseren, aber härteren Weg. Wir verzichteten, indem wir die 
deutschen Städte zerschlugen, auf das Privileg, unsere Städte intakt zu 
erhalten. Wir brachten London zum Opfer dar, denn die Vergeltung war 
gewiß. Es ist keine absolute Gewißheit, aber doch sehr wahrscheinlich, 
daß die Deutschen London und das Industriegebiet nicht angegriffen 
hätten. Deutschland bemühte sich um ein Stillhalteabkommen im Bom- 
benkrieg, so oft sich die leiseste Chance zu bieten schien.«’ Und er gibt 
eine Äußerung des Luftmarschalls Harrıs, des Oberbefehlshabers des 
britischen Bomber-Command, an, daß die ersten britischen Bomben am 
11. Mai 1940 auf deutschen Boden fielen. Vereinzelte Angriffe flogen 
die Briten bereits seit Beginn des Krieges. 

SPAIGHT erklärte weiter wahrheitswidrig am 11. März 1943 im britischen 
Unterhaus: »Ich versichere, daß wir die deutschen Frauen und Kinder nicht 
absichtlich bombardieren. Wenn in Verfolgung unseres Zieles die deut- 
sche Zivilbevölkerung leiden muß, ist es nicht unsere Schuld.«’ In Wirk- 
lichkeit wollten die verantwortlichen Personen für den britischen Luft- 
krieg nach dem LinDEMANN-Plan möglichst viele Zivilisten ermorden. Das 
erwies sich durch den verstärkten Luftterror ab 1942. Rolf Kosiek 
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Englische Bomber gegen Industriestädte 


Spätestens seit Mitte der dreißiger Jahre des vorigen Jahrhunderts liefen 
in Großbritannien und den USA die Vorbereitungen für den geplanten 
Bombenkrieg gegen Deutschland. 

Dieser im Zweiten Weltkrieg durchgeführte Luftkrieg gegen die feind- 
liche Bevölkerung wurde nicht von Deutschland, sondern nach eigenen 
Aussagen von den Briten begonnen.' Er wurde völkerrechtswidrig und 
gnadenlos seit dem 10. Mai 1940, als Winston ChurcnILL Premiermini- 
ster wurde, durchgeführt. Die Androhung verschärften Bombenterrors 
versuchte England, durch Flugblätter zu begründen, die ab Herbst 1943 
an die deutsche Bevölkerung gerichtet waren und über dem Reichsge- 
biet abgeworfen wurden. 

Als Beispiel soll nachfolgend der Text eines solchen Flugblattes wie- 
dergegeben werden. 


»An die Bevölkerung der deutschen Industriegebiete 


Am 10. Mai 1942 hat Premierminister CHUrcHILL alle deutschen Städ- 
te, in denen sich die Rüstungsfabriken der deutschen Kriegsmaschine 
befinden, öffentlich zum Kriegsgebiet erklärt und die deutsche Zivilbe- 
völkerung aufgefordert, diese Städte zu verlassen. 

Diese Warnung ist der Bevölkerung der deutschen Industriegebiete 
von der deutschen Regierung verschwiegen worden. Die deutsche Re- 
gierung hat es auch über ein Jahr lang in verbrecherischer Weise unter- 
lassen, hinlängliche Vorkehrungen zur Evakuierung der Bevölkerung aus 
diesen Gebieten zu treffen. Die Folgen fallen auf das Haupt der deut- 
schen Regierung. 

Der Verlauf unserer Luftoffensive in den Sommermonaten des Jahres 
1942 hat gezeigt, daß die Luftwaffe nicht in der Lage ist, selbst das ver- 
hältnismäßig kleine Gebiet West- und Nordwestdeutschlands zu schüt- 
zen, das in den kurzen Sommernächten von England aus erreichbar ist. 
Jetzt erweitert sich mit dem Längerwerden der Nächte der Angriffsbereich 
der RAF allwöchentlich um 100 Kilometer. Binnen kurzem wird fast das 
ganze Reichsgebiet innerhalb dieses Bereichs liegen. Das bedeutet eine 
weitere Zersplitterung der bereits unzulänglichen Verteidigung. Sämtli- 
che deutschen Industriegebiete sind wehrlos. 


' So vom britischen Luftstaatssekretär ]. M. SpaiGtT in seinem Buch Bombing 
vindicated, 1944: »Wir haben angefangen, Ziele auf dem deutschen Festland zu 
bombardieren, bevor die Deutschen begannen, Ziele auf dem britischen Fest- 
land zu bombardieren. Das ist eine historische Tatsache.« 


? Aus: Mensch und Maß, 9. 3. 1991, S. 210 £. 
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Es ist unser fester Entschluß, 
die Industrien der deutschen 
Kriegsmaschine zu vernichten, 
und wir besitzen die Mittel, die- 
sen Entschluß durchzuführen. 
Wir werden unsere Angriffe so 
lange fortsetzen und steigern, 
bis jede Kriegsproduktion in 
Deutschland aufgehört hat. 
Nur die bedingungslose Kapi- 
tulation der Regierung HITLER 
kann diesem Prozeß ein Ende 
setzen. 

Solange diese bedingungslo- 
se Kapitulation nicht erfolgt ist, 
stellen sämtliche deutschen In- 
dustriestädte einen Kriegsschau- 
platz dar. Jede Zivilperson, die 
sich auf diesem Kriegsschau- 
platz aufhält, läuft selbstver- 
ständlich ebenso Gefahr, ihr Le- 
ben zu verlieren, wie jede 
Zivilperson, die sich unbefugt 
auf einem Schlachtfeld aufhält. 

Was die Frauen und Kinder 
betrifft, so haben sie auf einem 
Schlachtfeld nichts zu suchen. 
Was die Belegschaften der Rü- 
stungswerke selbst betrifft, so 
sind siein der Lage von Solda- 
ten einer Armee, deren Vertei- 
digung zusammengebrochen 
und deren Vernichtung unver- 
meidlich ist. Soldaten in solcher 
Lage können ohne Schmäle- 
rung ihrer Ehre den Kampf 
einstellen. 

Wer diese Warnung mißach- 
tet, hat sich die Folgen selbst 
zuzuschreiben. 

London, 1. September 1943« 

Rolf Kosiek 


Englische Bomber gegen Industriestädte 


Eine Botschaft des 
Oberbefehlshabers 
der Britischen 
Kampfflugzeuge 
an das deutsche 
Volk 


H nie hat der Mann. der die Bombenan- 
griffe auf eine Land leitet, eine Botschaft an 
die Bevölkerung dieses Landes gerichtet. Ich, 
Luftmarschall Harris, Oberbelchlshaber der 

britischen K, ugzeupe, die Deutschland angreifen, 
habe mich lossen, diese Botschaft an dasdeutsche 
in ar d habe: fah 
ie in Englanı n zur erfahren. was 
Luftangriffe bedeuten. Zehn Ya Kdrae hat uns 
eure Luftwafle mit Bomben belegt. Zuerst bei Tage. 
Als wir das abgestellt hatten. kam sie bei Nacht. Ihr 
hattet damals eine starke Luftwaffe. Eure Flieger 
schlugen sich gut. ZWei i hinterein- 
ander haben sie London gebombi: Coveniny, Piymuuilı, 
Liverpool und andere britische Städte haben sie schwer 
ülfen. Der Schaden, den sie anrichteten, war 
= 43000 britische Männer. Frauen und 
Kinder sind dabei ums Leben a: viele 
historische B uten, die uns lieb und teuer waren. sınd 
zerstön. 

Damats glaubtet ihr, — denn Görine hatte es euch 
versprochen —das ihr selber vor Bom sicher seid. 
Und tatsöchlich konnten wir nur mit wenigen Flug- 
ze gen antworten. Jeizt sind die Rollen vertauscht. 
Jeızt kommen nur ab und zu ein paar deutsche 
Maschinen zu uns; und wir bomben Deutschland nach 
Noten. 

Warum wir das tun? Nicht a s Rachsucht — obwohl 

wir Warschau. Rotterdam, | London, Plymouth 
Coventry nicht ” bomben Deutschland, 
eine Stadı nach der andern, immer schwerer. um euch 
die Fortführung des Kri unmöglich zu machen. 
Das ist.unser Ziel. Wir esunerbittlich 
Stadt für Stadt: Lübeck. Rostock. Köln, 
Bremen, Wilhelmshaven. Duisburg. Hamburg,— und 
die Liste wird immer länger. Lasst euch von den Nazis 
mit ins Verderben reissen. wenn ihr wollt. Das ist eure 
Sache. 


* * * 


ST das Wetter gut. dann kommen wir bei Nacht, 

Schon jetzt fliegen tausend Bomber eine Stadı wie 
Köln an und zerstören innerhalb cıner Stunde cin 
Brittel von ihr. Wir wissen das, denn wir haben die 
Luftaufnahmen. ist der Himmel bewölkt, so kommen 
wir bei Tag und donben eure Fabriken und Docks: 
Danzig. so weit enıferni es auch ist, weiss Bescheid. 
Wir kommen bei Tag und bei Nacht; kein Teil des 


In Kohn. Im Harp, I Rotiock. Libeck ade 
in Rostock. übec| r 
Emden mag man der Ansicht sein, dass wir mit unsern 
Bombern schon allerhand geleistet haben. Wir sınd 
anderer Ansicht. Was ıhr bisher erlebt habı. wird nicht 
zu ‚sein mit dem was kommt, sobald unsere 


a le sch zu einem Strom 
anschwillt und die sich verdoppelt und 
vervierfacht. 

Ich möchte ganz oflen darüber sprechen. ob wir 


einzelne militärische Ziele angreifen oder ganze Städte. 
Selbstverständlich bomben wir Iieber eure Fabriken. 
Docks und Eisenbahnen; das trifft Hitlers Änegs- 
maschine am schwersten. Aber die Arbeiter. die in 
diesen werken beschäftigt sind. wohnen dicht um sie 
her m. Deshalb fallen unsere Bomben auf eure 
Wohnhäuser und — auf euch. 

Wir bedauern. dass das notwendig ist, Die Arbeiter 
des Dieselmotorenwerks Humboldt-De utz ın Köln z.B. 
von denen eine Anzahl in der Nacht des @. Mai 
umkam, mussten die Gefahren des totalen Kriegs auf 
sich nehmen. genau wie die Seeleute unserer Handets- 
flotte, gen welche die (mit Motoren von Humboldt- 
Deutz Ausgerüsteten) U-Boote ihre Torpedor ai 
feuert hätten. Warendie Arbeiter der e 
von Coventry, ihre Frauen, ihre Kinder nicht auch 
„Zivilbevölkerung” ganz wie die Arbeiter der Rostocker 
Flugzeugwerke und deren Familien? Aber Hitler 
hat es so gewollt! 


* * * 


stimmt, dass eure Abwehr unseren Bombern 
Verluste zufügt. Eure Führer erzählen euch zu 
eurem Trost, diese Verluste seien so schwer. dass wir 
unsere Luftangriffe bald nicht mehr würden fortsetzen 
können. Wer das glaubt, wird bitter enttäuscht wer- 
den. Ich, der die britischen Kampfflugzeuge befehligt. 
wit euch sin wie gross unsere Verluste sind: nicht 
einmal 5 v. H. der Bomber, die wir über Deutschland 
schicken, gehen verloren. Eine solche Verlustrate 
kann kaum den ständigen Zuwachs verzögern. der 
durch die steigende Produktion unserer eigenen und 
der amerikanischen Fabriken sichergestellt ist. 


* * * 


a MERINA greift erst jetzt in Europa ein. Die 
ZU ersten Geschwader, Vorläufer einer ganzen Luft- 
flotte, sind aus U.S.A. in England eingetroffen, Isı es 
euch klar, was es bedeutet, wenn die auch Deutschland 
angreifen? Allein aus einem einzigen amerikanischen 
Betrieb. den neuen Fordwerken in Willow Run, 
Detroit, rollt schon jeizt alle zwei Stunden ein neuer 

Bomber heraus, der vier Tonnen Bom- 
ben nach jeder deutschen Stadt tragen kann. Und 
Willow Run ist nur cin Betrieb unter Dutzenden. An 
diese Anlagen könnt ihr nicht heran. Auch eure U- 
Boote können die amerikanischen Bomber nıcht am 
Bebletkorme) verhindern; denn die fliegen über den 
Atlantik, 

Bald werden wir jeden Tag und jede Nacht erscheinen 
bei Regen, Sturm und Schnee — wir und die Amerika- 
ner. Ich war gerade acht Monate drüben, und so weiss 
ich genau. was bevorsteht. Wenn ihr uns dazu zwingt, 
werden wir das Dritte Reich von einem Ende zum 
andern heimsuchen. Ihr könnt uns nicht hindern, und 
ihr wisst das 

Ihr habt keine Chance, Ihr habt uns 1940 nicht 
schlagen. können, als wir waffenlos waren und allein 
standen. Eure Führer waren dann so verrückt, auch 
noch Russland’ und Amerika anzugreifen {aber eure 
Führer sind eben verrückt — das weıss die ganze Wek, 
ausser Italien). Wie könnt ihr jeizt auf einen Sieg 
offen. da wir. mit Russland und Amerika. ımmer 
stärker werden, während euch die Kraft mehr und 
mehr ausgeht? ‘Nein, ihr habt keine Chance, 


* * * 


FERGESST Eines nicht: wie weit eur Armeen 
auch vormarschieen, sie kömen nie bs nach 
Englend kommen. Sie konnten schon nicht 
herkommen. als wir waffenlos waren. Sie können 
siegen, soviel sie wollen. — den Luftkrieg müsst ihr 
dann immer noch mit uns und den Amenkanern aus- 
fechten.. Den könnt ihr nie gewinnen —aber wir 
gewinnen ihn bereis, 

Und nun noch ein letztes Won: 

Es steht bei euch. mit Krieg und Bomberei Schluss zu 
machen. Stürzt die Nazis, und ihr habt Frieden! Es ist 
nicht wahr. dass wir einem Rachefrieden planen Das 
ist eine deutsche Propagandalüge. Aber wir werden es 
ganz gewiss jeder deutschen Regierung unmöglich 
machen, noch einmal einen totalen Krieg anzufangen, 
Ist das nicht ebenso euer Interesse wie das unsere? 


Mar. 
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Zufall rettet Heidelberg vor Terrorangriff 


Aus dem Zweiten Weltkrieg ging Heidelberg als eine der wenigen größe- 
ren deutschen Städte, die nicht bombardiert wurden, unzerstört hervor. 
In der Öffentlichkeit machte die Er- 
klärung die Runde, daß die Amerika- 
ner die Stadt nicht angegriffen hät- 
ten, weil sie später dort residieren und 
nicht in einer Trümmerwüste leben 
wollten. 

Doch diese Begründung ist an- 
scheinend falsch. Bis zum 2. März - 
1945 stand auch die Stadt am Nek- 
kar auf der alliierten Liste der zu zer- 
störenden Ortschaften. Heidelberg 
hatte aber Glück. Der ehemalige Pi- 
lot der 303rd Bomb Group Glenn V. 
Huoson erklärte bei einem Besuch 
Heidelbergs im Jahre 1994, daß er am n 
1. März 1945 einen Angriff gegen Bruchsal führen sollte. Doch der dor- 
wge Rangierbahnhof sei unter einer Wolkendecke gelegen. »Diese riß für 
15 Sekunden auf und erlaubte somit die zielgerichtete Bombardierung 
des Rangierbahnhofs.«' Und weiter berichtete der Pilot: »Wäre die Wol- 
kendecke nicht aufgerissen, hätte die 303rd Bomb-Group mit Radarhilfe 
das Ziel Heidelberg lokalisiert und über 74 Tonnen Bomben auf die 
romantische Universitätsstadt abgeworfen. Am nächsten Tag, nachdem 
Heidelberg aufgrund der 15 Sekunden mit klaren Sichtverhältnissen auf 
den Bruchsaler Rangierbahnhof verschont geblieben war, verschwand 
Heidelberg von der Liste der zu bombardierenden Städte.« 

Huoson belegte seine Angaben mit einer Kopie des Einsatzbefehles 
Nummer 327 vom 1. März 1945 für die insgesamt 38 Fortress-Bomber, 
die dann am 2. März Chemnitz anflogen. Kommandeur der Bomber war 
ein Captain D. A. CALLAHAN. 

Der Zufall hatte also für Heidelberg entschieden und die Bombenlast 
auf den Bahnhof in Bruchsal und dessen Umgebung abwerfen lassen. 
Heidelberg blieb unzerstört. 

Die Amerikaner konnten dann in der romantischen Stadt ihr Haupt- 
quartier für ihre Besatzungstruppen und später für die Bundesrepublik 
wie zeitweise für ganz Europa errichten 


Rolf Kosiek 
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Neben Heidelberg 
blieben von den 
Großstädten Deutsch- 
lands nur Halle, Re- 
gensburg und Erfurt 
von Flächen-Bombar- 
dements verschont. 
Nur kleinere Luftan- 
griffe in den Jahren 
1944 und 1945 hat- 
ten geringe Schäden 
angerichtet. Dieses 
Luftbild, das den 
Brand in der ehemali- 
gen Hindenburg- 
Schule vom 10. Mai 
1945 dokumentiert, 
gibt einen Überblick 
über die unversehrte 
Altstadt. 


' »Heidelberg im 
Glück«, in: Roein- 
Neekar-Zeitung, 14. 
4. 1995, S. 3. 
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Alliierte Piloten wußten um Dresden-Massenmord 


Der hunderttausendfache Massenmord vor allem an Zivilisten in Dres- 
den vom 13. bis 15. Februar 1945 wird in der Öffentlichkeit in seinen 
Opferzahlen und in seiner Art und Weise meist heruntergespielt. Oft 
wird auch abgestritten, daß die alliierten Jäger mit ihren Bordwaffen auf 
einzelne Menschen in Dresden, die dem Inferno zu Fuß entkommen 
wollten, Jagd machten. 

Dazu brachte Die Welt Auszüge aus einem Gespräch mit dem frühe- 
ren Lancaster-Piloten Dave Davis, der mit 68 Jahren nach seiner Mei- 
| nung der letzte überlebende Pilot des damaligen Terrorangriffs war.” Er 
flog einen Bomber in der ersten Welle auf Dresden. Der Zeitzeuge, der 
| kaum einen Grund gehabt hätte, Falsches anzugeben, berichtete, daß 
9 Großbritannien seine Bomberpiloten vor dem Angriff über die Sachla- 
BE ge in Dresden informiert habe, daß dort große Massen von Flüchtlingen 
= aus Schlesien und Verwundete zusammengepfercht waren. Dazu erklärte 
Bi Davis: »Was wir in Dresden angerichtet haben, war ein Greuel. Schließ- 

lich standen die Russen schon 120 Kilometer vor Dresden.« Auf die 
Mi Frage, ob sie vor dem Angriff gewußt hätten, daß Dresden voller Men- 
Dresden, 13. Februar schen war, antwortete Davıs: »Man hat uns reinen Wein eingeschenkt. 
ae ; Ar Nacht des Am Tage vor dem Einsatz hatten wir ein Briefing. Dabei wurde uns ge- 

Be sagt, dal3 Dresden voller Flüchtlinge sei. Man sagte uns auch, daß die in 

vollem Rückzug begriffene deutsche Armee in der Stadt liege und wir 
ihre Verbindungslinien zerstören sollten.« Davıs gestand, daß er sich nicht 
für einen Kriegsveteranen halte, der sich in dieser Nacht über Dresden 
mit Ruhm bedeckt habe. 

Insbesondere bestätigte er auch, daß alliierte Jagdflugzeuge, die zum 
Schutz der Bomberflotte mit geflogen waren, auf einzelne Menschen 
mitihren Bordwaffen Jagd machten: »Als ich erfuhr, daß deren (der drit- 
ten Welle) Jäger im Tiefflug aus ihren Bordkanonen Menschen nieder- 
mähten, die vor den Flammen flüchteten, wurde mir mulmig.« Nach die- 
sem Erlebnis- und vielen deutschen Augenzeugen dürfte es unstrittig 
sein, daß die alliierten Jäger auch in Dresden Menschenjagd auf Zivili- 
sten unternahmen. 

Doch niemand der Alliierten wurde wegen dieser Kriegsverbrechen 
angeklagt. Bezeichnender Weise werden diese Untaten heute von deut- 
schen Medien verharmlost. 


Rolf Kosiek 


' Siehe Richtigstellungen Nr. ?? und ?? in diesem Wendig-Band. 
? heSAD »Wir haben ein Greuel angerichtet«« in: Die Welt, 23. 2. 1990. 
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Alliierte bombardierten Rom 


Die Westalliierten bombardierten im Zweiten Weltkrieg nicht nur deut- 
sche Städte, sondern zögerten auch nicht, andere Hauptstädte Europas 
wie Paris und Rom trotz deren Kunstschätze anzugreifen. Obwohl Papst 
Pıus XII. die beiden gegeneinander kämpfenden Parteien in deutscher 
und englischer Sprache aufgefordert hatte, die italienischen Orte mit 
wertvollen Kunststätten nicht mit Bomben zu belegen, was die Deut- 
schen befolgten, führten die Westmächte Luftangriffe auf Rom durch. 
RoOosEVELT hatte die Bombardierung Roms befohlen, das von den Deut- 
schen zur Offenen Stadt erklärt worden war und nicht verteidigt wurde. 
Die deutsche Flak schoß nicht über- Rom, um mit den Trümmern nicht 
Kunstschätze zu gefährden. 27mal warfen dagegen die zynisch »Libera- 
tors« (Befreier) genannten Langstreckenbomber der Alliierten ihre Last 
über dem von den Deutschen nicht verteidigten Rom ab. In dem Sunday 
Dispatch gab H. G. H. WELLS für die angelsächsische Welt die Geisteshal- 
tung der Alliierten über die europäischen Kunstwerke an: »In diesem 
ganzen Gebiet gibt es, mit Ausnahme vielleicht der leicht wegzuschaf- 
fenden Manuskripte, nicht einen einzigen Kunstschatz, der nicht voll- 
ständig vernichtet werden kann, wobei dem Erbe der Menschheit an 
schöneren Dingen nicht die geringste Einbuße angetan würde. Sie kön- 
nen kopiert werden, einschließlich der Patinal«' 

Für die deutschen Soldaten wurde Rom gesperrt, und sie mußten ei- 
nen weiten Umweg um die ‚Ewige Stadt« machen, um zur südlicher gele- 
genen Front zu kommen. Nur deutsche Lastwagen mit der Aufschrift 
»Pane per Roma« (Brot für Rom) fuhren auf der Via Flaminia und der 
Via Salaria in die Stadt, da die Wehrmacht die Versorgung und die Auf- 
rechterhaltung der Ordnung in Rom durch besondere Einheiten über- 
nommen hatte. Noch im Mai 1944 überbrachte eine Delegation römi- 
scher Damen bezeichnenderweise dem deutschen Stadtkommandanten 
den Goldenen Schlüssel der Ewigen Stadt, und man wollte ihn zum »Conte 
die Roma< machen, was er mit viel Diplomatie umgehen konnte. Beim 
Einzug der Amerikaner in Rom versteckten manche römische Familien 
trotz eigener Gefahr deutsche Gäste. 

Alles das beweist, wie sauber und anständig sich die Deutschen in 
Italien benommen hatten. Erst in der Folgezeit konnten die an die Macht 
gekommenen Kommunisten das Bild der Deutschen in Italien verschlech- 
tern. 


Rolf Kosiek 


!' Dr. Al. Ph. ALTMEYER, »Der Traum der schönen Crocerossina«, in: Wildente, 
Nr. 10, August 1955, S. 22 ff. 
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Am 20. Juli 2013 
gedachte Papst FRAn- 
zıskus der 1500 Men- 
schen, die bei einem 
alliierten Bombenan- 


griff auf den Stadtteil 
Roms San Lorenzo 
ums Leben kamen. 


489 


1037 


' Captain Willis L. 
Rowe, »Ethics of 
Surrender«, in: In- 
‚fantry-Journal 1946; 
zitiert in: Robert 
KÜBLER, Chef 
KGW, Askania, 
Lindhorst 1984, 
S. 61. 


? Gottlob BERGER 
in: ebenda, S. 61. 


? Zitiert in: ebenda, 
5.93; 

* Ausführlicher Be- 
richt in: »Waffen- 
SS rettete Tausende 
britische Verwun- 
derte«, in: Deutscher 
Anzeiger, 26. 10. 
1984, S. 3 u. 6. 
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SS rettete Hunderte britischer Verwundeter 


Es wird allgemein als Tatsache anerkannt, daß Teile der Invasionstrup- 
pen der Alliierten, vor allem die kanadischen Truppen, 1944 keine Ge- 
fangenen machten, sondern die gefangenen Deutschen, auch Verwun- 
dete, besonders Angehörige der Waffen-SS, gleich erschossen. Solches 
geschah mit voller Billigung der Vorgesetzten. Das war gegen das Kriegs- 
recht und ein Kriegsverbrechen, für das aber keiner der Schuldigen her- 
angezogen wurde. 

Ein Beispiel für die »feine englische Art« ist die Erklärung des briti- 
schen Captain Willis L. RowE 1946: »Wir gingen in den Kampf mit der 
Haltung, daß wir uns niemals gefangen nehmen lassen würden und daß 
wir verdammt wenige Gefangene machen werden. Wir betrachteten deut- 
sche Gefangene mit Feindseligkeit und Verachtung. Deutsche, die sich 
ergaben, ohne zu kämpfen, wurden geschont, obwohl wir diese verach- 
teten, diejenigen, die kämpften bis zum Ende, wurden gewöhnlich getö- 
tet, wenn sie einen der Unseren getötet hatten. Die Deutschen auf der 
anderen Seite behandelten uns höflich, nachdem wir uns ergeben hat- 
ten, sogar dann, wenn wir über ihre Toten und Verwundeten schritten, 
wenn wir aus einem Keller kamen. Sie zeigten sogar eine gewisse Kame- 
radschaft gegen uns als Frontsoldaten.«' Der deutsche General Gottlob 
BERGER kommentierte das mit: »Kein noch so fanatischer deutscher 
Offizier hätte je so etwas Ungeheuerliches geschrieben.«* 

Die Verletzung der Haager Landkriegsordnung wurde sogar bei den 
Westalliierten von oben angeregt. In einem im Zweiten Weltkrieg von 
Deutschen aufgefundenen englischen geheimen Handbook of modern irre- 
gular warfare heißt es: »Die Zeiten, in denen wir die Regeln des sportli- 
chen Wettkampfes anwenden konnten, sind vorüber. Jetzt muß jeder 
Soldat zugleich auch Gangster sein und muß, wenn nötig, ihre Metho- 
den anwenden.«’ 

In der deutschen Wehrmacht kam das Erschießen gefangener gegne- 
rischer Soldaten bis auf Ausnahmen nicht vor. Im Gegenteil, die deut- 
schen Soldaten retteten feindliche Gefangene und Verwundete, wie an 
folgendem Beispiel aufgezeigt sei.* 

Nachdem am 10. September 1944 US-General EISENHOWER und der 
britische General MONTGOMERY in Brüssel beschlossen hatten, durch Luft- 
landetruppen bei Arnheim einen Brückenkopf über den Rhein zu bil- 
den (Operation »Market Garden), landeten am 17. September 1944 alli- 
ierte Luftlandeeinheiten bei Nimwegen, Eindhoven und Arnheim. Die 
Deutschen waren überrascht worden. Der Hauptlandung bei Arnheim 
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SS rettete Hunderte britischer Verwundeter 


Am 17. September 
8 ___| 1944 sprangen rund 
R 9000 britische und 
? a # | polnische Fall- 
z schirmjäger Zwi- 
- schen Eindhoven, 
i - P 4 = | Nimwegen und Arn- 
| ..° 6 4 pn > heim in Holland ab. 
‘ Pr = Ziel war die Siche- 
BR . Pit an rung der Übergänge 
Pr über den Nieder- 
Dr BT ing Baer rhein und ein schnel- 
RS . = ler Vorstoß Richtung 
r .‘ $ Nordwestdeutsch- 
.- land und Ruhrgebiet. 


Ai ir 


korps »Hohenstaufen« unter SS-Obergruppenführer Wilhelm BITTRiCH 
und vom II. Luftnachrichten-Regiment 213 unter Hauptmann WEBER 
entgegensetzen. Daher hatten die Briten zunächst einige Tage Erfolge 
zu verzeichnen. Danach gerieten sie jedoch bei Arnheim im Kessel von 
Oosterbeek in eine ungünstige Lage. Nach britischen Aussagen hatte 
ihre dann schnell von den Deutschen eingekesselte 1. Luftlandedivision 
bis zum 26. September von eingesetzten 10095 Mann bereits 7605 Ver- 
luste an Toten, Verwundeten und Vermißten. Schon bis zum 22. Sep- 
tember 1944 war die Zahl britischer Verwundeter so groß geworden, Obersturmbannführer 
daß die anwesenden englischen Ärzte überfordert waren. Deswegen war Walter Harzer (1912- 
nach englischer Darstellung der Leitende Sanitätsoffizier der Briten, 1982). 
Colonel Dr. Graeme WARRACK, mit Genehmigung seines Divisionskom- 

mandeurs zu den deutschen Verteidigern gekommen, um die Lage zu 

schildern und Abhilfe zu organisieren. Er sei vom deutschen 1. General- 

stabsoffizier der 9. SS-Panzerdivision, »Hohenstaufen, Obersturmbann- 

führer Walter FIARZER, empfangen worden, der erklärte: »Ich bin sehr 

traurig, daß sich dieser Kampf zwischen unseren Völkern abspielt. Si- 

cher werden wir Ihnen bei Ihrem Verwundetenproblem helfen.«° Dann 5 Ebenda zitiert. 
sei zunächst eine zweistündige Feuerpause vereinbart worden, während 

der britische Jeeps und deutsche Sanitätsfahrzeuge die Verwundeten aus 

dem Kampfgebiet bringen konnten. 


konnten die Deutschen zunächst nur geringe Kräfte vom II. SS-Panzer- 
uw 1 
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SS rettete Hunderte britischer Verwundeter 


Insgesamt wurde über 100 britischen und 
polnischen Soldaten geholfen. Die Hilfe dau- 
erte bis zur Aufgabe der Eingekesselten. 


Nach deutscher Version sprach am 23. 
August HARZER seinen Divisionsarzt, 
Hauptsturmführer Dr. Egon SKALKA, auf 
die vielen britischen Verwundeten an und 
schickte ihn in den Kessel, um Einzel- 
heiten über eine Feuerpause zu bespre- 
chen. Am 24. September fuhr dieser mit 
Rote-Kreuz-Fahne zu den Briten und bot 
6 Ebenda zitiert. dem englischen Divisionsarzt Colonel Dr. WarrAacK Hilfe an, der das 
? Allgemeine Lite- deutsche Angebot anhörte und seinem Divisionskommandeur weiter- 
ratur zu der Hilfe- gab. Nach Einholung der Genehmigung und Fahrt beider Ärzte zum 
leistung: W. TiexE, Hauptquartier der deutschen SS-Division wurden dort Feuerpausen ver- 
Im Feuersturm letzter einbart, während derer Hunderte britischer Verwundeter zwischen dem 
Kniegsjahre, Osna- 24. und dem 26. September geborgen und in deutschen Stellen versorgt 
brück 1975; Corne- wurden. Vielen wurde so das Leben gerettet. 
un Die Brak- WE, ann duch sein, daß die Initiative zu der Rettungsaktion überhaupt 
ke von Arnheim, ; : 
EraläkFunt/M, 1975, Yon HARZER ausging, der Dr. SKaLka zu den Briten sandte, ohne daß 
Farrar-Hockıey, Vorher Dr. WARRACK bei ihm war. 


Airborne Carpet, Nach dem Ende der für die Deutschen siegreichen Schlacht um Arn- 
London 1970. heim erhielt Dr. SKALKA von Dr. WARRACK ein Schreiben, in dem es hieß: 


rn »2. Oktober 1944. Ich möchte hiermit meinen Dank und meine Anerken- 

ö nung für die äußerst wirksame Art aussprechen, in der die deutschen Sani- 

tätsdienste mehr als 2200 Verwundete der 1. LL-Division während der 

Zeit vom 24. bis 26. September 44 aus dem Raum von Oosterbeck evaku- 

| ierten. Der deutsche Sanitätsdienst arbeitete Tag und Nacht, zeitweise im 

Feuer beider Fronten. Er beendete seine Arbeit erst, als die Dunkelheit am 

26. 9. einbrach, an dem alle britischen und deutschen Verwundeten in 
Sicherheit waren. Apeldoorn, Holland, gez. WARRACK, Colonel. 

Ähnlich schrieb auch Major (Oberstabsarzt) LoNGLAND, Chefarzt des 

| britischen St. Elisabeth Krankenhauses/Feldlazarett Arnheim an Dr. 

_ Skarka: »Ganz England wird Ihnen für diese Hilfsaktion danken.«’ 


SS-Hauptsturmführer 


Dr. Egon Skauka. Er Von deutschen Medien wurde diese deutsche Tat allerdings kaum je- 

wurde nach 1945 mals erwähnt. Der Dank an die selbstlosen Helfer sah allerdings dann 

unter anderem in anders aus: Dr. SKALKA und Obersturmbannführer HARZER mußten nach 

dem englischen 1945 mehrere Jahre in Lagern der Alliierten schmachten. 

Zuchthaus Werl in- 5 ; 
Rolf Kosiek 


terniert. 
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Griechischer Dank an vorbildliche Wehrmacht 


Seit Jahren ist es üblich geworden, die Angehörigen der Deutschen Wehr- 
macht herabzusetzen und sie als Verbrecher zu diffamieren. Insbeson- 
dere die Anti-Wehrmachtausstellung von HEER-REEMTSMA hat das Bild 
von den deutschen Soldaten verschlechtern sollen. Deswegen seien Bei- 
spiele genannt, in denen Ausländer das tadellose Benehmen der deut- 
schen Soldaten hervorhoben. Mit Schreiben vom 2. Mai 1941 ging »Sei- 
ner Exzelllenz dem Reichskanzler und Führer des deutschen Volkes, 
Adolf HITLER, Berlin«, das folgende Dankschreiben zu: 

»Die griechische Bevölkerung der Stadt Grevena und Umgebung drückt 
Eurer Exzellenz persönlich und den tapferen deutschen Truppen und 
insbesondere den Kampffliegern tiefste und aufrichtigste Dankbarkeit 
aus für das tadellose und freundschaftliche Verhalten, das die deutschen 
Truppen gegen das waffenlose Volk gezeigt haben. Die Beauftragten der 
Stadt Grevena. Erzbischof GETvassıos. Bürgermeister Johani GuDsıas. 
Der Präsident der Anwaltskammer Demetrius NojJarıs. Der Präsident 
der Handelskammer Deserfius KANTRAs.« 

In einem Leserbrief im Februar 2005 in der National-Zeitung schrieb 
Dr. H. Kırrampasas, Athen, aus eigener Erfahrung: »Zum Leserbrief 
von Oberstleutnant a. D. W. HELD, Traunstein, der in der National-Zei- 
fung vom 4. 2. 2005 erschien, möchte ich zwei Beispiele hinzufügen, die 
das ritterliche Benehmen der deutschen Besatzungskräfte in Griechen- 
land im Jahr 1941 gegenüber unserer Bevölkerung bestätigen. 

Am zweiten Tag der Besatzung kam mein achtzigjähriger Großvater 
nach Hause, und, völlig begeistert, erzählte er uns, daß ihm ein deutscher 
Offizier geholfen habe, aus der Straßenbahn zu steigen. Ich war damals 
13 Jahre alt und konnte sehr gut verstehen, was um mich geschah. 

Im selben Jahr war ich Augenzeuge, wie ein deutscher Offizier einen 
Italiener ohrfeigte, obwohl dieser auch zu den Besatzungskräften gehörte, 
weil er mitten auf der Straße eine griechische Dame belästigt hatte. Ich 
kann mich auch sehr gut erinnern, daß das Oberkommando der Wehr- 
macht jeden Tag durch den Rundfunk wiederholte, daß »wir Deutsche als 
Freunde zu euch gekommen sind« Aber die Alliierten und die Partisanen 
haben alles Mögliche getan, um diese Freundschaft zu beeinträchtigen.« 

Nach ihrem Einmarsch in Athen stellte die deutsche Wehrmacht eine 
Ehrenwache vor dem dortigen Grabmal des Unbekannten Soldaten auf 
— wie auch schon 1939 in Warschau —, so daß dort zusammen ein grie- 
chischer und ein deutscher Soldat standen. Sofort nach dem Ende der 
Kampfhandlungen wurden die von der Wehrmacht gefangengenomme- 
nen Griechen nach Hause entlassen.« Rolf Kosiek 
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10000 Deutsche für einen US-Piloten 


Im Völkerrecht zur Zeit des Zweiten Weltkrieges war die Geiselnahme 
erlaubt. Es konnten bis zu zehnmal so viele Geiseln genommen werden. 
Wenn die US-Truppen im März 1945 bei Paderborn für einen verse- 
hentlich erschossenen US-General 110 deutsche Soldaten ermordeten, 
war das schon ein nicht mehr vom Völkerrecht gedecktes Massaker. Die 
Alliierten gingen aber noch über dieses Verhältnis hinaus, wenigsten in 
ihren Planungen. 

So existiert eine Notiz des US-Stabschefs General MARSHALL an den 
US-Präsidenten ROOSEVELT vom 21. Januar 1944, die von Mitarbeitern 
der Zeitgeschichtlichen Forschungsstelle Ingolstadt in einem Washing- 
toner Archiv gefunden wurde. Das Papier betrifft alliierte Gegenmaß- 
nahmen für den Fall, daß in Deutschland abgeschossene alliierte Flieger 
verurteilt wurden, und bezieht sich auf frühere Gespräche darüber. Es 
heißt darin: 

»Entsprechend Ihrer (ROOsEVELTS, R. K.) Note haben wir uns bemüht, 
zu einer Absprache darüber zu kommen, was die ‚dramatischsten Maß- 
nahmen« als ein durchführbares Vorhaben sein würden, die die Regie- 
rungen Großbritanniens und der Vereinigten Staaten ergreifen könnten. 
Es ist vorgeschlagen worden, daß wir einen Schlag gegen die Fortpflan- 
zung des deutschen Volkes führen könnten, indem wir die Rückkehr 
seiner Männer nach dem Waffenstillstand hinauszögern. Durch ein sol- 
ches Vorgehen würden wir große Massen von Menschen strafen, bei 
denen das Familiengefühl stark ist. Wenn glaubhafte Beweise erhalten 
werden sollten, daß die deutsche Regierung Prozesse gegen unsere Flie- 
ger wegen Kriegsverbrechen angestrengt hat, die angeblich durch Bom- 
bardierung von Zielen in Deutschland begangen wurden, könnten die 
britische und die amerikanische Regierung eine Erklärung etwa wie folgt 
herausgeben: 

‚Nachdem die Regierungen Großbritanniens und der Vereinigten Staa- 
ten von der Absicht der deutschen Regierung erfahren haben, alliierte 
Flieger aufgrund von Anklagen wegen der Bombardierung von Zielen 
in Deutschland vor Gericht zu stellen, die falschlich als Kriegsverbre- 
chen bezeichnet werden, wird mit dem... eine feierliche Warnung an 
das deutsche Volk wie an seine militärischen und zivilen Funktionäre 
erlassen, daß die drastischsten Maßnahmen ergriffen würden, um dem 
deutschen Volk die Erkenntnis zu vermitteln, daß jegliche Behandlung 
von amenkanischen und britischen Gefangenen, die nicht in strikter Über- 
einstimmung mit den anerkannten Gesetzen der Kriegführung steht, für 
die Zukunft des deutschen Volkes todbringend sein würde. 


ZWEITER WELTKRIEG 


10 000 Deutsche für einen US-Piloten 


Diese Warnung ist mißachtet worden, und die Regierungen Großbri- 
tanniens und der Vereinigten Staaten setzen nun die deutsche Regierung 
und das Volk Deutschlands in Kenntnis, daß für jeden infolge der vorge- 
sehenen Prozesse verurteilten amerikanischen Flieger 10000 deutsche 
Gefangene oder andere deutsche Männer, die später in Gewahrsam ge- 
nommen werden, ausgewählt und im Anschluß an die Verhängung der 
Friedensbedingungen über eine Zeitdauer, wie sie die alliierten Regierun- 
gen für angemessen betrachten, festgehalten werden. Sollte die deutsche 
Regierung zusätzliche Verbrechen gegen alliierte Kriegsgefangene bege- 
hen, wird die Zeitdauer der Zurückhaltung entsprechend verlängert. 

Diese Kriegsgefangenen werden irgendwo auf der Welt beschäftigt, 
wie es das Interesse der verschiedenen alliierten Nationen vorschreibt. 
Ferner wird nach Abschluß der Feindseligkeiten jede für diese Prozesse 
verantwortliche Person, einschließlich der Richter, verfolgt, vor alliierte 
Gerichte gezogen und entsprechend bestraft.«« 

Für Japan wurde eine ähnliche Abschreckungserklärung vorbereitet, 
die Verantwortliche für Verbrechen an US-Gefangenen mit »unbarm- 
herziger Verfolgung« und Aburteilung drohte. 

Dieser vorstehend angegebene Text sei mit dem US-Außenminister 
und dem Kriegsminister abgesprochen worden. 

Inder Tat wurde die angedrohte Zurückhaltung vieler deutscher Kriegs- 
gefangener nach Kriegsende — auch ohne daß sich die Deutschen an den 
abgeschossenen anglo-amerikanischen Fliegern vergangen hatten — prak- 
tiziert. Sie wurden zu jahrelanger Sklavenarbeit nach 1945 gezwungen. 


Rolf Kosiek 
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Westalliierte Flieger 
in deutscher Kriegs- 
gefangenschaft im 
Zweiten Weltkrieg. 
Siehe Sonderausstel- 
lung »Privilegierte 
Lager?« im Militärhi- 
storischen Museum 
der Bundeswehr, 
Flugplatz Berlin-Ga- 
tow, Juli 201 3-Sep- 
tember 2014. 
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Lothar RenDuuic. 
Seit dem 28. Juni 
1944 warer Be- 
fehlshaber der 20. 
Gebirgs-Armee in 
Finnland. Er leitete 
im Winter 1944/45 
den Rückzug der 
deutschen Truppen 
aus Finnland, im 
sogenannten 
»Lapplandkrieg«. 


! Lothar RENDULIC, 
Soldat in stürzenden 
Reichen, Damm, 
München 1965, 

S. 448. 


? Ebenda, S. 374. 
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Hinterließ die Wehrmacht 1944/45 in Norwegen 
»verbrannte Erde<? 


Der in der Öffentlichkeit von den Medien oft gemachte Vorwurf, daß 
die deutsche Wehrmacht in Norwegen beim Rückzug 1944 nur verbrann- 
te Erdec hinterlassen habe, ist pauschal genommen unberechtigt. Er wurde 
auch dem damals dort eingesetzten Oberbefehlshaber, Generaloberst 
Dr. Lothar RenpuLic (1887-1971), in dem gegen diesen und andere 
hohe Militärs ab 3. Juli 1947 inszenierten »Kriegsverbrecher«-Prozeß ge- 
gen Generale in Südosteuropa gemacht. Von dieser Anschuldigung wurde 
RENDULIC, der mit dem Ritterkreuz mit Eichenlaub und Schwertern (18. 
1. 1945) ausgezeichnet war, aber am 19. Februar 1948 bei seiner Verur- 
teilung freigesprochen.' Das Gericht war extra nach Nordnorwegen ge- 
flogen, um sich an Ort und Stelle von den Umständen selbst zu über- 


zeugen. 


Die historischen Tatsachen sind: Im Herbst 1944 mußte bei begin- 
nendem Winter mit seinen langen Nächten die in der norwegischen Finn- 
mark an der Eismeerfront gegen die Sowjets stehende deutsche Ge- 
birgsarmee größtenteils über Land in beschwerlichen Märschen vor dem 
nachrückenden Gegner nach Süden zurückgeführt werden. Die Gefahr 
alliierter Landung bestand, die die Armee im Norden abgeschnitten hätte. 
RENDULIC schreibt darüber: »Diese Verhältnisse veranlaßten den dritten 
und letzten Befehl, den ich für die Rückführung der Gebirgsarmee er- 
hielt. Er ordnete an, daß die Bevölkerung aus dem norwegischen Gebiet 
nördlich des Lyngenfjords nach Südnorwegen abzutransportieren und 
daß alle Unterkünfte, die im Winter eine Voraussetzung für das Nach- 
drängen des Gegners bildeten, und die Verkehrseinrichtungen des frei- 
gemachten Gebietes zu zerstören seien. Ich hätte diese Maßnahmen auch 
ohne Befehl durchführen lassen, denn sie waren unerläßliche militäri- 
sche Notwendigkeiten.«? 

Über die Art und Weise, wie diese Evakuierung der rund 40000 be- 
troffenen Menschen aus dem nördlichsten Norwegen vonstatten ging 
und wie sich die Wehrmacht darum bemühte, das harte Los der Bewoh- 
ner zu mildern, stellte RENDULIC fest: »Mit der größtmöglichen Scho- 
nung wurde die Bevölkerung, die in diesem gewaltigen Gebiet nur vier- 
zigtausend Menschen umfaßte, evakuiert. 

Für die Insassen der Lazarette und Altersheime wurden beheizte Sani- 
tätskraftwagen der Armee eingesetzt und für den Seetransport geheizte 
Sanitätsboote. An den Einschiffungsstellen befanden sich beheizbare 
Baracken. Milchkühe standen für Kinder und alte Leute bereit. Wenn 
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sich Personen der Evakuierung entzogen, wie eine Gruppe junger Nor- 
weger, die auf eigene Faust nach Schweden gelangen wollten und dabei 
im tief verschneiten Grenzgebirge erfroren, oder wenn andere, wie zum 
Beispiel in Kirkenes, sich verborgen hielten und später von norwegi- 
schen Streifen in einem bedauernswerten Zustand angetroffen wurden, 
so trifft hieran die Gebirgsarmee nicht die geringste Schuld.«* An ande- 
rer Stelle hielt der Generaloberst fest, daß die den Evakuierten gewährte 
Verpflegung außergewöhnlich gut gewesen sei: »Ein Norweger hatte die 
Bemerkung gemacht, daß die Deutschen wohl einen Überschuß an Le- 
bensmitteln haben müßten.«* 

Nachdem schon Mitte Dezember 1944 die Evakuierunggelungen und 
ein Großteil der Truppen über den Lyngenfjord gelangt war, erwies sich 
Mitte Januar 1945 die Aufgabe als erfüllt: Die meisten deutschen Trup- 
pen hatten sich in einer vier Monate dauernden Rückzugsbewegung un- 
ter schwierigsten Verhältnissen zurückziehen können und den Lyn- 
genfjord überquert, wo sie in eine neue Verteidigungsfront aufgenommen 
wurden. 

Zu der rechtlichen Frage der Evakuierung der Bevölkerung aus Nord- 
norwegen und der Zerstörung der dortigen - teilweise erst in den Vor- 
Jahren von Deutschen aufgebauten - Infrastruktur wie Brücken und Stra- 
Ben führte der Generaloberst aus: »Bei der Durchführung dieser 
unerläßlichen militärischen Notwendigkeit befand ich mich in voller 
Übereinstimmung mit dem in der Haager Landkriegsordnung ausgedrück- 
ten Kriegsrecht. Im Absatz 6 ihrer Einleitung heißt es, die Konvention 
sei angeregt durch den Wunsch, die Leiden des Krieges zu mildern, »so- 
weit es die militärischen Notwendigkeiten gestatten« Der Absatz G) des 
Artikels 23 untersagt »die Zerstörung und Wegnahme feindlichen Eigen- 
tums außer in den Fällen, in denen diese Zerstörungen und die Wegnah- 
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me durch die Erfordernisse des Krieges dringend erheischt werden«« 
Die Ankläger im Prozeß behaupteten ohne jede Kenntnis von der da- 
maligen Lage, die Zerstörungen seien für die Rückführung der deut- 
schen Truppen nicht notwendig gewesen. Sie behaupteten ebenso, daß 
bei der Evakuierung Hunderte von Toten zu verzeichnen gewesen seien. 

Auch das ist falsch: Nicht ein einziges Todesopfer gab es bei der Eva- 
kuierung. Das stellte auch das Gericht zweifelfrei fest, was erheblich mit 
zum Freispruch für R:nDuLic in den Anklagepunkten führte, die Nord- 
norwegen betrafen. 

Die schwedische und britische Presse griffen jedoch die unzutreffen- 
den Vorwürfe begierig auf und forderten strenge Bestrafung. RENDULIC 
schrieb dazu: »Zum ersten Male bekam ich persönlich das Wesen zweck- 
bewußter Lüge, die über die Mittel der Publizität verfügt, zu fühlen. Ich 
erkannte dabei, daß es sinnlos ist, sich in erklärende und richtigstellende 
Auseinandersetzungen einzulassen, und daß man lügenhaften Angriffen 
am besten die Verachtung entgegenbringt, welche diese niedrigste Form 
der Journalistik verdient.«* 

Daß Rr:nDuLic in dem Prozeß für Vorgänge auf dem Balkan, die er 
gar nicht zu verantworten hatte, zu zwanzig Jahren Haft verurteilt wur- 
de, ist ein anderer Justizskandal, von denen es bei den Nürnberger Pro- 
zessen so viele gab. 

Der Vorsitzende Richter in dem Prozeß gegen Rı:nDuL.ic und andere, 
Charles Frederick WENNERSTRUM, gab drei Tage nach dem Prozeßende 
am 22. Februar 1948 der Chicago Tribune ein Interview, worin er ausführ- 
te: »Wenn ich vor sieben Monaten gewußt hätte, was ich heute weiß, 
wäre ich niemals hierher gekommen. Die hohen Ideale, die bei der Schaf- 
fung dieses Gerichtshofes als Leitgedanke verkündet worden sind, ha- 
ben sich nicht erfüllt. .. Die Anklagebehörde zeigte keine Objektivität, 
frei von Rachsucht und Ehrgeiz. Die meisten Beweismittel waren Doku- 
mente, die aus Zentnern erbeuteter Dokumente ausgewählt wurden. Die 
Verteidigung hatte nur Zutritt zu Dokumenten, welche die Anklagebe- 
hörde als belangvoll für den Prozeß erachtete. Der Hauptankläger, Ge- 
neral TAYLOR, suchte die Anordnung des Gerichts, daß von einem Do- 
kument nicht nur Auszüge, sondern das ganze Dokument der 
Verteidigung zugänglich gemacht werden müßten, zu vereiteln... Es 
wurden Juristen, Schriftführer, Vernehmer und Ermittler beschäftigt, die 
erst in den letzten Jahren Amerikaner wurden und die in den Haßgefüh- 
len und Vorurteilen Europas befangen waren.«’ 

Die Frage ist, warum der Richter diese richtige Erkenntnis nicht vor- 
her im Prozeß äußerte, warum er es nicht ablehnte, an solch einer Rechts- 
beugung teilzunehmen, und warum er seine Meinung nicht in das Urteil 


einfließen ließ. Rolf Kosiek 
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Das Massaker von Sant’Anna di Stazzema 1944 


Nach der Landung der Alliierten in Mittelitalien im Jahre 1943 gab es in 
Italien viele Partisanengruppen, die völkerrechtswidrig und heimtückisch 
gegen die deutschen Besatzungstruppen vorgingen und dann unter der 
Bevölkerung verschwanden, wobei sie keine Rücksicht auf die Zivilbe- 
völkerung nahmen. Sie bedrohten die deutschen Nachschubwege für 
die Verteidigungsstellungen am Monte Cassino und später in der nördli- 
cheren »Goten-Linie« Die Bekämpfung der Partisanen war daher eine 
militärische Notwendigkeit, wie sie auch völkerrechtlich erlaubt war. Dazu 
gehörte auch der Rückgriff auf Geiseln aus der den Partisanen zuarbei- 
tenden Bevölkerung. In der Nachkriegszeit wurden solche Bandenbe- 
kämpfungsmaßnahmen bei Deutschen als Kriegsverbrechen gewertet, 
die für die Teilnehmer an solchen Aktionen vor alliierten und deutschen 
Gerichten meist zur Verurteilung zu harten Strafen führten, obwohl sie 
völkerrechtlich vertretbar waren. 

Vor einer solchen Aufgabe stand auch die 16. SS-Panzergrenadierdivi- 
sion Reichsführer SS im August 1944 bei Sant’ Anna di Stazzema in der 
Toskana in Italien. Dort waren Partisanen tätig, die den deutschen Trup- 
pen erhebliche Verluste zugefügt hatten. 

Unter ihrem Divisionskom- 
mandeur Max Sımon erhielt die 
deutsche Einheit den Befehl, die 
Umgebung des genannten Or- 
tes von Partisanen zu säubern. 
Es wurde ein Ultimatum an die 
Partisanen gerichtet, sich zu stel- 
len, anderenfalls das Bergdorf 
Sant’Anna di Stazzema, aus dem 
Partisanen stammten, zerschos- 
sen werden würde. Das wurde 
von diesen nicht beachtet. Auch 
dem mehrere Tage vorher gege- 
benen Befehl zur Räumung des | 
Ortes wurde nicht nachgekom- 
men. So kam es am 12. August 1944 bei der Zerstörung des Ortes durch 
schwere Waffen zu einem Massaker in Sant’Anna di Stazzema. Nach 
italienischen Angaben auf dem zur Erinnerung an die Tat gebauten Bein- 
haus sollen dabei 560 Opfer zu beklagen gewesen sein, auch Frauen und 
Kinder. Nach genauen Untersuchungen kam der Lokalhistoriker Gui- 
seppe BERTELLI im Jahre 1997 auf bis zu 306 Toten.' Bezeichnend ist, 


ZWEITER WELTKRIEG 


1041 


Rom: Teile der 16. SS- 
Panzer-Division 
‚Reichsführer SS auf 
dem Weg an die 
Front in Süditalien. 
Truppen dieser Divi- 
son waren für das 
Massaker von 
Sant’Anna di Stazze- 


ma am 12. August 
1944 verantwortlich. 


! Siehe »Keine 
geplante Vernich- 
tungsaktiong, in: 
National-Zeitung, 12. 
10. 2012. 


499 


Max Sımon (1899- 


1961), SS-Gruppen- 
führer und General- 
leutnant der Waffen- 
SS im Zweiten Welt- 
krieg. 


? Frankfurter Allge- 
meine Zeitung, 5. 10. 
2012. 


Sant’Anna di Stazze- 
ma: Blick auf Häuser 
des Ortes von der 
Kirche aus gesehen 
(links oben das 
Mahnmal, links Mu- 
seum der Resisten- 
za). Foto: Wikipedia. 


Das Massaker von Sant’ Anna di Stazzema 1944 


daß die Zahlen von Deutschen getöteter Opfer immer in der Öffentlich- 
keit vergrößert werden, um die deutsche Schuld zu vergrößern. 

Der Divisionskommandeur SIMON wurde 1947 von einem britischen 
Militärgericht in Padua wegen mehrerer Anklagepunkte zum Tode ver- 
urteilt, aber schon nach wenigen Monaten zu Haft im Zuchthaus Werl in 
Westfalen begnadigt, aus der er 1954 entlassen wurde. Am 22. Juni 2005 
verurteilte das italienische Militärgericht in La Spezia zehn Angehörige 
der Division als Beteiligte an dem Massaker in Abwesenheit zu lebens- 
langer Haftstrafe. 

Über diese Tat entschied auch am 1. Oktober 2012 die Staatsanwalt- 
schaft Stuttgart. Sie kam nach jahrelangen Ermittlungen zu dem Ergeb- 
nis, daß nach ihren Erkenntnissen fast siebzig Jahre nach dem Gesche- 
hen kein hinreichender Tatverdacht gegen Einzelne für eine Anklage 
wegen des Massakers von Sant’Anna di Stazzema vorgelegt werden konn- 
te. In der 150 Seiten umfassenden Begründung der Einstellung wurde 
ausführlich dargelegt, daß die Art des Vorgehens nicht vorherige Pla- 
nung — insbesondere nicht das Töten der Zivilisten — aufgewiesen habe. 
»Die umfangreichen und äußerst aufwendig geführten Ermittlungen der 
Staatsanwaltschaft Stuttgart und des Landeskriminalamtes Baden-Würt- 
temberg haben ergeben, daß den 17 Beschuldigten - insbesondere den 
acht noch lebenden Beschuldigten — eine noch nicht verjährbare strafba- 
re Beteiligung an den Geschehnissen am 12. 8. 1944 im Bergdorf 
Sant’Anna di Stazzema in Italien nicht nachgewiesen werden kann.« Für 
die Beurteilung sei wichtig gewesen, daß es sich nicht beweisen ließ, daß 
es sich um »eine von vornherein geplante und befohlene Vernichtungs- 
aktion gegen die Zivilbevölkerung gehandelt« habe. Auch der ganze Ab- 
lauf spreche gegen ein geplantes Massaker. Etwaiger Totschlag sei aber 
schon lange verjährt. Es seien den Beteiligten keine niedrigen Beweg- 
gründe nachzuweisen gewesen, so daß kein Mord vorlag. Das Massaker 
sei zudem letztlich auf die Nichterfüllung des gestellten Ultimatums (für 
die Angabe des Aufenthaltsorts der Männer des Dorfes, R. K.) zurück- 
zuführen gewesen, nicht auf eine Rache oder sonstige niedrige Beweg- 
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gründe, die als Mord zu bestrafen seien.! Daher wurde das Ermittlungs- 
verfahren eingestellt. 

Bezeichnend war auch der Kommentar einiger amtierender Politiker 
zu der Einstellungsverfügung der Stuttgarter Staatsanwaltschaft. So er- 
klärte Michael Link, FDP-Staatsminister im Berliner Auswärtigen Amt, 
es sei wichtig, daß Deutschland »alles tut, damit die von Deutschen be- 
gangenen Verbrechen nicht vergessen werden«. An die auslösenden Ver- 
brechen der Partisanen an deutschen Soldaten braucht aber offenbar nach 
seiner Meinung nicht gedacht zu werden, zumal alle Partisanen-Verbre- 
chen nach Kriegsende amnestiert wurden. Der SPD-Justizminister von 
Baden-Württemberg, Rainer STICKELBERGER, bedauerte es sehr, »daß es 
trotz des großen Ermittlungsaufwandes nicht gelungen ist, die Täter zur 
Rechenschaft zu ziehen«.' Diese Haltung von einem Juristen ist eigent- 
lich ungewöhnlich, da er nicht einseitig — und dabei noch gegen sein 
Volk - urteilen sollte. 

Daß die zahlreichen alliierten Massenmörder an deutschen Zivilisten 
nicht belangt wurden, stört ihn offenbar auch nicht. Er bemüht sich, die 
Deutschen als Täter hervorzuheben. Er vertritt offenbar die Haltung, 
die seit Richard von WEIZSÄCKERs unverantwortlicher Rede zum 8. Mai 
1985 unter deutschen Politikern zur Normalität wurde: die Deutschen 
durch übertriebene oder unzutreffende Vorwürfe möglichst stark zu be- 
lasten und die alliierten Verbrechen zu verschweigen. 

Am 24. März 2013 besuchte Bundespräsident Joachirn GAUCK mit dem 
italienischen Staatspräsidenten NAPOLITANO Sant’Anna di Stazzema und 
bedauerte die italienischen Opfer. Die Medien berichteten wieder von 
nahezu 500 Ermordeten: »Das Verbrechen, das hier stattgefunden hat, 
schreit bis heute zum Himmel.« Von den zahlreichen von den Partisa- 
nen ermordeten deutschen Soldaten sprach Gauck nicht.’ 


Rolf Kosiek 
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Warum bombardierten Alliierte Auschwitz nicht? 


Schon in den neunziger Jahren wurde von verschiedenen Kreisen den 
Alliierten des Zweiten Weltkrieges vorgeworfen, daß sie nicht vor 1945 
die Verkehrsverbindungen zum Konzentrationslager Auschwitz bom- 
bardiert hätten, um weitere Zugänge an Häftlingen zu unterbinden oder 
zu behindern. Sicher war ein Grund, daß die späteren Sieger die heute so 
oft betonten Nachrichten aus dem Lager nicht für zutreffend hielten. 
Offiziell gaben sie aber andere Gründe an, nachdem sie durch Flugauf- 
nahmen von 1944 genau über die baulichen Einzelheiten informiert wa- 
ren. 

So liegt in den US-Akten ein Brief des US-Verteidigungsministeriums 
vom 18. November 1944 an den Regierungsbeauftragen für Kriegsflücht- 
linge, John W. PErLE, vor,' der die US-Streitkräfte zum Bombardement 
der Lager aufgefordert hatte. In seiner Antwort nimmt der damalige stell- 
vertretende US-Kriegsminister John J. McCı.ov, der spätere Hochkom- 
missar der USA für Deutschland, zu der erwähnten Anfrage und Forde- 
rung vom 8. November 1944 wie folgt Stellung: 

»Sehr geehrter Herr PEHLE, 

ich nehme Bezug auf Ihren Brief vom 8. November, mit welchem Sie 
einen Bericht von zwei Augenzeugen über die berüchtigten deutschen 
Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz und Birkenau in Ober- 
schlesien schicken. 

Der Operationsstab des Kriegsministeriums hat ihren Vorschlag sorg- 
fältig erwogen, die Lager zu bombardieren. Bei der Erörterung dieses 
Vorschlages kamen die folgenden Punkte zur Sprache: 

a. Eine tatsächliche Zerstörung dieser Lager würde eine Präzisions- 
bombardierung notwendig machen, wobei schwere und mittlere Bom- 
ber einzusetzen wären, oder einen Angriff durch Tiefflieger oder Sturz- 
kampfflieger, mit Vorzug durch letztere. 

b. Das Ziel ist außerhalb der größten Reichweite für mittlere Bombar- 
dierung, für Sturzkampfflieger oder Schlachtflieger, die im Vereinigten 
Königreich, Frankreich oder Italien stationiert sind. 

c. Die Verwendung von schweren Bombern von Basen im Vereinig- 
ten Königreich würde einen risikoreichen Rundflug ohne Jagdschutz von 
annähernd 2000 Meilen über feindliches Gebiet nötig machen. 

d. In der gegenwärtigen kritischen Phase des Krieges in Europa sind 
unsere strategischen Luftstreitkräfte zur Zerstörung industrieller Ziel- 
systeme eingesetzt, die für das schwindende Kriegspotential des Fein- 
des lebenswichtig sind, von denen sie nicht abgezogen werden sollten. 
Die positive Lösung dieses Problems ist daher der schnellstmögliche 
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Sieg über Deutschland, worauf wir unsere gesamten Kräfte richten soll- 
ten. 

e. Dieser Fall istüberhauptnicht mit dem Unternehmen Amiens gleich- 
zusetzen wegen der Lage der Konzentrations- und Vernichtungslager 
und der sich daraus ergebenden Schwierigkeiten, bei einem Versuch, die 
vorgeschlagene Bombardierung durchzuführen. 

Auf der Grundlage des oben Gesagten wie auch aufgrund der Tatsa- 
che der äußerst unsicheren, wenn nicht gefährlichen Wirkung, die eine 
solche Bombardierung auf das Zielobjekt haben würde, ist das Kriegs- 
ministerium der Ansicht, daß es zum mindesten im Augenblick keine 
solche Operation unternehmen sollte. 

Ich weiß, daß Sie nurwiderstrebend das Kriegsministerium zu diesem 
Vorhaben gedrängt haben. Wir stehen jedoch stark unter dem Druck 
anderer Kreise, haben uns die Entscheidung vom militärischen Stand- 
punkt aus nicht leicht gemacht und glauben, daß die oben beschriebene 
Entscheidung eine solide ist.« 

Zu den Gründen, die gegen eine Bombardierung der Lager sprachen, 
kamen im letzten Halbjahr des Krieges weitere hinzu. Da gab es die von 
den USA geknüpften Verbindungen mit der deutschen Reichsregierung, 
die meistens verschwiegen werden. Berlin sagte 1944 zu, die Häftlinge in 
den Lagern des Ostens vor der befürchteten Ankunft der Alliierten nicht 
zu töten, sondern sie ins Innere des Reiches zu überführen, was dann 
auch — wenn wegen der chaotischen Zustände auf den Verkehrswegen 
zwar mit großen Verlusten — durchgeführt wurde, wobei die Häftlinge 
zwischen dem Zug westwärts mit den Deutschen und dem Erwarten der 
Sowjets wählen konnten. Die allermeisten zogen den Transport in den 
Westen der »Befreiung« durch die Sowjets vor. Während schon im Okto- 
ber 1944 Kreise unter der polnischen Exilregierung in London die Ver- 
mutung geäußert hatten, daß die Insassen von Auschwitz und Birkenau 
vor der Ankunft der Sowjets von den Deutschen getötet werden wür- 
den, hatte das Reich die Wegführung aus dem Osten versprochen, was 
dann auch gehalten wurde. Dabei tritt die Frage auf, warum denn die 
Deutschen, denen vorgeworfen wird, die Juden vernichten zu wollen, 
diese so lange im Lager ließen und sie dann nach Westen transportierten. 
Das wird zum Beispiel in einem Telegramm aus Bern bestätigt, das der 
dortige US-Geschäftsträger, FUDDLE, am 20. Januar 1945 an das US- 
Außenministerium sandte.? 

In dem Telegramm heißt es: 

»Wie in der Nachricht der Gesandtschaft 6818 vom 12. Oktober 
(1944) berichtet, haben die Deutschen ein Pressedementi jeder Ab- 
sicht herausgegeben, Insassen vom Tuwiecim (richtig Oswiecim, Ausch- 
witz, R. K.) und Birkenau zu vernichten, wie es aus dem gegenteiligen 
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Bericht folgt, der von polnischen Kreisen in London zu der Zeit heraus- 
gebracht wurde. 

Ich habe nie verläßliche Bestätigung von den umlaufenden Berichten 
erhalten können, daß allgemeine Befehle an die SS, die die jüdischen 
Lager kontrolliert, herausgegangen sind, alle Internierten zu töten, die 
angesichts des alliierten Vormarsches nicht evakuiert werden können. 
Auf der Grundlage einer Menge bruchstückhafter Information in bezug 
auf die Nazipolitk den jüdischen Deportierten in den Lagern gegen- 
über, die in den letzten Monaten gesammelt wurde, und mir speziell auf- 
grund von Erklärungen zweier jüdischer Frauen, die Ende Dezember 
(1944) die Schweiz erreichten, nachdem sie drei Monate in Auschwitz 
(Oswiecim) von August bis Oktober 1944 zugebracht hatten, wohin sie 
im vergangenen Juli von Drancy deportiert worden waren, meine ich, es 
kann zuverlässig festgestellt werden, daß die Nazis die Vernichtung von 
Juden als allgemeine Politik aufgegeben haben, mit Gewißheit die Ver- 
nichtung von solchen, die arbeitsfähig sind. Andererseits zeigen sie Nei- 
gung, in kleinem Umfang alte Leute und Kinder weiterhin zu beseitigen. 

(2) Frauen von Auschwitz berichte- 
ten, daß? umfangreiche Transporte (von 
je drei- bis sechstausend Seelen) mit 
an, jüdischen Frauen — sie konnten im 
4 Männerlager keine Bewegungen beob- 
4 achten - von Warschau, Radom, Lodz 
und Kielce nach Auschwitz und von 
@ dort im Frühherbst 1944 nach 
Zi Deutschland selbst zur Arbeit verlegt 
wurden, in einem offensichtlichen Be- 
mühen von seiten der Deutschen, sie 
im Falle eines Vorrückens der Russen 
deren Zugriff zu entziehen. 

Der gegenwärtige rasche russische 
Vormarsch wird zweifellos zeigen, ob 
Weibliche Insassen die SS die jüdischen Internierten vernichtet, die sie nicht evakuieren kön- 
des Konzentrations- nen, da das gesamte oberschlesische Industriegebiet von Kattowitz, Beu- 
lagers Auschwitz, die (hen, Gleiwitz offenbar mit Arbeitslagern von Juden durchsetzt ist, die 
zum Arbeitseinsatz Se m j 
BE Reichsgebiet.ab- 288 allen besetzten und früher besetzten Ländern verschickt wurden. 
transportiert werden. Diese Frauen selbst wurden zusammen mit etwa 200 ungarischen und 

300 französischen und holländischen jüdischen Frauen am 31. Oktober 
(1944, R. K.) in ein Arbeitslager in Weißkirchen bei Kratzay, Sudenland 
(richtig: Sudetenland, R. K.) überführt. Dieses Lager gehörte zu einem 
anderen Komplex jüdischer Arbeitslager, der vom Konzentrationslager 
Groß Rosen bei Breslau verwaltet wurde. 
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Warum bombardierten Alliierte Auschwitz nicht? 


Die Überführung einer ähnlichen Gruppe von 3500 ungarischen und 
slowakischen jüdischen Frauen von Auschwitz nach Bergen-Belsen (laut 
Bericht der Botschaft 223 vom 12. Januar) im späten September 1944 
bildet weiterhin bruchstückhaften Nachweis für diese Bewegung von jü- 
dischen Deportierten nach Deutschland hinein zur Arbeit. 

Unsere beiden Frauen berichteten, daß in Auschwitz keine wahllosen 
Erschießungen von Internierten vorkamen, daß sie dort genauso wenig 
mutwillige Brutalität beobachtet haben wie »Selektion« von Kranken zur 
Vernichtung und sogar etwas Bemühung von seiten der Lagerführung, 
ihnen eine Erholung zu gestatten. Natürlicherweis ist die Todesrate in all 
solchen Arbeitslagern hoch, hauptsächlich wegen Unterernährung, un- 
hygienischen Verhältnissen und insbesondere wegen des Mangels an aus- 
reichender Kleidung.« 

Interessant bei diesem Telegramm ist ebenso die erwähnte Aussage 
der beiden Frauen über ihre Erlebnisse in Auschwitz, insbesondere, daß 
dort praktisch ab Herbst 1944 keine Vernichtungspolitik mehr durchge- 
führt wurde, sondern daß die Lager als Nachschub für Arbeitskräfte im 
Reich und im Sudetenland dienten. Das wie auch der Bericht, daß keine 
besonderen Brutalitäten und Erschießungen im Herbst 1944 erfolgten, 
kam dem US-Verteidigungsministerium entgegen, denn nun schien kei- 
ne Notwendigkeit einer Bombardierung mehr gegeben. Die Behandlung 
der Häftlinge war zumindest für diesen Zeitraum anders als die, die von 
den meisten überlebenden Häftlingen später angegeben wurde — zum 
Beispiel bei dem großen Auschwitz-Prozeß in Frankfurt am Main? in 
den sechziger Jahren. 

Da noch nicht alle diesbezüglichen Akten ausgewertet wurden, einige 
noch von den Siegern geheimgehalten werden, können sich durchaus noch 
weitere Verschiebungen in der Ansicht über das Lagerleben ergeben. 

Die Tatsache, daß die Westalliierten im Zweiten Weltkrieg das Kon- 
zentrationslager Auschwitz nicht bombardierten, wird außerdem häufig 
mit der Begründung entschuldigt, daß den Westmächten nur widersprüch- 
liche Berichte und Skizzen geflohener KZ-Häftlinge zur Verfügung ge- 
standen hätten und ihre Bomber nicht so kleine Ziele von der Größe 
einer Gaskammer hätten treffen können. So argumentiert etwa Dr. Horst 
BoocG vom Militärgeschichtlichen Forschungsamt.* 

Doch diese Begründung trifft offenbar nicht zu, worauf Dr. Gert 
KNOBLAUCH hinweist.’ 

Er stellt fest, daß die Westalliierten mit der Douglas-SBD »Dauntless« 
einen Sturzkampfbomber besaßen, der über die benötigte Treffergenauig- 
keit verfügte und von dem rund 6000 Stück hergestellt worden seien. Die- 
ses Flugzeug habe auch von russischen Landeplätzen aus starten können. 
Insgesamt seien 20000 Flugzeuge von den USA an die Sowjets im Zwei- 
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® Hans LATERNSER, 
Die andere Seite im 
Auschwitz-Prozeß 
1963/1965, See- 
wald, Stuttgart 
1966. 


*Horst Boog, 
Freiburg, in: 
Leserbrief »Ausch- 
witz und die 
Alliierten«, in: 
Frankfurter Allgemei- 
ne Zeitung, 5. 2. 
1994. 


° Dr. Gert KnoB- 
LAUCH, Neckarge- 
münd, in: Leser- 
brief »Genaue 
Bombardements 
waren möglich«, in: 
Frankfurter Allgernei- 
ne Zeitung, 3. 3. 
1994. 
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In einem Spiegel- 
Special veröffentlich- 
te der Spiegel eine 
»leicht unscharfe 
Luftaufnahme des 
Vernichtungslagers 
Auschwitz-Birkenau 
vom 13. September 
1944« mit der Erklä- 
rung: Links oben fal- 
len 500-Pfund-Bom- 
ben der Erde 
entgegen; unten am 
Boden, im Winkel 
eines Barackenareals 
am Ende von Bahn- 
gleisen, weisen Pfeile 
auf zwei kleine 
Punkte. Ihre Beschrif- 
tung lautet: »Gas 
Chambers II & Ilk«. 
Der Angriff der Alli- 
ierten auf Auschwitz 
- fotografisch festge- 
halten, und doch 
eine Täuschung: Die 
Bomben auf dem 
Bild zielen nicht auf 
die Todesfabrik der 
Nazis, sie gelten In- 
dustrieanlagen® weni- 
ge Kilometer weiter.« 


6 US-Bombereinsät- 
ze galten 1944 nahe 
bei Auschwitz gele- 
genen Treibstoff- 
raffinerien, in de- 
nen die Deutschen 
aus oberschlesi- 
scher Kohle Benzin 
machten. Bis 
Kriegsende griffen 
die Allierten übri- 
gens nicht ein ein- 
ziges Konzentrati- 
onslager absichtlich 
aus der Luft an. 
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Warum bombardierten Alliierte Auschwitz nicht? 
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ten Weltkrieg geliefert worden. Auch die Briten hätten mit dem De Havil- 
land »Mosquito« ein Flugzeug besessen, das die notwendigen Anforderun- 
gen an die Zielgenauigkeit erfüllt habe. Das sei an anderen von den Alliier- 
ten bombardierten Punktzielen wie den Gestapo-Zentralen von Den Haag, 
Kopenhagen und Oslo sowie bei V1-Stellungen bewiesen worden. 

Die Reichweite spielte gegen 
| Ende des Krieges auch keine 
| Rolle mehr, da die Maschinen 
| von Italien, dem Balkan oder 
| von Rußland aus hätten einge- 
| setzt werden können. Dr. 
KnoßpLauch zieht daraus die 
| wohl zutreffende Folgerung: 
»Das Argument, die Westalli- 
ierten hätten aus technischen 
Gründen die Gaskammern 
nicht angegriffen, ist unzutref- 
fend. Es müssen andere Grün- 
de vorgelegen haben.« 


Rolf Kosiek 


Die De Havilland »Mosquito« konnte nachhal- 
tig wirksame Tiefflugangriffe gegen Punktziele 
durchführen, so u. a. gegen die Gefangenenla- 
ger bei Amiens am 18. Februar 1944. 
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Zur Beurteilung der »Roten Kapelle« 


Die von der Gestapo so genannte »Rote Kapelle‘ war im Zweiten Welt- ! Gert SuDHoLT, 
krieg eine kommunistische Spionageorganisation mit einem Funknetz- Das Geheimnis der 
werk im Deutschen Reich, das 1942 aufflog. In den letzten Jahren wird Roten Kapelle, Leoni 
versucht, sie in den Rahmen des von der herrschenden politischen Kor- 1976, Manfred 
rektheit gefeierten Widerstandes einzubeziehen.? ROEDER, Die Rote 

Doch das ist unberechtigt, weil es sich bei der »Roten Kapelle: eindeu- Kapelle, 1952. 
tig um eine für die Bolschewisten, insbesondere für den sowjetischen ? Rainer BLasıus, 
militärischen Nachrichtendienst (Raswedka), arbeitende Spionagegruppe »Vom anderen 


handelte. Ihre nach Moskau gefunkten Informationen über deutsche po- Velen 12 
Frankfurter Allgernei- 


litische, militärische und wirtschaftliche Verhältnisse verursachten den ET 
Tod von schätzungsweise 200000 deutschen Soldaten im Osten. a so9 
Tatsache ist, daß die »Rote Kapelle in enger Zusammenarbeit mit An- en 


gehörigen der bis zum 22. Juni 1941 in Berlin bestehenden sowjetischen RT EEE. 


Botschaft aufgebaut wurde. Sie umfaßte besonders linke und kommuni- Meiser, Verratene 

stische Intellektuelle unter der Leitung von Harro SCHULZE-BOYSsEN, Ober- Verräter, Stegen 

leutnant im Reichsluftfahrtministerium, und Arvid HarnacKk, Ober- 2006. 
»Rote Kapelle« Schulze-Boysen-Gruppe 


Zentrale 
Moskau 


Sowjet-Botschaft 
G.von Berlin Sukolow 


Pöllnitz F Belgien- 
Ks Erdberg Hirschberg Zu ee 


| Libertas Schulze-Boysen- —-- Baestlein 
| Schulze-B. Gruppe Gruppe KPD Hamb. 


:IIHA 99V 
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Arvid HArnAcK, Harro SCHULZE- 
Bovsen und John Sıes (1982). 


DEUTSCHE DEMOKRATISCH 


Hans und Hilde Corrı (1961). 


In der DDR wurden Stauıns 
Agenten verehrt. Ihrer gedach- 
ten verschiedene Briefmarken, 
unter anderem anläßlich des 40. 
Jahrestags ihrer Hinrichtung 
(1982). 


3 Zitiert von BLAsıus, ebenda. 
* Gerhard RırTer, Goerdeler 
und die deutsche W'iderstandsbewe- 
gung, 1954. 

> Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
7. 10. 1969. 


Zur Beurteilung der »Roten Kapelle« 


regierungsrat im Reichswirtschaftsministerium. Sie besaß un- 
gewöhnlich viele Frauen, wie Mildred Harnack-Fish, Greta 
KUCKHOFF, Libertas SCHULZE-BoOYSEN und Ilse STÖBE. Kriegs- 
wichtige Informationen wurden verschlüsselt durch Funk nach 
Moskau durchgegeben, ein klarer Fall von Landesverrat im 
Krieg. Enttarnt wurde die Gruppe durch die deutsche Ent- 
schlüsselung eines sowjetischen Funkspruchs, der unvorsichti- 
gerweise die Namen und Anschriften von drei in Berlin wir- 
kenden Agenten der Gruppe enthielt. Ab 30. August 1942 
wurden die Mitglieder des Kreises verhaftet. Die meisten Ver- 
räter waren geständig, Rund 130 Personen. Beamte, Offiziere, 
Künstler und Wissenschaftler, die den Nationalsozialismus ab- 
lehnten, wurden gefaßt, von denen gegen 77 Personen ein Straf- 
verfahren wegen Hoch- und Landesverrats sowie Spionage für 
den Feind vor dem 2. Senat des Reichskriegsgerichts eröffnet 
wurde. 55 Angehörige der Gruppe wurden zum Tode verur- 
teilt, der Rest zu Freiheitsstrafen. Ebenso konnten von der 
Abwehr und der Gestapo ähnliche kommunistische Netzwer- 
ke in Frankreich und der Schweiz aufgespürt werden, wo auf- 
grund von Informationen aus Deutschland sowjetische Agen- 
ten verhaftet werden konnten. 

Der auch im Dritten Reich nach dem Attentat vom 20. Juli 
verhaftete junge Historiker Gerhard RITTER, der später bis zu 
seiner Emeritierung in Freiburg lehrte, urteilte in seiner GOER- 
DELER-Biographie von 1954? über die ‚Rote Kapelle« »Sie sind 
ganz eindeutig im Dienst des feindlichen Auslandes. Wer dazu 
imstande ist, mitten im Kampf um Leben und Tod, hat sich 
von der Sache seines Vaterlandes gelöst, er ist Landesverräter — 
nicht nur nach dem Buchstaben des Gesetzes.«* 

Die Mitglieder der ‚Roten Kapelle« wurden dann auch in der 
DDR und von Moskau nach 1945 als Helden hoch geehrt. Sie 
bekamen, meist posthum, hohe sowjetische Orden und wurde 
wie etwa Ilse STÖBE, in der Prawda groß herausgestellt.” Die Über- 
lebenden wurden im Ostblock als verdienstvolle Kämpfer für 
den Sozialismus und im Großen Vaterländischen Krieg gechrt. 
Einige konnten hohe Posten in der DDR einnehmen, wo sie 
wegen ihres »zielgerichtet von der KPD geführten Kampfes« 
hoch angesehen waren. Auch das beweist, daß sie gemeine Lan- 
desverräter waren. Daß sie nun auch in der Bundesrepublik als 
verdienstvolle Widerständler anerkannt und geehrt werden sol- 
len, zeigt, wie sehr der Sranımsche Einfluß bereits die heutige 
bundesrepublikanische Gesellschaft durchsetzt hat. Rolf Kosiek 
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Ließ Hitlers Nachfolger Goebbels sich erschießen? 


Über die letzten Stunden im Leben Joseph GoEBBELS, der für einen Tag 
HırLers Nachfolger als Reichskanzler war, kursieren seit 1945 einander 
widersprechende Berichte, die der britische Historiker Hugh TREVOR- 
ROPER zu verantworten hat. Bereits 1947 hatte er nämlich in einem viel- 
beachteten Buch über das Finale im Führerbunker unter der Reichskanzlei 
ohne Beweis behauptet, der einstige Propagandaminister habe sich und 
seine Frau von einem SS-Mann erschießen lassen. 

Nun muß man zunächst an das erinnern, was wegen der heutigen 
Geschichtsklitterung in der großen Masse kaum noch bekannt sein dürfte. 
Joseph GoEBBELSs war in den beiden letzten Kriegsjahren der einzige füh- 
rende Politiker, der den Mut zeigte, in den Trümmern der Großstädte 
sich unter das leidende und wütende Volk zu mischen. GOEBBELS, der 
nach dem Krieg als »Reichsmaulheld« verächtlich gemacht wurde, war es 
auch, der auf die vorhergehende Forderung der bedingungslosen Kapitu- 
lation durch RooseveELrt' und den schon lange andauernden alliierten tota- 
len Bombenkrieg gegen alle Deutschen und alles Deutsche, ferner auf die 
Androhung eines Genozids durch MORGENTHAU sen. usw, am 18. Februar 
1943 im Berliner Sportpalast seine Zuhörer aufforderte, auf die totale Be- 
drohung des Reiches und aller Deutschen mit einem Totalen Krieg zu 
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Hugh TREvoR-ROPER. 
Als Hauptmann im 
britischen Secret In- 
telligence Service 
(alias MI6) unter- 
suchte TREVOR-ROPER 
im September 1945 
die Umstände von 
Hırıers Tod. 


antworten. Während aber die Ge- 
genseite die totale Vernichtung 
Deutschlands anstrebte, bedeute- | 
te GOEBBELS Formulierung nur 
eine totale Anstrengung des gan- 
zen Volkes, um das Unheil abzu- 
wehren. Das aber wird seither so 
gedeutet, als wäre er der Erfin- 
der und Vertreter eines totalen 
Vernichtungskrieges gewesen. 

Sollte dieser zu allem ent- 
schlossene Mann, der nicht »fei- 
ge in die »Alpenfestung« geflo- 
hen war, nicht einmal die Kraft 
zur Selbsttötung aufgebracht 
haben, wie seit TREVOR-ROPER 
behauptet wird? 


- GotseeLs im Februar 1944 bei einer Einsatzbesprechung mit Offizie- 


' Konferenz von Casablanca vom ren des Berliner Standorts zur Behebung der Schäden nach einem 


14. bis zum 26. Januar 1943. alliierten Luftangriff. 
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Joseph Gosseeus mit 
seiner Frau Magda 
und den Kindern im 
Jahre 1942. Hinten in 
der Mitte steht Luft- 
waffenfeldwebel Ha- 
rald Quanot, Magda 
Gossseıs’ Sohn aus 
erster Ehe. 


? Helmut HEIBER, 
Joseph Goebbels, 
München 1965. 


3 Freitod 
am 2. Mai 1945. 
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Ließ Hitlers Nachfolger Goebbels sich erschießen? 


Dieser hatte bedauerlicher- 
weise neue Erkenntnisse über 
den Vorgang im Führerbunker 
für nebensächliche Einzelheiten 
gehalten. Viele Details ergeben 
möglicherweise ein Gesamtbild, 
wobei weiße Flecken für immer 
bleiben mögen. Da aber be- 
kanntlich mehrere Zeugen je 
nach dem Zeitpunkt der Befra- 
gung, der jeweiligen Interessen- 
lage des Fragers und des Inter- 
viewten sowie der Formulierung 
der Frage durchaus viele Versio- 
nen zu entwickeln vermögen, 
bedarf es mehrfach gesicherter 
Aussagen, ehe man apodiktisch 
feststellen kann, daß ein Vorgang sich so und so zugetragen hat. Deshalb 
hält die Behauptung von TREVOR-ROPER einer genaueren Nachprüfung 
nicht stand. Nicht einmal die vorangegangene Tötung der sechs GOEB- 
BELS-Kinder konnte zweifelsfrei geklärt werden. Auch konnte niemand 
bestätigen, daß ihnen GOEBBELS oder seine Frau vorher etwas über eine 
»große Reise« erzählt habe. 

Der GoEBBELs-Biograph Helmut HEIBER? traf ebenfalls ungenaue 
»Feststellungen«. Die genannte Todeszeit (kurz nach 20 Uhr 30) ist falsch. 
Den Schuß, den er erwähnt, haben einige Zeugen nicht gehört, nach 
anderen sei er im Bunker auch gar nicht zu hören gewesen. Von einem 
Einschußloch in der Schläfe von GOEBBELS steht nichts in sowjetrussi- 
schen Obduktionsberichten, die allerdings unzuverlässig sind. 

Nach heutigen Erkenntnissen stellt der mutmaßliche Ablauf sich so 
dar: Am 1. Mai 1945 rief Magda GOEBBELS gegen 17 Uhr in der Reichs- 
kanzlei an und bat Helmut Kunz, den Adjutanten des Chefarztes in der 
Sanitätsverwaltung der SS, er möge kommen. Dieser betäubte auf Ver- 
langen von Magda GOEBBELS etwa um 20 Uhr 40 deren sechs Kinder mit 
Morphiumspritzen. Nach eigener Aussage, die niemand bezeugen konnte, 
habe er sich aber gegenüber Magda GOEBBELS geweigert, die Kinder mit- 
tels Zyankali zu töten. Magda habe ihn daraufhin den Arzt Ludwig STUMPF- 
EGGER? holen lassen. Dieser betrat nach etwa fünf Minuten das Zimmer, 
in dem sich Magda GOEBBELS mit den sechs schlafenden Kindern befand. 
Nach vier bis fünf Minuten verließen beide den Raum. Wer von ihnen die 
Kinder tötete oder ob sie beide gemeinsam töteten, muß für immer im 
dunkeln bleiben. Ebenso, ob sich das älteste Kind, die 14jährige Helga, 
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Ließ Hitlers Nachfolger Goebbels sich erschießen? 


noch gewehrt hat, was nach einer Morphiumeinnahme unwahrscheinlich 
ist. Berichte über Prellungen an Helgas Körper sind nicht gesichert. Die 
zum Mord verwendeten gläsernen Zyankaliampullen stammten aus dem 
Bestand von HITLERS einstigem Leibarzt Theodor MOoREL.. 

Kurz nach 22 Uhr nahmen Magda und Joseph GOEBBELS sich im Gar- 
ten vor dem Bunker mit den gleichen Zyankalikapseln das Leben. Unge- 
klärt blieb hingegen, ob sich GoEBBELS zusätzlich in den Kopf schoß. In 
sowjetischen Unterlagen wird davon nichts erwähnt, sicher ist jedoch, 
daß man bei den Leichen zwei angesengte Walther-Pistolen Nr. 1 fand. 
Ob daraus geschossen worden war, ist nicht zu belegen. 

Die Frage, ob HirLEr und seine Paladine Kriegsverbrecher waren oder 
nicht, haben Historiker zu beantworten. Beides schließt nicht aus, daß 
sie liebevolle Familienväter waren, die am Wochenende mit ihren Kin- 
dern spielten. Diese haben als unschuldige Opfer ihrer Eltern zu gelten, 
die auf jeden Fall von ihrer Mutter hätten gerettet werden können. Denn 
Magda GOEBBELS hätte, ebenso wie Emmy Göring, in Süddeutschland 
das Kriegsende abwarten können. Allerdings wäre auch ihr eine schika- 
nöse Internierung durch die Alliierten nicht erspart geblieben. 

Die Familie GOEBBELS hatte sechs Kinder: Helga Susanne, genannt 
Helga, *1. September 1932, Hildegard Traudel, genannt Hilde, *13. April 
1934, Helmut Christian, genannt Helmut, *2. Oktober 1935, Holdine 
Kathrin, genannt Holde, *19. Februar 1937, Hedwig Johanna, genannt 
Hedda, *5. Mai 1938, Heidrun Elisabeth, genannt Heide, *29. Oktober 


1940. Ihrer soll wenigstens an dieser Stelle gedacht werden. 


Gotseeus’ verkohlter 
Leichnam, wie er 
von sowjetischen 
Soldaten am Nach- 
mittag des 2. Mai 
1945 gefunden wur- 
de. Am 28. Februar 
1945 hatte er in einer 
Rundfunkansprache 
erklärt, bei einer Nie- 
derlage mit seinen 
Kindern in den Tod 

’ . | gehen zu wollen. 

N ee" 
Die Leichen des Ehepaares GOEBBELS wurden am Morgen des 2. Mai 
1945 von seinem Adjutanten, der am Fuße der Bunkertreppe gewartet 
hatte, im Garten der Neuen Reichskanzlei mit Benzin übergossen und 


nur unvollständig verbrannt, da es an Benzin mangelte. Hans Meiser 
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War Major Szokoll der »Retter von Wien<? 


Die Ehre, in ein Ehrengrab der Stadt Wien versenkt zu werden, wurde 
dem am 25. August 2004 im Alter von 89 Jahren entschlafenen Major 
a. D. Carl SzOKOoLL zuteil. Aus diesem Anlaß wurde das Mitglied des Ku- 
ratoriums des »Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstan- 
des«, wie schon zu Lebzeiten, offiziell als der »Retter von Wien« gewür- 
digt: »Szokoll versammelte »Eidbrecher« um sich, verbündete sich mit 
der Widerstandsgruppe »O % und vereinbarte im April 1945 die Zusam- 
menarbeit mit der Roten Armee zur kampflosen Übergabe«, lobten Ne- 
krologen: »Dadurch konnte Wien vor der Zerstörung gerettet werden.«' 

Aber hatte SzoKoLL wirklich solchen Einfluß und solche Bedeutung? 

Wie von SzoKoLL empfohlen, umfaßten die Sowjets Wien auch vom 
Westen her. Deutsche Verbände, denen der Rückzug abgeschnitten war, 
saßen in der Falle. Es kam zu Kämpfen und zu Zerstörungen. 130 000 
deutsche Soldaten gerieten in sowjetische Gefangenschaft. »Mein Kampf 
hat sich gelohnt«, renommierte SZOKOLL — und resignierte: »Ein Verrä- 
ter, haben manche gesagt, andere ein Held. . .« Im österreichischen Bun- 
desheer der Zweiten Republik hatte man dagegen für Helden wie ihn 
keine Verwendung. So spielte der Frustrierte den Spielfilmproduzenten: 
»Sein Repertoire reichte vom akklamierten HrTLEr-Streifen Der Jefzte Akt 
unter der Regie von G. W. PagsT bis zu weichpornographischen Ko- 
stümstücken.« In Nachrufen bedeutender Zeitungen ist SZOKOLL aus- 
drücklich als Softpornograph verewigt.’ 

An den Memoiren, die der Major noch zu Lebzeiten auf den Markt 
warf,* bemängelt BÄKERMANN: »Störend sind SZoKoLLs ständige Anrei- 
cherungen seiner ohnedies interessanten Erlebnisse mit Bewertungen 
aus unserer Gegenwart. Dabei wird die Trennung seiner heutigen mit 
der damaligen Auffassung unnötig erschwert.«° SzokoLıs Nazihaß hat 


! »NS-Widerständler Szokoll ist tot«, in: Kurier, Wien, 26. 8. 2004. 

? „Traitor to the Führer Became Soft-Porno Filmmaker«, in: Teegraph, 16. 9. 
2004; siehe auch: »Vom Widerstand zum Weichporno. Toter Szokoll — Vorbild 
für Österreichs Soldaten?« in: Die Aula, Nr. 10/2004, mit Angabe der Titel 
sämtlicher SZOKOLL-Filme. 


? So z. B. im Nekrolog von Hanns-Georg Reneck, »Der Retter von Wien«, in: 
Die Welt, 4. 9. 2004. 

* Carl SzoxoLı., Die Rettung Wiens 1945. Mein Leben, mein Anteil an der Verschwö- 
rung gegen Hitler und an der Befreiung Österreichs, Wien 2001. 


° Matthias BÄKERMANN, »Von Walküre zu Radetzky. Der Soldat Szokoll«, in: 
Junge Freiheit, Nr. 47/2001. 
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persönliche Gründe: Die Mutter seiner Verlobten Christl KuKul.A, mit 
der er einen Sohn hatte und die er dann 1946 auch heiratete, galt trotz 
ihres katholischen Bekenntnisses als Volljüdin, lebte aber mit dem ari- 
schen Vater in einer sogenannten »privilegierten Mischehe« und hat da- 
her das Dritte Reich und den Krieg unbehelligt überstanden. 


SZOoKoLL war 1944 Wiener Vertrauensmann VON STAUFFENBERGS, des- | 


sen »Walküre«-Befehle er in seinem Bereich erfolgreich ausführte. Hohe \ 
Führer der Parteiund des Staates konnten festgesetzt, mußten allerdings 


nach Scheitern des Putsches wieder freigelassen werden. Dank Diskre- 


tion blieb SzoKoLL als eine der Schlüsselfiguren der Verschwörung un- $ 


entdeckt und wurde sogar zum Major befördert. 

Mit der von ihm organisierten ‚Operation Radetzky< wurde der Major 
und zweite Generalstabsoffizier im Wehrkreis XVII zum Wegbereiter 
der Sowjets. Dem ihm er- und untergebenen Feldwebel Ferdinand Käs’ 
erteilte er den Auftrag, insgeheim mit dem Feind Verbindung aufzuneh- 
men. Am 3. April überschritt Käs im Semmering-Gebiet die Haupt- 
kampflinie. Im sowjetischen Armeegefechtsstand in Hochwolkersdorf 
übergab er den Bolschewiken genaue Unterlagen über die Dislozierung 
der deutschen Truppen. Am 5. April wieder in Wien, setzte er SZOKOLL 
von Absprachen in Kenntnis, die er mit dem Oberkommando der 3. 
Ukrainischen Front getroffen habe. Wie von SZzOKOLL gewünscht, er- 
klärten sich die Russen bereit, Wien vom Westen her in die Zange zu 
nehmen. Ihre Angriffsspitzen im Süden und Osten sollten am ersten 
Verteidigungsring halten und erst nach gelungener Umfassung in die Stadt 
eindringen. Die Armee MaLINowsk1 sollte nördlich der Donau einen ra- 
schen Stoß nach Westen führen und so die Nordverbindung Wiens un- 
terbrechen. Nach vollendeter Umfassung sollten im eingekesselten Wien 
in den Bezirken Simmering, Meidling und Floridsdorf »organisierte 
Unruhen« ausbrechen. SZOKOLL-Lotsen sollten die Sowjets in den Raum 
Hütteldorf einweisen. Am 6. April sollte es um 21 Uhr auch in der In- 
nenstadt zu Unruhen kommen, um 21 Uhr 30 die öffentlichen Gebäude 
besetzt, um 22 Uhr der Festungskommandant und der Regierungspräsi- 
dent zur Unterschrift gezwungen werden. Um 22 Uhr schließlich hätte 
Wien an die Sowjets übergeben werden sollen. 


Ludwig JEDLicKA, Der 20. Juli 1944 in Österreich, Wien ?1966. 

’ Ferdinand Kis (1914-1988), geb. in Brüssel, gest. in Wien, Feldwebel der 
deutschen Wehrmacht, war im April 1945 SZOKoLLs Bote zu den Sowjets, brachte 
es nach dem Krieg zum General der Gendarmerie und Sektionschet (= Mini- 
sterialdirektor) im österreichischen Innenministerium und war wie SZOKOLL 
Mitglied des Kuratoriums des »Dokumentationsarchivs des österreichischen Wi- 
derstandes«. Käs ist Verfasser der Studie Wien im Schicksalyjahr 1945, Wien— 
Frankfurt/M.-Zürich 1965. 
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Um feindseligen Vorgängen vorzubeugen, gegen die sich der Soldat 
nicht wehren kann, fordert das Völkerrecht, daß Angehörige organisier- 
ter Widerstandsbewegungen ein bleibendes und auf Entfernung erkenn- 
bares Zeichen tragen müssen.® Ohne diese humanitäre Bedingung auch 
nur andeutungsweise zu erfüllen, waren SZOKOLL und Genossen fähig, 
in deutscher Uniform auf deutsche Soldaten zu feuern. 

Als Folge der Wachsamkeit potentieller Opfer flog das SZOKoL1-Kom- 
plott jedoch auf: Drei der Beteiligten, nämlich der Kommandeur der 
Wehrmachtordnungstruppen, Major Karl BIEDERMANN, sowie der Haupt- 
mann Alfred HuTH und der Oberleutnant Rudolf RascrkE, wurden ver- 
haftet, von einem Standgericht wegen Landesverrat zum Tode verurteilt 
und hingerichtet.” SzZOKoLL selbst konnte entkommen und wurde in Ab- 
wesenheit verurteilt. Während auf seinen Kopf eine Belohnung von 
10000 Mark ausgesetzt war, fuhr er den Sowjets nach Purkersdorf'” ent- 
gegen, um dem russischen General GLAGOLEW vom Mißlingen der »Ope- 
ration Radetzky< Meldung zu machen. 

In der Zeitschrift Sonyetunion heute (April 1969) schreibt Oberst a. D. 
Georgi SAWENOK, ehemaliger Stellvertreter des ersten Stadtkommandan- 
ten von Wien, über die Ereignisse im April 1945: »In der Geschichtslite- 
ratur, in manchen Presseorganen und auch Reden offizieller Persönlich- 
keiten Österreichs wird. . . die große Rolle erwähnt, die die Österreichische 
Widerstandsbewegung im Jahr 1945 angeblich gespielt hat. Besonders 
große Verdienste werden der militärischen Widerstandsgruppe unter dem 
Befehl von Major Carl SzOKoLL zugeschrieben. Man sagt, seine Wider- 
standsgruppen hätten entscheidend zur Befreiung Wiens beigetragen.« 
Tatsächlich sei die Widerstandsbewegung aber nicht imstande gewesen, 
der Sowjetarmee bei der Befreiung des Landes aktiv beizustehen, denn 
sie war keine Massenorganisation und besaß kein einheitliches Zentrum: 
»Einige Worte über Major SZOKOLL: Ich würdige seinen Patriotismus und 
seine Tapferkeit. Er konnte aber keine aktiven Aktionen entfalten (der 
Plan zur Vorbereitung des Aufstandes österreichischer Einheiten wurde 
vom deutschen Kommando aufgedeckt); Wien wurde von sowjetischen 
Soldaten und Offizieren gerettet.« Aus den russischen Archivunterlagen 
geht hervor, daß am 30. März 1945 die Pläne zur Einschließung Wiens 
bereits feststanden. Erst eine Woche später kam Käs mit seinen Infor- 
mationen. An der sowjetischen Strategie wurde dadurch aber nichts ge- 


8 Alfred VERDROSsS, Völkerrecht, Wien °1964, S. 448. 

° Sonderstandgerichtsurteil vom 6. 4. 1945 gegen Major Karl BIEDERMANN, ver- 
öffentlicht von Ludwig JEDLICKA in der Zeitschrift Österreich in Geschichte und 
Literatur 5 (1961), S. 127-130. 

'% Westlicher Vorort von Wien. 
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ändert, der Name von Käs oder SZOKOLL ist 
in keinem russischen Dokument erwähnt." 

Ebensowenig bedurfte es des Eingreifens 
von SZOKOLL, um Wien vor der Zerstörung zu 
retten. Am 7. April hatte Generaloberst Lo- 
thar RenpuLic den Oberbefehl über die Hee- 
resgruppe Süd übernommen und war schon 
bei der ersten Lagebesprechung entschlossen, 
Wien so bald wie möglich aufzugeben, um der 
Stadt lange und erbitterte Kämpfe samt allen 
daraus folgenden Zerstörungen zu ersparen. 
»Dies fiel mir um so leichter«, schreibt der 
Generaloberst, »als ein Halten Wiens keinen 
Einfluß auf die künftige Entwicklung haben 
konnte.«'? 

Soweit die Tätigkeit von SZOKoLLs Wider- 
standsbewegung tatsächlich einen Einfluß auf 


. ae sme . Die Rote Armee 
die militärische Lage bewirkt haben sollte, kann Eu, 
sie höchstens die Wirkung gehabt haben, daß Die deuschen Truppen de 6 SS Panzetarmer undie stationären Torpen de 
Festungsbereiches Wien. 


durch das von ihr begünstigte Vordringen der 
Roten Armee deutschen Soldaten der Weg nach Westen abgeschnitten 
wurde. Da die Russen bereits am 7. April 1945 den »Gürtek, den äußeren 
Ring um Wien, erreicht hatten, mußte vom Westen her die »Führer-Pan- 
zergrenadierdivision« gegen Wien vorstoßen, da sich in der Stadt noch 
zahlreiche Verwundete befanden, die man vor den Sowjets in Sicherheit 
bringen wollte. Der Panzergrenadierdivision ist es denn auch gelungen, 
den sowjetischen Einschließungsring zu zerreißen, von wo die 3000 Ver- 
wundeten und Kranken, die sich aus früherer Zeit in den zahlreich hier 
gelegenen Lazaretten befanden und den Russen bereits in die Hände 
gefallen waren, mit tatkräftiger Hilfe der Feuerwehr an das Nordufer der 
Donau gebracht und mit Lazarettzügen nach dem Westen abtranspor- 
tiert wurden.'? 

Der Erfolg der Panzergrenadierdivision bei dieser Rettungsoperation 
bewies nach REnDuLic, daß man trotz der zahlenmäßigen Überlegenheit 


"! Mündlicher Diskussionsbeitrag von Manfried RAUCHENSTEINER (1992-2005 
Direktor des Heeresgeschichtlichen Museums in Wien) beim Vortrag von Fer- 
dinand Käs: »Der militärische Widerstand und die Befreiung« in der Volks- 
hochschule Wien-Brigittenau; siehe dazu: »Der umstrittene Käs. »Widerstands«- 
Dämmerung in Österreich«, in: National-Zeitung, 30. 1. 1971, S. 7. 

'? Lothar Rı:npuLic, Soldat in stürzenden Reichen, München 1965, S. 400 f. 

3 Theo Rossıwauı, Die letzten Tage. Die militärische Besetzung Österreichs 1945, Wien 
1969, S. 115. 
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in einem Halbketten- 
fahrzeug amerikani- 
scher Bauart vor. 
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der Russen den Kampf um die Stadt 
ı Wien noch erheblich hätte hinziehen 
können. Da dies nicht in seiner Absicht 
lag, zog Ri:nDuLic die Division über die 
Donau zurück. Am 10. April wurde die 
Bu Innenstadt geräumt und der Donauka- 
nal als Brückenkopf besetzt, um den 
Abtransport der Verwundeten und das 
Abfließen der Masse der Truppen über 
die Reichsbrücke nach Norden zu ge- 
währleisten. Am Abend des 12. April 
4 wurde der Brückenkopf unmittelbar an 
die Brücke zurückgenommen. In der 
Nacht zum 13. April 1945 räumten die 
letzten Nachhuten das Südufer der 
Donau.'* 

Damit war die alte deutsche Kaiser- 
stadt Wien vollständig in den Händen 
der bolschewistischen Sieger: »Wien 
war gefallen, ohne daß es den Russen 
gelungen war, die Verteidiger einzu- 
schließen und zu vernichten.«'° Nach 
einer sowjetischen Darstellung wurden 
allein bei Wien 130000 Offiziere und 
Soldaten gefangen, während sich im- 
merhin 600000 Mann zu den Ameri- 
kanern retten konnten. 

In der »Widerstands-Literatur« von heute wird der Wehrmacht immer 
wieder der Vorwurf sinnlosen Weiterkämpfens gemacht, das angeblich 
zu umfangreichen Zerstörungen geführt habe. Während RenDuLic be- 
müht war, die Kämpfe und Zerstörungen auf ein Mindestmaß zu be- 
schränken, hätte jedoch eine Kapitulation zu einem früheren Zeitpunkt 
dazu geführt, daß die gesamte Heeresgruppe in sowjetische Gefangen- 
schaft geraten wäre statt in amerikanische. »Als die Kapitulationsverhand- 
lungen im Gange waren«, betonte RENDULIC in einem Leserbrief an die 
Wochenpresse (Nr. 16, 1965), »habe ich die Heeresgruppe 48 Stunden vor 


dem Eintreten des Waffenstillstandes von den Russen abgesetzt und zu 


* Lothar Ri:NDuLic, Gekämpft, gesiegt, geschlagen, Wels-Heidelberg 1952, S. 374; 
ders., So/dat in stürzenden Reichen, S. 401 ff. 


5 Georg MAIER, Drama zwischen Budapest und W'ien. Der Endkampf der 6. Panzerar- 
mee 1945, Osnabrück 1985, S. 405. 
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den Amerikanern. .. geführt. Hierdurch wurden 600 000 Soldaten, dar- 
unter etwa 80.000 Österreicher, vor der russischen Gefangenschaft be- 
wahrt, aus der wahrscheinlich Zehntausende nicht und die anderen erst 
nach Jahren zurückgekehrt wären.« 

Die Sowjetregierung stiftete eine Medaille »Für die Eroberung Wiens« 
(nicht »Befreiung«! Anm. F. D.), mit der alle Teilnehmer am Kampf um 
die Stadt belohnt wurden.'* Umrahmt von sechs Rotarmisten, die einen 
großen Radioapparat vor sich hertrugen, zog »SZOKoLL der Eroberer, in 
den Roten Salon des Wiener Rathauses ein. Als er sich beim Stadtkom- 
mandanten BLAGODATOW über die bekannten Begleiterscheinungen der 
sogenannten Befreiung in Form »notorisch stark in Erscheinung treten- 
der Plünderungen und Vergewaltigungen allein herumziehender russi- 
scher Soldaten« beschwerte, wurde er schon nach drei Tagen abserviert 
und in ein dunkles Verlies geworfen. Dessen ungeachtet fühlte sich Fer- 
dinand Käs zur Ehrenrettung der schändenden Sowjetsoldateska beru- 
fen: »Daß die Russen Mädchen vergewaltigten und nicht streichelten, ist 
einzusehen, denn die Deutschen haben in Rußland wüst gehaust. Und die 
Westalliierten waren auch nicht besser. SZOKOLI. müßte heute kein Film- 
produzent, und ich müßte kein Major sein, wir hätten auch mit unseren 
Verdiensten hausieren gehen können und andere Stellen, sogar Minister- 
posten, bekleiden können.« 

Während Käs auf SPÖ-Ticket nach und nach den Rang eines Gen- 
darmerie-Generals errang, textete SZOKOLL unter der Ägide der Sieger 
zunächst Wochenschau-Teile für die amerikanische wie für die sowjetische 
Besatzerpropaganda. Dann schuf er mit finanzieller Hilfe des reichen 
Mühlenbesitzers Ludwig POLSTERER 1953 Die letzte Brücke: »Dieser blen- 
dend gemachte Streifen konnte«, wie der Wiener Bz/d-Teigraf anläßlich 
der Premiere schrieb, »im Rahmen der neuen TıTo-Linie mordende Par- 
tisanen für westeuropäische Gemüter salonfähig machen.« Nach dem 
Partisanen-Epos mit Maria SCHELL und Barbara RÜTTIngG in den Haupt- 
rollen schloß SzoKoLLs folgender Film Der letzte Akt (1955) über das 
Ende in der Berliner Reichskanzlei mit dem Appell eines fiktiven Ritter- 
kreuzträgers an die Jugend der Zukunft: »Sag nie mehr Jawohll« 

Die Veteranen der Wehrmacht, die nach dem Krieg das österreichi- 
sche Bundesheer aufbauten, ließen sich das nicht zweimal sagen, sagten 
daher nicht »Jawohk zu SZOKoLL, sondern isolierten ihn als moralischen 
Außenseiter. Männer wie der Major wurden rundweg gemieden, betrau- 
ert Hubertus Freiherr VON TRAUTTENBERG, KLESTIL-Adjutant und Eröff- 
nungsredner der verleumderischen Wehrmachtausstellung in Linz, die 
historische Personalpolitik des österreichischen Bundesheeres und be- 
dauert, daß die sogenannten »Eidbewahrer« in der Wiederaufbauphase 
ein »Offiziersmonopok besaßen.’ SZoKoLL selbst empört sich, daß öster- 
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16 Theo RossıWwALL, 
Die letzten Tage, aaO. 
(Anm. 13), 
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18 Car] SzoxoLL, Die 
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aaO. (Anm. 4), S. 
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1% Ebenda, S. 388. 
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reichische Generalstabsoffiziere beim Besuch im »Dokumentationsarchiv 
des österreichischen Widerstandes« die Träger seiner »Aktion Radetzky« 
als »Verräter« verunglimpft hätten. 
»Bei einer Feier der Wiederkehr des 
50jährigen Ausmusterungstages 
[sic!] forderte einer meiner Jahr- 
gangskameraden, mit Stolz die Rit- 
terkreuze und andere Auszeich- 
nungen der Wehrmacht zu 
tragen«,'® mokierte sich der Major 
und führte inkonsequent bis zum 
Tod den ihm vom verhaßten Hiır- 
LER nach dem 20. Juli 1944 verlie- 
henen Titel. 

Als Filmproduzent wandte sich 
SZOKOLL der Fertigung von Porno- 
Filmen zu, was er in seinen eigenen Memoiren auf abwegige Weise wür- 
digt: »Ich sah das Medium Film als ein Mittel, meinen Kampf fortzuset- 
zen, den ich bisher unter Einsatz meines Lebens geführt hatte. Ich hoffte, 
daß das Medium Film als Waffe des Gewissens überzeugend genug sein 
würde, um es für Freiheit und Menschenwürde gegen Knechtschaft und 
Gewalt einzusetzen.«' 

Als »Waffe des Gewissens« brachte der Widerständler die unersättli- 
che Wirtin von der Lahn in Stellung: Den ersten von drei geilen Streifen 
sah man auch unter dem britischen Titel The Sweet Sins of Sexy Susan. Um 
den Schutz vor Schmutz ins Lächerliche zu ziehen, ließ SZOKOLL immer 
dann, wenn ein Paar sich zu paaren beginnt pwhenever a couple is going 
into clinchd), rasch einen die Zensur persiflierenden Zeichentrick-Vor- 
hang fallen. Zur Fortsetzung des lasziven Lust-Spiels schob der Porno- 
graph den Streifen Frau Wirtin hat auch einen Grafen nach. Nicht genug des 
zotigen Zelluloids, gipfelte SZOKOLLs Sex-Serie im dritten Titel Frau W'r- 
tin treibt es jetzt noch toller (1970), laut Fachkritik »noch dümmlicher, noch 
etwas vulgärer als die früheren »Wirtinnen«-Filme« (Kabell Filmlexikon). 

Als man den »Wirtin«-Virtuosen im Wiener Zentralfriedhof zu Grabe 
trug, sah man hinter dem SZOKOLL-Sarg Franz ANTEL, Meister des seich- 
ten Streifens mit Löwen-Anteil an den unsterblichen Produktionen des 
Verstorbenen. Betroffen gelobte Verteidigungsminister Günther PLAT- 
TER (OVP): »Carl SZOKoLL wird einen fixen Platz in der Traditionspflege 
des österreichischen Bundesheeres erhalten.«° Zum Behuf dessen wur- 
de Ende November 2004 der Hof in der »Roßauer Kaserne«, dem neuen 
Sitz des Verteidigungsministeriums, vom Minister nach dem Widerstands- 
kämpfer und Weichpornographen benannt.?! Fred Duswald 
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Der nach dem Österreich-Anschluß als früherer SchuschniGG-Adjutant 
mit gekürzten Bezügen pensionierte Oberstleutnant Georg Barrı. (1890- 
1945) fühlte sich von den Nationalsozialisten verfolgt und unterdrückt. 
Begeistert begrüßte er am Ende des Zweiten Weltkriegs Österreichs rus- 
sische Eroberer als Befreier. Nachdem siebzig Rotarmisten die ganze 
Nacht hindurch seine Gattin und weitere drei Frauen in seinem Hause 
abwechselnd vergewaltigt hatten, ohne ein elfjähriges Mädchen zu ver- 
schonen, erschoß der Oberstleutnant am Morgen nach der Orgie auf 
deren Bitte die Opfer und zuletzt sich selbst. Nur die Befreiungslüge 
überlebte. 

Als Sohn des k.u.k. Generalmajors gleichen Namens in Schwaz in Ti- 


rol geboren, besuchte Georg BarTL verschiedene Militärschulen und | 


wurde an der Theresianischen Militärakademie in Wiener Neustadt zum 
Offizier ausgebildet.' Als tapferer Offizier der österreichischen Kaiser- 
schützen im Ersten Weltkrieg erhielt er das Militär-Verdienstkreuz, die 
Bronzene und die Silberne Militär-Verdienstmedaille, die Verwundeten- 
Medaille, das Karl-Truppenkreuz und das Eiserne Kreuz II. Klasse. Am 
4. November 1918 geriet Barrı. in italienische Gefangenschaft, aus der 
er erst am 26. August 1919 entlassen wurde. Von Januar bis Oktober 
1920 war BarTı Verbindungsoffizier bei der Interalliierten Militärkon- 
trollkommission und diente bis zur Übernahme in das österreichische 
Bundesheer am 1. August 1923 im Personalreferat der Heeresverwal- 
tungsstelle Innsbruck. Als traditionsbewußter Berufsoffizier verfaßte 
Georg BarTı das Buch Tiroler Landesschützen — Kaiserschützen. Ein allgemei- 
ner Rückblick auf ihre Entwicklung im Wandel der Zeiten? Seit 1. August 1934 
persönlicher Adjutant des Bundeskanzlers Kurt von SCHUSCHNIGG (1897 
1977, begleitete er diesen am 12. Februar 1938 auf den Obersalzberg, 
wo es zur schicksalhaften Begegnung mit Adolf HıTLEr kam.’ 


! Angaben zur militärischen Karriere: Peter BROUCEK (Hg.), Ein General im Zwie- 
licht. Die Erinnerungen Edmund Glaises von Horstenau, Bd. 2 Minister im Ständestaat 
und General im OKW’, Wien-Köln-Graz 1983 (Veröffentlichungen der Kom- 
mission für Neuere Geschichte Österreichs; 70), S. 108; Friedrich CHLECECEK, 
»Die Kriegsopfer von Kierling im April 1945«, in: Kierlinger Geschichte(n) 1108- 
2008, hg. Verein Museum Kierling 2008, S. 85 ff. 

* Innsbruck 1930. 

? Lebensdaten über Georg BarTL nach der Aufzeichnung seines Schwiegerva- 
ters Generalmajor Karl FRIEDRICH, Wien, Januar 1947, in: Kurt VON SCHUSCH- 
NIGG, Im Kampf gegen Hitler. Die Überwindung der Anschlufidee, Wien 1969, Anh. 4, 
S. 422 ff. 
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Georg Bartı als Ober- 
leutnant im Kaiser- 
schützenregiment. 

Bild: Kriegsarchiv 
Bildersammlung. 


519 


Sowjetische Behandlung eines Verräters 


Einen Monat danach bejubelten die meisten Österreicher die einmar- 
schierenden Truppen aus dem Reich. Keinen Grund zum Jubel hatte der 
gescheiterte SCHUSCHNIGG. Vom 12. März bis 28. Mai 1938 stand der 
entmachtete Diktator samt Angehörigen und Adjutanten unter Hausar- 
rest. Am 14. März folgte die Abberufung Bartı.s: »Ich sche ihn nie wie- 
der«, klagte der Exkanzler.* 


Kurt von 
SCHUSCHNIGG. 
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SCHUSCHNIGG und BArTL hatten eine wesentliche Ge- 
meinsamkeit, eine Beziehung zu Tirol und den Militär- 
dienst bei den Kaiserjägern an der italienischen Front im 
Ersten Weltkrieg,’ kommentiert CHLEBECEK: »BARTL war 
wie SCHUSCHNIGG Legismist‘ und 100prozentiger Öster- 
| reicher, fern jedes Anschlußgedankens und fanatischer 
Gegner der Nationalsozialisten. Dazu kam noch seine 
Eigenschaft der bedingungslosen Treue und Loyalität.« Der 
Chronist räumt aber auch ein: »BArTLs absolute 'Ireue. .. 
gipfelte oft darin, daß er gegen viele Offizierskameraden 
mißtrauisch war und sie in der Öffentlichkeit eines Nah- 
verhältnisses zu den Nazis bezichtigte, was zu einer Reihe 
von Beschwerden über ihn führte.«’ 

Für SchuscHNiGss Vizekanzler GLAISE-HORSTENAU war 
Barrtı »die übelste Figur des ganzen Systems«® und ein 
»menschlich mit größter Vorsicht zu behandelnder Kerl, 
der auf den Kanzler einen überaus bösartigen Einfluß 
ausübte«.” Selbst SCHUSCHNIGGS einstiger Sekretär Franz 
KriscH bestätigte den »unheilvollen Einfluß, den BARTL, in der engeren 
Umgebung des Kanzlers dessen einziger wirklicher Vertrauter, auf die- 
sen genommen hat«.'” 


* Kurt von SCHUSCHNIGG, Ein Reguiem in Rot-Weiß-Rot, Wien 1978, S. 121. 

° Tatsächlich diente BarTı. nicht bei den Kaiserjägern, sondern bei den Landes- 
schützen, die seit 16. 1. 1917 Kaiserschützen hießen; SCHUSCHNIGG wurde nach 
dem Not-Abitur zum k. u. k. Festungsartillerieregiment 4 nach Pola eingezo- 
gen und kämpfte ab Mai 1916 am Isonzo. 

° Legitimismus im allgemeinen ist der Standpunkt der Unabsetzbarkeit des Herr- 
scherhauses und unterscheidet sich vom Monarchismus dadurch, daß dieser 
eine andere Herrschaftsform als rechtmäßig sehen kann, der Legitimismus per 
definitionem jedoch nicht. Die Legitimisten in der Ersten österreichischen Re- 
publik erkannten die Abdankung Kaiser KarLs nicht an, da dieser 1918 nur auf 
die Regierungsbeteiligung, nicht aber auf die Krone verzichtet hatte. 

’ Friedrich CHLECECEK, aaO. (Anm. 2), S. 87. 

® Peter BROUCEK (Hg.), aaO. (Anm. 1), Bd. 2,5. 108. 

° Ebenda, S. 156. 

1% Ebenda, S. 451. 
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Für die Personalgutachter nach dem Machtwechsel 1938 war BARTL 
»als Adjutant SchuscıniGGs schwer belastet. Legitimist. Hat sich haupt- 
sächlich und in übelster Weise mit der Politisierung des Offizierskorps 
befaßt. Bekannt durch deutschfeindliche Äußerungen im staatspolitischen 
Kurs. Für die Wehrmacht untragbar«.'' Da der Belastete am 15. März 
1938 in den dauernden Ruhestand versetzt wurde,'? konnte BArTL logi- 
scherweise weder den Dienst in der Wehrmacht" und erst recht nicht 
den Eid auf den Obersten Befehlshaber derselben »verweigert«'* haben. 

Anfang 1939 kam der durch Kürzung seiner Ruhebezüge auch mate- 
riell Gemaßregelte sogar ins Konzentrationslager Dachau und wurde zu 
Jahresbeginn 1940 ins KL Mauthausen überstellt. Im Juli 1940 wurde 
BArTL mit der Auflage entlassen, sich in regelmäßigen Abständen bei der 
Geheimen Staatspolizei zu melden. Am 8. November 1940 wurde seine 
Ehe geschieden, die er am 1. Juli 1918 mit Edith von SCHULLERN ZU 
SCHRATTENHOFEN (1892-1982) geschlossen hatte und der 1919 ein Sohn 
entsprossen war. 

In zweiter Ehe heiratete der Geschiedene am 2. April 1942 Edda Biıs- 
SARIs geborene von THoss (1906-1945), Stieftochter des Generalmajors 
Karl FriEDRIcH. Im Kriegsjahr 1944 hatten sich die Gatten, deren Wie- 
ner Wohnung zum Teil von Bombengeschädigten belegt war, nach Kier- 
ling bei Klosterneuburg im äußersten Westen von Groß-Wien' zurück- 
gezogen, wo sie nach der Heirat ein bescheidenes Anwesen in der 
Steinbrunngasse 79 erworben hatten. 

Gegen Ende 1944 entschlossen sich die beiden, wenn nötig auch mit 
dem Fahrrad, nach Tirol zu reisen, falls im Raum Wien die Kriegsereig- 


"" Beurteilung durch Generalleutnant Emmerich von NAGy und Generalmajor 
Johann GLASNER, zit. bei: Marcel STEIN, Österreichs Generale im Deutschen Heer, 
S. 304. 

’? Friedrich CiiLECECEK, aaO. (Anm. 1), S. 87, nach amtlichen Unterlagen. 

13 So bei: Dieter Anton BinDER; Heinrich von SCHUSCHNIGG: »Sofort vernich- 
ten«, S. 12, Anm. 4. 

4 So Friedrich CHLECECEK, aaO. (Anm. 1), S. 87. 

5 Tochter des Militärarztes und Schriftstellers Heinrich Ritter VON SCHULLERN 
ZU SCHRATTENHOFEN (1865-1955), Verfasser einer großen Zahl von Erzählun- 
gen, Novellen und Romanen, schildert Landschaft, Menschen und Probleme 
seiner Heimat Tirol in Geschichte und Gegenwart. 

'° Mit Gesetz über Gebietsveränderungen in Österreich vom 15. 10. 1938 
(Gesetzblatt für das Land Österreich Nr. 443) wurde Kierling, bis dahin selb- 
ständige Gemeinde im niederösterreichischen Bezirk Tulln, zusarnmen mit Klo- 
sterNeuburg und anderen Umlandgemeinden Teil des neugebildeten XXVI. 
Bezirks der Stadt Wien. Die meisten Eingemeindungen wurden nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg wieder rückgängig gemacht. Kierling wurde Stadtteil von Klo- 
sterNeuburg, Stadt der Völkerverständigung, Bezirk Wien-Umgebung. 
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nisse kritisch werden sollten. Ehe sich die Eheleute auf diese Weise in 
Sicherheit bringen konnten, wurde ihnen von den Russen, die auf Wunsch 
von Widerständlern,'” Wien vom Westen her umfassend, an die Donau 
stießen, der rettende Fluchtweg abgeschnitten. 

Als am 8. April 1945 unweit des Barrı.-Besitzes eine Bolschewiken- 
Batterie in Stellung gegangen war, erhielt der Oberstleutnant, bei dem auch 
die 23jährige Generalstochter Liesel SENZTE' sowie der sozialdemokrati- 
sche Spengler Leopold NEUDL samt seiner Ehefrau Josefa und den beiden 
Töchtern Leopoldine NEUDL und Johanna ScHhMID Zuflucht gesucht 
hatten, Besuch von vier russischen Offizieren. Den vorgeblichen »Freun- 
den« des österreichischen Volkes vertrauensvoll gegenübertretend,"” prä- 
sentierte der Hausherr, der als »Austrofaschist« unter HITLER gelitten hat- 
te, den antifaschistischen Gästen seinen KL-Entlassungsschein, der ihn 
als Opfer des Faschismus auswies. Erleichtert und begeistert, feierte der 
Legitimist mit seinen illegitimistischen Gästen? die vermeintliche »Be- 
freiung« vom »faschistischen Joch«. 

Als die Sowjetoffiziere besoffen waren, holten sie ihre Mannschaften 
ins Haus, die im Freien kampiert hatten. Zu schlechter Letzt fielen an die 
siebzig sogenannte Befreier über die fünf weiblichen Personen her, wo- 
bei sie auch das elfjährige Mädchen nicht verschonten. Die ganze Nacht 
hörten die Nachbarn das Grölen der alliierten »Kavaliere< und die Schreie 
der zuschanden Geschändeten. 

Am Morgen nach der Orgie nahm der Oberstleutnant Abschied vom 
Ort des unglaublichen Grauens: 

»Heute, 9. 4. 1945, 3 Uhr 30 früh, habe ich über dringende Bitte mei- 
ne Frau Edda BarTL, Frau NEIDL? und ihre beiden Töchter, Herrn 
NEIDL? und Fräulein Lies! SZENTE erschossen. 

Ich erschieße mich als letzter selbst. 


" Beitrag Nr. 1044. 

'8 Ihr Vater, der Generalmajor Adalbert SENZTE, von 1. 9. 1935 bis 31. 1. 1938 
Kommandeur der 8. Division, wurde nach dem Machtwechsel 1938 beurteilt 
als »fanatischer Legitimist.... nach ganzer Individualität für [die] Wehrmacht 
untragbar« (zit. bei: Marcel STEIN, aaO. [Anm.. 11], S. 303). 

"Vgl. Aufruf des Antifa-Generalleutnants Dr. Fritz FRANEK im Moskauer Rund- 
funk, 21.1. 1945, abgedr. in: Widerstand und Verfolgung in Wien 1934-1945, Bd. 3, 
Wien 21984, S. 407 ff. 

2° Bekanntlich ließen die bolschewistischen Revolutionäre 1918/19 den Zaren 
NixoLaus II. und weitere 17 Mitglieder der kaiserlich-russischen Herrscher- 
familie ermorden. 

2! Laut Eintrag im Sterbebuch der Pfarre Kierling (Faks. in: Kjerlinger Geschichte(n) 
1108-2008, S. 92) richtige Schreibweise »NEUDI«. 
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Die Gründe hiefür waren: 
Alle waren antinationalsozialistisch eingestellt - imnıner! Ich selbst bin 
von den Nationalsozialisten schwer verfolgt worden. Ich war fast zwei 


Jahre im Konzentrationslager Dachau | 
und Mauthausen.— Es war das Härte- | 
ste, was ich durchmachen mußte.- In | 
der deutschen Armee habe ich nie die- 
nen wollen — wurde mit 40 % strafge- 
kürzten Ruhegenüssen entlassen. 

Mein einziger Wunsch war, die ge- 
rechte Strafe für alle nationalsozialisti- 
schen Verbrechen, besonders aber die 
Bestrafung des dummen deutschen 
Volkes — besonders aber seiner Nazire- # 
gierung — für die Anzettelung dieses 
schrecklichen Krieges zu erleben. 

Daher begrüßten wir die einmarschierenden Sowjets als Freunde und 
Befreier; ich als glühender Antifaschist und Österreicher, Herr NEını als 
Sozialdemokrat, als Arbeiter — durchaus sozialistisch eingestellt. Als ich 
vom Einmarsch der Sowjets hörte, hatte ich Freudentränen in den Au- 
gen. 

Unser Leidensweg, besonders aber der der Frauen, begann bald, ob- 
zwar ich jedem unser aller Einstellung wiederholt verdolmetschte und 
ihnen auch immer meinen Entlassungsschein aus dem Konzentrations- 
lager vorwies. Das hinderte aber niemanden dieser Sowjets. .. die Frau- 
en unter Drohung des Erschießens immer wieder zu vergewaltigen, uns 
auszurauben und zu quälen mit allen erdenklichen Drohungen. 

Haben wir, die wir immer die schärfsten Gegner des Nationalsozialis- 
mus waren, immer geblieben sind und imnrner gewesen waren, das ver- 
dient? Wir alle haben es, glaube ich, nicht verdient. Wenn möglich, bitte 
ich diese Zeilen gelegentlich zu veröffentlichen. 

Möge die Welt gegen den Nationalsozialismus, Bolschewismus und 
Faschismus und einen langen Frieden. Für diese Ideale wollen wir unser 
heute wenig wertvolles Leben gegeben haben. 

Wir bedauern nur, das Abtreten des größten Narren und größten Ver- 
brechers langer Zeiten — Adolf HıTLEr — nicht mehr erlebt zu haben. 

Österreicher, seid in Hinkunft gescheiter als in den Jahren 1918 bis 
zum März 1938. 

Es lebe Österreich! 

(gez.) Georg BARTIL 
Österreichischer Oberstleutnant a.D.? 
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Das Haus, in dem 
sich die Tragödie ab- 
spielte. Aus: Kierlin- 
ger Geschichtefn), hg. 
vom Verein Museum 
Kierling und vom 
Kierlinger Bürger Ver- 
ein, 2008. 


2 „Letzte Auf- 
zeichnung des 
österreichischen 
Oberstleutnants 
a.D. Georg BARTL 
am 9. 4. 1945«, in: 
Kurt von SCHUSCH- 
NIGG, Im Kampf 
‚gegen Hitler, aaO. 
(Anm. 3), Anhang 
5,5. 424 f. 
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Als der Pfarrer von Kierling ein Fuhrwerk besorgen konnte, das die sie- 
ben Leichen bergan zum Friedhof bringen sollte, stoppten sowjetische 
Befreierr den Wagen und machten sich mit dem Pferdegespann aus dem 
Staub.”? Erst am 12. April 1945 gestatteten es die Verhältnisse, die sterb- 
lichen Überreste zu beerdigen. Für die Familie Neupı. wurde das Grab 
Nr. 1025 angelegt, für die Ehegatten BArTı. samt Fräulein Liesel SZENTE 
das Grab Nr. 1026 geschaffen.?* 

Ende ste Fo- »Ich habe vorläufig auf BARTLs Grab ein schmiedeeisernes Kreuz mit 
tos Georg Barrıs (aus Steinsockel anbringen lassen«, schrieb Schwiegervater FRIEDRICH im Ja- 
einem Fahrausweis nuar 1947 nieder.?° 

des Wiener Verkehrs- „Vorläufig«, gewiß, denn längst ist das schmiedeeiserne Kreuz spurlos 
betriebs). Aus: Kier- verschwunden, das BARTL-Grab unbekannten Datums aufgelassen.2° Pie- 


Bl Geschichten), car für Opfer antifaschistischer Täter paßt nicht in die politkorrekte »Ge- 
g. vom Verein Mu- 


seum Kierling und denk- und Erinnerungslandschaft« von heute, denn, so nicht nur »z&zpe- 
vom Kierlinger Bür- da: »Am 6. April 1945 wurde Kierling von der Roten Armee befreit.” 
ger Verein, 2008. Fred Duswald 


2 Hugo Porrisch, Österreich II. Die Geschichte Österreichs vom 2. Weltkrieg bis zum 
Staatsvertrag, Bd. 1: Am Anfang war das Ende, Heyne, München 1993, S. 87. 

” Auszug aus dem Sterbebuch der Pfarre Kierling, Faks. in: Kierlinger 
Geschichte(n) 1108-2008, S. 92. 

3 Zit. bei Kurt von SCHUSCHNIGG, Im Kampf gegen Hitler, Anh. 4, S. 424; Fried- 
rich CHLEBECEK, Die Kriegsopfer von Kierling im April 1945, S. 90. 

26 Telefonische Auskunft von Friedrich CHLEBECEK, 20. 5. 2010. 

” Art. »Kierling«, in: wikipedia , Abfr. 20. 5. 2010. Die Formulierung ist mißver- 
ständlich: Gemeint ist offensichtlich, daß der Ort durch die Rote Armee befreit 
wurde. Von der Roten Armee befreit wurde Österreich erst durch den Abzug 


der Besatzer gemäß Art. 20 Abs. 3 des österreichischen Staatsvertrages vom 15. 
5. 1955. 
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Der Raub und die »ethnischen Säuberungen« 
der deutschen Ostgebiete und die angelsächsischen 
Siegermächte 


Im Einklang mit dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
ging die westdeutsche Politik in den ersten Jahrzehnten nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg vom staatlichen Fortbestand Deutschlands in den von der 
Potsdamer Konferenz bestimmten Grenzen vom 31. Dezember 1937 
aus'. Finhellig bestanden die maßgeblichen Bonner Parteien CDU, SPD 
und FDP auf diesem territorialen Besitzstand, der in einem künftigen 
Friedensvertrag durchzusetzen sei. »Verzicht ist Verrat!«, »Niemals Oder- 
Neiße-Liniel«, »Von Memel bis Saarbrückenk, »Das ganze Deutschland 
soll es sein!« — so oder ähnlich lauteten die Parolen der drei führenden 
Parteien auf Wahlplakaten, die die Umrisse Deutschlands in den Gren- 
zen von 1937 zeigten. Als eine Stimme von ungezählten ließ sich Willy 
BRANDT unter dem 29. Mai 1959 vernehmen: »Wir haben alle ein Recht 
auf den deutschen Osten und müssen alle helfen, die Kenntnis über 
seine Geschichte, Geographie und Kultur zu verbreiten, um zu verhin- 
dern, daß er vergessen wird. Bis zu einem gerechten Friedensvertrag dür- 
fen wir keinen Meter des deutschen Ostens — besonders dem Ausland 
gegenüber — aufgeben. Das ganze deutsche Volk braucht die verlorenen 
Länder und wird sie in seiner Gesamtheit wiederbesiedeln müssen.« 

Zu diesem gerechten Friedensvertrag aber würden den Deutschen, so 
versicherte man den Bürgern der Bundesrepublik, die westlichen Ver- 
bündeten verhelfen. Diese schienen dem beizupflichten, indem sie nicht 
müde wurden, offiziell zu betonen, daß die gerechte Regelung der deut- 
schen Ostgrenze gemäß den Potsdamer Beschlüssen einem Friedensver- 
trag vorbehalten sei. Dem entsprechend hieß es in Art. 7 Abs. 1 des 
Deutschlandvertrages vom 23. Oktober 1954: »Die Unterzeichnerstaa- 
ten sind darüber einig, daß ein wesentliches Ziel ihrer gemeinsamen Po- 
litik eine zwischen Deutschland und seinen ehemaligen Gegnern frei 
vereinbarte friedensvertragliche Regelung für ganz Deutschland ist, wel- 
che die Grundlage für einen dauerhaften Frieden bilden soll. Sie sind 
weiterhin darüber einig, daß die endgültige Festlegung der Grenzen 
Deutschlands bis zu dieser Regelung aufgeschoben werden muß.«° 


! Die offensichtliche Völkerrechtswidrigkeit auch dieser Grenzziehung steht 
hier nicht zur Erörterung. 


? Frich Kı:rn (Hg.), Verheimlichte Dokumente — Was den Deutschen verschwiegen wird, 
FZ-Verlag, München 1988, S. 502. 
3 KERN, ebenda, S. 477. 


ZWEITER WELTKRIEG 


1047 


ODER-NEISSE-LINIE 


Vor allem die CDU 
sprach sich für den 
Fortbestand Deutsch- 
lands in den Grenzen 
von 1937 aus. 
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Und zehn Jahre später, in ihrer »Deutschland-Deklaration« vom 26. 
Juni 1964, beteuerten die Westmächte, daß »die endgültige Festlegung 
der Staatsgrenzen Deutschlands einer Friedensregelung für Gesamt- 
deutschland vorbehalten« bleibe. Im offiziellen deutschlandpolitischen 
Szenario der Bundesrepublik und des Westens traten die anglo-amerika- 
nischen Siegermächte als die »Freunde«, die »Guten« auf, während die räu- 
berischen De-facto-Annexionen der deutschen Ostgebiete und die Mas- 
senaustreibungen der autochthonen deutschen Bevölkerungen als 
ausschließliche Verbrechen STaLins und der Vertreiberstaaten erschienen. 

Keineswegs entsprach dieses propagandistisch verfälschte Rollenbild, 
eine Frucht des Kalten Krieges und der Westintegration der Bundes- 
republik, den geschichtlichen Tatsachen. Die angelsächsischen Sieger- 
mächte hatten selbst aktiv auf die Abtrennung der Ostprovinzen hinge- 
wirkt und entscheidend zu ihr beigetragen. Der »Umsiedlung«< der 
deutschen Einwohner und der Neubesiedlung mit Fremden hatten sie 
grundsätzlich zugestimmt; bei der Durchführung hatten sie nur prakti- 
sche, eigene Belange wahrende, zeitlich begrenzte Vorbehalte geltend 
gemacht. Den unmenschlichen und teils mörderischen Methoden der 
Vertreibungen hatten sie gleichgültig zugesehen. In den folgenden Jahr- 
zehnten hatten sie niemals ernsthaft beabsichtigt, den im Osten geschaf- 
fenen Unrechtszuständen entgegenzutreten. 


Die Konferenz von Teheran 


Der sich abzeichnende militärische Sieg hatte den Westalliierten schon 
frühzeitig vor dem Ende des Zweiten Weltkriegs Anlaß gegeben, ihre 
Vorstellungen über die künftige Zerteilung Deutschlands zu konkreti- 
sieren und durch Pläne zur — wie man heute sagen würde - vethnischen 
Säuberung: deutscher Ostgebiete zu ergänzen. Am 14. April 1943 ver- 
einbarten US-Präsident F. D. RoosEvELT und der britische Außenmini- 
ster Anthony EDEN, Ostpreußen nach Kriegsende dem polnischen Staat 
einzugliedern, wobei ersterer vorschlug, die eingesessene Bevölkerung 
auszusiedeln. Am 12. Mai 1943 erteilte ROOSEVELT dem tschechischen 
Exilpräsidenten Eduard BENESCH sein Einverständnis mit der Vertrei- 
bung der Sudetendeutschen aus ihrer Heimat. 

Um sich mit ihrem sowjetischen Waffenbruder — unter anderem — 
über die beabsichtigte Zergliederung Deutschlands zu verständigen, tra- 
fen sich ROOSEVELT und CHURCHILL vom 28. November bis zum 1. De- 
zember 1943 in Teheran mit STaLın. Auf dieser Konferenz wurden ent- 
scheidende Weichen für die Zukunft Deutschlands und Europas gestellt. 
Hintergrund der Gespräche war die seit der deutschen Reichsgründung 
immer wieder hervorgetretene Absicht der etablierten Mächte, den deut- 
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schen Nationalstaat zu zerschlagen. Beim Abendessen in der sowjeti- 
schen Botschaft in Teheran am 28. November 1943 befürwortete STALIN 


die Zerteilung Deutschlands sowie die Aus- 
dehnung des polnischen Staates auf deut- 
sches Gebiet bis an die Oder. Dabei, so ver- 
sicherte er, würden die Sowjets den Polen 
behilflich sein. Daß diese »Hilfe« auf den 
künftigen Status Polens als Satellit Sowjet- 
rußlands hinauslief und den westlichen Ein- 
fluß nach Osten über die Oder zurückdrän- 
gen würde, begriffen die angelsächsischen 
Führer nicht, obwohlihnen bekannt war, daß 
STALIN die Vorbereitungen zur Errichtung ei- 
nes sowjetpolnischen Vasallenstaates bereits 
in Angriff genommen hatte; dies focht die 
beiden atlantischen Staatschefs keineswegs an. 

Nach jenem Abendessen mußte sich ROOSEVELT, physisch angeschla- 
gen, zurückziehen, indes CHurcHiLL den Gedankenaustausch mit STALIN 
fortsetzte. Dabei erörterte man, wie ein Wiederaufstieg Deutschlands 
während der nächsten fünfzig Jahre zu verhindern sei. Im weiteren Ver- 
lauf des Gespräches wies der Brite STaLın darauf hin, daß sich England 
gegenüber Polen nicht auf bestimmte Grenzen festgelegt habe, und er 
betonte den hohen Stellenwert, den gerade die Sicherheit der sowjeti- 
schen Westgrenzen für Großbritannien besitze. Ob den kommunisti- 
schen Diktator angesichts solcher Fürsorglichkeit des imperialistischen 
Widersachers, der seine Feinde ersichtlich mehr liebte denn sich selbst, 
Gefühle der Rührung überkamen, ist nicht überliefert. 

Der harmonische Abend der Waffenbrüder klang aus mit CHURCHILLS 
berüchtigtem Zündholz-Vorschlag.* Der Engländer demonstrierte mit 
drei die polnischen Grenzen verkörpernden Streichhölzern, die er von 
rechts nach links verlegte, wie er sich die Westverschiebung Polens 
wünschte. Danach sollte das sogenannte »Ostpolen« (das östlich der »Cur- 
zon-Linie«, der ursprünglichen Volkstumsgrenze Polens, gelegene Ge- 
biet, das Warschau 1920/21 gewaltsam an sich gebracht und das die Rote 
Armee im September 1939 zurückerobert hatte) im Besitz der Sowjet- 
union bleiben. Dafür sollte Polen mit dem nördlichen Ostdeutschland 
bis zur Oder »entschädigt« werden. 

Beim Mittagessen am 30. November kam CHurcHILL auf den sowjeti- 
schen Bedarf an eisfreien Häfen zu sprechen, und ROosEVELT deutete 
die Möglichkeit an, an der deutschen Nordseeküste »eine Art freie Zone« 
mit den Städten Bremen, Hamburg und Lübeck zu errichten. Ohne nä- 
here Stellungnahme hierzu und ohne insbesondere Königsberg zu er- 
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Teheran 28. 11. bis 


1. 12. 1943: Die er- 
ste Konferenz der 
‚Großen Dreic. STALın 
in der Uniform eines 
Marschalls der So- 
wjetunion auf dem 
Weg zum Konferenz- 
raum; hinter ihm Au- 
ßenminister Wijat- 
scheslaw M. 
MotLoTow. 


* Alfred M. DE Za- 
vas, Die Angloameri- 
kaner und die Vertrei- 
bung der Deutschen, C. 
H. Beck, München 
21978, S. 60; Win- 
ston S. CHURCHILL, 
Der Zweite Weltkerieg, 
Scherz, Bern-Mün- 
chen-Wien 1948, 
Lizenz-Ausgabe der 
Bertelsmann 
GmbH, S. 843. 

° David IRVING 
Deutschlands Ostgren- 
se, Kiel °1995, S. 73. 
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rung, Druffel, Ste- 
gen 2002, S. 104 f. 


” David Irving, 
ebenda, S. 77. 
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wähnen, wies STALIN darauf hin, daß die Sowjetunion mit Murmansk in 
der Tat nur einen einzigen eisfreien Hafen besitze. 

Am Nachmittag des 1. Dezember führte RoosEvELT, der sich in der 
Frage der Westverschiebung Polens bisher zurückgehalten und dieses 
Thema CHurcnHiLL überlassen hatte, ein vertrauliches Zwiegespräch hier- 
über mit STALIN herbei. Unter Hinweis auf die im kommenden Jahr in 
den USA anstehenden Wahlen, vor denen er Rücksicht auf die sechs bis 
sieben Millionen polnischstämmigen Wähler nehmen müsse, bat er um 
Verständnis für seine Zurückhaltung. Persönlich teile er die Ansichten 
STALINs über die Wiederherstellung und die neuen Grenzen des polni- 
schen Staates, wolle dessen Östgrenze also nach Westen und seine West- 
grenze ebenfalls an die Oder verschoben sehen. Derzeit aber könne er 
sich an einer solchen Regelung öffentlich nicht beteiligen.‘ Der US-Prä- 
sident fürchtete, die polnischen Wähler würden trotz des versprochenen 
territorialen Zugewinnes an deutschem Boden im Westen nicht akzep- 
tieren, daß ihrem Herkunftsland die nach dem Ersten Weltkrieg im Osten 
eroberten Gebiete wieder genommen werden sollten. Verbindlich und 
höflich zeigte STALın Verständnis. 

Um 18 Uhr fanden sich die »Großen Drei« zu ihrer abschließenden 
Plenarsitzung zusammen. Hinsichtlich der deutschen Gebiete jenseits 
von Oder und Neiße und der neuen Westgrenze Polens erinnerte Win- 
ston CHURCHILL an sein läppisches Zündholz-Spielchen vom ersten Abend 
und entblödete sich nicht zu wiederholen, daß Großbritannien in erster 
Linie an der Sicherheit der sowjetischen Westgrenze gegenüber Deutsch- 
land gelegen sei. Er sei bereit, der polnischen Exilregierung in London 
jegliche Grenze zu empfehlen, die STALIN vorschlage. Der Sowjetführer 
befürwortete darauf erneut die Ausdehnung Polens auf Kosten des 
Deutschen Reiches. Zur Ostgrenze Polens erklärte er: »Die sowjetische 
Regierung hält an der Linie vom Jahre 1939 fest.« Und - im Kern ethno- 
graphisch zutreffend — fügte er hinzu: »Sie hat der Ukraine ukrainischen 
Boden und Weißrußland weißrussischen zurückgegeben.«’ Süffisant ent- 
gegnete der englische Außenminister EDEN hierauf unter Anspielung 
auf das territoriale Geheimabkommen im HITLER-STALIN-Pakt vom 23. 
August 1939, diese Grenze sei als »RıBBENTROP-MOLOTOW-Linie« in die 
Geschichte eingegangen. MOLOTOW entgegnete schlagfertig, er ziehe die 
Bezeichnung »Curzon-Linie« vor (die identische, von dem britischen Au- 
ßenminister Lord Curzon 1920 nach ethnisch-kulturellen Kriterien als 
polnische Ostgrenze vorgeschlagene Linie entlang der Flüsse Bug und 
San). In Hinsicht auf Ostdeutschland fragte ROOSEVELT, ob es denn mög- 
lich sei, ganze Bevölkerungen willkürlich umzusiedeln, was STALIN auf- 
grund seiner vorangegangenen einschlägigen Untaten durchaus bejahen 
konnte. 
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Im weiteren Verlauf erhob STALın erstmals Anspruch auf das nördli- 
che Ostpreußen mit den Städten Königsberg und Tilsit, womit er auf 
das Einverständnis der beiden westlichen Staatschefs stieß. Völkerrecht- 
lich verbindliche Absprachen wurden auf der Konferenz von Teheran 
nicht getroffen. STALIN konnte aber gewiß sein, daß auch die künftige 
sowjetische Herrschaft über Polen und Ostdeutschland bis zur Oder gesi- 
chert war, da auch die atlantischen Führer die Verschiebung der polni- 
schen Westgrenze auf deutsches Gebiet bis an die Oder befürworteten. 

»CHURCHILL ist allerbester Laune«, notierte der Brite Alexander CaDo- 
GAN zu der insgesamt heiteren Atmosphäre der Teheraner Konferenz. 
»Die persönlichen Beziehungen waren m. E. hervorragend«, fand er und 
versicherte: »Wir können die besten Resultate aus den Saufereien und 
Redereien erhoffen.«® Inwieweit die Resultate dieses Treffens tatsächlich 
dem Alkohol geschuldet waren, mag dahinstehen. Von den vergnügli- 
chen Anstrengungen der Konferenz erschöpft, erkrankte CHURCHILL auf 
seiner Rückreise und zog sich zur Erholung für mehrere Wochen nach 
Nordafrika zurück. Von Karthago aus beauftragte er seinen Außenmini- 
ster EDEn, den polnischen Exilpolitikern in London die mit STALIN ver- 
abredete Westverschiebung schmackhaft zu machen. Wenn die Polen alles 
ablehnen sollten, so [sähe er] keine Möglichkeit, wie die britische Regie- 
rung noch irgend etwas für sie unternehmen sollte. . «’ Für Polen war 
die in Teheran geplante staatliche Wiedererrichtung objektiv ein Danaer- 
geschenk, war sie doch mit der schweren Hypothek eines neuen, un- 
rechtmäßigen, moralisch höchst anfechtbaren territorialen Besitzstan- 
des auf deutschem Boden belastet. 


Der britische Premierminister Churchill 
und die Verbrechen an ostdeutschen Menschen 


Bereits um den 20. Oktober 1944 war die von STALIns Einpeitschern 
verhetzte Soldateska der Roten Armee auf ostpreußisches Gebiet vor- 
gedrungen, wo sie grauenhafte Untaten an der Zivilbevölkerung verüb- 
te; Ortsnamen wie Nemmersdorf" sind unvergessen. Aus dem Munde 
seines Premierministers steuerte Großbritannien den menschenverach- 
tenden Begleittext zu den sowjetischen Greueln und dem namenlosen 
Massenelend der sich seit Mitte Januar 1945 in Ostdeutschland bilden- 
den riesigen Flüchtlingstrecks bei. Vor dem Unterhaus in London pries 
Winston ChurcmLL am 15. Dezember 1944 »die Vertreibung der Deut- 
schen — denn so lautet der Vorschlag: völlige Vertreibung der Deutschen 
— aus den Gebieten, die Polen im Westen und Norden gewinnt. Denn 
die Vertreibung ist, soweit wir zu erkennen in der Lage sind, das befrie- 
digendste und dauerhafteste Mittel. Es wird keine Mischung der Bevöl- 
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kerung geben, die so leicht zum Quell endloser Unannehmlichkeiten 
werden kann, wie zum Beispiel Elsaß-Lothringen. Hier wird reiner Tisch 
gemacht werden.«'' 

Das Thema der Austreibung der Deutschen aus ihren Gebieten jen- 
seits von Oder und Neiße beschäftigte CHURCHILL stark — freilich nicht 
unter ethischen und humanitären, sondern ausschließlich unter Gesichts- 
punkten, die seiner Persönlichkeit gemäßer waren: So war er in Sorge, 
daß die aus ihrer Heimat vertriebenen wohnungs- und mittellosen Deut- 
schen demnächst in Westdeutschland in großer Zahl den für die Verwal- 
tung des Elends zuständigen britischen Besatzern zur Last fallen wür- 
den. Zynisch fuhr er in seiner Rede vom 15. Dezember 1944 daher fort: 
»Ich sehe nicht ein, warum in Deutschland kein Platz für die Bevölke- 
rung Östpreußens und der anderen von mir erwähnten Gebiete sein sollte. 
Schließlich wurden bereits sechs bis sieben Millionen Deutsche in die- 
sem schrecklichen Krieg getötet. ... Überdies ist zu erwarten, daß noch 
mehr Deutsche in den Kämpfen des kommenden Frühjahrs und Som- 
mers getötet werden. . .«'? 

Grundsätzlich war der britische Premier von der fixen Idee besessen, 
so viele Deutsche, wie irgend möglich, zu töten, Zivilpersonen, gleich 
welchen Alters oder Geschlechts, nicht ausgenommen. Am 25. Januar 
1945, als die Elendsströme der Flüchtlinge aus den deutschen Ostpro- 
vinzen auf winterlichen Straßen in die mitteldeutschen Städte fluteten, 
rief CHURCHILL. seinen für die Bomberflotten zuständigen Minister Ar- 
chibald SıncLAır an und fragte ihn, welche Vorschläge das britische Bom- 
berkommando vorgelegt hätte, »die Deutschen auf ihrem Rückzug aus 
Breslau zu braten«.'” Da es einen militärischen Rückzug der Wehrmacht 
aus Breslau nicht gab, war der Sinn der Frage klar: Eindeutig meinte 
CHurcmLı die aus dem ostdeutschen Schlesien nach Mitteldeutschland 
strömenden Flüchtlingsmassen. Er gedachte also, die durch die »ethni- 
sche Säuberung« des deutschen Ostens geschaffenen Probleme durch 
physische Vernichtung der betroffenen Menschen zu entschärfen, in- 
dem er diese »briet«, wie er sich in dem ihm eigenen läppisch-zynischen 
‚sense of humor< ausdrückte. Sein Minister verstand ihn nur zu gut: Zwei 
Tage später, am 27. Januar 1945, erhielt das Bomberkommando den Be- 
fehl zum Großangriff unter anderem gegen das militärisch völlig bedeu- 
tungslose, aber mit Ostflüchtlingen überfüllte Dresden. 


Die Konferenz von Jalta 


Die nächste Konferenz der „Großen Drei« über das Schicksal Deutsch- 
lands und Europas fand vom 4. bis 12. Februar 1945 im Badeort Jalta 
auf der Halbinsel Krim statt. 
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Gegenstand eingehender Erörterungen war der künftige polnische 
Staat. Über die Curzon-Linie als Polens Ostgrenze war man sich einig, 
nicht mehr jedoch hinsichtlich des Verlaufes seiner Westgrenze. Um den 
Besitzstand des Sowjetimperiums möglichst weit auszudehnen, forderte 
STALIN die Anerkennung der »Oder-Neiße-Linie« als polnischer Westgren- 
ze. ROOSEVELT und CHURcCHIL.L indes waren nicht bereit, sich auf diese 
Demarkation schon jetzt endgültig festzulegen; der sichanbahnende Ost- 
West-Konflikt warf seine Schatten voraus. CHURCHILL schützte die Be- 
sorgnis vor, daß ein so großer Zuwachs die Fähigkeiten der Polen über- 
fordern werde. »Es wäre sehr schade«, erklärte er am 7. Februar, »die 
polnische Gans mit deutschem Futter so vollzustopfen, daß sie an einer 
Magenverstimmung zugrunde ginge.« Die geplante gewaltsame Austrei- 
bung der deutschen Bevölkerung hingegen focht CHurcHILL, den Prot- 
agonisten apokalyptischer Massentötungen, als solche keineswegs an. Er 
verwies auf den »Erfolg« der griechisch-türkischen »Transferierungen« 
nach dem Ersten Weltkrieg und fuhr fort: »Wenn die Polen Ostpreußen 
und Schlesien bis zur Oder übernehmen, bedeutet das die Transferie- 
rung von 6000000 Deutschen. Wir haben 5 oder 6 Millionen [Deut- 
sche] getötet und werden vor Beendigung des Krieges wahrscheinlich 
noch eine weitere Million töten. Dadurch müßte in Deutschland für die 
transferierten Menschen Raum genug vorhanden sein.«'* Hinsichtlich 
der von ihm genannten Zahl von 6 000 000 aus den Oder-Neiße-Gebie- 
ten zu vertreibenden Deutschen mußte sich CHurcnHiLL freilich von sei- 
nem kongenialen Freund STALIN, der auf das Wirken seines Mordhet- 
zers Ilja EHRENBURG vertraute, korrigieren lassen: »So viele Deutsche wird 
es dort nicht geben«, erklärte der Diktator, »denn sie werden weglaufen, 
sobald unsere Truppen dort einfallen.«'° 
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Karte: US-Vorschläge in Jalta für 


eine Gebietsverteilung zwischen 


Deutschland und Polen. 
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In der Frage der polnischen Grenzen einigte man sich schließlich auf 
eine allgemeingehaltene Formel: »Die drei Regierungschefs erwägen, daß 
die polnische Östgrenze der CurZon-Linie entsprechen. ... sollte. Es wird 
anerkannt, daß Polen im Norden und Westen einen beträchtlichen Ge- 
bietszuwachs erhalten muß. Sie glauben, daß über den Umfang des Zu- 
wachses zu gegebener Zeit die Meinung der Polnischen Provisorischen 
Regierung der Nationalen Einheit eingeholt werden sollte und daß die 
endgültige Festlegung der Westgrenze Polens der Friedenskonferenz vor- 
behalten bleiben sollte.«'° 

Diese Frage blieb also offen, doch waren der Raub zumindest eines 
Großteils der deutschen Gebiete östlich von Oder und Neiße sowie de- 
ren »ethnische Säuberung« nunmehr einmütig beschlossene Sache. Ad- 
miral William D. LEany, RoosEvErrs Stabschef, hielt seine persönliche 
Bewertung dieser Entscheidungen in einem Tagebucheintrag vom 11. 
Februar 1945 fest. Im Sinne der gängigen antideutschen Ressentiments 
der Stimme seines Herrn loyal ergeben, schickte er voraus: »Zwar hat 
sich das deutsche Volk aufgrund dieses barbarischen Eroberungskrieges 
sämtliche Strafen, die man sich zuziehen kann, verdient. .. Ich sehe kei- 
ne andere Möglichkeit, dieses Volk von... grundsätzlich militaristischen 
Menschen wegen ihrer Kriegsverbrechen zu bestrafen.« Doch jenseits 
solch dümmlicher Propagandaklischees dämmerte dem US-Amerikaner 
die alte Erfahrung der Weltgeschichte, daß sich dergleichen bitter rächen 
kann: »Diese drei Männer, die zusammen die stärkste Militärmacht be- 
fehligen, die jemals zusammengestellt wurde, sitzen an einem runden 
Tisch auf der Krim [und] vereinbaren untereinander, ... Deutschland 
zu entwaffnen und zu zerstückeln, .... Gebiete von Deutschland an Po- 
len zu transferieren, eine Maßnahme, die die Deportierung von zwischen 
sieben und zehn Millionen Menschen der überlebenden Bevölkerung 
notwenig machen wird.« Dieser »Frieden« erscheine ihm vals ein furcht- 
bares »Säen von Drachenzähnen;,, das die Keime eines schrecklichen Ver- 
geltungskrieges in einer fernen Zukunft in sich birgt... die Aussicht, 
daß sie [die Deutschen] aus Verzweiflung heraus irgendwann in einer 
unbestimmten Zukunft reagieren werden, läßt einen doch erschaudern«." 
In der Tat war das in seinen ungeheuerlichen Dimensionen und seiner 
verbrecherischen Hybris historisch einzigartige Vorgehen des Sowjet- 
diktators und der beiden westlichen Führer aus der damaligen Sicht durch- 
aus dazu angetan, eine nicht enden wollende Spirale von Gewalt und 
tödlichem Völkerhaß in Gang zu setzen. Daß es wider Erwarten später 
tatsächlich anders kam, war nicht das Verdienst ROOSEVELTS, CHURCHILLS 
und STALINs, des west-östlichen »Trio Infernale< von Jalta. 
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Die Potsdamer Konferenz 


Vom 17. Juli bis zum 2. August 1945 traten die Regierungschefs der drei 
Siegermächte im Schloß Cecilienhof in Potsdam zusammen, um die 
Ergebnisse der Konferenzen von Teheran und Jalta der gegenwärtigen 
Lage anzupassen und fortzuschreiben. Anstelle des inzwischen verstor- 
benen F. D. ROOsEVELT erschien der neue US-Präsident Harry TRUMAN. 
Winston CHURCHILL reiste im Hinblick auf die in England anstehenden 
Wahlen vorsorglich in Begleitung des Oppositionsführers Clement ATT- 
LEE an, der ihn nach dem Wahlsieg der Labour-Partei seit dem 29. Juli 
dann auch ablöste. Ein Abschlußkommunique in Form eines Protokolls 
kam zustande, in dem programmatisch-propagandistische Floskeln, Ab- 
sichtserklärungen sowie Übereinkünfte der Staatschefs in Einzelpunk- 
ten enthalten waren. Gemäß dem Kommunique vom 2. August 1945"? 
gingen die Sieger ungeachtet u. a. der rechtswirsamen Anschlüsse Öster- 
reichs und des Sudetenlandes willkürlich von den Reichsgrenzen vom 
31. Dezember 1937 aus. 

Einen Schwerpunkt der Potsdamer Konferenz bildeten die Verhand- 
lungen über den deutschen Osten. Der endgültige Verlauf der deutschen 
Östgrenze sollte in einem demnächst mit einer gesamtdeutschen Regie- 
rung zu schließenden Friedensvertrag festgelegt werden. Hinsichtlich 
Nordostpreußens war man sich bereits seit der Teheraner Konferenz 
einig. STALIN begründete den sowjetischen Griff nach dieser alten deut- 
schen und deutsch besiedelten Kulturlandschaft mit seinem Interesse an 
dem eisfreien Hafen Königsberg. In Abschnitt VII. des Protokolls vom 
2. August 1945 hieß es dazu: »Die Konferenz hat grundsätzlich dem 
Vorschlag der Sowjetregierung hinsichtlich der endgültigen Übergabe der 
Stadt Königsberg und des anliegenden Gebietes an die Sowjetunion... 
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zugestimmt, wobei der genaue Grenzverlauf einer sachverständigen Prü- 
fung zu unterwerfen ist. Der Präsident der USA und der britische Pre- 
mierminister haben erklärt, daß sie den Vorschlag der Konferenz bei der 
bevorstehenden Friedensregelung unterstützen werden.« Das textlich 
insgesamt unzulänglich abgefaßte Protokoll schweigt sich hier darüber 
aus, daß dieses deutsche Gebiet bis zum Abschluß des Friedensvertrages 
unter sowjetische Verwaltung gestellt werden sollte; dies folgt aber aus 
Abschnitt IX. b) über Polen. 

Streitig verhandelte man über den künftigen Verlauf der polnischen 
Westgrenze. Hier hatte STALIN seine Position bestens vorbereitet, indem 
er die zur sowjetischen Besatzungszone gehörenden deutschen Gebiete 
jenseits von Oder und Neiße bereits informell dem moskauhörigen pol- 
nischen Regime übertragen hatte. Schon im März 1945 hatten seine pol- 
nischen Statthalter hier fünf eigene Verwaltungsbezirke, die neuen 
»Woiwodschaften: Masuren, Pommern, Niederschlesien, Oberschlesien 
und Danzig eingerichtet. Im Hinblick auf diese »Realitäten« forderte er 
von den anglo-amerikanischen Staatschefs, sich schon jetzt auf die Oder- 
Neiße-Linie als polnische Westgrenze festzulegen. Truman hielt dem ent- 
gegen, daß STALIN hier abprachewidrig eine neue — polnische — Besat- 
zungszone eingerichtet habe. Dabei war der US-Präsident mit der 
völkerrechtswidrigen Abtrennung der deutschen Gebiete durch Polen 
und der Festlegung einer nach Westen vorgeschobenen Staatsgrenze dieses 
sowjetischen Satellitenstaates grundsätzlich durchaus einverstanden: Er 
hege, so erklärte er, »sehr freundschaftliche Gefühle gegenüber Polen 
und ebenfalls gegenüber Rußlands Vorschlägen zur Westgrenze«. Nur 
gegen das vorzeitige, eigenmächtige Vorgehen STALINs in einer Frage, 
über die nach den Vereinbarungen von Jalta erst auf der künftigen Frie- 
denskonferenz entschieden werden sollte, wandte er sich mit Nachdruck. 
Die Herausnahme der Oder-Neiße-Gebiete aus dem Territorium der Be- 
satzungszonen schmälere, so argumentierte er, die Verfügungsmasse für 
westliche Reparationsansprüche, die aus ganz Deutschland befriedigt 
werden sollten: »Wir können über Art und Höhe der Reparationen keine 
Einigung erzielen, wenn Teile des deutschen Gebiets bereits verschenkt 
sind«, erklärte er in der Plenarsitzung vom 21. Juli.«'” 

Dem hielt STALIN entgegen, es habe, da alle Deutschen geflüchtet sei- 
en, keinen anderen Ausweg gegeben, als polnische Verwaltungen einzu- 
richten. »Wo sind die 9 Millionen Deutschen?« wollte TRuMAn daraufhin 
wissen. » Alle geflohen«, log Stalin.” »Im Westen zwischen Oder und 
Weichsel«, ergänzte er wenig später, »haben die Deutschen ihre Felder 
verlassen, und diese werden jetzt von den Polen bestellt. Es ist unwahr- 
scheinlich, daß die Polen zustimmen werden, daß die Deutschen diese 
Felder wieder bestellen.«' 
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= Staatsgrenzen 1937 


Die deutsch-polnische Grenze auf der Konferenz von Potsdam. Karte aus: 
Michael A. Hartenstein, Die Geschichte der Oder-Neiße-Linie, 
Olzog, München 2006. 
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In Wirklichkeit hatte der von polnischen Behörden angeordnete mör- 
derische Terror wilder Vertreibungen, der bis in das Jahr 1948 andauerte, 
in großem Stil erst im Mai 1945 eingesetzt. Zur Zeit der Potsdamer Kon- 
ferenz lebten noch weit mehr als 5 Millionen Deutsche in den polnisch 
verwalteten Ostgebieten. Nach britischen Schätzungen, denen Vorkriegs- 
statistiken zugrunde lagen, handelte es sich dabei um 7 bis 11 Millio- 
nen?” Menschen. Der als wissenschaftlicher Mentor ChurcHiLLs in Sa- 
chen Bombenholocaust bekannte Professor Friedrich LINDEMAN, als Lord 
CHERWELI. geadelt, einer der engsten Berater des britischen Premiermi- 
nisters, ging am 17. Juli 1945 in einer warnenden Denkschrift von 8 bis 
10 Millionen Deutschen aus, die im Falle ihrer Vertreibung Restdeutsch- 
land überfluten würden und für deren Ernährung die westlichen Besat- 
zer würden aufkommen müssen. Hinzu kämen, so LINDEMAN, noch 2 
Millionen von den Tschechen vertriebene Sudetendeutsche. Den Polen 
solle daher nicht erlaubt werden, die Ostdeutschen auszutreiben.?? 

Die Argumentation LINDEMANNs beeindruckte CHURCHILL. In der Sit- 
zung der Potsdamer Konferenz vom 21. Juli 1945 erklärte er: »Wir wol- 
len nicht mit einer riesigen deutschen Bevölkerung belastet werden, die 
ihrer Ernährungsbasis beraubt ist. Denken sie einmal an die Bevölke- 
rung des Ruhrgebiets. Wenn sich nicht genug Lebensmittel beschaffen 
lassen, dann können wir Verhältnissen gegenüberstehen wie früher in 
den deutschen Konzentrationslagern — nur in einem noch viel größeren 
Umfang.«* Eine persönlichkeitsfremde Anwandlung humaner Gesinnung 
wird man bei ChurcHiLL, der die Vertreibung der Deutschen aus den 
Östprovinzen grundsätzlich befürwortete, hier wohl kaum unterstellen 
können, doch hatte er als britischer Regierungschef die Kritik von Tei- 
len der britischen Öffentlichkeit und des Unterhauses zu fürchten, wenn 
er allzu offensichtlich die Mitverantwortung für Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit übernahm. 

In Abschnitt IX. »Polen«) des Abschlußkommuniques vom 2. Au- 
gust 1945 wurde zu b) ein Kompromiß zwischen den Chefs der angel- 
sächsischen Mächte und STALIN protokolliert: »Die Häupter der drei Re- 
gierungen bekräftigen ihre Auffassung, daß die endgültige Festlegung 
der Westgrenze Polens bis zu der Friedenskonferenz zurückgestellt wer- 
den soll.« Die »früher deutschen Oder-Neiße-Gebiete (das Territorium 
im Norden und Westen, das Polen erhalten solle), sollten »bis zur end- 
gültigen Festlegung der Westgrenze Polens. .. unter die Verwaltung des 
polnischen Staates kommen und in dieser Hinsicht nicht als Teil der 
sowjetischen Besatzungszone in Deutschland betrachtet werden«. 

Sein Ziel, die Westmächte schon jetzt auf die Oder-Neiße-Linie als 
polnische Staatsgrenze festzulegen, hatte STALın also nicht erreicht; doch 
immerhin hatten sich diese bereit gefunden, den polnisch verwalteten 
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Bereich aus dem gemeinsamen Besatzungsberitt zu entlassen. Daß in 
dieser Passage von den »früher« deutschen Gebieten die Rede war, paßte 
dogmatisch nicht zu der gemeinsamen Festlegung, daß das Reich völker- 
rechtlich bis zur beabsichtigten Friedenskonferenz in den Grenzen vom 
31. Dezember 1937 fortbestehen sollte. Es entsprach aber der im Grund- 
satz völlig übereinstimmenden Absicht STAı.Ins, ROOSEVELTS und CHUR- 
cHILLs, Polen im Westen und Norden auf Kosten des deutschen Staats- 
gebiets jenseits von Oder und Neiße zu vergrößern. 

Hinsichtlich der Vertreibung, Umsiedlung oder Ausweisung hieß es 
im Potsdamer Protokoll - Abschnitt XIII., »Ordnungsgemäße Überfüh- 
rung deutscher Bevölkerungsteile« »Die Konferenz erzielte folgendes 
Abkommen über die Ausweisung Deutscher aus Polen, der Tschecho- 
slowakei und Ungarn: Die drei Regierungen... erkennen an, daß die 
Überführung der deutschen Bevölkerung oder Bestandteile derselben, 
die in Polen, Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind, nach 
Deutschland durchgeführt werden muß. Sie stimmen darin überein, daß 
jede derartige Überführung. . . in ordnungsgemäßer und humaner Weise 
erfolgen soll.« 

Dieser Abschnitt bezieht sich nach seinem Wortlaut und dem völker- 
rechtlichen Konzept der Konferenz ausschließlich auf in den genannten 
Ländern — Polen, Tschechoslowakei und Ungarn — lebende Deutsche, 
und eindeutig nicht auf die Bewohner der polnisch oder sowjetisch ver- 
walteten deutschen Ostgebiete. Die Kontrahenten der Potsdamer Kon- 
ferenz dürften sehr wohl zwischen polnischem Gebiet und dem von 
Polen verwalteten deutschen Bereich unterschieden haben, hatte man 
doch in streitiger Verhandlung soeben ausdrücklich entschieden, daß letz- 
terer völkerrechtlich nicht vor dem Friedensvertrag von Deutschland 
abgetrennt werden und es den Polen nicht erlaubt sein sollte, die westli- 
chen Besatzungszonen mit Millionen Flüchtlingen aus diesen Gebieten 
zu belasten. Genau dieser Regelung entsprach Abschnitt XIII. des Pro- 
tokolls — ein »redaktionelles Versehen« insoweit ist eher unwahrschein- 
lich. Andererseits werden die Oder-Neiße-Gebiete in Abschnitt IX. b) 
aber bereits als »früher deutsche Gebiete« bezeichnet. 

Jedenfalls waren sich die »Häupter der Drei Regierungen«, also auch 
der britische Premierminister ÄATTLEE (nach CHurcnHiL.) und US-Prasi- 
dent Truman grundsätzlich einig in dem Beschluß, nicht nur die im mit- 
telosteuropäischen Ausland und auf dem Balkan ansässigen Volksdeut- 
schen, sondern auch die von Nordostpreußen bis zum Sudetenland auf 
deutschem Staatsgebiet lebenden autochthonen deutschen Bevölkerun- 
gen auszutreiben. Die Vorbehalte der atlantischen Staatschefs insoweit 
waren nur zeitlich begrenzt und betrafen in der Sache lediglich die Repa- 
rationen sowie die Verhinderung von Versorgungsengpässen im Westen, 
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nicht aber die Vertreibung als solche. Daß die »Überführung. .. in ord- 
nungsgemäßer und humaner Weise« erfolgen solle, war nicht mehr als 
eine diplomatische Phrase für die westliche Öffentlichkeit. Gleichgültig 
sahen die anglo-amerikanischen Regierungen den »wildeng, teils genozi- 
dalen Vertreibungen zu. 
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Die deutschen Ostgebiete im deutschen Grundgesetz 
und in der Politik und Propaganda der atlantischen Mächte 
und der Bundesrepublik 


Die von den Westmächten in den folgenden Jahrzehnten des Kalten 
Krieges wiederholt zum Ausdruck gebrachte Mißbilligung der Vertrei- 
bung sowie die stereotype Behauptung, die deutsche Frage einschließ- 
lich derjenigen der deutschen Ostgebiete bis zu einer gerechten Rege- 
lung in einem Friedensvertrag offen halten zu wollen, waren reine 
Heuchelei.” Die politisch-mediale Klasse Westdeutschlands übernahm, 
unterstützt von zahlreichen geschichtspolitisch korrekten »Hofhistori- 
kern«, diese Darstellung der Sieger teils aus Unwissenheit, teils aus unter- 
würfigem Opportunismus als bare Münze. Es war tabuisiertes »Herr- 
schaftswissen« der in Bonn jeweils Regierenden, daß die westlichen 
»Freunde« entgegen ihren offiziellen Verlautbarungen eine Wiederher- 
stellung Deutschlands in den Grenzen von 1937 oder auch nur Kom- 
promisse in dieser Frage keineswegs wollten. 

In stillschweigender Anlehnung an die Festlegungen der Potsdamer 
Konferenz war das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
von den deutschen Grenzen vom 31. Dezember 1937 ausgegangen. Seine 
Präambel begann mit dem feierlichen Bekenntnis zur nationalen und 
staatlichen Einheit Deutschlands und endete mit dem Satz: »Das gesamte 
Deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Ein- 
heit und Freiheit Deutschlands zu vollenden.« Nach der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichtes in den folgenden Jahrzehnten war dies 
keine bloße Absichtserklärung, sondern verbindlich gesetztes Recht. 

Im übrigen enthielt der Vorspruch die Feststellung, das deutsche Volk 
in den (an dieser Stelle aufgezählten) westdeutschen Ländern habe, »um 
dem staatlichen Leben für eine Übergangszeit eine neue Ordnung zu 
geben, kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland beschlossen«. Es habe dabei »auch für jene 
Deutschen gehandelt, denen mitzuwirken versagt war«. Seinen Geltungs- 
bereich beschränkte das Grundgesetz in Artikel 23 Absatz 1 »zunächst« 
(') auf die westlichen Bundesländer. »In anderen Teilen Deutschlands«, 
so bestimmte Art. 23 Abs. 2, »ist es nach deren Beitritt in Kraft zu set- 
zen.« Damit waren Teilvereinigungen vorgeschen, wobei keiner der Teile 
Deutschlands (in den Grenzen von 1937!) vom Beitritt ausgeschlossen 
war, selbstverständlich auch nicht seine derzeit unter fremder Verwal- 
tung stehenden Ostgebiete. Einen zweiten Weg zur Einheit (in den Gren- 
zen von 1937!) zeichnete Artikel 146 GG vor, indem er das Ende der 
Gültigkeit des Grundgesetzes auf den Tag festlegte, »an dem eine Ver- 
fassung in Kraft tritt, die von dem deutschen Volke in freier Entschei- 
dung beschlossen worden ist«. Die noch getrennten Teile Deutschlands 
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(einschließlich der Ostgebiete!) konnten alternativ also auch über eine 

neue gesamtdeutsche Verfassung zusammengeführt werden. Mehr Klar- 

heit in den nationalen Grundfragen, als das Grundgesetz in seiner ur- 

sprünglichen Fassung sie bot, konnte man sich kaum wünschen. 
Das Bundesverfassungsgericht sprach nur Selbstverständliches aus, als 

es in seinem Urteil vom 31. Juli 1973, das freilich nur den Grundvertrag 

zum Gegenstand hatte, auf das für alle Verfassungsorgane der Bundes- 

republik Deutschland und ihre Politik rechtsverbindliche Verfassungs- 

gebot der Herstellung der Einheit hinwies.” ”* BverfGE Bd. 36, 
Durch Beschluß vom 7. Juli 1975?” über die Ostverträge der damali- S. 17 ff 

gen Bonner Bundesregierung entschied das Bundesverfassungsgericht 

klar und eindeutig über den völkerrechtlichen Status der deutschen Ost- 

gebiete. Hier einige Kernpunkte aus den Gründen: 


S. 157: Die Gebiete östlich von Oder und Neiße sind ebenso wie das 
übrige Reichsgebiet in den Grenzen vom 31. Dezember 1937 von den 
Siegermächten bei Kriegsende nicht annektiert worden. 


S. 158 ff.: Auf der Potsdamer Konferenz Juli/August 1945 haben sie 
die deutschen Ostgebiete vorbehaltlich der endgültigen Bestimmung der 
territorialen Fragen bei der künftigen Friedensregelung teils unter so- 
wjetische und teils unter polnische Verwaltung gestellt. Die Sowjetunion 
und Polen haben die Vorläufigkeit dieser Gebietszuweisung zunächst 
respektiert. Die drei Westmächte haben einer endgültigen Zuweisung 
der deutschen Ostgebiete nicht zugestimmt. Im Potsdamer Protokoll 
haben sie hinsichtlich Nordostpreußens lediglich in Aussicht gestellt, eine 
endgültige Überlassung an die Sowjetunion bei der bevorstehenden Frie- 
densregelung mit Deutschland vorbehaltlich der noch vorzunehmenden 
Festlegung des genauen Grenzverlaufs zu unterstützen. Die Sowjetuni- 
on und Polen haben jedoch schon bald nach Beendigung des Krieges 
einseitig Maßnahmen getroffen, die auf eine vollständige Einbeziehung 
der deutschen Ostgebiete in ihren Herrschaftsbereich gerichtet waren. 


S. 171: Die Ostverträge haben nicht die Entlassung der deutschen 
Östgebiete aus der rechtlichen Zugehörigkeit zu Deutschland und nicht 
deren Unterstellung unter die Souveränität und Hoheitsgewalt der So- 
wjetunion und Polens bewirkt. 


Als nach der friedlichen Revolution in der DDR im Jahre 1989 die »klei- 
ne Wiedervereinigung Westdeutschlands mit Mitteldeutschland auf der 
Tagesordnung der Geschichte stand, wollte man den historisch und völ- 
kerrechtlich vorgezeichneten Weg über Art. 146 GG nicht gehen. Denn 
dies hätte dazu gezwungen, über einen Friedensvertrag auf der in Pots- 
dam festgelegten Basis der Grenzen vom 31. Dezember 1937 und damit 
auch über die deutschen Ostgebiete und die endgültige deutsche Ost- 
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grenze zu verhandeln und zu entscheiden. Für die Sowjetunion und die 
Vertreiberstaaten verstand es sich von selbst, dies abzulehnen, denn sie 
konnten nicht daran interessiert sein, daß die von ihnen im deutschen 
Osten durch rechtswidrige Gebietseinverleibungen und Austreibungen 
der deutschen Bevölkerung geschaffenen Tatsachen in Frage gestellt und 
revidiert wurden. 

Aber auch die Westmächte zeigten keinerlei Neigung, dieses für sie 
heiße Eisen« aufzugreifen. Den Deutschen sollte auch aus der Sicht der 
atlantischen Staaten die politisch unumgänglich gewordene Vereinigung 
der Bundesrepublik mit der DDR nicht auch noch die Gelegenheit bie- 
ten, den Raub von mehr als 114000 Quadratkilometern ihres Staatsge- 
bietes, die gewaltsame, teils genozidale Vertreibung von 9 Millionen Volks- 
angehörigen allein aus den Oder-Neiße-Gebieten sowie die mörderische 
Entvölkerung Nordostpreußens durch die Rote Armee auch nur zur 
Sprache zu bringen; hier wirkte nachhaltig die Komplizenschaft der drei 
Siegermächte fort. Die gemeinsame Schuld der ‚Großen Drex an dem 
schändlichen Zivilisationsbruch der ethnischen »Säuberungen« sollte eben- 
so wenig in das Bewußtsein der Völker zurückgerufen werden wie das 
Mitwirken der Westmächte beim Raub der deutschen Ostprovinzen. Die 
Erinnerung an Winston CHURCHILLS Drei-Streichhölzer-Spielchen von 
Teheran war allzu peinlich. Bei Franzosen und Briten hatte zudem die 
aus dem 19. Jahrhundert herrührende, längst vorrational verselbständig- 
te Gegnerschaft zur »verspäteten Nation« ihre Wirkungskraft noch kei- 
neswegs eingebüßt. 

Kurzum: Auch die Westmächte wollten an den Herrschafts- und Be- 
siedlungsverhältnissen, die sie nach dem Krieg in den deutschen Ostge- 
bieten mitgeschaffen hatten, nicht rütteln lassen, sie weder in tatsächli- 
cher noch in rechtlicher Hinsicht zur Diskussion und Entscheidung 
stellen. Andererseits aber hatten sie im Kalten Krieg formell und nach 
außen hin stets auf den von der Potsdamer Konferenz vorläufig be- 
stimmten Grenzen von 1937 bestanden, deren endgültiger Verlauf erst 
in dem freilich nie zustande gekommenen Friedensvertrag mit Gesamt- 
deutschland hatte festgelegt werden sollen. In diesem entlarvenden Zwie- 
spalt handelten sie jetzt nach dem gesichtswahrenden Motto „Schwamm 
über dies alles« 

Diese Haltung nahm im Ergebnis auch der westdeutsche Bundeskanz- 
ler ein. Inoffiziell streute Helmut Kotir, der ‚Enkel ADENAUERs«, die Be- 
hauptung aus, die Vereinigung der Bundesrepublik mit der DDR sei nur 
gegen die Preisgabe der deutschen Ostgebiete zu haben; belegen konnte 
er eine solche Zwangslage freilich nicht. Gegenteiliges ergibt sich viel- 
mehr aus Erklärungen des damaligen Bundesaußenministers Hans-Diet- 
rich GENSCHER, der am 8. Oktober 1990 gegenüber dem Bundesrat zu 
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den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen äußerte: »Es entspricht der Würde, 
der Verantwortung, dem Selbstbestimmungsrecht und dem Friedenswil- 
len unseres Volkes, daß wir [unsere Erklärungen und Verpflichtungen] 
in eigener freier Eorschejne abgegeben haben. Nichts ist uns aufge- 
zwungen oder abgerungen.«”* # Wolfgang SEIr- 

Die Vier Mächte hätten sich — bei allem Wehen -in dem von _FERT, Die Verträge 
der friedlichen Revolution in der DDR angestoßenen Zwei-plus-Vier- \#äschen Deutschland 
Prozeß dem beharrlich erhobenen Anspruch der Deutschen, über ihre en pa 
Ostgebiete und einen Friedensvertrag auf der Grundlage des internatio- ° a ne ; % 
nal überwiegend akzeptierten, aus dem Potsdamer Protokoll hergeleite- 1,7, Een , 

185 
ten Rechtsstandpunktes zu verhandeln und zu entscheiden, auf Dauer „guhts der Völker so- 
kaum entziehen können. Hieran konnte jedoch auch Kon. nicht inter- je des Fehlens ‚gemein- 
essiert sein. Da Änderungen des rechtswidrigen Status quo des deut- samer eindeutiger 
schen Ostens zugunsten Deutschlands für ihn politisch völlig ausschie- Willensbekundungen 
den, hätten rechtsförmige Entscheidungen über diese Provinzen nur in ?» den Vertragstexten, 
Gebietsabtretungen oder der völkerrechtlichen Anerkennung der rechts- Verlag Wissen- 
widrigen Ännexionen nach dem Krieg bestehen können. Das aber hätte Sfnund Eo 
seinen Nimbus als »Kanzler der Einheit« mit dem Odium belastet, tat- Köln nr 
ERS. i i i ; Mitte und Fußnote 
sächlich ein »Kanzler der Abtretung und des Verzichtes< zu sein. Eine 114. 
völkerrechtlich ausdrücklich vereinbarte oder gebilligte Abtrennung von 
Teilen der deutschen Ostgebiete im Rahmen des Zwei-plus-Vier-Vertra- 
ges hätte die Vertriebenenverbände, den konservativen Teil seiner Partei 
sowie viele Wähler verprellt. Auch dem Parteitaktiker Kot mußte es 
daher als das Günstigste erscheinen, die Frage der deutschen Ostgebiete 
und der Grenzen von 1937 aus den anstehenden Verhandlungen und 
Verträgen gänzlich herauszuhalten. Für ihn war der Beitritt der DDR 
gemäß Art. 23 Abs. 2 GG somit der »Königsweg;, weil er keine Entschei- 
dung über den Status der deutschen Ostgebiete erforderte. 

So brachte die übereinstimmende Interessenlage aller politisch maß- » s;ehe dazu: Ulrich 
geblichen Beteiligten es mit sich, daß im Zwei-plus-Vier-Vertrag vom scuw.arze, Die Deut- 
12. September 1990 und in den Zusatzabkommen von den deutschen schen und ihr Staat, 
Ostgebieten und von den Grenzen von 1937 keine Rede war. Anstatt Bd. 4: Kein Ende des 
eine Regelung zu treffen, stellte man diese Thematik lieber stillschwei- Sonderweges — 1939- 
gend »außer Streit«,”” um sie auf längere Sicht dem allgemeinen Verges- 1990 — Von der »Frie- 
sen anheim zu geben. Die Tatbeiträge der atlantischen Siegermächte zum densfront und der »Po- 
Raub der deutschen Ostgebiete und zu deren ethnischer Säuberung« sowie naar RR Ei 
ihre wahre Einstellung zu dem Geschehenen und zu den gegenwärtigen n Er En 
und künftigen Rechten Deutschlands an seinen Ostprovinzen blieben N 3 

& : H en > gen 
daher auch im Prozeß der »kleinen Wiedervereinigung: vom Mantel des 2013, S. 307 ff. 
Schweigens verhüllt. 

Ulrich Schwarze 
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War die »Abtretung< Ostdeutschlands 
»moralisch gebotene Sühne«? 


Wenn in den Geschichtsmärchen-Filmen des bekannten Geschichtsklitte- 
ters Knopp von deutschen Gebiets- und Menschenverlusten durch die 
Vertreibung die Rede ist, pflegt dieser regelmäßig mit moralinsäuerlicher 
Miene darauf hinzuweisen, daß wir schließlich den Krieg begonnen hät- 
ten und somit an allem selbst schuld seien. Chauvinistische Polen und 
deutsche Hofhistoriker schmettern diesbezüglich alle vernünftigen Ein- 
wände mit dem Hinweis ab, daß erstens die Deutschen für das den Polen 
von 1939 bis 1944 zugefügte Unrecht büßen müßten und daß es sich zwei- 
tens bei den von den Polen besetzten Gebieten ja um wiedergewonnenen 
alten, von den Deutschen geraubten urpolnischen Boden handele. 

Diese Haltung, die auf verschiedene nationalistische polnische Publi- 
zisten zurückgeht, wurde äußerst wirksam bereits 1918 von Roman 
DmowskI vertreten, der nach einer ersten Unterredung mit dem US-Prä- 
sidenten W. Wırson diesem wunschgemäß am 18. Oktober 1918 eine 
Denkschrift vorlegte. Sie umfaßte eine ausführliche Niederschrift mit 
vier Karten, die Wırson von der historischen, ethnographischen und 
moralischen (!) Rechtmäßigkeit der polnischen Ansprüche auf die preu- 
Bischen Ostprovinzen überzeugen sollte. 

Diese Denkschrift, eine »Magna Charta« der polnischen Annexions- 
absichten, bietet eine gedrängte Zusammenfassung aller derjenigen Ge- 
bietsforderungen, wie sie in vielen Zeugnissen bis 1939 hinein in immer 
gesteigerter Form wiederkehrten. Aus der umfangreichen Denkschrift 
kann hier nur ein sehr knapper Auszug gebracht werden: ' 

»Gelegen zwischen Deutschland, dem größten Volke des Kontinents, 
das immer die Verschlingung und Eroberung Polens anstrebte, und Ruß- 
land, wo anscheinend die zersetzenden Kräfte die Oberhand gewinnen 
und das wahrscheinlich nicht imstande sein wird, Polen wirksame Hilfe 
gegen einen deutschen Angriff zu leisten, muß Polen für sich selbst ein 
starker, vollkommen unabhängiger Staat sein, der imstande ist, für sich 
selbst zu sorgen und sich nach seiner eigenen Linie zu entwickeln. Es 
muß eine große schöpferische Demokratie in Osteuropa werden, eine 
Schanze gegen den deutschen Drang nach dem Osten. Und gleichzeitig 
muß es sich gegen zersetzende Einflüsse wehren... Die folgende Erör- 
terung der Lage in den verschiedenen Teilen des ethnographischen und 
historischen polnischen Gebietes bezweckt, ihre Bedeutung für die Zu- 
kunft Polens zu zeigen und die Berechtigung der polnischen Forderun- 
gen in bezug auf die einzelnen Provinzen nachzuweisen. 
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Das preußische Teilgebiet: 

Das polnische Gebiet im preußischen Staate zerfällt in vier Provin- 
zen: 

Posen, Westpreußen, Ostpreußen und Schlesien. Posen, Westpreußen 
und ein Teil Ostpreußens gehörten zum polnischen Staate bis zur ersten 
(1772) und zweiten (1793) Teilung Polens. Schlesien und der Hauptteil 
Ostpreußens gehörten zur Zeit der Teilungen schon nicht mehr zu Po- 
len, umfaßten in ihrer Sprache aber polnische Gebiete. . . (!) 

1. Posen: ... Es kann kein Zweifel (!) bestehen an dem Recht des 
polnischen Volkes auf Posen. Es ist ein wesentlicher Teil Polens und 
einer der wichtigsten Teile für die künftige Entwicklung des polnischen 
Volkes. .. 

2. Westpreußen: ... Die amtlichen Ziffern über Danzig stellen diese 
Stadt als rein deutsch hin. Indessen zeigen private Forschungen auf pol- 
nischem Wege, daß fast die Hälfte der Bevölkerung polnisch ist (!), wenn 
auch oberflächlich germanisiert (!) .. . Westpreußen muß nach dem Kriege 
aus folgendem Grunde zum polnischen Staat gehören: 

a) es war ein unabtrennbarer Teil des polnischen Staates vor den Tei- 
lungen, 

b) es ist polnisch auf Grund der polnischen Nationalität der Mehrheit 
(!) seiner Bewohner, mit Ausnahme weniger Kreise, die allerdings ger- 
manisiert worden sind. Einen Teil des germanisierten Gebietes an der 
Südwestecke Westpreußens würde man gegen den östlichen Teil Pom- 
merns, der einen starken Bruchteil (?) polnischer Bevölkerung besitzt, in 
deutscher Hand lassen können. Dadurch würde sich die polnische Grenze 
von Danzig aus weiter nach Westen verschieben. .. 


Ostpreußen: 

Das Gebiet besteht aus zwei in historischer Hinsicht verschiedenen 
Teilen: 

a) der kleinere westliche Teil, Ermland mit der Hauptstadt Allenstein, 
hat mit seiner polnischen und deutschen, katholischen Bevölkerung bis 
zu den Teilungen zum polnischen Staate gehört. 

Der größere östliche Teil mit der Hauptstadt Königsberg und einer 
Bevölkerung, die im Norden und in der Mitte aus Deutschen, im Süden 
aus Polen und im Osten aus Litauern besteht, samtlich lutherischer Kon- 
fession, hat niemals einen unabtrennbaren Teil des polnischen Staates 
gebildet... Das Bestehen dieses deutschen Vorpostens zwischen den 
Mündungen der Weichsel und der Memel, der zwei großen Flüsse Po- 
lens, war eine der Hauptursachen des Verfalls Polens und ist jetzt das 
Haupthindernis zum Aufbau eines wirklich unabhängigen polnischen 
Staates. 
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War die »Abtretung« Ostdeutschlands 
»moralisch gebotene Sühne«? 


Die Frage Ostpreußens erforderteine gründliche Auseinandersetzung. 

In sprachlicher Hinsicht ist der größte Teil des Gebietes deutsch. In 
geographischer Hinsicht gehört es zum polnischen Gebiet. 

In historischer und ethnographischer Hinsicht ist das Land nicht 
deutsch (!), da seine ersten Bewohner die Preußen waren, ein Zweig des 
litauischen Stammes, der später vom Ritterorden germanisiert worden 
ist. 

In wirtschaftlicher Hinsicht ist es ein Land, das sich in völliger Stagna- 
tion befindet. Durch eine Zollgrenze von Polen getrennt, zu dem es von 
Natur gehören sollte, mußte Ostpreußen eine verarmte Provinz mit ei- 
ner dünnen Bevölkerung (144 auf die Quadratmeile, während Polen 260 
zählt) bleiben.« 


Die folgenden Abschnitte handeln von den sozialen und politischen 
Verhältnissen der Provinz, die Dmowskı als ein »mittelalterliches Land«, 
als die »Festung der preußischen Reaktion« usw. bezeichnete. 


»4. Schlesien: 

.. Sehr wichtige Gründe sprechen für den Anschluß Oberschlesiens 
und dreier Kreise Mittelschlesiens an Polen. Diese Gründe sind die fol- 
genden: 

a) In geschichtlicher Hinsicht ist dies ein altes polnisches Gebiet (es 
heißt sogar Altpolen), das dreimal seine Herren gewechselt hat, jetzt aber, 
dank einer vor verhältnismäßig kurzer Zeit erfolgten Eroberung, preu- 
Bisch ist. 

b) In nationaler Hinsicht ist es ebenfalls polnisch, da die Deutschen 
dort nur einen sehr geringen Bruchteil (!) der Bevölkerung bilden. 

c) Geographisch gehört es zu Polen und bildet eine unbedingt nötige 
Verbindung zwischen Polen und der Tschechoslowakei. 

d) Die Gewinnung des schlesischen Kohlenbeckens durch Polen würde 
für dessen industrielle Entwicklung sichere Grundlagen schaffen und 
aus Polen einen ernsthaften Konkurrenten Deutschlands auf den Märk- 
ten Osteuropas machen... 

Das Problem des ehemals preußischen Teilgebiets ist für Deutschland 
von außerordentlicher Bedeutung. Das polnische Schlesien enthält den 
dritten Teil seines Kohlenvorrats. Das Posener polnische Gebiet liegt 
nur zwei Eisenbahnstunden von Berlin. Das polnische Gebiet Westpreu- 
Bens endlich bildet die Verbindung zwischen dem eigentlichen Deutsch- 
land und dem Königsberger Land, dem deutschen Vorposten, von dem 
aus Deutschland Rußland überwacht, und der Basis für deutsche Ein- 
flüsse in den baltischen Provinzen (Kurland, Livland, Estland), wo das 
deutsche Element, wenn auch nicht sehr zahlreich, doch in sozialer und 
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War die »Abtretung« Ostdeutschlands 
»moralisch gebotene Sühne«? 


wirtschaftlicher Hinsicht dominiert. Der Besitz des Ostsee-Ufers bis zur 
Memelmündung und die Erstreckung des deutschen Protektorats über 
dessen östlichen Teil sichert Deutschland die völlige Herrschaft über die 
Ostsee und gibt mittelbar die Kontrolle über die skandinavischen Län- 
der und die Handelswege nach Rußland in seine Hand. Deutschland gibt 
sich außerdem Rechenschaft darüber, daß, wenn es das polnische Ostsee- 
Ufer sowie die starke strategische deutsche Position in Schlesien und im 
masurischen Seengebiet Ostpreußens in der Hand hat, die Unabhängig- 
keit auch eines sehr ausgedehnten Polens nur leerer Schein sein wird ... 

Die oben dargelegte Lösung der polnischen Frage ist das Ergebnis 
einer langen und sorgsamen Analyse der Lage Polens. Nach der tiefen 
Überzeugung der Polen ist sie die einzige Lösung, die dem Lande eine 
unabhängige Entwicklung in Frieden und Sicherheit im Falle eines Kon- 
fliktes zu gewährleisten imstande ist. . .« 


An diesem geschichtsträchtigen 18. Oktober 1918 — war es ein Zufall? — 
gelang es dem tschechischen Chauvinisten MasaryK bei seinem letzten 
Besuch, den US-Präsidenten für die Zerschlagung und »Zergliederung« 
(rozelenini) Österreich-Ungarns umzustimmen. Das Todesurteil für die 
Donaumonarchie war damit ausgesprochen.? 

Historische Nachforschungen Walter REckEs haben inzwischen erge- 
ben, daß »deutsches Reichsgebiet nach dem Willen WıLsons, wie er bis 
zum November 1918 bestand, überhaupt nicht an den zu errichtenden 
polnischen Staat abgetreten werden sollte«.’ 

Ebenso hatte der US-Präsident bis zum 18. Oktober 1918 den Erhalt 
Österreich-Ungarns für richtig befunden, das heißt für den Erhalt einer 
größeren politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Einheit, wie sie 
auch die USA darstellen. 

Die bewußten Falschdarstellungen, mit denen Dmowskı am 18. Okto- 
ber Präsident Wırson für die großpolnischen Ziele zu gewinnen ver- 
suchte, überbot er Anfang November 1918 noch bei seiner Abschieds- 
audienz bei WıLson durch einen Erpressungsversuch: »Herr Präsident, 
Sie wissen zweifellos, wie Ihre amerikanischen Polen sich mit dieser Fra- 
ge (den polnischen Gebietsforderungen; H. M.) befassen. Die an ihrer 
Spitze stehenden Leute stammen hauptsächlich aus dem von Preußen 
geraubten polnischen Gebiete. Wenn wir heute nicht die gebührende 
Grenze gegenüber Deutschland erhalten, wenn wir nicht nur Posen, son- 
dern auch Schlesien, unsere Ostseeküste mit Danzig nicht erhalten, wird 
keiner von ihnen verstehen, warum das geschah. Das sind aber Leute, 
die heute fest an Sie glauben .. .«* 

Anscheinend hat aber diese Drohung angesichts der damals bevorste- 
henden Kongreßwahlen ihre Wirkung auf WıLson nicht verfehlt. Aller- 
dings konnten 1919 längst nicht alle polnischen Wunschträume erfüllt 
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werden. Selbst im Zweiten 
Weltkrieg hielten die westli- 
chen Alliierten diese für 
maßlos überzogen und für 


grotesk. 1943 fühlte CHUr- 


cHILI.sich auf der Teheraner | 
Konferenz von diesen, wie er 


schrieb, »unersättlichen Leu- 
ten« peinlich berührt.” Erst 
STALIN setzte die Westver- 
schiebung bis an Oder und 
Neiße durch. Das aber ließ 
er sich von den Polen mit 
rund sechs Milliarden Dol- 
lar bezahlen. Da die Polen 
aber nach 1945 keine Devi- 
sen besaßen, mußten sie 
Steinkohlen liefern, die ih- 
nen deutsche Kriegsgefange- 
ne und zwangsverpflichtete 
deutsche Bergleute aus den 
ehemals deutschen Zechen 
ans Tageslicht holen mußten. 


Bis heute denkt der pol- 
nische Raubstaat nicht dar- 
an, die Beute herauszurük- 
ken und Wiedergutmachung 
an die enteigneten Vertriebe- 
nen zu leisten. Mit dieser 
Auffassung von moralischen 
Werten paßt dieser Staat — 
genauer gesagt, die oligarchi- 
sche Führungsschicht — in 
das Wertesystem des westli- 
chen EU-Raubkapitalismus. 


Hans Meiser 
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Polens Grenzen 1916-1939. Karte aus: 
Michael A. Hartenstein, Die Geschichte der Oder-Neiße-Linie, 
Olzog, München 2006. 
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Wichtige Dokumente zur Deutung der 
Wannseekonferenz 


Der Wannseekonferenz vom 20. Januar 1942 wird heute in der Öffent- 
lichkeit noch immer hohe Bedeutung als Beginn der Vernichtung der 
Juden beigemessen. Die historischen Bedenken gegen das »Protokoll« 
dieser Tagung wurden an anderer Stelle’ bereits zusammengestellt. Für 
die Beurteilung dieser Konferenz sind ferner die Wochen nach diesem 
Treffen niedergelegten zwei Aufzeichnungen wichtig. 

Es handelt sich dabei einmal um eine Notiz, die von Professor Dr. 
Franz SCHIEGELBERGER, Staatssekretär im Reichsjustizministerium, im 
März 1942, also einige Wochen nach der Wannseekonferenz, niederge- 
legt und an führende Vertreter in Staat und Partei gesandt wurde. Darin 
heißt es unter anderem: 

»Herr Reichsminister LAMMERS (Chef der Reichskanzlei, R. K.) teilte 
mir mit, der Führer habe ihm gegenüber wiederholt erklärt, daß er die 
Lösung der Judenfrage bis nach dem Kriege zurückgestellt wissen wolle. 
Demgemäß habe die gegenwärtige Erörterung nach Meinung des Herrn 
Reichsministers LAMMERS lediglich theoretischen Wert. Er werde aber 
auf alle Fälle dafür besorgt sein, daß nicht durch einen überraschenden 
Vortrag von anderer Stelle ohne sein Wissen grundsätzliche Entschei- 
dungen gefällt werden.«? 

Interessant ist auch, daß dieses Dokument anscheinend von dem in 
Nürnberg für die Anklage tätigen KEMPNER, der auch das »Wannsee- 
Protokoll« »fand«, aus den Akten entfernt wurde und dann Jahrzehnte 
lang verschwunden war, bis es wieder im Bundesarchn, versteckt an an- 
derer Stelle, gefunden wurde. 


Staatssekretär Franz SCHLEGELBERGER 
(2. von links) am 26. August 1942 
bei der Amtseinführung von Reichs- 
justizminister Otto Georg THIERACK. 
Von links nach rechts: der Präsident 
des Volksgerichtshofes Roland Feeıs- 
LER, Franz SCHLEGELBERGER, Otto Georg 
THIERACK und der neue Staatssekretär 
im Reichsjustizministerium Curt Ro- 
THENBERGER. Foto: Bundesarchiv. 
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Wichtige Dokumente zur Deutung der Wannseekonferenz 


Das zweite Dokument ist die Eintragung vom 24. Juli 1942, also noch 
einige Wochen später, von Henry PickEr in seinen Tischgesprächen mit 
HITLER. Dort heißt es: »24. 7. 1942 abends (Werwolf). Beim Abendessen 
bemerkte der Chef (HıTLEr, R. K.) unter anderem: In diesem II. Welt- 
krieg als einem Ringen auf Leben und Tod dürfe nie vergessen werden, 
dal das Weltjudentum nach der Kriegserklärung des Weltzionistenkon- 
gresses und seines Führers Chaim WEIZMAnN (in seiner Botschaft an 
Englands Premier CHAMBERLAIN) der unerbittlichste Gegner des Natio- 


Im Jahre 1940 legte Heinrich HımmLer Hırer den Plan vor, die Juden nach Madagas- 
kar zu deportieren. Die Umsetzung des Planes scheiterte an der Ablehnung der Bri- 
ten sowie der Franzosen, die gegen die Abtretung einer Kolonie waren. 


nalsozialismus, der Feind Nummer 1 sei. Geschäftlich suche das Juden- 
tum Europa, Europa müsse es aber schon aus Sakroegoismus ablehnen, 
da das Judentum rassisch härter sei. Nach Beendigung des Krieges wer- 
de er sich rigoros auf den Standpunkt stellen, daß er Stadt für Stadt 
zusammenschlage, wenn nicht die Juden rauskämen und nach Madagas- 
kar oder einem sonstigen jüdischen Nationalstaat abwanderten.«’ 

Das scheint dafür zu sprechen, daß HıTı.Er zu der angegebenen Zeit 
(Sommer 1942) noch die Deportation der Juden aus dem von ihm be- 
herrschten Gebiet nach Madagaskar oder in ein anderes Land anstrebte. 


Rolf Kosiek 
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Tatsachen zum KL Flossenbürg 


Über das KL Flossenbürg wurde wie über andere Konzentrationslager 

in der ersten Nachkriegszeit eine Menge Unrichtigkeiten veröffentlicht. 

Eine persönliche Richtigstellung wurde schon 1957 von einem dort In- 

haftierten vorgenommen.' ' Nation Europa, 
Ein weiterer der dort 1945/46 als Kriegsgefangene der Amerikaner Nr. 7, 1957. 

festgehaltenen deutschen Offiziere war der später als leitender Lagerarzt 

tätige Dr. med. Hans-Dietrich RÖHRS. Aus seiner Amtsstellung heraus 

hatte er alle Möglichkeiten, das nachzuprüfen, was im Lager geschah 

und was von den verschiedenen Seiten mitgeteilt wurde. Er stellte als 

Ergänzung der oben genannten Richtigstellungen folgendes fest:? ? Hans-Dietrich 


1. Die an der Wand der Gedenkkapelle in Flossenbürg gemachten _R©HRS, in: Nation 
Zahlenangaben von 73296 Opfern? für dieses KL »sind völlig aus der Bump 
Luft gegriffen«, ebenso die Aufteilung in die einzelnen Nationen, was | _ en # 
offensichtlich Exaktheit vortäuschen sollte. »Da uns seinerzeit von den »Ein a 
Amerikanern die vorgefundenen Akten zum Ordnen ins Lager gegeben E Darien in Na 

; 2 : RL. ne ® uropa, Nr. 8, 1957, 
wurden, ist uns auch die Lagerliste der KL-Häftlinge in die Hände gefal- S54 
len. Sie ergab, daß vor 1945 im ganzen überhaupt nur 20000 Personen 
im Laufe des Bestehens durch Flossenbürg hindurchgegangen sind, also 
nicht viel mehr als ein Viertel der Zahl, die dort nach den erlogenen 
Zahlenangaben umgebracht sein soll.« 


2. Diese Liste habe hinter den meisten Namen Kreuze in verschiede- 
nen Farben aufgewiesen. Daher sei sie sogleich als »Totenliste« gedeutet 
und beim Nürnberger Prozeß als »Beweismaterial« für erfolgte Tötun- 
gen verwendet worden. Doch dann sei derjenige SS-Unterführer aufge- 
funden worden, der die Liste als Kammerverwalter des KL Flossenbürg 
vor dem 8. Mai 1945 geführt habe und erklären konnte, daß die ver- 
schiedenfarbigen Kreuze nicht Tötungen, sondern Abgänge an andere 
KLs bedeuteten, die unterschiedlich farbig gekennzeichnet waren. 

3. In Nürnberg sei auch die Geschichte vorgetragen worden, daß am 
Weihnachtsabend 1944 in Flossenbürg fünf Häftlinge am Weihnachts- 


.. . . . . .. 4 1 
baum aufgehängt worden seien.* Doch einmal habe sich keiner der frü- Internationale 


heren Häftlinge, die nach 1945 aus den verschiedensten Gründen wie- Ra N 
der in das nun von den Amerikanern geleitete Lager gebracht worden TER, Nirans 


seien, an so etwas erinnern können. Zum anderen sei herausgekommen, berg 1949, Bd. 3, 
daß dieses Greuelmärchen, wie auch manches andere aus Flossenbürg, S.572. 
von einem früheren Angehörigen des SS-Bewachungskommandos, ei- 
nem Volksdeutschen aus Polen, stammte, der als hochgradiger Psycho- 
path solche Geschichten erfand, auch, um sich bei den Amerikanern 
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Tatsachen zum KL Flössenbürg 


beliebt zu machen und seinen Kopf zu retten. Er sei ihm, Dr. Rötirs, 
persönlich gut bekannt gewesen und habe an Pseudologia phantastica 
gelitten. »Er wurde von den Amerikanern für seine Abartigkeit nicht nur 
mit der Freilassung, sondern mit der Überführung in eine polnische 
Wacheinheit belohnt, während seine fälschlicherweise bezichtigten Ka- 
meraden nach Dachau und teilweise sogar aufs Schafott wanderten.« 


4. Im Gegensatz zu diesen »Beweismitteln« sei bezeichnenderweise das 
einzige echte Beweisstück, die Speiseliste der Häftlinge, auf dem Weg 
nach Nürnberg verschwunden. 

Sie sei von der Häftlingsverwaltung selbst geführt worden und habe 
bis zum März 1945 gereicht. Während die Zivilbevölkerung im Reich 
kaum noch 1400 Kalorien täglich zugeteilt erhielt, bekamen »die arbei- 
tenden Häftlinge um 3600 Kalorien, die Lagerfunktionäre um 3000 Ka- 
lorien und die unbeschäftigten Häftlinge immerhin 2400 Kalorien zuge- 
teilt... Darum mußte die Speiseliste »verloren gehen««. Denn sonst hätte 
das Umerziehungsbild der Lager nicht bestehen können. 


5. Als der bekannte US-General Parton? 1945 das US-Lager Flos- 
senbürg überraschend und unangemeldet besuchte und die ausgemer- 
gelten deutschen Soldaten dort sah, herrschte er den Lagerchef an und 
sorgte sofort für bessere Verpflegung. Als dann der Oberst dem General 
die »Vergasungsanstalt« des alten Lagers zeigen wollte, wurde dieser böse 
und brüllte jenen an, er solle »ihn mit solchem Unsinn verschonen«. 
wIch lasse mich von diesen boys< — mit einer verächtlichen Bewegung zu 
den jüdischen CIC-Offizieren — nicht dumm machen.«« 

Ebenso erklärte ein US-Regimentsarzt, als Dr. RÖHRS sich anbot, ihm 
zu zeigen, daß es sich bei der von den Amerikanern immer wieder foto- 
graphierten »Vergasungsanstalt« um eine hochmoderne und vorbildlich 
ausgestattete Entlausung handelte: »Völlig unnötig. Wir wissen doch alle, 
daß das nichts als Greuelpropaganda ist. Kein vernünftiger Amerikaner 
glaubt daran!« Und Dr. Röhrs stellte fest: »Natürlich ist, genau wie in 
Dachau, auch in Flossenbürg nicht ein einziger Häftling vergast wor- 
den.« 


6. Für Dr. Rörrs steht der Grund für die nicht ausreichende Verpfle- 
gung des US-Lagers Flossenbürg nach 1945 fest: »Es besteht für mich 
kein Zweifel, daß die für dieses Lager verantwortlichen samerikanischen« 
Dienststellen die Absicht hatten, uns auf diesem Wege (des Verhungerns, 
R. K.) so weitgehend zu dezimieren wie nur möglich. Der Vertreter des 
Genfer Roten Kreuzes, der damalige Generalskonsul der Schweiz in 
München, hat mir später bestätigen müssen, daß ihm das Bestehen die- 
ses Lagers bis zum Februar 1946 von den Amerikanern verheimlicht 
worden sei.« Rolf Kosiek 
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Margarete Buber über das KL Ravensbrück 


Die aktive deutsche Kommunistin Margarete BUBER (-NEUMANN) hatte 
ab 1921 in Deutschland, ab 1933 in der Sowjetunion als überzeugte Kom- 
munistin gewirkt, war dann auch in Moskau in Ungnade gefallen und in 
ein sowjetisches Lager in Sibirien gekommen. 1940 wurde sie zwischen 
der Sowjetunion und dem Reich ausgetauscht. Sie kam dann in das La- 
ger Ravensbrück. Sie überlebte den Zweiten Weltkrieg im deutschen Lager. 

Interessant ist, was sie später in ihrem Buch Als Gefangene bei Stalin und 
Hitler über ihre ersten Eindrücke in Deutschland schreibt: »Mein erstes 
deutsches Lageressen war ein süßer Brei mit Backobst. Mein Staunen 
kannte keine Grenzen. Als aber anschließend jeder Häftling eine große 
Portion hellen Brotes, ein Stück Wurst, etwa fünfundzwanzig Gramm 
Margarine und einen Löffel Schmalz erhielt, wandte ich mich sprachlos 
an einen »alten« Häftling und fragte, ob ein besonderes Ereignis bevor- 
stehe. Er sagte: »Nein. Wie so denn?«, »und ich schwieg verlegen«? 

Als allgemeines Urteil stellt sie fest: »So eine Ravensbrücker Baracke 
schien mir wie ein Palast, wenn ich an die Lehmhütten in (dem sowjeti- 
schen Straflager in) Burma zurückdachte.«’ 

Sie erwähnte auch: »Zu den Freuden des Ravensbrücker Lebens ge- 
hörte der Einkauf in der Häftlingskantine. Da gab es 1940/41 Brot, 
Kuchenbrot, Marmelade, Sirup, Fischpaste und alle möglichen Toilet- 
tenartikel. Diese Kantine war eine besondere Verdienstquelle der SS, denn 
die Häftlinge durften sich Geld von zu Hause schicken lassen und kauf- 
ten natürlich alles, was man ihnen anbot, und zahlten jeden Preis, der 
verlangt wurde.« Daneben beschreibt sie auch viel Abzulehnendes aus 
ihrer Häftlingszeit. 

Sie hatte sich während der Lagerzeit in der Sowjetunion zu einer lei- 
denschaftlichen Antikommunistin entwickelt und schrieb nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg mehrere Bücher über die Gefahr des Bolschewismus für 
Europa und die Welt. »Ohne es zu wissen, waren wir (mit dem Kommu- 
nismus) dem verhängnisvollsten Irrtum des 19. Jahrhunderts verfallen, 
der unbedingten Fortschrittsgläubigkeit. Aber für uns, die Kommuni- 
sten, wurde diese Fortschrittsgläubigkeit zum Inhalt einer Diesseitsreli- 
gion.e 

Wieviele Intellektuelle ihrer Zeit wurde sie zunächst ein geistiges Opfer 
der scheinbar sozialen Kommunisten und Bolschewisten, bis sie aus der 
Praxis ihres Lebens ihren folgenschweren Irrtum erkannte. 


Rolf Kosiek 
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Margarete Bußer. 


! Margarete BUBER- 
NEUMANN, Als 
Gefangene bei Stalin 
und Hitler, Seewald, 
Stutgart 1968, 
Original: Under two 
Dictators, Victor 
Gollancz, London 
1949. 

? Ebenda, S. 174. 
? Ebenda, S. 175. 

* Ebenda, S. 184. 

° Ebenda, S. 14. 

* Zur Person von 
Margarete BUBER- 
NEUMANN siehe: 
Rolf KosiEr u. 
Olaf Rose (Hg.), 
Der Große Wendig, 
Bd. 2, Grabert, 
Tübingen °2012, 
S. 129. 
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Kein Kindermord in Theresienstadt 


Die Nürnberger Zeitung‘ erwähnte am 24. September 2008 in einer Voran- 
kündigung eines »Gedenkkonzerts für Kinder im KZ« ein Buch, das als 
Vorlage für die Komposition diente. Es heißt darin: »Dieses bedrückende 
Dokument versammelt Zeichnungen und Gedichte von Kindern, die im 
Konzentrationslager Theresienstadt interniert und fast alle von den Na- 
zis ermordet wurden. Von 11000 Kindern überlebten nur 150.« 

Damit wird beim unbefangenen Leser der Eindruck erweckt, daß diese 
Kinder im KZ Theresienstadt ermordet worden seien. 

Das trifft jedoch nicht zu. Drei Tage später, am 27. September 2008, 
wiesen die Nürnberger Nachrichten auf dasselbe Ereignis hin? und schrie- 
ben, anscheinend besser informiert, dazu: Franz WaxMAn widmete sein 
Werk »dem Gedächtnis der Tausende von Kindern, die das KZ Theresi- 
enstadt durchstanden haben.« Demnach haben die »Tausende von Kin- 
dern« das KZ überlebt. Das trifft die Wirklichkeit schon cher. 
(1906-1967) Am 6. Oktober 2008 brachte die Nürnberger Zeitung’ einen Bericht über 
Er komponierte den die Veranstaltung, die am 3. Oktober in der Lorenzkirche in Nürnberg 
Liederzyklus »Lied stattgefunden hatte. Darin heißt es dazu im Gegensatz zur Meldung vom 
aus Theresienstadt. 24. September schon stark abgeschwächt: »Die Urheber vieler dieser 

Gedichte überlebten das KZ nicht.« Von Ermordung von Kindern im 
KZ und von 10 000 Opfern ist darin nicht mehr die Rede. 

Richtig ist jedoch offenbar, daß im KZ Theresienstadt, das ein Ghetto 
unter jüdischer Selbstverwaltung war und die ganze Stadt umfaßte, keine 
Kinder ermordet worden sind. 

Denn in dem Bericht vom 22. Mai 1945 eines Delegierten des Inter- 
nationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) über seine Tätigkeit in 
Theresienstadt vom April bis Mai 1945 heißt es auf Seite 130: »Mit 
Ausnahme des von den Deutschen beschäftigten Gärtners, der von ei- 
ner deutschen Kugel getötet wurde, und eines jüdischen Internierten, 
der durch eine russische Granate in seinem Bett ums Leben kam, ist in 
Theresienstadt kein Internierter eines gewaltsamen Todes gestorben.« 


Franz WAxMAN 


' Thomas HEINOL.D, »Verlorene Träume aus Theresienstadt«, in: Nürnberger Zei- 
fung, 24. 9. 2008. 

? „Lieder aus Theresienstadt, in: Nürnberger Nachrichten, 27. 9. 2008. 

? Iöw, »Waxmans Gedenken an die Kinder im KZ«, in: Nürnberger Zeitung, 6. 10. 
2008. 

* Internationales Komitee vom Roten Kreuz (Hg.), Dokumentation über die Tätig- 
keit des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz zugunsten der in den deutschen Konzen- 
trationslagern inhaftierten Zivilpersonen (1939-1945), Genf, April ?1947, Serie II, 
Nr. 1, übersetzt vom Internationalen Suchdienst, Arolsen 1974, S. 132. 
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derchören aus Theresienstadt. Auch dabei wurde von einer Ermordung 
von Kindern nichts gesagt. Wenn es eine solche gegeben hätte, hätten 
die nun im Großmutteralter stehenden, meist in Amerika lebenden frü- 
heren Angehörigen der Chöre sicher das hervorgehoben. 

Ein Hinweis auf den oben genannten IKRK-Bericht erfolgte bereits 
vor 20 Jahren in der FAZ? durch Heinz GoMAnN aus Lienz. Daneben 
gab der Leserbriefschreiber auch an, daß er mit den Verhältnissen in 
Theresienstadt gut vertraut sei, da der Vater seiner damaligen Verlobten 
dort als Häftling war, der mit dem IKRK-Bericht Übereinstimmendes 
aus dem Ghetto geschrieben habe. GoOMAnNN bezweifelte auch, daß, wie 
in einem anderen Artikel der FAZ° angegeben, in Theresienstadt bis 
zum 8. Mai 1945 rund 33 000 Menschen starben. Da dort vor allem älte- 
re Häftlinge lebten, war die natürliche Sterberate sicher höher als anders- 
wo. Es soll jedoch niemand dort verhungert sein. 

GOMANN wies auch darauf hin, daß nach der Übernahme des Ghettos 
durch die Tschechen im Mai 1945 dort viele deutschsprachige Häftlinge 
— wie auch Sudetendeutsche — grausam ermordet wurden. »Auch der 
Vater meiner Verlobten wurde nach dem 8. Mai 1945 von den Tsche- 
chen ermordet.« 

An diese unschuldigen Opfer der Tschechen wird allerdings kaum je- 
mals in der Öffentlichkeit gedacht. 

Rolf Kosiek 
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Ankunft deportierter 
Juden in Theresien- 
stadt. Unter den 
Häftlingen in There- 
sienstadt befanden 
sich rund 15 000 
Kinder und Jugendli- 
che. Die Häftlings- 
selbstverwaltung 
sorgte dafür, daß sie 
unter anderem durch 
eine bessere Ernäh- 
rung eine Überle- 
benschance hatten. 


5 „Tote in Theresi- 
enstadt«, Leserbrief 
von Heinz GoMAN, 

in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 6. 
11. 1991. 

6 „Kranzniederle- 
gung in Theresien- 
stadt«, in: Frankfur- 
ter Allgemeine 

Zeitung, 10. 10. 
1991. 
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War Max Schmeling ein »>Auschwitz-Schinder<? 


In den ersten Jahren nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde 
unter vielen anderen Umerziehungsmärchen auch behauptet, der deut- 
sche Box-Europameister (1927, 1939) und Box-Weltmeister (1930) im 
Schwergewicht Max SCHMELING (1905-2005) sei im Konzentrationsla- 
ger Auschwitz als Bewacher tätig gewesen. Er habe sich als ein »Ausch- 
witz-Schinder« aufgeführt, der sich an den Häftlingen ausgelassen habe. 
Er sei sogar »Auschwitz-Kommandant« gewesen, so das allierte Lizenz- 
blatt Neue Zeitung im Januar 1946 auf Seite 3,' wo es unter anderem auch 
heißt: »Jeder Kinnhaken, den SCHMELING einem Negerboxer versetzte, 
war gewissermaßen ein Kinnhaken des tausendjährigen Reiches, ein Kinn- 
haken, den der Herrenmensch dem Untermenschen zufügte.« 

Die Lüge geht anscheinend vom dem US-Historiker Waverly RooT 
Max SCHMELING. aus, der in seinem Buch Geheimmgeschichte des Krieges dieses Märchen in die 
Welt setzte, das dann vielfach nachgedruckt wurde. 

Die Behauptung von SCHMELINGs Tätigkeit in Auschwitz ist nicht wahr. 
Richtig ist, daß Max SCHMELING nie in Auschwitz war, geschweige denn 
als Wachmann oder gar als Kommandant. Die Behauptung ist frei aus 
der Luft gegriffen. Als Fallschirmjäger ist er über Kreta abgesprungen 

Ebenso ist es ein gemeines Unterfangen und üble bösartige Nachrede, 
SCHMELING Rassismus vorzuwerfen, wie an der oben genannten Stelle. 
Das Gegenteil ist richtig: Der deutsche Boxer war zeitlebens seinem gro- 
ßen schwarzen Konkurrenten, dem »braunen Bomber« und »größten 


' Neue Zeitung, 28. 
1. 1946, S. 3, zitiert 
in: Bernhard 


STEIDLE (Hg.), Schwergewichtsboxer aller Zeiten«, Joe Louis, über den er 1936 in New 
Verheimlichte York mit K.o. siegte und der ihn 1938 ebendort K.o. schlug, freund- 
Dokumente. Was den schaftlich verbunden. 

Deutschen verschwie- Das besonders Infame an diesen Lügen über SCHMELING ist die Be- 
gen wird, FZ,Bd.2, hauptung — und das sollte bewußt dem einfachen Amerikaner überbracht 
Free 1295, werden —, daß der wegen seiner Fairneß bei seinen Boxkämpfen in den 


F USA als guter Deutscher bekannt gewordene Boxer ein böser Rassist sei: 

Rolf Kostek u. Das in den USA und in der ganzen Welt vorhandene gute Bild des Deut- 
a) schen sollte zerstört werden. Die Lüge über SCHMELING ist ein Parallel- 
1 aa &  fallzu den falschen Behauptungen über Jesse Owens bei der Olympiade 
Tübi RR 1936 in Berlin.? 

übingen °2011, ; 2, n 2 
S.465 ff. Doch die Lügen drangen nicht durch. SCHMELING wurde in den USA 
als »fairster Boxer aller Zeiten« anerkannt. Er wurde Ehrenbürger von 


Los Angeles und erhielt 1967 den Sport-Oscar in den USA verliehen. 
Rolf Kosiek 
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Den Deutschen wird immer wieder vorgeworfen, daß sie von Kriegsver- 
brechen deutscher Stellen während des Zweiten Weltkrieges im Osten 
gewußt und nichts dagegen unternommen hätten. Deswegen habe das 
deutsche Volk eine schwere Schuld auf sich geladen und müsse eine 
ewige Kollektivscham und -schuld ertragen, und seine Politiker müßten 
sich erpressen lassen. 

Doch die Voraussetzung zu dem Urteil stimmt nicht. Glaubhaft ha- 
ben zahlreiche deutsche Persönlichkeiten, die in höheren Stellungen des 
Dritten Reiches bis zum Mai 1945 tätig gewesen waren, versichert, daß 
auch sie nichts von solchen Verbrechen vor dem 8. Mai 1945 gewußt 
hätten. Und wenn »es schon am grünen Holze geschicht. . .« 

Es war dieselbe Frage um das »Nichtwissen«, die schon bei dem Nürn- 
berger Prozeß 1945/46 behandelt worden war und zu der alle dort ange- 
klagten »Hauptkriegsverbrecher« behauptet hatten, kein Wissen von den 
den Deutschen vorgeworfenen Kriegsverbrechen vor Kriegsende gehabt 
zu haben. Das wurde ihnen aber nicht geglaubt. 

Insbesondere war im sogenannten Wilhelmstraße-Prozeß in Nürnberg 
1949 die Frage aufgeworfen worden, was ein gewöhnlicher Deutscher und 
was ein hoher NS-Beamte wie etwa der angeklagte Reichspressechef Dr. 
Otto DiErrıich, Staatsekretär im Reichspropagandaministerium und Reichs- 
leiter der NSDAP, von »Auschwitz< als dem Synonym für die Kriegsverbre- 
chen im Osten gewußt haben konnte. Der frühere, auch in der Berliner 
Wilhelmstraße tätige stellvertretende Reichspressechef Helmut SÜNDER- 
MANN stellte die Umstände dieses Falles zusammen. 

Gegen das über DIETRICH am 13. April 1949 ausgesprochene Urteil 
von sieben Jahre Haft hatte selbst einer der drei beteiligten US-Richter, 
Leon W. Powers, sofort Einspruch erhoben und seine abweichende Mei- 
nung erklärt. Er stellte fest, daß sich unter allen Akten, die dem Gericht 
vorgelegt worden waren, keinerlei Hinweise dafür gefunden hätten, daß 
der Angeklagte »irgend etwas mit der Formulierung oder der Durchfüh- 
rung eines Ausrottungsprogrammes zu tun hatte oder von der Existenz 
eines solchen Programms irgendwie in Kenntnis gesetzt war«.' Eine Ver- 
urteilung sei deswegen nicht möglich. Und wenn DIETRICH als einer der 
höchsten Beamten des Reiches und als leitender Mann der deutschen 
Presse nichts von Auschwitz gewußt haben sollte, wie er behauptete, wie 
sollte dann ein gewöhnlicher Deutscher davon Kenntnis gehabt haben? 
Nicht von ungefähr wurde Dr. DIETRICH bereits nach einem Jahr Ge- 
fängnishaft entlassen. 
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Otto Dietrich (1897- 
1952). 


! Helmut SÜNDER- 
MANN, »Kiesinger 
und das Auschwitz- 
Geheirnnis«, in: 
Deutsche Wochen- 
Zeitung, 19. 7. 1968. 


557 


Kurt Georg KıEsıNGER 
im Jahre 1967. Foto: 
Bundesarchiv. 
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Was wußten die Deutschen von Auschwitz? 


Ein ähnliches Strafverfahren lief 1968 vor dem Frankfurter Schwur- 
gericht, das den Fall des früheren deutschen Gesandten in Sofia (Bulga- 
rien), SA-Obergruppenführer Adolf Heinz BECKERLE, und des Legati- 
onssekretärs von HAHN aus dem Auswärtigen Amt wegen »Mitwissens« 
untersuchte. Beide hatten wie andere auch behauptet, von den Vorgän- 
gen im Osten und dem Ziel der Deportationen der Juden nichts gehört 
und nichts gewußt zu haben. 

Das Schwurgericht hatte in diesem »Fall Beckerle und Hahn« den 1967 
amtierenden Bundeskanzler Hans Georg KIESINGER als Zeugen der Ver- 
teidigung für das »Mitwissen« geladen. Das 
Schwurgericht war wegen KIESINGERS 
Aussage extra von Frankfurt nach Bonn 
gekommen. 

KiEsınGER war vor 1945 der stellver- 
tretende Leiter der rundfunkpolitischen 
Abteilung im deutschen Auswärtigen 
Amt gewesen. Wenn jemandem in 
Deutschland etwas von den Auswüchsen 
im Osten bekannt geworden sein müßte, 
dann KIESINGER, über dessen Schreibtisch 
die wichtigen Meldungen der Zeit, vor 
allem die ausländischen, liefen. 

Zu der Frage des Wissens um die Vor- 
gänge im Osten hat sich der 1968 amtie- 
rende Bundeskanzler am 4. Juli 1968 vor 
dem Schwurgericht geäußert. In einer eid- 
lichen Aussage konnte sich KIESINGER nicht daran erinnern, »jemals Mel- 
dungen ausländischer Rundfunkstationen auf den Tisch bekommen zu 
haben, in denen von der Vernichtung der Juden die Rede war«.? Wie die 
Süddeutsche Zeitung berichtete, erklärte er zu diesem Punkte noch: »Von 
allen Greuelmeldungen wären diese die ersten gewesen, die ich als Greu- 
elmeldungen angesehen hätte.«° 

Nach der Darstellung dieser Vernehmung in der FAZ*bemerkte KıE- 
SINGER folgendes dazu: »Der Bundeskanzler antwortete auf eine ent- 
sprechende Frage des Vorsitzenden, er würde es als feindliche Greuel- 
propaganda angesehen haben, wenn er wirklich einmal eine spezifizierte 
ausländische Nachricht über die Judenmorde erhalten hätte.« Die Zei- 
tung hielt auch KIEsINGERs Aussage fest, »er habe zwar, wie viele andere 


? Münchner Merkur, 6. 7. 1968. 


3 Zitiert in SÜNDERMANN, aaO. (Anm. 1) 
* Zitiert in: ebenda. 
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Deutsche, von den Deportationen erfahren, jedoch geglaubt, die Juden 
kämen irgendwohin zum Arbeitseinsatz.« 

In der Londoner Tirzes° faßte David HorHam, der Bonner Korrespon- ° David HoTHam, 
dent dieser Zeitung, seinen Bericht über die Befragung des Bundeskanz- in: Londoner Times, 
lers wie folgt zusammen: »Dr. KIESINGER, der westdeutsche Kanzler, be- Se 
zeugte vor Gericht, daß er nicht das Geringste von der Ausrottung der 
Juden wußte, solange er während des Krieges als stellvertretender Direk- 
tor der politischen Rundfunkabteilung des Außenministeriums tätig war.« 

Das galt also bis Kriegsende. 

Festzuhalten ist, daß KIEsINGER immer dabei blieb: »Der Zusammen- 
hang des riesigen grauenhaften Ausmaßes ist mir erst hinterher aufge- 
gangen«,° nämlich nach dem Mai 1945, als die alliierten Meldungen dar- s Zitiert in: Süddent- 
über erschienen. sche Zeitung, 6. 7. 

Damit hat ein Mann, der an hoher Stelle der NS-Rundfunks stand und 1968. 
viel eher als ein gewöhnlicher Deutscher Einblick in die damaligen Ver- 
hältnisse hatte, unter Eid ausgesagt, daß er nichts von den Vorwürfen, die 
dem Reich später von den Alliierten gemacht wurden, vorher gewußt habe. 

Ein gewöhnlicher Bürger hätte dann noch weniger davon gewußt. 

Selbst der Spzege/ stellte 1968 fest, daß nicht nur der Angeklagte des 
genannten Prozesses durch diese Feststellung entlastet und von dem 
Vorwurf des »Mitwissens« vor Gericht befreit worden sei, sondern »ent- 
lastet hat die Aussage Kurt Georg KiEsiNGERs vor allem das deutsche 
Volk«.’ Leider haben die Bonner Regierenden in der Folgezeit diese Hal- 1’ Zitiert in: SON- 
tung wieder aufgegeben und sind der US-Propaganda gefolgt. DERMANN, aaO. 

Ähnliches gilt für den Staatssekretär im NS-Außenministerium, Ernst Kain 
VON WEIZSÄCKER, von dem auch das Nichtwissen um Verbrechen im 
Osten von seinem Sohn, Richard von WEISZSÄCKER, dem späteren Bun- 
despräsidenten, vor dem alliierten Gericht in Nürnberg vertreten wurde: 

»Auch der zweite Mann nach RıBBENTROP im deutschen Außenministeri- 
um, der Staatssekretär und SS-Brigadeführer Ernst von WEIZSÄCKER, sagte 
als Angeklagter vor dem Nürnberger Militärtribunal aus, nicht gewußt 
zu haben, was in Auschwitz tatsächlich vor sich ging. Dies wurde durch 
das Tribunal, nicht zuletzt aufgrund der mutigen Verteidigung durch 
WEIZSÄCKERs Sohn, den späteren Bundespräsidenten Richard von WEIZ- 
SÄCKER, offensichtlich auch anerkannt, so daß er nur eine geringe Strafe 
erhielt.«® Daß der spätere Bundespräsident in seiner Umerziehungsrede $ Rudolf Czernin, 
vom 8. Mai 1985 sagte:»Angesichts der Deportationszüge hat jeder Deut- Das Ende der Tabus, 


sche es wissen müssen«, beweist nur die Anpassung des Redners an die Aufbruch in der 
herrschende politische Korrektheit: Er nahm seinen Vater in Schutz, was Zeitgeschichte, 
den Sohn ehrt, klagte aber das deutsche Volk an. Stocker, Graz- 


Stuttgart 1998, S. 


Dieses »Nichtwissen« erklärte ebenso der berühmte und auch von den 202 


Alliierten geachtete Panzergeneral Heinz GUDERIAN noch im März 1945 
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Richard von Weizsäcker (links) unterbrach sein Jura- 
Studium, um seinen angeklagten Vater Ernst von 
WEIZsÄcKER im sogenannten Wilhelmstraße-Prozeß zu 
unterstützen. Das Foto zeigt die beiden während ei- 
ner Verhandlungspause. Ernst von WEIzsÄcker wurde 
im April 1949 zu fünf Jahren wegen »Verbrechen ge- 
gen die Menschlichkeit« verurteilt. Ihm wurde vorge- 
worfen, die Deportation von 6000 französischen Ju- 
den nach Auschwitz gebilligt zu haben. Der 
Diplomat hingegen behauptete, er habe nicht ge- 
wußt, daß sich hinter Begriffen wie »Endlösung: und 
‚Arbeitseinsatz im Osten« der staatliche Massenmord 
an Juden verborgen habe. Er wurde ein Jahr später, 
am 16. Oktober 1950, entlassen. 


vor Pressevertretern: Er habe lange im Osten 
gekämpft, aber nie etwas von den »Teufelsöfen, 
Gaskammern und ähnlichen Erzeugnissen ei- 
| ner krankhaften Phantasie« bemerkt.” 

In diesem Zusammenhang wies Helmut 
SÜNDERMANN in seinem oben genannten Arti- 
kel auch darauf hin,' daß die »Geheimvorgän- 
ge von Auschwitz« in der Argumentation der 
Feindmächte vor Kriegsende 1945 nicht ernstlich erörtert worden seien, 
daß insbesondere ROOSEVELT und CHURCHILL neben dem Vatikan oder 
dem Internationalen Roten Kreuz niemals in ihren Kriegsreden, minde- 
stens bis Herbst 1944, von Massentötungen an Juden gesprochen hätten 
— und sie hätten sich sicher solch einen Vorwurf nicht entgehen lassen, 
wenn sie ihn hätten beweisen können. Die Deutschen konnten sich da- 
her auch nicht durch ein — damals verbotenes — Abhören von Feindsen- 
dern kundig machen. 

Ferner gibt SÜNDERMANN dazu die interessante Tatsache an, daß noch 
am 12. April 1945 das amerikanische Kriegsministerium eine sachliche 
Mitteilung mit dem Inhalt herausgegeben habe, daß die von den vorrük- 
kenden amerikanischen Truppen in den deutschen Gefangenenlagern 
angetroffenen Zustände zwar »erbarmungswürdig« seien, daß die Ver- 
hältnisse dort jedoch bis Mitte Dezember 1944 noch als »verhältnismä- 
Big gut« hätten gelten dürfen. Erst nach dem »Zusammenbruch des deut- 
schen Transportwesens« sei»das Versorgungsproblem kritisch« geworden. 
Ab Ende April habe die feindliche Kriegspropaganda allerdings »diese 
Sachlichkeit beendet«. Dann trat die Greuelpropaganda gegen Deutsch- 
land in Kraft, die von der Umerziehung heute noch vertreten wird. Un- 
verständlicherweise haben auch viele Deutsche an ihr mitgewirkt. 


Rolf Kosiek 
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Das Problem der Zeugen ist in der Justiz bekannt: Aus den unterschied- 
lichsten Gründen sagen oft die Zeugen in einem Strafverfahren nicht die 
Wahrheit, sondern vertreten genau das Gegenteil. Das gilt besonders bei 
politischen Prozessen, in denen die Zeugen eine bestimmte politische 
Meinung darlegen oder ihrer Weltanschauung zum Erfolg verhelfen wol- 
len. Solches geschah insbesondere in den politischen Prozessen nach 
dem Zweiten Weltkrieg, in denen die Zeugen oft — mit vollem Bewußt- 
sein — logen, unter Druck zu falschen Aussagen gedrängt wurden oder 
die Angeklagten als ihre früheren Bedrücker ans Messer liefern wollten. 

Bekannt wurde die Rechtsbeugung in den Strafverfahren gegen deut- 
sche Militärs und Politiker sowie in den Verfahren gegen andere »Kriegs- 
verbrecher«nach 1945, zum Beispiel die Wachmannschaften in den Kon- 
zentrationslagern. Für den Fall des großen Auschwitzprozesses wurde 
solches schon behandelt.! 

Ein besonders beeindruckendes Beispiel liefert der Nordamerikaner 
Warwick HESTER in seinem betreffenden Artikel.? 

Einleitend weist er darauf hin, daß er von 1946 bis 1954 mehrere 
Reisen nach Europa unternahm, »bei denen ich keine Gelegenheit ver- 
säumte und keine Mühe scheute, mit Menschen jeder Herkunft und Na- 
tionalität zu sprechen«. 

Dabei hatte er insbesondere ein Ziel: »Mein Interesse richtete sich 
vornehmlich darauf, ob es in Deutschland tatsächlich zu irgendeiner Zeit 
eine Genocid-Planung gegeben hatte, welche Institution damit beauf- 
tragt war, welche sie durchführte und mit welchen Mitteln sie die Aus- 
führung vollzog.« 

Das begann bei den Nürnberger Prozessen. »Keiner der Angeklagten 
in allen diesen Prozessen gestand ein Wissen oder eine Teilnahme an 
den behaupteten Massenmorden. Die Überprüfung der Zeugen und ih- 
rer Aussagen ergibt eine ungeheuerliche Zahl von falschen Zeugnissen 
und Meineiden, ja von Anstiftung zum Meineid durch die Anklagebe- 
hörde selbst.« 

Besonderen Eindruck machte beim großen Nürnberger Prozeß die 
Vorführung des »Dokumentarfilmes« Todesmühlen mahlen,” der die Ange- 
klagten tief erschütterte und sie glauben machte, daß ohne ihr Wissen 
tatsächlich eine bis ins kleinste organisierte Mordmaschine bestand. Aber 
dieser Glaube war falsch, wenngleich die Angeklagten bis zu ihrem Tode 
nicht mehr erfuhren, daß er falsch war. Denn erst fünf Monate später 
stellte sich die Fälschung heraus«. Unter der Regie von Alfred Hırch- 
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Auf der Suche nach Wahrheit: das Problem der Zeugen 


cock waren Leichenberge zum Teil dafür präparierter deutscher Solda- 
ten als KZ-Häftlinge umgefälscht. 

Der Amerikaner besuchte »alle Lager in den deutschen Westzonen, 
die mir zugänglich waren. In keiner dieser angeblich furchtbaren Mord- 
stätten fand ich Gaskammern oder andere Einrichtungen, die eine Mas- 
senhinrichtung von Menschen gestattet hätten«. Ihm wurden nur Ein- 
richtungen dieser Art vorgeführt, die nach dem Mai 1945 eingerichtet 
worden waren und den falschen Eindruck erzeugen sollten, sie seien vor 
dem Mai 1945 in Betrieb gewesen. 

»Nacheinander sprach ich vierzehn Juden, die längere Zeit im Lager 
Maidanek interniert waren und die zum Teil in Prozessen und auch der 
Presse gegenüber von den dortigen Gaskammern berichtet hatten. Un- 
ter vier Augen und weil sie mich für einen der Ihren hielten, erklärten sie 
mir, daß sie weder dort noch in anderen Lagern, wo sie gewesen waren, 
Gaskammern gesehen noch Massenhinrichtungen erlebt hätten. Ob wahr 
oder unwahr, erklärte mir ein Pharmazeut, sei jetzt nicht entscheidend, 
sondern daß man die Deutschen kleinkriege. Die Intellektuellen unter 
ihnen sagten mir, daß dies ihre persönliche Rache sei, denn sie könnten 
schließlich nicht selbst ein paar Deutsche erschlagen.« 

Er hatte auch mit SS-Männern als Zeitzeugen gesprochen. Fünf von 
ihnen erklärten zunächst, daß sie Augenzeuge von Massenhinrichtungen 
gewesen seien, etwa, daß einer von ihnen »in Lettland erlebt habe, wie 
einige Tausend Judenkinder in einen Panzergraben gestürzt und dann 
lebendig begraben worden wären«. Schließlich gab er zu, nur von einem 
solchen Gerücht gehört zu haben. Ein anderer SS-Angehörige behaup- 
tete, auf der Krim bei Massenerschießungen anwesend gewesen zu sein, 
wobei sich später herausstellte, daß er nie auf der Krim, sondern in den 
Finnmarken in Nordnorwegen Dienst getan hatte. Auch bei den ande- 
ren Gesprächspartnern habe sich überzeugend herausgestellt, daß ihre 
zunächst gemachten Aussagen nicht beweisbar seien. 

Mehrere männliche Häftlinge im Wehrdienstalter hätten ihm erklärt, 
daß sie es darauf angelegt hätten, durch herabsetzende Äußerungen in 
ein Konzentrationslager zu kommen, da dort der Hunger kleiner und 
die Überlebenswahrscheinlichkeit wesentlich größer als an der Front ge- 
wesen sei. 


Rolf Kosiek 
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Dr. Morgen und die SS-Justiz 


In der deutschen Öffentlichkeit herrscht allgemein die Meinung, daß die 
deutschen Konzentrationslager, vor allem die im Osten, ohne Kontrolle 
und rechtlose Orte gewesen seien und daß es deswegen allgemein zu 
den von ehemaligen Häftlingen beschriebenen Willkürmaßnahmen und 
Übergriffen gekommen sei. 

Doch dem ist nicht so. Die SS hatte einige Juristen zur Überwachung 
der Lager eingesetzt. Es gab mehrere Richter, die als Angehörige der SS 
die Aufgabe hatten, Mißstände und Übergriffe in den Konzentrationsla- 
gern aufzuspüren und Täter abzuurteilen. Dabei handelte es sich unter 
anderen um den SS-Oberführer Dr. Günther ReE:INECKE, Amtschef im 
Hauptamt SS-Gericht und Chefrichter des Obersten SS- und Polizeige- 
richts, und um den ihm unterstellten SS-Richter Sturmbannführer Dr. 
Georg Konrad MorGen. Beide sagten in Nürnberg als offizielle Zeugen 
für die angeklagte — und später auch verurteilte — SS aus.' Hinzu kam der 
Verteidiger der SS im Internationalen Militärtribunal Dr. PELCKMann. Bei- 
spielhaft sollen einige Angaben zu Dr. MORGEN gemacht werden. 

Dr. MorGkn war Volljurist und während des Krieges als Ermittlungs- 
richter für die SS tätiggewesen. Vor 1939 hatte er als Richter am Landge- 
richt in Stettin gewirkt. Nach seinen eigenen Aussagen habe er als SS- 
Richter während der NS-Zeit rund 800 Fälle aus zehn Konzentrations- 
lagern bearbeitet, von denen 200 zur Aburteilung kamen. Persönlich habe 
er fünf KL-Kommandanten wegen bestimmter Vorfälle verhaften las- 
sen, da sie sich Unregelmäßigkeiten, Dienstvergehen oder gar Verbre- 
chen hatten zu Schulden kommen lassen. Zwei von diesen wurden in 
den gegen sie durchgeführten SS-Gerichtsverfahren für schuldig befun- 
den, dafür zum Tode verurteilt und von der SS erschossen.” Mehrere 
Verfahren hingen bei Kriegsende noch an und konnten wegen der mili- 
tärischen Kapitulation nicht mehr beendet werden, so daß eine Verurtei- 
lung und Vollstreckung des Urteils unterblieben.” Insbesondere hatte Dr. 
MorGen den Lagerkommandanten von Buchenwald, Karl Otto Koch, 
und dessen Unterschlagungen sowie einen damit verbundenen Korrup- 
tionsring, in den auch andere Lager einbezogen waren, aufgedeckt, was 
schließlich 1943 zur Verhaftung von Koch führte. Die in diesem Fall Ab- 
geurteilten waren an dem Tod einiger Häftlinge schuldig, die zuviel von 
den Machenschaften gewußt hatten. Koch wurde durch die SS mitten 
im Lager vor den Augen der Häftlinge hingerichtet. 

Der Kommandant des KL Lublin, Hermann FLORSTEDT, wurde eben- 
fals wegen Ermordung von Häftlingen hingerichtet. Adam GRÜNEWALD, 
Leiter des Lagers Hertogenbosch in den Niederlanden, wurde wegen 
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Dr. Morgen und die SS-Justiz 


Häftlingsmißhandlung verurteilt und strafversetzt. Das Verfahren gegen 
den Kommandanten von Auschwitz, Höss, gelangte wegen des Kriegs- 
endes zu keinem Abschluß. 

MORGEN war dienstlich, wie er vor dem IMT aussagte und in zwei 
Affidavits (SS-65 vom 13. Juli 1946 und SS-67 vom 19. Juli 1946) über 
die Technik und die Zuständigkeiten des »Vernichtungssystems« nieder- 
legte sowie mündlich am 8. August 1946 erläuterte’, wegen eines Vor- 
falls Ende 1943 oder Anfang 1944 persönlich im Konzentrationslager 
Auschwitz gewesen. Er berichtete darüber als Zeuge in Einzelheiten. 
Um Günstiges für die SS und ihre Männer vorzubringen, machte er Aus- 
führungen, die einmal die Angeklagten der SS nicht belasteten und zum 
andern die Schuld möglichst auf inzwischen Verstorbene oder für tot 
Gehaltene schoben. Die Massenmorde setze er einfach voraus, da das 
Gericht nach seiner Meinung von ihnen nicht abgehen wollte, er aber 
mit den anderen Aussagen etwas zu bewirken hoffte. Diese in sich zwar 
schlüssigen, aber der Wirklichkeit nicht immer entsprechenden Aussa- 
gen wurden von anderen Historikern fälschlich als »Quellen« beurteilt. 
Einige Einzelheiten seiner Aussage waren offensichtlich falsch. So legte 
er die Vernichtungsstätte in das einige Kilometer von Auschwitz ent- 
fernte Monowitz statt nach dem anderen Auschwitzer Vorort Birkenau. 
Das Vernichtungslager Monowitz habe aus einigen Krematorien bestan- 
den. Er war aber anscheinend nie in Monowitz. Manches berichtete er 
nur vom Hörensagen. Auch sei bei seinem Besuch Höss noch Kom- 
mandant des Lagers gewesen, was nicht stimmt, denn Höss war damals 
bereits seit einiger Zeit in Berlin tätig. MORGEN erklärte unter anderem 
über einen Besuch in Auschwitz vor dem IMT: »In dem riesigen Krema- 
torium war alles spiegelblank. Nichts hat darauf hingedeutet, daß dort 
noch eine Nacht zuvor Tausende Menschen vergast und verbrannt wor- 
den waren. Nichts von ihnen ist übrig geblieben, nicht einmal ein Stäub- 
chen auf den Ofenarmaturen.«° Zu den offensichtlichen Widersprüchen 
seiner Aussagen zu anderen Erklärungen wurde er vom Gericht überra- 
schenderweise nicht weiter befragt. Er hatte nicht den Eindruck gewon- 
nen, daß die KL Menschenvernichtungsstätten waren.’ 

Wie der auch in Nürnberg aussagende SS-Richter Dr. Ri:INECKE? woll- 
ten beide anscheinend die SS entlasten und die Kenntnis der ihr vorge- 
worfenen Verbrechen auf einen kleinen Kreis — insbesondere auf be- 
reits Tote oder damals (noch) nicht Aufgespürte —- wie Höss und Por. — 
verengen. Im späteren Auschwitz-Prozeß änderte Dr. MORGEN seine Aus- 
sage und sprach nun zum Beispiel von der Vernichtungsstätte Birkenau. 
Es fallt auf, daß MORGEN vom Richter des IMT und vom Richter des 
Auschwitz-Prozesses nicht nach Einzelheiten seines Besuches in Ausch- 
witz sowie zu den Widersprüchlichkeiten seiner Aussagen zu denen ande- 
rer in diesem Fall gefragt wurde. Rolf Kosiek 
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Sagte Pius XII. am 2. Juni 1945 die Wahrheit? 


Die angeblich widersprüchliche Haltung Papst Pıus’ XII. zu Deutsch- 
land und dem Nationalsozialismus wurde bereits an anderer Stelle' un- 
tersucht. In einer Rede,? die er am 2. Juni 1945 vor dem Kardinalskolle- 
gium in Rom hielt, nahm er hingegen in 32 Punkten unzweideutig und 
in aller Schärfe eine Verurteilung des Dritten Reichs vor. Haupttenor 
seiner Rede waren die angeblichen Feindseligkeiten des Nationalsozia- 
lismus gegen die Kirche, der diese als Feindin des deutschen Volkes an- 
geprangert und verleumdet habe.? 

Die vorliegende Richtigtigstellung bezieht sich ausschließlich auf die 
Behandung der im KI. Dachau internierten Geistlichen. Unter den Punk- 
ten 19 und 20 meint der Papst wortwötrtlich: 

»Je mehr sich tatsächlich die Schleier lüften, die bisher den schmerz- 
vollen Leidensweg der Kirche unter der nationalsozialistischen Herrschaft 
verdeckten, um so mehr offenbart sich die oft, bis zum Tode unver- 
brüchliche Festigkeit ungezählter Katholiken und der ruhmvolle Anteil, 
den in diesem edlen Wettkampf der Klerus gehabt hat. Wiewohl Wir 


noch nicht im Besitze erschöpfender statistischer Angaben sind, können 


' Siehe: Rolf Kosıex u. Olaf Rose (Hg.), Der Groß Wendig, Bd. 1, Grabert, 
Tübingen °2011, S. 225-237. 

* Siehe: Ansprache Pıus’ XII. an das Kardinalskollegium über den Nationalso- 
zialismus, gehalten am 2. Juni 1945, in: Wilhelm Jussen (Hg.), Gerechtigkeit schafft 
Frieden, Reden und Enzykliken des Heiligen Vaters Pius XII., Hansa Verlag Josef 
Toth, Hamburg 1946, S. 201-216. 

’ Siehe Rolf KosıEk u. Olaf Rose£, aaO. (Anm. 1), Bd. 1, S. 120; Bd. 3, S. 186 u. 
214; Bd. 4,5. 221 u. 223. 


ZWEITER WELTKRIEG 


1057 


Papst Pıus XII. Mit 
seiner unseligen 
Rede vor dem Kardi- 
nalskollegium am 2. 
Juni 1945 hat er die 
Kriegsverbrechen der 
Sieger gerechtfertigt. 


565 


* Paul BERBEN, 
Histoire du camp de 
voncentration de 
Dachau (1933- 
1945), Brüssel 
1968. 


Die in Dachau inhaf- 
tierten Geistlichen 


waren im Winter mit 
dem Schneeräumen, 
ansonsten mit dem 
Austragen des Essens 
beauftragt. 


566 


Sagte Pius XII. am 2. Juni 1945 die Wahrheit? 


Wir doch nicht urmhin, die eine oder andere Mitteilung zu machen. Sie 
sind uns reichlich zugegangen von Priestern und Laien, die als Internierte 
im Lager Dachau gewürdigt wurden, um des Namens Jesu willen Schmach 
zu dulden (Apg. 5, 41). 

An erster Stelle stehen der Zahl und harten Behandlung nach die pol- 
nischen Priester. Von 1940 bis 1945 wurden in dem angegebenen Lager 
[Dachau] 2800 Geistliche und Ordensleute jener Nationalität gefangen- 
gesetzt, unter ihnen der Weihbischof von Wladislavia, der dort an Iy- 
phus gestorben ist. Im vergangenen April [1945] waren davon nur noch 
816 übrig, während alle anderen gestorben sind mit Ausnahme von zwei 
oder drei in andere Lager Überführten. Für Sommer 1942 wurden als 
dort eingebracht 480 Kultdiener deutscher Zunge angegeben, von de- 
nen 45 Protestanten und alle anderen katholische Priester waren... Es 
können auch nicht mit Stillschweigen die Geistlichen übergangen wer- 
den, die den besetzten Ländern angehören. . . Viele von diesen Priestern 
und Laien haben um ihres Glaubens und ihres Berufes willen unsägliche 
Leiden erduldet. In einem Falle ging der Haß der Gottlosen gegen Chri- 
stus so weit, daß sie an einem internierten Priester mit Stacheldraht die 
Geißelung und Dornenkrönung unseres Herrn nachgeäfft haben. . .« 

Nun veröffentlichte der bel- 


im übrigen mehrere Schriften 
über das Dritte Reich verfaßte, 
1968 eine umfassende Geschich- 
te des Konzentrationslagers 
Dachau.* Der Herausgeber, das 
y Internationale Komitee Dachau 
selbst, betont in seinem Vor- 
wort, daß die Schrift »das Ergeb- 
nis jahrelanger Recherchen« sei 
und »kein anderes Ziel« habe, 
»als zur historischen Wahrheit 
beizutragen«. 

Im 11. Kapitel befaßt sich BERBEN ausschließlich mit den Geistlichen 
im Lager Dachau. Zur angeblichen »harten Behandlung« (Pıus XII.) 
schreibt er: »Auf Befehl aus Berlin wurden die Geistlichen am 15. März 
1941 aus den Arbeitskommandos herausgenommen, so daß sich ihre 
Haftbedingungen verbesserten. Sie bekamen ein Schlafzeug, das mit dem 
der SS-Soldaten vergleichbar war, und russische sowie polnische Häft- 
linge wurden ernannt, um deren Zimmer zu reinigen. Sie durften eine 
Stunde später als die anderen Häftlinge aufstehen und vor- und nach- 
mittags jeweils zwei Stunden im Bett ruhen. Vom Arbeitsdienst befreit, 
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Sagte Pius XII. am 2. Juni 1945 die Wahrheit? 


konnten sie sich dem Studium und der Meditation widmen. Sie beka- 
men Zeitungen und verfügten über die Bücher der Bibliothek. Die Nah- 
tung war ausreichend: Sie erhielten manchmal bis zu einem 1/3 Brot 
täglich. Außerdem wurde ihnen eine Zeitlang eine beträchtliche Ergän- 
zung zuteil in Form von einem halben Liter Kakao morgens und einem 
Drittelliter Wein täglich. Anscheinend sind diese Zusatzrationen auf das 
Eintreten des Vatikans hin erfolgt.«° 

Ab November 1942 wurde die Verschickung von Paketen an die Geist- 
lichen offiziell genehmigt, was zu einer erheblichen Verbesserung der 
Ernährungslage führte. »Vor allem die Deutschen und die Polen erhiel- 
ten beträchtliche Mengen von ihren Familien, Mitgliedern ihrer Pfarrge- 
meinden sowie religiöser Gemeinschaften. Im Block 26 trafen manch- 
malan die hundert täglich ein.«° BERBEN betont, daß diese Phase relativen 
Überflusses keine vorübergehende gewesen sei, sondern bis Ende 1944 
angedauert habe, »als die extremen Verkehrsbehinderungen die Paketzu- 
stellung unterbrachen«.’ Nichtsdestotrotz erhielten die deutschen Geist- 
lichen weiterhin Lebensmittel über den Dachauer Dechant PEANZELT, 
die dem Briefschreiber Lebensmittelmarken schickten. Der Pfarrer kaufte 
daraufhin Brot und Wurst, die er über die lokale Post zukommen ließ. 


° BERBEN, ebenda, S. 145 £. 

° Ebenda, S. 149. In Sachen Ernährung wurden die gewöhnlichen Häftlinge üb- 
rigens keineswegs benachteiligt. Außer den vorgesehenen Mahlzeiten und dem 
zweiten Frühstück konnten sie sich einiges in der Kantine besorgen. Außerdem 
seien ab Ende 1942 beträchtliche Mengen von Lebensmitteln und nützlichen 
Gegenständen in Dachau eingetroffen, gesendet von Verwandten, Freunden und 
gemeinnützigen Einrichtungen. Allein das Internationale Rote Kreuz, bemerkt 
BERBEN, »verschickte Tausende von Paketen nach Dachau« (ebenda, S. 68). 
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Sagte Pius XII. am 2. Juni 1945 die Wahrheit? 


Was die »unsäglichen Leiden« betrifft, die die internierten Geistlichen 
laut Pıus XII. »um ihres Glaubens und ihres Berufes willen« erduldeten, 
sei folgendes Ereignis wiedergegeben. Den internierten Geistlichen war 
es gelungen, die Verantworlichen des Lagers von der Erbauung einer 
Kapelle für den Gottesdienst zu überzeugen. Die Kapelle, deren Bau am 
15. Januar 1941 begann, »war 20 m lang und 9 m breit und bot rund 
achthundert Personen Platz, aber oft drängten sich über tausend Men- 

? Ebenda, $. 151. schen hinein«’. Der erste Gottesdienst fand am 22. Januar 1941 statt. 
Katholische Priester aller Nationalitäten hielten sonntags hintereinander 
den Gottesdienst. Im Dezember 1944 erhielt ein an Tuberkulose erkrank- 
ter Diakon sogar die Priesterweihe - in einem Konzentrationslager! 

In den letzten Kriegsmonaten wurde die Lage in Dachau immer schwie- 
riger, als die Häftlinge der in der Nähe der Front befindlichen Lager ins 
Landesinnere evakuiert wurden. Deren Zustrom sprengte die eigentli- 
che Aufnahmekapazität des Lagers. Hinzu kamen die Verheerungen durch 
den Typhus und anderer Ansteckungskrankheiten. Zur Entlastung der 
überfüllten Baracken und somit zur Verbesserung der dortigen Lebens- 
bedingungen bat die Lagerleitung die verantwortlichen Geistlichen um 
die Erlaubnis, die Kapelle in Wohnräume umzuwandeln. Die Geistli- 
chen gingen nicht darauf ein, blieben unbeugsam und behielten das letz- 

® Ebenda, S. 152. te Wort: »die Kapelle wurde bis zum letzten Tag aufrechterhalten«® 

In einer kritischen Schrift, die er Pıus XII. und der Enzyklika Mit bren- 

U i nender Sorge seines Vorgängers Pıus XI. widmet, meint Pierre Maxımin? 

ne ency zque = £ ae . 

singuliöre sous k III »Prus NN. lebte in der surrealistischen Welt seiner Informanten. Es ob- 

Reich, 1999, S. 62 ff. legt uns nicht, über sein Gewissen zu urteilen. . . Der Heilige Vater konnte 

Deeranderen: nicht wissen, aber er hätte sich nicht äußern dürfen, bevor er wußte — 

RSäRr: bevor er wußte, daß unter den ehemaligen Häftlingen in Dachau sich ein 

Erinnerungen einer ehrlicher und wahrheitsliebender Mann, nämlich der Weihbischof von 

katholischen Geistli- München, Mgr. Johannes NEUHÄUSLER, befand. Dieser sollte später als 
chen, P. Bachem, Antwort auf die phantasievollen Berichte ehemaliger Häftlinge'” eine 

Köln, 1946. Schrift abfassen, in der er die völlig abenteuerlichen Behauptungen Pıus’ 

XI. verriß: Nur die Wahrheit wird uns frei machen.« 

Wir müssen feststellen: Mit seiner unseligen Rede vor dem Kardinals- 
kollegium am 2. Juni 1945, in der er übrigens das Los der Juden, das 
Lager Auschwitz, die Kriegsverbrechen des Bombenkrieges gegen die 
deutschen Zivilisten, das barbarische Wüten der Roten Armee mit kei- 
nem Wort anspricht, geschweige denn erwähnt, hat der Heilige Vater zu 
einem Zeitpunkt, als der Krieg noch nicht zu Ende war, die Siegermäch- 
Mgr. Johannes te in ihrer Überzeugung, als Sieger ein »ausschließliches Recht« zu besit- 
DEE zen, bestärkt und damit deren Kriegsverbrechen gerechtfertigt. 


(1888-1873). R 
Michael Klotz 


? Pierre MAnIMIN, 
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Kriegsverbrecherprozesse in der Sowjetunion 


Während des Zweiten Weltkrieges und in den nachfolgenden Jahren lie- 
fen viele Prozesse in der Sowjetunion gegen deutsche Soldaten, die un- 
berechtigt, weil schuldlos, in Schnellverfahren zum Tode oder zu hohen 
Haftstrafen verurteilt wurden. Daneben gab es auch eine Reihe von Schau- 
prozessen, in denen die deutschen Angeklagten — ebenfalls unschuldig — 
wegen der angeblichen Teilnahme an bestimmten Verbrechen zum Tode 
verurteilt wurden. Den Deutschen wurden Verbrechen angelastet, die in 
Wirklichkeit die Sowjets begangen hatten. 

Das bekannteste Beispiel ist der Fall Katyn. Am 13. April 1943 ver- 
kündete die deutsche Presse, daß bei Katyn in der Nähe von Smolensk 
die Massengräber von Tausenden polnischer Offiziere entdeckt worden 
seien, deren Ermordung durch den sowjetischen Geheimdienst NKWD 
erfolgt sei. Schon am 15. April warf die Moskauer Nachrichtenagentur 
Tass den Deutschen vor: »Die germano-faschistischen Kanaillen haben 
sie umgebracht und haben jetzt die Frechheit, uns armen, unschuldigen 
Sowjets, die Vorkämpfer für Recht und Freiheit, Verbrechen in die Schu- 
he zu schieben.« 

Am 19. April 1943 erging ein Erlaß des Präsidiums des Obersten So- 
wjets »über die Strafmaßnahmen gegen die deutschfaschistischen Besti- 


en, schuldig an Ermordungen und Folterungen der sowjetischen Zivili- f 


sten und Kriegsgefangenen«. Darin wurde die kollektive Haftung 
deutscher Gefangener eingeführt, so daß die Verurteilten nicht unbe- 
dingt an der vorgeworfenen Tat beteiligt zu sein brauchten. Eine ent- 
sprechende Untersuchungskommission wurde eingerichtet. 

Vom 15. bis 18. Dezember 1943 lief der Charkow-Prozeß gegen ei- 
nen Major, einen Soldaten, einen SS-Sturmführer und einen Wachtmei- 
ster der Polizei wegen angeblicher Beteiligung an Verbrechen gegen Rus- 
sen. Die Angeklagten wurden zum Tode verurteilt und schon am 
folgenden Tage, dem 19. Dezember 1943, öffentlich — es sollen 50000 
Zuschauer auf dem Marktplatz von Charkow gewesen sein — gehängt. 
Die Leichen sollen dort bis Mitte Januar gehangen haben. Von dem Pro- 
zeß wurde ein Film gedreht, dessen Kopien auch zu den Westmächten 
gelangten. 

Im November 1945, parallel zu dem Nürnberger Prozeß, begannen 
auf Entscheidung vom Andrej WyschinsKki Kriegsverbrecher-Prozesse 
in Riga, Smolensk, Kiew, Minsk, Brjansk, Nikolajew, Leningrad und Weli- 
kije Luki. Von den Angeklagten wurden 85, darunter 18 deutsche Gene- 
rale, zum Tode verurteilt und öffentlich auf den Marktplätzen gehängt. 
Die Toten blieben längere Zeit hängen. 
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Im Winter 1945/46 wurde in Leningrad elf deutschen Angeklagten 
der Prozeß gemacht, weil sie angeblich an den Massenmorden von Ka- 
tyn beteiligt gewesen seien. Über den Prozeß berichtete die Sowjet-Nach- 
richtenagentur Tass am 30. Dezember 1945. Als in Wirklichkeit Unschul- 
dige wurden zum Tod durch Erhängen verurteilt Karl Hermann 
STRÜFING, Heinrich REMMLINGER, Ernst BÖHM, Eduard SONNENFELD, 
Herbert JANICKE, Erwin SKOTKI, Ernst BECK und Ernst GEHERER (GEH- 
RER). Die Gefangenen Erich Paul VoGEL, Franz WIEsE und Arno DÜRER 
(DIERF) erhielten 20 oder 15 Jahre Zwangsarbeit. Die Urteilsvollstrek- 
kung erfolgte am 5. Januar 1946. 

Im Dezember 1945 wurden in Smolensk zehn Angehörige des Wach- 
bataillons 335 verurteilt, die kriegsgefangene Russen und Polen mißhan- 
delt haben sollen. Sieben wurden zum Tode verurteilt und hingerichtet. 

Freilegung des Mas- In Riga begann ein Prozeß am 26. Januar 1946 gegen acht deutsche 
sengrabs von Katyn Militärs wegen angeblicher Verbrechen im Baltikum. Die Angeklagten 
im Jahre 1943. Mehr aren die Generalleutnants Siegfried RUFF, Digeon von MONTETON, Wolf- 


als 22000 Menschen i u : >: 
ensinden gang VON DITFURTH und Fritz EKKEL sowie die Generalmajore Friedrich 


sowjetischen Ge- WERTHER, Bruno PAWEL, Hans KÜrer und Alexander BEKKING. Sie wur- 
heimdienst ermor-- den zum Tode durch Erhängen verurteilt. 
det. Rolf Kosiek 


Oberst Heinrich RemuncGer (rechts im Bild) war 
Kampfkommandant in der Festung Schneidebühl 
1945. Auch er büßte für ein Verbrechen, das er 

A nicht begangen hatte. 
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Die Sieger des Zweiten Weltkriegs haben nach 1945 führende deutsche 
Militärs und Politiker in den Nürnberger Prozessen und anderenotts, 
vielfach unberechtigt, zu hohen Strafen, auch viele zur Todesstrafe, ver- 
urteilt, wobei grundlegende Normen des Völkerrechts und des Straf- 
rechts verletzt wurden.' Insbesondere wurden Folterungen zur Erpres- 
sung falscher Geständnisse von allen Alliierten weitgehend durchgeführt.? 
Die Anwendung dieser Methoden durch die Westalliierten war lange vor 
der Öffentlichkeit verdrängt und verschwiegen worden und kam erst mit 
den US-Folterungen im Irak und in Afghanistan in den neunziger Jahren 
des letzten Jahrhunderts wieder an eine breitere Öffentlichkeit. 

Eine frühe Darstellung der alliierten Verbrechen im Zweiten Welt- 
krieg aus dem Jahre 1979 liegt in dem Buch Die Wehrmacht-Untersuchungs- 
stelle des amerikanischen Völkerrechtlers Alfred DE Zayas vor. Der Ver- 
fasser arbeitete viele Jahre in Genf bei internationalen Behörden und 
veröffentlichte nach jahrelangen Recherchen diesen Band, der nun be- 
reits in 8. Auflage vorliegt. Darin wertet er als einer der ersten die Doku- 
mente der genannten Untersuchungsstelle aus. Das Material war 1945 in 
die USA überführt und erst Ende der sechziger Jahre nach langer Be- 
schlagnahmung aus den Vereinigten Staaten an die Bundesrepublik zu- 
rückgegeben worden. Zwischenzeitliche Manipulationen an dem Inhalt 
der Akten können nicht ausgeschlossen werden. Das Materiallagert seit- 
dem im Bundesarchiv in Bonn. Leider hat sich anscheinend außer DE 
Zayas bisher noch kein deutscher Historiker ausführlich um diese Akten 
gekümmert, was auch bezeichnend für unsere Zeit ist. 

Die genannte deutsche Amtsstelle war 1939 gegründet worden, um 
die von den Alliierten im Zweiten Weltkrieg begangenen Kriegsverbre- 
chen zu dokumentieren. Und in der Tat haben sich die Angehörigen 
dieser Stelle ernsthaft darum bemüht, die zahlreichen Verbrechen der 
späteren Sieger im Verlauf des Zweiten Weltkrieges aufzunehmen und 
durch Zeugenaussagen möglichst beweiskräftig zu belegen. Dabei ha- 
ben sie sehr kritisch gearbeitet, um ja keine unbegründeten Vorwürfe zu 
erheben. Sie haben insbesondere nicht zu der Methode gegriffen, die die 
Alliierten, zum Beispiel im Fall Katyn, benutzten, indem sie mit einem 
großen Lügengebäude, das sie über Jahrzehnte aufrecht erhalten haben, 
dem Gegner die Schuld für einen von ihnen selbst verübten brutalen 
Massenmord an Kriegsgefangenen zuschoben. 

Zur vorsichtigen und nur in klar beweisbaren Fällen erhobenen Schuld- 
zuweisung von seiten der Deutschen kam dann noch die behutsame 
Auswertung durch den genannten US-Verfasser, der nur auf die ganz 
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sicher belegten Kriegsverbrechen der Alliierten eingeht und nicht auf- 
rechnen will. Dennoch wurde sein Werk von den deutschen Historikern 
kaum zur Kenntnis genommen und damit abgefertigt, daß der »quali- 
tative Unterschied« zwischen dem größeren Ausmaß der deutschen Kriegs- 
verbrechen und dem der Alliierten im Sinne der Umerziehung bestehen 
bleibe, wie der angesehene Kölner Geschichtswissenschaftler Andreas 
HILLGRUBER in der Historischen Zeitschrift‘ feststellte. Damit war das Urteil 
über DE Zayas’ Werk für die bundesdeutsche Geschichtsschreibung ge- 
sprochen, und die politische Korrektheit ließ das Buch in ORWELLs Ge- 
dankenloch verschwinden. Nur im Bereich der Rechten und der Hei- 
matvertriebenen lief das Werk um. 

Die Engländer verübten in ihrer Kolonialzeit schon schwere Kriegs- 
verbrechen. Am 20. Februar 2013 meldete die Dar/y Mail’aus London, 
daß Premierminister David CAMERON in Amritsar in Indien sich für das 
Massaker vom 13. April 1919 an indischen Zivilisten im Namen Groß- 
britanniens entschuldigt habe. Dort hatten 50 britische Soldaten — meist 
Eingeborene — rund zehn Minuten lang auf Befehl des Brigadegenerals 
Reginald Dyer, der ein Exempel statuieren wollte, ohne Vorwarnung 
oder Aufforderung, sich zu zerstreuen, in eine zivile Menge von 20 000 
friedlich für ihre Unabhängigkeit demonstrierende Inder geschossen, bis 
die Munition zu Ende gegangen war — »die schlimmste einzelne Grau- 
samkeit des britischen Empires«, wie die Daily Mai/ meinte. Dabei ka- 
men nach offiziellen britischen Aussagen mindestens 379 Zivilisten zu 
Tode, und 1500 wurden verwundet. Indische Quellen sprachen von 1000 
Toten. CAMERON war der erste amtierende Premierminister, der Amrit- 
sar besuchte. Die Königin hatte schon 1997 den Ort aufgesucht, ohne 
allerdings eine grundsätzliche Stellungnahme abzugeben. Die britische 
Öffentlichkeit, die immer an ihre sauberen Truppen geglaubt hatte, mußte 
erstmals etwas über die grausamen Methoden erfahren, die das englische 
Militär durch all die Jahrhunderte mit Wissen der oberen Stellen verübte. 
Obwohl die Übeltäter bekannt waren, wurden sie, wenn überhaupt Straf- 
antrag gestellt wurde, freigesprochen wie der Schinder von Bad Nenn- 
dorf nach 1945, Colonel STEPHENS.° 

Ausgelöst durch die erst im nachhinein bekannt gewordenen Folte- 
rungen der US-Streitkräfte in Bagdad, Guantanamo und Afghanistan, 
hat sich der britische Schriftsteller lan CoBAın in seinem Buch Crue/ Brz- 
fannia mit den Grausamkeiten britischer Truppen in der Kolonialzeit so- 
wie in und nach den beiden Weltkriegen befaßt.’ Seine auch nur be- 
schränkte Auswahl an Kriegsverbrechen Ihrer Majestät Truppen ist 
schon umfangreich genug, um den Briten massive Verstöße gegen das 
Völkerrecht und die Menschenrechte anzulasten. Insbesondere geht er 
auch auf die englischen Folterlager für deutsche Kriegsgefangene 1945 
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bis 1947 auf westdeutschem Boden, so zum Beispiel in Bad Nenndorf, 
ein. 

Der Brite hat sein Buch in der Londoner Tageszeitung Daily Mai/ aus- 
führlich vorgestellt? Im Vorspann der Zeitung heißt es: »Wir sind immer 
darauf stolz gewesen, einen sauberen Krieg geführt zu haben. Aber ein 
neues Buch weist auf schreckliche Methoden hin, die von Verhörern in 
Londons feinster Adresse geübt wurden.« CoBAIn stellte darin einleitend 
fest, daß Großbritannien immer stolz auf »seine Liebe zum Fair Play 
und zur Beachtung der Regeln des Gesetzes« gewesen sei. England sei 
unter den ersten gewesen, die 1929 die Genfer Konvention zur mensch- 
lichen Behandlung der Kriegsgefangenen unterschrieben haben. Man 
würde annehmen, daß die Briten die Folterung von Gefangenen abge- 
lehnt hätten. Doch dem sei nicht so gewesen. In London seien in dem 
als »London Cage« (Londoner Käfig) bezeichneten Gebäude im Zweiten 
Weltkrieg ab 1940 und danach Tausende von Deutschen gefoltert wor- 
den. Die englischen Wärter hätten sich stolz als »die englische Gestapo« 
gebrüstet. Der London Cage sei eines von neun Lagern in Großbritan- 
nien gewesen, in denen während des Krieges gefoltert wurde. Die in 
Großbritannien von der »Prisoner of War Interrogation Section: (PWIS) 
betreuten Lager standen unter dem Befehl von Colonel Alexander ScoT- 
LAND, einem Meister in der Technik der Verhöre. Als er 1954 über seine 
Tätigkeit schrieb, wurden die vier Exemplare seines Berichtes sofort be- 
schlagnahmt, dann geheimgehalten, und alle Beteiligten wurden zum 


8 Jan CoBAIN, 
»How Britain 
tortured Nazi 
POWs«, in: Daily 
Mail, 27. 10. 2012, 
S. 44 £. 


Mit verbundenen Au- 
gen werden deutsche 
Soldaten abgeführt. 
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Der Meister in der 
Technik der Verhöre: 
Colonel Alexander 
SCOTLAND. 


Rechts: Eingang in den Kensington Palace Gardens, wo sich der berüchtigte »Lon- 
don Cage« befand. Den »London Cage«, der Platz für 60 Gefangene bot, passierten 
während seines Bestehens 3573 Personen, von denen etwa 1000 wegen »Kriegsver- 
brechen« angeklagt und überwiegend gehängt wurden. 


Schweigen verpflichtet. Die Kriegsverbrechen in diesen Lagern sollten 
nicht an die britische Öffentlichkeit kommen. Im einzelnen werden von 
CoBAiIn die verschiedenen unmenschlichen Techniken der Folter beschrie- 
ben, die bis 1949 von britischen Verhörern in den Lagern angewandt 
wurden. Besonders gefürchtet wegen seiner Brutalität war Colonel Ro- 
bin STEPHENS, der in kürzester Zeit Informationen aus den Gefangenen 
herausholte. Der Verfasser weist auch auf die in Deutschland nach dem 
Krieg von der britischen Besatzungsmacht eingerichteten Folterlager hin, 
etwa auf Bad Nenndorf, wo ab 1945 STEPHENS als Lagerkommandant 
tätig war. »Eine Anzahl starb«, teilt Coßam lakonisch über das Schicksal 
der deutschen Kriegsgefangenen und Zivilisten mit, die durch das Lager 
Fritz Knochen, ss. gehen mußten und die unmenschlichen Folterungen nicht überlebten. 
Obersturmbannfüh- Rolf Kosiek 
rer (Panzergrenadie- 
re), Ritterkreuzträger, 
wurde im Londoner 
Käfig gefoltert. Er 
wurde am 21. Januar 
1949 in Hameln ge- 
hängt. 


Von links: lan Cosaın (Jahrgang 1960), Re- 
porter bei The Guardian, und sein Buch 
Cruel Britannia. A Secret History of Tor- 
ture. 
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Mit ihren Kriegsverbrecherprozessen wollten die Alliierten die führen- 
den deutschen Politiker, Heerführer, Wirtschaftler und Ärzte für deren 
»Verbrechen gegen die Menschlichkeit« beschuldigen und aburteilen. 
Dazu wurde das Londoner Statut vom Juni 1945 geschaffen. Aber schon 
Jahre, bevor solche »Verbrechen« bekannt wurden, befaßten sich die spä- 
teren Sieger mit der Bestrafung der deutschen Elite, was ihnen nach dem 
Ersten Weltkrieg trotz entsprechender Versuche' nichtgelungen war. Wie 
sehr sie dabei auch die Normen des Rechts verletzten und sogar auf den 
höchsten Ebenen bestellte Morde nicht scheuten, geht aus dem folgen- 
den hervor. Zugleich wird dadurch offenbar, daß diese Prozesse eine 
reine Rachejustiz waren und mit Gerechtigkeit nichts zu tun hatten. 

Ein Beispiel für die frühe Absicht, Kriegsverbrecherprozesse durch- 
zuführen, ist die Anweisung CHURCHILLs nach dem Flug von Rudolf Hess 
1941 nach Schottland: »Es dürfte angezeigt sein, Herrn Hess nicht dem 
Innenministerium, sondern dem Kriegsministerium als Kriegsgefange- 
nen zu übergeben, doch ohne außer acht zu lassen, daß man wegen po- 
litischer Verbrechen Anklage gegen ihn erheben könnte. Dieser Mann 
ist grundsätzlich ein Kriegsverbrecher wie andere Naziführer auch.«? 

Am 13. Januar 1942 trat in London eine internationale Konferenz 
zusammen, auf der vor allem besetzte Länder unter anderem forderten, 
»die Bestrafung der für die Verbrechen Verantwortlichen im Wege der 
Rechtsprechung durchzusetzen.« 

Am 7. Oktober 1942 tagte in London die Kriegsverbrecherkommis- 
sion der UNO, die »United Nations War Crime Commission (UNWCC), 
die Listen von Kriegsverbrechern aufstellen und deren Taten dokumen- 
tieren sollte.’ Die Sowjets waren hier nicht vertreten, veranstalteten aber 
schon vom 15. bis 18. Dezember 1943 den ersten Kriegsverbrecherpro- 
zeß in Charkow gegen drei deutsche Offiziere und einen russischen Kol- 
laborateur. 

Einen besonderen Einblick in die skrupellose Planung der Westalliier- 
ten für die Behandlung gefangener Spitzenleute der Gegner gibt ein lan- 
ge geheim gehaltenes Telefongespräch zwischen US-Präsident Franklin 
Delano RoosEVELT und dem britischen Premierminister Winston CHUR- 
cHILL vom 29. Juli 1943.° Darin berieten beide über das weitere Schicksal 
des kurz vorher am 25. Juli 1943 von den vom Reich abgefallenen Italie- 
nern gefangengenommenen Duce Benito MussoLinı, der dann jedoch, 
am 12. September 1943 von deutschen Fallschirmjägern befreit, 1945 
von Partisanen ermordet wurde. 
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Wenn ChHurcHıL und 
Roostvert am Telefon 
Pläne ausheckten, 
benutzte der britische 
Premierminister den 
Decknamen »Mister 
White«, RooseveLt war 
‚Mister Smith«. Da 
die Amerikaner das 
transatlantische Un- 
terseekabel vorsichts- 
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ROoOosEVELT erklärte in dem Telefongespräch: »Ich habe über unser Vor- 
gehen bezüglich MussoLns und über sein schließliches Schicksal nach- 
gedacht, wenn er uns ausgeliefert ist.« Darauf bestätigte CHURCHILL: »Ich 
zweifele nicht daran, daß er schließlich unser Gefangener sein wird, na- 
türlich nur, wenn sie ihn nicht vorher umbringen oder er seiner gerech- 
ten Strafe dadurch entgeht, daß er sich selbst tötet.« 

Als CHURCHILL meinte: »Wir können recht sicher sein, daß 
Mussouinı schließlich unser Gefangener wird«, meldete 
RoosEvELT mit dem Blick auf die von ihm für die nächste 
Wahl benötigten Stimmen der italienischen US-Bürger Be- 
denken an: »Würde das ein kluger Schritt sein, Winston? Wir 
würden gezwungen sein, eine Art großen Prozeß zu veran- 
stalten, der sich monatelang hinziehen könnte und selbst, 
wenn wir ihn kontrollieren, zu Schwierigkeiten mit der allge- 
meinen Bevölkerung führen könnte... Natürlich würde das 
Ergebnis nie zweifelhaft sein, und am Ende würde er am 
Strick sterben. .. Ich sehe verschiedene negative Seiten die- 
ses Geschäfts.« 

RoosEVELT führte dann solche an und sagte: »Ich meine 
nicht, wir sollten den Teufel freilassen. Überhaupt nicht. Ich 
erwähnte einen öffentlichen Prozeß. Wenn MussoLin! stür- 
be, bevor ein solcher Prozeß stattfinden könnte. Ich glaube, 
das käme uns in vieler Hinsicht besser zustatten.« 

Damit legte er unzweifelhaft die Ermordung nahe. ChurcımLL fragte 
deswegen nach: »Sie schlagen also vor, daf3 wir ihn einfach erschießen, 
wenn die Italiener ihn uns übergeben? Eine Art Standgericht? Unter Aus- 
schluß der Öffentlichkeit natürlich.« 

Doch das meinte ROOSEVELT nicht: »Nein, ich habe sehr ernsthaft hier- 
über nachgedacht. Und ich glaube, wenn MussoLinı stürbe, während er 
noch in italienischem Gewahrsam wäre, würde uns allen das weit besser 
dienen, als wenn er durch ein Prozeßverfahren liefe.« 

Darauf äußerte CuurcmiLL doch Bedenken: »Ich glaube nicht, daß, 
selbst wenn ich die Italiener um einen solchen Gefallen bäte, sie dem 
nachkommen würden.« Denn sie würden nach seiner Meinung lieber 
einen Prozeß haben wollen. 

Daraufhin wurde der US-Präsident ganz deutlich und schlug ohne 
Skrupel den Mord vor, wobei es anschließend noch zu einer Heuchelei 
kommen sollte: »Ich hatte mir vorgestellt, wenn wir uns darüber einig 
werden, daß wir ihn beseitigen, solange er noch in ihrem Gewahrsam ist. 
Gleichzeitig könnten wir ganz öffentlich Ansprüche auf seine Ausliefe- 
rung erheben, um ihn vor Gericht zu stellen. Das würde etwas behutsa- 
mer sein als die Sache mit DARLAN. . .« 
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Damit spielte ROosEVvELT anschließend auf die Er- 
mordung des französischen Admirals Darı.ın am 24. 
Dezember 1942 in Algier in Nordafrika° an, der den 
Alliierten auch im Wege war und deswegen beseitigt 
wurde. 

CHURCHILL war die Erwähnung der Sache um Dar- 
LAN offensichtlich unangenehm, und er wollte sie als 
»jetzt ein für allemal erledigt« angesehen haben. Doch 
ROOoSsEVELT kam noch einmal darauf zurück: »Es ist in 
meinem Geheimdienst und sonstwo gut bekannt, daß 
Sie den Mann haben ermorden lassen. Wir haben die 
Mordwaffe, und die Verwendung von amerikanischen 
Patronen ist nicht richtig eingeschätzt worden. Das We- 


sentliche ist hier, daß der Tod Darı.ans uns vor die Tür 


gelegt wurde, oder zum mindesten vor die Ihre, und 
alles Ableugnen hat sehr wenig Wirkung gehabt. Wäre 
DARLAN von einem Franzosen erschossen worden. . .« 
— CHURCHILL fiel ein: »Das wurde er« — vals er noch in 
Frankreich war, dann hätten wir keine verbleibenden 
Zweifel.« 

Im Anschluß daran kommen die beiden Ehrenmän- 
ner noch auf einen weiteren, gerade erledigten Mord 
zu sprechen, den an dem Chef der Exilpolen in Eng- 
land, Sıkorskı.’ 

Es kam den beiden alliierten Regierungschefs also 
gar nicht auf gründliche Untersuchungen und gerech- 
te Prozesse an, sondern sie nahmen die Urteile über 
die angeblichen »Kriegsverbrecher« schon vorweg und 
waren sich auch in der Hinrichtungsart — »am Strick 
sterben« — einig. 

Aus demselben Geist stammte ROOSEVELTs Vorschlag 
dann in Teheran im Herbst 1944, als er anregte, 50 000 
bis 100000 deutsche Offiziere nach Gefangennahme 
»einfach zu liquidieren«. Rolf Kosiek 


Oben: Beerdigung 
von Admiral Fran- 
cois Dartan. Mitte: 
Matrosen der ORP 
‚Orkan: bei der 
Eskortierung des 
Sarges von Gene- 
ral SıKORSKIı von 
Plymouth nach 
London. 

Unten: General 
W. SIKORSKI. 


° Frangois DArLAN war ab Februar 1941 in der Vichy-Regierung Innen-, Au- 
Ben- und Verteidigungsminister, erhielt im April 1942 den Oberbefehl über alle 
französischen Truppen, ging nach der Landung der Alliierten in Nordafrika im 
November 1942 zu diesen über und lieferte ihnen Nordafrika aus. Er fiel am 
24. 12. 1942 einem Attentat eines jungen Franzosen zum Opfer, das nach dem 
oben Zitierten wohl auch auf CHurcHILLs Konto zu buchen ist. 
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Das Massaker von Biscari 


Die amerikanischen Truppen haben sich im Zweiten Weltkrieg mehr- 
fach des Verbrechens der massenhaften Erschießung von wehrlosen Ge- 
fangenen zuschulden kommen lassen. Beispiele für solche Taten bei der 
Landung in der Normandie! und in den letzten Wochen des Krieges,” in 
denen keine Vergeltung mehr zu fürchten war, am blutigsten bei der 
Einnahme des KZ Dachau,’ sind anderenorts angeführt. Manchmal ha- 
ben sogar alliierte Truppenführer ihre Offiziere zur Erschießung der Ge- 
fangenen angeregt oder sie ihnen ausdrücklich nahegelegt. Die Vorge- 
setzten handelten also gegen das Völkerrecht und begingen Taten, die 
den Deutschen später unberechtigt vorgeworfen wurden, zum Beispiel 
dem SS-Obersturmbannführer Jochen PEIPER im Fall Malmedy,* und die 
von den Siegern schwer bestraft wurden. . 

Aber auch schon im Jahre 1943 haben einzelne US-Truppenführer zu 
solchen Kriegsverbrechen aufgefordert. So hatte General George S. PAT- 
TON, Kommandeur der 7. US-Armee, kurz vor der Landung der Allier- 
ten auf Sizilien in einer Rede am 27. Juni 1943 vor Offizieren seiner 45. 
US-Infanteriedivision erklärt: »Wenn sie (die Deutschen, R.K.) sich er- 
geben wollen, sobald ihr auf zwei-, dreihundert Meter dran seid, achtet 
nicht auf die erhobenen Hände. Zielt zwischen die dritte und vierte Rip- 
pe, dann schießt. Ganz egal, keine Gefangenen! Die Zeit zu spielen ist 
vorbei. Jetzt ist die Stunde zu töten! Ich will eine Killerdivision, denn 
Killer sind unsterblich.«° 

Und so kam es denn auch zu solchen Kriegsverbrechen. Mit Bezug 
auf diese Rede PATTons hat sich einer der Schuldigen bei dem Massaker 
von Dachau vom 29. April 1945 verteidigt.’ 

Vor der Landung in Italien hielt US-General PATTon eine Ansprache 
an seine Truppen, in der er erklärte: »Wenn wir jetzt angreifen, werden 
wir deutsche und italienische Soldaten vor uns haben, die anzugreifen 
und zu vernichten wir die Ehre und das Privileg haben. Viele unter uns 
haben in ihren Adern deutsches oder italienisches Blut; sie mögen sich 
erinnern, daß ihre Vorfahren die Freiheit so sehr liebten, daß sie ihr Heim 
und ihr Land verließen und den Ozean überquerten, in der Hoffnung, 
sie dort zu finden. Die Vorfahren der Leute, die wir nun töten werden, 
hatten nicht den Mut, ein solches Opfer zu bringen, und deshalb fuhren 
sie fort, wie Sklaven zu leben.« FERNAUs Kommentar dazu ist: »Von al- 
len Ansprachen vor einer Schlacht, angefangen von LEONIDas über FRIED- 
RICH DEN GROSSEN bis zu DaAjan, gibt es in der Weltgeschichte keine, die 
so (Sie möchten sagen: gemein ist? Ja, auch. Aber das ist uninteressant), 
keine, die so erschreckend deutlich das böse Gewissen verrät«* 
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Das Massaker von Biscari 


Als am 14. Juli 1943 bei dem sizilianischen Ort Biscari (heute Acate) 
südlich der Stadt Caltagirone 68 Italiener und vier deutsche Flaksoldaten 
nach tapferer Gegenwehr die Waffen gestreckt und diese niedergelegt 
hatten, wurden sie von den US-Soldaten der 45. Infanteriedivision der 
7. Armee unter General PATToN in Reihen aufgestellt und dann alle er- 
schossen.’ Die italienische Zeitung L’w/tima Crosiata aus Rimini veröf- 
fentlichte 2012 eine Liste der zweiundsiebzig Opfer, 69 Jahre nach dem 
grausigen Geschehen. Es wurde dannvon italienischen Behörden in Acate 
eine Gedenktafel an das Massaker angebracht. Die deutschen Soldaten 
dieses Massakers waren Obergefreiter Erhard MicHEL (geboren 16. Au- 
gust 1915 in Dresden), Obergefreiter Erich RxissiG (geboren 3. Januar 
1924 in Wittenberg), Oberkanonier Carl SCHÄFER und Kanonier Johann 
RUF (geboren am 6. Juni 1924 in Grading).° Sie liegen auf dem deutschen 
Soldatenfriedhof Motta St. Anastasia in der Provinz Catania auf Sizilien. 

Obwohl die Täter und ihre Einheiten bekannt sind, wurden die Schul- 
digen niemals zur Rechenschaft gezogen. Sie wurden von ihrem General 
ausdrücklich gedeckt. 

Es wäre unmöglich gewesen, daß ein deutscher Offizier der Wehr- 
macht solch einen Befehl oder solch eine Billigung zum Massenmord an 


Wehrlosen abgegeben hätte. 
Rolf Kosiek 
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und die Zivilisten 
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° Vgl. Rolf KosiEk 
u. Olaf Rose (Hg.), 
Der Große Wendig, 
Bd. 2, aaO. (Anm. 
2), S. 499-505. 


° G. DOMENEGIIET- 
TI, in: Anzeiger der 
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Deutschen Reich, Nr. 
3;-2012,8:10:8 
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US-Zerstörer verweigert Rettung Schiffbrüchiger 


Im Zweiten Weltkrieg gebot das internationale Seekriegsrecht, daß schiffs- 
brüchige Gegner, die sich ergeben hatten oder deren Boot gesunken 
war, vom Sieger aufgefischt und damit gerettet wurden. Doch dagegen 
verstieß die US-Marine mehrfach. Ein Beispiel ist das Schicksal des U- 
Bootes »U 550 vor den USA, das von S] in der Frezwzllige, Mai/ Juni 2012, 
S. 5, geschildert wird. 

Dieses U-Boot hatte auf seiner ersten Feindfahrt unter Kapitänleut- 
nant Klaus HÄnerT, geboren 1918 in Hirschberg, vor der US-Küste unter 
anderem einen Geleitzug angegriffen und das weltweit größte Tanker- 
schiff, die »USS Pan-Pennsylvania« mit mehr als 11000 Bruttoregister- 
tonnen versenkt. Als es nach zwei Monaten seit dem Auslaufen aus Kiel 
östlich von New York in 70-80 m Tiefe wieder auf Lauerstellung lag, 
wurde es am 16. April 1944 von dem US-Geleitzerstörer »USS Joyce 
geortet und mit Wasserbomben schwer beschädigt, so daß es auftauchen 
mußte. Als HÄnERT mit weißer Fahne und hinter ihm die Mannschaft 
aus der Luke ausstiegen, wurden sie von den drei amerikanischen Kriegs- 
schiffen — der »USS Joyc« (DE -317), der »USS Gandy< (DE -764) und 
der »USS Peterson: (DE -152) — durch Geschütze unter Feuer genommen. 
Von 56 deutschen Seeleuten überlebten insgesamt nur zwölf Mann dieses 
Kriegsverbrechen, drei Offiziere, 1 Unteroffizier und acht Matrosen. 

In dem Bericht des Kommandanten, den JS zitiert, heißt es: »Etwa 40 
Mann unter der Führung des 1. Wachoffiziers stiegen befehlsgemäß aus 
und schwammen in Richtung auf den nächstliegenden Zerstörer zu. Die 
Wassertemperatur betrug etwa 5 Grad Celsius. Doch plötzlich drehte 
der Zerstörer ab, ohne die Männer aufzunehmen. Von diesen Besatzungs- 
angehörigen wurde niemand gerettet. Für die versäumte Rettung der mei- 
sten Besatzungsmitglieder gab es keine Entschuldigung. Die Erklärung 
der Amerikaner war, daß der Zerstörerkommandant durchgedreht sei.« 

Dreizehn Deutsche wurden von der »USS Joyce: aufgefischt, einer ver- 
starb noch bald an seinen Wunden aus dem Beschuß. Sie wurden an 
Großbritannien ausgeliefert. Einige Tage später wurden die Leichname 
mehrerer deutscher Seeleute in Überlebenswesten und in Tauchanzügen 
leblos aus dem Wasser gefischt. Die meisten von ihnen hätten zweifellos 
von dem abdrehenden Zerstörer gerettet werden können. 

Die Amerikaner behaupteten, auf dem deutschen U-Boot habe die 
Besatzung ihre »Geschütze« besetzt und angefangen zu feuern. Das 
scheint jedoch eine unzutreffende Schutzbehauptung gewesen zu sein. 
Am 23. Juli 2011 wurde das Wrack des »U 550: vor New York am Boden 
entdeckt. Rolf Kosiek 
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US-Verstöße gegen das Kriegsrecht 
an der Invasionsfront 


Die USA sind der Genfer Konvention über das Kriegsrecht beigetreten. 
Dennoch haben sie und ihre Verbündeten im Zweiten Weltkrieg oftmals 
die Haager Landkriegsordnung gebrochen. Ein Beispiel von der Invasi- 
onsfront 1944 soll angeführt werden.' 

Dort lagen im Jun 1944 die 12. SS-Panzerd vision »Hitlerjugend« und 
die Panzerlehrd vision des Heeres in schweren Abwehrkämpfen. »Der Ic 
des Oberbefehlshabers West, Oberst i. G. MEYER-DETRING, hatte bereits 
am 7. Juni 1944 auf dem Meldeweg Unterlagen aus dem Besitz gefange- 
ner oder gefallener Engländer und Kanadier erhalten, die besagten, daß 
am Östflügel der Invasionsfront, im Bereich der kanadischen Armee, 
keine Gefangene gemacht werden sollten. .. Mehrere Gruppen kriegs- 
gefangener deutscher Soldaten wurden zusammengeschossen.« 

Ein besonders verwerflicher Fallgeschah am Morgen des 8. Juni 1944: 
»Ein Panzerspähtrupp des britischen Regiments »Inns of Court« durch- 
brach die deutschen Linien und machte auf einem Regimentsgefechts- 
stand Gefangene, so den Obersten LUXEMBURGER (Panzerartillerie-Regi- 
ment 103), Major ZEIsSLER, Hauptmann Graf CLARY-ÄLDRINGEN und 
etwa sechs Unteroffiziere und Mannschaften. 

Als sich die deutschen Offiziere weigerten, freiwillig, als Kugelfang 
auf den Panzerspähwagen stehend, durch die deutschen Linien in Rich- 
tung feindliche HKL (Hauptkampfl nie) zu fahren, wurde der schwer- 
versehrte Oberst LUXEMBURGER von zwei britischen Offizieren gefesselt, 
bewußtlos geschlagen und in blutüberströmtem Zustande auf einem bri- 
tischen Panzerspähwagen als Kugelfang aufgebunden. Nach Einholung 
entsprechender Befehle wurden Major ZEISSLER, Graf CLArY und die 
erwähnten Unteroffiziere und Mannschaften von den abrollenden briti- 
schen Panzerspähwagen zusammengeschossen. 

Der Panzerspähwagen, auf dem Oberst LUXEMBURGER als Kugelfang 
aufgebunden war, wurde von einer deutschen Pak abgeschossen. Der 
tapfere Oberst starb.« 

Männer des Bataillons SIEBKEN wurden Zeugen dieser Tat. Tage spä- 
ter fand man im Bereich dieses Bataillons die Leichen zweier Engländer. 
Es ließ sich nicht klären, wie sie zu Tode gekommen waren. Auf jeden 
Fall hatte SIEBKEN keinen entsprechenden Befehl gegeben. Dennoch 
wurde nach Kriegsende der Bataillons-Chef SIEBKEN deswegen von den 
Alliierten angeklagt, zum Tode verurteilt und noch 1949 hingerichtet. 

Die britischen Täter bei diesem Verstoß gegen das Völkerrecht wur- 
den dagegen nicht zur Rechenschaft gezogen und nicht verurteilt, son- 
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US-Verstöße gegen das Kriegsrecht an der Invasionsfront 


dern fielen wie alle alliierten Kriegsverbrecher unter die bei den Alliier- 
ten erlassene Amnestie. 

In diesem Zusammenhang sei auch an das Urteil und die Erklärung 
des angesehenen britischen Journalisten Max HasTınGs erinnert:? »Man 
hat viel über die Erschießung von Kriegsgefangenen — besonders Kana- 
diern — durch die 12. SS-Panzerdivision und andere deutsche Einheiten 
in der Normandie geredet. Aber es muß gesagt werden, daß die Propa- 
ganda das beiderseitige Schuldmaß verzerrt hat. Unter den Hunderten 
alliierter Zeugen, die. ... befragt worden sind, hatte fast jeder unmittelba- 
re Kenntnis oder gar persönliche Erlebnisse mit der Erschießung deut- 
scher Kriegsgefangener während des Feldzugs. In der Hitze des Gefechts, 
oder wenn jemand gerade einen Kameraden hatte sterben sehen, fanden 
es viele unerträglich, Kriegsgefangene nach hinten zu schicken, da sie 
wußten, daß sie den Krieg überleben würden, während sie selbst nur 
eine sehr geringe Überlebenschance zu haben schienen. Viele amerikani- 
sche und britische Einheiten erschossen SS-Gefangene routinemäßig. 
Woraus sich nicht nur der fanatische Widerstand der SS, sondern auch 
die Tatsache erklärt, warum so wenige SS-Leute in Kriegsgefangenen- 
lagern erschienen sind... Obwohl es belegte Beispiele dafür gibt, daß 
SS-Einheiten ihre Gefangenen ermordeten, erscheint es im ganzen zwei- 
felhaft, ob dieses von der einen Seite in größerem Stil getan wurde als 
von der anderen.« 


Rolf Kosiek 


' Nation Europa, Nr. 9, 1960, S. 12. 
* Jürgen SCHREIBER, »Ein unverständlicher Fauxpas«, in: Soldat im Volk, Nr. 7, 
1990. 
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US-Verbrechen in der Normandie 


Deutsche Heerführer wurden nach 1945 unberechtigt als »Kriegsverbre- 
cher« bezeichnet und von den Siegern abgeurteilt. Dabei hatten die Alli- 
ierten im Gegensatz zu den deutschen Soldaten wirklich Kriegsverbre- 
chen begangen, die nie gesühnt wurden. Ein Beispiel aus den Kämpfen 
in der Normandie 1944 sei gebracht. 

Ein dem Verlag Bekannter (Dr. G. K.) schrieb. »Ich erlebte folgendes 
in der Normandie bei einer Fahrt (nach dem Krieg, R. K.) mit Veteranen 
der SS-Division. Wir standen mit ca. 12-15 jungen und alten deutschen 
und französischen Kameraden in einem normanischen Dorf (Brettevil- 
le-sur-Odon) im Landungsabschnitt der Kanadier. Ein SS-Veteran, der 
dort gegen die Landeköpfe der Kanadier eingesetzt war, schilderte seine 
Erlebnisse. Aus einem Haus blickte eine alte französische Dame, die uns 
ansprach, ob wir Deutsche seien, Wir bejahten, worauf sie mit alten Fo- 
tos, die die fürchterlichen Zerstörungen durch die amerikanisch-engli- 
sche Schiffsartillerie während der Landung der Alliierten zeigten, aus 
dem Haus kam. Das ganze Dorf war nurmehr ein 2 Meter hoher Trüm- 
merhaufen. Die Dame war sehr nett, und so fragte ich sie, wie alt sie bei 
der Landung der Kanadier gewesen sei. Sie sagte: »13 Jahre«. Ich fragte 
sie, wie sie die »Befreiung« erlebt hätte. Sie antwortete: »Meine Mutter ist 
von den Kanadiern vergewaltigt und erschossen worden. Mein Großva- 
ter, der dazwischen gehen wollte, wurde durch einen Kopfschuß vor 
meinen Augen ermordet. Da ich dies alles mit meiner Videokamera auf- 
nahm, fragte ich die französischen Kameraden und unsere gut franzö- 
sisch sprechenden deutschen Kameraden, ob ich das richtig verstanden 
hätte, was diese bejahten. Die alte normannische Dame sagte dann mit 
Tränen in den Augen, daß wir genauso offene und ehrliche Gesichter 
hätten wie die Jungen von der HJ-Division, die damals in ihren Dörfern 
stationiert gewesen waren. Diese jungen Deutschen, höflich, zuvorkom- 
mend und immer zu Streichen aufgelegt, hatten sich unauslöschlich in 
das Gedächtnis der Dame eingebrannt, genau so wie die Greueltaten der 
Kanadier in diesem Abschnitt der Normandielandung. Die Veteranen 
erzählten mir später auch über die Kriegsverbrechen der Kanadier. Die- 
se hätten alle deutschen Gefangenen sofort erschossen, so dal es vier 
Wochen nach der Landung einen Befehl vom obersten amerikanisch- 
kanadischen Befehlshaber gegeben hat, die kanadischen Soldaten mö- 
gen deutsche Soldaten, die sich ergeben haben, doch nicht sofort er- 
schießen, sondern diese doch vorher mindestens befragen! 

Einige Zeitgeschichtsforscher, mit denen ich später sprach, sagten mir, 
die ersten kanadischen Landungswellen hätten viele Zuchthäusler/Ver- 
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US-Verbrechen in der Normandie 


brecher enthalten, welchen man nach erfolgreicher Landung die Freiheit 
versprochen hatte. Die französischen Kameraden erzählten mir, daß die 
Frauen in der Normandie nach der Landung nur unter Bewachung auf 
die Felder gehen konnten, weil diese immer wieder von alliierten Solda- 
ten belästigt und vergewaltigt worden seien. Die kanadischen Panzersol- 
daten haben den gefangenen einarmigen Oberst LuTT auf ihren Panzer 
gebunden, um ihn als Schutzschild zu benutzen, wobei dieser bei Be- 
schuß umkam.« 


Rolf Kosiek 
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Westalliierte Kriegsverbrechen 
gegen Kriegsende 1945 


Im Zweiten Weltkrieg wurde an den Fronten im Westen im allgemeinen 
die Haager Landkriegsordnung beachtet, was die Behandlung der Ge- 
fangenen auf beiden Seiten betraf. Das galt jedoch nicht mehr für die 
letzten Wochen des Krieges, als die späteren Sieger bereits auf deut- 
schem Boden standen und keine Vergeltungsmaßnahmen der Deutschen 
mehr zu befürchten brauchten. Ab etwa März 1945 ließen sich beson- 
ders die US-Truppen zahlreicher Kriegsverbrechen gegen wehrlose deut- 
sche Verwundete und Kriegsgefangene zu schulden kommen. In vielen 
Fällen wurden diese nach ihrer Gefangennahme erschossen oder gar auf 
andere brutale Weise liquidiert. Eine Dokumentation solcher Verbre- 
chen an Angehörigen der 17. SS-Panzer-Division »Götz von Berlichin- 
gen« zwischen dem Saargebiet und dem Alpenraum vom 15. März bis 
Mai 1945 ist von Helmut GÜNTHER in Kameraden, Nr. 4, 1998, Seite 11 £. 
zusammengestellt worden. Angehörigen anderer Einheiten der Wehr- 
macht ging es auf ihrem Rückzug gegen Kriegsende ähnlich. 


Heinrich Amos (12.11.1926 in Wolfskirchen), Siegfried OBerHOFER (2. 2. 1927 
in Terenten), Wilhelm Staoter (k. A, in Ungarn), Willi Seıveı (17. 4. 1908). 
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Westalliierte Verbrechen gegen Kriegsende 1945 


Durch entsprechende Amnestie-Gesetze wurden bei den Siegern die 
Täter geschützt, und auch die US-Armee, der die meisten solcher Kriegs- 
verbrecher angehörten, hatte kein Interesse an derartigen Aufklärungen. 
Zudem hatte die Bundesrepublik Deutschland im Überleitungsvertrag 
vom 25. Mai 1952 zugestimmt, daß alle alliierten Kriegsverbrecher der 
deutschen Justiz entzogen wurden. Von einer Verurteilung der Täter durch 
die US-Streitkräfte wurde nichts bekannt, obwohl die entsprechenden 
US-Einheiten bekannt sind oder leicht in den Archiven festzustellen wä- 
ren. Eine Anfrage der Partei der Republikaner im Landtag von Baden- 
Württemberg wurde von der Landesregierung damit beantwortet, daß 
die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Heilbronn zu dem oben auch 
aufgeführten Massaker von Jungholzhausen, das in der Presse aufgegrif- 
fen worden war, wegen der bestehenden Rechtslage eingestellt worden 
seien. Im Herbst 1996 ermittelten zwar Beauftragte der »Criminal Inves- 
tigation Division« (CID) der US-Armee gegen Angehörige der amerika- 
nischen Streitkräfte, die 1945 deutsche Soldaten nach der Gefangennah- 
me ermordet hatten. Zu Verurteilungen kam es jedoch unseres Wissens 
nicht. Hier liegen sicher Versaumnisse der Bundes- und von Landesre- 
gierungen vor, die auf die juristische Aufrollung solcher Fälle durch Über- 
gabe entsprechenden belastenden Materials hätten dringen müssen und 
sich nicht durch einfachen Hinweis auf die bestehende Rechtslage hät- 
ten abspeisen lassen dürfen. 


Rolf Kosiek 
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»Historikerkommission«: »25 000« Opfer 
in Dresden 


Am 13. Februar 1945 hatten sich in Dresden, einer der kulturell bedeu- 
tungsvollsten Städte Deutschlands, neben 600000 Einwohnern auch etwa 
500000 Flüchtlinge aufgehalten. Die bis zu diesem Datum vom Bom- 
benkrieg weitgehend verschont gebliebene und zur Lazarettstadt erklärte 
Metropole verfügte über fast keine Flugabwehr oder Nachtjäger. Gegen 
22 Uhr begann der erste Donnerschlag, oder Thunderclap, wie die anglo- 
amerikanischen Bomberverbände ihre Bombardements nennen sollten. 
Die britischen Bomber der Königlichen Luftwaffe (Roya/ Air Force) war- 
fen in diesem ersten halbstündigen Angriff 3000 Sprengbomben und 
400.000 Stabbrandbomben auf die Innenstadt ab. Knapp zwei Stunden 
später bombardierten sie Dresden mit weiteren 4500 Sprengbomben und 
nochmals 170000 Stabbrandbomben. Dieser Bombenteppich von Brand- 
bomben verursachte einen verheerenden Feuersturm, der den Tod der 
Kunst- und Lazarettstadt einläutete. Die in rascher Folge detonierenden 
Sprengbomben brachten unzählige Häuser zum Einsturz. Den dritten 
Angriff flog ein amerikanisches Bombengeschwader am nächsten Vor- x ‚re der alliierten 
mittag zwischen 12 Uhr 12 und 12 Uhr 23, wobei 1500 Spreng- und yachteinsätze vom 
50000 Stabbrandbomben abgeworfen wurden. Der vierte Bombenan- 13./14. Februar 
griff fand am 15. Februar ebenfalls kurz nach 12 Uhr statt, bei dem 1945. 


= ==RAF-Bomberkommando= —— m EN ai zungen 
‚Nachleinsätze vom vom 13/14. Februar 1 19 u —— nn 
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»Historikerkommission«: »25000« Opfer in Dresden 


nochmals etwa 900 Spreng- und 50000 Stabbrandbomben über der Stadt 
entladen wurden. 

Zum Zeitpunkt dieser Terrorangriffe hielten sich in Dresden etwa 1,1 
Millionen Menschen auf.! Außer den Einwohnern und Flüchtlingen be- 
fanden sich dort auch Fvakuierte aus Berlin und dem Rheinland, Kin- 
dertransporte, Kriegsgefangene und Fremdarbeiter. Die großen Flücht- 
lingstrecks aus Ostdeutschland, vor allem aus Schlesien, aber auch aus 
Ostpreußen und dem Sudetenland, hatten ihre Pferdefuhrwerke im Gro- 
Ben Garten und auf anderen Grünflächen Dresdens abgestellt oder sie 
standen noch in den Straßen und auf den Plätzen der Stadt, wo es viel- 
fach zu Verstopfungen kam. Zehntausende andere Flüchtlinge hatten 
im Ausstellungspalast mit seinen riesigen Hallen, in Schulen, Sälen oder 
Privathäusern Unterschlupf gefunden. Kein Bunker konnte jedoch das 
Leben der Menschen von Dresden schützen. Schutz- und wehrlos wa- 
ren sie den Terrorangriffen aus der Luft ausgesetzt. Kaum ein Flakge- 
schütz trat in Abwehr. Kein deutsches Flugzeug warf sich den anglo- 
amerikanischen Angreifern entgegen. Hilflos, wie Axel RODENBERGER 
dokumentiert, starben die Menschen eines grausamen Todes. Dresden, 
die Stadt zahlloser weltberühmter Bauten, Stadt der Museen und der 
Künste starb. Sie starb in einem Flammenmeer unerhörten Ausmaßes, 
sie zerschmolz in der Flammenglut und brach unter den Explosionen 
der Bomben in sich zusammen.? Dresden verlor, im Gegensatz zu ande- 
ren deutschen Städten, die dem Bombenterror der Alliierten ausgesetzt 
waren, nicht nur Stadteile, sondern das gesamte Stadtbild. Auf einer Flä- 
che von 28 Quadratkilometern standen kaum mehr Häuser. Die völlig 
zerstörte Innenstadt umfaßte eine Fläche von 14 Quadratkilometern. 
75000 Wohnungen wurden vollkommen vernichtet, 143 Krankenhäu- 
ser, wertvolle Kulturstätten und Schulen gingen zur Gänze verloren. Der 
Trümmerschutt betrug 12 Millionen Kubikmeter.’ 

Wie groß mag die Zahl der Todesopfer sein, die in diesem Inferno 
umgekommen sind? Entsprechende Angaben wichen in den vergange- 
nen Jahrzehnten bisweilen erheblich voneinander ab. Die Schätzungen 
und Berechnungen schwankten zwischen 35 000 und 250 000, 300 000 
und mehr Toten.* Aufgrund anhaltender Diskussionen, galt es Mitte der 


' Vgl. Axel RODENBERGER, Der Tod von Dresden, Dortmund 1951, S. 14. 

? Vgl. ebenda, S. 10. 

° Maximilian CZEsany, Nie wieder Krieg gegen die Zivilbevölkerung. Eine völkerrechtli- 
che Untersuchung des Lufikkrieges 1939-1945, Graz 1964, S. 141. 

* Vgl. Claus NORDBRUCH, »Der geleugnete Völkermord von Dresdeng, in: Deutsch- 
land in Geschichte und Gegenwart, Nr. 3, 2012, S. 20-27, sowie Claus NORDBRUCH, 
Der deutsche Aderlaß. Allierte Kriegspohtik gegen Deutschland nach 1945, Tübingen 
32012, S. 106 ff. 
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ersten Dekade des neuen Jahrtausends, endlich Klarheit zu schaffen — 
aber nicht etwa aus historiographischem Pflichtbewußtsein, sondern aus 
politischer Korrektheit! 

So glaubte Holger STARKE vom Stadtmuseum Dresden zu wissen, daß 
eine hohe Zahl der Luftkriegsopfer einzig und allein »rechtsextremen 
Kräften zur Relativierung der Kriegsschuld und des Holocaust« diene. 
Deshalb habe der Dresdner Oberbürgermeister Ingolf RossBERG eine, 
wie mehrfach hervorgehoben wurde, »unabhängige Historikerkommis- 
sion«, die »unter der wissenschaftlichen Leitung« von Rolf-Dieter MÜL- 
LER« vom Militärgeschichtlichen Forschungsamt der Bundeswehr stand, 
»mit einer umfassenden Untersuchung« beauftragt, die tatsächliche Op- 
ferzahl zu ermitteln.” Sollte diese »Unabhängigkeit« dadurch unterstri- 
chen werden, daß der Stadtrat am 18. Januar 2007 beschloß, das »wissen- 
schaftlich anspruchsvolle« Projekt mit Finanzmitteln zu unterstützen? 
Der Stadtrat bestätigte darüber hinaus die Berufung einschlägig be- 
kannter »Expertinnen und Experten«. Zu diesen Fachleuten® zählte 
neben dem pensionierten Lehrer für Deutsch und Geschichte Helmut 


> Vgl. http://www.h-net.org/reviews/showrev.php?id=26710 Auch nachzule- 
sen bei der Antifa Dresden unter: http://dresden1302.noblogs.org/post/2008/ 
12/07 /die-totenzahlen-von-dresden-eine-unendliche-geschichte/ 

° Hauptsächliche Mitarbeiter dieser Kommission waren: Rolf-Dieter MÜLLER 
(Potsdam/Berlin), Thomas WıpErA (Dresden), Thomas KÜBLER (Dresden), 
Thomas WESTFALEN (Dresden), Helmut ScımaTZ (Koblenz), Rüdiger OvEr- 
MANS (Freiburg), Matthias NEUTZNER (Dresden), Alexander von PL1.ATO (Stade) 
und Nicole SCHÖNIIERR (Dresden). 
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SCHNATZ’ unter anderen auch Thomas WıpErA vom Hannah-Arendt- 
Institut in Dresden. Der studierte Soziologe behauptete vorab, daß alle 
Schätzungen über die Anzahl der Todesopfer in sechsstelliger Höhe »kei- 
neswegs begründet« seien, »da sie«, so gab er sich intellektuell, »nicht 
konzise aus den Quellen abgeleitet« würden. Vielmehr beruhten die Zah- 
len »primär auf den Aussagen von Zeitzeugen, die aber keiner sorgfälti- 
gen Quellenkritik unterzogen« worden seien.” 
| Es ist ferner aufschlußreich, darüber informiert zu werden, daß Rolf- 
| Dieter MÜLLER, der Leiter der Kommission, offenbar »keine Skrupel vor 
2 Fälschungen hat« und zu dessen »Job« es gehöre, »die deutsche Kriegshi- 
storie im Sinne der Lamettaträger umzulügen«. So habe MÜLLER als Wis- 
senschaftlicher Direktor des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes der 
Bundeswehr Erfahrung in Geschichtsfälschung: Am 26. Januar 2009 be- 


Ingolf Rossserc 
(FDP) war von 


2001 bis 2008 richtete Der Spzege/, der »Jurist Helmut KRAMER habe Rolf-Dieter MÜLLER 
Oberbürgermeister vorgeworfen, als Gutachter der CDU/CSU« als Fälscher entlarvt wor- 
von Dresden. den zu sein. So auch im Falle der Terrorangriffe auf Dresden.’ Das Unter- 


suchungsergebnis dieser Kommission war denn auch vorhersehbar. 
Was später von Kritikern als Gefälligkeitsgutachten bezeichnet wer- 
den sollte, wurde am 1. Oktober 2008 in einer Erklärung vorab veröf- 
fentlicht. In dem »Forschungsresultat« zur Ermittlung der Opferzahlen 
der Luftangriffe auf die Stadt Dresden am 13./14. Februar 1945, das 
umgehend von der örtlichen Antifa positiv aufgegriffen wurde,’ heißt 
es unter anderen: »Im Ergebnis der Untersuchungen der Kommission 
sind bislang 18000 Dresdner Luftkriegstote nachgewiesen worden, die 
den Luftangriffen zwischen dem 13. und 15. Februar 1945 zuzuordnen 
sind. Die Kommission geht von maximal 25 000 Menschen aus, die wäh- 
rend der Februar-Luftangriffe in Dresden ums Leben gekommen sind.« 
Die Kommission habe »in ihren Untersuchungen keine Beweise oder 
belastbare Indizien dafür gefunden, daß die Zahl der bei den Luftangrif- 
fen auf Dresden im Februar 1945 getöteten Menschen — auch unter 
Einbeziehung nichtidentifizierter oder unbekannter Opfer — wesentlich 
über- oder unterhalb des angegebenen Bereichs liegen könnte.« Die Hi- 
"Vgl. Claus NorbBruchH, »Tieffliegerangriffe in Dresden - ein »reiner Mythos«? 
in: Rolf Kosiek u. Olaf Rose (Hg.), Der Große Wendig, Bd. 5, Grabert, Tübingen 
2013532999 fE 
® Vgl. http://www.dresden.de/media/pdf/infoblaetter/Hist_Ref_Widera.pdf 
° Günter ACKERMANN, »Geschichtsfälscher am Werk. Die wundersame Vermin- 
derung der Anzahl der Opfer — Angloamerikanische Terrorbomben auf Dres- 
den 1945«, in: http://www.kommunisten-online.de/blackchanel/ 
opfer_dresden.htm 
"Vgl. http://dresden1302.noblogs.org/post/2008/ 12/07 /die-totenzahlen-von- 
dresden-eine-unendliche-geschichte/ 
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storikerkommission habe »sich sorgfältig mitallen bekannten Argumen- 
tationen auseinandergesetzt, mit denen wesentlich höhere Zahlen an Luft- 
kriegstoten für Dresden begründet« würden. 

Mit der Veröffentlichung dieser Erklärung, so behauptete die Kom- 
mission ebenso wie die geneigten Massenmedien — und dies waren aus- 
nahmslos alle —, seien verstmals wissenschaftlich gesicherte Zahlen« vor- 
gelegt worden. Es sei »eine seriöse Schätzung der Toten« vorgenommen 
worden. Die Historikerkommission habe »zu den Opfern des 13. Febru- 
ar 1945 empirisch geforscht. Gründlich, mit Primärquellen und ohne 
ideologische Zwänge«. Das Ergebnis ihrer Arbeit sei»wissenschaftlich fun- 
diert und deshalb zu akzeptieren«. Die nunmehr »bestätigten Zahlen« sei- 
en »eine sichere Basis«, um künftig andere »Interpretationen nicht mehr 
zuzulassen«.'' Soll das letztlich heißen, sie wären künftig von strafrechtli- 
cher Relevanz? Fine solche als absolut aufzufassende, diktatorisch verord- 
nete Geschichtsschreibung widerspricht dem wissenschaftlichen Ethos. 

Die ersten Verlautbarungen der Landeshauptstadt Dresden nach der 
»Wiedervereinigung Deutschlands« widersprechen extrem den späteren 
»Forschungsergebnissen« der »Historikerkommission« In Briefen aus den 
Jahren 1992, 1993 und 1994 an anfragende Bürger erklärte die Landes- 
hauptstadt immer wieder, daß die Forschungen noch nicht abgeschlos- 
sen seien, doch müsse von 250000 bis 300000 Toten ausgegangen wer- 
den. Es gibt allerdings auch Briefe aus der Verwaltung derselben 
Landeshauptstadt, in denen es heißt, nur etwa 35000 Menschen hätten 
den Tod gefunden, doch sei diese Zahl »nach oben offen«.'* Lothar GroP- 
PE, ehemaliger Militärpfarrer und Dozent an der Führungsakademie der 
Bundeswehr, machte 2004 auf einen bezeichnenden Umstand aufmerk- 
sam: »Vor mir liegt ein Brief der Landeshauptstadt Dresden, Amt für 
Protokollund Auslandsbeziehungen, vom 31. Juli 1992. [Bearbeiter: Karin 
Mitzscherlich, Zeichen: 0016/Mi, Datum: 31.7.1992, Anm. d. Verf.] Auf 
die Anfrage hinsichtlich der Zahl der Toten schreibt die Sachgebietslei- 
terin MITZSCHERLICI, »gesicherten Angaben der Dresdner Ordnungspo- 
lizei zufolge wurden bis zum 20. März 1945 202000 Tote, überwiegend 
Frauen und Kinder, geborgen. Davon konnten nur etwa 30 Prozent iden- 
tifiziert werden. Einschließlich der Vermißten dürfte eine Zahl von 
250 000 bis 300000 Opfern realistisch sein. Entsprechende neuere For- 
schungen sind noch nicht abgeschlossen. Ein befreundeter Politikwis- 
senschaftler, dem ich diese Mitteilung machte, wollte sich persönlich von 
der Korrektheit der Angaben überzeugen. Auf seine Nachfrage erklärte 
die Sachgebietsleiterin, sie dürften keine Zahlen mehr nennen.« Allein 
dieses Eingeständnis wirft tiefgehende Fragen auf, zumal besagte Zah- 
len ja nicht aus der Luft gegriffen waren, sondern sich direkt auf den 


Tagesbefehl Nr. 47 des Befehlshabers der Ordnungspolizei von Dres- 
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den vom 22. März 1945 bezogen. Über die 
Verluste der Zivilbevölkerung Dresdens 
heißt es darin: »Bis zum 20. 3. 1945 abends 
wurden 202041 Tote, überwiegend Frauen 
und Kinder, geborgen. Es ist damit zu rech- 
nen, daß die Zahl auf 250000 ansteigen 
wird. Von den Toten konnten nur annä- 
hernd 30% identifiziert werden.«'? 

An der Echtheit dieses Dokuments be- 
steht kein Zweifel, auch wenn die »Histori- 
kerkommission« das Gegenteil behauptete. 
Zu Recht meint diesbezüglich Günter 
2 ACKERMANN, im übrigen ein überzeugter 
Kommunist, daß an der Authentizität des 
Tagesbefehls Nr. 47 der Dresdner Ord- 
nungspolizei vom 22. März 1945 und den 
hierin gemachten Angaben nicht gezweifelt 
werden könne: »Dieser mit der Akribie ei- 
u nes Bilanzbuchhalters mit deutscher 
Gründlichkeit verfaßte Bericht — oder wie 
Manche Straßen soll ich den Satz: »Im Kühlhaus wurden nur 180 Faß (zu je 50 kg) ver- 
wurden zu »toten  nichtet, alle anderen Bestände wurden gerettet. verstehen? — basiert auf 
Bee in denen der Zählung der Bombenopfer durch die Dresdner Polizei. Wenn die 

Be Sergengen Polizei damals von 202041 geborgenen Toten schreibt, so ist auch diese 


mehr stattfanden, 3 x ; RE 
erklärt und abgerie- Zahl sehr detailgenau. Und wenn »nur annähernd 30% identifiziert wer- 


gelt. In vielen den« konnten, dann sind das immerhin rund 60600 Tote.« Tatsächlich 
Luftschutzkellern gibt es »keinen Grund, am obigen Polizeibericht zu zweifeln. Erstellt 
entzündeten sich wurde er von Leuten, die professionell solche Aufgaben hatten, der Be- 


die Brennstoffvorrä- 


richt ist schr detailgenau«. So ist die Aufzählung der Sachschäden über- 
te, so daß die Keller 


Ta hden Prüfbar und wird nicht angezweifelt. Aber ausgerechnet bei der Doku- 
ge nach den j : e ” 
Angriffen nicht mentation »der Zahl der Toten haben die damaligen Behörden so 
betreten werden geschlampt«, daß sie sich um das Zehnfache verrechnet haben sollen?!'* 
konnten. Aus: Am 30. April 1945 meldete der 1. Generalstabsoffizier des Verteidi- 
Wolfgang Schaar-  gungsbereichs Dresden, Major Eberhard MATTHES,'” der damals die Ver- 
SCHMIDT, Dresden, 
München 2005. 13 Zitiert in: Franz Kurowskı, Boraben über Dresden, Wien 2001, S. 11. 
* Günter ACKERMANN, »Geschichtsfälscher am Werk. Die wundersame Ver- 
minderung der Anzahl der Opfer — Angloamerikanische Terrorbomben auf 
Dresden 1945«, in: http://www.kommunisten-online.de/blackchanel/ 
opfer_dresden.htm 
5 In der Sekundärliteratur wird der Nachname manchmal auch mit »Mathes« 
angegeben. Der ehemalige Wehrmachtmajor war in der Bundeswehr und wur- 
de zum Oberstleutnant befördert. 
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lustzahlen zusammenzustellen hatte, an das Führerhauptquartier, die Zahl 
der Todesopfer habe sich auf 253000 erhöht. Von ihnen seien 36 000 
voll identifiziert, während 50000 anhand von Eheringen teilidentifiziert, 
dagegen 168000 in keiner Weise identifiziert werden konnten. Der Vater 
von MATTHES war damals als Verwaltungsdirektor Chef der Dresdner 
Baupolizei. Auch nach dem Krieg war er Baudezernent in Dresden. Er 
bestätigte die Angaben seines Sohnes. Nach 1945 seien noch viele zehn- 
tausend Leichen geborgen worden.‘ 

Tatsächlich können weder die 202000 noch die 253 000 geborgenen 
Toten als die endgültige Opferzahl angenommen werden, denn es fehlt 
zunächst die Anzahl der Toten, welche an den Folgen des Terrorangrif- 
fes starben. Und wie viele Tote mögen gar nicht gefunden worden sein; 
Kinder, Frauen, Alte und verwundete Soldaten, von denen die Feuers- 
brunst nurnoch eine Handvoll Asche übriggelassen hatte? Am 20. Febru- 
ar 1999 machte ein Leserbriefschreiber aus Eisenach in der Wei just auf 
dieses Problem (daß unzählige Opfer überhaupt nicht in die Statistiken 
aufgenommen werden konnten) aufmerksam: »Der Obergärtner des Fried- 
hofs von Dresden hat in seinem Bericht darauf hingewiesen, daß die aus 
den Kellern geholten verstümmelten und verbrannten Leichen, bei denen 
auch der Kopf verbrannt oder zerfetzt war, ebensowenig mitgezählt wer- 
den konnten wie die im Feuersturm Verbrannten, von denen nichts als ein 


16 Lothar GROPPE, 
»Genugtuung über 
die riesige Zahl von 
Toten geäußert«, in: 
Junge Freiheit, 13. 2. 
2004. 

” Vgl. Maximilian 
CZESANY, Nie wieder 
Krieg gegen die 
Zivilbevölkerung, 
aaO. (Anm. 3), 

S. 141. 


Häufchen Asche übriggeblieben war.« 

Nach den Angriffen und mit Eintritt 
der Verwesung der Leichen galt es, Seu- 
chen und Epidemien zuvorkommen. 
Zehntausende Leichen wurden in Mas- 
sengräbern bestattet. Als die Aufräum- 
kräfte einsehen mußten, daß dies nicht 
ausreichte, mußten noch viel mehr Tote 
en masse verbrannt werden: Zu diesem 
Zwecke wurden riesige Roste aus Eisen- 
trägern errichtet, auf die die Toten in 
mehreren Schichten aufgebahrt wurden, 
um sie zu verbrennen. Tag und Nacht 
brannten die Scheiterhaufen, auf denen 
etwa 450 bis 550 Leichen gelegt wurden. Doch selbst dieses Radikalmit- 
tel verzagte angesichts der Leichenmassen. So wurden auch noch Flam- 
menwerfer eingesetzt, um die Toten in den Kellern auszuräuchern. Ma- 
similian CZEsany schätzt, daß insgesamt nur 50 bis höchstens 70 Prozent 
aller Toten geborgen werden konnten." 

Vergleicht man die Angriffe auf Hamburg im Jahre 1943 mit denen 
auf Dresden, wird dem zeitgenössischen Betrachter das ungeheure, von 
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der »Historikerkommission« verniedlichte und geleugnete Ausmaß des 
Völkermords deutlich: Hamburg war keine Lazarett- und Flüchtlings- 
stadt. Obendrein war die Einwohnerzahl durch die Kinderlandverschik- 
kung bereits deutlich vermindert. Von einer Überbevölkerung Hamburgs 
konnte deshalb keine Rede sein. Darüber hinaus war die Hafenstadt mit 
Flak geschützt und es gab eine intakte Feuerwehr. Es herrschte kein end- 
kampfbedingtes Chaos. Trotzdem kamen in der flüchtlingsfreien Han- 
sestadt Hamburg bei nur eznerm einzigen Angriff etwa 35000 Menschen um. 
Und in der unverteidigten, maßlos überfüllten Flüchtlingsstadt Dresden 
sollen bei dre Angriffen, die alle bis dahin bekannten Vorstellungen des 
Luftterrors sprengten, »maximal 25000« Menschen getötet worden sein?! 

Auf einer Fläche von 15 km? wütete der Feuersturm. 200000 Ein- 
wohner Dresdens lebten 1944 alleine in diesem Kernbereich. Man halte 
sich einmal dieses Szenario vor Augen: Hunderttausende Ortsfremde 
irren in der brennenden Stadt umher, in der es heißer und heißer wird — 
bis zur Unerträglichkeit. Wo findet man noch einen Weg hinaus, wo gibt 
es einen Schutzraum? 
Wann war es so heiß, daß 
der thermische Tod eintrat 
; oder Menschen lebendig 
{| zu brennen anfingen? Es 
heißt, die Straßenbahn- 
schienen wurden zu glü- 
henden Stahlbändern. Wie 
4 groß mag da die Überle- 
“ benschance des Einzelnen 
gewesen sein? Sie war äu- 
Berst gering!"? 

Die sogenannten For- 
schungsergebnisse der 
| vom politischen Establish- 
ment eingesetzten »Histo- 
rikerkommission« entspre- 
chen nicht den historischen Tatsachen, sondern sind in ihrer Gesamtheit 
als politisch motiviertes Gefälligkeitsattest zu verstehen und deshalb hi- 
storiographisch wertlos. 


Claus Nordbruch 


"® Vgl. http:/ /www.realgeld.com/index.php?option= com_content&view= 
article&id=344:wahrheit-ueber-dresden&catid=110:kriegsverbrechen& 
Itemid=111 sowie http://www.nexusboard.net/sitemap/6365/der-alliierte- 
bombenholocaust-t248276-p2/ 
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Tieffliegerangriffe in Dresden — 
ein »reiner Mythos«? 


Vom 13. bis 15. Februar 1945 bombten die anglo-amerikanischen Luft- 
streitkräfte in vier Angriffen die Kulturstadt Dresden zurück in die Stein- 
zeit. Mit einem todbringenden Regen aus Phosphor-, Brand- und Spreng- 
bomben, die orkanartige Feuerstürme verursachten, wurden rund 300 000 
Zivilisten, Frauen und Kinder jeglichen Alters, Verwundete und Flücht- 
linge aus dem Osten des Deutschen Reiches, die mit ihren Trecks Schutz 
im Elbflorenz gesucht hatten, unter furchtbarsten Qualen getötet. Wäh- 
rend die Masse dieser wehrlosen Menschen zu lebenden Fackeln ent- 
zündet, von giftigen Rauchgasen erstickt und zu Brandleichen von der 
Größe eine Hundes verstümmelt worden waren, wurden am 14. Februar 
ungezählte Opfer von amerikanischen Tieffliegern, die sie im Großen 
Garten und auf den Elbwiesen gnadenlos zusammenschossen.' So lau- 
tet ein anklagender Bericht aus dem Jahre 1959. Rund fünf Jahrzehnte 
später verwies eine vom Dresdener Stadtrat einberufene »Historikerkom- 
mission die Tieffliegerangriffe in den Bereich der Phantasie und erklärte 


lässig, daß solche Angriffe niemals stattgefunden hätten. Haben alliierte F 


Jagdflugzeuge im Zuge der Zerstörung Dresdens nun flüchtende Zivili- 
sten im Tiefflug angegriffen und mit Bordwaffen beschossen oder nicht? 

Der pensionierte Lehrer für Deutsch und Geschichte, Helmut SCHNATZ, 
seines Zeichens ein als »Experte« bezeichnetes Mitglied besagter Kom- 
mission, behauptete bereits 2000, er habe »sachkundig« belegt, »daß alli- 
ierte Tieffliegerangriffe auf Dresden reine Legende« seien und »die Er- 
zählungen von alliierten Tieffliegerangriffen über Dresden nicht den 
Tatsachen entsprechen können und reiner Mythos« seien.’ Das erste Ar- 
gument, das SCHNATZ, und später auch die »Historikerkommission«, vor- 
bringt, lautet, daß in den alliierten Archiven »keine Belege für Tiefflie- 
gerangriffe auf Dresden« gefunden werden konnten. Dieses »Argument« 
klingt eher wie eine Schutzbehauptung; wissenschaftliche Überzeugungs- 
kraft hat es nicht. Abgesehen davon, daß ein nicht unbedeutender Teil 
der alliierten Dokumente über den Zweiten Weltkrieg immer noch unter 
Verschluß gehalten wird, scheint für ScHnaTz und seine Expertenkolle- 


Vgl. Deutsche Hochschullehrer-Zeitung, Heft 1/1959, S. 22. 

? Vgl. Claus NORDBRUCH, »Historikerkommission: »25000< Opfer in Dresden«, 
in: Rolf KosiEk u. Olaf Rose, Der Große Wendig, Bd. 5, Grabert, Tübingen 
2014, S. 587-594. 


? Helmut ScHnatz, Tiefflieger über Dresden? Legenden und Wirklichkeit, Wien-Köln- 
Weimar 2000. 
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* Pit PIETERSEN, 
Kriegsverbrechen der 
alliierten Siegermächte. 
Terrorzstische Bomben- 
angriffe auf Deutsch- 
land und Europa 
1939-1945, Nor- 
derstedt 2006, 
S4435: 


Alliierte einmotorige 
Begleitjäger des Typs 
P-51 Mustang waren 
bestens geeignet für 
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gen der Gedanke abwegig zu sein, daß die Alliierten über diese verbre- 
cherische Art der Kriegführung nicht unbedingt Buch geführt haben 
könnten. 

Pit PIETERSE stellt in diesem Zusammenhang erweiternd fest, daß Tief- 
fliegerangriffe sich sehr wohl gut in das Gedächtnis der Betroffenen ein- 
geprägt haben, obgleich keine verläßlichen Unterlagen vorliegen würden. 
Während es für Tieffliegerangriffe bis 1944 jede Menge dokumentierte 
Fälle gebe, sei dies für 1945 nicht mehr der Fall, was kaum Verwunde- 
rung auslösen könne: Ab 1945 seien in Deutschland »Chaos und Auflö- 
sung für amtliche Aufzeichnungen bereits zu weit fortgeschritten« gewe- 
sen, »und den alliierten Tieffliegern (zum Beispiel Jagdbombern) waren 
Zielsuche und Bombardierung oder Beschuß vollkommen freigestellt, 
so daß diese Angriffe in den Operationsberichten nur sehr pauschal ohne 
konkrete Ortsangaben vermerkt sind«.° 

Es mögen bislang keine Dokumente vorliegen, dafür sind Hunderte 
Zeugenaussagen dokumentiert, die die Tieffliegerangriffe schildern. In 
diesem Zusammenhang ist der Begriff vom »Kollektiven Gedächtnis 
erwähnenswert. Dieser vom Soziologen Maurice HaLBwacıs in den zwan- 
ziger Jahren eingeführte Begriff, der mittlerweile auch in der Geschichts- 
wissenschaft Anwendung findet, bezeichnet eine gemeinsame, also kol- 
lektive, Gedächtnisleistung einer Gruppe von Menschen. So wie jedes 
Individuum zu einem Vorgang zu einem individuellen Gedächtnis fähig 
ist, unterstellt HALBwACHS auch einer Gruppe von Menschen eine ge- 
meinsame Gedächtnisleistung, die die Basis für gruppenspezifisches Ver- 
halten bilde. In diesem Sinne waren zum Beispiel im kollektiven Ge- 
dächtnis der Hamburger die verheerenden Luftangriffe der Allüerten im 
Sommer 1943 fest verankert, ebenso wie gegenwärtig die Anschläge auf 
die Türme des World Trade Center am 11. September 2001 in New York 
Teil des kollektiven Gedächtnisses der Einwohner von New York, ja 
selbst der Vereinigten Staaten, geworden sind. 
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Solche Überlegungen sind für die »Historikerkommission« ohne Be- 


lang. Für sie, und das ist für SCHNATZ das zweite Ramon: sind die 


Erinnerungen der Zeitzeugen 
unbedeutend, da sie seiner Mei- # 
nung nach allesamt der Phanta- 
sie der damaligen Opfer entstam- 
men. Dabei sind besagte 
Zeugenaussagen weder suspekt 
noch Einzelfälle. Hunderte von 
Zeugen haben berichtet, daß 
amerikanische Flieger im Tiefflug 
Zivilpersonen, Männer, Frauen 
und Kinder, kaltblütig beschos- 
sen haben. Und alle diese Zeit- 54 
dokumente sollen mit einem 
Wisch in der geschichtlichen Be- 
urteilung außer acht gelassen 
werden? Die hierin Rede stehen- 
den Experten bejahen dies. Für 
die »Historikerkommission«, und 
insbesondere für ScHNATZ, sind 
die »Darstellungen, daß zusätz- 
lich zu den Bombardierungen 
auch alliierte Tiefflieger unter 
den aus der brennenden Stadt - 
fliehenden Menschen ein Blutbad angerichtet hätten, von eher ae 
rer Bedeutung. Weil entsprechende Erinnerungen aber immer wieder 
vorgetragen« würden, sei »die Kommission vom Dresdener Stadtrat ex- 
plizit beauftragt worden, auch diese Frage erneut zu untersuchen«. Dazu 
seien nach mehrfachen öffentlichen Aufrufen Angaben von 270 Zeit- 
zeuginnen und Zeitzeugen überprüft worden. Während dieser Überprü- 
fung seien keine schlüssigen »Belege für systematischen Bordwaffenbe- 
schuß bei den Luftangriffen vom 13. bis 14. Februar 1945 deutlich 
geworden«. Nachweislich (!) hätten jedoch »Luftkämpfe über Dresden 
stattgefunden, deren Wahrnehmung wahrscheinlich als Tieffliegerangriffe 
gedeutet« worden seien. »Möglicherweise« seien »sich bekämpfende deut- 
sche und amerikanische Flugzeuge am 14. Februar als Tiefflieger wahrge- 
nommen worden«’ — so das »wissenschaftlich fundierte« Ergebnis der »se- 
riös forschenden Historikerkommission«,° die mit dieser grotesken Ansicht 
die noch lebenden Zeitzeugen gewissermaßen für dement erklärt. 

Als drittes Argument führen die Kommissionsfachleute ferner an, da 
keine Projektile in den Elbwiesen gefunden worden seien, gelte es als 
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° Thilo ALEXE, 
»Forscher finden 
keine Belege für 

Tiefflieger«, in: 
Sächsische Zeitung, 

18. 3. 2010. 

° Vgl. Peter UFER, 
»Dresden braucht 
ein Denkmal der 
Nameng, in: Sächsz- 
sche Zeitung, 18. 3. 
2010. 
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belegt, daß Tieffliegerangriffe nicht stattgefunden hätten. Die Erinne- 
rungen von Zeitzeugen, denen zufolge es »während oder direkt nach 
den Bombenangriffen Attacken von Tieffliegern auf Zivilisten am Bo- 
den gegeben« habe, könnten damit endgültig als »sicher widerlegt« gel- 
ten. Es seien keinerlei Indizien für die vielfach verinnerten Menschenjag- 
den« gefunden worden.’ Was haben die Experten zu finden erwartet? 
Einschußlöcher? Oder Hülsen und Patronengurte ähnlich wie in Ver- 
dun? Wie wahrscheinlich mag es nach 60 Jahren sein, in einem Gebiet, 
das jährlich etwa einmal von Hochwasser überflutet wird, noch Schuß- 
spuren zu finden? Alteingesessene Dresdener wissen allerdings, daß man 
bis Anfang der sechziger Jahre im Großen Garten noch Einschüsse in 
den Bäumen sehen konnte.? 

Wollen Forscher den Eindruck vermeiden, lediglich Gefälligkeitsgut- 
achten zu erstellen, haben sie alle vorliegenden Indizien und Quellen in 
Betracht zu ziehen und diese weder zu leugnen, noch zu übergehen. So- 
fern es die Tieffliegerangriffe betrifft, liegen eindeutige Aussagen und Er- 
lebnisberichte von Zeitzeugen vor. Demnach flüchteten viele Tausende 
Menschen, die das Inferno überlebt hatten, auf die Flbwiesen und in den 
Großen Garten. Hier wähnten sie sich nach dem Grauen der Nacht sicher. 
Es blieb den Amerikanern, genauer gesagt der 8. US-Luftflotte, vorbehal- 
ten, vielen dieser wehrlosen Verwundeten und Frauen und Kindern den 
Garaus zu bereiten. Am frühen Nachmittag des 14. Februar gingen etwa 
200 Jagdbomber vom Typ Mustang zum Tieffliegerangriff über und er- 
öffneten mit ihren Maschinengewehren das Feuer auf die Zivilbevölke- 
rung. 

David Irving beschrieb in seiner grundlegenden und von mehreren 
westdeutschen Großverlagen? immer wieder neu aufgelegten Pionierar- 
beit Der Untergang Dresdens (1964) den Hergang der Tieffliegerangriffe 
wie folgt: »Diese Bordwaffenangriffe, die offensichtlich die Aufgabe voll- 
enden sollten, die nach den Direktiven der Luftkommandeure darin be- 
stand, »die zivile Evakuierung der Ostgebiete durcheinanderzubringen;, 
hatten auf die Zivilbevölkerung eine unmittelbare und überwältigende 
Wirkung; sie erkannte, daß sie völlig hilflos war. Die amerikanischen Jä- 
ger griffen die im Süden an den Großen Garten grenzende Tiergarten- 
straße mit Bordwaffen an. Hier hatten die Überlebenden des berühmten 
Dresdener Kreuzchors Schutz gesucht. Nach Meldungen wurde hier der 


’ Sven Felix KEILLERHOFF, »Zahl der Dresden-Toten viel niedriger als vermutet«, 
in: Die Welt, 1. 10. 2008. 

® Vgl. http://geschichtspuls.de/art1445-dresdner-historikerkommission-bestae- 
tigt-maximal-25000-bombenopfer-1945 


° Hierzu zählt unter anderen Bertelsmann, Heyne und rororo. 
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Chorleiter schwer verwundet und ein Chorknabe getötet. Unter jenen, 
die die Maschinengewehrangriffe an den Flußufern über sich ergehen 
lassen mußten, befanden sich auch britische Kriegsgefangene, die aus 
ihren brennenden Lagern entlassen worden waren und die später die 
verheerende Wirkung auf die Moral der Zivilbevölkerung bestätigt 
haben. Überall wo Menschenkolonnen auf den Straßen nach oder aus 
der Stadt dahinzogen, wurden sie von Jägern angegriffen und mit Ma- 
schinengewehren oder Bordkanonen beschossen. Zweifellos wurden 
viele Menschen in der Stadt ein Opfer dieser Bordwaffenangriffe im 
Tiefflug, die später ein ständiges Merkmal amerikanischer Angriffe 
werden sollten.«'" 

Die Berichte der Zeitzeugen über die Geschehnisse sind glaubwürdig 
und aussagefähig. Der 1932 geborene Dresdner Zeitzeuge Peter HorF- 
MANN erklärte: »Die Menschen versuchten so schnell wie möglich die 
Stadt zu verlassen, als würden sie ahnen, daß der nächste Angriff unmit- 
telbar bevorstand. Dessen Vorboten, Langstreckenjäger, beschossen uns 
mit ihren Bordkanonen, jaulten im Tiefflug über uns hinweg, wendeten 
über dem Blauen Wunder und kamen zurück. Meine Mutter, die Brüder, 
ich und hunderte Dresdner wurden am Vormittag des 14. 2. 1945 von 
zwei Jagdflugzeugen Typ Mustang P51 D die Vogelwiese stadtauswärts 
gejagt. Da beide Piloten uns mehrmals angriffen, müssen sie gesehen 
haben, daß sie Zivilisten, Frauen und Kinder töteten. Offenbar gehörten 
Sie zu einer Staffel, die den Auftrag hatte den Luftraum über Dresden 
für den Mittagsangriff freizukämpfen. Da, sie dort keine Gegner fan- 
den, tobten sie sich an uns aus.«'' 

Dieter HAUBOLD zum Zeitpunkt der Tieffliegerangriffe 12 Jahre alt, 
erklärte im Jahre 2000: »Es ging schon auf Mittag zu, als einige Jagd- 
bomber aus allen Rohren feuernd sich förmlich auf die Flüchtlinge stürz- 
ten. Ein Inferno brach aus. Etwa 2 bis 3 Meter vor mir sah ich einen 
Mann, der sich umdrehte und nach seinem Hintern sah. Doch der war 
weg, jedenfalls der größte Teil. Ich sah einen großen Knochen hervor- 
stehen, doch es floß kein Blut. Dann brach er zusammen. Andere lagen 
schreiend am Boden, Frauen und Kinder, viele ohne Köpfe, Arme und 
Beine. Die Angreifer flogen so tief, daß man ihre bebrillten Köpfe in der 
Kanzel sah; d. h. sie mußten ebenfalls sehen, worauf sie mit ihren Bord- 
kanonen und Maschinengewehren feuerten. So setzten die stapferen« (eine 


'° David Irving, Der Untergang Dresdens, Gütersloh 1964, S. 227. Englische Ori- 
ginalfassung: David Irving, Te Destruction of Dresden, London °1980, S. 194 £. 
!! http: //geschichtspuls.de/art1445-dresdner-historikerkommission-bestaetigt- 
maximal-25000-bombenopfer-1945 
"? http:/ /geschichtspuls.de/art1445-dresdner-historikerkommission-bestaetigt- 
maximal-25000-bombenopfer-1945 
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»Gerhard KÜHNEMUND 
berichtete: ‚Während 
wir uns ins Gras ein- 
krallten, sah ich per- 
sönlich zumindest 
fünf amerikanische 
Jagdbomber, die aus 
einer Höhe von 120 
bis 150 Metern mit 
ihren Geschützen das 
Feuer gegen die Zivil- 
bevölkerung eröffne- 
ten.« Gisela GÜLDENER 
erinnerte sich: »Die 
Flugzeuge kreisten 
dicht über den Baum- 
wipfeln. Flieger 
schauten aus ihren 
Kanzeln heraus und 
richteten ihre Maschi- 
nengewehre direkt 
auf uns und schossen 
auf Wehrlose.«« Aus: 
Welt.online, 8.1. 
2012. 
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Fliegerabwehr gab es nicht) anglo-amerikanischen Flieger ihrem nächtli- 
chen Morden auf die friedliche Stadt Dresden noch einen drauf.«'? 

Der Zeitzeuge Egon Kunze, ehemaliger Professor an der Universität 
Bochum, erlebte als Fünfzehnjähriger die Tieffliegerangriffe, die er wie 
folgt beschrieb: »Am Nachmittag des 14. Februar 1945 war ich im Be- 
reich der Bautzener Straße, mit Blick über die Elbwiesen zur Altstadt. 
Ich habe noch immer in bedrückender Erinnerung, wie nach dem Bom- 
bardement der Altstadt plötzlich viele, viele Jagdflieger — ganze Schwär- 
me, schätzungsweise etwa 300 Jagdflieger — kamen, die sonst als Begleit- 
flugzeuge der Bomberverbände eingesetzt waren. Sie hatten sich offenbar 
von diesen abgesetzt und rasten im Tiefflug über die Elbwiesen, wobei 
viele von ihnen gezielt auf flüchtende Menschen schossen, die sich aus 
der brennenden Stadt auf die Elbwiesen zu retten versuchten. Sie schos- 
sen nicht nur auf Flüchtlingsgruppen, sondern auch auf einzelne Flücht- 
linge, und auch auf Gruppen - teilweise Rot-Kreuz-Gruppen -, die ver- 
suchten, Schwerverwundete durch schnellen Abtransport zu retten. Ich 
weiß nicht mehr, wie lange diese Tieffliegerangriffe dauerten, ich glaube 
etwa eine halbe Stunde, aber diese Menschenjagd war so grausam, daß 
ich die Zeit hierüber vergessen habe. Ich schätze, daß mehrere hundert 
Menschen dieser abscheulichen Menschenjagd zum Opfer fielen.«' 

Auch der Historiker Franz Kurowsk1 hat keinen Zweifel an der Au- 
thentizität der Berichte derjenigen »Augenzeugen, die dieses letzte Dra- 
ma am eigenen Leibe erleben mußten. In den US-Annalen der beteilig- 
ten Luftstreitkräfte ist darüber kein Wort zu lesen, was einige Autoren zu 
der Schlußfolgerung verleitet hat, daß es so etwas auch nicht gegeben 
haben könnte«. Eine solche naive und unwissenschaftliche Einstellung 
weist KuROWsKI mit Recht zurück: »Es waren US-Flugzeuge des Typs 
P51 »Mustang«, die am Mittag des 14. Februar den Kehraus machten, im 
Tiefflug über die Elbwiesen zu fliegen. Hier schossen sie auf die Men- 
schen, die dort - aller ihrer Habe beraubt — wenigstens das nackte Leben 
retten wollten. Nicht einmal Flüchtlingskolonnen wurden von Tiefflie- 
gerangriffen verschont. Selbst Rotkreuzwagen erlebten den Beschuß 
durch einen siegestrunken Pulk von Jägern, die — keine Gegenwehr be- 
fürchtend, weil es weder Flak noch deutsche Jäger in diesem Raum gab — 
hinabstießen und ihrem Jagdtrieb nachgingen. Natürlich wurde dies von 
einem der beteiligten Jägerverbände vehement abgestritten. Doch die 
Fakten sprechen für sich.«'* 

Diese Tatsachen läßt Kurowski durch Zeitzeugen unzensiert zu Wort 
kommen; unter ihnen der Unteroffizier der Luftwaffe Gerhard KÜHnE- 
MUND: »Kurz nach Mittag wurden wir plötzlich und völlig unerwartet 
von amerikanischen Flugzeugen angegriffen... Unter den Menschen, 
die in einer einzigen Nacht alles bis auf ihr Leben verloren hatten, brach 


ZWEITER WELTKRIEG 


Tieffliegerangriffe in Dresden - ein »reiner Mythos«? 


Tieffliegerangriffe 
fanden nicht nur in 
Dresden statt. 


IE: J - ‚ > GG 

Panik aus. Frauen und Kinder wurden von Bordwaffen und mit Bom- 

ben wahllos getötet. Es war Massenmord! Heute noch [Die Niederschrift 

stammt aus dem Jahre 1970, C. N.] gibt es Historiker, die behaupten, daß 

bei diesem Tagesangriff keine Tiefflieger eingesetzt worden seien. Diese 

Behauptung ist völlig falsch! Während wir uns buchstäblich in das Gras 

einkrallten, sah ich persönlich mindestens fünf amerikanische Jagdbom- 

ber, die aus einer Höhe zwischen 120 und 150 Meter mit ihren Bordwaf- 

fen das Feuer gegen die Zivilbevölkerung eröffneten.«' ® KUROWSKI, 
Ebenso bestätigte Otto SAILER-JACKSON, Chef des Raubtierhauses des ebenda, 5. 99. 

Dresdener Zoos, Anfang der sechziger Jahre die Tieffliegerangriffe: »Etwa 

um die Mittagszeit zeigte sich ein tieffliegendes Flugzeug. Es kam aus 

dem Zentrum der völlig zerstörten Stadt. Sein Ziel war die lange Kolon- 

ne der Flüchtlinge, die sich über die Tiergartenstraße entlang nach We- 


sten bewegte. Danach flog es so tief über den Zoo hinweg, daß es alles Tor 


genau beobachten konnte und schoß auf alles, was sich noch im Tier- ebenda, S. 100. 
park bewegte.«' Siehe auch Otto 

Als abschließendes Beispiel sei die Aussage einer nach Dresden eva- SAILER- JACKSON, 
kuierten Kölnerin dokumentiert, welche sie gegenüber David IRvInG ge- Löwen, meine besten 
macht hatte: »In unserem Verwundetentransport gab es eine regelrechte Freunde, Leipzig 


Panik. In den Krankenwagen, die mit großen Rotekreuz-Flaggen bedeckt 1962. (Authenti- 
undauf den Flanken mit Rotekreuz-Zeichen bemalt sind, liegen zahlrei- a 
che Verwundete. Als die Tiefflieger angreifen, stockt der Transport und ee: des 
die Verwundeten halten es in den Wagen nicht mehr aus. Sie drängten nr 
nach draußen und suchten in den Trümmern der Häuser Schutz. Vor 1945.) 


uns steht ein offener Lastwagen, auf seiner Ladefläche liegen ebenfalls 
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schwerverwundete Soldaten. Die Flieger schießen mit allen Bordwaffen 
auf diesen Treck des Elends.... Und immer wieder kehren die Maschi- 
nen um, nehmen alle Wagen auf den Elbwiesen unter Feuer. Viele Men- 
schen werden dabei getötet«.' 

Das oben von verschiedenen Zeitzeugen und Historikern beschriebene 
Szenario auf den Elbwiesen ist kein Einzelfall im alliierten und sowjeti- 
schen Luftkrieg gegen Deutschland gewesen. Bei den Sowjets waren Tief- 
fliegerangriffe auf Zivilisten und Sanitätsfahrzeuge mit Bordwaffen bei 
ihrem Einfall in Ostpreußen und an der Ostsee ebenso gängig'” wie bei 
den Amerikanern und oftmals auch bei den Briten im restlichen Reichs- 
gebiet. Wer, wie die »Historikerkommission«, diese Art der Angriffe als 
»irreal«, als »Mythos« oder als »Legende« ignoriert, trägt als Wissenschaftler 
zumindest die Beweislast für die Richtigkeit einer solchen Behauptung. 
Diese Beweise werden jedoch nicht erbracht. Statt dessen stellen die als 
Experten bezeichneten Kommissionsmitarbeiter Theorien und Mutma- 
Bungen über angebliche Wahrnehmungsstörungen oder Phantastereien 
leidgeprüfter Menschen auf. Abgesehen von der hier auffälligen Arro- 
ganz, übersehen sie damit eine schwer zu überwindende argumentative 
Hürde: die Vielzahl an Zeugen und ihre im Kern übereinstimmenden, 
glaubwürdigen Aussagen.'” Diese Hürde hat die »Historikerkommission« 
nicht genommen. 

Würden besagte »Experten« bei anderen delikaten geschichtlichen The- 
men und Problemstellungen, bei denen sich die Beweisführung im be- 
sonderen und gerade auf Augenzeugenberichte und Memoiren beruft, 
mit einer ähnlich infamen Strategie aufwarten, wie sie es bei ihrer Arbeit 
über die Tieffliegerangriffe auf Dresden vom 14. Februar 1945 prakti- 
ziert haben, würden sie in den Massenmedien an den Pranger gestellt 
werden und eine strafrechtliche Verfolgung zumindest wegen Verunglimp- 
fung von Toten wäre ihnen sicher. 


Claus Nordbruch 


Der Lokalhistoriker aus Dresden Gert Bürctı hat die Studie »Tiefflieger über Dres- 
den« veröffentlicht, in der er sich auf 150 Zeitzeugen stützt, die alle sehr genau ih- 
ren jeweiligen Standort zur Zeit der Tieffliegerangriffe angegeben haben. Seine 
Schrift, die vor dem Hintergrund der Auseinandersetzung um mögliche Tiefflieger- 
angriffe auf zivile Personen in Dresden, entstand, begründet Bürceı mit den Worten: 
»Die Historiker und auch geschichtspolitische Journalisten tun jeden Augenzeugen 
einzeln ab. Das ist wie eine Schneeflocke, die schmilzt, und dann ist sie wieder 
Wasser. Und ich habe einfach mal gesagt, ich mache aus den vielen Schneeklum- 
pen mal einen Schneeball, und den presse ich zusammen, und jetzt habe ich einen 
Eisklumpen, den sie nicht mehr wegdiskutieren können, das ist mal so plastisch ge- 
sagt.« 
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US-Massenmord bei Einnahme des KL Dachau 


Am 29. April 1945 wurde das Konzentrationslager Dachau von Solda- 
ten des 3. Bataillons des 157. US-Infanterieregiments der 45. »Thunder- 
bird-Division' der 7. US-Armee unter Lt. Col. Felix SPARKs sowie von 
der 42. US-Infanteriedivision »Rainbow« auf ihrem Vormarsch auf Mün- 
chen eingenommen. Dabei kam es zu einem Massaker an mehr als 500 
Angehörigen der Waffen-SS nach deren Gefangennahme: ein Kriegsver- 
brechen der Sieger, das nie gesühnt wurde. Die »Thunderbird«-Division 
hatte schon, wie im Jahre 2004 herauskam, vom 12. bis 14. Oktober 
1943 nach der Landung auf Sizilien an fünf verschiedenen Orten zwi- 
schen Gela und Ragusa Massaker an Kriegsgefangenen durchgeführt. 
Die Süddeutsche Zeitung berichtete am 24. Juni 2004 darüber. 

Der damalige Colonel und spätere Medizinprofessor Dr. Howard A. 
BUECHNER, New Orleans, hat persönlich als Truppenarzt die Besetzung 
des KZ als Augenzeuge miterlebt. Er hat später das Buch The Hourof the 
Avenger geschrieben, in dem er auch diesen Tag dargestellt hat. Durch 
ergänzende Studien hat er sein Wissen über den damaligen Vorgang er- 
weitert und im Januar 1986 veröffentlicht. Einen ausführlichen Bericht 
auf Deutsch hat Ingrid WECKERT vorgelegt.’ 

Obwohl BuEcHnER eine Reihe von damals umlaufenden falschen Ge- 
rüchten über die Konzentrationslager übernommen hat, so etwa, es sei- 
en zwischen 18 und 26 Millionen Menschen in den Gaskammern der 
deutschen Konzentrationslager (S. 3) umgekommen, sind seine Erleb- 
nisse als Augenzeuge bei der Einnahme des KI. Dachau wohl glaubhaft. 

Vor dem Lager stieß die oben zuerst genannte US-Einheit auf mehre- 
re mit Leichen gefüllte Eisenbahnwaggons, die wahrscheinlich vom KL 
Buchenwald gekommen waren, und im Lager bei dem Krematorium auf 
weitere Leichenberge von an der im Lager herrschenden Fleckfieber- 
und Typhusepidemie Verstorbener. Die Amerikaner mußten diese als 
Opfer deutscher Maßnahmen ansehen und wurden dadurch noch stär- 
ker gegen die Deutschen eingenommen. 

Obwohl die Wachttürme des Lagers beim Erscheinen der Amerikaner 
weiße Fahnen gehißt hatten, schossen die Eroberer auf die Türme, de- 
ren Mannschaften dann teilweise zurückschossen, wobei rund 30 Wach- 
männer getötet wurden. Der Kommandeur der SS-Einheit, die erst nach 
der Flucht der Wachmannschaften am Vortage aus Augsburg ins Lager 
gekommen war, der Leutnant Heinrich SKODZENSKY, wollte mit einem 
Vertreter des Internationalen Roten Kreuzes das Lager ordnungsgemäß 
an die Amerikaner übergeben. Er wurde vom amerikanischen Major bei 
seiner Meldung ins Gesicht gespukt, von diesem einem US-Soldaten über- 
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' Die Thunder- 
bird-Division war 
die einzige US- 
Division, die bis 
Ende 1941 ein 
Hakenkreuz als 
Divisionssymbol 
hatte. Nach 
Kriegsausbruch 
trat der »Donner- 
vogek an dessen 
Stelle. (Mitteilung 
von Jost W. 
SCHNEIDER, Wup- 
pertal)). 

? Howard A. 
BUECHNER, The 
Hour of the Avenger. 
An Eyewitness 
Account (‚Die 
Stunde der Rache. 
Ein Augenzeugen- 
bericht«), Thunder- 
bird Press, Metai- 
rie, Louisiana 
1986. 

? Ingrid WECKERT, 
»Dachau — Tag der 
Rache, in: Deutsch- 
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geben, aus dem Lager gefahren und erschossen, wie der Augenzeuge 
Patrick O’LEarY angab.* 

en Danach stürzten sich die Amerikaner auf alle deutschen Soldaten und 
dan De erschossen die, denen sie begegneten. BUECHNER gibt dafür 122 Opfer 
(157. Infanterieregi- an (S. 98). 
ment der 7. US-Ar- Auch die befreiten Häftlinge tobten sich an greifbaren Wachmännern 
mee ) im Kohlenhof. aus, wobei etwa 40 ermordet wurden. Die New York Herald Tribune titelte 
— „ am 2. Mai 1945: »Dachauer Häftlinge rächen 
ı sich an Nazi-Peinigern — SS-Leute erschlagen 
| aufgefunden, zu Brei geschlagen, ihre Mittel- 
| finger abgeschnitten.«° 

Erst nach einer halben Stunde konnte 
SPARKS die Ordnung wiederherstellen. Er ließ 
die überlebenden SS-Männer sowie Ärzte des 
Lagers, die sich ergeben hatten, noch 358 an 
der Zahl, abführen und bewachen. Doch als 
der Vorgesetzte sich entfernt hatte,schoß ein 
zur Bewachung eingesetzter US-Soldat auf die 
Gefangenen. Bis Sparks ihn vom MG wegge- 
rissen hatte, lagen 12 Opfer am Boden. 
(S. 98 £.) 

BUECHNER selbst begab sich, als er von der 
Eroberung des Lagers hörte, am frühen Nach- 
mittag dorthin. Er wurde zunächst nicht her- 
eingelassen, da das ganze Lager abgesperrt 
war. Als Arzt gelang ihm schließlich der Ein- 
tritt. Bei der Fahrt durch das SS-Lager hörte 
er nahe den mit einem Roten Kreuz gekenn- 
zeichneten Lazarettgebäuden Maschinenge- 
wehrfeuer und ging darauf zu. Er schildert 
dann, was er sah: »Ich spähte um die Ecke 
einer Mauer in die Richtung, aus der die Schüs- 
se kamen, und wurde Zeuge einer unvorstell- 
baren Szene. Lt. BustyHEAD stand auf dem 
Tote SS-Wachen in Dach eines niedrigen Gebäudes, vielleicht ein Fahrradschuppen. Neben 
Dachau. ihm bedienten ein oder mehrere Soldaten ein 30-Kaliber Maschinenge- 


* Schilderung eines Augenzeugen dieser Übergabe«, des belgischen KZ-Häft- 
lings Albert Guerisse (alias Patrick O’L£ArY), in der britischen Zeitschrift After 
the Baitle, Nr. 27, 1980, S. 13; zitiert von WECKERT, aaO. (Anm. 3), S. 16. 

3 Zitiert in: WECKERT, aaO. (Anm. 3), S. 17, von WEıss, Dachau und die internatio- 
nale Öffentlichkeit, S. 28. 
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wehr. Gegenüber von diesem Gebäude war eine lan- 
ge, hohe Mauer aus Zement und Backsteinen. Am 
Fuß dieser Mauer lagen reihenweise deutsche Solda- 
ten, einige tot, einige sterbend, einige möglicherwei- [ 
se sich tot stellend. Drei oder vier Lagerinsassen in 
gestreifter Kleidung jeder mit einer 45-Kaliber-Pi- 
stole bewaffnet, gingen die Reihen der ca. 350 gefal- 
lenen Soldaten ab. Dabei feuerten sie automatisch 
eine Ladung in den Kopf jedes Soldaten, der noch 
zuleben schien. . . Hinter den Häftlingen, die zu Hen- 
kerngeworden waren, stand eine Reihe Infanteristen, 
die Gewehre im Anschlag, und ein weiterer Soldat 
bediente ein Maschinengewehr, das auf dem Boden 
stand... 

Am Ende der Reihe der toten oder sterbenden Sol- 
daten ereignete sich ein kleines Wunder. Die Häft- 
linge, die den Gnadenschuß abgaben, waren noch 
nicht bis dahin gekommen, und einige wenige der 
nur verwundeten Soldaten wurden vom deutschen 
Sanitätspersonal auf Tragen gelegt und gemäß der 
Weisung eines deutschen Arztes in das nahe gelege- 
ne Hospital getragen.« (S. 86 f.) 

Die Zahl der Opfer jenes Tages in Dachau setzt 
sich nach BuECHNER folgendermaßen zusammen: 

auf der Stelle erschossen 122, 

durch Häftlinge ermordet 40, 

erschossen durch den MG-Schützen 12, 

erschossen durch Lt. Bushyhead 346, 

insgesamt ermordet 520, 

gefallen während des Kampfes 30, 


zunächst entkommen 10, 


Gesamtzahl der Todesopfer 560. 


Ein kleiner Teil der zunächst entkommenen Wach- 
mannschaften habe sich unter die Häftlinge gemischt, 
seien aber schließlich doch erkannt worden und dann 
erschlagen oder erschossen worden (S. 97), so daß 
diese zehn auch zu den Ermordeten zu rechnen sind. 

BUECHNER führt in seinem Buch eine Reihe von 
Augenzeugen an, die ebenfalls diese Vorgänge be- 
zeugten. Er bringt auch Fotos von dem Geschehen. 


Tote SS-Angehörige am Wachturm B 
im Konzentrationslager Dachau. 
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So schreibt er in einer Fußnote (S. 87): »Wie ich erst später erfuhr, 
hatten die ersten Angehörigen der Kompanie I das deutsche Lazarett 


SS und US-Soldaten 
bei der Übergabe des 
Lagers. Von links: SS- 
Mann, Lagerkom- 
mandant Untersturm- 
führer Heinrich 
Wicker (größtenteils 
verdeckt), der belgi- 
sche Journalist Paul 
Levv, Victor MAURER 
(mit dem Rücken zur 
Kamera), General 
Linoen (mit Netz- 
helm) und andere 
US-Soldaten. Alle 
Abbildungen dieses 
Beitrags: Wikipedia. 
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(im SS-Lager) gestürmt und 
alle Patienten mit Tritten hin- 
ausbefördert. Nur ein deut- 
scher Arzt und eine kleine 
Gruppe Sanitäter durften zu- 
9 rückbleiben. Das paßt zu ei- 
# ner anderen Schilderung, wo- 
| nach ein Teil der SS-Männer 
offensichtlich kampfunfahig 
war, denn sie gingen auf 
Krücken. Das waren wahr- 
scheinlich Patienten, die man 
aus dem Lazarett geworfen 
hatte.« 

Als am selben Nachmittag 
höhere US-Offziere ins Lager 
kamen, waren sie über das Massaker entsetzt. Da es bereits eine Reihe von 
Fotos gab, war ein Vorschlag, die deutschen Leichen über die ganze Fläche 
zu verteilen, um einen schweren Kampf vorzutäuschen, nicht mehr mög- 
lich. 

Eine Untersuchung wurde eingeleitet, und danach wurde gegen vier 
Offiziere und fünf Soldaten Anklage erhoben, darunter Sparks, BusHY- 
HEAD und BUECHNER. Dieser wurde ins Hauptquartier der 45. US-Infan- 
terie-Division in München zitiert und versicherte dort, er sei erst nach 
dem Massaker eingetroffen, habe als Arzt nicht einschreiten können, 
zumal ein deutscher Arzt aufgetaucht sei, und als Unbewaffneter — was 
nicht stimmte — habe er nichts gegen die mordenden Häftlinge ausrich- 
ten können. In seinem Buch gibt BuEcHNER allerdings zu, daß diese Ent- 
schuldigung nicht stimmte. Er wurde aber dadurch von der Liste der 
Angeklagten gestrichen. 

Nachdem auch die übrigen Offiziere sich herausgeredet hatten, blieb 
nur noch die Anklage gegen Jack BusmyHEAD übrig. Daraufhin befahl 
General PATTONn, der kommandierende General der 3. US-Armee, Bus- 
HYHEAD und alle betroffenen Offizier zu sich und ließ sich alle Fotos und 
Dokumente übergeben. Dann warf er alle Dokumente und sonstige 
Unterlagen in einen metallenen Papierkorb und zündete den Papierstoß 
mit einem Feuerzeug an. Damit waren alle Anklagen erledigt und die 
Beschuldigten entlastet. Ein Kriegsgerichtsprozeß fand nicht mehr statt. 
Das Verbrechen wurde nicht gesühnt, obwohl alle Beteiligten und ihre 
Taten bekannt waren. 
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Die offizielle Aussage zu diesem Vorgang lautete dann, daß ein Teil der 
SS-Wachen bei der Übernahme des Lagers in einem kurzen Gefecht getö- 
tet, die übrigen deutschen Soldaten gefangengenommen worden seien. 

Eine besondere Tragik bei diesem Fall war es, daß rund 200 Mann der 
ermordeten Wachmannschaften größtenteils erst am Tage zuvor aus ei- 
nem Ausbildungslager der SS-Division »Wiking« bei Augsburg — zumeist 
Norweger, Flamen und Holländer — nach Dachau verlegt worden waren, 
um eine ordnungsgemäße Übergabe zu gewährleisten, nachdem die alten 
Wachmannschaften des KZ aus diesem geflohen waren.° Die Ermorde- 
ten hatten also mit dem vorherigen Betrieb des Lagers und etwaigen 
Schikanen gar nichts zu tun gehabt, waren demnach völlig Unschuldige, 
die sich auch nicht verteidigt hatten 

Unabhängig und zeitlich vor BUECHNER hatten bereits einige Erlebnis- 
zeugen zu dem Vorfall ausgesagt. So hatte ein ehemaliger Häftling schon 
1946 die Ermordung der Wachen auf den Türmen beschrieben.’ Ein 
Augenzeugenbericht über die Erschießung der SS-Männer war von Ed- 
gar KUPER-KoBerwitz 1957 erschienen.° 

1960 brachte Erich Kern in seinem Buch Das große Kesseltreiben’ und 
1968 in seinem Werk Meineid gegen Deutschland” die eidesstattliche Aussa- 
ge eines Hans LINBERGER, der als schwer verwundeter SS-Oberscharfüh- 
rer aus dem Osten nach Dachau gekommen war und im Lazarett lag. Als 
er den hereinstürmenden US-Soldaten die Baracke übergeben wollte, wur- 
de er in Gesicht geschlagen. Die im Lazarett liegenden Verwundeten 
wurden aus diesem hinausgejagt, ihrer Uhren, Ringe und des Geldes be- 
raubt und in einen Hof getrieben, wo ein Maschinengewehrschütze die 
meisten der rund 40 SS-Männer niederschoß. 

LINBERGER war in der zusammengetriebenen Menge und hatte sich 
bei Beginn der MG-Feuers fallengelassen. Ein schwer angeschossener 
Mann fiel auf ihn und verströmte sein Blut über ihn. Dann kam ein 
Offizier der Amerikaner mit dem Leitenden Arzt des Lazarettes, dem 
schwer zusammengeschlagenen Dr. Dr. SCHRÖDER, und ließ das Feuer 
einstellen. Dadurch blieb LiNBERGER am Leben. 

Im Jahre 1966 veröffentlichte Nerin E. Gun das Buch The Day of the 
Americans‘ mit dem oben erwähnten Augenzeugenbericht des Patrick 
O’Leary. 1985 brachte die Deutsche National-Zeitung den Bericht eines 
ehemaligen Häftlings über die Erschießung der SS-Wachen.'? Einen wei- 
teren Augenzeugenbericht eines ehemaligen Häftlings veröffentlichte die 
Deutsche National-Zeitung im Jahre 1985.'” Das britische Militärmagazin 
After the Battle widmete 1980 ein ganzes Heft dem KL Dachau mit Er- 
wähnung der Erschießung des Leutnants SKODZENsKY und der Wachen." 

Rolf Kosiek 
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Gefangenenerschießungen von 
US-Soldaten im Zweiten Welttkrieg 


Während im Zweiten Weltkrieg auf dem Balkan und an der Ostfront die 
regelmäßige Nichteinhaltung des Kriegsrechts den Kampf meist ins 
Barbarische abgleiten ließ, galten die West- und Südfront als humanere 
Kriegsschauplätze, wobei die Franzosen dort den schlechtesten Ruf hat- 
ten. Die deutschen Landser waren erleichtert, wenn sie im Kampf gegen 
Briten und US-Amerikaner standen, die als faire Gegner galten. Jedoch 
beweisen viele Quellen, daß US-amerikanische Kriegsverbrechen häufi- 
ger vorkamen, als allgemein angenommen wird. Lange Zeit war das The- 
ma der Kriegsverbrechen der US-Armee ein Tabu, um dem Gegensatz 
zwischen guten demokratischen Kräften und dem menschenverachten- 
den nationalsozialistischen Deutschland keine Grautöne zu geben. 

Doch solches ereignete sich zum Beispiel: Am 8. Juli 1945 bestieg der 
US-Gefreite BERTUCCI nach ein paar Bier und der Ankündigung, daß 
etwas Spannendes passieren werde, den Wachturm eines US-Kriegsge- 
fangenenlagers und schoß mit dem Maschinengewehr durch 30 Zelte, 
bevor er gestoppt werden konnte. Die Bilanz waren 9 tote und 20 ver- 
letzte deutsche Kriegsgefangene. Er begründete seine Tat damit, daß er 
Deutsche hasse. Dies war kein isolierter Fall, jedoch ungewöhnlich, weil 
der Krieg schon vorbei war. 

1946 zeigte eine Studie von SWANK/MARCHAND über Kriegstraumata 
von US-Soldaten, daß die Kampfeinsatzdauer die Psyche und Kampf- 
kraft des US-Soldaten stark beeinflußte. Nach 10 Tagen kam es zu einer 
ersten Gewöhnung an den Kampf, weitere 20 Tage erhöhten die Kampf- 
fähigkeit des Soldaten, nach rund 30 Tagen kam es zu Erschöpfungser- 
scheinungen und Leistungseinbrüchen, nach 45 Tagen zu einer überstei- 
gerten Selbsteinschätzung und nach weiteren 15 Tagen zu einer 
emotionalen Erschöpfung. Nach 60 Kampftagen benötigten 90 Prozent 
der Gls psychiatrische Hilfe. Nur noch aggressive Psychopathen, die 
nicht normal auf Tod und Töten reagierten, waren dann noch einsatzfä- 
hig. Auch diese psychologischen Faktoren beeinflußten die Neigung, 
Kriegsverbrechen zu verüben. 

Neben der psychischen und physischen Belastung spielte auch der 
gesellschaftliche und kulturelle Zusammenhang eine Rolle. In der US- 
militärischen Ausbildung wurde Wert darauf gelegt, aus den Zivilisten 
Soldaten zu machen. Auch die Vorgesetzten waren oft aus einem Beruf 
auf Zeit in die Armee gekommen, so daß ein gewisser ziviler Amateur- 
charakter die gesamte US-Armee prägte. Das Kriegsrecht spielte in der 
Ausbildung dadurch eine untergeordnete Rolle. So hatte nicht jeder GI 
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das Soldiers Handbook on the Rules of Land Warfare in der Hand, und auf- 
grund dessen Umfangs und der trockenen Ausführung fand es auch kei- 
ne große Leserschaft. So zogen die meisten GlIs mit einer bestenfalls 
undeutlichen Vorstellung von den Haager Konventionen in den Krieg. 
Hauptmann. BroGAn von dem 180. Infanterieregiment machte zum Bei- 
spiel die eidesstattliche Aussage, daß weder er noch seine Männer eine 
Unterweisung im Kriegsrecht bekommen hatten. 

Im Kampf kamen dann unterschiedliche militärische Denkweisen dazu. 
Viele US-Veteranen sagten, daß sie die Angewohnheit der deutschen 
Soldaten haßten, sich erst zu ergeben, wenn die Situation aussichtslos 
und die Munition verbraucht war. Wenn es dabei zu eigenen Verlusten 
kam, war die Neigung, keine Gefangenen zu machen, deutlich erhöht, 
da dieses Verhalten nicht den eigenen Vorstellungen vom Kampf ent- 
sprach und unnötige eigene Verluste kostete. Man sah in dem Verhalten 
ein Ausnutzen der eigenen Gutmütigkeit und dann den Versuch, sich 
hinter dem Kriegsrecht zu verstecken. Die meisten Gls hatten keinen 
Zweifel daran, daß ihr Ethos universelle Gültigkeit habe, und betrachte- 
ten Regelverletzungen als eine Böswilligkeit. 

Der deutsche Landser hingegen hatte seinen eigenen Ehrenkodex, daß 
er sich erst in auswegsloser Lage ergab, nach effektiver Gegenwehr und 
heldenhaftem Kampf. Manche Gls beließen es nach der Gefangennah- 
me bei Beschimpfungen oder bei Verübung physischer Gewalt an den 
Gefangenen, andere erschossen jedoch kurzerhand ihre Gefangenen, ein 
Verhalten, das besonders in der Endphase des Krieges zunahm. 

Im Kriegstagebuch der 88. US-Division ist dazu vermerkt, daß auf 
sich gestellte Gls unter gefangengenommenen Landsern, die dieses Ver- 
halten im Gefecht zeigten, generell keine Gefangenen machten. Redford 
CARROLL, Veteran der 99. Division, erklärte, daß, solange sich die Deut- 
schen kampflos ergaben, alles gut war. Aber wenn sie kämpften und 
dabei eigene Leute töteten, dann hätten sie sich besser nicht ergeben 
sollen. Kaum ein Deutscher kannte jedoch diesen US-Kodex, und er 
entsprach auch nicht dem eigenen militärischen Ehrgefühl. Da es kaum 
Überlebende solcher Bestrafungen gab, wußten viele Landser nichts von 
den tödlichen Konsequenzen ihrer Kampfweise. Wurden bei Gefange- 
nen amerikanische Ausrüstungsgegenstände gefunden, konnte dies, be- 
sonders wenn es Stiefel waren, tödlich enden. (John B. Bascock, 78. 
Infanteriedivision) So erinnerte sich ein Veteran der 82. Airborne, Ge- 
freiter BrumBauGı, daß sie nahe Malmedy 1944 deutsche Gefangene 
machten. Diejenigen mit US-Kampfstiefeln wurden sofort erschossen, 
die anderen, mit US-Springerstiefeln, wurden barfuß durch den Schnee 
zum Gefangenen-Sammelpunkt gejagt. Es kam zu Amputationen in ei- 
nem US-Feldlazarett nach der Ankunft. 
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Am 28. April 1945 
ergaben sich 17 jun- 
ge SS-Leute in Eber- 
stetten waffenlos den 
einrückenden Ameri- 
kanern. Etwa 100 m 
vom Dorfrand muß- 
ten die Gefangenen 
in die anliegenden 
Wiesen gehen und 
wurden dann nach 
50 m mit Maschinen- 
pistolen von hinten 
zusammengeschos- 
sen. Seit 1980 erin- 
nert eine Gedenktafel 
an diesen Meuchel- 
mord: »In den Wirren 
der letzten Kriegstage 
kamen unweit dieser 
Stelle 17 Soldaten 
auf tragische Weise 
ums Leben.« 


610 


Gefangenenerschießungen von US-Soldaten im Zweiten Weltkrieg 


Die US-Armee kam 1942 in Nordafrika zum ersten Einsatz gegen das 
Deutsche Reich und seine Verbündeten auf einem Kriegsschauplatz, der 
bereits durch Deutsche und Briten von Ritterlichkeit geprägt war. Eine 
Ausuferung trat an der Normandiefront ein, als die GlIs auf ostfrontge- 
stählte Landser trafen, die das unübersichtliche Gelände meisterhaft nutz- 
ten und ihnen militärisch überlegen waren. Die Härte der Kämpfe führ- 
te zu einer wachsenden Abstumpfung und auch Kaltblütigkeit gegenüber 
dem deutschen Gegner. 

Im Verlauf von Nahkämpfen konnte ein Blutrausch entstehen. Nach 
der Eroberung einer Stellung erinnerte sich Morley NELson, 10. Ge- 
birgsdivision, an das Hochgefühl der Männer, die allesamt wieim Rausch 
auf den fliehenden Feind schossen. In dieser Ekstase war das Umschal- 
ten von der inneren Kampfmaschine zum Einbringen von Gefangenen 
manchmal eine schwierige emotionale Kehrtwende. William FOLEY, 302. 
Infanterieregiment der 94. Infanteriedivision, erinnerte sich beim Aus- 
bruch aus einer Umklammerung an der Saar, daß er ohne Selbstkontrol- 
le auf jeden Deutschen schoß, verwundet oder nicht, und seinen Ge- 
wehrkolben in die verhaßten Gesichter stieß mit innerer Glut. Dabei 
fielen auch sich ergebende Soldaten, zum Teil mit weißen Fahnen, erin- 
nerten sich Sanitäter Charlie KEEN des 517. Paramountregiments oder 
Angehörige der 17. Airborne. 

Beweggründe für die absichtliche Tötung von Gefangenen in einer 


# kontrollierten Situation, ohne daß eine Bedrohung von ihnen ausging, 
# waren Rachegefühle, Haß auf Scharfschützen, zu spätes Ergeben, Eifer- 


sucht, daß der Krieg für sie vorbei sei, oder schlichtweg Faulheit, um 
sich den Gang nach »hinten« zu ersparen. Veteranen nannten aber auch 
die Angst vor dem Feind. Ein weiterer psychologischer Grund war auch, 
daß die deutschen Soldaten inzwischen gut an den Krieg angepaßt wa- 
ren und so den Eindruck bei den Gls hinterließen, daß sie gern kämpf- 
ten und ihn gut ertrugen. Die gefühlte eigene Belastung und Misere und 
der Wunsch, ins bürgerliche Leben zurückzukehren, den sie als Bürger- 
soldaten empfanden, führte dazu, daß sie dann die Deutschen, die ihnen 
das Leben im Feld erschwerten, direkt für ihr Los verantwortlich mach- 
ten. 

Zeigte der Gefangene zuviel Stolz oder eine empfundene Überheb- 
lichkeit, waren besonders Mannschaften manchmal geneigt, Gewalt aus- 
zuüben bis zum Mord. Standesdünkel, wie der Wunsch einiger höherer 
Offiziere, von gleichwertigen Gegnern gefangengenommen zu werden, 
führten nach kurzen Diskussionen manchmal ebenfalls schnell zu einem 
tödlichen Ende. Ebenso konnten eine gezeigte Führertreue, Waffenstolz 
oder die Zugehörigkeit zur Waffen-SS oder den Fallschirmjägern bereits 


ein Verhängnis sein. 
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Andererseits gaben viele Veteranen auch an, daß Landser immer wie- 
der ihre Aufgabe vortäuschten und das Gefecht dann fortführten. Auch 
Verwundete zeigten ein solches Verhalten, besonders tödlich verwunde- 
te Gegner. Wie so etwas endete, schilderte Gefreiter Eduard WEBER, 47. 
Regiment der 9. Infanteriedivision: Eine Panzerbesatzung zeigte die wei- 
ße Fahne und eröffnete dann das Feuer auf die sich nähernden Gls. 
Nach kurzem Kampf kam es dann zu einer Gefangennahme und an- 
schließenden Exekution der Panzerbesatzung. Auch ein junger blonder 
Panzersoldat, der weinte und Familienbilder zeigte, wurde nicht verschont. 
Im Extremfall konnte ein solches Erlebnis zu der festen Haltung der 
Einheit führen, nie wieder Gefangene im Kampf zu machen. Morley 
NELSoN, C. Company, schilderte, daß bei einem solchen Vorfall ein Ka- 
merad fiel, und ab Februar 1945 wurden keine Gefangenen mehr im 
Gefecht gemacht. Die Haltung entsprach einer Mischung aus Furcht vor 
dem hinterhältigen Gegner und der entstehenden Haltung, daß nur ein 
toter Deutscher sicher sei. Im Extremfall entstanden Haltungen wie die 
von Gefreitem PERELMAN, 232. Infanterieregiment der 42. Division, der 
angab, daß er es liebte, tote Deutsche zu sehen. Er sah keinen Grund 
darin, sich dafür zu entschuldigen und dafür, daß er sie mit Leidenschaft 
haßte. Morde an Gefangenen wurden in der Endphase des Krieges offe- 
ner verübt, teilweise zur reinen Belustigung. 

So kam es 1945 an einem Waldkrater zu einem schlimmen Vorfall, 
den die US-Schützenkompanie von Leutnant Paul Fusse, 410. Infante- 
rieregiment der 103. Division, zu verantworten hatte. Im Krater befan- 
den sich 15 bis 20 Deutsche, die deutlich ihre Ergebung angaben und 
große Angst zeigten. Die Gls umringten den Krater, johlten und sangen 
Cowboylieder und erschossen alle aus reinem Vergnügen, viele sprachen 
von einer tiefen Befriedigung und prahlten mit der Tat, die als großes 
Truthahnschießen« traurige Bekanntheit erlangte. Die Verrohung der 
Soldaten und die gleichzeitige Entmenschlichung des Gegners, der zu 
einem gesichtslosen Feind ohne Daseinsberechtigung herabgesetzt wurde, 
senkte die Hemmschwelle, auch wehrlose Soldaten zu töten. 

In dieser Phase der Verrohung wurde zwischen bewaffnetem und un- 
bewaffnetem Feind nicht mehr unterschieden, selbst Nichtkämpfer wa- 
ren dann in Gefahr. So nannte auch Harold BAUMGARTEN, 116. Regi- 
ment der 29. Infanteriedivision, die Erlebnisse am Strand der Normandie 
(D-Day) als Rechtfertigung für alle folgenden Kriegsverbrechen. Eigene 
Verluste reichten als Auslöser bereits aus. So wurde ein MG-Schütze an 
einem Autobahnabschnitt, der die Kompanie niederhielt und ihr Verlu- 
ste verursachte, mit seiner Waffe erschlagen (Frank IRRGANG, 29. Infan- 
teriedivision). Genauso mußte ein vorgeschobener Artilleriebeobachter, 
der von Angehörigen der 82. Airborne an seinem Koppel aufgehängt 
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wurde, sterben, weil er das Feuer so präzise leitete (Ed Lauchuin). Manch- 
mal mußten auch Landser für vorangegangenen Frust sterben, bloß, 
weil sie die falsche Uniform trugen, als zum Beispiel ein Soldat der 84. 
US-Division vier gefangene Soldaten für einen gefallenen Freund er- 
schoß. Das Töten von Zufallsopfern war nur bedingt eine Befriedi- 
gung, dies führte dann in einigen Fällen zur quantitativen Steigerung 
der Morde (Leutnant MAGELLAs, 82. Airborne). 

David WEBSTER, 101. Airborne, erinnerte sich, daß seine Einheit ein 
Sanitätsfahrzeug stoppte und in Unwissenheit, daß deutsche Sanitäter 
eine Waffe trugen, diesen sofort erschoß. Die Verwundeten wurden 
dann am Wegrand einfach abgelegt. 

John Bagcock berichtete, daß irgendwann zum Kriegsende auch 
Schüsse auf Sanitäterabgefeuertwurden und Gefangene manchmal ohne 
Grund erschossen oder überfahren wurden, weil keine Rücksicht mehr 
genommen wurde. 

Gleichwohl gab es bis Anfang 1945 auch die Furcht vor Vergeltung 
durch die Deutschen, besonders die Ardennenoffensive war ein kriti- 
scher Zeitpunkt für die Moral der US-Armee. Trotz aller kampfbeding- 
ten Streßfaktoren gibt es ausreichend Hinweise und Veteranenhinwei- 
se, daß die Gefangenenerschießungen eine eigene Systematik hatten, 
die sich zum Kriegsende hin steigerte. Obwohl das Erschießen und 
Mißhandeln von Kriegsgefangenen von den höheren Stellen verboten 
wurde, blieb es dennoch ein inoffizielles offenes Geheimnis der Front- 
truppe, daß dies regelmäßig stattfand. Veteranenmemoiren, Briefe und 
Interviews belegen diese Tatsache. Offizielle Dokumente gibt es aller- 
dings kaum dazu. 

Nach den Vorgängen bei Malmedy (Kampfgruppe PEirER) im Rah- 
men der Ardennenoffensive kam es zu einem Befehl an das 328. Infan- 
terieregiment vom 21. Dezember 1944. Vermerkt unter Order 21 ist, 
daß Waffen-SS-Soldaten und Fallschirmjäger nicht gefangengenommen, 
sondern auf der Stelle erschossen werden sollten. In Chenogne gab der 
Divisionskommandeur der 11. Armored-Division den Befehl, keine Ge- 
fangenen zu machen, was zu Massenerschießungen von deutschen Ge- 
fangenen führte. Die Ereignisse von Malmedy dienten damit weniger 
als Beweis für die Brutalität der Waffen-SS, sondern mehr als Rechtfer- 
tigung für eine Vielzahl an eigenen Vergeltungstaten. Damit wurde eine 
Türe zur Verrohung aufgestoßen. So erinnerte sich Harold Suitti, 1. 
Division, an seinen Offizier, der die Reihe von Waffen-SS-Gefangenen 
ablief und abzählte »behalten«, verschießen« usw. und dann Freiwillige 
aufrief, die die Tat vollbrachten. 

Auch große Gefangenengruppen waren 1945 nicht mehr sicher. In 
seinem Buch Iron Fist beschreibt Antonio Munoz, daß beim Kampf 
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um Nürnberg 200 Männer des 1. Bataillon des 38. SS-Regiments erstmal 
in Gefangenschaft der 42. US-Division kamen und dann verschwanden. 
Erst 1976 wurde ein Massengrab gefunden. Die menschlichen Überre- 
ste darin wiesen mehrheitlich Exekutionsspuren auf. In dem Grab wur- 
de auch Hauptsturmführer KuKULA gefunden, der seit den Kämpfen als 
vermißt galt. Im Gefechtsbericht der 45. US-Division wurde die Liqui- 
dierung von 200 Feindsoldaten in einem Tunnel im Kampfraum Nürn- 
berg erwähnt. 

Beim Anblick der Leichenberge im | 


KZ Dachau entlud sich der Haß an al- 
len greifbaren SS-Männern, die aller- 
dings in der Mehrzahl genesende Sol- | 
daten von der Ostfront im Lazarett der 
angebauten Kaserne oder Soldaten der 
5. SS-Panzergrenadierdivision waren, | 
die das Lager nur sicherten, nachdem 
die Lagerwachen untergetaucht waren. 
So folgten mehrere Massenmorde an 
den wehrlosen Soldaten, mit Hunder- 
ten von Toten, aufgrund der stigmati- | 
sierten Uniform, die auch von den Häft- # 
lingen mitverübt wurden, teilweise mit 
bloßen Händen und Schaufeln und un- 
ter den Augen der Gls, die die Taten 
billigten und teilweise sogar unterstützten. Die Täter waren Angehörige 
der 42. und 45. Infanteriedivision der 7. Armee. Allein die Massenmorde 
am 29. April 1945 forderten in Dachau 560 (Angabe des amerikanischen 
Augenzeugen Oberst BUECHNER), in Webling bei Dachau 47 Opfer, über- 
wiegend Soldaten der Waffen-SS. 

Auch taktische Überlegungen konnten Gefangenenerschießungen zur 
Folge haben. Als William FoLEYs Einheit bei Schomerich von der 6. SS- 
Gebirgsdivision eingekesselt wurde und die Versorgungslage sich zuspitz- 
te, entschloß man sich kurzerhand, die gefangenen SS-Männer zu er- 
schießen. Irwin SHAPIRO, 8. Armored Division, erinnerte sich bei einem 
anderen Vorfall, daß ein plötzlicher heftiger Angriff der Deutschen ei- 
nen schnellen Rückzug notwendig machte. Dieser war mit den Gefange- 
nen nicht möglich. Sein Feldwebel ging ruhig auf die Gefangenen zu, 
hielt jedem einzelnen die Pistole ins Gesicht und erschoß sie. 

John Irwın, 3. Armored Division, sagte aus, daß viele Gefangene den 
Ablauf im Hauptquartier durcheinander brachten, so daß besonders beim 
Angriff schnell Versorgungsprobleme entstehen konnten. Ebenso 
schwächten Gefangeneneskorten die Kampfkraft der Einheit. So konn- 
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te ein Gefangener schnell zu einer ungewollten Bürde werden, und Frei- 
lassen war keine Option. Also entschied man sich, die Gefangenen zu 
erschießen (Raymond SMITH, 10. Armored Division). 

Gefangene mußten zu Sammelpunkten begleitet werden, die meist 
mehrere Meilen entfernt waren. Vom Kampf erschöpfte Soldaten emp- 
fanden dies oft als eine undankbare Aufgabe. 
Dadurch hatten sie wenig Geduld, wenn die 
POWs ihnen ihre Aufgabe erschwerten. So kam 
es auch zur Tötung von Verletzten, die das Tem- 
po nicht halten konnten (Italien, Eric SEVAREID). 
Dirk PETERS, 8. Armored Division, erinnerte 
sich an einen Vorfall, bei dem nur die Hälfte 
der Gefangenen ankam. Manchmal beschwer- 
ten sich auch Offiziere, daß zu viele Gefange- 
ne ankamen, weil sie zuviel Arbeit machten. So 
antwortete ein Soldat, der einen einzigen Ge- 
| fangenen brachte, darauf, daß er sich ja Mühe 
gab, denn er lief schließlich mit sechs los (War 
| Journal, ]. Glenn Grar). 

Auch wenn das Terrain schwierig war, wie 
die Berglandschaft an der Gotenlinie in Italien, 
I ersparten sich viele Soldaten die mühselige Klet- 
terei und brachten die Gefangenen wortwört- 
lich um die »Ecke«, sagte Thomas IsABEL, 1. Ar- 
mored Division. Bei der Schlacht im Hürtgenwald war die 
Gefangenenüberführung gefährlich durch Tretminen, verwirrendes Ter- 
rain und umher fliegende Baumsplitter durch Granatbeschuß. Eskortie- 
ren bedeutete, sich zweimal der Gefahr auszusetzen: einmal auf dem 
Hinweg und dann auf dem Rückweg. So gingen viele Gls lieber nur ein 
Stück von der Einheit weg, um die Gefangenen zu entsorgen (Aussage 
von Veteranen des 22. Infanterieregiments, 4. Infanteriedivision). Auch 
in den Ardennen erinnerten sich Veteranen an solche Taten (Douglas 
VInK, 6. Armored Division). 

Solange die Tat nicht vor allzu vielen unbeteiligten Zeugen begangen 
wurde, brauchten die Täter kaum eine Bestrafung zu befürchten. Die 
gängige und akzeptierte Ausrede bei Nachforschungen war, daß ein 
Fluchtversuch vereitelt wurde. Nach dem öffentlich gewordenen Bisca- 
ri-Massaker leitete Oberstleutnant PERRY, 45. Division, die Untersuchung 
gegen Hauptmann CompTon und dessen Kameraden vom 180. Infante- 
rieregiment, 45. Division, ein. CoMPToN begründete die Tat damit, daß 
Verwundete und Sanitäter von Scharfschützen beschossen wurden. Er 
sagte, daß die ihm gezeigten 36 Gefangenen, die teilweise in Zivil waren, 
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eindeutig die schuldigen Scharfschützen waren, und keine regulären 
Gefangenen. Deswegen ließ er sie erschießen. Mit Bezug auf PATTONs 
Ansprache an die 45. Division in Nordafrika sagte ComPrTon, daß die 
Rede die Aufforderung enthielt, Gefangene zu erschießen. Mehrere Ka- 
meraden bestätigten dies, und da keine Niederschrift der Rede existierte 
und die Angelegenheit nicht ausreichend geklärt werden konnte, endete 
sie mit Freispruch für Hauptmann Compron. In der Jury saßen ausschließ- 
lich Offiziere aus ComPTons Division, die während der ganzen Verhand- 
lung zur Nachsicht mit ihrem Kameraden neigten. Auch PATTons Rede 
wurde als strafmildernd für die Angeklagten bewertet. 

General EISENHOWER ordnete nach dem Krieg, am 18. Juli 1945, an, 
daß die Offiziere aller Einheiten, die auf dem europäischen Kriegsschau- 
platz dienten, eine Untersuchung einleiten sollten, um mögliche Kriegs- 
verbrechen zu ermitteln, um das Ansehen der US-Streitkräfte zu bestäti- 
gen. Er bezog sich ausdrücklich auf die Unfähigkeit des Deutschen 
Reiches nach dem Ersten Weltkrieg, die Kriegsverbrechen der eigenen 
Soldaten zu verfolgen und zu ahnden. Die Richter MickELwAIT und DEK- 
KER stellten nach der Untersuchung abschließend fest, daß es vereinzelte 
Vorkommnisse gab, deren Ursachen in der Natur des Krieges lagen, die 
durch Soldatenerzählungen aber maßlos übertrieben und übersteigert 
wurden. So lag der Deckel des Vergessens über den Geschehnissen, die 
um ein Vielfaches umfangreicher waren, als es der Abschlußbericht dar- 
legte. 

Der Hinweis, daß der Krieg in Europa deutlich sauberer geführt wur- 
de als im Pazifik, wo Kriegsverbrechen von beiden Seiten an der Tages- 
ordnung waren, istirreführend, da diese Aussage wenig über das tatsäch- 
liche Ausmaß an Gefangenenerschießungen in Europa aussagt. Wichtig 
ist auch die Feststellung, daß US-Gefangenenerschießungen bereits statt- 
fanden, bevor es nennenswerte deutsche Kriegsverbrechen an Gls gab. 
Sie waren daher keine Reaktion auf deutsche Kriegsverbrechen an US- 
Soldaten. 

Die Erlebnisse der Gefangenenerschießungen wirkten sich mit Sicher- 
heit traumatisierend auf die überlebenden Landser aus, und wenn auch 
die Überlebenschancen an der Ostfront geringer waren, so war es doch 
auch ein Würfeln mit dem Tod, sich im richtigen Zeitpunkt den richti- 
gen Männern der US-Armee zu ergeben. Das Sicherheitsgefühl der deut- 
schen Soldaten an der Westfront konnte damit auch schnell zur Fehlein- 
schätzung werden. Viele der Taten kamen durch die Zivilbevölkerung 
ans Licht, die Zeugen der Taten oder des Tatorts wurde und die Leichen 
oft ordentlich bestattete, aber manches trauriges Landserschicksal wird 
für immer im Nebel des Krieges verschwunden bleiben. Sicherlich lief 
die Mehrzahl der Gefangennahmen korrekt ab, aber die Gefahr stieg 
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Zollhaus Erching: Hier geriet am 15. 3. 1945 ein Spähtrupp der 3./Pi in Gefangen- 
schaft. Als UScha Schütz Angaben über seine Einheit verweigerte, bekam er mehre- 
re Pistolenschüsse in Arme und Beine, an denen er verstarb. Quelle: Augenzeuge 
UScha SCHUSTER, 3./PiBtl 17. 


Buchenbusch: Am 15. 3. 1945 sahen Lt Waren und Lt BrapsHaw angebliche tote 
Deutsche liegen. Als einer, offensichtlich nur verwundet, mit den Augen blinzelte, 
wurde er von Lt Waren erschossen. Am gleichen Tag erschoß er noch einen Deut- 
schen, der sich bereits ergeben hatte. Quelle: Eigene Aussage Lt Waren, 7. US-Rgt. 


Bliesbrücker Berge: Am 15. 3. 1945 beobachtete Rttf Hucsporr vom sIG-Zug 13./ 
38, wie ein Nachrichtenmann beim Flicken einer Leitung die Hände hob und auf 
englisch rief: »Ich ergebe mich!« Trotzdem wurde er von einem Amerikaner erschos- 
sen. Quelle: Augenzeuge Rttf Hussporr, 13./38. 


Tiefenbach: Ostern 1945 wurde auf einer Wiese hinter dem Ziegler-Hof ein UScha 
»nach Art von Wildwest« nach der Gefangennahme erschossen. Quelle: Uwe Jaco- 
Bi, Das Kriegsende. 


Höchstberg: Am Osterdienstag 1945 wurden drei namentlich bekannte Soldaten 
durch das Dorf geführt und kurz darauf erschossen. Quelle: Dorfbewohner von 
Höchstberg. 


Herbolzheim: Am 4. 4. 1945 sollte ein gefangener Soldat ein Ami-Kfz putzen. Als er 
sich weigerte, wurde er erschossen. Beim Friedhof zwischen Hof Lamminger und 
Henninger lagen sieben Mann mit Kopfschuß, die nach der Gefangennahme er- 
schossen wurden. Quelle: Adolf Eckert, Herbolzheim, und weitere Einwohner. 


Kressbach: Am 8. 4. 1945 wurden sechs gefangene SS-Männer in einem Schuppen 
des Bauern ScHuH durch Genickschuß getötet. Quelle: Augenzeuge Lehrer SpaH- 
MANN, Kressbach. 


Stuppach: Nach den Kampfhandlungen am 6. 4. 1945 wurde festgestellt, daß etwa 
30 Gefangene mit Draht gefesselt waren, eingeschlagene Schädel und Kopfschüsse 
aufwiesen. Quelle: Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge und Bürgermeisteramt 
Stuppach vom 2. 7. 1952. 


Willenbacher Hof: Am 10. 4. 1945 meldete Hauptmann Breuer im offenen Funk- 
spruch an die GvB, daß am gleichen Tag von den Amerikanern ca. 10-20 verwundete 
SS-Männer nach der Gefangennahme erschossen wurden. Quelle: Augenzeuge Hptm. 
Breuer, von der 10. VGD zur GvB versetzt. 


Lampoldshausen: Zwischen dem 10. u. 13. 4. 1945 wurden im Ort 13 Soldaten 
nach der Gefangennahme erschossen. Neben dem Haus Ott ein Soldat (Theodor 
Sauter). In der Scheune RosengerGer verhörten die »Amis« drei versprengte Soldaten 
und erschossen sie anschließend im Riedle. Am 13. 4. verhörten die Amis in der 
Scheune Beck sechs Gefangene underschossen sie anschließend im Waldstück Fuchs- 
berg. Drei versprengte Soldaten erschossen sie auf dem Gaisberg bei Karl Förch. 
Quelle: Bürgermeister und Pfarrer, Einwohner und Unterlagen des Suchdienstes. 


Wolpertshausen: Nach den Kampfhandlungen am 9. 4. wurde ein SS-Mann in die 
Grosssche Scheune geführt und dort erschossen. Einige Amerikaner zwangen Frau- 
en in die Grosssche Wohnung und vergewaltigten diese dort. Quelle: Augenzeuge 
Bürgermeister KeLLer. 
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Waldhausen: Nach Aussagen von Einwohnern wurden am 11.4. 1945 zehn Solda- 
ten erschossen. Die Pfarrer von Langenelz und Oberneudorf sollen zugegen gewe- 
sen sein. Quelle: Einwohner von Waldhausen. 


Schwabbach: Anfang April 1945 mußten drei Mann (eine MG-Bedienung) vor dem 
Giebel eines Hauses eine Grube ausheben, sich hineinstellen und wurden erschos- 
sen. Quelle: Augenzeuge OSchtz GrucHoT, 11./37. 


Hermersberg: Nach dem Kampf bei Hermersberg am 11. 4. 1945 fand man ca. 15 
tote Soldaten mit Drahtschlingen um den Hals. Ein Augenzeuge erzählt, daß sich 
einige Soldaten ihre Gräber selbst schaufeln mußten, bevor sie erschossen bzw. 
erschlagen wurden. Quelle: Heilbronner Stimme vom 30. 4. 1985, Bekanntmachung 
der Stadt Niedernhall. Nr. 46 v. 14. 11. 1980. 


Jungholzhausen: Am 15. 4. 1945 besetzte die K-Kompanie des 254. US-InfRgt das Die Angaben 
kleine Dorf über dem Kochertal. 15 Pioniere wurden von den unerwartet einmar- stammen aus dem 
schierenden Amerikanern überrascht und gefangengenommen. Ohne langes Fragen Buch: Helmut 
ordneten die US-Soldaten sie der SS zu; eine Waffen-SS-Einheit hatte ihren Gefechts- GÜNTHER, Die 
stand in der Nähe. Die Soldaten wurden geschlagen und mißhandelt, schließlich Sturmflut und das 
bei Einbruch der Dunkelheit zu einer Betonmauer geführt und von hinten niederge- Ende, Bd. 3, Schild- 
schossen. Einige überlebten, weil sie sich tot stellten und versteckten. Die Berichte Verlag, München 


der ersten Überlebenden, die sich wieder zu eigenen Teilen durchgeschlagen und 22000. Siehe auch: 
im nächsten Kompaniegefechtsstand gemeldet hatten, stießen zunächst auf Unglau- Max Wınp u. Helmut 
ben: »Amerikaner tun so etwas nicht«, war die erste Reaktion eines Offiziers. Quel- GÜNTHER (Hg.), 
le: Lokalzeitung vom 30. 4. 1985 und Historiker BLUMENSTOCK. Kriegstagebuch. 17. 
SS-Panzergrenadier- 
Division »Götz von 
Berlichingen«. 30. 
Oktober 1943 bis 6. 
Mai 1945, Schild- 
Verlag, München 
1993. 


Nürnberg: Der Kampf in und um Nürnberg dauerte vom 17. bis 22. 4. 1945. Nach 
Aussagen von Zeitzeugen wurden gefangene deutsche Soldaten umgebracht. Da 
dies an verschiedenen Stellen in der Stadt geschah, kann die genaue Anzahl nicht 
festgestellt werden. Bekannt ist, daß ca. 200 Tote nach Bensheim gebracht und dort 
beerdigt wurden. Das dazu eingesetzte Gräberkommand6o stellte fest, daß eine gro- 
ße Anzahl Toter zertrümmerte Schädel oder Schüsse im Hinterkopf hatten. Quelle: 
Friedhofsunterlagen in Bensheim, Feststellungen von Suchdienstbearbeitern. 


Nürnberg: Der Rentner Josef Suter beobachtete am 18. 4. von seinem Fenster aus, 
wie auf dem israelitischen Friedhof SS-Soldaten, die vorher in der Lederer-Brauerei 
gefangengenommen worden waren, in den Friedhof geführt und dort erschossen 
wurden. Leider gibt er keine genaue Zahl an. Quelle: Polizeiprotokoll vom 13. 12. 
1945 in Nürnberg. 


Pfaffenhofen: 17. April 1945. Die Amerikaner ließen die Gefangenen vor ihren Pan- 
zern hergehen. Am Ortsausgang schossen sie sämtliche Soldaten nieder. Quelle: 
Schreiben der Gemeinde Eberstetten v. 24. 11. 1959 und die Regensburger Woche 
vom 23. 8. 1956. 


Webling: Am 29. April 1945 erschossen US-Soldaten den Hofbesitzer FURTMAYER und 
17 SS-Männer. Später wurde festgestellt, daß es sich um 43 Soldaten gehandelt hat. 
Quelle: Die englische Zeitschrift After the Battle, Nr. 27/1980. 


Oberpframmern: Am 1. 5. 1945 gerieten acht versprengte SS-Männer und Gendar- 
meriebeamte aus Glonn in Gefangenschaft. Am Ortsrand hoben sie auf Befehl eines 
angetrunkenen US-Offiziers Gruben aus und wurden anschließend mit Genickschuß 
getötet. Quelle: Der evangelische Geistliche Dr. Wilhelm FeLoner. Vorgang liegt un- 
ter Az.: 9250/6 21 109/65 beim Bundesminister der Justiz. 
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zum Kriegsende hin deutlich an und steigerte sich in Regelmäßigkeit 
und Willkür bis zur Kapitulation der Wehrmacht. Die menschenunwür- 
digen Lebensbedingungen der deutschen POWSs in den Rheinwiesenla- 
gern waren ein trauriger Schlußpunkt dieses Kapitels. 

Die erschütternden Schilderungen sind nur ein Teil aus der umfang- 
reichen und quellenreichen Diplomarbeit des US-Soldaten ]J. M. Harrıs, 
American Soldiers and POW killings in the European Theatre of World War 2, 
Texas State University San Marcos, 2009, die als Grundlage für diesen 
Artikel dienten. Dennoch kann auch seine Arbeit nur einen kleinen Aus- 
schnitt der damaligen Geschehnisse darstellen. Man kann dem Autor für 
die offene und mutige Aufarbeitung dieses dunklen Kapitels nur dan- 
ken. Eine Folgerung aus den Geschehnissen ist, daß die Unterscheidung 
zwischen Gut und Böse nicht einfach eine Frage der Uniform ist, die der 
Soldat trug. Dieser Beitrag möchte die Opfer vor dem Vergessen bewah- 
ren. 


Oliver Keller 
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US-Truppen morden und plündern in Ilshofen 


In den letzten Wochen des Zweiten Weltkriegs, als die Alliierten keine 
Vergeltungsmaßnahmen von seiten der deutschen Wehrmacht mehr zu 
fürchten brauchten, kam es in Deutschland zu vielfachen Verstößen der 
US-Soldaten gegen das Kriegsvölkerrecht. Insbesondere wurden entwaff- 
nete und damit wehrlose deutsche Gefangene erschossen. Solch ein Ver- 
brechen ereignete sich auch in Ilshofen im Kreis Schwäbisch Hall im 
nördlichen Württemberg. In dem Heimatbuch der Stadt,' heißt es in ei- 
nem von Charlotte Born zur Ortschronik verfaßten Erlebnisbericht: 

»Nurganz langsam und schr vorsichtig fuhren die amerikanischen Pan- 
zer (am 7. April 1945, R. K.) in Ilshofen ein und hatten gegen 15.15 Uhr 
das ganze Städtchen in Besitz genommen. Ein Teil von ihnen hatte es 
auf der Umgehungsstraße umfahren, die Ortsausgänge nach Hörlebach 
und Rudelsdorf gesichert und die Mergentheimer Volkssturmmänner 
sowie deutsche Wehrmachtangehörige, die eben noch den Versuch mach- 
ten zu entweichen, gefangen genommen... 


Auf dem Marktplatz mußten sämtliche Gefangenen ihre Brieftaschen, 


Soldbücher und was sie sonst noch bei sich trugen, wegwerfen und wur- 
den in den Sitzungssaal hineingepreßt. Dort standen sie Körper an Kör- 
per eine Nacht und einen Tag, und keiner konnte sich rühren. 

Im Laufe des Nachmittags durchforschten die Amerikaner jede Scheu- 
ne. jeden Hof und jedes Haus nach deutschen Wehrmachtangehörigen 
und wehrfähigen Männern. Besonders schlimm verfuhren sie mit Änge- 
hörigen der Waffen-SS, unter anderem fanden sie im Hofraum des Gast- 
hauses Weihbrecht und in einer Scheune im »Hohk SS-Männer, die sich 
sofort mit dem Gesicht zur Wand stellen mußten und dann nach langem 
quälenden Warten einen schlecht gezielten Genickschuß erhielten, so 
daß sie noch einige Stunden lang wimmernd am Boden lagen. Wer hilf- 
reich zu ihnen treten wollte, wurde von den Amerikanern mit vorgehal- 
tener Waffe weggetrieben. .. 

In der Nacht drangen die Amerikaner in viele Häuser ein, um dort zu 
schlafen und ihre Mahlzeiten zu verzehren. Die Bewohner der Häuser 
hatten diese sofort zu verlassen, niemand kümmerte sich darum, wo sie 
diese Nacht zubringen würden. Teilweise wurde es ihnen am anderen 
Morgen gestattet, ihre Küchen zu benützen, in denen die Einmarschier- 
ten in den meisten Fällen so greulich gehaust hatten, daß es unmöglich 
ist, es an dieser Stelle näher zu beschreiben. Ebenso waren die Wohn- 
und Schlafzimmerböden sowie die Einrichtungsgegenstände zum Teil 
auf die schlimmste Weise beschmutzt worden. Von den Besitzern ver- 
gessene Wertgegenstände waren verschwunden... 
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US-Truppen morden und plündern in Ilshofen 


Am Morgen des 8. April wurden die Bewohner von Ilshofen zum 
Lesen einer schriftlichen Erklärung aufgefordert, die am Rathaus ange- 
schlagen worden war. In großen Buchstaben stand hier geschrieben: »Wir 
kommen nicht als Unterdrücker, wir kommen als Befreier«... 

Eine Stunde später hatte der Amtsdiener zu verkünden, daß sämtliche 
Foto-Apparate, Feldstecher, Lupen, dazu alle vorhandenen Waffen und 
Munition bei einem amerikanischen Offizier im Gasthof »Zur Post« ab- 
gegeben werden sollten. Sobald sich aber eine Person mit den genannten 
Gegenständen auf der Straße zeigte, waren schon genug Soldaten um sie 
geschart, die diese Gegenstände an sich nahmen.« 

Als am 8. April deutsche Einheiten sich näherten, wurde von den Ame- 
rikanern angeordnet: »Die ganze Zivilbevölkerung hatte sich auf die 
Dachböden zu begeben und durfte diese nur vormittags von 9 bis 11 
Uhr und nachmittags von 5 bis 7 Uhr verlassen, um das Vieh zu versor- 
gen und Mahlzeiten zuzubereiten. ... Ein Funkspruch an alle deutschen 
Werfer- und Artilleriestellungen, die im Begriff waren, Ilshofen anzu- 
greifen, wurde durchgegeben und hierin mitgeteilt, daß die Bevölkerung 
von Ilshofen als erste unter einem deutschen Beschuß leiden müsse, da 
sie sich Tag und Nacht auf dem Dachboden befinde. .. 

Zwei Ilshofener Bürger, Herr Textlkaufmann HENRIcH und Herr Schrei- 
nermeister MELBER wurden, weil man in ihren Häusern zufällig Parteiak- 
ten gefunden hatte, (am 10. April beim Abrücken) von den Amerikanern 
mitgenommen und als »Kugelfang« auf den vorderen Teil von Panzern 
gesetzt... 

Hinter der schon erwähnten Hecke des SchnipTschen Gartens, im Feld- 
weg zwischen diesem Garten und der Sparkasse, bot sich ein unvergeßli- 
ches, schauerliches Bild: Hier sah man 16 tote SS-Männer, gleich einer 
Kette aneinander gereiht, liegen. Alle Anzeichen wiesen darauf hın, daß 
diese nicht im Kampf gefallen, sondern als Gefangene erschossen worden 
waren. Einzelne von ihnen trugen außerdem noch Stichwunden und Spu- 
ren von Kolbenhieben. Dies führte zu der Annahme, daß bei ihnen bei 
der Erschießung der Tod nicht sofort eingetreten und nun auf diese Weise 
herbeigeführt worden war. Auch im Garten SchMiDT und im Garten der 
Sparkasse fand man tote deutsche Soldaten. Siebenundzwanzig Gefallene 
wurden in einem Massengrab auf dem hiesigen Friedhof beigesetzt.« 

Die Schuldigen an diesen Kriegsverbrechen wurden nie zur Rechen- 
schaft gezogen, geschweige denn bestraft, obwohl deren Einheit bekannt 
war. Den Siegern war eben alles erlaubt. Nur deutsche Soldaten, denen 
Kriegsverbrechen meist unberechtigt vorgeworfen wurden, wurden und 
werden seit mehr als 65 Jahren von deutschen Staatsanwälten aufgespürt, 
von den Medien vorverurteilt und unter dem Druck der Öffentlichkeit 
unter offensichtlicher Beugung des Rechts verurteilt. Rolf Kosiek 
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Engländern prügeln für Wahrheit 1945 


Die Engländer sind für ihre feine englische Art« bekannt. Sie folterten 
und töteten Wehrlose 1945 zwar wohl zahlenmäßig weniger als die ande- 
ren Alliierten, aber Grausamkeit gegen Gefangene kam auch oft genug 
vor. Es genügt schon, wenn die deutschen Gefangenen nicht die ihnen 
vorgesetzte Kriegspropaganda als historische Wahrheit annehmen woll- 
ten. Ein Beispiel von einem Erlebniszeugen dafür sei nachfolgend wie- 
dergegeben. 

H. SchinDLER aus Saarbrücken, schrieb in einem Leserbrief in der 
National-Zeitung:' 

»Ich befand mich s. Zt. in englischer Gefangenschaft in Kiel. Der eng- 
lische Lagerkommandant hatte angeordnet, daß kompanieweise der eng- 
lische Film KZ Bergen besucht werden mußte. Vom Kapitänleutnant bis 
zum letzten Lord mußte alles teilnehmen. Streng bewacht von engli- 
scher Militärpolizei mit der Maschinenpistole im Anschlag, mußten wir 
uns die manipulierte Filmgeschichte ansehen. Dann erschien plötzlich 
ein Streifen aus der Deutschen Wochenschau Katyn. Fast alle kannten diese 
Szene, auffällig die internationale Kommission, darunter der Mann mit 
dem weißen Mantel. Auch diese Szene wurde als deutsches Verbrechen 
hingestellt. Jetzt flippte ein Marinegefreiter aus und monierte die Szene 
mit den Worten »alles Lüge«. Und jetzt begann die feine englische Art« 
Mit Bambusknüppeln fielen 6-7 Militärpolizisten über den Mann her 
und schlugen ihn total zusammen. Auch englische Offiziere konnten es 
sich nicht verkneifen, mit Reitgerten über das Opfer herzufallen. Wer 
einen Film von HrrcHcock sieht, muß dabei »denken;, sonst fällt er einer 
Lüge zum Opfer.« 

Was den letzten Satz betrifft, so ist daran zu erinnern, daß der Grusel- 
und Psycho-Filmer Hırcnucock 1945 als Regisseur der alliierten KZ-Fil- 
me angeheuert wurde und diese fachmännischchherstellte. Der Film wurde 
Gefangenen in den Lagern sowie auch Gruppen der Bevölkerung vor- 


geführt. 
Rolf Kosiek 


' H. SchiNDLER, in National-Zeitung, 3. 2. 1984. 
? Vgl. Rolf Kosıek u. Olaf Rose, Der Große Wendig, Bd. 4, Grabert, Tübingen 
2012, S-71014. 
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Britische Internierungs- und Folterlager 1945-48 


Von den vier Besatzungsmächten auf deutschem Boden wurden zwi- 
schen 1945 und 1949 fast 500000 Zivilpersonen interniert. Es waren 
alle Berufe und Altersstufen betroffen. Wer der NSDAP oder einer ihrer 
Organisationen oder Verbände angehört hatte, mußte damit rechnen, 
abgeholt und eingesperrt zu werden. In der britischen Besatzungszone 
befanden sich von 1945 bis 1949 insgesamt 90 000 Personen in den In- 
ternierungslagern. Es gab neun Sammellager: Nr. 1 Neumünster/Ratze- 
burg mit 10600 Internierten, darunter etwa 500 Frauen, Nr. 2 Sandbo- 
stel für bis zu 10000 Internierte, Nr. 3 Fallingbostel für 8609 
SS-Angehörige, Nr. 4 Recklinghausen für 4000 Internierte, das bis No- 
vember 1945 mit 8765 Personen überbelegt war, Nr. 5 Paderborn mit 
6341 Personen und mit einer Höchstzahl von 9000 Insassen im Dezem- 
ber 1945, davonzirka 700 Frauen, Nr. 6 Neuengamme mit einem Höchst- 
stand von fast 8000 Internierten, Nr. 7a Hemer für 3600 Internierte, Nr. 
7b Eselheide mit 8885 Internierten, Nr. 8 Westertimke für bis zu 4000 
Internierte, Nr. 9 Esterwegen mit einer Kapazität von 2500 Insassen.! 
Viele Gefangene warteten mehr als ein Jahr, bis sie verhört wurden. Erst 
nachdem im Nürnberger Prozeß gegen die »Hauptkriegsverbrecher: fest- 
gelegt worden war, welche der nationalsozialistischen Organisationen und 


| Verbände als »verbrecherisch« galten, konnten die Angehörigen der nicht 


betroffenen Organisationen und Verbände wie Hitler-Jugend, SA, NSKK 
und NS-Frauenschaft entlassen werden. 

Von den 71250 Personen, die 1945 eingesperrt wurden, galten 4044 
als mutmaßliche »Kriegsverbrecher«, die vom britischen »Secret Intelli- 
gence Service (SIS) oder dem amerikanischen »Counter Intelligence 
Corps« (CIC) identifiziert oder aufgrund von Denunziationen an ihrem 
Heimatort verhaftet worden waren. Sie wurden im KZ Esterwegen ge- 
sammelt und kamen Mitte 1947 ins »War Criminal Holding Centre in 
Hamburg-Fischbek. Stewart MENZIEs, der Chef des Auslandsgeheim- 
dienstes MI 6, regte an, alle gefährlichen Deutschen, insgesamt 275000, 
in Lagern zu internieren, um sicherzugehen, daß Widerstandshandlun- 
gen ausgeschlossen würden.” Wie die anderen drei Besatzungsmächte 
hatten die Briten Angst vor einer deutschen Volkserhebung. Die Furcht 
vor der vermeintlich existierenden Untergrundorganisation »Werwolf« war 


! Heiner WENBER, Umerziebung im Lager. Internierung und Bestrafung von Nationalso- 
szahsten in der britischen Besatzungszone Deutschlands, Essen 1991, S. 50 f£. 

? WWEMBER, ebenda, S. 91 ff. 

? Focus, 4, 2013, S. 46. 
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besonders groß. Die »Kriegsverbrecher« und vermutlichen Rädelsführer 
unter den Militärs suchten die Briten unter den 700000 Angehörigen 
der Wehrmacht und der Waffen-SS, die am Kriegsende in britische Ge- 


fangenschaft geraten waren. 


Den Kriegsgefangenen wurde der völkerrechtli- 
che Status von Soldaten entzogen, und die Zivili- | 
sten wurden wie Kriminelle behandelt. Beim Zen- 8 
traljustizamt Hamburg ging am 19. November 1947 58 
ein Schreiben der Rechtsabteilung des britischen In- 
ternierungslagers Eselsheide ein. Dort waren rund 
4000 Männer ohne Rechtsgrundlage eingesperrt. Sie 
warteten auf ihre Verhandlung vor dem Spruchge- 
richt. Die meisten waren in ihrer bisherigen Haft 
nicht einmal vernommen worden. In dem Schrei- 
ben waren die Erlebnisberichte der Internierten zu- 
sammengetragen. Unter Punkt fünf (Mißhandlun- 
gen und besondere Roheitsakte) waren folgende 
Stichworte genannt: Stockhiebe, Knüppelschläge, 
Fußtritte, Faustschläge, Puffe, Boxschläge in die 
Augen, Kolbenstöße, Ohrfeigen, Bedrohung mit 
dem Bajonett, Bajonettstiche, Laufschritt mitschwe- 
tem Gepäck, Steinwürfe auf Notdurft verrichten- ES = 
de Gefangene, Knien auf spitzen Steinen, Einklem- 
men der Daumen, Prügel, über die Korridore auf 
allen Vieren laufen oder auf dem Bauch kriechen, 
Tiere nachahmen, gegenseitiges Frisieren mit urin- 
getränkten Besen, Ausdrücken brennender Zigaretten auf Gesicht, Hals 
und Brust, Auflecken von Speichel und Urin vom Fußboden, Heraus- 
schlagen von Zahnprothesen und Goldzähnen, stundenlanges Warten 
auf die Verrichtung der Notdurft, Erledigung der Notdurft in vorge- 
schriebener Zeit, Waschen und Rasieren in zwei bis drei Minuten mit 
einer stumpfen Rasierklinge, Verbot des Paketempfangs, Nachrichten- 
sperre auch bei Todesfällen und schweren Erkrankungen von Familien- 
angehörigen, Verbot des Postverkehrs usw.‘ 

In Großbritannien verstörten solche Nachrichten die Presse, die Kir- 
chen und die Abgeordneten beider Häuser. Man zog Vergleiche zu dem, 
was man von den deutschen Konzentrationslagern gehört hatte, und 
stellte wenig Unterschiede fest. Besonders empörte, daß viele Gefangene 
wie in den KZ ohne Anklage einsaßen und nicht wußten, wann und ob 


* Ekkehard ZIMMERMANN, Staub soll er fressen. Die Internierungslager in den West- 
zonen Deutschlands 1945-1949, Frankfurt/M. 2007, S. 82 f. 
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sie je entlassen würden. Der schärfste Kritiker der Internierungspolitik 
war der anglikanische Bischof von Chichester, George BEL1.. Auch der 
jüdische Publizist Viktor GoLLANcZ war empört über die Lebensum- 
stände in den Internierungslagern. Am 26. Mai 1946 veröffentlichte er 
im Observer einen Artikel über die katastrophalen Zustände, die dort 
herrschten. Andere Tageszeitungen folgten. Zu dieser Zeit befanden sich 
noch etwa 40000 Deutsche in Haft. GOLLANCZ warnte, daß die Barbarei- 
en der Nationalsozialisten durch Hinweise auf die Verbrechen der Alli- 
ierten relativiert werden könnten, und forderte die Herstellung menschen- 
würdiger Zustände in den britischen Internierungslagern.’ 

Was für die Internierungslager galt, galt erst recht für die Verhörlager 
(interrogation camps) der Armee. 

In Bad Nenndorf war das Verhörzentrum für die Männer und Frau- 
en, die leugneten, was ihnen vorgeworfen wurde. Dort wollte man sie 
mit allen Mitteln zu Geständnissen bringen. 

Das Lager wurde im August 1945 im städtischen Badehaus eingerich- 
tet. Das Kurgelände um das Wincklerbad mit allen umliegenden Hotels 
und Pensionen im Umfang von 25 Hektar wurde mit einem vier Meter 
hohen Stacheldrahtzaun umgeben und zum militärischen Sperrgebiet 
erklärt. In den Badestuben wurden die Installationen bis auf die Ka- 
cheln entfernt und Gefängniszellen eingebaut. Als Außenlager des »Com- 
bined Services Detailed Interrogation Centre (CSDIC) unterstand es 
unmittelbar dem Kriegsministerium in London. Es war von der Außen- 
welt völlig abgeriegelt und wurde auch vor dem Internationalen Roten 
Kreuz geheimgehalten. Das britische Personal im Umfang von 700 Frauen 
und Männern stand unter dem Befehl von Oberstleutnant Robin STE- 
PHENS, 45, der wegen seines Monokels im rechten Auge »Tin eye Ste- 
phens< genannt wurde. Er gehörte zur Peshawar-Division der Indian 
Army, die vor dem Krieg Angst und Schrecken in der indischen Zivilbe- 
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völkerung verbreitet hatte. Während des Krieges leitete er das Verhör- 
zentrum für deutsche Spione Camp 020 in Surrey, dessen Akten noch 
nicht ausgewertet sind.‘ 

In Bad Nenndorf wurden die Personen besonders eindringlich be- 
fragt, die als Sicherheitsrisiko galten. Unter diese Kategorie fielen 372 
Männer und 44 Frauen. Zu ihnen gehörten z. B. der Chef des SS-Wirt- 
schaftverwaltungs-Hauptamtes Oswald Por, der GOEBBELS-Mitarbei- 
ter Kurt PArBEL, der Spion Horst KroPkow und die Fliegerin Hanna 
Reiıtscn. Die Befragungsmethoden, die gegenüber den Verdächtigen 
angewandt wurden, widersprachen nicht nur den Geboten der 
Menschlichkeit, sie waren grausam, barbarisch, teuflisch. Das Wachperso- 
nal hatte freie Hand. Es durfte tun und lassen, was ihm beliebte, um die 
Häftlinge mürbe zu machen. Es war jedem Wächter erlaubt, »to illtreat a 
prisoner to his desires«.’” Die Inhaftierten wurden psychisch und phy- 
sisch fertiggemacht, bis sie gestanden, was man ihnen vorwarf. Man zeigte 
ihnen die Wirkung der Folterwerkzeuge, die angeblich aus dem Gesta- 
pogefängnis Neuengamme bei Hamburg stammten, z. B. Daumenschrau- 
ben, Geißeln und Schlagstöcke. Sie wurden beschimpft, geprügelt, aus- 
gepeitscht und danach systematisch am Schlafen gehindert, indem sie 
mit auf dem Rücken gefesselten Händen in den Zellen auf und ab zu 
gehen hatten, bis sie zusammenbrachen. Mit kaltem Wasser übergossen, 
wurden sie erneut verhört. Es gab einen Kellerraum, in dem die Be- 
schuldigten stundenlang in kaltem Wasser stehen mußten. Dann begann 
ein neues Verhör. Sie wurden in den Zellen extremen Temperaturen aus- 
gesetzt: Im Winter wechselten Temperaturen unter Null mit Hitze bei 
aufgedrehten Heizungen ohne Lüftung. An anderen Gefangenen nahm 
man Scheinexekutionen vor, um sie in der Todesangst zum Sprechen zu 
bringen. Eine gängige Folter war, daß die Vernehmenden Zigaretten auf 
der Haut der Befragten ausdrückten oder daß sie, wie es der Film Bengali 
gezeigt hatte, Streichhölzer unter die Fingernägel der Verdächtigten trie- 
ben.® Gelegentlich band man zwei Häftlinge nackt Rücken an Rücken 
zusammen und setzte sie der Winterkälte aus, bis sie steif waren. Die 
Wege im Gefängnis, z. B. zu und von den Verhören, mußten im Lauf- 
schritt zurückgelegt werden. Das Wachpersonal durfte die Gefangenen 
dabei behindern, ihnen ein Bein stellen, auf sie einschlagen und ihnen 
alles antun, was sie zermürbte und was wehtat. Bei den Verhören wur- 
den Pressionen für die Angehörigen angedroht, wenn die vorbereiteten 
Geständnisse nicht unterschrieben würden. Man sagte ihnen, daß sie das 
Leben ihrer Frauen und Kinder aufs Spiel setzten, wenn sie nicht zur 
Kooperation bereit seien. Man gab ihnen nichts zu essen und zu trinken, 
um den Widerstandswillen zu brechen. Der 1,85 m große SS-Scharfüh- 
rer Gerhard MENZEL wog nur noch 49 Kilo, als er zusammenbrach.’ 
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Die kriminellen Bewacher, die aus Strafeinheiten kamen, durften ihren 
Sadismus ausleben. Sie brauchten keine Bestrafungen zu fürchten. Im al- 

koholisierten Zustand waren sie besonders haltlos. In der 
] Silvesternacht 1946 stürzten sie volltrunken in einige Zel- 
len und traten die Gefangenen hemmungslos zusammen, 
ohne sich um die übel Zugerichteten zu kümmern und ihr 
flehentliches Schreien zu beachten. Die Mitgefangenen in 
den Nachbarzellen zitterten um ihr Leben.'® 

Einer der Häftlinge, der SS-Mann ABELING, wurde 
schon bei der Einlieferung umgebracht. Um den Mord 
zu verschleiern, wurde er unter dem Namen John WHITE 
als britischer Unteroffizier mit militärischen Ehren be- 
graben. Der Grabstein existiert noch heute auf dem Sol- 
datenfriedhof in Bad Nenndorf.!' 

Viele Gefolterte aus dem Lager Nenndorf wurden, 
bevor sie starben, als halb verhungerte Gerippe in die 
Krankenhäuser der Umgebung eingeliefert, die meisten 
in das Hospital von Rotenburg an der Wümme. Zwei von 
ihnen, Walter BERGMANN, 20, und Franz ÖSTERREICHER, 
38, starben unmittelbar nach der Einlieferung. Die Fo- 


Nach den Folterun- 
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MEnZEL in ein Lazarett 
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Gerhard MenzeL im 
Britischen National- 
archiv unter der Regi- 
Stratur--Nummer FO 
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 tos, die von ihnen gemacht wurden, werden im britischen 
Kriegsministerium verwahrt. Ein anderer Gefolterter, der fast zu Tode 
kam, war der spätere Spzege/-Redakteur Dr. Horst MAHnkeE. Er wurde am 
22. April 1946 bewußtlos und halb verhungert mit Erfrierungen an den 
Füßen und Phlegmonen am ganzen Körper ins Krankenhaus gebracht, 
nachdem ihn Angehörige des SIS (Secret Intelligence Service«) drei Mo- 
nate lang in die Zange genommen hatten.'? 

Als die Terrormethoden im Laufe des Jahres 1947 nicht mehr zu ver- 
heimlichen waren, wurde gegen den Lagerkommandanten Robin STEPHENS, 
seinen Stellvertreter William LAnGHaMm und den Lagerarzt John Stewart 
SMITH ermittelt und im Jahr darauf Anklage wegen Gefangenenmißhand- 
lung erhoben.'” Die Anklage hatte der Major James MoRGAN-JONES ins 
Rollen gebracht, der das Krankenhaus in Rotenburg inspizierte und dort 
auf die Opfer der Greuelbehandlung gestoßen war. Die Ermittlungen führte 
der Inspektor HaywarD von der britischen Kriminalpolizei. Der Prozeß, 
der in London zn camera abgehalten wurde, endete mit Freisprüchen. Le- 
diglich der Arzt mußte die Armee verlassen. Frank PAKENHAM, der spätere 


10 Focus, ebenda, S. 48. 


!! insight 165 vom Januar 2009, S. 5. 
12 ZIMMERMANN, aaO). (Anm. 4), S. 37. 
3 www.mi5.gov.uk/output/Page246.html 
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Lord LONGFORD, hatte den Mut zu sagen, daß die Briten die gleichen Prak- 
tiken anwandten wie die SS in den Konzentrationslagern.'* 

Nach der Auflösung des Lagers Bad Nenndorf wurden die Befragun- 
gen in Gütersloh unter den gleichen Bedingungen weitergeführt. Dort 
errichteten die Briten ein Verhörzentrum für dreißig Männer und zehn 
Frauen. Die meisten Opfer waren Leute, die man der Spionage für die 
Sowjetunion verdächtigte.' 

Im Rahmen seiner Untersuchungen über Völkerrechtsverstöße der 
britischen Armee im Irakkrieg und in Afghanistan stieß der investigative 
Journalist der Zeitung The Guardian, Tan CoBAın auf die Dossiers über 
Bad Nenndorf im britischen War Office. Dabei kam der Bericht des 
Kniminalinspektors HaYWARD zutage, der mit der Untersuchung beauf- 
tragt worden war, als 1947 gegen die Lagerleitung ermittelt wurde. Im 
Dezember 2005 veröffentlichte die Zeitung einen Artikel über die bei 
den Verhören in Bad Nenndorf umgekommenen Franz ÖSTERREICHER 
und Walter BERGMANN. Das Gesamtergebnis seiner Recherchen veröf- 
fentliche CoBam in seinem Buch Crae/ Britannia. A Secret History of Tor- 
Lure, das 2012 bei Portobello Books erschien. Es wurde von der deut- 
schen und britischen Presse weitgehend verschwiegen. Den Autor 
nannten die Kollegen einen Nestbeschmutzer.'° 

Auch in einem Londoner Villenviertel gab es bis Juli 1947 eine Dienst- 
stelle, in der die zur Auskunfterteilung Eingelieferten »strengen Verhören« 
ausgesetzt waren. Die Einrichung war schon im Krieg in Betrieb. Es sollen 
3000 Personen gewesen sein, die dort über Wochen festgehalten und ver- 
nommen wurden. Zu den Befragungsmethoden gehörten wie in Bad Nenn- 
dorf Schlafentzug, Hunger, Hitze- und Kältewechsel, Stehen auf einem 
Bein, Androhung medizinischer Eingriffe, Elektroschocks und Prügel. Die 
Zeitung Th Guardian deckte das Geheimnis erst fünfzig Jahre später auf.’ 

Nach der Besetzung des KZ Bergen-Belsen gingen die Briten mit dem 
dort in Gefangenschaft geratenen Wachpersonal genauso brutal um wie 
mit den Häftlingen in Bad Nenndorf. 77 Männer und Frauen fielen in 
ihre Hand. Sie waren nicht geflohen, weil ihnen von den Briten freier 
Abzug nach der Übergabe des Lagers versprochen worden war. Davon 
war nach dem Einzug der Briten am 15. April 1945 keine Rede mehr. 
Alle Deutschen mußten bei der Bergung der Typhustoten in Massengrä- 
bern helfen. Bei den Befragungen wollte man von den SS-Männern un- 
ter allen Umständen das Geständnis bekommen, daß sie KZ-Häftlinge 
ermordet hätten. Fast alle waren von ihrer Gefangennahme bis zum Pro- 
zeßbeginn im September 1945 schlimmsten Mißhandlungen ausgesetzt. 
45 Frauen und Männer hatten sich schließlich vor einem britischen Mili- 
tärgericht zu verantworten. Acht Männer und drei Frauen wurden beim 
ersten Belsen-Prozeß zum Tode verurteilt und hingerichtet. 
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Britische Internierungs- und Folterlager 1945-48 


Der britische Journalist Leonard O. MosLEy kam im April 1945 nach 
Bergen-Belsen. In »Report from Germany«, das wenige Wochen später 
im Verlag V. Gollancz erschien, berichtete er, was er erlebte: 

»Die britischen Soldaten verprügelten die SS-Wachen und befahlen 
ihnen, die Leichen zu sammeln. ... Wenn einer von ihnen vor Erschöp- 
fung umfiel, wurde er mit dem Gewehrkolben geschlagen. Wenn einer 
eine Pause machen wollte, wurde er unter Schimpfen und Gejohle mit 
den Füßen getreten oder mit dem Bajonett gestoßen, bis er wieder wei- 
termachte. Wenn einer zu fliehen versuchte oder einen Befehl nicht be- 
folgte, wurde er erschossen. .. Die Strafen waren in der besten Nazi- 
Tradition und wenige von ihnen überlebten.«' 

Alan MOOREHEAD, Korrespondent des Daily Express, war ein paar Tage 
später als MosLEY in Bergen-Belsen. Er berichtete: »Als wir uns den Zellen 
mit den SS-Wachen näherten, sagte der [begleitende] Hauptmann: »Wir 
hatten heute morgen eine Befragung. Es wird sich Ihnen kein schöner 
Anblick bieten. ... Ein Feldwebel öffnete die erste Tür und schlug sie mit 
einem Donnerschlag nach hinten. Dann ging er in die Zelle voraus, trug 
einen metallenen Spieß vor sich her und schrie: »Aufstehen! Aufstehen! 
Aufstehen, ihr dreckigen Schweinel Es lag ein halbes Dutzend Männer 
auf dem Boden. Ein oder zwei konnten sich sogleich erheben. Der Mann, 
der mir am nächsten war, hatte ein blutbespritztes Hemd an und sein Ge- 
sicht war blutverschmiert. Er machte zwei Versuche, auf die Knie zu kom- 
men, bis es ihm gelang, langsam aufzustehen. Er stand da mit halbausge- 
streckten Armen und zitterte am ganzen Leib. »Aufstehenk schrie der 
Feldwebel. Schließlich standen sie alle auf ihren Füßen, stützten sich aber 
an die Wand. ‚Weg von der Wandk befahl er. Sie traten vor und standen 
schwankend im Raum. Im Unterschied zu den Frauen [die vorher besucht 
worden waren] schauten sie uns nicht an, sondern starrten mit leerem Blick 
vor sich hin. In einer anderen Zelle hatte der englische Militärarzt soeben 
eine Vernehmung beendet. »Losk schrie der Sergeant, »Steh auf!« Der SS- 
Mann lag in seinem Blut auf dem Boden. . . Er kroch an einen Stuhl her- 
an, legte die Arme auf den Sitz und schob sich mühsam halb in die Höhe. 
Noch ein Schub: Er war auf den Füßen und warf uns flehend die Arme 
entgegen. „Warum macht Ihr mich nicht tot? keuchte er mühsam. »Warum 
macht Ihr mich nicht ganz tot? Ich kann nicht mehr. . «— »Das sagt er uns 
schon den ganzen Morgen, der dreckige Bastarck, grinste der Sergeant.«” 

Unter solchen Umständen unterschrieben die Gefolterten schließlich, 
was man von ihnen hören wollte. Sie beschuldigten sich und ihre Mitge- 
fangenen, Verbrechen begangen zu haben, die sie nie begangen hatten. 
Aufgrund der erzwungenen Geständnisse wurden mehrere von ihnen bei 
den Kriegsverbrecherprozessen in Hamburg, Lüneburg, Rastatt, Dachau 
von alliierten Militärgerichten zum Tode verurteilt. Franz W. Seidler 
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Die Erschießungen von Oberpframmern 


Die Haager Landkriegsordnung verbietet das Erschießen von Kriegsge- 
fangenen. In den letzten Wochen des Zweiten Weltkrieges haben auch 
die Westalliierten — die Russen haben sich sowieso nie an dieses Kriegs- 
gesetz gehalten — an vielen Stellen gerade gefangengenommene deut- 
sche Soldaten, denen sie nichts vorwerfen konnten, erschossen oder gar 
erschlagen. Diese Kriegsverbrechen wurden, obwohl die Täter nament- 
lich bekannt waren, nicht gesühnt 

Ein bezeichnendes Beispiel, wie es Anfang Mai an vielen Orten ge- 
schah, ereignete sich in dem Dorf Oberpframmern in Oberbayern, rund 
15 km südöstlich von München. Im Freiwilligen wird darüber berichtet:' 

»Kurz vor der Kapitulation, im Verlauf des 1. Mai 1945, wurden in 
Oberpframmern/Obb. 5 versprengte Soldaten der Waffen-SS und 3 
Dienst tuende Gendarmeriebeamte des Polizeipostens Glonn von ame- 
rikanischen Soldaten der Regenbogendivision gefangengenommen und 
danach am selben Tag erschossen. 

Das Kommando der Amerikaner führte ein Sergeant. »Gefechtsstand« 
war die Gaststube vom »Alten Wirt« In Oberpframmern befanden sich 
keine deutschen Truppen. Weit und breit war kein Schuß gefallen. Als 
die Amerikaner noch nicht im Dorf waren, ereichte Leopold WEBER, ein 
Wiener, zu Pferd auf der Suche nach seinem Truppenteil den Ort. Er 
war völlig erschöpft. In der Bäckerei GRASBERGER wurde er verpflegt. 
Weil die feindliche Truppe jeden Augenblick eintreffen konnte, bot man 
ihm Zivilkleider an und riet ihm, sich zu verstecken. Das lehnte er ab. In 
dem Augenblick, als er wieder weiterziehen wollte, erschienen die Ame- 
rikaner und nahmen ihn gefangen. Man brachte ihn auf den Hof der 
Gaststätte »Alter Wirt« Dort mußte er nach leidvoller »Begrüßungszere- 
monie zum Amüsement der Sieger auf einer brennenden Hakenkreuz- 
fahne herumtrampeln. Nachdem die versammelten »Befreier« ihren Spaß 
gehabt hatten, führten sie ihn an den Ortsrand und erschossen kaltblütig 
den Wehrlosen. 

Während des Tages wurden noch weitere 7 Gefangene zum »Gefechts- 
stand« der Amerikaner gebracht. Dort standen sie auf dem Hof, Gesicht 
gegen die Wand der Kegelbahn und die Hände auf dem Kopf. Sie durf- 
ten nicht sprechen und erhielten keine Verpflegung. Unterdessen such- 
ten die Besatzer nach weiteren Versprengten (und Wertsachen, wie Ka- 
meras, Uhren etc.). Soldaten fanden sie keine, doch wurden ihnen jetzt 
vermutlich die 7 Gefangenen lästig, weil diese doch bewacht werden 
mußten. Daher faßte man den Entschluß, sich der wehrlosen »Krauts« zu 
entledigen. Gegen Abend mußte Baumeister HuBEr (landwirtsch. Bau- 
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meister beim »Alten Wirt, Oberpframmern) 7 Schaufeln stellen, die den 
Gefangenen ausgehändigt wurden. Die Hilflosen, gedemütigt, verlassen 
und geschlagen, wurden zum Ortsrand getrieben und mußten dort ihr 
eigenes Grab schaufeln. Nach Angabe eines Zeitzeugen sind sie dann 
allem Anschein nach durch Genickschuß ermordet worden und lagen 
am nächsten Morgen noch unbeerdigt in ihren flachen Mulden. Nach 
vorläufiger Beerdigung in den provisorischen Gräbern wurden sie Pfing- 
sten 1945 in dem Friedhof von Oberpframmern beigesetzt. Der Meister 
der Gendarmerie FRANK wurde in seine Heimat Glonn überführt. 

Seine Tochter berichtet: 

»Am 1. Mai erhielt mein Vater den Anruf einer Bäuerin mit der Bitte 
um Hilfe gegen aufsässige Fremdarbeiter. Als sich mein Vater verab- 
schiedete, bat ihn meine Mutter zu bleiben, denn die Amerikaner seien 
schon südlich von München. Die letzten Worte meines Vaters waren: 
Wenn mein Sohn irgendwo am Eismeer kämpft, kann ich doch kein 
Feigling sein! 

Nach Tagen erfuhren wir dann von seinem grausamen Schicksal. Mit 
meinen Händen grub ich ihn aus dem Grab. Auf einem Karren brachte 
ich meinen Vater nach Hause.« 

Die Erschossenen waren: 

SS-Rottenführer Josef BıGos, geb. 1923 in Emilienhütte (Pommern), 

SS-Sturmmann Ludwig HERDER, geb. 1926 in Harksheide (Schleswig- 
Holstein), 

SS-Sturmmann Leopold WEBER, geb. 1926 in Wien-Kierling, 

SS-Sturmmann Bruno SCHNUR, geb. 10. 6. 1926 in Waren-Müritz, 

SS-Mann unbekannt, 

Gendarmerieobermeister Martin FRANK, Glonn, 

Oberleutnant der Gendarmerie Max Hınz, 

Leutnant der Gendarmerie Heinrich HEMMER, geb. 13. 3. 1898 in Rei- 
fenberg, Kr. Eschwege. 

Die Gemeinde pflegt die Grabstätte und hat 1963 an der Erschie- 
Bungsstelle ein Marterl aus Stein errichtet. Darauf steht: 

»Den Toten zur Ehre 

Den Lebenden zur Mahnung. 

Unschuldig wurden am 1. Mai 1945 an dieser Stelle 8 kriegsgefangene 
deutsche Soldaten erschossen.« 


Rolf Kosiek 
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Tschechen morden bei Spindelmühl 


Ab Anfang Mai 1945 verübten tschechische Banden und Milizionäre 
zahlreiche Massaker mit Zigtausenden Opfer an den Deutschen im Su- 
detenland. Veranlaßt auch durch die verbrecherische Aufhetzung durch 
die selbst ernannte tschechische Exilregierung unter Eduard BENESCH in 
London gegen Kriegsende, geschahen ab Mai 1945 die entsetzlichen 
Massenmorde an Zivilisten in Prag und Aussig oder beim Brünner To- 
desmarsch. Daneben gab es viele einzelne Massaker im ganzen Land, bei 
denen zahlreiche Sudetendeutsche auf oft bestialische Weise getötet 
wurden. So wurden 32 alteingesessene Bürger in Spindelmühl ermordet, 
weil sie Deutsche waren.' In dem Bergstädtchen Schwarzental, nur rund 
12 km von Spindelmühl entfernt, wurden 25 deutsche Männer gefoltert 
und ermordet. Darunter befand sich auch der Schulleiter der dortigen 
Volksschule, der Oberlehrer Julius Gar. Dieser hatte keiner NS-Orga- 
nisation angehört, mußte aber sterben, weil er als deutscher Lehrer in 
einer deutschen Schule deutsche Kinder unterrichtet hatte.? 

Diese schrecklichen Ausschreitungen hatten mit einer vordnungsge- 
mäßen Überführung deutscher Bevölkerungsteile« — so die Überschrift 
des entsprechenden Abschnitts XIII der Potsdamer Protokolls der Sie- 
ger vom 2. August 1945 — und mit der von ihnen geforderten »ord- 
nungsgemäßen und humanen Weise« nichts mehr zu tun.’ 

Die im ganzen Sudetenland von entmenschten Personen in aller Öf- 
fentlichkeit unter dem Beifall vieler alteingesessener Tschechen verüb- 
ten Massenmorde an den Sudetendeutschen führten den österreichischen 
Völkerrechtler Felix ErMACoRA dazu, die Behandlung der Sudetendeut- 
schen durch die Tschechen nach 1945, insbesondere die Vertreibung von 
mehr als drei Millionen Menschen ihrer Volksgruppe, wobei 267000 Per- 
sonen zu Tode kamen und den Betroffenen ein Vermögen von 130 Mil- 
liarden Mark verloren ging«,* in einem von der Bayerischen Staatsregie- 
rung im Februar 1991 bestellten Gutachten vom August 1991 als 
»Völkermord« zu beurteilen. Der in Wien und Innsbruck lehrende Ju- 
rist, der lange der Menschenrechtskommission der Vereinten Nationen 


! Frankfurter Allgemeine Zeitung, 22. 11. 1991. 

? Leserbrief des Dr. Franz Zır:rıs, München, »Morde bei Spindelmühl«, in: Frank- 
‚furter Allgemeine Zeitung, 30. 11. 1991. 

? »Das Potsdamer Protokoll«, in: Jalta-Potsdam und die Dokumente zur Zerstörung 
Europas, Grabert, Tübingen 1985, S. 56-76. 


* Gert SCHRÖTTER, »Brisantes Material für Bonn und Prag«, in: Schwäbisches Tag- 
blatt, 10. 8. 1991. 
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angehörte, erkannte, daß hier »der Wille zur Zerstörung einer Volks- 
gruppe als entscheidendes Tatbestandsmerkmal des Völkermordes vor- 
lag.’ Seit Kriegsbeginn hätten tschechische Exilpolitiker nach einzelnen, 
bis auf den Beginn des 20. Jahrhunderts zurückreichenden Plänen in 
London unter BENESCH mit zunächst Billigung, dann Zustimmung der 
alliierten Mächte auf einen »organisierten Bevölkerungstransfer« hin ge- 
arbeitet, der dann ab 1945 auf »barbarische« Weise nach der Kapitulati- 
on der deutschen Wehrmacht vollzogen wurde. 

Dieses Verbrechen gegen die Menschlichkeit wurde bisher nicht ge- 
sühnt. Ohne die berüchtigten BENEscH-Dekrete, die 1945/47 die juristi- 
sche Grundlage der Vertreibung und Enteignungen bildeten und noch 
immer gültig sind, abzuschaffen, gelangte die Tschechei in die Europäi- 
sche Union. Die Berliner Bundesregierung unterließ es, dieser Aufnahme 
zu widersprechen und sie mit ihrem Veto zu verhindern: ein bedauerli- 
cher Akt von Verzichtspolitik, ohne daß den Deutschen dafür anschlie- 
Bend gedankt worden ist. 


Rolf Kosiek 


> Fin., »Ermacora spricht von Völkermord«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
23:8..1991. 
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Das Massaker von Mährisch-Trübau 


In den Tagen nach dem 5. Mai 1945 fanden in der Tschechei an vielen 
Orten blutige Massaker statt, die stschechische Patrioteng, als dieses ohne 
Risiko möglich war, unter den einheimischen Deutschen sowie an wehr- 
losen deutschen Soldaten verübten. Diese Massenmorde wurden oft ge- 
leugnet und in der Öffentlichkeit verschwiegen. Über ein solches Ver- 
brechen berichtete der sudetendeutsche Bauer G., der nach der 
Vertreibungin einem Städtchen an der Tauber eine neue Heimstatt fand. 
Er hatte folgendes selbst erlebt: 

Am 9. Mai 1945, dem Tag der Kapitulation der deutschen Wehrmacht, 
fuhr ein deutscher Lazarettzug voller Verwundeter auf der Strecke He- 
witsch-Kornitz. Vor Mährisch-Trübau wurde er in Ranigsdorf von So- 
wjetrussen aufgehalten. Das Begleitpersonal versuchte zu flüchten, wur- 
de dabei aber vollständig niedergemacht. Der Zug stand dann eine Weile 
auf der Strecke vor dem Hof des Bauern G. Dieser ging nach einiger 
Zeit zu dem Zug und fragte die Verwundeten nach ihren Wünschen, ob 
er diese erfüllen könnte. Die Soldaten baten um ungesalzenes Fett für 
ihre Wunden. Der Bauer ging zurück, um das Gewünschte zu besorgen. 
Nach etwa zwei Stunden schickte er einen Burschen mit dem Fett zu 
dem Zug. Der Junge kehrte unmittelbar darauf, ganz verstört, zurück 
und berichtete, daß alle Verwundeten bestialisch erstochen worden und 
tot seien. Tschechische Patrioten« hatten sich in der Zwischenzeit im 
Zug ausgetobt. 

In der folgenden Nacht sei der Zug mit den Toten nach Mährisch- 
Ostrau geleitet worden. Dort seien dem Zug gegenüber Gruben ausge- 
hoben worden, in denen die verstümmelten deutschen Soldaten verscharrt 
worden seien. 

Auch für solche Verbrechen galten anschließend die BENESCH-Dekre- 
te und die allgemeine Amnestie für Untaten an Deutschen. Die Täter 
wurden nicht belangt und brauchten keine Strafe zu befürchten. Die Opfer 
waren ja Deutsche. 


Rolf Kosiek 


' »Das Blutbad von Mährisch-Trübau«, in: Narional-Zestung, 31. 1. 1964. 


ZWEITER WELTKRIEG 


1075 


633 


1076 


634 
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Im Sommer 1945, noch vor der Potsdamer Konferenz der Großen Drei, 
fanden an den Deutschen im Sudetenland zahlreiche Massaker statt, die 
nicht spontan entstanden, sondern kalt geplant waren. Sie sollten mög- 
lichst viele Sudetendeutsche vertreiben oder töten. Diese Massenmorde 
können auch nicht mit den späteren Beschlüssen zur Vertreibung von 
Potsdam entschuldigt und auf die alliierten Sieger verschoben werden, 
sondern geschahen als »wilde Vertreibungen« aufgrund der von Haß er- 
füllten Aufrufe von Eduard BENEScCH aus seinem Londoner Asyl und ab 
Mai 1945 aus Prag. 

Zu diesen Massenverbrechen gehört der sogenannte »Brünner Todes- 
marsch« Die Stadt Brünn in Mähren, rund 50 km von der österreichi- 
schen Grenze entfernt, war die größte deutsche Sprachinsel in Böhmen 
und Mähren. Um 1890 waren rund 70 Prozent ihrer Bewohner Deut- 
sche, um 1940 wohnten hier noch 80 000 deutsche Bürger. Über sie brach 
am 30. Mai 1945, rund drei Wochen nach Kriegsende, das Unglück her- 
ein. 

Nach einem von der tschechischen Erfassungsorganisation »Narod- 
nivibor« vorbereiteten Plan wurden gegen Abend dieses Tages alle Deut- 
schen innerhalb weniger Stunden im ganzen Stadtgebiet aus ihren Woh- 
nungen geholt. Sie wurden an mehreren Stellen des Stadtgebietes 
zusammengetrieben. Sie durften nur jeweils bis zu 15 kg Gepäck mit- 
nehmen. Ihre ganze sonstige Habe mußten sie zurücklassen. Sie mußten 
die Nacht im Freien verbringen, wo vielen Schmuck, Geld und Sparbü- 
cher geraubt wurden. In den Nachtstunden zum 31. Mai, dem Fron- 
leichnamstage, wurden sie von der Wiener Gasse aus in Richtung öster- 
reichische Grenze in Marsch gesetzt, von bewaffneten Bewachern, 
Partisanen und Arbeitern der Brünner Waffenwerke, nach Süden ange- 
trieben. Der Zug der elenden Gestalten ging über Raigern und Pohrlitz 
bis Nikolsburg und dann nach Österreich. Unterwegs wurden deutsche 
Bewohner naher Dörfer zu dem Zug hinzu getrieben. In der Sonnenhit- 
ze mußten sie ohne jede Verpflegung und ohne etwas Wasser in der 
Elendskolonne bleiben. Dazu wurden sie von den Bewachern mißhan- 
delt. Wer von den Zivilisten, darunter viele Alte und Kinder, vor Er- 
schöpfung nicht mehr weiter konnte, wurde in den Straßengraben ge- 
worfen und erschlagen. Nach Schätzungen sind auf dem mehrtägigen 
Marsch von 30000 bis 35000 Menschen rund 10000 umgekommen. 
Auf österreichischem Boden starben in den folgenden Tagen noch wei- 
tere mehr als 1000, die lebend an der Grenze angekommen waren. Auf 
zwölf Friedhöfen wurden sie in Österreich beerdigt. Auf tschechischem 
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Boden wurden Massengräber neben der Straße angelegt. Es gibt viele 
Berichte von Erlebniszeugen. Einige sind in den Dokumenten zur Austrei- 
bung der Sudetendeutschen‘ enthalten. In einem? wird ausgeführt: 

»Ich erlebte den Todesmarsch nach Pohrlitz am Fronleichnamstag in 
folgender Verfassung: Um 9 Uhr abends am 30. Mai 1945 wurden wir 
aus den Wohnungen gejagt. Die ganze Nacht über standen wir in Mas- 
sen, Frauen, Männer und Kinder, im Alt-Brünner Klostergarten. Beim 
Morgengrauen wurden wir aus dem Klostergarten herausgetrieben und 
im Klosterhof in drei Züge aufgeteilt. Nun kam ein Stabskapitän mit 
einer Horde von Partisanen und Gendarmen heran und schrie: „Gold, 
Geld und Sparbücher abgeben! Auf diesen Ruf hin stürzten sich alle 
Partisanen, Gendarmen und er selbst auf die wehrlosen Frauen und Grei- 
se und rissen ihnen allen Schmuck, Geld und alle Wertsachen, kurzum 
alles, was ihnen wertvoll erschien, vom Leibe und aus den Koffern. Jeder 
der Partisanen hatte Koffer voll Gold und Silbersachen und Schmuck- 
stücke. Stabskapitän HoL\IKo führte den Befehl. .. Nun verkündete der 
Stabskapitän HoLAIKo laut vernehmlich, daß derjenige, bei dem Versteck- 
tes gefunden wird, auf der Stelle erschossen wird. .. 

Da die Menschenmassen die ganze Nacht hindurch schon auf der 
Straße und im Klostergarten unter freiem Himmel stehen mußten, bra- 
chen viele von ihnen schon nach wenigen Kilometern Marsches zusam- 
men. 

Etwa 15 Kilometer Weges bei der Ortschaft Raigern wurden jene 
Müden und Erschöpften, die nicht mehr weiterkonnten, in das Lager 
Raigern getrieben. Dort wurden sie von Partisanenweibern überfallen, 
nackt ausgezogen und Frauen und Männer nach Schmuck und Geld 
durchsucht. ... Zahllose wurden dort zu Tode geprügelt. Und nach den 
Aussagen derer, die nach Pohrlitz gekommen sind, erschossen. .. Ein 
großer Teil schleppte sich bis nach Pohrlitz, dort aber starben Tausen- 
de... Ich selbst kam mit Tausenden in den Abendstunden des 
Fronleichnamstages in Pohrlitz an. Ich hörte die ganze Nacht Hilferufe 
von Frauen, die vergewaltigt wurden. .. Am frühen Morgen wurden die 
Marschfähigen mit Peitschenhieben und Mißhandlungen wieder auf die 
Straße getrieben und mußten gegen Österreich zu weiterwandern. Um 
Pohrlitz herum war natürlich ein Feld von Massengräbern entstanden.« 

Eine andere Teilnehmerin am Brünner Todesmarsch, Milena Dvor- 
CAK aus Brünn, hat aufgeschrieben’ 

»Am Mittwoch, dem 30. Mai 1945, entließen uns die Milizionäre am 
frühen Abend (von der Zwangarbeit, R.K.). Wir sollten uns später mit 
wenig Gepäck, das wir tragen konnten, an der Wiener Gasse einfinden. 
Wir hatten ohnehin kaum noch etwas, weil die Tschechen unsere Woh- 
nung ausgeräumt hatten. Mutter nahm eine kleine Tasche. Ich weiß nicht 
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mehr, was sie hineinpackte. Für mich blieb ein alter Rucksack. Ich erin- 
nere mich noch genau, daß ich darin einen Laib Brot bis über die Grenze 
bei Nikolsburg schleppte. 

Sogar das kümmerliche Gepäck, das ich mit in die Wiener Gasse brach- 
te, untersuchten die tschechischen Milizionäre noch einmal darauf hin, ob 
sie mir etwas abnehmen konnten. Ich hatte keinen Schmuck und schon 
gar keine Sparbücher. Aber sie fanden etwas. Von Vater trug ich einen 
einfachen silbernen Freundschaftsring. Den wollte einer haben. Ich brach- 
te ihn nicht herunter, weil mein Finger schon zu dick war. Er bestand aber 
darauf. Vielleicht hielt er ihn in der Dunkelheit für einen Goldring. Schließ- 
lich riß er so heftig, daß er beinahe den Finger brach. Es schmerzte fürch- 
terlich. Natürlich wollte ich nach diesem Angriff nur noch fort, fort aus 
Brünn, wo uns die Tschechen so terrorisierten. Als es deshalb hieß, wir 
kämen frei, wenn wir nach Wien laufen würden, verloren wir keine Zeit. 
Alles wollten wir Deutschen, jedenfalls Mutter und ich, dafür tun, nicht 
mehr in den Händen dieser Menschenschinder sein zu müssen. 

In den Berichten vom Brünner Todesmarsch heißt es immer, daß die 
Brünner Deutschen sich in Mendels Klostergarten hatten versammeln 
müssen. Natürlich ist das nicht falsch, aber nur ein Teil der Wahrheit. 
Dieser Klostergarten hätte die vielen Tausende — fast 30tausend sollen 
es in den nächsten Tagen gewesen sein — nicht fassen können. Wir ha- 
ben diesen Ort überhaupt nicht gesehen, sondern standen an unserem 
Sammelplatz weit in der Wiener Gasse und von Anfang an mit in der 
ersten Reihe. Als es etwas nach Einbruch der Dunkelheit gegen 22 h 
losging, brauchte kein Tscheche meine Mutter und mich zu treiben. Wir 
liefen immer vorn mit. 

Nicht alle neben uns haben das durchgehalten. Eine alte Frau brach 
schließlich zusammen. Sie hatte einen Rosenkranz um den Hals. Als sie 
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nicht mehr gehen konnte, gab sie ihn mir. »Nimm den Rosenkranz, Mäd- 
chenk sagte sie. Ich habe sie nie wieder getroffen. Wahrscheinlich ist sie 
gestorben oder erschlagen worden. Ich habe für sie gebetet. 

Wir liefen die Nacht und den Tag durch. Ich erinnere nicht mehr an 
die Namen der Dörfer, so sehr waren wir bemüht, voran zu kommen. 
Von der Landkarte und der Route des Brünner Todesmarsches her weiß 
ich, daß wir durch Reigern (Rajhrad) und Pohrlitz (Pohorelice) gekom- 
men sein müssen. Ganz genau entsinne ich mich, daß in einigen Orten 
Menschen an der Straße standen und leise weinten. Einmal — wir zogen 
schon während des Tages durch den Ort - trat ein altes Mütterchen vor 
und wollte uns einen Krug Wasser reichen. Ich vergesse nie, wie der 
tschechische Milizionär ihr den aus der Hand schlug und sie zurück- 
drängte. Wir haben wahrscheinlich auch irgendwann mal angehalten, und 
wir haben ein Stück von meinem Laib Brot gegessen, den ich im Ruck- 
sack mitschleppte. Aber auch daran erinnere ich mich nicht mehr. 

Zuletzt weiß ich aber, daß wir auf der Hauptstraße durch Nikolsburg 
(Mikulov) kamen. Da wurde es schon hell; denn wir waren die zweite 
Nacht durchgelaufen. Es war kühl und zudem neblig. Jenseits der Stadt 
kamen wir über die Grenze. Die Milizionäre blieben zurück, und wir 
waren uns plötzlich selbst überlassen. 

Natürlich fiel uns erst einmal ein Stein vom Herzen. Müde sanken wir 
ins Gras. Was wir hinter uns gebracht hatten, war eine Gewalttour gewe- 
sen. Heute weiß ich, daß es über 60 km waren, die wir da in zwei Näch- 
ten und einem Tag gelaufen waren, von Anfang an geschwächt allerdings 
durch die Tortouren, die wir in den Tagen zuvor in der Internierung 
hatten durchmachen müssen. 

Lange ausruhen konnten wir uns allerdings nicht. Wir merkten bald, 
daß nicht Österreicher im Land das Sagen hatten, sondern Russenhor- 
den, die sich über uns hermachen wollten. Wir versteckten uns nachts in 
Scheunen und dann fast nur noch im Wald. Es stellte sich nämlich her- 
aus, daß Scheunen nachts oft Ziel von Sowjetsoldaten wurden, die da 
leichtes Spiel auf der Jagd nach Frauen hatten. Das Verstecken unter 
Heu und Stroh, sofern um diese Jahreszeit überhaupt vorhanden, half 
da oft wenig. Die Soldaten stocherten mit Stöcken und Säbeln darin her- 
um und trieben die Frauen heraus.« 

Dieses und andere Verbrechen fielen dann unter die tschechische 
Amnestie für Verbrechen an Deutschen und wurden nie gesühnt. 


Rolf Kosiek 
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Menschen. 


Die Toten von Marienburg (Malbork) 


Obwohl schon im Dezember 2008 das Internetportal Po/skaweb über ei- 
nen großen Skelettfund im Zentrum der Stadt Marienburg, die polnisch 
Malbork heißt, berichtet hatte, schrieben die deutschen Zeitungen erst 
Monate später über das Massengrab. Sie bezogen ihre Informationen 
von der polnischen Presseagentur PAP, die wichtige Indizien verschwieg 
und gern einen Mitarbeiter des Burgmuseums der Stadt zu Wort kom- 
men ließ, der in den Toten zivile Kriegsopfer der Kämpfe zwischen der 
Roten Armee und den deutschen Streitkräften von Januar bis März 1945 
sah. An der Aufklärung der wahren Umstände waren auch die Bewohner 
von Marienburg kaum interessiert. Am liebsten hätte man die grausige 
Fundstätte wieder zugeschüttet. 

Es steht fest, daß 1945 bis zu 700 Zivilisten bei den Kämpfen um die 
Ordensburg umkamen. Sie wurden identifiziert, registriert und von dem 
katholischen Pfarrer Konrad Wirı nach der Beendigung der Kriegshand- 
lungen begraben. Zahlreiche Marienburger, die vor der Roten Armee ge- 
flohen oder evakuiert worden waren, kehrten nach der Kapitulation der 
Wehrmacht in die Stadt zurück. Im Juni 1945 lebten in Marienburg wieder 
3275 Einwohner, davon 2050 Deutsche. Zu dieser Zeit zogen polnische 
Milizionäre und Angehörige der polnischen Heimatarmee in die Stadt ein. 
Die Deutschen wurden zur Zwangsarbeit verpflichtet, vor allem zur Be- 
seitigung der Ruinen. Ende 1945 waren keine Deutschen mehr in Marien- 
burg. 1850 Marienburger waren einfach verschwunden. Diese Zahl deckt 
sich ziemlich genau mit der Anzahl der in einem Massengrab gefundenen 
Schädel. Handelt es sich um die verschwundenen Deutschen? 
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Die ersten 67 Skelette fand man im Oktober 2008 bei Abbrucharbei- 
ten in der Piastowska Straße. Sie wurden wenige Stunden später auf dem 
Gelände einer alten deutschen Kirche schnell und oberflächlich wieder 
eingegraben. Unter den Funden befanden sich auch Skelette von Kin- 
dern. Mehrere Schädel hatten Einschußlöcher über dem Nasenbein. Der 
Bürgermeister der Stadt, der Marienburg als Touristenmagnet erhalten 
wissen wollte, gab die Anweisung, die Arbeiten mit einem Schaufelbag- 
ger beschleunigt weiterzuführen und alle Spuren zu verwischen. Die Lei- 
chenschändungen, die nicht ausbleiben konnten, wenn der Bagger die 
Skelette auseinanderriß, sollten verheimlicht werden. Das mißlang. 

Im Januar 2009 zeigte das polnische Fernsehen Bilder von Behältern 
mit Schädeln von Kindern und Babys aus Marienburg. Die Staatsanwalt- 
schaft war gezwungen, Ermittlungen aufzunehmen. Sie vertrat die Ver- 
sion, daß es sich um Opfer der Roten Armee handle. Die Akten wurden 
geschlossen. Niemand in Marienburg habe Angaben über einen Mas- 
senmord im Zentrum der Stadt machen können, und in keinem polni- 
schen Archiv seien Hinweise darauf zu finden. 

Die Tatsache, daß die Opfer völlig nackt in einem großen Grab, an- 
geblich einem riesigen Bombentrichter, verscharrt wurden, läßt den Schluß 
zu, daß der Fundort auch der Tatort war, namlich das Gelände des »Pol- 
nischen Hauses< an der Piastowska Straße 18. Die Piastowska Straße 18 
in Marienburg war seit dem 11. Juli 1920 eine historische Adresse für alle 
nationalbewußten Polen. Dort fand an jenem Tag die im Versailler Ver- 
trag vorgesehene Abstimmung über die Zugehörigkeit Marienburgs zu 
Deutschland oder zu Polen statt. Von den 9641 Personen, die daran teil- 
nahmen, entschieden sich nur 165 für die Angliederung der Stadt an 
Polen. Ihre Namen wurden später auf einer Ehrentafel verewigt, die im 
Polnischen Haus: aufgehängt wurde, weil ihr Votum für Polen dem Land 
zur Ehre gereichte. Im Oktober 2008 sollte das Polnische Haus abgeris- 
sen werden, weil auf dem Gelände, genau gegenüber dem Rathaus und 
dem Tourismusbüro, ein Vier-Sterne-Hotel mit 160 Zimmern erbaut 
werden sollte. Die älteren Bürger der Stadt, von denen einige schon vor 
dem Zweiten Weltkrieg hier lebten, versuchten bis zuletzt, den Abriß 
wegen der Geschichtsträchtigkeit des Ortes zu verhindern. Zu den Auf- 
lagen, die der Hotelinvestor, der Europäische Hypothekenfonds SA, mit 
der Baugenehmigung in Kauf nehmen mußte, gehörte auch die Über- 
nahme der Gedenktafel und einiger Mauerteile des alten Gebäudes. Als 
direkt unter dem geplanten Hotel das Massengrab aufgedeckt wurde, 
verlor der Investor das Interesse, da er fürchtete, die Gäste würden we- 
gen der grauenhaften Geschichte ausbleiben. Das 4640 qm große Grund- 
stück fiel an die Stadt zurück. 

Obwohl die deutschen Justizbehörden in Deutschland von privater 
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Seite darauf auf- 
merksam gemacht 
wurden, daß es 
sich bei den Toten 
um ermordete 
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be im Schweriner Landtag wegen des Marienburger Massengrabs. Die 
Antwort der Landesregierung bestätigte das Desinteresse der deutschen 
Seite an der Aufklärung des Falles. 

Bei den Ausgrabungen nach der Frostperiode im Winter 2009/10 
wurden nach unterschiedlichen polnischen Quellen zwischen 1750 und 
2034 Schädel geborgen. Häufig waren jetzt Vertreter der internationalen 
Presse vor Ort, um sich vom Ausmaß der Tragödie zu überzeugen. Selt- 
sam war, daß man keine Objekte (Spangen, Nadeln, Verschlüsse, Knöpfe) 
zur Identifizierung der Opfer fand. Sie hatten sich offensichtlich entklei- 
den müssen, bevor sie umgebracht wurden. Die Kleidung und alles, was 
sie bei sich trugen, war weggeschafft worden. Damit war die Behaup- 
tung entkräftet, es habe sich um Opfer der Kämpfe zwischen Wehr- 
macht und Roter Armee gehandelt. 

In Polen löste der Fund einer solch großen Zahl ziviler Opfer im Zen- 
trum einer ehemals deutschen Stadt kontroverse Diskussionen aus. Der 
Bürgermeister von Marienburg, das »Institut der Nationalen Erinnerung: 
(IPN) und die Staatsanwaltschaft, welche die Ermittlungen in der Sache 
führte, kamen in die Kritik. Der Zweigstelle des IPN in Danzig, das auch 
für die Aufklärung von Kriegsverbrechen zuständig ist, wurde vorge- 
worfen, die Geschichte unter den Teppich kehren zu wollen. Die Ein- 
schußlöcher in den Schädeln von Frauen und Kindern seien Indizien für 
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einen Massenmord, zu dem minutiöse Untersuchungen angebracht sei- 
en. Auch die Art und Weise, wie die Überreste geborgen wurden, denen 
bei der Ausgrabung mit einem Schaufelbagger die Arme und Beine abge- 
rissen und die Knochen gebrochen wurden oder der Schädel zertrüm- 
mert wurde, erregte Anstoß. »Dies ist eine wenig würdevolle Behand- 
lung ermordeter unschuldiger Zivilisten«, hieß es. 

Die gerichtsmedizinische Expertise der Medizinischen Akademie 
Danzig führte den Tod der Opfer auf »mechanische Kopfverletzungen« 
zurück. »Ich werde keine Anklage vorbereiten, weil wir nicht annehmen 
können, daß es sich um Massenmord handelt«, sagte daraufhin Bozena 
WLODARCZYK, die zuständige Staatsanwältin beim Institut für Nationales 
Gedenken. Der Spiege/ zog folgendes Resümee: »Nicht unwahrscheinlich 
ist, daß die in den Gruben vereinigten Toten auf verschiedene Weise ihr 
Leben lassen mußten, durch Kampfhandlungen, Hunger, Seuchen, wohl 
auch durch Mord und Totschlag.« Die Spekulationen über ein organi- 
siertes Massaker an Deutschen wurden für unplausibel erklärt. Dieser 
Ansicht schlossen sich die deutschen Behörden und der Volksbund Deut- 
sche Kriegsgräberfürsorge an.' 

Bei Polskaweb News gingen viele, oft anonyme Hinweise auf etwaige 
Täter ein. Sie verwiesen auf Namen von Personen und Organisationen, 
die im Zeitraum 1945/46 im Großraum Marienburg ein mörderisches 
Unwesen trieben. Mehrmals wurde die »Wilenska Brygada«, die auch »To- 
desbrigade« hieß, genannt. Die Wilenska Brygada war ein Arm der polni- 
schen Heimatarmee. Ihr Kommandant war Zygmunt SZENDZIELARZ. Die 
Angehörigen dieser Truppe trugen Uniformen der polnischen Armee. 
Die Brigade war während des Krieges im Raum Wilna (Vilnius) in Litau- 
en entstanden und soll dort gegen deutsche Besatzungstruppen vorge- 
gangen sein. Nach dem Ende des Krieges operierte die Wilenska Bryga- 
da im Raume Pommern und Westpreußen. Dort tötete sie polnische 
Beamte und Zivilisten, denen Kollaboration mit den Deutschen und 
Verrat an der polnischen Sache nachgesagt wurde. Sie lieferte sich auch 
Gefechte mit diversen Räuberbanden, die in den ehemals deutschen 
Gebieten plünderten und raubten. Ab dem Spätherbst 1945 hielten sich 
zahlreiche Mitglieder der Wilenska Brygada in Marienburg auf und trie- 
ben dort ihr Unwesen. Der Kommandant Zygmunt SZENDZIELARZ schrieb 
im Oktober 1945 eine Postkarte aus Marienburg. Zu dieser Zeit gab es 
noch Tausende Deutsche in Marienburg. Einer von ihnen berichtete 2009: 

»Im November 1945 hielt ich mich als Fünfzehnjähriger in der unmit- 
telbaren Nähe des Marienburger Bahnhofs auf. Mit großem Geschrei 
stürzten plötzlich unter massiver Gewaltanwendung (Knüppeleinsatz) 
durch die polnische Miliz etwa 200 bis 300 Personen, Frauen und Kin- 
der, durch das Haupttor des Bahnhofs auf die Straße. Sie wurden wie 


ZWEITER WELTKRIEG 


! Spiegel online vom 
1. 6. 2010. 


641 


4 
Zygmunt 
SZENDZIELARZ. 


? Junge Freiheit vom 
16.1. 2009, 5. 10, 
und vom 23.1. 
2009, 5. 6. 


Wilenska Brygada. 


642 


Die Toten von Marienburg (Malbork) 


Vieh in Richtung Innenstadt getrieben. .. Ein auf die Straße gefallener 
Junge wurde dabei niedergetrampelt und unversorgt liegen gelassen. Das 
damalige brutale Geschehen durch die polnische Miliz ist mir unverges- 
sen geblieben und durch die jetzige Berichterstattung in der Presse über 


| die Funde in Marienburg ganz unverhofft in meine Gegenwart zurück- 


gekehrt. Mit dieser Mitteilung, die ich auch beeiden würde, möchte ich 
der Aufklärung dienen.«° 

Die noch lebenden Mitglieder der Wilenska Brygada, die am ehesten 
etwas über das mysteriöse Massengrab wissen mußten, schwiegen. Um so 
lebendiger wucherten die Spekulationen. So wurde zum Beispiel behaup- 
tet, die Toten seien an Typhus gestorben, oder es handle sich um von den 
Deutschen ermordete Juden. Die meisten Polen gingen weiterhin davon 
aus, daß die Opfer von der Roten Armee umgebracht wurden. Das IPN 


= suggerierte mit der Schlagzeile »Haben die Kommunisten das Massengrab 


in Marienburg vertuscht?«, daß die Behörden vor der Wende den Fund 
mit Rücksicht auf die freundschaftlichen Beziehungen zu Moskau ver- 
schwiegen hatten. Warum sich die antirussische national-polnische Bewe- 
gung vor der Wende 1990 die Möglichkeit entgehen ließ, den Russen den 
Mord von Marienburg in aller Öffentlichkeit und mit politischem Nach- 
druck in die Schuhe zu schieben, erklärt sich aus den Fakten: Die Todes- 
zeit der Opfer kann nicht vor dem 9. März 1945 liegen, denn bis zu jenem 
Zeitpunkt verteidigten deutsche Soldaten den Ort. Der Boden war zu die- 
ser Zeit so hart gefroren, daß ein solch gigantisches Massengrab in den 
wenigen Tagen der russischen Besatzung nicht angelegt werden konnte. 
Am 20. April 1945 übernahmen polnische Beamte die Leitung der Stadt. 

Die Überreste der Toten aus dem Massengrab in Marienburg wurden 
am 19. August 2009 auf einem Kriegsgräberfriedhof bei Stettin durch 
den »Volksbund Deutsche Kriegsgräberfürsorge« bestattet. Es handelte 
sich um die Leichen von insgesamt 2116 Menschen, darunter 1001 Frauen, 
381 Männer und 377 Kinder. Die anderen Leichen konnten nicht genau- 
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er identifiziert werden. Der Bürgermeister von Marienburg lehnte es ab, 
die Toten in Marienburg zu begraben, um kein Mahnmal errichten zu 
müssen und um den Fall für erledigt erklären zu 
können. An der Stadt sollte kein Makel hängen 
bleiben. 


> MARIENBURGER GRABFELD 
Folgende offenen Fragen werfen ein schlech- EEE O RUHEN 
> 
; ; j en 2 116 KRIEGSOPFER 
tes Licht auf die polnische Seite: j BER eunonn, 
1. Warum schaltete sich das »Institut der Na- - 1.001 FRAUEN, 381 MÄNNER, 377 KINDER 


tionalen Erinnerung« (IPN) nicht zuständigkeits- 
halber von Anfang an in die Sache ein? 

2. Warum schloß die zuständige polnische Wi 
Staatsanwaltschaft die Akten schon nach drei Ta- | 
gen? 

3. Warum gibt es keinerlei Unterlagen in den 
Archiven über diese gigantische Grabstätte? 

4. Warum wurden alle Opfer nackt begraben 
und keine Munition und keine Kämme, Haarspan- 
gen, Zahnspangen, Goldzähne usw. gefunden? 

5. Warum ordnete der Bürgermeister von Ma- 
rienburg schon kurz nach dem Fund der ersten 
Opfer auf dem Gelände des polnischen Hauses 
an, die Überreste auf dem Grundstück einer ehe- 
maligen deutschen Kirche zu begraben, obwohl er zu jenem Zeitpunkt !nfotafel am Marien- 
angeblich noch nicht wußte, daß es sich um Deutsche handelte? BB 


! De ap dem deutschen Solda- 
6. Warum wurden die Ausgrabungen so pietätlos mit einem Schau- ‚enfriedhof in Glinna, 


felbagger gemacht? Gemeinde Stare Czar- 
7. Warum versteifen sich die polnischen Behörden darauf, daß die nowo. 


Täter Rotarmisten waren? 
8. Welchen Grund sollte die Rote Armee gehabt haben, so viele Men- 
schen nackt zu ermorden und die Spuren zu verwischen?? 


Die deutsche Regierung in der Nachfolge des Deutschen Reiches und 

die Bundesanwaltschaft zeigten wenig Interesse an dem Fall, obwohl es 

sich mitan Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit um deutsche Staats- 

bürger handelte. Ungeprüft übernahmen sie die polnische Version, daß 3 Schreiben des 

es sich um Opfer »aus der Zeit der schweren und anhaltenden Kämpfe Bundeskanzleramts 

um Marienburg am Endes Zweiten Weltkriegs handeln könnte«, und an den Autor vom 

zeigten sich mehr an einer würdigen Ruhestätte interessiert als an einer 30. 1. 2009. 

»möglichst weitgehenden Klärung der Hintergründe«.? Bei ausländischen * Unabhängige 

Opfern deutscher Täter hätte sie den Akzent anders gesetzt. Da wären Nachrichten, Nr. 2, 

minutiöse kriminologische Untersuchungen durchgeführt worden.* u 
Franz W. Seidler 
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Rätsel um die Massengräber in Waldenburg 


Nach der erfolgreichen Verschleierung der Hintergründe mehrerer durch 
Polskaweb aufgedeckten zivilen deutschen Massengräber in Polen wur- 
den im Januar 2011 nach Hinweisen aus der Bevölkerung weitere 37 
mysteriöse Grabstätten in der Nähe der früheren deutschen Stadt Wal- 
denburg (Walbrzych) gefunden, die nach offizieller Auskunft die Über- 
reste von mehreren tausend Menschen enthalten. Wer in diesen Gräbern 
liegt, ist noch unklar. Der »Rat für den Schutz der Erinnerung an Kampf 
und Martyrium« in Warschau nahm die Toten vorsorglich für die eigenen 
politischen Zwecke in Anspruch. Auf zwei Gedenktafeln in den Orten 
Wüstewaltersdorf (Walim) und Wüstegiersdorf (Gluszyca) im Eulenge- 
birge nahe der Grenze zu Tschechien ist zu lesen: »Hier liegen 18000 
jüdische Opfer des nationalsozialistischen Terrors begraben« und »Hier 
liegen 30 000 unbekannte Opfer des nationalsozialistischen Terrors be- 
graben«. Vor 2011 waren die Gräber weder in der deutschen noch in der 
polnischen einschlägigen Literatur oder im Internet zu finden. Nur die 
Einheimischen kannten die Todesstätten. Vermutlich befürchten die pol- 
nischen Behörden nach dem weltweiten Wirbel um das Massengrab von 
Marienburg einen noch größeren Skandal in dieser vom Tourismus le- 
benden Region und beschafften eiligst Gedenktafeln, die die Toten als 
Opfer der Nationalsozialisten ausgaben. Die Zahlenangaben entspran- 
gen der Phantasie. 

Wenn man die Geschichte der Region nicht kennt, ist auf den ersten 
Blick glaubhaft, daß die »Nazis« die Mörder waren, denn in diesem Ge- 
biet befanden sich mindestens zwölf Außenlager des Konzentrationsla- 
gers Groß-Rosen. Zusammen mit Kriegsgefangenen aus Frankreich, Ita- 
lien und Griechenland und polnischen und ukrainische Juden arbeiteten 
sie von August 1943 bis März 1945 an dem Projekt »Riese«, einem unter- 
irdischen Tunnelsystem im Eulengebirge zur Erstellung eines Führer- 
hauptquartiers. Ihre Zahl betrug in den zwei Jahren ihres Einsatzes je- 
doch nicht einmal die Hälfte der angeblich in den Massengräbern von 
Walım und Gluszyca vergrabenen Toten, nämlich höchstens 22 000. War- 
um hätte die Organisation Todt, die mit den Bauten beauftragt war, ihre 
Arbeitskräfte hinrichten oder durch Unterernährung zu Tode bringen 
sollen? Es ist zudem bekannt, daß alle Außenlager des KZ Groß-Rosen 
vor dem Eintreffen der Sowjets evakuiert wurden. Wie viele Arbeiter 
durch Unfälle, Hunger oder Kälte umkamen, weiß niemand. Können es 
mehr als tausend sein? 

Die Toten waren mit Sicherheit keine ortsansässigen Zivilisten, die 
verhungerten, an Krankheiten starben oder bei Kämpfen zwischen der 
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Wehrmacht und der Roten Armee umkamen. Es gab in dieser Region 
vor dem Kriegsende keinen Mangel an Nahrungsmitteln, keine Kämpfe 
und keine Epidemien. Die Sowjets zogen nach dem Einmarsch bald aus 
Waldenburg weg und ließen lediglich kleinere Einheiten, eine davon des 
NKWD, zurück. Es kam zu den üblichen Vergewaltigungen, Plünderun- 
gen und Raubtaten, aber nicht zu Massentötungen. Woher kommen also 
die vielen Toten? 
In Anbetracht dessen, daß diese Massengräber international unbekannt 
waren und die Geschichtsforschung eine derartige Masse von HITLER- 
Opfern in dieser Region nicht zuläßt, könnte es sich bei den Opfern 
auch um deutsche Männer, Frauen und Kinder handeln, die hier nach 
Gewaltakten durch polnische Folter- und Killerkommandos verscharrt 
wurden. Die nur zehn Kilometer von der Stadt Waldenburg entfernten 
Orte Wüstewaltersdorf und Wüstegiersdorf waren mit einer Gebirgs- 
bahn verbunden und hatten Anschluß an die Bahnstrecke nach Breslau. 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß nicht nur nach dem Krieg vermißte Wal- 
denburger hier ihr jähes Ende fanden, sondern auch Schlesier aus der Bres- 
lauer Gegend, die hierher transportiert wurden, um sie zu verscharren. 
Die deutsche Regierung und der ‚Bund der Vertriebenen« kümmerten 
sich bisher nicht um die Funde. Es waren nichtdeutsche Vereinigungen, 
die DNA-Proben verlangten, um sie mit den Proben von Angehörigen ı Witikobrief 2] 
der in diesem Gebiet vermißten Deutschen zu vergleichen." Genaueres 2011, S. 19. 
ist bisher nicht bekannt. 
Franz W. Seidler 


a“ 


Die international 
völlig unbekannte 
Gedenkstätte von 
Wüstewaltersdorf 
(Walim) mit Gedenk- 
tafel. Aus: http:/ 
www.militaria- 
fundforum.de 
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Massengrab in Tschenstochau (Czestochowa) 


Nach Marienburg, Lodz, Danzig, Stolp und vielen anderen Orten im 
heutigen Polen stieß man im September 2010 auch auf ein großes, my- 
steriöses Sammelgrab in Tschenstochau (Czestochowa). Auf dem Ge- 
lände des Bahnhofes Czestochowa-Stradom wurden bei Bodenuntersu- 
chungen an verschiedenen Stellen Skelette entdeckt. Wie bei vielen 
anderen Fundorten könnte es sich um ein deutsches Massengrab han- 
deln, in dem Zivilisten begraben sind, die während oder nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg ums Leben kamen. 

Wieder gab es angeblich keine Zeugen, wieder verhängte das »Institut 
für Nationales Gedenken« IPN (Instytut Pamieci Narodowegd), das von 
den nationalistischen KAczynsK1-Brüdern kontrolliert wurde, eine Nach- 
richtensperre. Die IPN-Filiale in Kattowitz (Katowice) gab allerdings 
zu, daß in dem Massengrab einige tausend Skelette liegen könnten. Die 
Staatsanwaltschaft wurde eingeschaltet. 

Tschenstochau liegtetwa 200 Kilometer südwestlich der Landeshaupt- 
stadt Warschau. Die Stadt ist weltweit als Wallfahrtsort bekannt. Nie- 
mand in dieser Stadt hatte bisher von irgendwelchen Greueltaten wäh- 
rend des Krieges und nach dem Krieg berichtet. In der Nähe des 
Fundortes gab es im Zweiten Weltkrieg eine deutsche Munitionsfabrik, 
in der jüdische Zwangsarbeiter beschäftigt waren. Für sie war ein Lager 


Exhuminierung in 
Tschenstochau. 
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errichtet worden. Die Häftlinge wurden Ende 1944 wegen des schnellen 
Vormarsches der Roten Armee in die Konzentrationslager Auschwitz 
und Treblinka gebracht. Einer der prominentesten Gefangenen im Ar- 
beitslager Stradom war Ignatz Busıs, 1992 bis 1999 Vorsitzender des 
Zentralrats der Juden in Deutschland. Am 16. Januar 1945 erreichten die 
sowjetischen Truppen das Lager und ließen sich als Befreier von Nazi- 
Gefangenen feiern, obwohl die Baracken menschenleer waren. Das so- 
wjetische NKWD übergab es dem polnischen Sicherheitsdienst zur In- 
ternierung Deutscher, der dafür bekannt war, deutsche Zivilisten zu 
mißhandeln und wegen Nichtigkeiten, z. B. den Diebstahl von Gemüse, 
zu töten. 

Staatsanwalt Piotr Nar.ErA vom IPN in Katowice hatte mehrere Ver- 
sionen über das Entstehen dieser grausigen Stätte parat: "Tote von Kampf- 
handlungen, Juden, die während der Transporte in die Vernichtungsla- 
ger ums Leben kamen und in Czestochowa aus dem Zug geworfen 
wurden, russische Kriegsgefangene, Kämpfer des Warschauer Aufstan- 
des, die von den Deutschen hier hingerichtet wurden, oder Zivilisten, 
die während der Kämpfe im Januar 1945 ihr Leben lassen mußten. Ei- 
nen Zeugen präsentierte das IPN schon Stunden nach der Bekanntgabe 
der Fundstelle. Dieser soll ausgesagt haben, daß er im Krieg in der Nähe 
des Bahnhofes gewohnt habe und beobachtete, wie aus Judentranspor- 
ten Tote aus den Waggons entladen und an dieser Stelle begraben wur- 
den. Wie bei anderen umstrittenen Massengräbern, die im heutigen Po- 
len gefunden wurden, gab es auch zu diesem Fundort angeblich keine 
anderen zielführenden Hinweise, kein Archivmaterial und keine Boden- 
spuren. Die Idee, daß es sich auch hier um ein verschleiertes Massengrab 
handelt, in dem ermordete deutsche Zivilisten liegen, wurde nicht ein- 
mal erwogen. 

Wie viele solche Gräber werden noch aufgedeckt werden, und wie 
viele wurden aus politischen Gründen verheimlicht, fragen sich jetzt im- 
mer mehr Polen. 


Franz W. Seidler 
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Josip Broz Tıro 
in den vierziger 
Jahrern. 
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Zum Tod des »sehrenwerten< Massenmörders Tito 


An jedem 4. Mai gedenken serbische Patrioten eines »verdienstvollen« 
Mannes, der 87jährig nach wochenlangem Todeskampf am 4. Mai 1980 
»in allen Ehren« starb. Sein bürgerlicher Name war Josip BROZ, bekannt 
unter seinem Tarnnamen »TITo«. Zu seiner Beerdigungsfeier hatte sich 
die politische und kirchliche Prominenz aus der ganzen Welt eingefun- 
den, wie das sonst nur bei Monarchen der Fall ist. Doch davon später. 

Tatsächlich handelt es sich bei diesem verehrten »Helden< um einen 
hunderttausendfachen Raub- und Massenmörder, um einen »Terroristen«, 
wie schon sein Name zeigt: Tıro: Tanja internationalna terroristicka or- 
ganisazia — Geheime internationale terroristische Organisation. 

Von Moskau angezettelt, von CHURCHILL massiv unterstützt, kam es 
1941 im Königreich Jugoslawien, einem Bündnispartner Deutschlands, 
zu einem Putsch gegen den König. Dadurch sah sich das Reich gezwun- 
gen, militärisch einzugreifen. Am 6. April 1941 marschierten deutsche 
Truppen in Jugoslawien ein. Der König floh nach England, und Belgrad 
wurde am 18. April 1941 zur Kapitulation gezwungen. 

Jugoslawische Partisanen führten seit 1941 mit britischer und sowjeti- 
scher Unterstützung unter dem Befehl TıTos einen illegalen grausamen 
Partisanenkrieg gegen deutsche Militäreinheiten, vor allem gegen die 
donauschwäbische 7. Gebirgsjägerdivision »Prinz Eugen« und gegen do- 
nauschwäbische Zivilpersonen, aber auch gegen eigene, nichtkommuni- 
stische Landsleute. Von 1941 bis 1944 ermordeten die Partisanen etwa 
1500 deutsche Zivilisten. 

Als im Oktober 1944 die sowjetische Rote Armee das Land eroberte, 
nahm TiTo mit seinen Partisanen bestialische Rache an gefangenen deut- 


| Der Todesmarsch der 
Hunderttausend in die 
jugoslawische Kriegsge- 
fangenschaft. Das Foto 
zeigt deutsche Soldaten, 
die, teilweise bis auf ihr 
Hemd und Unterhose 
ausgeraubt, noch rund 
800 Kilometer zu mar- 
schieren hatten. Foto 
aus: Roland KALTENEGGER, 
Titos Kriegsgefangene, 
Stocker, Graz-Stuttgart 
2001. 
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schen Soldaten und an allen Volksdeutschen. Auf seinen Befehl hin kam 
es zu Massakern, Folterungen, Erschießungen, Plünderungen, totalen 
Enteignungen, Vertreibung und Errichtung von Hunger- und Internie- 
rungslagern. 

Gegen alles Völkerrecht und unter den Augen der Alliierten massa- 
krierten TıTo-Partisanen Kriegsgefangene auf Todesmärschen von Kärn- 
ten bis ins Banat. Rund 80000 deutsche Soldaten wurden von ihnen 
grausam ermordet. Von der bestialischen, vorsätzlichen Vorgehensweise 
zeugt das Handbuch für jugoslawische Folterer: 

— Allabendliche und nächtliche Mißhandlungen mit 200 bis 300 Stock- 
hieben mit Holzlatten, Drahtschlingen, Eisenstangen oder mit Sand ge- 
füllten Gummiknüppeln auf den Kopf, die Arme, Beine und den Ober- 
körper sowie in die Nieren und den Magen. 

— Prügeln bis zur Unkenntlichkeit sowie Tritte in die Genitalien, 

— Fesselung mit Ketten, Stachel- und Telefondraht, 

— Krummschließen, das heißt, den Körper nach rückwärts gespannt, 


gefesselt und mit den Beinen zusammengebunden, usw.! I! Roland KAITE- 

Für diese »Praxis« sei nur ein Beispiel unter vielen angeführt: Auf der NEGGER, Titos 
Adria-Insel Rab hatten sich 1945 3500 deutsche Soldaten den TıTo-Par- Krziegsgefangene, Graz- 
tisanen ergeben. Ein in Kanada lebender Ex-Partisan TıTos berichtete on SR 


1985, daß er im Mai 1945 Augenzeuge eines schrecklichen Nachkriegs- 
verbrechens wurde: »Die deutschen Kriegsgefangenen wurden von den 
Partisanen auf alle mögliche Art gefoltert und gequält. Danach wurden 
sie in einen Bunker abgeführt... Man band den Kriegsgefangenen die 
Hände mit Draht auf den Rücken und mauerte den Bunkereingang zu. 
Die Türen wurden betoniert. So starben alle diese Deutschen in dieser 


gewaltigen Grabkammer.«° 2 Ausführlicher 
Auf ähnliche Weise entstanden im ganzen Land Massengräber, in de- Bericht in: Das 
nen Zigtausende bestialisch ermordeter Deutscher wie Müll ventsorgt« Ostpreußenblatt, 
wurden. Jahrg. 36, Folge 27, 
Unter der Führung TıTos kam es am 21. November 1944 zu einem 6.7. er 


illegalen Beschluß einer Partisanen-Clique, die sich »Antifaschistischer 
Rat der nationalen Befreiung Jugoslawiens< (AVNO]) nannte. Aufgrund 
dieses Beschlusses, der mit den BEnEscH-Dekreten in der Tschechoslo- 
wakei vergleichbar war, beraubte man alle im Lande lebenden 509 800 
Deutschen ihres gesamten Vermögens. Diejenigen, die nicht geflüchtet 
waren, wurden völlig entrechtet, vertrieben oder interniert, also auch alle 
deutschen Frauen, Kinder, Säuglinge, Greise, ja sogar jene, die in dem 
genannten Zeitraum noch gar nicht geboren waren, die erst in den Ver- 
nichtungslagern zur Welt kamen. 

In der Zeit vom Oktober 1944 bis 1948 verloren von rund 200000 
verbliebenen Donauschwaben mindestens 64000, also fast ein Drittel, 
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ihr Leben auf eine erbärmliche Weise: Sie wurden erschossen, erschla- 
gen, zu Tode gefoltert, oder sie verhungerten in Vernichtungslagern. 

Der Genozid begann im Oktober und November 1944 mit den Er- 
schießungen von etwa 9500 Deutschen in der vorgeplanten, landesweit 
angelegten sogenannten »Aktion Intelligenzija« Den Ermordungen wa- 
ren barbarische Folterungen vorausgegangen, so daß der Tod schließlich 
eine Erlösung darstellte. Danach ließ Tıro 14 Zwangs- und 15 Vernich- 
tungslager mit dem verbrecherischen Ziel errichten, die Donauschwa- 
ben zu dezimieren. Darunter waren einige totale Hungerlager für Betagte 
und Kinder, in denen etwa 51 000 Volksdeutsche jeglichen Alters den Hun- 
gertod mit allen seinen furchtbaren Begleiterscheinungen starben. Von den 
8000 Männern und 4000 Frauen, die Tıro in die Sowjetunion deportieren 
ließ, gingen in jahrelangem Martyrium rund 2000 zugrunde.? 

Da Josip Broz Tito, jugoslawischer Partei- und Staatschef, 1948 äu- 
Berlich einen Bruch mit Moskau wagte, den kommunistischen Führungs- 
anspruch Moskaus ablehnte und — auch hier nur scheinbar — für eine 
Blockfreiheit eintrat, wurde er in der Welt bekannt. Als Republikgründer 
hatte er mit Brutalität und Skrupellosigkeit die politische Grundlage für 
den Fortbestand Jugoslawiens als Vielvölkerstaat gelegt. Der Adria-Strand 
wurde für westliche Urlauber und für das Auge (und gegen Devisen!) 
herausgeputzt, so daß die Touristen einen Kommunismus zu sehen be- 
kamen, der mit der Wirklichkeit bei weitem nicht übereinstimmte und 
sie damit gezielt getäuscht wurden.* Die Frankfurter Allgemeine Zeitung ließ 
sich nicht täuschen und sprach am 6. Mai 1980 (S. 1) eindeutig von der 
»Grausamkeit im politischen Leben TıTos und über die Begrenztheit von 
Freiheit und Wohlstand in Jugoslawien«. 


»Ehre«, wem Ehre nicht gebührt! 


Bundeskanzler Konrad ADENAUER wurde in seiner Amtszeit gefragt, was 
er von Tito halte. In seiner nüchternen Art soll er kurz so oder so ähn- 
lich geantwortet haben: »Dat is ne janz jewöhnliche Verbrecher!« 

Seit ADENAUER hat sich in Europa eine sogenannte »Werte-Welt« durch- 
gesetzt, in der Macht vor Recht geht, das Finanzkapital vor Menschen- 
rechten, die Lüge, Heuchelei und »Political-Correctness< vor Wahrheit, 
Charakterstärke und vor »Historical Correctness«. Das zeigte sich in be- 
sonders drastischer Weise beim Tod des großen Massenmörders TITo. 
Am 4. Mai 1980 gab das »Zentralkomitee des Bundes der Kommunisten 
der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien um 19 Uhr 43 
bekannt: »Arbeiterklasse, Werktätige und Bürger, Völker und Volksgrup- 
pen der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawiens: Genosse TITO 
1st tot.« 
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Auch bei dieser Todesnachricht wurde noch die Unwahrheit gesagt, 
da im Bulletin von 16 Uhr 27 noch von einem kritischen Gesundheits- 
zustand TıTos gesprochen wurde, obwohl er bereits um 15 Uhr 05 ge- 
storben war.’ 

Geradezu bezeichnend für die sogenannte westliche »Werte-Welt« sind 
die folgenden Meldungen, Beileidstelegramme und Würdigungen, wie 
sie im Mänchner Merkur und in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 6./ 
7./8. und 9. Mai 1980 zu lesen waren. Sie zeigen, wie ‚die Großen und 
Maßgebenden: Tito sahen und noch sehen, wie sie über einen Mann 
dachten (oder heuchelnd zu denken vorgaben), der wehrlose Frauen, 
Kinder, Männer, Geistliche, Greise, Kranke, Schwangere einzeln und mas- 
senweise hatte hinmorden lassen: 

»IITo war ein hervorragender Staatsmann, dessen Name für die Un- 
abhängigkeit und Einigung Jugoslawiens stehe.« (GENSCHER, FDP-Vor- 
sitzender und Außenminister der Bundesrepublik Deutschland) 

»Der Name TıTo wird immer verbunden bleiben mit dem Begriff der 
Sicherung des Friedens zwischen den Völkern. Er hat Jugoslawien zu 
der Kraft verholfen, mit der die souveräne Selbständigkeit, der innere 
Aufbau, die unerschütterliche Fähigkeit zur Blockfreiheit und das Mo- 
dell der Selbstverwaltung entwickelt und realisiert wurde.« (SPD-Frakti- 
onsvorsitzender Herbert WEHNER) 

Bundespräsident CArsTEns und Bundeskanzler SchMiDT würdigten in 
Beileidstelegrammen Leben und Werk des Verstorbenen, vor allem seine 
Rolle als Mitbegründer der blockfreien Bewegung. CARSTENS schrieb in 
einem Telegramm an KorisEvskKi, die Welt habe einen großen Staats- 
mann verloren. 

Der Sarg Tıros wurde unter 
Trommelwirbel am frühen Montag- 
morgen aus dem Parlamentsgebäu- 
devonLaibach (Ljubljana) getragen. 
Auf dem Vorplatz stimmte ein Par- 3 
tisanenchor die Nationalhymne der ®# 
Republik an. Bürgermeister Rozıc | 
schloß seine Ansprache mit den 
Worten: »Ruhm dem größten Sohn 
der Völker Jugoslawiens! Ruhm un- 
serem geliebten Tırok 

Am weißen Marmorgrab im Ro- 
sengarten vor TıTos Residenz gaben 
32 Staatschefs (davon 4 Könige), 7 E 
Vizepräsidenten, 20 Regierungs- 
chefs, 6 Mitglieder königlicher Fami- 
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lien, 14 stellvertretende Ministerpräsidenten, 40 Außenminister, 26 an- 
dere Regierungsmitglieder, 5 Parlamentsabgeordnete und 10 Generale 
ihm die letzte Ehre«. Praktisch alle »wichtigen« Personen dieser Welt hat- 
ten sich beim Begräbnis Tıros eingefunden. Für die Bundesrepublik 
Deutschland legten Bundespräsident CARSTENS, Bundeskanzler SCHMIDT, 
Außenminister GENSCHER, der SPD-Vorsitzende BRAnDT und der SPD- 
Fraktions-Vorsitzende WEHNER Kränze an TıTos Katafalk nieder. 

Am Grab sprach Lazar KoLisEvski den alten Partisanenkämpfer Tıro 
noch einmal persönlich an: »Worte können nicht die Trauer ausdrücken, 
die wir empfinden, wenn Du uns verläßt... Genosse TITo, Dein unzer- 
störbares und großartiges Werk wird immer bei uns sein.« 

Doronjsk1, der Vorsitzende des jugoslawischen Parteipräsidiums, nann- 
te TıTo eine »gigantische Persönlichkeit«. Der Münchner Merkur vom 9. 
Mai 1980 schrieb, daß es in Belgrad zu der bisher größten Trauerfeier für 
ein Staatsoberhaupt gekommen sei und höchste Repräsentanten von 115 
Staaten und 100 kommunistischen, sozialistischen und anderen Parteien 
versammelt gewesen seien. Unter den ausländischen »Trauergästen« be- 
fanden sich unter anderen der sowjetische Partei- und Staatschef Leonid 
BRESCHNEW, der chinesische Partei- und Regierungschef Hua GUOFENG, 
US-Vizepräsident Walter MONDALE, die Mutter des US-Präsidenten CAR- 
TER, UN-Generalsekretär Kurt WALDIEIM, der Terrorist und PLO-Chef 
ARAFAT, die englische Premierministerin Margret THATCHER, Indiens Mi- 
nisterpräsidentin Indira GAnDHI, der spanische Premierminister SUAREZ, 
der ungarische Parteichef Kapar, König BaubDoin von Belgien, die ost- 
zonalen, polnischen und tschechischen kommunistischen Parteichefs Ho- 
NECKER, GIEREK und Husak. Der anwesende katholische Bischof von 
Agram, Alois TURK, weinte bitterlich, und natürlich auch die Witwe Jo- 
vanka TITo, eine ehemalige Partisanen-Kommissarin, die sich vieler Morde 
rühmte. 

Wer von dieser auserlesenen Gesellschaft dachte daran, daß die Opfer 
des bestialischen Rache- und Ausrottungsfeldzuges TITos irgendwo au- 
ßerhalb der Ortschaften, knapp unter der Erde der heutigen Nachfolge- 
staaten Jugoslawiens liegen: erschossen, erschlagen oder verhungert, ohne 
Sarg, nur notdürftig verscharrt, vergessen von den »Großen« dieser Welt? 
Vergessen jedenfalls von der deutschen Regierung und von den deut- 
schen Parteien! 

Bundespräsident Karl CArsTEns empfing nach dem Tod TiTos eine 
jugoslawische parlamentarische Delegation unter Leitung von Zoran Po- 
LIC, die wegen eines hohen Kredits in Bonn weilte und diesen natürlich 
erhielt. Bei dieser Gelegenheit gab CARsTENS seiner Bewunderung Aus- 
druck für alles, was Präsident TıTo nicht nur für Jugoslawien, sondern 
für die ganze Welt getan habe. 
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Zum Tod des »ehrenwerten< Massenmörders Tito 


Der Barbarfastollen in Lasko bei Huda 
Jama im heutigen Slowenien - zweiein- 
halb Meter hoch angefüllt mit Skelet- 
ten! Auf den Killing Fields« des jugo- 
slawischen Kommunistenführers Tıro in 
Slowenien wurden laut FAZ am Kriegs- 
ende an die 100000 Menschen 
erschossen. # 


Massengräber en masse! Seit 
Jahren werden im ehemaligen Ju- 
goslawien immer mehr Massengrä- 
ber mit Opfern TıTos entdeckt, 
unter anderem im Jahre 2007 bei 
Marburg (Maribor) an der Drau. 
2008 wurde in Serbien bei dem 
Städtchen Syrmisch Mitriwitz 
(Sremska Mitrovica) ein Massen- 
grab mit etwa 2000 Opfern gefun- n 
den, als dort Hochhäuser errichtet RR sollten. Entlang der ri 
Werschatz-Vatin warten zahllose Massengräber darauf, freigelegt zu wer- 
den. 2009 wurden in Slowenien bei der untersteirischen Stadt Tüffer (Las- 
ko) in einem Bergwerk Tausende von Toten entdeckt. Bisher wurden al- 
lein in Slowenien an 540 Orten Massengräber gefunden. 2010 fand man 
ein weiteres Massengrab mit 700 Leichen in einem drei Meter breiten 
und 21 Meter langen Grab bei der Ortschaft Liescha (Lese), nahe der Grenze 
zu Kärnten. Die Ermordeten weisen massive Schlag- und Schußverlet- 
zungen auf. Einige wurden erschossen, die meisten grausam mit Stöcken 
und Äxten erschlagen. 

Von den jugoslawischen Nachfolgestaaten will bis heute niemand die 
moralische Verantwortung für den Völkermord an Volksdeutschen und 
das Kriegsverbrechen an deutschen Soldaten übernehmen. Gern nimmt 
man dagegen deutsche (verlorene) Kredite entgegen. Ähnlich wie im Falle 
der Tschechei, die sich erfolgreich weigert, die mit Völkermord verbun- 
denen BEnEscH-Dekrete aufzuheben, denkt keine Regierung der 
Nachfolgestaaten Jugoslawiens daran, in ihrem Land die illegalen, ver- 
brecherischen AVNOJ-Gesetze aufzuheben und die juristischen und öko- 
nomischen Folgerungen daraus zu ziehen. Wozu auch? In der EU sind 
sie trotzdem willkommen. »Westliche Werte« hin oder her! Und Kredite 
gibt es auch weiterhin von Deutschland in sagenhafter Höhe. 


Hans Meiser 
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Insgesamt befanden 
sich 750 000 deut- 
sche Kriegsgefangene 
im Jahre 1945 in 
Frankreich, einige 
sollten mehr als vier 
Jahre, bis zum De- 
zember 1948, im 
Lande bleiben. 
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Deutsche in französischer Gefangenschaft 


Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges waren viele Deutsche als Kriegs- 
gefangene in Frankreich. Sie hatten meist ein besonders schweres Schicksal 
mit hohen Opferzahlen. Zu diesen Verhältnissen ergab sich im Sommer 
1987 eine ausführliche Leserbrief-Folge mit Zeitzeugen in der Frankfur- 
ter Allgemeinen Zeitung, nachdem der für die Kriegsgefangenen von Okto- 
ber 1945 bis Januar 1947 zuständige Mann im Pariser Kabinett des fran- 
zösischen Heeresministers, Professor Joseph Rovan, zu den Zuständen 
in den Lagern verharmlosend Stellung genommen hatte.! 

Zu den ursprünglich in Frankreich und von den Franzosen selbst, 
auch nach Kriegsende und in Deutschland in ihrer Besatzungszone, ge- 
machten 237000 Gefangenen kamen die Hunderttausende, die von Pa- 
ris als »Arbeitskräfte für den Wiederaufbau« von den anderen Alliierten 
angefordert und von den USA aus deren Hungerlager an Rhein, Mosel, 
Nahe und Neckar sowie von den Briten überstellt worden waren. Es 
sollen 638000 von den Amerikanern und 25000 von den Briten überge- 
ben worden sein.? Diese Übergabe war ein klarer Verstoß gegen die Haa- 
ger Landkriegsordnung, wurde aber nie gesühnt. Ende 1945 besaß Frank- 
reich 825000 deutsche Kriegsgefangene,’ nach Angaben von Joseph 
Rovan 2 Millionen, nach Äußerungen in einem offiziellen Kommunique 
des französischen Außenministeriums vom 24. 4. 1948 1035000 deut- 
sche Gefangene.* Von den von den USA überstellten Gefangenen seien 
30.000 bis 40.000 nicht wieder in ihre Heimat zurückgekehrt.’ 

Als Zahl offiziell in der französischen Gefangenschaft verstorbener 
Kriegsgefangenen wird eine solche um die 24000 angegeben. Ferner gibt 
es nach den vom französischen Informationsdienst beim Ministerium für 
Jugend, Kunst und Wissenschaft herausgegebenen »Notes Documentai- 
res et Etudes« vom 26. März 1946 167000 Gefangene, die »aus verschie- 
denen Gründen« (perdus pour raisons diverses) in Frankeich umkamen.° 


' Joseph Rovan, »Die deutschen Kriegsgefangenen in Frankreich«, in: Frank/fur- 
ter Allgemeine Zeitung, 3. 8. 1987. 

* Kurt W. BOIME, Die deutschen Kriegsgefangenen in französischer Hand, München 1971. 
? Leserbrief des Richard FERSCHING, Pforzheim, »Französische Zeitungen ver- 
urteilten die Übelstände«, in Frankfurter Allgemeine Zeitung, 19. 9. 1987. 

* Ebenda. 

> Leserbrief des Präsidenten beim Bundessozialgericht a. D. Joachim Rack, 
Kassel, »Bedrohlicher Versuch der Verharmlosung«, in: ebenda, 3. 9. 1987. 

6 ]eserbrief des Dr. Herbert A. Kamp, Saarbrücken-Dudweiler, »Die deutschen 
Kriegsgefangenen in Frankreich«, in: ebenda, 23. 9. 1987, siehe auch: Bötrnte, 
aaO. (Anm. 2). 
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Deutsche in französischer Gefangenschaft 


Für die Verschickung innerhalb Frankreichs wurden die sonst nirgend- 
wo üblichen offenen Transporte eingesetzt, damit sich die Bevölkerung 
an den Wehrlosen von oben austoben konnte: »Mit den oben offenen 
Güterwagen fuhren die Züge meist langsam unter Brücken hindurch, 
fast schutzlos gegen Steinwürfe von oben. Wie viele deutsche Soldaten 
sind ermordet und verletzt worden?. .. Wir selbst mußten die Kamera- 


” Leserbrief des 

Heinz HınkEL, 
Ebsdorfergrund, 
»In den Arbeits- 


den entlang der Bahnlinie verscharren, erschlagen wie räudige Hunde. \ymmandos schlim- 


Hunger und Grausamkeiten waren aber in den Arbeitskommandos 
schlimmer (als in Depots, R. K.). In Belfort galten im Sommer 1945 die 
Peugeot-Werke als »Todeskommando«.«’ 

Ein anderer Zeitzeuge schrieb: »Ich selbst habe neben Kameraden 
gelegen, die in den berüchtigten Hungerlagern 1101 und 1102 Rennes 
an völliger, langer Unterernährung (sprich verhungern) gestorben sind. 
Ihre Skelette (Haut und Knochen, um es ganz deutlich zu sagen) wurden 
in längliche Holzkisten gelegt und mit LKWs abtransportiert.«® 

Ein anderer Zeitzeuge bestätigte das: »Ich war - in den letzten Tagen 


mer«, in: ebenda, 
9. 10. 1987. 

® Leserbrief des 
Karl ALTHorr, 
Zweibrücken, »Ein 
offizieller Bericht«, 
in: ebenda, 9. 10. 
1987. 


des Kriegs gerade 18 Jahre alt geworden — 44 Monate lang in französischer 5, Wen: 


Kriegsgefangenschaft. In dem großen Lager Poitiers, wohin ich am 6. Mai 
1945 kam, sind viele Gefangene gestorben infolge Hungers und schauri- 


Rüdiger KLEIN, 
Erzhausen, »Ge- 


ger sanitärer Verhältnisse beziehungsweise dadurch bedingter Krankheit. spenstische Diskus- 


Ich habe das selbst gesehen und hätte ohne die jugendliche »Widerstands- 
kraft und schließlich etwas »Glück« vielleicht auch nicht überlebt.«? 


Viele Mythen ranken sich um das Lager Ban-Saint-Jean im Departement Moselle 
(Lothringen). Deutsche Kriegsgefangene werden im November 1945 gezwungen, 
ein Gräberfeld in Ban-Saint-Jean zu öffnen. Man hat gemutmaßt, daß die Deutschen 
das ab 1940 übernommene Lager als Vernichtungslager benutzt hätten. Bezeich- 
nenderweise fand die angebliche »Greueltat« der Deutschen keine Erwähnung in 
Nürnberg, und auch kein internationales Gericht hat sich jemals damit befaßt. 
Quelle: http://membres.Iycos.fr/campdebansaintjean/ 
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Der Freiburger Histo- 


riker Rüdiger Over- | 


MANS schätzt, daß bis 
Ende 1947 rund 


50000 deutsche 


Kriegsgefangene der 
hochriskanten 


Zwangsarbeit des | 


Minenräumens aus- 


Deutsche in französischer Gefangenschaft 


gesetzt waren. Viele 


kamen dabei um. 
Das Foto (Bildarchiv 
preußischer Kulturbe- 
sitz) zeigt deutsche 


Soldaten beim Mi- 


nenräumen am 
Strand von Deauville 


(Basse-Normandie) # 


im September 1944. 


10 KAMP, 
(Anm. 6). 


aa0. 


'! Paul CARELL u. 
Günter BÖDDEKER, 
Die Gefangenen. 
Leben und Überleben 
deutscher Soldaten 
hinter Stacheldraht, 
Frankfurt/M- 
Berlin-Wien 1980, 
S-173: 


12 RAACK, aaO. 
(Anm. 5). 

B Beispiele bei 
FERSCHING, aaO. 
(Anm. 3). 
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Hinzu kommt, daß viele Kriegsgefangene zu dem von der Haager 
Landkriegsordnung verbotenen Minenräumen ohne Spezialgeräte und 
fachliche Anleitung gezwungen wurden, wo besonders viele Todesopfer 
zu beklagen waren. Nach KanmP soll es in der ersten Zeit dabei »zu 2000 
Toten im Monat« geführt haben, »von den Tausenden von Schwerver- 
letzten ganz zu schweigen«.'® »Etwa 40.000 ihrer deutschen Gefangenen 
setzten die Franzosen zur lebensgefährlichen Minensuche ein. Die ge- 
naue Zahl der Deutschen, die dabei den Tod fanden, ist nicht bekannt. 
Sie wird auf mehrere tausend geschätzt.«'' Um dem Hunger und der 
Zwangsarbeit zu entgehen, meldeten sich auch manche Gefangene zur 
Fremdenlegion, um dann ihr Blut in Vietnam zu vergießen. 

Ein Grund für die schlechte Behandlung durch die Franzosen war 
sicher auch eine gewisse Rache für die Niederlage von 1940 und für die 
Maßnahmen gegen die Resistance. So zierte den Eingang des Lagers Mon- 
tendre im Jahre 1945 der Hinweis: »Franzosen, vergeßt nicht Oradour 
und Lidice; seid gerecht, aber erbarmungslos.« (sans pitie)'? Eine ganze 
Reihe von erschütternden Berichten von Erlebniszeugen bringt CarELL.! 

Es sei aber auch angegeben, daß einzelne französische Zeitungen früh 
die Mißstände anklagten und Journalisten sich für Frankreich schäm- 
ten.'? Auch von einzelnen Franzosen wurde manchen Deutschen gehol- 
fen. 


Rolf Kosiek 
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Methoden zur Dezimierung der Deutschen im Osten 


Bei der Betrachtung der Holocaust-Opfer wird oft deren lebenslanges 
Trauma erwähnt. Daß die Ost- und Sudetendeutschen bei ihrer Vertrei- 
bung teilweise auch die schlimmsten Folterungen und Mißhandlungen 
erleiden mußten, von denen ihr ganzes folgendes Leben geprägt war, 
kommt selten zur Sprache. Der folgende Beitrag soll diese Lücke schlie- 
Ben. 

Der 1934 aus Deutschland emigrierte Psychiater und Psychoanalyti- 
ker William G. NIEDERLAND beschäftigte sich mit dem lebenslang anhal- 
tenden Trauma von Menschen, die im Laufe ihres Daseins unsagbarem 
Leid ausgesetzt waren. NIEDERLAND profilierte sich vor allem als Für- 
sprecher und Seelsorger für im Dritten Reich verfolgte Menschen. Mitte 
der achtziger Jahre stellte er fest: »Zwar endete die nationalsozialistische 
Herrschaft vor mehr als 40 Jahren, die Folgen für die Überlebenden sind 
jedoch keineswegs überwunden. Bereits 1964 führte ich den Begriff 
Überlebenden-Syndrom« ein«.' Nach den Erkenntnissen NIEDERLANDS 
schlagen sich die Hauptmerkmale dieses Syndroms unter anderem wie 
folgt nieder: 

»1. Eine alles beherrschende depressive Verstimmung mit mürrischem 
Verhalten, eine Tendenz zu Rückzug, Apathie und wortloser Trauer, letz- 
tere gelegentlich durch kurzlebige Wutausbrüche unterbrochen; Fehlen 
von Interesse und Initiative; Gefühle von Unsicherheit, Mißtrauen und 
Hilflosigkeit. .. 

2. Ein schwerwiegender, beharrlicher, zumeist jedoch innerlich unbe- 
wußter Schuldkomplex, der von einer inneren Überlebensschuld her- 
rührt und sich unbewußt oder bewußt auf die Frage zentriert: Warum 
habe ich das Unheil überlebt, dem die anderen von mir geliebten Men- 
schen — die Eltern, Kinder, Geschwister, Freunde, Lebensgefährten — 
erlagen?.... 

3. Angst- und Erregungszustände, die Schlaflosigkeit, Alpträume, in- 
nere Spannung. .. verursachen... 

5. Die Persönlichkeitsveränderungen und seelischen Störungen füh- 
ren, da sie als Dauerstörungen anhalten und innerlich fortwährend wirk- 
sam sind, im Laufe der Zeit bei den meisten der ehemals Verfolgten auch 
zu somatischen Leidenszuständen, die sich im körperlichen Bereich als 
Magen-, Herz-, Darm-, Gefäß- und sonstige Krankheiten (Blutdrucker- 
höhung, vorzeitige Alterung, Arterienverkalkung usw.) kundtun. Kopf- 
schmerzen, Gliederschmerzen, Händezittern, sogenannte rheumatische 
Beschwerden sind bei ihnen die Regel, nicht die Ausnahme. . .« 
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Späte Entschädi- 
gung für seelische 
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Ludolf HERBST u. 
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? Diese und viele 
andere Dokumente 
sind erstmals 
veröffentlicht 
worden bei: Claus 
NORDBRUCH, Der 
deutsche Aderlaß. 
Allüerte Kriegspolhitik 
gegen Deutschland 
nach 1945, Tübin- 
gen °2012. Die hier 
genannten Primär- 
quellen werden im 
Lastenausgleichsar- 
chiv in Bayreuth 
aufbewahrt und 
werden nach dem 
dort archivierten 
Kürzel Ost-Dok. 
(für Ost-Doku- 
mentation) zitiert. 
* Hierbei sind nicht 
die etwa 30000 
Mitteldeutschen 
eingeschlossen, die 
in Lager östlich der 
Oder-Neiße-Linie 
verschleppt und 
interniert wurden. 


Links: Gedenkstätte Hohen- 
schönhausen in Berlin: Zelle 
im Kellergefängnis, dem 
sogenannten »U-Boot«. 
Rechts: Den Aussagen eines 
Zeugen nachempfundene 
Wasserfolter-Zelle, wie sie 
von der sowjetischen 
Geheimpolizei 1947 
errichtet wurde. 
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Methoden zur Dezimierung der Deutschen im Osten 


Falls diese psychologischen Erkenntnisse zutreffend sind, können sie 
nicht nur auf ein bestimmtes Volk oder eine bestimmte Volksgruppe 
Anwendung finden. Im Falle ihrer Richtigkeit müssen sie allgemeingül- 
tig sein. Demnach finden wir diese »zerrissenen Seelen« auch unter den 
Millionen deutschen Vergewaltigten, Vertriebenen und Verschleppten — 
vor allem aber auch unter den Hunderttausenden Inhaftierten, die in 
den Gefängnissen und Konzentrationslagern der Gewalt der neuen kom- 
munistischen Machthaber ausgesetzt waren und mittels ausgefeilter Me- 
thoden psychischen Terrors und physischer Folterung zu »zerrissenen 
Seelen« wurden. 

Im folgenden werden Dutzende bislang unveröffentlichte Berichte und 
Aussagen von Zeitzeugen dokumentiert, die von etablierten Politikern, 
Historikern und Schriftstellern übergangen werden.” Sie sind in ihrer 
Aussagekraft so stark, daß die gängige Geschichtsschreibung über die 
Kriegsverbrechen und Nachkriegsverbrechen an Deutschen im kommu- 
nistischen Machtbereich konkretisiert werden muß. 

Außer in der Sowjetunion selbst richtete die sowjetische Besatzungs- 
macht gerade in ihrer mitteldeutschen sowjetischen Besatzungszone, der 
SBZ, Straflager — sogenannte »Speziallager« — ein. Diese befanden sich in 
Mühlberg bei Riesa, Buchenwald bei Weimar, Hohenschönhausen in 
Berlin, Bautzen, Ketschendorf bei Fürstenwalde, Jamlitz bei Lieberose, 
Sachsenhausen (Oranienburg), Fünfeichen bei Neubrandenburg und zwei 
in Torgau (Fort Zima und Seydlitz-Kaserne). In diesen »Speziallagern« 
waren von Mai 1945 bis August 1950 mindestens 122671 Deutsche und 
34 706 sowjetische Staatsbürger interniert.* Offensichtlich war die Be- 
handlung dieser Internierten aber grundsätzlich unterschiedlich: Von den 
Deutschen starben während der Internierungszeit 35 Prozent, von den 
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Methoden zur Dezimierung der Deutschen im Osten 


Sowjetbürgern 1 Prozent.’ Wie läßtsich die hohe Sterberate unter Deut- 
schen erklären? 

Die Verhältnisse in den Konzentrationslagern der sowjetischen Besat- 
zungszone, so klagte der britische Vertreter der Vereinten Nationen an, 
hätten sich im Vergleich zu den ehemaligen nationalsozialistischen Kon- 
zentrationslagern verschlechtert: »Eine vor einem Jahr unternommene 
Untersuchung zeigte, daß die Anzahl der Internierten in den Konzentra- 
tionslagern augenblicklich größer ist als im Jahre 1939. Es liegen gute 
Gründe für die Annahme vor, daß 200000 bis 300000 Gefangene in 
den sechs Haupt- und sechs oder sieben Nebenlagern interniert sind. .. 
Obsgleich die Sterblichkeitsrate extrem hoch war, waren die Lager immer 
voll. Die Gefangenen setzen sich nicht nur aus Nazioffizieren und Kriegs- 
verbrechern zusammen, sondern auch aus Frauen, Kindern und einer 
großen Anzahl von Jugendlichen, die ohne bekannten Grund festge- 
nommen worden sind.« 


Im jugoslawischen Machtbereich 


Insgesamt sind von den etwa 200000 Volksdeutschen, die dem Terror- 
regime Tıros in die Hände gefallen waren, durch Erschießungen und 
Internierung in Arbeits- und Vernichtungslagern mindestens 64 000 Zi- 
vilpersonen zu Tode gekommen. Diesen Toten sind noch einmal 80 000 
deutsche Kriegsgefangene, die meisten von ihnen ehemalige Angehörige 
der SS-Gebirgsdivision »Prinz Eugen«, hinzuzuzählen, die zum größten 
Teil nach dem 8. Mai 1945 ermordet worden sind.’ 

Im September 1946 schreibt der ehemalige KL-Häftling (Rudolfsgnad) 
Wilhelm NEuNER: »Niemals hat einer von uns von der UNRRA [United 
Nations Relief and Rehabilitation Administration, Die Nothilfe- und Wieder- 
aufbauverwaltung der Vereinten Nationen, C. N.] oder vom Roten Kreuz 
etwas bekommen, und dennoch sind wir gerade die bedürftigsten aller 
Menschen in Jugoslawien. Seit zwei Jahren hat in den jugoslawischen 
Lagern noch keiner von uns Fleisch zu essen bekommen. Kein freier 
Mensch darf mit uns sprechen. Wir dürfen unseren Familienmitgliedern, 
welche von uns getrennt in anderen Lagern eingesperrt sind, nicht ein- 
mal schreiben und uns schon im zweiten Jahr nicht einmal erkundigen, 
wo sie sind und wie es ihnen geht. Für uns gibt es keine Post. Wir dürfen 
nichts lesen und nichts wissen und nichts erwerben und nichts besitzen. 
Für unsere Kranken gibt es keine Spitalspflege und Medikamente. Sehr 
häufig wurden die Kranken ganz einfach durch die Partisanen getötet. .. 
Viele Tausende Deutsche sind als Sklaven an private Interessenten ver- 
kauft. Der Preis für einen deutschen Sklaven aber beträgt 800-1800 Di- 
nar monatlich, welches Geld die Lagerbehörden einkassieren. Vergewalti- 
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Methoden zur Dezimierung der Deutschen im Osten 


gungen deutscher Frauen und Mädchen sind nichts Seltenes gewesen. In 
Cernje, wo einige Zeit die Zigeuner die Macht in den Händen hatten, 
wurden von diesen eines Tages 174 Deutsche erschossen, und es wurde 
darauf öffentlich verkündet, daß sie, das heißt die Zigeuner, von der 
Behörde das Recht erhalten hätten, in der darauffolgenden Nacht die 
deutschen Frauen und Mädchen dieser Gemeinde zu vergewaltigen und 
umzubringen. Daraufhin haben dortselbst aus Verzweiflung an einem 
einzigen Abend 75 Deutsche, meist Frauen und Mädchen, Selbstmord 
begangen. Sie hängten sich auf. Mütter warfen ihre Kinder in die Brun- 
nen und stürzten sich selbst nach... Und keine Behörde kümmert sich 
darum, und niemand wird wegen der Ermordung von deutschen Zivili- 
sten zur Verantwortung gezogen«! 

Die Kinder litten ganz besonders. Karoline B., Internierte in Rudolfs- 
gnad, hatte zufällig einmal im Kinderlager zu tun gehabt. Ihre Beschrei- 
bungen eines sogenannten Kinderraumes sind reines Entsetzen: »Es 
waren Kinder vom Säuglingsalter bis zu 16 Monaten, deren Eltern ge- 
storben waren. Keines von diesen armen Kleinen konnte stehen oder 
gar gehen, sie lagen auf ihrem Platz oder rutschten am Bauch im Raum 
herum. Der Raum war voll Kinderkot und stank erbärmlich. Die Kinder 
weinten furchtbar, waren ganz bleich und abgezehrt. Sie waren am gan- 
zen Körper mit Kot verschmiert, der teilweise schon fest angetrocknet 
war. Ich konnte das nicht ansehen, schrie auf und lief weinend hinaus 
und fragte dort die Frauen, ob denn niemand hier sei, der sich dieser 
armen, verlassenen Kinder annähme. Die Frauen sagten mir, daß sie nicht 
helfen können, weil sie keine Windeln oder Handtücher, keine Wasch- 
becken, kein Wasser, keine Seife — also praktisch gar nichts — haben. Sie 
verlangen von der Lagerleitung ständig wenigstens das Allernotwendig- 
ste, doch gibt man ihnen nichts und sagt: »Sie sollen krepieren««” Und 
das taten sie im wahrsten Sinne des Wortes. Ende April 1946 waren in 
Rudolfsgnad rund 46 Prozent der Insassen Kinder unter 14 Jahren, de- 
ren Eltern verschollen oder aber ermordet oder verschleppt worden 
waren. Die Kinder verwahrlosten, unterernährt und verlaust, unter him- 
melschreienden Verhältnissen und starben zu Hunderten. 

Helene R. wurde nach Wochen der Drangsalierung durch die jugosla- 
wische Geheimpolizei (OZNA) im Dezember 1944 ohne vorheriges 
Verhör für mehrere Wochen in das Gefängnis des Militärgerichts in Som- 
bor gesperrt. »Während dieser Zeit erhielt ich den Auftrag, für die in 
einer Garage im selben Gebäude eingesperrten Männer das Essen aus- 
zuteilen. In dieser Garage waren etwa 150 Männer, alte und junge, sie- 
ben volle Wochen in Ketten gelegen. Die Ketten waren ihnen so fest 
geschnallt, daß alle blutige Wunden an den Händen hatten. Sie wurden 
ihnen in den sieben Wochen kein einziges Mal, weder beim Essen, noch 
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beim Austreten, abgenommen. Die Männer waren äußerst mangelhaft 
bekleidet, die Kleider waren ihnen größtenteils weggenommen, sie lagen 
in den kalten Dezembertagen fast nackt in zerrissenen Hemden oder 
Unterhosen, vollkommen verlaust und schmutzig auf dem Betonboden 
der ungeheizten Garage. Das Essen wurde ihnen in insgesamt 15 EB- 
schalen auf dem Fußboden gereicht. Zwei und zwei Männer löffelten 
liegend mit zusammengeketteten Händen die verabreichte Suppe.« 

Im Januar 1945 wurde Helene R. ins Gerichtsgefängnis nach Neusatz 
(Novi Sad) überstellt: »Hier war ich in einem Zimmer mit über 100 Per- 
sonen, mit Männern und Frauen, alten und jungen, so eng zusammen- 
gepfercht, daß wir nur auf einer Seite liegen konnten. Das Zimmer war 
ungeheizt, die Fensterscheiben zerbrochen, wir lagen auf völlig verlau- 
stem Stroh. Es gab keine Waschmöglichkeit — sechs Wochen hatte ich 
die Kleider nicht vom Leibe genommen. Durch die Ausdünstungen der 
vielen Gefangenen waren die Wände durchwegs feucht. Nur zweimal 
täglich (morgens und abends) konnten wir austreten. Zwei WC standen 
für 800 Personen zur Verfügung, diese waren aber so schmutzig, daß uns 
der Kot bis an die Knöchel ging.«' 

Drei volksdeutschen Frauen aus Sekie war es im Januar 1947 gelun- 
gen, aus dem jugoslawischen Vernichtungslager Krusevlje auszubrechen 
und nach Salzburg zu fliehen. Dort sagten sie vor Vertretern der Ameri- 
kanischen Wohlfahrt und des Internationalen Roten Kreuzes unter an- 
derem folgendes aus: »Täglich starben 20-30 Menschen. Diese wurden 
an Händen und Füßen gebunden, die Kleider nahmen wir ihnen vom 
toten Körper, da unsere total abgerissen waren. Die Toten wurden in 
Massengräbern verscharrt. Bei anderer Gelegenheit wurden 3 Frauen 
vom Lagerkommandanten erschossen, weil sie für ihre Kinder Nahrung 
bettelten und dabei ertappt wurden. Die Hinrichtungwurde mittels Trom- 
melschlag im Lager bekanntgegeben. Man wollte ein Exempel statuieren 
und zwang viele, dem »Schauspiek beizuwohnen. Nach der Erschießung 
wurden sie auf einen Wagen geladen, und zur Grabstätte geführt. Zwei 
der Frauen hatten kleine Kinder. Die eine Frau, scheinbar bei der Fxeku- 
tion schlecht getroffen, richtete sich vor dem Friedhof im Wagen auf 
und rief: ‚Ich möchte nur noch einmal mein Kind sehen, und wenn mein 
Mann einmal fragt, wo ich bin, so sagt nur, ich bin erschossen worden, 
weil ich Nahrung betteln ging, um mein Kind zu retten« Da riefen die 
Totengräber: ‚Der Kommandant soll kommen! < Dieser kam mit der Pi- 
stole und schrie: ‚Der schwäbische Hund lebt auch nochk Er schoß noch 
3 Kugeln hinter ihr her und fügte schnaubend hinzu: »Mit dieser zuerst 
ins Loch\«'? Die Westalliierten, also die demokratischen Sieger, waren 
über die völkerrechtwidrigen, kriminellen Verhältnisse im Machtbereich 
ihrer ehemaligen Verbündeten informiert — und reagierten nicht. 
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Im tschechischen Machtbereich 


Über die Verhältnisse in tschechischen Lagern und Gefängnissen sind 
Unmengen von bislang unveröffentlichten Aussagen über Demütigun- 
gen und Tötungen dokumentiert: »Nach Aussagen von Geistlichen, die 
selber durch Wochen in solchen Lagern weilten, sind die Behandlung so 
brutal, die sanitären Verhältnisse so ungenügend und die Verpflegung so 
unzureichend, daß dagegen die deutschen Konzentrationslager Dachau 
und Buchenwald als Sanatorium erscheinen müssen. Amerikanische Ärzte, 
die das Lager am Strahover Stadion besuchen konnten, bestätigten diese 
Aussagen. Verstümmelungen Lebender und öffentliche Hinrichtungen 
in Zwangsgegenwart von Frauen und Kindern, auch Schwangeren, in 
Lagern und auf Marktplätzen sind vielfach bezeugt.«' 

Der Jurist Wolfgang August KoßErg berichtet von einer ganzen Palette 
von diabolischen Maßnahmen, die im tschechischen Gefängnis Jägern- 
dorf, Regierungsbezirk Troppau, angewandt wurden, um die Deutschen 
zu erniedrigen und zu töten: »Da war zuerst einmal »Ehrenbezeugung« 
für einen die Zelle betretenden oder mit uns sprechenden Tschechen: 
Sowie sich der Schlüssel in unsere Zellentür schob, hatten wır alle aufzu- 
springen, beide Arme hochzuheben (wie zu verdoppeltem Hitlergruß) 
und, nachdem einer gemeldet hatte: »Zelle X mit Y Mann« (tschechisch 
natürlich), hatten wir tschechisch im Chor zu sagen: »Wir danken unse- 
rem Führer Adolf HITLER, daß wir hier sind! Deutschland, Deutschland 
über alles! Und es war, wenn ein neuer Insasse der Zelle zugewiesen 
wurde, unsere erste, dringende Sorge, ihm, der in den meisten Fällen 
noch nie ein Wort tschechisch gesprochen hatte, dieses Sprüchlein flie- 
Bend beizubringen; denn wehe dem Armen, der bei der ersten Öffnung 
der Zelle nicht laut, klar und fehlerlos mitgesprochen hätte — er wurde 
sofort auf den Gang geholt, auf die Erde geworfen und verprügelt, im- 
mer wieder gefragt: »Wie heißt das?« Und wenn er jetzt in Angst und 
Schmerz natürlich erst recht außerstande war, die fremden Wörter feh- 
lerlos herzusagen, weiter geprügelt, bis er ohnmächtig in die Zelle zu- 
rückgeschleudert wurde. ... Eine beliebte Abart des einfachen Prügelns 
war es auch, das Opfer immer wieder über eine gewisse Stelle der Kreuz- 
gegend zu schlagen, wodurch mit ziemlicher Sicherheit in einiger Zeit 
eine unwillkürliche Stuhlentleerung herbeigeführt wurde. Der Geprü- 
gelte wurde dabei immer wieder gefragt: »Hast Dich schon beschissen” 
Und wenn es endlich soweit war, begannen wüste Beschimpfungen und 
Verhöhnungen der »deutschen Schweine: und wurde das jeweilige Opfer, 
um es »zur Sauberkeit zu erziehen«, gezwungen, den Schmutz aus seinen 
Hosen unmittelbar mit dem Munde wegzufressen und zu verschlingen.«'* 

Eine Mutter berichtet über die Behandlungsweise ihres Sohnes und 
anderer junger Soldaten der Wehrmacht im Internierungslager Olmütz- 
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Hodolein: »Was diese armen Jungen mitgemacht haben, das kann ein 
Mensch kaum aushalten, und wir Mütter mußten dabei stehen, auch 
wurden uns Hundepeitschen in die Hand gedrückt, damit wir unsere 
eigenen Kinder schlagen. Nackt stellte man diese an die Wand, und mit 
zwei Peitschen zugleich wurde auf die Jungen eingeschlagen, dazu rieb 
man sie noch mit Salz ein und legte sie wieder in eine Badewanne, um 
das Blut abzuwaschen.«'” Das Auspeitschen schien sich in Olmütz bei 
dem tschechischen Personal besonderer Beliebtheit zu erfreuen. In ei- 
nem weiteren Bericht, der von elf ehemaligen internierten Frauen und 
Männern unterzeichnet ist, erfahren wir weiteres über die Verhältnisse in 
diesem Lager: »Fast alle Männer, Burschen und auch viele Mädchen und 
Frauen wurden so mißhandelt, wie es die Welt noch nicht gesehen hat. 
Mit Hundepeitschen und Gummiknüppeln wurden im Takt, jedem 50— 
70 Hiebe in einer Nacht verabreicht, so daß das Blut von den Körpern 
rann, mit den Stiefeln auf den wimmernden Menschenleibern herumge- 
treten, mit Fausthieben in Magen und Gesicht geschlagen, daß sich fast 
jeder nur gewünscht hat, wenn doch der erlösende Tod ein Ende ma- 
chen würde. Viele Frauen und Mädchen wurden ausgesucht, mißbraucht, 
nackt ausgezogen und mit Brennesseln, die sie in der Nacht selbst su- 
chen mußten, gepeitscht, bis das Blut vom Körper rann.«' 

Sadistische Gemeinheiten und Quälereien werden auch aus dem Kon- 
zentrationslager Rabstein/Sudetenland berichtet. Ein Insasse des KL 
Rabstein erinnert sich seiner entsetzlichen Erlebnisse: »Die Zähne wur- 
den uns meistens mit einer gewöhnlichen Zange herausgerissen, und 
auf die Wunden mußten wir dann vom Hof den Kot zusammenfressen. 
Nocheine unmenschliche Behandlung habe ich vergessen, mit anzufüh- 
ren, nämlich: Man hat auch uns Häftlingen einen Lappen in den Mund 
gesteckt, damit man nicht brüllen konnte. So mußten wir dann die Hän- 
de hinhalten, wo so lange auf die Fingernägel mit dem Gummiknüppel 
geschlagen wurde, bis sie vollständig losgingen und vollends abgerissen 
wurden. Das genügte jedoch noch nicht, denn man mußte dann die wun- 
den Finger in einen Salznapf eintauchen, ohne daß man nur den gering- 
sten Laut von sich geben durfte.«' 

Besonders waren junge Angehörige der SS den Quälereien des tsche- 
chischen Konzentrationslagerpersonals ausgesetzt: »So habe ich gese- 
hen, daß man ihnen in den Mund einen Leitungsschlauch steckte, ihn 
am Kopf festmachte und dann das Wasser mit Druck in den Körper 
laufen ließ und zu gegebener Zeit dann mit Messern in den Leib stach, 
so daß das Wasser bei den Wunden herauskam. Bei einigen habe ich bis 
280 Messerstiche gezählt. Zungen, Ohren, Augen, Lippen, Finger, Na- 
sen, ja selbst Geschlechtsteile waren keine Seltenheit, die ich beim Zu- 
sammenputzen vorfand.«'® Immer wieder trifft man in den Dokumen- 
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ten auf Fallbeschreibungen von bestialischen Verstümmelungen. Einem 
Augenzeugenbericht des tschechischen Konzentrationslagers Theresi- 
enstadt entnehmen wir: »In den nächsten Tagen gingen Arbeitskom- 
mandos an verschiedene Arbeitsstellen. Ich erhielt mit anderen die Auf- 
räumungsarbeiten der Einzelzellen, wo die Erschlagenen lagen. 
Zentimeterhoch lagen das geronnene Blut, abgeschlagene Ohren, aus- 
geschlagene Zähne, Hautteile mit Haaren vom Kopfe, Gebisse und der- 
gleichen herum. Der durch Blut und dergleichen verbreitete Gestank 
machte das Waschen der Zellen und Gänge bald unmöglich.«' 

Die sanitären Einrichtungen in tschechoslowakischen Konzentrations- 
lagern waren mit mitteleuropäischem Standard des 20. Jahrhunderts nicht 
zu vergleichen. Am 7. September 1945 wurde Franz VoIT aus Roßhaupt, 
Kreis Tachau, von tschechischen Zollbeamten verhaftet und in das auf 
dem Gelände der städtischen Tabakfabrik errichtete Konzentrationsla- 
ger Tachau gesperrt. Seinen Aufzeichnungen aus dem Jahre 1952 zufol- 
ge spotteten die sanitären Einrichtungen jeder Beschreibung: »Für 800 
Mann gab es 4 Aborte, zum Verrichten der kleinen Notdurft waren da- 
neben 3 Blecheimer aufgestellt. Im Waschraum waren ungefähr 8 Wasch- 
gelegenheiten (ich weiß es nimmer genau). Nach der Tagwache und um 
8 Uhr abends wurden wir in Gruppen zu den Aborten und dem neben- 
an liegenden Waschraum gelassen. Es ist unvorstellbar, was sich dort 
abspielte. Jeder hatte, bedingt durch die wässrige Kost, den Drang in 
sich, so bald als möglich an die Reihe zu kommen. Beim Verrichten der 
kleinen Notdurft mußte jedes Anstandsgefühl bei Seite gelassen werden. 
In den Aborten kein Papier zum Reinigen, und viele hatten Durchfall, 
man kann sich keinen Begriff machen, wie diese Aborte aussahen.«’® 

Über die Behandlung von Kranken, die nichts anderes als brutal Ge- 
peinigte und Gequälte waren, ist folgende Methodik dokumentiert: »Bei 
vielen zeigten sich nach 2 bis 3 Tagen Geschwülste am Rücken, Halse, 
Kopf und Armen. Köpfe sahen aus wie Masken, alles geschwollen, die 
Augen herausstehend, die Lippen wülstig, die Ohren abstehend, der ganze 
Kopf um vieles vergrößert, ein Anblick zum Erbarmen. Nach zwei Ta- 
gen wurde ich zum Krankenrevier kommandiert. Es bestand aus 5 Ein- 
zelzellen, darin lagen bis zu 5 Mann, teilweise liegend, teilweise in Hok- 
kestellung oder sitzend. Dort sah ich etwas, was mir den größten 
Schrecken einjagte: Patienten aus den Zellen wurden vollkommen ent- 
kleidet, auf eine Bahre von uns gelegt und erhielten vom Arzt eine In- 
jektion eines schnell wirkenden Giftes. Diese Leute starben innerhalb 
einer Minute. Ich gebe zu, daß diese Injektion für viele eine Erlösung 
bedeutete, aber es waren auch Leute dabei, die leicht hätten ausgeheilt 
werden können. Die Beseitigung der Kranken auf diese Art wurde von 
der Kommandantur der Festung befohlen.«” 
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Franz Voir beschreibt auch die »Behandlung« von Kranken im tsche- 
chischen Konzentrationslager Tachau. Sie war nichts anderes als furcht- 
bare Folter: »Wir hörten die Schmerzensschreie der Gemarterten, das 
dumpfe Hinfallen der Körper auf den Beton, das Brüllen der Peiniger, 
immer wieder schrieen sie »Aufk und schlugen dabei taktmäßig — wie 
beim Getreidedreschen — auf ihre Opfer ein. Dann wieder das Schleifen 
eines schweren Körpers den Gang entlang im Waschraum zur Brause. 
Während ein Mann gemartert wurde, mußten die anderen zusehen, bis 
an jeden die Reihe kam. Auch die Frauen wurden gezwungen, diesem 
schrecklichen Schauspiel zuzusehen. Sobald einer bei Besinnung war, 
wurde er weiter gequält, hatte er diese verloren, so übergossen sie ihn 
mit einem Kübel Urin, oder sie schleppten ihn zur Brause«,”” und die 
»Behandlung« begann von neuem. 

Die allgemeine und übliche »Fürsorge« von Kranken und Verwunde- 
ten widersprach sämtlichen Grundsätzen kultivierter Menschen. »Tsche- 
chische Ärzte lehnen es ab, Geschlechtskrankheiten zu heilen, welche 
die Folge von Vergewaltigungen sind, obwohl sie von den deutschen 
Frauen darum angefleht werden. Syphilis wird überhaupt nicht kuriert. 
Tripper heilt man mit einigen Tabletten, die für genügend erachtet wer- 
den. Alle übrigen Medikamente werden den Flüchtlingen verweigert. 
Verwundete Soldaten, in deren Schwären es von Würmern wimmelt und 
die ganz mit Aussatz bedeckt sind, werden einfach ihrem Schicksal über- 
lassen. Sie müssen einander behandeln und empfangen weder Verbands- 
zeug noch Salbe. Personen, die noch keine Ruhr haben, werden gezwun- 
gen, die schmutzige Wäsche Ruhrkranker abzulecken, je nachdem es den 
Soldaten gefällt, die ihnen die infektiösen Wäschestücke ins Gesicht 
werfen. Weigern sie sich, dies zu tun, werden sie bis zur Bewußtlosigkeit 
geprügelt.«” 

Schikanen und Verbrechen, wie sie in der Vorstellungswelt von Kul- 
turmenschen nicht existieren, waren im Machtbereich der Tschechen an 
der Tagesordnung. Im Bezirksgefängnis Brünn wurden die Internierten 
»mit Geißeln blutig gepeitscht, einzelne wurden gezwungen, den Spuck- 
napf auszutrinken, menschlichen Kot zu essen«. Im Gefängnis in 
Mährisch-Trübau profilierte sich vor allem der als Kerkermeister fungie- 
rende Säufer und Sadist Mirko MERıL, der seinen ihm schutzlos ausgelie- 
ferten Häftlingen täglich und nächtlich mehrmals mit einer Lederpeit- 
sche oder einem Gummihammer das Verständnis tschechischer Kultur 
nahebrachte. »Das allergemeinste aber war es, wenn im Vorraum der 
Kerkermeister aus einem Kübel, worin sich der Inhalt eines Zimmerklo- 
setts befand, mit einer alten Konservenbüchse schöpfte [und] beinahe 
uns allen diese Jauche zu trinken gegeben wurde. Wer nicht trank, wurde 
so lange geschlagen, bis der scheußliche Inhalt ausgetrunken war.«’* 
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Rudolf BAuEr, ehemalige Direktor einer Weberei und Tuchfabrik in 
Senftenberg/Böhmen, berichtet über die Foltermethoden der Tschechen 
im Gefängnis Senftenberg: »Wöchentlich ca. 3- bis 4mal wurden wir ei- 
nem Verhör unterzogen, wobei fast jedesmal wieder Prügel verabreicht 
wurden. Junge tschechische Partisanen kamen in betrunkenem Zustand 
in unsere Zelle, steckten uns Papiertüten zwischen die Zehen, in Mund 
und Nase und zündeten diese an. Wer die Qualen nicht aushielt, mußte 
sich wiederum einer Prügelstrafe unterziehen. Dabei tanzten die Tsche- 


23 Ost-Dok. 2, chen johlend um uns herum.«” 
Nr. 304a/7. Die grauenhaften Foltermethoden während sogenannter Verhöre 
26 Ost-Dok. 2, überstiegen die Vorstellungskraft zivilisierter Menschen: »Dem Gustav 


Nr. 296/147. HEscHL, 65 Jahre alt, wurden bei einem solchen Verhör Stecknadeln unter 
e die Finger- und Fußnägel getrieben, 
brennende Zünder an die Beine gehal- 
ten und dann Phosphorköpfchen in den 
Brandwunden verrieben. Mit einem klei- 
nen Schraubstock, wie ihn Uhrmacher 
benützen, [wurden] mehreren Männern 
Daumen und Lippen«?® zerquetscht. 
Ein aus Mährisch-Schönberg stam- 
mender Polizist, der im Mai von den 
Tschechen in das Bezirksgerichtsgefäng- 
2 nis in Neu-Bydzow eingesperrt war, be- 
= richtet nichtnurvon ständigen Folterun- 
gen an deutschen Kriegsgefangenen, 
sondern schildert auch deren Exekuti- 
on. Am 25. Mai 1945, früh morgens um 
4 Uhr, wurde der Berichterstatter mit 
anderen Gefangenen aus der Zelle ge- 
holt und mit Schaufeln und Spitzhak- 
ken ausgerüstet. Sie mußten in einen 
Lastwagen steigen. »In einen nebenste- 
4 henden, verschließbaren Lastkraftwagen 
kamen 25 deutsche Soldaten aus dem 
»Waschraum« [= Folterkammer, C.N.]. 


Te ut 


Im böhmischen Joachimsthal (heute: Jachymov) errichtete der sowjetische Geheimdienst NKWD einen 18 
Lager umfassenden »tschechoslowakischen Gulag«, in dem vorwiegend deutsche Kriegsgefangene und 
nicht-vertriebene Einwohner untergebracht waren. Zweck war der Uranabbau für das sowjetische Atom- 
bombenprojekt und die entstehende sowjetische Atomindustrie durch Zwangsarbeiter. Insgesamt durchlie- 
fen die Lager rund 100000 politische Häftlinge und über 250000 Zwangsverpflichtete. Man geht davon 
aus, daß rund die Hälfte von ihnen nicht überlebt hat. Die Abbildung zeigt die Stiege zum Arbeitslager mit 
Gedenktafel. 
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Sie mußten sich alle in dem Wagen auf den Bauch legen, worauf das 
Auto verschlossen wurde. Nun fuhren wit, streng bewacht, durch die 
noch schlummernde Stadt hinter die städtische Ziegelei zu einem Wald- 
rande. Hier stiegen wir ab, die Soldaten wurden herausgelassen und muß- 
ten die Werkzeuge von uns übernehmen. Ihre abgehärmten, wundge- 
schlagenen Körper, die tiefeingesunkenen, matten Augen in den 
aschgrauen, angsterfüllten und todernsten Gesichtern boten ein Bild des 
Entsetzens, einen Anblick des Jammers, der mich stets, auch in meinen 
tiefsten Träumen, verfolgen wird. Während die unglücklichen Opfer nun 
so dastanden und sich auf ihren Tod vorbereiteten, wurde inzwischen 
vor ihnen eine Fläche von ungefähr 7 x 2 m angezeichnet, auf der sie ihr 
eigenes Grab ausheben mußten. Sie schaufelten, bis die Grube eine Tie- 
fe von etwa 1 Meter erreichte, dann mußten sie sich in einen Kreis stel- 
len, auf ausdrücklichen Befehl noch ihre Köpfe senken, und schon krach- 
ten Schüsse aus den Maschinenpistolen. Dum-Dum-Projektile 
durchbohrten ihr Genick, daß das Hirn aus den Schädeln spritzte. Alle 
sinken zu Boden, baden sich im eigenen Blute, manche bewegen sich, 
zucken noch. Wir aber müssen sie schon in die Grube werfen und gleich 
verscharren. Eine gräßliche Schlächterei, Ale man sie sich nicht ärger 
vorstellen kann, hat ihr Ende gefunden.’ 

Was hatten die Tschechen mit derartigen Perversitäten und unvor- 
stellbaren Grausamkeiten bezweckt? Für das ehemalige Opfer Wolfgang 
KOBeErgG gibt es hierüber keinen Zweifel: Auf solche Weise »hatten diese 
Untermenschen aus dem Gefühl ihrer Minderwertigkeit heraus sich be- 
müht, geistige Überlegenheit zu vernichten oder wenigstens äußerlich 
sich untertänig zu machen«.® Eine Erklärung, die selbstverständlich kaum 
Resonanz fand. In der tschechischen Presse wurden die dokumentierten 
Greuel mit einer Dreistigkeit geleugnet, die kaum weniger menschenver- 
achtend ist als die geschilderten Verbrechen selbst. Die tschechoslowa- 
kische Zeitung Stra Severu sah sich veranlaßt, auf die zunehmende Kritik 
aus dem Ausland über die Behandlung der Deutschen durch die Tsche- 
chen Stellung zu nehmen. Am 13. Januar 1946 hieß es dort: »Die Freund- 
chen der Deutschen im Grenzgebiet haben ständig Angst, ob wir die 
Nazis hier nicht am Ende foltern, ob sie nicht vor Hunger umkommen 
und ob es ihnen um Gottes willen hier nicht am Ende schlecht geht. Wir 
können diese Besorgten damit trösten, indem wir ihnen nicht nur erzäh- 
len, was wir gesehen haben, sondern auch die Aufnahmen zeigen, die 
wir bei einer schnellen Besichtigung gemacht haben. . . Wir betrachteten 
die modernen, wenn auch einfach eingerichteten Waschräume mit Du- 
schen und Wasserleitungen, wir besichtigten die Vorratskammer und die 
gut eingerichtete Küche... In der Küche arbeiten nur Internierte. Der 
Lagerkommandant ruft einen herbei und läßt ihn erzählen, was es zu 
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Weihnachten zu essen gegeben hat. Der bescheidene Nazi zählt auf: 142 
kg Rindfleisch, 20 kg Wurst, 54 kg Speck (das alles für 320 Personen), 
und jeder bekam außerdem noch einen Weihnachtsstollen. .. Wir be- 
sichtigten auch die Unterkünfte. Jedes Zimmer besitzt aus den Reihen 
der Internierten einen Kommandanten, ebenso jede Baracke und die 
Selbstverwaltung der Internierten gipfelt in der Person des sogenannten 
Lagerältesten. Diese Leute sind verantwortlich für Disziplin, Ordnung, 
Sauberkeit usw. Die Sauberkeit ist mustergültig. Bis jetzt sind noch keine 
ansteckenden Krankheiten aufgetreten, auch keine Insektenplage, und 
jeder weiß doch, in was für einem Zustand sich die flüchtenden Nazi- 
horden befanden. ... Körperliche Züchtigung ist im Lager streng verbo- 
ten, und schon das ist der beste Beweis dafür, daß wir uns an den Deut- 
schen für ihre Folterung von Millionen unschuldiger Menschen nicht 
rächen wollen, daß sie aber das Volk mit Hilfe seiner Volksgerichte nach 
dem Gesetz aburteilen wird, wie es sich für einen Staat mit einer kultu- 
rell hochstehenden Bevölkerung gebührt.«” 


Im polnischen Machtbereich 


Auch die Polen waren von sich selbst überzeugt und bewiesen die von 
ihnen vertretene Kultur nicht zuletzt in dem Grad, wie sie internierte 
Deutsche behandelten. Polnische Konzentrationslager gab es nicht nur 
in Polen, sondern vor allem auf dem von ihnen verwalteten ostdeut- 
schem Boden sowie im einst deutsch verwalteten Gebiet, etwa im Reichs- 
gau Wartheland. Eines dieser Lager war in Litzmannstadt. Dort hatte die 
Obrigkeit alle Fenster herausgeschlagen, so daß die deutschen Insassen 
(ab Januar 1945) bei eisiger Kälte ausharren mußten. Verpflegung war 
faktisch nicht existent. Es gab keine Möglichkeit, etwas zu trinken, so 
daß die Schikane, die Fenster zertrümmert zu haben, letztendlich einen 
positiven Aspekt abwarf: »Zum Glück trieb uns der Wind den Schnee in 
den Raum, mit dem wir uns den Durst stillten.«" Im polnischen Kon- 
zentrationslager Pawianitze im Warthegau hatte die Lagerverwaltung 
besonderen Spaß daran, den deutschen Insassen überhaupt keine Ver- 
pflegung zu geben, so daß die Polen Vergnügen daran fanden, »wenn wir 
uns auf dem Misthaufen untereinander um eine Brotkruste rauften«.’' 
Im Konzentrationslager Lubin im Kreis Leslau (Warthegau) wurden 
einige hundert deutsche Männer aus der Umgebung von Kürdorf (Kir- 
owow) interniert. »Was die Behandlung der Lagerinsassen anlangt, so 
sträubt sich die Feder, dies hier niederzuschreiben. Erschießungen und 
die scheußlichsten Mißhandlungen waren an der Tagesordnung. Um den 
Ort Kirowow lagen etwa 200 Leichen (Soldaten, Volkssturm und Zivili- 
sten). Als die Witterung wärmer wurde, machte sich der Leichengeruch 
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bemerkbar, und daraufhin wurden die Lagerinsassen aufgeboten, die 
Toten zu begraben. Ich war dabei und habe so die verstümmelten Lei- 
chen selber sehen können. Vielen von den Toten war der Genickschuß 
verabreicht worden. Die Leichen waren so entstellt, daß eine Identifizie- 
rung etwaiger Bekannter gar nicht möglich gewesen wäre.«”? 

Immer wieder tat sich die polnische Miliz bei den Mißhandlungen 
von Deutschen hervor. So auch im Konzentrationslager Lutbrandau (Pro- 
vinz Posen, Lubraniec), das bereits Ende Januar 1945 errichtet worden 
war. Es unterstand dem »Kommandanten« und Anführer der Milizban- 
den Zygmunt Wyoca, der sich besonders bei den Folterungen wehrlo- 
ser Deutscher auszeichnete. Insasse Hilmar P. erinnert sich: »Neben un- 
serem Raum lag im Einzelzimmer eine Frau, die sich überhaupt nicht 
mehr bewegen konnte, so war sie durch Folterungen zugerichtet wor- 
den. Jeden Abend ging da der Lagerkommandant Zygmunt WyocGa her- 
ein, tanzte auf ihrem Körper herum und rief: »>So wird das Fundament 
von Polen gebaut. Nach vielen Tagen solcher Mißhandlungen wurde sie 
von WyoGa erschossen.«’ 

Dank des ausführlichen Berichtes des ehemaligen Reichsbahnbeam- 
ten und Angehörigen der Bahnpolizei in Breslau, Oberzugführer Adolf 
Warpa, sind neben der allgemein üblichen polnischen Verhörmethode 
vor allem auch die Entwicklungsstadien eines Menschen bis zum seeli- 
schen Zusammenbruch dokumentiert. WaLDAa wurde im Juli 1945 ins 
Gefängnis Kletschkau (Breslau) gebracht, in dem zur deutschen Zeit 500 
Personen untergebracht, nun unter polnischer Herrschaft 8000 Häftlin- 
ge zusammengepfercht waren: »Bei der Vernehmung beschuldigte mich 
der polnische Kommissar, Chef der Breslauer Gestapo gewesen zu sein. 
Ich verneinte dies natürlich und verwies auf meinen Ausweis mit Licht- 
bild, der mich als Reichsbahnsekretär legitimierte. Sofort erhielt ich von 
dem Posten einen derartigen Faustschlag ins Gesicht, daß mir das Blut 
aus der Nase lief und ein Zahn ausgeschlagen wurde. Immer wieder, 
wenn ich die falschen Anschuldigungen zurück wies, wurde ich unbarm- 
herzig geschlagen und in den Unterleib getreten. Ich habe dann das Pro- 
tokoll unterschrieben, was verlangt wurde, sonst wäre ich wohl erschla- 
gen worden. Man brachte mich dann in das Gefängnisgebäude. Beim 
Betreten wurde ich von dem Torposten mit einem Gummiknüppel über 
den Kopf geschlagen und in ein Zimmer gestoßen, wo man mich wie- 
derum ohne jeden Anlaß mißhandelte. Dort sind mir meine sämtlichen 
Sachen, wie Brieftasche, Taschenmesser, Schlüssel, Hosenträger usw. ab- 
genommen worden. Beim Abtransport in die im ersten Stock gelegene 
Einzelzelle mußte ich durch ein Spalier der angetretenen Wachmann- 
schaften spießrutenlaufen, die von beiden Seiten mit Gummiknüppeln 
und Stöcken auf mich einschlugen, bis ich zusammenbrach. Von einem 
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Wüstling durch Tritte in den Unterleib wieder hochgebracht, mußte ich 
denselben Weg noch einmal machen. Mehr tot als lebendig schaffte man 
mich in die Zelle. Dort stürzten sich 4 Mann auf mich, rissen mir die 
Kleider vom Leibe, warfen eine Decke über meinen Kopf und schlugen 
mit Knüppeln so lange auf meinen nackten Körper, bis ich besinnungs- 
los war. Am Morgen Antreten zum Appell. Ich konnte kaum gehen und 
wurde wieder geschlagen. Mein Rücken war eine einzige blutige und ver- 
schwollene Masse. .. Die Appelle früh und abends waren eine einzige 
Marter. Der Kommandant, etwa 27 Jahre alt, ein Rohling mit sadisti- 
schen Ausmaßen, schlug wahllos mit seinem Rohrstock in die Gesichter 
der Angetretenen. In Kniebeugen quer über den Gang wippen, gegen- 
seitiges Ohrfeigen, hinlegen — und über diese Liegenden liefen und spran- 
gen die Wachmannschaften mit ihren schwerbeschlagenen Stiefeln —, weg- 
treten und immer wieder antreten, alles durch Pfiffe auf einer hellen 
Trillerpfeife kommandiert und durch Schläge mit dem Gummiknüppel 
angetrieben, waren unendliche Quälereien. Dann wieder Hervortreten 
der Angehörigen der SS, SA, Polizei usw. Diese wurden einzeln geschla- 
gen, in die Nierengegend getreten, auf unmenschliche Art mißhandelt. 
Dies alles vor den Augen der anderen kahlgeschorenen Häftlinge. Glaubte 
man dann, in der Zelle Ruhe zu haben, wurde diese aufgerissen, und es 
mußte in strammer Haltung gemeldet werden: »Zelle 117 belegt mit ei- 
nem deutschen Schwein« Wieder gab es Schläge, weil die Meldung dem 
kaum 20jährigen Posten nicht exakt genug war. Jede Nacht um 12 Uhr 
hörte man das Schmerzensgebrüll der Mißhandelten, denn um diese Stun- 
de war Kontrolle durch die immer betrunkenen Wachmannschaften. Aber 
auch zu jeder anderen Nachtzeit wurde kontrolliert und immer auch ge- 
schlagen. Nach 14 Tagen Gefängnishaft war ich körperlich und seelisch 
am Ende meiner Kräfte. Ich hängte mich an meinen Schnürsenkeln auf, 
riß aber, nachdem ich bereits das Bewußtsein verloren hatte, ab.«°* Mitte 
August wurde WAr.DA entlassen, mit der Mahnung, wie sie jeder gefolter- 
te Häftling von den polnischen Machthabern zu hören bekam: über al- 
les, was man im Gefängnis gesehen, gehört und erlebt habe, absolutes 
Stillschweigen zu wahren. 

Hugo B., der wenige Tage zuvor aus Krankheitsgründen im Oktober 
1945 aus einem sibirischen Arbeitslager entlassen und in seine westpreu- 
Bische Heimat entlassen worden war, wurde von der polnischen Ge- 
heimpolizei in Zempelburg verhaftet und »verhört« Den weiteren Lei- 
densweg schildert der Betroffene selbst. Im Büro angekommen, »wurde 
ich gleich mit Ohrfeigen begrüßt, mußte mich dann vollständig auszie- 
hen und auf den Fußboden legen. 7-8 Mann standen bereit, um weitere 
Mißhandlungen vorzunehmen. Es ging dann alles plötzlich. Die nicht 
über eine Spiralfeder verfügten, an deren Ende sich eine Bleikugel be- 
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fand, rissen ihre Koppel los und schlugen, was das Zeug hielt. Als ich 
blutüberströmt zusammenbrach und fast zu Tode geschlagen war, muß- 
te ich mein eigenes Blut vom Boden auflecken. Danach konnte ich mich 
wieder anziehen und wurde in einen Keller mit 17 Stufen heruntergesto- 
Ben«.” Nachzutragen bleibt, daß während der Mißhandlungen ein Pole 
Akkordeon spielte, um die Schmerzensschreie zu übertönen. 

Ende Februar 1947 wurde Richard Kerr. aus britischer Kriegsgefan- 
genschaft nach Polen entlassen, um dort wieder eingesperrt zu werden. 
Im August gelangte er ins Gefängnis Mokotow bei Warschau: »Mit pol- 
nischen kriminellen Häftlingen mußten wir in einer Zelle hausen. Unter 
uns befanden sich Leute mit offener Tbc und unter den Polen mehrere 
Geschlechtskranke. In den überbelegten Zellen belegten die polnischen 
Häftlinge die Pritschen, während wir Deutschen uns unter die Pritschen 
und in die Gänge dazwischen legen mußten. Der Raum war so eng, daß 
wir uns nur auf die Seite legen konnten. Wollte ein Deutscher nachts 
austreten gehen, so wurde er von den Polen verprügelt. Die Polen selbst 
gingen auch nicht heraus, sondern machten von den Pritschen auf uns 
herunter. Beschwerden bei der Gefängnisverwaltung blieben ohne Er- 
folg.«*° 

Der frühere Leiter des Grenzpolizeikommissariats in Ratibor/Schle- 
sien, Kriminalkommissar Paul P, schildert die Erlebnisse während sei- 
ner Inhaftierung durch die polnische Miliz im Mai 1945: »In dem Vor- 
raum des Gefängnisses befand sich ein Kübel, mit menschlichem Unrat 
gefüllt, der einen abscheulichen Gestank verbreitete. Das Gefängnisfen- 
ster (Stahlfenster) war vergittert, jedoch ohne Fensterflügel. Gegen 21 
Uhr drangen unter Führung des Kommandanten MIKETTA 5 angetrun- 
kene junge Burschen mit dem lahmen Gemeindeboten aus Zauditz ein 
und schlugen mit den Pistolenkolben auf [Knminalobersekretär Ernst] 
BarTscH und mich ein. Mir wurden die Zähne ausgeschlagen und die 
obere Metallzahnprothese in den Gaumen geschlagen, so daß sie mit 
Gewalt herausgezogen werden mußte. Der Kommandant, den die Ge- 
nossen mit Kommissar anredeten, sah den Mißhandlungen zu. Als ich 
ihm zurief, wie er das dulden könne, sprang er auf mich zu und schlug 
mich zu Boden. Aus Gesichts- und Kopfwunden blutend, wurde ich 
bewußtlos. Als ich auf der Erde lag, sprang eine von den Bestien in 
Menschengestalt auf mich. Durch den Schmerz im Leibe zur Besinnung 
gebracht, sah ich, wie der mit Blut überströmte BarTscH gleichfalls be- 
sinnungslos auf der Erde lag und mit Wasser begossen wurde.«’’ 

Paul P. schildert dann ferner, welche Qualen die Häftlinge im unter 
polnischer Verwaltung stehenden Gefängnis in Kattowitz, welches in 
der früheren Zentralstelle der Deutschen Sicherheitspolizei eingerichtet 
war, im November 1945 zu erleiden hatten: »Gegen 21 Uhr mußten alle 
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ihr Lager aufsuchen, und um 3 Uhr morgens wurden die Gefangenen 
auf dem Korridor des Gefängnisses aufgestellt und zu Reinigungsarbei- 
ten des Gebäudes eingeteilt. Diese wurden gleichfalls vom Wachperso- 
nal beaufsichtigt, wobei es Fußtritte, Schläge mit Knüppeln, mit Pisto- 
lenkolben usw. gab. Personen, die als Hitleristen bezeichnet worden waren, 
wurden von Angehörigen der Wachmannschaften in einen anderen Raum 
zur Reinigung geführt. Neben dem Raum befand sich ein Baderaum. In 
diesem mußte sich der »Hitlerist« entkleiden, in die Wanne steigen, wor- 
auf der Wasserkran geöffnet und der Unglückliche im eiskalten Wasser 
ungefähr 5-10 Minuten gehalten wurde. Es kam vor, daß Gefangene 
unter dieser Tortur halb erstarrt aus der Wanne kamen, geschlagen und 
dann zur Arbeit eingeteilt wurden.«* 

Alfred TRAUTMANN war seinen Peinigern in einem GPU-Gefängnis im 
niederschlesischen Glatz ausgeliefert. Er schildert das Martyrium der dort 
gefolterten Deutschen wie folgt: »Die Gefangenen waren verdreckt und 
hatten alle Läuse. Eine Möglichkeit, sich völlig sauber zu halten, bestand 
nicht, da wir nur zweimal in der Woche Wasser erhielten. So verschmutzt 
und verlaust in stinkenden Kleidern, die nie gewechselt wurden, lagen 
wir wochenlang auf dem Steinfußboden, teils ohne Decke oder Matrat- 
ze. In jeder Zelle stand ein Blechkübel für die Notdurft. Es war so eng, 
daß wir nur dicht nebeneinander liegen oder stehen konnten. Wer am 
Kübel lag, mußte den Gegenstand mit in Kauf nehmen. Ekelerregende 
Düfte waren ständig in der Zelle. Menschenunwürdigste Unterbringung. 
Das allein hätte schon als Verbrechen gegen die Menschlichkeit bezeich- 
net werden müssen. Dann kamen die Schrecken der Nacht. Ich nannte 
das Gebäude das »Haus des Todes und des Schreckens«. Wer hier durch- 
ging, hatte die Hölle gesehen. Jede Nacht gegen 10 Uhr begann die Fol- 
terung. Zelle für Zelle wurde abgefertigt. Betrunkene Posten und Zivili- 
sten. Alle Gefangenen mußten heraustreten. Dann hub ein Prügeln und 
Quälen an. Im Kreis mußten wir in Hockestellung hüpfen. Die Teufel 
schlugen mit allen Marterinstrumenten auf uns ein. Manchmal wurde 
einer von uns besonders herausgeholt, dann so mißhandelt, daß er halb- 
tot in die Zelle gebracht werden mußte. Ich sah in meiner Zelle Men- 
schen mit Kiefer-, Rippen- und Beinbrüchen, Wunden, handtellergroß, 
auf dem Gesäß mit Eisenstangen beigebracht... Mancher kam nicht 
lebend davon... Man schlug die Gefangenen mit Boxhandschuhen, in 
die Eisenteile eingebaut waren, ins Gesicht, in die Rippen und zerschlug 
ihnen die Knochen. Man prügelte mit Holzknüppeln und Eisenstangen. 
Und fiel ein Gemarterter ohnmächtig um, dann goß man kaltes Wasser 
über ihn, schaffte ihn in den Keller und holte ihn 14 Tage später wieder 
zur »Vernehmung««” 

In diesen polnischen Folterkammern kam selbst der Tod als Qual und 
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nicht als ersehnte Erlösung. TRAUTMANN berichtet von einem Zellenka- 
meraden namens Adolf BENESCH, der so geprügelt worden war, »daß 
sein Rücken ein dunkler Flecken mit faustgroßen Beulen war. Auf den 
Schulterblättern fingen die Beulen an zu eitern. Nach einigen Tagen öff- 
neten sie sich, und ich mußte ihm den Eiter ausdrücken. Etwa 3/4 Liter 
jauchige Flüssigkeit, die ich zuerst in einen Lappen, dann in ein Hemd 
und, als das nicht ausreichte, in ein Glas entleerte, verpestete die ganze 
Zelle. BEnEscı brüllte vor Schmerzen. Er war aber auch schon so 
schwach, daß er kein Essen mehr annahm. So dämmerte er wie ein kran- 
kes Tier noch 3 Tage dahin, dann starb er«.“" 

Eines der berüchtigtsten Lager der Polen war das Vernichtungslager 
Lamsdorf. Paul ErBrıct, einer der wenigen Überlebenden, berichtet: »Die 
Verpflegung bestand aus täglich vier alten Kartoffeln und einem halben 
Liter warmen Wassers ohne Salz und sonstige Zutaten. Wir durften uns 
die ersten drei Wochen weder waschen noch rasieren. Eine Läuseplage, 
die absichtlich eingeschleppt wurde, begann unheimlich zu wirken, und 
später haben dann die Läuse manchen Menschen buchstäblich aufge- 
fressen [*'], besonders solche, die krank und hilflos waren. Zu den Abor- 
ten durften wir nur geschlossen gehen. Wehe dem, der einzeln dabei 
erwischt wurde. Er wurde schwer mißhandelt. Das Lagerleben wurde 
uns im wahrsten Sinne 
des Wortes zur Hölle ge- 
macht. Wir wurden in je- 
der Weise gequält, geistig 
und körperlich in allen 
nur möglichen Arten und 
gemeinsten Torturen. 
Meistens mußten wir um 
3 Uhr aufstehen. Der 
»Frühsport« bestand in 
ausgesuchten Quälerei- 
en. Jede irgendwie nicht 
ganz korrekt ausgeführ- 
te Übung benutzten die 
Polen zu Mißhandlun- 
gen. Die älteren und kör- 
perlich behinderten # 
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Männer wurden schrecklich geschlagen, daß oft 34 vom Platz getragen 
werden mußten. Jedes unbedachte Wort, das durch Spitzel den Polen 
zugesteckt wurde, brachte meistens den Tod ein. Die körperlich geschla- 
genen Menschen blieben meist ohne jede ärztliche Hilfe. Die durch die 
Unterernährung eintretende Erschöpfung verhöhnten die Polen in einer 
Art und Weise, die kaum wiederzugeben ist und nur als tierisch bezeich- 
net werden kann. Was die Arbeiten betraf, die die Gefangenen machen 
mußten, so waren dies die reinsten Menschenschindereien. Halb ver- 
hungert und erschöpft, mußten wir aus dem umliegenden Gelände mit 
schweren Bauernwagen Kartoffeln heranholen aus halbverfaulten Kar- 
toffelmieten. Natürlich mußten wir den Wagen schieben, die Miliz setzte 
sich oben drauf und hieb auf uns ein. . . In meiner Nebenbaracke waren 
nur ältere und körperbehinderte Männer untergebracht. Sie wurden jede 
Nacht geschlagen, und nichteiner istmitdem Leben davongekommen. .. 
Die Frauen, die in einer besonderen Baracke untergebracht waren, wur- 
den von den Polen vom ersten Tage an vergewaltigt und in jeder Art und 
Weise mißhandelt. Vielfach kam es zu sadistischen Szenen. Schwangere 
wurden in den Leib getreten, oder die Miliz mußte den auf dem Rücken 
liegenden Frauen mit den Stiefeln auf den Leibern herumspringen. Ge- 
schlechtskranke Polen steckten die Frauen bei ihren Orgien an. Aus 
Geburten machte die Miliz Schaustellungen. Allen Frauen wurde das 
Tragen von Schlüpfern verboten. Fast jeden Abend und oft mitten in 
der Nacht kontrollierten Milizen die Unterkünfte. Die Baracken waren 
ohne Fenster, und es gab nur eine Decke. Wer nun mit Schlüpfer ange- 
troffen wurde, bekam 120 Schläge mit der Gummiknute. Manche Frau- 
en wurden derart zerschlagen, daß ihnen Fleischstücke aus Gesäß und 
Rücken buchstäblich abgefault und sie eines jammervollen Todes ge- 
storben sind.«* 

Aus Lamsdorf sind Greuel überliefert, die im wahrsten Sinne des 
Wortes unerhört sind. Zwei internierte Deutsche mußten einen Toten 
holen und abtransportieren. Als »sie ihn auf die Krankentrage legen 
wollten, kam ein Posten hinzu. Als er das Gehirn des Toten sah, forderte 
er die beiden Männer auf, es zu essen! Als sie sich weigerten, bekamen 
sie mit dem Kolben Schläge«.*” In Lamsdorf wurden gefangengehaltene 
Deutschen oftmals die Schädel derart eingeschlagen, »daß der Unterkie- 
fer nur noch vom Kopf übrigblieb. Das Gehirn und die Knochen lagen 
herum«.** Von den dort etwa 7000 internierten Deutschen überlebten 
nach Schätzungen von Überlebenden nur etwa 5 Prozent.” 


Grausame Feiglinge - ein treffendes Resümee 


Der russisch-jüdische Schriftsteller und Nobelpreisträger Lew KOPELEW 
erklärte das Phänomen von der Bestie in Menschengestalt und bewies 
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damit ungleich mehr Mutals deutsche Politiker, Historiker oder Schrift- | \ 
steller der Nachkriegszeit, die bei schwersten Völkerrechtsverletzungen | 

an Deutschen generell durch betretenes Schweigen zu glänzen wissen. 
So bleibt der Versuch, eine psychologische Erklärung für das Motiv der | | Es 
Peiniger zu finden, KoPELEW vorbehalten: »Grausame Feiglinge — das ist | 

ein ganz besonders übler Menschenschlag. Feigheit gebiert viel Laster. N 
Ein gutmütiger Feigling wird niemals niederträchtige Handlungen an- 
stiften, wird niemanden absichtlich dem Henker zutreiben. Der gutmü- 
tige Feigling fürchtet nicht nur den eigenen Schmerz, den eigenen Tod, 
er fürchtet auch für andere. Der grausame Feigling ist von Grund auf 
schlecht, er rächt sich für ausgestandene eigene Angst, sobald er sicher 
ist, daß er ungestraft quälen, erniedrigen, töten kann. Es sind archaische Lew KoptLew. 
Instinkte, die Kinder zur Tierquälerei veranlassen, grausame Instinkte — 

bei Knaben häufiger als bei Mädchen — 
vormenschliches, animalisches Erbe aus | 
der allerfrühesten Beziehung zur Welt. In 
ihrer vollsten Ausprägung treten diese In- | 
stinkte beim grausamen Feigling in Er- | 
scheinung. Und am schändlichsten, am | 
gemeinsten ist jene Feigheit, die nicht nur 
grausam, sondern auch ehrgeizig ist, die 
sich prunkvoll ideologisch verbrämt. Sie | 
erzeugt lebensfrohe Mörder und wollü- |. 
stige Henker, die nicht nur schamlos und | 
skrupellos zu Werke gehen, sondern sich | 4 x 
dessen auch noch stolz-bescheiden rüh- 7 = 
men, mitihrer eigenen Grausamkeit prah- 

len in der Überzeugung, dem Staat, dem 
Vaterland, dem Gesetz oder sonst einem 
hohen abstrakten Begriff zu dienen.«* 
Feiglinge von diesem Schlag tobten sich 
in den Gefängnissen und Konzentrations- 
lagern der Sieger an ihren wehrlosen deut- 
schen Opfern aus. In ihrer überwältigen- 
den Mehrzahl wurden sie nie für ihre 
Verbrechen zur Verantwortung gezogen. 


Claus Nordbruch %& 


»Stalins Opfer mahnen«, en aphe, herausgegeben 
vom »Befreiungskomitee für die Opfer totalitärer Willkür, 
= = Frankfurt/M. um 1952. 


* Lew KOPELEwW, Aufbewahren für alle Zeit, München ?1981, S. 101. 
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! Herbert Micna1is 
u. Ernst SCHAEPLER 
(Hg.), Ursachen und 
Folgen. Vom dent- 
schen Zusammenbruch 
1918 und 1945 bis 
zur staatlichen 
Neuordnung Deutsch- 
lands in der Gegen- 
wart, Bd. NN- 
NXXVI, Berlin 

1974 ff., zitiert 
nach: Rolf STEININ- 
GER, Deutsche 
Geschichte 1945— 
1961. Bd. 1, 
Frankfurt/M. 1983, 
S. 233. 


? „Steine statt 
Brot«, in: Der 
Spiegel, 3. 4. 1947, S. 
1. 
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Hungersnot 1946/1947 - 
eigene Schuld der Deutschen? 


Während des Zweiten Weltkrieges brauchten die Deutschen nicht zu 
hungern. Die Nahrungsversorgung im Deutschen Reich war trotz der 
verstärkten alliierten Bombenangriffe selbst gegen Ende der Kampfhand- 
lungen der Alliierten zumindest noch gleichgestellt. Diese Lage verän- 
derte sich mit der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht ebenso dra- 
stisch wie rapide. Der Mangel sollte zwei Jahre andauern. Am 20. Februar 
1947 schrieb der amerikanische Journalist Hal Foust für die Chzcago Trz- 
bune: »Die Deutschen sterben in Massen, nicht einmal vom Hunger al- 
lein, sondern an Krankheiten, die durch akute Unterernährung verur- 
sacht werden.« Und der frühere US-Präsident Herbert Hoover erklärte 
Mitte Mai 1947: »Die Masse des deutschen Volkes ist, was Ernährung, 
Heizung und Wohnung angeht, auf den niedrigsten Stand gekommen, 
den man seit hundert Jahren in der westlichen Zivilisation kennt.«! Tra- 
gen die Deutschen an dieser Katastrophe, der rund 5,7 Millionen Men- 
schen zum Opfer fielen, selbst die Schuld? 

Diesen Eindruck muß man gewinnen, wenn man Verlautbarungen 
der Besatzungstruppen liest. Im Frühjahr 1947 beispielweise eröffnete 
der verantwortliche Minister für die britische Zone, John Hynn, in Edin- 
burgh die Ausstellung Deutschland unter Kontrolle. In seiner Eröffnungsre- 
de behauptete er, die deutschen Verwaltungsbeamten hätten nicht so 
viel »Schwung und Initiative« gezeigt wie die britischen, worauf die schlim- 
men Verhältnisse in Deutschland zurückzuführen seien. Er drohte mit 
einer »Abkühlung der britischen Sympathien gegenüber den deutschen 
Schwierigkeiten«. Die Times sekundierte dem hochrangigen britischen 
Besatzungspolitiker. Der New York Herald Tribune zufolge stellte ein Spre- 
cher der Militärregierung in Düsseldorf gar die These auf, möglicher- 
weise sei die Ernährungskrise auch künstlich erzeugt worden, um die 
Deutschen gegen die englischen Behörden aufzuputschen.? Was sind die 
historischen Tatsachen, die die Hungersnot in den ersten beiden Jahren 
der Besatzung verursacht hatten? 

Im Mai 1945 wurde das Deutsche Reich gemäß der Direktive JCS 
1067 als Feindstaat besetzt. Der Oberbefehlshaber der US-Besatzungs- 
truppen in Deutschland zeichnete für die Umsetzung dieser Richtlinien 
verantwortlich. Sie regelten unter anderem, daß ein wirtschaftlicher Wie- 
deraufstieg Deutschlands über das zur Versorgung der Besatzungstrup- 
pen und zum Leben der Bevölkerung unbedingt Notwendige hinaus nicht 
erwünscht war. Der Lebensstandard in der US-Zone durfte den der 
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benachbarten Staaten nicht übersteigen. US-Truppen war die Bereitstel- 
lung von Hilfe, insbesondere von Nahrungsmitteln, an hungrige Deut- 
sche verboten. Amerikanische Haushalte im besetzten Deutschland wur- 
den angewiesen, deutschen Hausangestellten keine Speisereste zu 


überlassen; alle überschüssigen Lebensmittel mußten vernichtetoderun- ? James L. Payne, 
genießbar gemacht werden.’ Hilfssendungen nach Deutschland mit Le- »Did the United 
bensmitteln wurden von den Alliierten bis Dezember 1945 verboten. States Create 


Versorgungspakete (CARE-Pakete) an Privatpersonen zu schicken, war Democracy in 
Germany? in: The 


bis zum Juni 1946 untersagt. Sollten Deutsche dabei erwischt werden, n 
= F A 2 5 5 Independent Review, 
Lebensmittel zu stehlen oder im Wald Tiere zu jagen, drohte ihnen die ; 
ra & ? Nr. 2/2006, S. 213. 
Todesstrafe.* Dabei hätte es genug Lebensmittel für alle in Deutschland R £ 
£ : Vgl. Earl FE. 
gegeben. US-Senator Kenneth WHERRY hatte dies unumwunden klarge- ZienkE TheUus 


stellt: »Die Wahrheit ist, daß Tausende und Abertausende Tonnen von Army in the Occupa- 


Militärrationen in unseren Vorratskammern lagerten, die inmitten der tion of Germany 
hungernden Bevölkerung verdarben.« 1944_1946, Wa- 

1946/47 erreichten die katastrophalen Verhältnisse bezüglich Versor- shington 1990. 
gung und Unterkunft in Deutschland den absoluten Tiefpunkt. Noch 5 Zitiert nach: 
furchtbarer als im westlichen und mittleren Teil des Reiches waren die James BAcQue, 
Versorgungsverhältnisse in Ostdeutschland. Dokumentiertsind haarsträu- Crzmes and Merutes, 
bende Fälle von Menschenftesserei in Ostpreußen.‘ London 1998, 


Erst im Juli 1947 wurden angesichts der drohenden Gefahr eines Auf- S- 32. (Übersetzung 
standes die oben genannten Richtlinien für die Westzonen gelockert und m VesoTy 
durch die Direktive JCS 1779 ersetzt. Für Millionen kam diese Locke- “ Vgl. Claus Norn- 
rung zu spät. Mitte 1947 hatte die Lebensmittelversorgung in Deutsch- BRUCH, Der deutsche 
land, das 1939 noch ein zu über 80 Prozent autarker Selbstversorgerstaat a 


5 i : Kriegspohtik 
gewesen war, einen während des Krieges nicht gekannten Tiefstand er- n , 
reicht, der am ehesten mit den Verhältnissen während der Blockade nach 1945, Tübingen 


dem Ersten Weltkrieg oder dem Leid nach dem (ersten) Dreißigjährigen 32012, S. 210. 


Hungernde Deutsche 
holen sich Fleisch 

| von einem Pferde- 
kadaver. 
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Vor allem unter 
den Flüchtlin- 
gen gab es un- 

zählige Hun- 
geropfer. 
Hungertyphus 
links: Flücht- 
lingsfrau, 22 
Jahre alt, 161 
cm, 27 kg. Ex- 
treme Unterer- 
nährung; 
rechts: Flücht- 
lingsmädchen, 
11 Jahre alt, 
135 cm, 14 kg. 


Krieg zu vergleichen war. Vor allem in der britischen und amerikani- 

schen Zone litten die Deutschen unter einem nie zuvor erlebten Lebens- 

mittelmangel. Mit einer täglichen Aufnahme von 975 Kalorien pro Per- 
"ygl Nichöls son (eine gewöhnliche Scheibe Brot = etwa 200 Kalorien) waren diese 
BALABKINS, Germany beiden Zonen die am ärgsten vom Hunger geplagten Gebiete auf der 
under direct control. Erde!’ 
Economic aspets of Auch in der französischen Zone bewegte sich — einer Meldung der 
industrial disarma- Neuen Zürcher Zeitung vom 27. September 1945 zufolge — die tägliche 
ment 1945-1948, _ Nahrungsration für deutsche Kriegsgefangene nur zwischen 900 und 
New Brunswick 1000 Kalorien. Bisweilen fiel diese ohnehin unzureichende Zufuhr bei 
3 100 der Zonenbevölkerung gar auf 600 Kalorien ab. In der französischen 
* Vgl. Jochen Ties Zone in Österreich, also in Tirol und Vorarlberg, überstieg die tägliche 
u. Kurt Yan DaAK, Nahrungszufuhr nicht 1200 Kalorien. Um sich dieses Mißverhältnis vor- 


Be stellen zu können und sich dieser de facto-Verurteilung zum langsamen 


halte dep. Hungertod bewußt zu werden, muß man berücksichtigen, daß der heu- 
französischen Besat- tige deutsche Normalverbraucher täglich mindestens 2500 Kalorien zum 
zungszone 1945— Leben benötigt. Der amerikanische Durchschnittsbürger nahm bereits 
1948, Düsseldorf Mitte der vierziger Jahre etwa 3000 Kalorien je Tag auf, die US-Soldaten 
1979, S. 60. erhielten sogar eine Tagesration von 4000 Kalorien. 
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2650 Kalorien je Tag erklärte die Nothilfe- und Wiederaufbauverwal- 
tung der Vereinten Nationen (UNRRA) für den Menschen als ausrei- 
chend, um bei Gesundheit zu bleiben und einer normalen Arbeit nach- 
zugehen. Eine durchschnittliche Einnahme von 2000 Kalorien pro Tag 
würde für den menschlichen Organismus die untere Grenze darstellen, 
gesund zu leben.’ 1500 Kalorien würden einen Menschen noch am Le- 
ben erhalten, falls er im Bett liegen bleibe und sich in keiner Weise an- 
strenge.” In der britischen Zone fiel die tägliche Kalorienzufuhr auf 
unbeschreibliche 815 Kalorien, gerade einmal ausreichend für ein halb- 
wegs anständiges Frühstück, wie es Gerald BARRY, Herausgeber des bri- 
tischen New Chronicle am 11. März 1946 nannte. Damit seien die Lebens- 
mittelrationen der Deutschen de facto auf den Stand der Gefangenen 
im Lager Bergen-Belsen in dessen schlechtesten Tagen abgesunken.'' 
Den Forschungsergebnissen Günter ]J. TRITTELS zufolge, die in seiner 
Habilitationsschrift Flunger und Politik niedergelegt sind, betrug im Juni 
1947 die Durchschnittsration in der britischen Zone 1039 Kalorien, in 
der amerikanischen Zone lag sie sogar unter 900 Kalorien. 

Aufgrund der von den Besatzungstruppen künstlich herbeigeführten 
katastrophalen Versorgungslage stieg die Sterblichkeitsrate bei Säuglin- 


’ Vgl. Victor GoL- 
LANCZ, Our Ihreatened 
Values, London 
1946, S. 118. 


!0 Der Berlin- 
Korrespondent des 
Daily Herala, 
Charles Bray, am 
30. August1945, 
zitiert nach: Victor 
Goı1.LANcZ, ebenda, 
S. 120. 

!! Zitiert nach: 


Victor GOLIL.ANCZ, 
ebenda, S. 123. 


Angesichts der katastrophalen Versorgungslage (in den 
Städten gaben die Mütter ihren Kindern lauwarmes Was- 
ser zu trinken; ohnehin gab es nichts zu verteilen) waren 
die alliierten Mülltonnen wahre Fundgruben, nicht nur in 
bezug auf Lebensmittelreste. Jede Büchse war eine Kost- 
barkeit. Wer ein Buch kaufen wollte, mußte das Gegenge- 
wicht in Altpapier mitbringen. Der Hunger trieb die Men- 
schen an die Mülltonnen, um irgendetwas Eßbares zu 
finden - trotz Vorsichtsmaßnahmen und Warnungen. 
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I2 Bundesarchiv/ 
Institut für Zeitge- 
schichte (Hg.), 
Akten zur Vorge- 
schichte der Bundesre- 
publik. Deutschland 
1945-1949, Bd. 2: 
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München-Wien 
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13 Ebenda. 
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gen in den ersten beiden Jahren der Besatzungszeit im Vergleich zu den 
Zahlen des Deutschen Reiches bis 1945 vielfach um 80 Prozent, teilwei- 
se sogar um 100 Prozent. Oder anders ausgedrückt: Sie war allein in 
Berlin sechzehnmal höher als 1943! Vor allem in der sowjetischen und 
französischen Zone waren die Verhältnisse geradezu furchtbar. In der 
Stadt Landau (Rheinland-Pfalz) beispielsweise betrug 1946 die allgemei- 
ne Sterblichkeitsrate 39,5 pro tausend (dreimal höher als vor dem Krieg) 
und war auch das folgende Jahr mit 27 pro tausend (zweimal höher als 
vor dem Krieg) noch ungewöhnlich hoch. Dem Congressional Report vom 
4. Dezember 1945 zufolge waren im August 1945 in Berlin 2844 Kinder 
geboren worden, von denen unmittelbar nach der Geburt 1148 starben 
— zu dieser Zeit sei es ja aber Sommer gewesen, und die vorhandenen 
Lebensmittel waren folglich zahlreicher als jetzt, zu Winterszeiten. Für 
Wien würden die gleichen Zahlenverhältnisse gelten. Im Dezember 1945 
bewegte sich die Zunahme der Kindersterblichkeitsrate dort gegen 100 
Prozent. 

Der sozialdemokratische Parlamentarier für Württemberg-Hohenzol- 
lern, Carlo SctimiD, berichtete während der Ministerkonferenz über die 
katastrophale Ernährungslage in der französischen Zone. Soeben habe 
man eine tägliche Brotration von 125 g ausgeben können. Doch selbst 
diese an sich lächerliche Zuweisung konnte nicht garantiert werden: »Ich 
möchte Ihnen noch weiter sagen, daß wir in der französischen Zone auf 
dem Ernährungsgebiet schon ein Jahr lang unter Verhältnissen gelebt 
haben, wie sie heute auch die anderen Zonen so schwer treffen. .. Dazu 
kommt aber weiter, daß von dem Aufbringen der französischen Zone 
ein gewisser, nicht unerheblicher Teil für die Ernährung der Besatzungs- 
truppen abgegeben werden muß. Es handelt sich hierbei nicht nur um 
die wilden Requisitionen der ersten Monate der Besatzung, die uns in 
Württemberg einen großen Teil unserer Schafherden usw. gekostet ha- 
ben, sondern um Entnahmen, die laufend weitergehen. .. Ein weiterer 
Grund für die Ernährungslage ist, daß uns in der französischen Zone in 
ganz besonderem Maße Arbeitskräfte fehlen«.'? 

SCHMID führte weiter aus, daß in der französischen Zone in besonde- 
rem Umfang Zugtiere ihren Besitzern weggenommen wurden, so daß 
die Bauern nicht mehr im erforderlichen Maße die Äcker und Felder 
bestellen konnten. Der Nutzviehbestand erlitt durch die Abgabevorga- 
ben enorme Einbußen. Ferner litt die französische Zone unter einem 
riesigen Saatgutmangel, so daß noch nicht einmal mehr Kartoffeln er- 
tragreich angebaut werden konnten. Düngemittel, allen voran Stickstoff, 
fehlten überall, so daß die Weiden zunehmend verödeten und der Milch- 
ertrag »in einem Maß zurückgeht, wie man sich das früher nicht hätte 
vorstellen können«.'? 
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Der Verleger und 
Humanist Victor GoL- 
Lancz (rechts) 1946 
im Ruhrgebiet. Nach 
seiner Rückkehr nach 
England brachte er 


= ein aufrüttelndes 


Der Ende der Weimarer Republik im Kabinett Brüning dienende ehe- 
malige Reichsfinanzminister Hermann DiETRIcH fand während der Mi- 
nisterkonferenz in München Anfang Juni 1947 erfreulich deutliche Wor- 
te und nannte die Ursachen der furchtbaren Ernährungsnot beim Namen: 
»Dem Deutschen Reiche, das im Jahr 1871 eine Bevölkerung von 41 
Millionen Einwohnern zählte, ist es gelungen, seine landwirtschaftliche 
Produktion vor den beiden Kriegen so weit zu steigern, daß es die auf 
fast 70 Millionen angewachsene Bevölkerung in guten Jahren mit den 
wichtigsten Lebensmitteln, abgesehen von Fett und Futtermitteln, fast 
ganz selbst versorgen konnte. Der Verlust großer Gebiete des Ostens an 
Polen infolge des ersten Krieges änderte nur vorübergehend die Lage. 
Eine neue Agrarpolitik, die in den zwanziger Jahren einsetzte, die An- 
wendung des künstlichen Stickstoffs sowie neue Arbeits- und Erzeu- 
gungsmethoden setzten das überbevölkerte Deutschland in den Stand, 
sich in den Jahren nach 1928 bis zu Beginn der HırLerischen Gewalt- 
herrschaft in der Hauptsache aus der eigenen Produktion zu versorgen 
und durch Einfuhr von Futtermitteln seine eigene Fettproduktion ge- 
waltig zu steigern. Dies alles hat der zweite große Krieg zerstört, aber 
nicht etwa der Krieg selbst, sondern die nach dem Krieg oder am Schlus- 
se des Krieges getroffenen Maßnahmen der Siegermächte.«'* 

Zwei Vorgänge waren DIETRICH zufolge besonders verhängnisvoll ge- 
wesen, erstens die Zerrissenheit Restdeutschlands in vier Besatzungszo- 
nen und zweitens die Überlassung der agrarischen Gebiete des Ostens, 
insbesondere Ostpreußens, Hinterpommerns, Ostbrandenburgs und 
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Hermann DIETRICH 
(1879-1954). 


4 Ebenda, 
S. 519 ff. 


681 


Hungersnot 1946/1947 — eigene Schuld der Deutschen? 


Der verantwortliche Minister für die britische Zone, John Hvno, eröffnete in Edin- 
burgh die Ausstellung »Deutschland unter Kontrolle«. Er meinte beschwichtigend, 
die allgemeine Ernährungslage Deutschlands sei vielleicht besser als jemals seit Be- 
ginn der Besetzung! Konrad ApenaAuer, Vorsitzender der CDU in der britischen Zone, 
antwortete Hyno, »daß die Nahrungsnot niemals schwinden wird, solange man 
Deutschland nicht gestattet, zu produzieren, zu exportieren und seine Nahrung zu 
kaufen«. Zitiert nach: Der Spiegel, Nr. 14, 1947. 


Niederschlesiens an Polen. Damit sei waber nicht nur das jetzt polnisch 
besetzte Gebiet der gesamtdeutschen Agrar- und Ernährungswirtschaft 
verlorengegangen, sondern es sind aus den polnisch besetzten Gebie- 
Konrad'ADENALER: ten, aus Polen, aus der Tschechoslowakei und den sonstigen Südstaaten 
mehr als zehn Millionen Menschen in die von den Alliierten besetzten 
Gebiete hineingepreßt worden, deren ohnehin unzulänglicher Nahrungs- 
mittelspielraum dadurch unerträglich verringert worden ist. Die These, 
wir sollen uns selbst helfen, ist eine Behauptung, die für jeden Sachken- 
ner einen unmöglichen Gedanken ausspricht. Schon mit den jetzt pol- 
a nisch besetzten Gebieten, die vielleicht 15 Prozent der Bevölkerung des 
Reichsgebietes umfaßten, aber 25 Prozent der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion hervorbrachten, und mit einem voll intakten, auf den höchsten 
Stand der Leistungsfähigkeit gebrachten landwirtschaftlichen Apparat war 
es Deutschland nicht möglich, vor dem Krieg ohne Zufuhren auszu- 
kommen... Das deutsche Volk ist verzweifelt und verhungert«." 

Die Alliierten in Ost und West betrieben zielbewußt eine Strategie der 
Vernichtung durch Hunger und Krankheit. Die Zerstörung aller Lebens- 
grundlagen führte zu der gewollten Hungerkatastrophe in Deutschland 
von 1946 und 1947. Bis 1950 starben rund 5,7 Millionen Deutsche an 
Plakat: »Lindert die Nahrungsmangel und Kälte. Eine nicht mehr festzustellende Anzahl 
Not. Aufforderung Menschen trug schwere gesundheitliche Folgeschäden davon. Die lang- 
zur Teilnahme an fristigen Folgen dieser von den Alliierten eingeleiteten und zu verant- 
einer Flüchtlingshilfs- wortenden Maßnahmen sind bis heute wirksam und nicht mehr umzu- 
aktion.« Claus Hans- kehren. Sie spiegeln sich in der verheerenden demographischen 
I Mlnan, ei Entwicklung des deutschen Volkes wider: Wie viele Millionen Kinder 

ö sind aufgrund der Tötung besagter 5,7 Millionen Menschen erst gar nicht 
gezeugt und geboren worden?" 


Claus Nordbruch 


5 Fbenda. 


'° Vgl. entsprechende Angaben des ‚Forum Demographischer Wandek, denen 
zufolge die durchschnittliche Geburtenrate in Deutschland nach 1945 von über 
2,5 (1940) auf etwa 1,4 abfiel und damit die bis dahin erreichten Tiefstwerte 
der Nachkriegszeit des Ersten Weltkrieges sowie die der Weltwirtschaftkrise 
von 1929/1930 noch unterboten wurde. 

http://www.forum-demographie.de/uploads/tx_jpdownloads/frau_kind.pdf 
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Bildfälschungen 


Charles-Maurice TALLEYRAND-PERIGORD, der unter sechs verschiedenen 
Regimen französischer Außenminister war, soll über die Sprache gesagt 
haben: »La parole a ete donnee a l’homme pour deguiser sa pensee.« 
(Die Sprache ist dem Menschen gegeben, um seine Gedanken zu verber- 
gen.) Seit Menschen sich mit Worten verständigen können, lügen sie. 
Seit Menschen durch die Vermittlung von Schriftzeichen Nachrichten 
austauschen können, wurden Dokumente vernichtet, gefälscht oder nach- 
gemacht. Diese Fälschungen sind für den chinesischen Kulturkreis vor 
2000 Jahren ebenso nachweisbar wie für mittelalterliche Kloster-Schreib- 
stuben oder das heutige britische Staatsarchiv. Mit dem Beginn des Buch- 
drucks wurden sehr schnell Flugschriften populär, die aus einem Blatt 
bestanden, Nachrichten enthielten und zumeist mit einem Bild ge- 
schmückt waren: Kaiserkrönungen, ungewöhnliche Naturschauspiele wie 
etwa ein Kometenschweif, aber auch Karikaturen politischer, insbeson- 
dere aber religiöser Gegner kamen neben schlichten Porträtversuchen in 
Mode. Auch wenn den Menschen des 16. Jahrhunderts bewußt war, daß 
die groben Holzschnitte keine oder nur geringe Ähnlichkeit mit den ab- 
gebildeten Personen oder Örtlichkeiten hatten, hatten insbesondere ten- 
denziöse »Bildfälschungeng, die beispielsweise den Papst mit einem Pferde- 
fuß oder LUTHER in Teufelsgestalt darstellten, durchaus nachweisbare 
Wirkung. Derartige »Bildfälschungen« richteten sich damals selbstverständ- 
lich an schlichtere Gemüter und nicht an Schriftgelehrte. 

Auch in den nächsten Jahrhunderten bestanden »Bildfälschungen« eher 
aus kosmetischen Korrekturen, stellte man Fürsten, Heilige und andere 
Persönlichkeiten idealer dar, als diese in Wirklichkeit ausgesehen haben. 
‚Fälschungen konnten es schon deswegen nicht sein, weil dem Betrach- 
ter klar war, daß die dargestellte Person oder Szene keine fotographische 
Momentaufnahrne war, sondern dem Können, der Beobachtungsgabe 
oder der Phantasie des jeweiligen Zeichners entsprach. Karikaturen, 
Schmähdarstellungen des Gegners und andere abwertende Stilmittel 
konnte ein halbwegs gebildeter Leser oder Betrachter ebenso schnell als 
tendenziös erkennen, wie man bereit war, Urkunden, historische Doku- 
mente und vor allen den Inhalt von Zeitungsartikeln auf ihre Echtheit 
zu überprüfen. 

Dieser Vorbehalt änderte sich schlagartig mit der Erfindung und ra- 
schen Verbreitung der Fotographie. Hier war plötzlich ein Medium im 
besten Sinne des Wortes ventwickelt« worden, das eine unbestechliche 
und authentische, fixierte Widerspiegelung eines realen Sachverhaltes vor- 
nahm, und das man daher scheinbar nicht in Frage stellen konnte. 
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Was macht nun die besondere Glaubwürdigkeit der Bilder aus? »Fast 
alle Menschen erleben diese Welt durch den Augen-Blick. Seit frühester 
Kindheit lernen wir, die Welt in Bildern zu verstehen. Ständig werden 
Menschen mit Bildern konfrontiert: Wir unterliegen der suggestiven Kraft 
der Bilder, ihrer einfachen, eingängigen Sprache. Bilder geben Orientie- 
rung. Ihre Sprache ist international. Selbst wenn wir die Augen geschlos- 
sen haben, denken wir in Bildern. Ein Bild, das lebhaft und nachhaltig in 
Erinnerung bleiben soll, muß ausdrucksstark sein und uns nur oft genug 
begegnen: das herausragende Ereignis, skandalös, schön oder traurig, 
die abenteuerliche Geschichte, Sieg oder Niederlage, das sinnliche Ver- 
gnügen, der skurrile Gegenstand, das originelle Porträt, ein gutes oder 
schlechtes Bild, der besondere Augenblick kann dann zur Ikone im Ge- 
dächtnis werden.«' 

Verfälschungen schienen zunächst technisch unmöglich zu sein, und 
später fragte man sich, zu welchem Behuf so etwas nötig sein sollte. 
Fotos hatten daher sehr schnell den Nimbus absoluter Glaubwürdigkeit, 
und dies auch noch im späten 19. Jahrhundert, als man sie technisch 
vervielfältigen und in Zeitschriften anstelle von Stahlstichen drucken 
konnte. Aber zu jenem Zeitpunkt war man auch schon in der Lage, Pho- 
tos zu verändern. Geschickte Retuscheure übermalten Aufnahmen oder 
fertigten Collagen an, wichtige Ereignisse, von denen kein Foto existier- 
te, wurden nachgestellt. Als Beispiel wäre hier die Zeit der Pariser Kom- 
mune 1871 zu nennen, als man in Ermangelung von Bildern, auf denen 
die Erschießung von Priestern oder Geiseln durch die proletarischen 
Aufständischen zu sehen war, dazu überging, mit herangezogenen Trup- 
penteilen und gestellten »Opfern« diese Verbrechen nachzustellen. Dies 
erschien nötig, weil in den ersten Tagen der Niederschlagung dieser Revol- 
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te Tausende von Aufständischen ohne Gerichtsurteil summarisch erschos- 
sen worden waren. Mit den Bildern unschuldiger Opfer dieser Revolu- 
tionäre versuchte man im nachhinein, die Racheorgie mit einer gewissen 
moralischen Berechtigung zu vertuschen. 

Trotz vereinzelter Bildfälschungen hatte das Foto bis zum Ersten Welt- 
krieg an Glaubwürdigkeit nichts eingebüßt, ja, bis in die neunziger Jahre 
des 20. Jahrhunderts wurde die Authentizität der Fotografien und Film- 
aufnahmen in der Regel nicht angezweifelt. Ihre Bedeutung nahm sogar 
zu, weil im Gefolge der Veränderungen, die die sogenannte 68er-Gene- 
ration bewirkt hatte, nicht nur das politische Koordinatensystem ver- 
schoben wurde, nein, es hatten sich auch die Lesegewohnheiten verän- 
dert. Aus einer in Jahrhunderten gewachsenen »Buchstabenzivilisation« 
wird seitdem langsam wieder eine »Bildzivilisation«. Und Menschen, die 
immer weniger gewöhnt sind, sich mit Texten diszipliniert auseinander- 
zusetzen, und deren inhaltliche Kritikfähigkeit erlahmt, betrachten zu- 
erst Bilder und vertrauen ihnen, denn sie ssehen« doch selbst, greifbar 
und unwiderlegbar, was dort gezeigt wird. »Fotos können doch nicht 
lügen!« Es ist diese scheinbar höchste Form der Wirklichkeitsabbildung 
und Authentizität, die das Foto als Wahrheitsträger für die Fälscher im 
20. Jahrhundert so attraktiv gemacht hat. Der größte Leidtragende die- 
ser Entwicklung war das deutsche Volk, denn in zwei Weltkriegen und in 
einer inzwischen sechseinhalb Jahrzehnte andauernden »Nachkriegszeit« 
ist es, ohne sich zu wehren oder wehren zu können, immer wieder Ziel- 
scheibe massiver Bildfälschungen geworden. 


Methoden und Möglichkeiten der Bildfälschung 


Im Laufe der letzten 150 Jahre haben sich die Methoden und Anwen- 
dungsbereiche der Fälschungen von Foto und Film verändert und stark 
erweitert. Mehrere Fälschungskategorien gilt es zu unterscheiden: 

1. Das Foto ist echt und unverfälscht, aber der Sachverhalt, das Da- 
tum oder die handelnden Personen sind nicht bekannt. In einem sol- 
chen Fall kann eine falsche Bildlegende oder Bildunterschrift sogar das 
genaue Gegenteil dessen unterstellen oder suggerieren, was auf dem Bild 
gezeigt wird. Diese Methode feierte im Ersten Weltkrieg Urständ. So 
wurden Fotos aus deutschen Vorkriegsillustrierten, auf denen die Offi- 
ziers-Preisträger eines Armee-Pferderennens mit den Pokalenin der Hand 
in einer russischen Zeitung mit dem Untertitel »Deutsche Räuber vor 
Warschau« als Plünderer dargestellt, oder Opfer der antisemitischen Po- 
grome in der Ukraine als deutsche Kriegsopfer dargestellt — eine Varian- 
te, die im Zweiten Weltkrieg erfolgreich wiederbelebt wurde. (AvENARI- 
us, S. 26-30) So wurden in der ersten Wehrmachtausstellung des 
REEMTSMA-Instituts Bilder gezeigt, auf denen Soldaten Erschießungen 
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vornahmen. Dem militärgeschichtlich unbedarften Betrachter schien es 
selbstverständlich, daß es sich dabei um deutsche Soldaten handelte. Nur 
bei genauerem Hinsehen konnte ein Kenner aufgrund kleiner Uniform- 
unterschiede erkennen, daß es sich bei den Soldaten um ähnlich unifor- 
mierte Ungarn oder Finnen handelte. Bei einer anderen Bildfolge wur- 
den junge sowjetische Partisanen, darunter eine Frau, gezeigt, die 
abgeführt und vor zahlreichen Wehrmachtangehörigen gehängt wurden. 
Das sind Bilder, die ein »Verbrechen« zeigen sollten und unwillkürlich 
von jedem jungen Menschen, der lange nach dem Krieg geboren wurde, 
auch als solches, zumindest aber als eine juristisch höchst fragwürdige 
Grausamkeit betrachtet wurden. Es wurde nicht herausgestellt, daß es 
sich um überführte Partisanen handelte und daß eine solche Bestrafung 
kriegsvölkerrechtlich gedeckt war, weil die sowjetischen Partisanen - in 
vielen Fällen äußerst grausam — nach eigenen Angaben bis zu 500 000 
deutsche Soldaten im Rußlandfeldzug getötet haben. Es wird auch nicht 


eine Postkarte, die 


von russischen Juden 
nach dem Pogrom, 
von Odessa 1905 
verbreitet wurde. 
Die Überschrift lau- 
tete: »Mutter und 
Kind von Banden 
grausam erschlagen 
in Odessa.« Unten 
dasselbe Bild, veröf- 
fentlicht 1915 in der 
französischen Zei- 
tung Le Mliroir. Die 
Überschrift lautete 
diesmal: »Die Ver- 
brechen der deut- 
schen Horden in Po- 
len.« Aus: Gerhard 
Frey, Vorsicht Fäl- 
schung. 1000 anti- 
deutsche Lügen in 
Bild und Text, Mün- 
chen 1991. 
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erwähnt, daß die deutsche Seite legal für einen ermordeten eigenen Sol- Aus Rote-Kreuz- 
daten bis zu zehn Geiseln hinrichten durfte, die Amerikaner bei ihrem . Sammlern der 
Einmarsch in Aachen aber damit drohten, bis zu 200 deutsche Zivilisten a Ir 

E E (veröffentlicht in der 
für einen ermordeten US-Soldaten zu ermorden, und daß bei Paderborn gerliner Illustrierten 
1945 100 deutsche Soldaten für einen gefallenen US-Offizier umkamen. Zeitung) machte die 
Dutzende Bilder zeigen deutsche Soldaten, die inmitten von Leichenber- französische Zeitung 
gen stehen. Die Bildunterschrift suggeriert natürlich, daß es sich dabeium Le Miroir nach ent- 
jüdische Opfer deutscher Repressalien handelt. Die nachträglich ermittel- SPprechender Retu- 
te Bildwirklichkeit zeigt hingegen deutsche Soldaten, die in ein Ortszen- RR Ze ı 
trum (Tarnopol) vorstießen, in dem der sowjetische Geheimdienst NKWD Fe 


”° ; sche Kinder, die in 
zuvor Hunderte politische Gefangene erschossen hatte, die dort schon Frankreich Beutegut 


einige Zeit in der Soemmerhitze gelegen haben mußten, denn die Soldaten fortschaffen. Aus: 
hielten sich Tücher vor Mund und Nase, um den penetranten Leichenge- Gerhard Frey, Vor- 
ruch ertragen zu können. Inmitten der vielen grausamen Bilder taucht sicht Fälschung. 


dann plötzlich ein Bild auf, auf dem ein deutscher Soldat den Passier- 7000 antideutsche 
Lügen in Bild und 


schein einer russischen Bäuerin kontrolliert. Ein Bild, an Harmlosigkeit Te Minen 
kaum zu überbieten, aber im Zusammenhang mit den anderen Bildern 1991. 
ebenfalls wie eine Zumutung, wenn nicht ein Verbrechen, erscheinend. 
2. Das Bild ist echt, wurde aber manipuliert und dadurch in seiner 
Aussage verändert. Hier lassen sich mindestens sechs verschiedene Fälle 
unterscheiden. Die erste Variante zeigt die Fälschung durch Beschnei- 
den, durch Reduzierung der eigentlichen Bildaussage auf einen gewünsch- 
ten Bildausschnitt. Das inzwischen wohl berühmteste Bild dieser Fäl- 
schungskategorie zeigt einen offenbar deutschen Soldaten, der aus 
kürzester Entfernung, aus etwa anderthalb Metern, von hinten auf den 
Kopf einer Frau zielt, diemit einem Kind in den Armen zu fliehen scheint. 
Daniel GOLDIIAGEN zeigte es in seinem »Standardwerk« Hitlers willige Voll- 
strecker als einen Beweis geradezu abgründiger deutscher Niedertracht. 
Trotz seiner Widerlegung ziert es auch heute noch zahlreiche Bücher 
über den Zweiten Weltkrieg und auch die Jerusalemer Holocaust-Ge- 
denkstätte Yad Vaschem, wo inzwischen vom Papst bis zur deutschen 
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Bundeskanzlerin daran Hunderte hochrangiger Politiker vorbeidefilieren 
durften. Am 10. November 1996 veröffentlichte die zweitgrößte schwedi- 
sche Tageszeitung Svenska Dagbladet den Artikel »Mit der Schere als Waffe«, 
in dem das ganze Foto abgebildet wird. Dort ist unschwer zu erkennen, 
daß die Frau mit dem Kind im Arm nicht vor dem deutschen Soldaten 
wegläuft, sondern zu einem umgestürzten Bau- 
ernkarren, hinter dem bereits drei andere männ- 
liche Personen, vor einer Gefahr Deckung su- 
chend, kauern, die offensichtlich von rechts 
vorne droht, und nicht aus der Richtung des 
] Soldaten. Dieser zielte also auf keine wehrlose 
SM Frau (zumal jeder, der schon einmal mit einem 
Gewehr geschossen hat, weiß, daß man aus der 
© Distanz aus der Hüfte schießen würde und 


nn überraschender als diese Wendung ist die Tat- 

Sehr oft wird die ge- sache, daf3 diese Entlarvung weder zu einem Aufschrei in der deutschen 

samte rechte Hälfte Presse oder in der Geschichtswissenschaft führte noch zum Abhängen 

des Bildes wegge- der Fälschung in Yad Vaschem. 

en ne Eine weitere Variante besteht im Einmontieren eines Bildes oder Tex- 

estimmte Deutung : RL TR E : 

zu suggerieren. tes in das Foto. So wurde beispielsweise im Ersten Weltkrieg auf einen 
deutschen Eisenbahnwaggon, der, mit Munition beladen, in russische 
Hände fiel, ein rotes Kreuz und in kyrillischen Buchstaben das Wort 
»Sanitätszug« gemalt, um den Betrachter glauben zu machen, die Deut- 
schen benutzten das Rote Kreuz kriegsvölkerrechtswidrig, um sich mili- 
tärisch Vorteile zu verschaffen. (AvEnarıus, Das Bild als Verleumder, S. 51) 
Ähnliche Bildaussagen wurden in britischen Zeitungen, etwa in Th War 
Ilustrated, gezeichnet, und selbst im Deutsch-Französischen Krieg von 
1870/71 waren derartige Karikaturen bereits verbreitet. 

Neben dem Einfügen ist auch das Ausschneiden oder Wegretuschie- 
ren ein beliebtes Stilmittel der Bildfälschung. Das wohl bekannteste Bild 
für diese Variante ist eine sowjetische Aufnahme vom 5. Mai 1920, die 
LENIN zeigt, der inmitten von Soldaten, auf einer Holztribüne mit der 
Mütze in der Hand zu diesen spricht. Rechts im Bild, auf einer Treppe 
der Tribüne, stehen TROTZKI und KAMENEW, die an jenem Tag ebenfalls 
eine Grußadresse an die gegen das polnische Heer ausdrückenden Sol- 
daten richteten. Nachdem TROTZKI in Ungnade gefallen war, wurde sei- 
ne Person aus allen Geschichtsbüchern und Ausstellungen entfernt. Als 
der Verfasser 1982 im Leningrader Revolutionsmuseum des Smolnij-In- 
stituts vor eben diesem Foto den Museumsleiter auf das Fehlen von 
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TROTZKI ansprach, wurde er mit 
der Erklärung, dies sei ein Re- 
volutionsmuseum, und keine 
TROTZKI-Ausstellung, abgefun- 
den. Auch im Dritten Reich 
wurden RölM-Porträts nach 
dem sogenannten Rörm-Putsch 
aus Amtsstuben und Sammelbil- 
deralben entfernt oder gegen 
Bilder ausgetauscht, auf denen 
der Verfemte mit HıTLER oder 
anderen Größen zu erkennen | 
war — aber sie wurden nicht ma- 
nipuliert. Insbesondere in kom- 
munistischen Staaten hatte sich 
zudem die Angewohnheit einge- 
bürgert, Fotos prominenter Po- 
litiker zu schönen oder zu heroi- 
sieren, indem man Warzen aus 
dem Gesicht oder Zigaretten aus 
der Hand entfernte oder die Ge- | 
sichter einfach nicht altern ließ. F 
Die heute verfügbaren tech- f 
nischen Mittel (computergraphi- 
sche Methoden, Bluescreen- fe 
Technik, Warping oder | 
Morphing) ermöglichen am 
Rechner digitale Bildmontagen, f 
deren Manipulation man nicht 
mehr erkennen kann, wenn oder 
da es kein Negativ davon gibt. 
Dieses Verfahren wird auch im Film eingesetzt. Das beste Beispiel ist 
der amerikanische Spielfilm Forrest Gump aus dem Jahr 1994 mit Tom 
Hans in der Hauptrolle. Der Farbfilm spielt in den zwischen den fünf- 
ziger und siebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts und zeigt den Haupt- 
darsteller, wie er in einer schwarz-weißen Wochenschau-Aufnahme plötz- 
lich im Bild erscheint und Präsident Nixon die Hand schüttelt. Seit diesem 
Zeitpunkt sind auch »historische« Filmaufnahmen kein einwandfreier Beleg 
für die zeitgenössische Echtheit der Aufnahme, wenn deren Datum nicht 
einwandfrei feststeht oder die Originalaufnahmen vorhanden sind. 
Auf die Möglichkeit, Aufnahmen nachzustellen, wurde bereits hinge- 
wiesen. Dies gilt natürlich für unbewegte Bilder wie auch für bewegte. 
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Literatur: Nicht ohne Grund werden also amerikanische Spielfilme wie Schindiers 
AvENaRıUs, Ferdi- Löstein Schwarz-weiß gedreht; sie wirken nicht nur authentischer, es kann 
nand, DasBildals sogar gut sein, daß bei einem weiteren Nachlassen der historischen Bil- 
Verleumder. Bemer- dung demnächst Ausschnitte dieser Filme als Dokumentaraufnahmen 
Rungen zur Technik vorgeführt werden können. Dies ist um so wahrscheinlicher, als daß Bild- 
der Völkerven hetzung falschungen ohnehin deswegen hergestellt werden, weil es zumeist oder 
BW Elussehrigil = ee. 

( >. Fugschritt des „ \mindest oft an Bildern für die behaupteten Verbrechen mangelt und 
Dürerbundes). i 

bene; | Fotos oder Filmaufnahmen das Behauptete scheinbar belegen. Der erste 
(1915). = Beleg für eine als dokumentarisch ausgewiesene Übernahme eines Spiel- 


filmfotos ist für den 12. Februar 1955 belegt, als die Revze ein Szenenfo- 


Bü Karl, Di FRE i b ö 
ee, En B D% to des amerikanischen Spielfilms Entscheidung vor Morgengrauen als Kriegs- 
paganda gegen das aufnahme veröffentlichte. Der dort gezeigte Schauspieler Walter 


Deutsche Reich, Bre- LADENGAST »hing« mit einem Schild »So sterben alle Vaterlandsverräter!« 
men 2011 (Faksimile als Beweis für die grausame Wehrmachtsjustiz gegen Kriegsende in der 
des 1934 in Leipzig Luft. 
unter dem Titel das Gestellte Bilder gab es auch auf deutscher Seite. Am 29. Juni 1944 
Dritte Reich im Spiegel \yurden in Paris Filmaufnahmen gedreht, von denen Standbilder wenig 
der Weltpresse erschie- __;, . : ; i 
später in deutschen Tageszeitungen erschienen. Dort konnte man er- 
nenen Buches). : Be .“ 5 
.)- | . kennen, wie französische Frauen gefangene alliierte Soldaten, die durch 
Een 97 Pie geführt wurden, schlugen und bespuckten und dabei von deut- 
deutschen Fälschungen, & es RR 
0 schen Soldaten zurückgedrängt wurden. Bei diesen Aufnahmen handel- 
München 2003. : 3 
te es sich nicht um das spontane Ausbrechen des Volkszorns wegen der 
FREY, Gerhard, Vor- : 5 : ; 
aan RR Bombardierungen der Amerikaner im Verlauf der Invasion, sondern um 
sicht Fälschung. 1000 & e BuR.- Re 
antideutsche Löigen in Pariser Pöbel, der von Deutschen für diese Aktivitäten bezahlt wurde. 
Bild und Text, Mün- 3. Das Bild ist eine Totalfälschung. Die brennende Synagoge in der 
chen 1991. Berliner Oranienburger Straße ist eine solche Totalfälschung durch Re- 
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tusche. Zum zehnjährigen Jahrestag der Novemberpogrome 1938 wur- 
de ein 1948 aufgenommenes Foto, das die weitestgehend unzerstörte 
Synagoge zeigt, mutmaßlich von Mitarbeitern des Museums für deut- 
sche Geschichte, darunter einem ausgewiesenen Experten für Fotomon- 
tagen, mit flackernden Brandzungen »umgestaltet«, um »in zwar unstatt- 
hafter Weise, aber mit hehrer Absicht«, wie Dr. Hermann Sımon, Leiter 
des Centrum Judaicum am 10. Oktober 1998 der Berner Morgenpost mit- 
teilte, einen Bildbeleg für die nationalsozialistischen Feuerteufel vorle- 
gen zu können. Viele weitere Aufnahmen aus Konzentrationslagern, die 
Leichenberge zeigen, erwiesen sich bei Recherchen als Zeichnungen oder 
als Aufnahmen von Puppenbergen oder um bereits im Ersten Weltkrieg 
veröffentlichte Fotos ohne Ort und Zeitangabe, die angeblich deutsche 
Verbrechen dokumentierten. Da diese Fotos weiterhin mit den falschen 
Bildlegenden verbreitet und nicht entsprechend bekämpft und aus dem 
Verkehr gezogen werden, tauchen immer wieder Zweifel am Wahrheits- 
gehalt der wirklich stattgefundenen Verbrechen im Dritten Reich auf. 
Die Duldung solcher »Beweise« ist also in höchstem Maße für die Erfor- 
schung der geschichtlichen Wahrheit schädlich, doch scheinbar zu ver- 
lockend, um auf sie ganz verzichten zu können. 

Als weitere Totalfälschung erwiesen sich oft auch Zeichnungen. Im 
Ersten Weltkrieg wurde so »bewiesen«, deutsche Soldaten hätten in Belgi- 
en massenhaft Frauen vergewaltigt, katholischen Priestern die Augen 
ausgestochen und kleinen Kindern die Hände abgehackt. Zwar konnte 
nie ein Kind mit abgehackten Händen vorgezeigt werden, und auch die 
Behauptung, eines der Kinder sei zur Rekonvaleszenz nach Großbritan- 
nien überführt worden, wurde 1928 offiziell dementiert. In Deutschland 
fragte man sich allerdings bereits im Ersten Weltkrieg, wie der Feind 
deutschen Soldaten derartig grausame Verbrechen unterstellen könne, 
denn Diebstahl, Vergewaltigung oder sogar Mord aus Blutrausch oder 
zur Verdeckung eines Verbrechens können natürlich auch in jedem noch 
so disziplinierten europäischen Massenheer auftreten. Entlarvend war, 
dal diese Vorwürfe aus Belgien, teilweise auch aus Nordfrankreich stamm- 
ten. Deutsche Psychologen und Historiker konnten sehr schnell nach- 
weisen, daß solche Verbrechen keine reinen Phantasieprodukte sein konn- 
ten, sondern auf einem realen Erfahrungshorizont gründen mußten. 
Belgien besaß diesen Erfahrungsbericht, denn in der belgischen Kolonie 
Kongo wurden zur Zeit des belgischen Königs LEoroLD II. bis zu 1 Mil- 
lion Menschen bestialisch ermordet oder bestraft, mit genau den oben 
beschriebenen Methoden. Davon wiederum gab es genügend überleben- 
de Verstümmelte sowie Augenzeugen anderer europäischer Großmächte. 

Ebenfalls als Totalfälschung muß eine Zeichnung gelten, die zwar klar 
als Zeichnung erkannt werden kann, deren Darstellung aber eine angeb- 
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lich wahre Greueltat der Deutschen 
zeigen sollte. Simon WIESENTHAL, der 
zahlreiche Konzentrationslager über- 
lebt hat, fertigte kurz nach dem Krieg 
eine von ihm persönlich signierte 
Zeichnung an, auf der drei in gestreif- 
ter KZ-Rleidung befindliche Männer 
zu sehen waren, die, an Pfähle gebun- 
= den, nach der Erschießung in sich zu- 
sammengesackt waren. Da es von 
dieser Exekution und den vorherge- 
gangenen angeblichen Folterungen 
selbstverständlich keine Fotosgab, fer- 
tigte er aus der Erinnerung diese Zeich- 
nung an. Sie wurde als »authentisch« in 
Wiesenthals Buch Konzentrationslager 
Mauthausen, erschienen 1946 im Ibis- 
| Verlag, abgedruckt. Es dauerte nicht 
| lange, bis durch Zufall ein Leser, der 
sich an eine ähnliche Situation zu erin- 
nern glaubte, in alten Zeitschriften stö- 
berte und in der Ausgabe des US-Ma- 
gazins Lzfevom 11. Juni 1945 drei Fotos 
entdeckte, die frappierende Ähnlichkeit 
| mit der WIEsENTHALschen Zeichnung 
ı aufwiesen. Bei den drei Opfern handel- 
| te es sich allerdings um deutsche Sol- 
| daten, die während der Ardennenoffen- 
a sive in amerikanischen Uniformen von 
| Soldaten der US-Armee entdeckt und 
kriegsvölkerrechtlich korrekt für dieses 
Vergehen erschossen worden waren. 
4. Das Bild als Ikone. Insbesondere 
bei oder kurz nach Kampfhandlungen kamen Fotografen oder Kameramänner zu spät, um 
den entscheidenden Augenblick festzuhalten. Und wenn sie rechtzeitig erschienen oder be- 
reits zugegen waren, dann korrespondierte in vielen Fällen das aufgenommene Bild nicht 
mit der Bedeutung des Ereignisses, die diesem oftmals erst später unterstellt wurde. Und 
weil bedeutende Ereignisse auch bedeutende Posen und heldenhafte Figuren verlangen, wer- 
den sie nachgestellt und, wenn sie gelungen sind, durch das Ereignis selbst zur Ikone. Eine 
der bedeutendsten Bildikonen dieses Genres ist das Hissen der amerikanischen Flagge auf 
der pazifischen Insel Iwo Jima. Das preisgekrönte Bild, das Joe ROSENTHAL von Associated 
Press am 23. Februar 1945 aufnahm und das als Bronzedenkmal auf dem Heldenfriedhof in 
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Bildfälschungen 
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Arlington nachgebaut wurde, ist keine spontane Aufnahme, sondern eine 
höchst wirkungsvoll nachgestellte. Die ursprüngliche Aufnahme ist we- 
sentlich undramatischer. Das gleiche gilt für eine Aufnahme des Tref- 
fens an der Elbe bei Torgau, wo sich am 26. April 1945 sowjetische und 
amerikanische Truppen die Hand reichten. In Wirklichkeit war man be- 
reits einen Tag zuvor in Lorenzkirch bei Strehla zusammengekommen, 
aber die dortige Umgebung mit den zahlreichen von der Roten Armee 
zuvor ermordeten deutschen Zivilisten bot nicht die angemessene At- 
mosphäre für den »heldenhaften« Händedruck. 

Was für die Amerikaner Ivo Jima war, war für die Sowjets das Hissen 
der roten Flagge auf dem Reichstag in Berlin. Das berühmte Foto von 
Jewgeni CHar.DE] wurde allerdings nicht am 30. April 1945 aufgenom- 
men, dem Tag der Erstürmung des Reichstags, sondern zwei Tage spä- 
ter, am 2. Mai. Das Foto, das zwei sowjetische Soldaten und einen Offi- 
zier zeigt, die auf dem Dach des Reichstags die rote Flagge mit Hammer 
und Sichel anbringen, ist nachgestellt. Der Fotograf hatte die drei Solda- 
ten angesprochen und gebeten, für ihn möglichst dramatisch die zuvor 
mitgebrachte Flagge zu befestigen. Bevor das Bild veröffentlicht werden 
konnte, mußte allerdings eine Retusche vorgenommen werden, denn der 
Offizier, der den Soldaten mit der Flagge festhält, trägt an jedem Arm 
eine Uhr, ein untrügliches Zeichen dafür, daß trotz der Hitze des Ge- 
fechts noch genügend Zeit für Diebstahl und Plünderung gewesen ist. 

5. Fälschungen in Filmen. Die propagandistischen Möglichkeiten des 
Films erschlossen sich wie schon bei der Erfindung der akustischen Auf- 
nahme auf Platten wenige Jahre zuvor sofort nach seiner technischen 
Verwirklichung. Die dokumentarische Bedeutung, die Möglichkeit, »hi- 
storisch«« Augenblicke nicht mehr von Malern skizzieren lassen zu müs- 
sen, sondern tatsächlich für die Nachwelt festhalten zu können, führten 
nicht allein dazu, daß sich bedeutende Persönlichkeiten seitdem bewußt 
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Links: Aufnahme am 


Hamburger Bahnhof 
1946: »Güterzüge 
mit Flüchtlingen. 
Vollbesetzter Leerzug 
für das Ruhrgebiet«. 
Rechts: Fürein Buch 
des Journalisten Erich 
Kusv wurde das Bild 
1956 retuschiert und 
beschnitten. Das ma- 
nipulierte Bild sollte 
nun Juden zeigen, 
die in ein Konzentra- 
tionslager deportiert 
wurden. 
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Oben: Familienfoto LAFONTAINE: Mut- 
ter, Vater in der Uniform eines Unter- 
offiziers und die Zwillinge Hans und 
Oskar. Für eine im Bundestagswahl- 
kampf 1990 erschienene Broschüre 
wurde das Bild retuschiert: Der Vater 
trug dann einen dezenten Anzug. 


Bildfälschungen 


gern in Pose und ins rechte Licht versetzen ließen. Sie ließ 
auch das Verlangen aufkommen, historische Momente, bei 
denen keine Kamera zugegen war — vor allem, wenn dies 
zu gefährlich gewesen wäre — nachzufilmen. 

Der»Sturm auf das Winterpalais« als Geburtsstunde der 
‚Großen Sozialistischen Oktoberrevolution« wurde zwar 
oft beschrieben, nicht aber aufgenommen, und er verlief 
weit weniger spektakulär, als ein späteres Foto suggeriert. 
1928 drehte der sowjetische Filmregisseur Sergei EISEN- 
STEIN den Film O%tober, der die Ereignisse der »10 Tage, 
die die Welt erschütterten« nachzeichnete. Das aus diesem 
Film herausgeschnittene Standbild des Sturms auf den 


| Zarenpalast wirkt außerordentlich dramatisch und schick- 
| salsträchtig. In Wahrheit kam es zu keinem regelrechten 
| Sturm, da dieser Palast, in dem sich die provisorische Re- 
 gierung befand, nur von wenigen Soldaten und einem Frau- 


enbataillon geschützt wurde. Das in allen Schulbüchern 
verwendete Foto »Sturm auf das Winterpalais sollte das 
fehlende revolutionäre Pathos der Wirklichkeit ersetzen. 
Zu den vielen Versuchen, Adolf HITLER der Lächerlich- 
keit preiszugeben, gehört auch ein Wochenschauausschnitt, 
der den Reichskanzler im Juni 1940 im Wald von Com- 
piegne zeigt. In Erwartung der französischen Delegation 
drehte sich HITLER im Gespräch mit deutschen Offizieren 
und Diplomaten und zog dabei kurz das rechte Bein an. 
Als der Leiter der Informations- und Propagandabehörde 
in Kanada, John GRriIERsoN, diesen Filmausschnitt in die 
Hände bekam, fiel diesem auf, daß HrTLER in dieser Se- 
quenz das Bein einmal relativ stark anhob. Es war nur ein 
kurzer Moment, aber der Propagandist hatte den Einfall, 
diese kurze Szene in mehreren Einzeleinstellungen zu ver- 
vielfältigen, so daß man den Eindruck gewann, HITLER 
würde siegestrunken hin- und herspringen. Diese »Tanz- 


A einlage« hatte auf das Publikum der englischsprachigen 
1 Welt, dem diese Verfälschung nun ihrerseits in Wochen- 


schauen gezeigt wurde, eine außergewöhnlich starke Pro- 


pagandawirkung. Olaf Rose 


»SS Leute scheren einen polnischen Juden den Kopf.« Mit dieser 
Textzeile wurde das Foto in der Allgemeinen Jüdischen Wochen- 
zeitung vom 9. 5. 1991 versehen. Es handelt sich um ein Bildmon- 
tage. Der Soldat rechts vom »Opfer« trägt eine russische Mütze, der 
Mann links eine russische Uniform. Dahinter stent ein Rotarmist. 
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Nachkriegszeit 


Lagerbesuche durch das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz (IKRK) 


Rechtliche Grundlage für Besuche von Gefangenenlagern durch das 
IKRK war vor 1949 ausschließlich die Genfer Konvention von 1929 
über die Behandlung der Kriegsgefangenen. Bei allen Lagern, die nicht 
formell Kriegsgefangenenlager waren, lag die Erlaubniserteilung für Be- 
suche deshalb im Ermessen des Gewahrsamsstaates, da die staatliche 
Souveränität allein entscheidend war. Es ist daher nicht erstaunlich, daß 
Versuche des IKRK, Konzentrationslager in Deutschland zu besuchen, 
von der Reichsregierung unter Hinweis auf diese Rechtslage abgelehnt 
wurden. Erst gegen Ende des Krieges wurde die Erlaubnis erteilt und 
für mehrere Lager vom IKRK auch genutzt. 

Das IKRK hat im Krieg von den Möglichkeiten der Genfer Konven- 
tion zum Besuch von Kriegsgefangenenlagern auf beiden Seiten Ge- 
brauch gemacht. Unmöglich war dies in der Sowjetunion, die sich dar- 
auf berief, nicht zu den Unterzeichnern der Konvention zu gehören. 
Besuchsberichte des IKRK über Lager deutscher Kriegsgefangener in 
westalliierter Hand zeigen, vor allem für die Zeit kurz vor Kriegsende 
und danach, eine gewisse Zurückhaltung in der Bereitschaft, Mißstände 
deutlich anzusprechen. (z.B.') Die streng aufgefaßte Neutralitätspflicht 
des IKRK verhinderte vermutlich oft eine deutlichere Kritik. Eine Be- 
fragung ehemaliger Kriegsgefangener (etwa 70 im Jahre 2012) ergab für 
die weit überwiegende Zahl der Fälle, daß die Lagerinsassen keine Kennt- 
nis von einem Besuch einer IKRK-Delegation hatten (Unterlagen beim 
Verfasser). Es muß offenbleiben, ob kein Versuch unternommen, keine 
Genehmigung erteilt oder ein erfolgter Besuch vor den Gefangenen ver- 
borgen gehalten wurde. 

Für die Zeit ab Kriegsende steht im Vordergrund das Bestreben der 
Westalliierten, den Kriegsgefangenen weitestgehend den Schutz der Gen- 
fer Konvention zu entziehen, womit automatisch auch das Besuchsrecht 
entfiel. Da zwingendes Völkerrecht nicht zur Disposition eines Einzel- 
staates steht, war dies ein klarer Rechtsbruch, worauf auch die Rechtsab- 
teilungen der US-Ministerien hinwiesen. Gleichwohl erfand die Gewahr- 
samsmacht USA das Hilfsmittel der Deklarierung der Kriegsgefangenen 
zu »Disarmed Enemy Forces (DEF), Großbritannien die Bezeichnung 
>Surrendered Enemy Personnek (SEP).” Frankreich hielt sich wenig mit 
solchen Feinheiten auf, sondern handelte weitgehend nach Gutdünken. 

Eine besondere Härte ergab sich durch die häufige Handhabung, 
Kriegsgefangene zu entlassen und sie im unmittelbaren Anschluß wie- 
der gefangenzunehmen und zu Zivilinternierten zu erklären. Dies ge- 
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! Comite Interna- 
tional de la Croix 
Rouge, »Considera- 
tions generales sur 
les camps de 
prisonnier de 
guerre Allemands, 
Rapport general«, 
14. 12. 1944, Kopie 


beim Verfasser. 


? SCHÖBENER, Die 
amerikanische 
Besatzungspolitik. und 
das Völkerrecht, 
Frankfurt/M. 1991, 
S. 492495, Franz 
W. SEIDLER, Deutsche 
Opfer, Alliierte Täter 
1945, Selent 2013, 
S. 139 £. 
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Lagerbesuch durch das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz (IKRK) 


schah meist mit der Begründung, die betreffenden Personen seien ver- 
Fe Bee zu sein (Hauptbegründung der Amerikaner), 

z = —, oder eine Bedrohung für die Sicherheit 

ı der Besatzungsmächte (z.B. als angebli- 

| che »Werwolfe-Angehörige), oder den de- 

ı mokratischen Neuaufbau zu bilden 

(Hauptbegründung der Briten), oder im 

Zivilberuf unter die Bedingungen des 

yautomatischen Arrestes< zu fallen 

(Funktionäre der NSDAP und ihrer 

Organisationen, vermeintliche oder 

wirkliche staatliche Amtsträger). Diese 

nun Zivilinternierten wurden dann zu- 
sammen mit denjenigen der vorstehen- 
den Kategorien, die nicht Soldat gewe- 

Marcel Junop, Dele- sen waren, in den Zivilinterniertenlagern zusammengefaßt.’ 

gierter des IKRK, Die Behandlung der Gefangenen in diesen in jeder der Besatzungszo- 

beim Besuchvon nen vorhandenen Lagern war die konsequente Fortsetzung der Verhält- 

Kriegsgefangenen in u ® 3 Me : 

Dentechland. nisse in den Kriegsgefangenenlagern. Stand in diesen, gleich ob nur Auf- 
fangslager oder auf längere Dauer angelegt, die Aushungerung und 
schutzlose Unterbringung im Freien im Vordergrund, so war es bei den 
Zivilinterniertenlagern die seelische Folter der ungewissen Zukunft und 
in nicht wenigen Fällen brutalste körperliche Folter zur Erzwingung von 
Aussagen ohne Rücksicht auf deren Wahrheitsgehalt. Bei den Kriegs- 
gefangenenlagern soll der Hinweis auf die Rheinwiesenlager genügen. 
Bei den Zivilinterniertenlagern seien herausgehoben das britische »Ver- 
nehmungslager« Bad Nenndorf und das amerikanische Lager/Gefäng- 
nis in Schwäbisch Hall, das zu belastenden Aussagen über die Waffen-SS 
dienen sollte, vor allem für den Malmedy-Prozeß. In der französischen 
Zone fällt kein einzelnes Lager durch eine überdurchschnittliche Anzahl 
von Todesfällen und Folterungen auf. Man könnte verallgemeinernd sa- 
gen, sie waren gleich schlimm.* Aus Bad Nenndorf wurde eine solche 
Vielzahl unmenschlich grausamer Folterungsfälle, zum Teil mit Todes- 
folge, berichtet, daß das IKRK, dessen Besuch selbstverständlich nicht 


zugelassen war, das aber auf Umwegen Berichte erhalten hatte, von Ge- 


? SCHÖBENER, ebenda, S. 434 ff. Diese Statusumwandlung nach fiktiver Entlas- 
sung aus der Kriegsgefangenschaft wurde scharf kritisiert in einem Delegations- 
bericht des Internationalen Roten Kreuzes vom 21. August 1946, Az. PC /KE, 
Kopie beim Verfasser. 

* WERNET, Die Internierung im deutschen Südwesten, Landesverband Baden-Württem- 
berg der ehemaligen Besatzungsinternierten (Hg.), Karlsruhe 1960. 


698 NACHKRIEGSZEIT 


Lagerbesuch durch das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz (IKRK) 


stapo-Verfahren schrieb (»procedes gestapistes les plus eprouves«) und 
eine Intervention von britischer Seite zu erreichen versuchte.” Immerhin 
wurde hier ein Militärgerichtsverfahren eingeleitet, das, wie zu erwarten, 
keine wesentlichen Strafen zur Folge hatte. In Schwäbisch-Hall wurden 
all jene Foltermethoden zur Aussageerzwingung angewendet, die in der 
Gegenwart für Abu Ghraib und Guantanamo beschrieben worden sind 
und noch einige Potenzierungen davon. 

Das IKRR hat sich redlich bemüht, zu den Zivilinterniertenlagern 
Zutritt zu bekommen, wohl wissend, daß eine Berufung auf die Genfer 
Konvention von 1929 über die Kriegsgefangenenbehandlung rechtlich 
unmöglich war. Für die US-Zone hat in letzter Instanz General CLay 
dies in scharfer Form abgelehnt. Als der Rotkreuz-Delegierte andeutete, 
die Zentrale des IKRK in Genf darüber nach Washington berichten zu 
lassen, wurde CLAy nervös, blieb aber bei seiner Haltung.’ Diese Grund- 
einstellung zeigte sich noch verschärft, nachdem ein Teil der Zivilinter- 
niertenlager in die Verwaltung der neu entstandenen deutschen Länder 
übergegangen war. Zunächst verwies die Militärregierung darauf, daß 
nun nicht mehr sie, sondern die deutschen Behörden zuständig seien. 
Das Land Hessen erlaubte Lagerbesuche in Darmstadt, erhielt aber nach 
kurzer Zeit den Befehl der Militärregierung, sie sofort zu verbieten. Zur 
Ehre der damaligen Hessenregierung sei bemerkt, daß sie heftigen Pro- 
test einlegte.° 

Bei seinen Bemühungen um Zugang zu den Lagern der Zivilinternier- 
ten hat das IKRK offen oder verklausuliert bemerkt, man sehe sich hier 
mit demselben Problem konfrontiert, wie man es mit der Deutschen 
Reichsregierung gehabt habe, als man sich um Zugang zu den Konzen- 
trationslagern bemühte.’ 


Ernst Sylvius von Heydebrand 


° www.metapedia.org , Stichwort »Folterung deutscher Gefangener durch die 
Alliierten« 

7” SCHÖBENER, aaO. (Anm. 2), S. 454--459; Comite International de la Croix Rouge, 
Delegation Berlin, vom 26. Juni 1947, Az. TM No. 3939, Kopie beim Verfasser. 
® SCHÖBENER, ebenda, S. 459 ff.; Schreiben der Großhessischen Staatsregierung 
vom 24. 2. 47, Az. M/Bl/We, an die Militärregierung Wiesbaden, Kopie in 
IKRK-Akte G 44/13/13-55, Kopie beim Verfasser. 

’IKRK an die IKRK-Delegation in Frankfurt/M., No. 278 vom 23. November 
1945, Az. PC/KE, Kopie beim Verfasser; ähnlich im Schreiben Großhessische 
Staatsregierung (ebenda): ». ... allgemein bekannt ist, daß zu den Konzentrati- 
onslagern der nationalsozialistischen Ära das Internationale Rote Kreuz kei- 
nen Zutritt hatte. Aus dieser Tatsache können böswillige Elemente unzulässige 
Vergleiche anstellen, die ich... unter allen Umständen vermeiden muß«. 


NACHKRIEGSZEIT 


> Comite Internatio- 
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! Werner ADam, 
»Der Veterang«, in: 
Frankfurter Allgemei- 
ne Zeitung, 10. 5. 
1995: 


? Iwan AGRUSOW, 
»Schicksale »befrei- 
ter« Veteranen der 
Sowjetarmee«, in: 
Frankfurter Allgemei- 
ne Zeitung, 16. 5. 
1995. 


Russische Hilfswilli- 
ge beim Stellungs- 


bau. Sie wurden # 


1945 größtenteils 
nach Sibirien depor- 


tiert. 
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Zum Schicksal russischer »befreiter« 
Veteranen und Östarbeiter 1945 


Beim Ende des Zweiten Weltkrieges wurden in Deutschland und in den 
von Deutschen besetzt gewesenen Gebieten rund 5,4 Millionen sowjeti- 
sche Kriegsgefangene von alliierten Truppen »befreit« Für die meisten 
war es jedoch keine Befreiung, sondern sie hatten dann ein schlimmes 
Schicksal, auf das die Frankfurter Allgemeine Zeitung unter anderen 1995' 
hinwies. Auch die von den Westmächten befreiten Russen durften nicht 
zu ihren Familien zurückkehren, sondern wurden direkt in sowjetische 
Straflager transportiert. Nach einem früheren Befehl StaLıns galt jeder 
Sowjetsoldat als Vaterlandsverräter, der sich an der Front ergeben hatte 
und in Gefangenschaft gegangen war. 

Neben diesen Kriegsgefangenen gab es weitere Gruppen von sowjeti- 
schen Bürgern, die ab 1945 — auch aus dem Bereich der Westmächte — 
»repatriiert wurden und dabei ein schlimmes Schicksal hatten. Da gab es 
einmal die sogenannten »Östarbeiter«, rund 6 Millionen an der Zahl,” die 
ab 1941 zunächst meist freiwillig, später gezwungen, als junge Menschen 
zur Arbeit in das Reich gekommen waren. Sie wurden nach Kriegsende 
mit Gewalt von den Westsiegern an die Sowjets ausgeliefert und wurden 
meist nach Überprüfung durch die Geheimpolizei in Straflager geschickt, 
in denen die meisten umkamen. 

Zu einer dritten Gruppe von Sowjetbürgern, für die der 8. Mai keine 
Befreiung, sondern Tod oder lange Lagerzeit brachte, gehörten diejeni- 
gen, die in den von Deutschen vorübergehend besetzten Gebieten der 
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Zum Schicksal russischer »befreiter< Veteranen 
und Östarbeiter 1945 


‚Befreite« so- \ 
wjetrussische 
Kriegsgefange- 
ne 1945. Die 
meisten wuß- 
ten, was bei | 
ihrer Rückfüh- 
rung auf sie 
wartete. 


Sowjetunion geblieben waren und dann von der Roten Armee überrollt 
wurden. Ihnen wurde Kollaboration mit der Wehrmacht vorgeworfen. 
Alle in ihrer Heimat gebliebenen Männer wurden im Laufe der Zeit von 
der Geheimpolizei, dem KGB, überprüft, und viele kamen danach in 
Arbeits- und Straflager. Weniger Belastete durften später keine leitenden 
Tätigkeiten mehr ausüben. Vor dem Krieg hatten in diesen Gebieten 
von Murmansk bis zum Schwarzen Meer um 60 Millionen Menschen 
gewohnt.’ 

Das schlimmste Schicksal hatten diejenigen, die in den von General 
Wrassow und anderen gegründeten Einheiten der »Russischen Befrei- 
ungsarmee« oder in anderen Truppenteilen wie den Kosaken, rund 800. 000 
Mann,’ auf deutscher Seite mitgekämpft hatten. Sie wurden auch - oft 
unter Anwendung von brutaler Gewalt - von den Westalliierten den So- 
wjets übergeben und wurden meistens von diesen bald als Landesverrä- 
ter liquidiert. 

Glück hatte eine kleine Gruppe von russischen Einzelpersonen, die 
sich in den ersten Monaten nach Kriegsende — oft bei ihren früheren 
Dienstherren in Deutschland — verstecken konnten, den alliierten Hä- 
schern auf diese Weise verborgen blieben und dann später nach den 
USA oder nach Kanada auswandern konnten, von wo sie — wie der Ver- 
fasser selbst erlebte —, später ihre bisherigen deutschen Dienstherren 
besuchten. 

Daß Moskau Mitsieger im Zweiten Weltkrieg wurde, bedeutete also 
für viele Millionen von Sowjetbürgern den Tod oder Jahrzehnte währen- 
de Lagerzeit, die ein Großteil nicht überlebte. 

Rolf Kosiek 


? Ebenda. 
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»Wir hatten uns als 


Kriegsgefangene 


| schuldig gemacht: 


Unsere Schuld be- 
stand darin, daß wir 
noch lebten!« 


»Ich liebte meine 
Heimat so sehr, doch 
ich wußte, daß sie 
mich nicht mit offe- 
nen Armen empfan- 
gen würden. Gewiß 
würde man mich 
einsperren, weil ich 
als Gefangener meh- 
rere Jahre in 
Deutschland gewe- 
sen war. Vielleicht 
würde man mich 
erschießen? Doch 
was hatte ich falsch 
gemacht? Die Ver- 
zweiflung war so 
groß, fast noch grö- 
ßer als das Heim- 
weh.« 


»Mein Leben lang 
fühlte ich das Kains- 
mal auf der Stirn 
brennen. Der hat 
sich in deutsche Ge- 
fangenschaft bege- 
ben. Sie hinterließ 
eine seltsame Spur in 
meinem Leben. Die 
Verachtung der 
Nachbarn, der Vor- 
gesetzten im Betrieb 
und das unverhohle- 
ne Mißtrauen der 
Obrigkeit quälten 
mich die ganzen Jah- 
re hindurch.« 


Zeugnisse aus: 
Kriegsgefangene, 
Droste, Düsseldorf 
1995. 
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FRIEDRICH VI. von 
Dänemark. 


Friedrich Graf von 
WRANGEL. 
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Zum Verhältnis Deutschland-Dänemark 


Während die Gebietsverluste des deutschen Volkes im Osten, Süden und 
Westen allgemein in der Bevölkerung bekannt sind, ist das Schicksal der 
deutschen Grenze im Norden gegen Dänemark weithin unbekannt. 
Zweimal in den letzten hundert Jahren — nach dem Ersten und nach 
dem Zweiten Weltkrieg — wäre es beinahe zur Abtrennung Schleswigs 
oder gar ganz Schleswig-Holsteins gekommen, die von Kopenhagen und 
der dänischen Minderheit im deutschen Teil gefordert wurde. Doch 


| schließlich verzichtete Kopenhagen auf eine Annexion, so daß das Ver- 


hältnis beider Länder heute normal und freundschaftlich ist. 

Im Mittelalter hatte Holstein als Herzogtum immer zum Deutschen 
Reich gehört, dessen Nordgrenze die Eider war, während die um 975 
von Kaiser OTTO Il. geschaffene Grenzmark Schleswig von Kaiser Kon- 
RAD II. dem Dänenkönig KnuT überlasen wurde. Hier regierten däni- 
sche Prinzen in der Folgezeit als Herzöge. Seit 1326 waren Holstein und 


A Schleswig verbunden, seit dem Vertrag von Ripen 1460 unter dem Dä- 
9 nenkönig ChrisTran 1. (aus dem Haus Oldenburg), der dazu Herzog von 


Schleswig und Graf von Holstein wurde, »up ewich tosamende ungede- 
elt«. Der Wiener Kongreß bestätigte 1815, daß Holstein Teil des Deut- 
schen Bundes mit dem dänischen König als Landesherren sei, jedoch 
Schleswig nicht. 

Von Dänemark wurden in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts Be- 
strebungen eingeleitet, Schleswig als dänisch von Holstein zu trennen. 
Dadurch brach die sogenannte Schleswig-Holstein-Frage wieder auf, von 
der der englische Premierminister Henry PALMERSTON um 1864 einmal 
erklärte: »Nur drei Menschen haben die schleswig-holsteinische Geschichte 
begriffen — Prinzgemahl ALBERT, der tot ist; ein deutscher Professor, der 
ist wahnsinnig geworden; und ich, nur habe ich alles darüber vergessen.« 

Der Dänenkönig FRIEDRICH VII. verkündete am 21. März 1848 mit 
einer neuen Verfassung die Einverleibung Schleswigs als Provinz nach 
Dänemark. Daraufhin erhob sich ein Aufstand der deutschen Schleswig- 
Holsteiner, die am 24. März in Kiel eine provisorische Regierung für die 
beiden Herzogtümer bildeten. Bei einer militärischen Auseinanderset- 
zung am 9. 4. 1848 nördlich von Flensburg siegten dänische Soldaten 


5 über deutsche Freiwillige. Daraufhin entsandte der Deutsche Bund Bun- 
PA destruppen (Preußen und Hannoveraner) unter General Friedrich Graf 
| von WRANGEL, womit der Deutsch-Dänische Krieg von 1848 bis 1850 


begann. WRANGEL vertrieb die Dänen aus Schleswig-Holstein und drang 
bis Jütland vor. Auf Druck der anderen europäischen Großmächte kam 
es zum Waffenstillstand von Malmö am 26. August 1848, bei dem Preu- 
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Ben auf die provisorische Regierung verzichten mußte. Nach weiteren 
Kämpfen im Jahre 1849 und dem dänischen Sieg bei Idstedt wurde im 
Juli 1850 der Frieden von Berlin geschlossen, in dem Preußen seine Trup- 
pen zurücknahm. Die Österreicher zwangen die noch weiterkämpfen- 
den Schleswig-I lolsteiner zum Abbruch der Kämpfe und überließen erst 
Schleswig, 1852 auch Holstein den Dänen. Im Londoner Protokoll vom 
8. Mai 1852 regelten die Großmächte diesen Zustand. 

Als der Dänenkönig CHRISTIAN IX. 1863 eine Verfassung für den Ge- 
samtstaat mit Anschluß ganz Schleswigs bestätigte, beanspruchte der 


Erbprinz FRIEDRICH VON AUGUSTENBURG als FRIEDRICH VII., Herzog von 2 


Schleswig, die Regierung beider Herzogtümer und wurde von der natio- 
nalen Stimmung in Deutschland unterstützt. Bundestruppen, Preußen 
und Österreicher, drangen erneut in Dänemark ein, eroberten die Düp- 
peler Schanzen (18. 4. 1864) und besetzten die Insel Alsen (29. 6. 1864). 
Daraufhin verzichtete der Dänenkönig im Frieden zu Wien (30. 10. 1864) 
auf die beiden Herzogtümer zugunsten Österreichs und Preußens. Span- 
nungen zwischen den beiden deutschen Großmächten führte zum Deut- 
schen Krieg 1866, durch den Preußen im Prager Frieden (23. 8. 1866) 
Schleswig-Holstein erhielt. 

Beiderseits der heutigen Grenze wohnten Minderheiten des jeweils 
anderen Volkes. Nach dem Versailler Diktat von 1919 kam es am 10. 
Februar 1920 zur 
Volksabstimmung in 
der nördlichen Zone 
(Nordschleswig), deren 
Bewohner zu 74,2 Pro- 
zent (75133) für Däne- 
mark stimmten und 
25,8. (25329) Nüs 
Deutschland, während 
am 14. März 1920 in 
dem südlichen Teil 
(Südschleswig) 80 Pro- 


Szene aus dem Dänischen 
Krieg 1864: Österreichi- 
sche Jäger erstürmen eine 
Windmühle in Vejle 
(Hauptstadt der dänischen 
Region Syddanmar). Ge- | 
mälde eines unbekannten |; 
Malers. = 
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König CHRISTIAN IX. 
von Dänemark. 


Der Dänische Krieg 
1864 hatte folgende 
Ursache: Nach dem 
verlorenen Ersten 
Schleswig-Holsteini- 
schen Krieg (1848- 
1851) verpflichtete 
sich Dänemark, die 
Herzogtümer Schles- 
wig, Holstein und 
Lauenburg weiterhin 
als selbständige Ein- 
heiten innerhalb des 
Gesamtstaates zu 
behandeln. Dessen 
ungeachtet bezog 
die dänische No- 
vemberverfassung 
von 1863 Schleswig 


| vertragswidrig mit in 
= den dänischen Kern- 


Staat ein. 
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zent (51303) für den Verbleib beim Deutschen Reich sich aussprachen 
und 20 Prozent (12859) für Dänemark. Alle Gemeinden in der südli- 
chen Zone wiesen deutsche Mehrheiten auf. Die Zoneneinteilung mit 
der »Clausenlinie« nördlich von Flensburg und südlich von Tondern als 
Grenze war für die Deutschen ungünstig geschnitten, und es galt im 
Nordteil die Abstimmung im Ganzen, in Südschleswig gemeindeweise, 
so daß das ganze Nordschleswig mit seinem mehrheitlich deutschen süd- 
lichen Teil und deutschen Städten wie Apenrade, Tondern und Tingleff, 
insgesamt 41 Gemeinden mit deutscher Mehrheit, an Dänemark fiel. 
Wäre im gesamten Schleswig auf einmal abgestimmt worden, hätte sich 
eine deutsche Mehrheit ergeben, und 
auch Nordschleswig wäre beim Deut- 
A schen Reich geblieben. Deswegen wur- 
= de zum Nachteil Deutschlands die Ab- 
stimmung in zwei Gebieten getrennt 
vollzogen. Die nordschleswigschen So- 
zialdemokraten stellten in ihrer »Apen- 
| rader Erklärung« vom 26. Oktober 1919 
fest: »Hier liegt eine Brutalität und eine 
Vergewaltigung eines Teils unserer 
Volksgenossen vor, die uns als Partei 
| zum schärfsten Protest und zu der Er- 
klärung veranlaßt, daß das Ergebnis der 
| bevorstehenden Abstimmung nicht als 
eine Entscheidung im Sinne des Selbst- 
bestimmungsrechtes der Völker aner- 
kannt werden kann und anerkannt werden wird.«. Im dänischen Teil gab 
es fortan eine deutsche, im deutschen Teil eine dänische Minderheit. Letz- 
tere hatte 1932 nur 4658 Kommunalwahlstimmen. Im Jahre 1939 hatte 
der Schleswigsche Verein, der Dachverband der dänischen Minderheit in 
Südschleswig, nur noch 2728 Mitglieder. Die deutsche Minderheit in 
Nordschleswig wehrte sich erfolgreich gegen eine Integration und ver- 
teidigte zäh ihr Volkstum. 

Nach der Kapitulation der deutschen Wehrmacht am 8. Mai 1945 raub- 
ten die Nachbarstaaten im Osten, Süden und Westen altes deutsches 
Siedlungsgebiet. Auch im Norden versuchten dänische Kreise, ähnlich 
wie 1919, Schleswig-Holstein, mindestens aber Südschleswig, für Ko- 
penhagen zu gewinnen. Dabei kam es zu Einzelheiten, über die man 
heute nur noch den Kopf schütteln kann. Doch schließlich war Kopen- 
hagen weise genug, im Interesse einer guten Nachbarschaft kein weiteres 
deutsches Gebiet zu annektieren. Doch jahrelang bestand diese Gefahr. 

Mit großem Propagandaaufwand wurde nach Kriegsende von däni- 
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schen Vereinigungen für den Anschluß vor allem Südschleswigs an Däne- 
mark geworben. Eine deutsche Gegenwehr gab es zunächst praktisch nicht. 
Im September 1945 wurde der englische Feldmarschall MONTGOMERY als 
Oberbefehlshaber der britischen Besatzungsarmee in Norddeutschland 
gebeten, »das Grenzland Südschleswig so bald wie möglich von Flüchtlin- 
gen zu befreien. ..., die unser Volkstum in Südschleswig zu ersticken und 
rassemäßig auszulöschen drohen«.! Er kam dem aber nicht nach. 

Die Dänen hatten auch die Sorge, daß die vielen nach Schleswig-Hol- 
stein gekommenen Flüchtlinge aus Ostdeutschland bei einer möglichen 
Volksabstimmung nicht für Kopenhagen stimmen würden. Auch sah 
man durch die vielen »Mischehen« mit Flüchtlingen die nationalen Wur- 
zeln des Dänentums in Südschleswig bedroht. So beschloß im März 1948 
der Südschleswigsche Verband (SSV), der Dachverband der dänischen 
Minderheit, »die Mitglieder auszuschließen, die jemanden heiraten, der 
südlich der Eider geboren oder nach dem 1. Oktober 1939 eingewandert 
ist. Tatsächlich wurden von April bis September 1948 45 Mitglieder aus- 
geschlossen, weil sie gegen das Mischehen-Verbot verstoßen hatten«.' 

In der Schleswigschen Heimatzeitung, die 1945 für die dänische Minder- 
heit in deutscher Sprache als Tageszeitung gegründet worden war, er- 
schien noch am 15. Januar 1949 ein Artikel, in dem es hieß: »Fließend 
und ohne Unterbrechung geht die Unterwanderung vor sich, die das 
Blut des Ostens in unsere alten friesischen und niedersächsischen Fami- 
lien einsickern läßt... Die Auf-Ostung vollzieht sich auf den Schwingen 
des Eros. Und im gleichen Maße mindert sie die Abwehrkraft unserer 
Bevölkerung gegen den fremden Griff nach unserem Land, ihrem Recht 
und ihrer Freiheit. ... An die Stelle der schlanken hohen Friesengestalten 
mit ihrem schmalen rassigen Gesichtern wird der breitgesichtige, unter- 
setzte slawische Typ treten.«'? Das war durchaus ernst gemeint. 

Es wurde ferner von dänischen Kreisen verlangt, die Verwaltung Schles- 
wigs von der Holsteins zu trennen und in Schleswig als Verwaltungsbe- 
amten vom eigenen Regierungspräsidenten bis zum letzten Dorfbürger- 
meister nur reinrassig nordische Südschleswiger zuzulassen. Die 
Kopenhagener Regierung hielt sich dagegen zurück und erklärte höch- 
stens durch Ministerpräsident Knud KRIsTEnsEn im Oktober 1945: »Es 
soll das Bestreben der Regierung sein, das Dänentum südlich der Grenze 
in dem nationalen und kulturellen Kampf zu unterstützen und zu för- 
dern, den sie seit OLims Zeiten geführt hat, um sein dänisches Gepräge 
zu sichern und zu bewahren.«’ 

Neue Dänenfreunde versuchten, dänische Kreise in Südschleswig zu 
gewinnen, indem man die betreffenden Familien mit den in Dänemark 
ausreichend verfügbaren Nahrungsmitteln in der Hungerzeit der Deut- 
schen bis 1948 unterstützte. Sie wurden mit den ihnen als Deutschen 
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fehlenden Lebensmitteln versorgt, schickten dafür ihre Kinder auf däni- 
sche Schulen, an denen auch Essen verteilt wurde. Das Wort der »Speck- 
dänen« aus den Abstimmungszeiten von 1920 machte wieder die Runde 
und führte zu dem deutschen Abwehrspruch: »Eßt dänischen Speck, 
aber wählt Deutsch!« 

Doch die Erfolge der dänischen Propaganda bei fehlender Koordina- 
tion der hart in den ersten Nachkriegsjahren um ihr Leben ringenden 
Deutschen waren nicht gering. Schon bei der ersten Kommunalwahl nach 
1945 gewannen die Dänen im Flensburger Gemeinderat die absolute 
Mehrheit mit 33 dänischen und nur sechs deutschen Mandaten. Es hatte 
sich sogar der SPD-Kreisverband Flensburg dafür ausgesprochen und 
die Empfehlung ausgegeben, dänisch zu wählen, weshalb er dann vom 
nationalen SPD-Vorsitzenden Kurt SCHUMACHER aus der SPD ausge- 
schlossen wurde, der ihm sogar »Landeverrat« vorwarf. Daraufhin grün- 
dete man einen neuen deutschen SPD-Kreisverband, der aber jahrelang 
schwer um Mitglieder zu kämpfen hatte. Im April 1947, in der größten 
Notzeit der Deutschen, stimmten knapp 100000 Wähler aus Südschles- 
wig für den die dänischen Bestrebungen unterstützenden Südschleswig- 
schen Wählerverband (SSW). Kopenhagener Regierungskreise planten 
»eine dänische Kulturoffensive mit dem Ziel volklicher Eroberung« in 
Schleswig-Holstein. 

1945 waren rund 250000 deutsche Soldaten und Zivilisten aus Ost- 
preußen und Pommern mit Schiffen über die Ostsee nach Dänemark 
vor der Roten Armee geflohen. Sie hofften, in die Freiheit zu kommen, 
wurden aber in Dänemark in Lagern gehalten, in denen die Umstände 
zeitweise bewußt schlimm und unmenschlich waren. So starben in ihnen 
um 7000 deutsche Kinder an bewußt verordneter Unterernährung,* wur- 
den zahlreiche Deutsche ermordet,° wurden Gefangene zum Minensu- 
chen mit bloßen Händen gezwungen,° wurden Deutsche jahrelang inter- 
niert,’ allein in dem riesigen Lager bei Faarhus rund 3000 Personen, 
darunter viele ehemalige Mitglieder der DNSAP. Insgesamt waren im 
Krieg in Dänemark rund 40000 Personen der nationalsozialistischen 
DNSAP beigetreten. Die Gefangenen lebten dort bis zu drei Jahren in 
Haft und wurden teilweise mit neuen rückwirkend angewandten Geset- 
zen verurteilt. Längere Internierung traf auch viele der rund 8000 Frei- 
willigen aus Dänemark, darunter rund 2000 Deutsche aus Nordschles- 
wig, die an der Seite der Deutschen während des Zweiten Weltkriegs im 
Osten gekämpft hatten, wobei etwa die Hälfte gefallen ist. Erst allmäh- 
lich trat eine Normalisierung in der Behandlung der Deutschen und im 
deutsch-dänischen Verhältnis ein. 

Dazu kam allmählich zunehmender Widerstand von seiten der Deut- 
schen, die sich langsam organisierten. Es wurde eine Arbeitsgemeinschaft 
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‚Deutsches Schleswig: (ADS) gegründet, die überparteilich das Deutsch- 
tum — vor allem auf kulturellem Gebiet — verteidigte. Der »>Schleswig- 
Holsteinische Heimatbund: (SHHB) wurde als Rechtsnachfolger des 
Schleswig-Holsteinischen Landesvereins für Heimatschutz< erneuert und 
trat mit Massenversammlungen für die deutsche Sache ein. Im Septem- 
ber 1946 wurde die Gründung des »Deutschen Grenzvereins‘ genehmigt, 
der die Grenzlandakademie Sankelmark und die Heimvolkshochschule 
Leck in Nordschleswig als Ta- 


gungsstätten trug. In der 
‚Deutschen Grenzlandjugend« 
sammelte sich die heimattreue 
Jugend Schleswigs und bilde- 
te ein Gegengewicht zu den 
dänischen Pfadfindern. Die 
deutsche Tageszeitung, das 
Flensburger Tageblatt, trat vorbe- 
haltlos für die deutsche Seite 
ein. 

Vor allem Großbritannien 
übte dann Druck auf Kopen- 
hagen aus, sich zu entschei- 
den, ob es Südschleswig ein- 
verleiben wollte oder nicht. 
Dann wären rund 200000 
Deutsche zu Dänemark ge- 
kommen. Nach einiger Zeit des Schwankens entschloß sich die dänische 
Regierung in weiser Voraussicht, die Notlage der Deutschen nicht aus- 
zunutzen und auf Südschleswig zu verzichten, in der richtigen Erkennt- 
nis, daß sonst ein großes Problem entstanden wäre, war doch auch die 
Eingliederung der wenigen tausend Deutschen nach 1920 in Nordschles- 
wig nicht recht gelungen. 

Auch dadurch verstärkte sich die deutsche Stellung in Südschleswig. 
Der Beginn der wirtschaftlichen Erholung Deutschlands, die abnehmende 
Arbeitslosigkeit, die Verteilung der Flüchtlinge auf andere Bundeslän- 
der, schließlich die Bildung der Bundesrepublik 1949, das alles trug mit 
dazu bei, daß die Zahl der Anhänger dänischer Annexionspläne schnell 
sank. Bei der Wahl zum ersten Deutschen Bundestag 1949 hatten sich 

“alle deutschen Parteien auf einen einzigen Kandidaten, den früheren 
Oberschulrat Dr. Eduard EDERT, geeinigt, der mit großer Mehrheit vor 
den dänischen Kandidaten gewann. Erst bei den mit großer Leidenschaft 
geführten Kommunalwahlen im April 1951, bei denen es allein um 
deutsch oder dänisch ging, bekam der Flensburger Gemeinderat eine deut- 
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sche Mehrheit. Als am 
Abend dieser Kommunal- 
wahl das Ergebnis verkün- 
det wurde, kam es auf dem 
Flensburger Südermarkt zu 
einer spontanen Siegesfeier, 
bei der nach dem Schleswig- 
Holstein-Lied auch das 
| Deutschlandlied in allen sei- 
nen drei Strophen gesungen 
wurde. Nach von LEESEN 
war es wohl das erste Mal, 
daß nach dem Krieg die er- 
| ste Strophe in der Öffent- 
. lichkeit gesungen wurde.® 
20 km 2 2) Anschließend gingen die 
Stimmen für Dänemark 
Karte über Südschles- stark zurück, um in den siebziger Jahren bei etwa 20000 anzukommen. 
wig mit deutschen, Bei den Wahlen zum schleswig-holsteinischen Landtag gilt seit jeher für 
dänischen und (an Abgeordnete der dänischen Minderheit, die im Südschleswigschen Wäh- 
der Nordseeküste) Jerverband (SSW) zusammengeschlossen sind, der 1948 auf Anordnung 
nordfriesischen Land- ger britischen Militärregierung gegründet wurde, keine Fünf-Prozent-Klau- 
schafts- und Ortsbe- i 1 M: : Es 
Feichniigen auf sel, so daß mindestens ein Vertreter der dänischen Minderheit im Landtag 
Grundlage der Karte Seinen Sitz hat. Der SSW trat zunächst für ein dänisches Südschleswig ein, 
Sydslesvig.png und später wandelte er sich zur Vertretung der dänischen Minderheit. Er be- 
des Ortsnamenregi- kommt bei den Wahlen derzeit (2012) um 4,5 Prozent der Stimmen und 
sters Slesvignavne.dk \ird durch drei bis vier Abgeordnete im Landtag vertreten. Der derzeitige 
a Oberbürgermeister von Flensburg gehört dem SSW an. 

Offiziell wurde das Verhältnis der beiden Staaten in den beiden Bonn- 
Kopenhagener-Erklärungen von 1955 geregelt. Danach sichern beide 
betroffenen Länder zu, daß in Dänemark jeder Deutscher sein kann, der 
solches sein will, und daß in Deutschland jeder Däne sein kann, der das 
sein will. Der Staat überprüft das nicht. Vereinigungen der beiden Min- 
derheiten werden geachtet und dürfen für ihr anderes Volkstum eintre- 
ten. Die — vor allem private — Unterstützung des Minderheitenvolks- 
tums geschieht insbesondere durch finanzielle Hilfe für die jeweiligen 

® LEESEN, aaO. Minderheitenschulen. Die hohe Achtung dieser Arbeit wird dadurch un- 
(Anm. 1), S. 67. terstrichen, daß die dänische Königin persönlich zur Einweihung eines 
neuen dänischen Gymnasiums in die Stadt Schleswig 2008 kam. 

Seit Jahrzehnten ist die volkliche Lage an der deutsch-dänischen Grenze 
normalisiert und erträglich: Das andere Volkstum wird jeweils geachtet. 


Rolf Kosiek 
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Demokratie mit Meinungs- und Pressefreiheit versprachen die Alliierten, 
den Deutschen zu bringen. Die Wirklichkeit nach 1945 sah dagegen ganz 
anders aus. Jahrelang herrschten noch alliierte Zensur und Kontrolle. 
Von Pressefreiheit oder Freiheit der Meinungsäußerung war nicht die Rede. 

Mehr als eineinhalb Jahre nach Kriegende erließ der Kontrollrat der 
Sieger am 12. Oktober 1946 in Berlin die Direktive Nr. 40, überschrie- 
ben mit »Richtlinien für die deutschen Politiker und die deutsche Pres- 
se«. Darin wird zunächst der Eindruck erweckt, als ob es eine freie Presse 
für die Deutschen gebe. Doch dann werden die verordneten Einschrän- 
kungen bekannt gegeben, die diese Freiheit entscheidend einengen, so 
daß von wahrer Presse- und Meinungsfreiheit nichts übrig bleibt. Diese 
Anweisung Nr. 40 des alliierten Kontrollrates lautet: 

»Der Kontrollrat erläßt folgende Direktive: 

1. Mit Rücksicht auf die Notwendigkeit, die militärische Sicherheit zu 
wahren, soll es den deutschen demokratischen Parteien ebenso wie der 
deutschen Presse gestattet sein, deutsche politische Probleme frei zu be- 
sprechen. 

Kommentare über die Politik der Besatzungsmächte in Deutschland 
sind erlaubt. Ebenso ist die Veröffentlichung in der deutschen Presse 
von objektiven Nachrichten über die Weltereignisse einschließlich infor- 
matorischer Artikel aus der Auslandspresse gestattet. 

2. Mitglieder der deutschen politischen Parteien und die deutsche Presse 
müssen sich aller Erklärungen, der Veröffentlichung oder Wiedergabe 
von Artikeln enthalten, die: 

a) dazu beitragen, nationalistische, pangermanistische, militaristische, 
faschistische oder antidemokratische Ideen zu verbreiten; 

b) Gerüchte verbreiten, die zum Ziele haben, die Einheit der Alliier- 
ten zu untergraben oder welche Mißtrauen oder Feindschaft des deut- 
schen Volkes gegen eine der Besatzungsmächte hervorrufen; 

c) Kritiken enthalten, welche gegen Entscheidungen der Konferenzen 
der alliierten Mächte bezüglich Deutschlands oder gegen Entscheidun- 
gen des Kontrollrates gerichtete sind; 

d) die Deutschen zur Auflehnung gegen demokratische Maßnahmen, 
die die Zonenbefehlshaber in ihren Zonen treffen, aufreizen. 

3. Wer dieser Direktive zuwider handelt, setzt sich strafrechtlicher Ver- 
folgung aus. 

Ausgefertigt in Berlin am 12. Oktober 1946. R. NoOIRET, Divisionsge- 
neral, P. A. Kurocııkın, Generaloberst, Lucius D. CLAv, Generalleutnant, 
G. W. E. ]. ErskInE, Generalmajor.« Rolf Kosiek 
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Seit der »historischen« Rede des damaligen Bundespräsidenten Richard 
VON WEIZSÄCKER (CDU) am 8. Mai 1985 hat sich auch in der Bundesre- 
publik Deutschland offiziell die Auffassung durchgesetzt, der 8. Mai 1945 
habe die »Befreiung« durch die Alliierten gebracht. Der entscheidende 
Satz von WEIZSÄCKERS lautet: »Der 8. Mai war ein Tag der Befreiung.«' 

Das, was für den früheren Bundespräsidenten — und für alle Politiker 
der etablierten Parteien in der Bundesrepublik - als »Befreiung« gilt, sah 
Dwight D. EisEntoWwer, am 8. Mai 1945 Oberbefehlshaber der alliierten 
Streitkräfte in Nordwesteuropa und nach Kriegsende der US-Besatzungs- 
truppen in Deutschland, gänzlich anders. Er stellte ausdrücklich fest: 
»Deutschland wird nicht besetzt werden zum Zweck der Befreiung, son- 
dern als besiegte Feindnation.« 

Der spätere Präsident der USA wäre also niemals auf den Gedanken 
gekommen, sich als »Befreier« zu definieren. Vielmehr sah er die US- 
Armee in der Rolle des Eroberers und machte aus dieser Meinung auch 
kein Hehl. EiSENHOWER begriff sich zwar nicht als Unterdrücker, ver- 
barg jedoch seine Verachtung für das deutsche Volk (und nicht nur für 
die Nazis) keineswegs. Daß sich dies in seiner Präsidentschaft nach au- 
Ben hin änderte, hing lediglich damit zusammen, daß die USA die West- 
deutschen später im globalen Duell des Kalten Krieges gegen die östli- 
che Führungsmacht UdSSR als Hilfstruppen benötigten. 

Eindeutiger Beleg dafür, daß weder die Alliierten im allgemeinen noch 
die US-Amerikaner im besonderen als Befreier nach Deutschland ka- 
men, ist die anfangs verfolgte Besatzungspolitik. Dabei bildete eine Akte 
den Ausgangspunkt, die in ihrer ersten Fassung noch deutlich vom Mor- 
GENTHAU-Plan geprägt war und die unter der Bezeichnung »JCS 1067: 
Bekanntheit erlangt hat. Dahinter verbirgt sich die Direktive der »Joint 
Chiefs of Staffe (dt.: Vereinigte Stabschefs) an den Oberbefehlshaber 
der US-Besatzungstruppen in Deutschland.” Von ihr wurden bis März 
1945 fünf weitere Fassungen erstellt, wobei die Überschrift »Interim Draft 
Directive« lautete. Die Härte der geplanten Leitlinien wurde erst im Ja- 
nuar 1945 abgemildert, als im Rahmen einer Sitzung des Ausschusses 
für Sicherheitsfragen der amerikanische »Secretary of the Navy«, James 
FORRESTAL, gegen die bisherige Form der Akte JCS 1067 sowie gegen 
jede Politik Stellung bezog, deren Ergebnis ein Massenmord an den Deut- 
schen oder deren Versklavung sei. 

Auch John BoETTIGER, Schwiegersohn des im März 1945 amtieren- 
den US-Präsidenten Franklin D. ROoSEVELT, wies auf die verheerenden 
Folgen einer solchen Besatzungspolitik hin. Als er den Präsidenten am 
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20. März 1945 fragte, ob er die Deutschen 
hungern lassen wolle, habe RoosEvELT ihm 
bloß zur Antwort gegeben: »Warum nicht?«° 

Dennoch kam es zu einer Überarbeitung 
der ominösen Direktive JCS 1067, was vor- 
wiegend das US-Kriegsministerium vornahm 


und im Ergebnis RoosEvELT am 23. März | 
1945 unterbreitet wurde. Die Direktive, die | 


wichtige Bestimmungen des Potsdamer Ab- 


kommens (z. B. Schaffung eines Kontrollrats | 
als oberster Gewalt in Deutschland) vorweg- | 


nahm, wurde nochmals überarbeitet und in 
6. Fassung nach RoosEveLrts Tod (12. April 
1945) dessen Nachfolger Harry S. TRUMAN 
vorgelegt. Dieser verwarf zwar endgültig alle 
die Pläne, die Deutschland restlos seiner In- 
dustrie berauben wollten, hielt jedoch an der 
Entwaffnung und der maßgeblichen Rolle des 
Kontrollrats fest.‘ 

Auch die 8. und letzte Fassung von JCS 
1067, die daraus am 11. Mai 1945 hervor- 
ging, stand an Härte gegenüber dem besieg- 
ten Deutschland den vorherigen Fassungen 
nicht sonderlich nach. Die Direktive sprach 
davon, »daß Deutschlands skrupellose Krieg- 
führung aus dem Geist des fanatischen Nazi- 
Widerstandes die deutsche Wirtschaft zer- 
stört und Chaos und Leiden unvermeidlich 
gemacht hat und daß die Deutschen der Ver- 
antwortlichkeit nicht entrinnen können für 
das, was sie selbst über sich gebracht ha- 
ben... Deutschland wird nicht besetzt wer- 
den zum Zweck der Befreiung, sondern als 
eine besiegte Feindnation«.’ 

Der letzte hier zitierte Satz ist bis auf ein 
Wort identisch mit dem oben angeführten 


° Zitiert nach: Michael R. BEscHLoss, The Conguerors: Roosevelt, Truman and the 
Destruction of Hitler's Germany, New York 2003, S. 196. 


© K. Düweıı, Entstehung, aaO. (Anm. 4), S. 53. 


? Zitiert nach: Geheimsache! Was nicht im Geschichtsbuch steht, FZ, München 2011, 


Sal: 


Fotocollage mit Bildern von KZ-Opfern: Erinnere 
Dich daran! Keine Fraternisierung! — eine Warnung 
vor der Verbrüderung mit dem Feind. Veröffentlicht 
in: The Tacoma Sunday News Tribune (Washington, 


3. Juni 1945). Abb.: Wikipedia. 
Diese schandtalen. Eure Schuld! 


—ermmemom = 


»Diese Schandtaten: 
Eure Schuld!« - 

ein Plakat der »Kol- 
lektivschuld-Kam- 


pagne«. 
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EISENHOWER-Zitat, und dies rührt von dem her, was der General als 
Oberbefehlshaber der westlichen Besatzungstruppen in die Weisung JCS 
1067 hatte einfließen lassen. 

Weiter hieß es in der Direktive, Deutschland solle niemals wieder zu 
einer Bedrohung für den Weltfrieden werden. Zu diesem Zweck sollten 
Nazismus und Militarismus in allen ihren Ausprägungen ausgeschaltet 
werden. Deutschland sei industriell zu entwaffnen und zu demilitarisie- 
ren, wobei seine Fähigkeit zur Kriegführung dauernder Kontrolle unter- 
worfen sein sollte.? Es war sogar angestrebt, in Deutschland jegliche po- 
litische Betätigung zu untersagen. 

Hierüber ist dann das Potsdamer Abkommen hinweggegangen, denn 
es legte ausdrücklich einen demokratischen Aufbau Deutschlands unter 
Beteiligung auch von Parteien fest. Will man hierin eine »Milderung: in 
der Gangart der Regierung TRUMan erblicken, läßt sich 
das auch an der Bemessung des Lebensstandards für 
die deutsche Bevölkerung ablesen. Denn nach der Di- 
rektive JCS 1067 sollte dieser nach dem niedrigsten eu- 
ropäischen Standard festgelegt werden. Im Potsdamer 
Abkommen erklärten sich die USA mit einer Koppe- 
lung an den durchschnittlichen europäischen Lebens- 
standard — mit der Ausnahme von Großbritannien und 
der UdSSR - einverstanden. Allerdings änderten die nur 
relativen »Milderungen« erst einmal noch nicht sehr viel 
an den unübersehbaren Härten von JCS 1067. Denn es 
ließen sich zahlreiche Formulierungen in der Direktive 
unterschiedlich auslegen, und darüber hinaus darf nicht 
das Verbot für die US-Besatzungstruppen übersehen wer- 
den, sich nicht mit den Deutschen zu fraternisieren. Of- 
fiziell wurde die Direktive JCS 1067, die als »streng ge- 


E£ GUIDING THEM E heime Kommandosache« galt, erst am 15. Juli 1947 


MPL 
ıs YOUR EXAMEN dur ROAD? 


ALONG m aufgehoben.'" 


Amerikanisches Plakat 
zur Reeducation US- 
Army amerikanische 
Besatzungszone um 
1947 Druck 84,9 x 
62,4 cm, Haus der 
Geschichte, Bonn. 
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Bis dahin jedoch richtete ihre Befolgung im besieg- 
ten und besetzten Deutschland die denkbar schwersten Schäden an. Im 
Sinne der Direktive JCS 1067 wurde es dem Internationalen Komitee 
vom Roten Kreuz (IKRK), aber auch der »UN-Hilfsorganisation zur 
Unterstützung von Flüchtlingen und Verschleppten< (UNRRA) von den 
USA verboten, Nahrungsmittel an die deutsche Zivilbevölkerung oder 
an die deutschen Kriegsgefangenen auszugeben. Erst später wurden die 
Hilfsgüter des IKRK in das besiegte Land gelassen, zuerst von den briti- 
schen Besatzungsbehörden (ab Oktober 1945), dann auch von den Fran- 
zosen (ab Dezember 1945). Hingegen ließen Amerikaner und Sowjets 
die IKRK-Hilfen noch während des strengen Winters 1945/46 zurück- 
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gehen. Sie öffneten ihre Besatzungszonen erst im März und April 1946 
für die Hilfssendungen des IKRK. Infolge des Hungers und des Man- 
gels an Kohlen zum Heizen im Winter kamen in Deutschland bis 1948 
dreibis fünf Millionen Menschen ums Leben." 

Später gestand General Lucius D. Cı.av, 1947-1949 Militärgouverneur 
der US-Besatzungszone in Deutschland, im Rahmen seiner Memoiren 
die Härten der Besatzungspolitik ein, indem er offen auf die Behand- 
lung Karthagos in der Antike als »Vorbild« verwies: ».... there was no 
doubt that JCS 1067 contemplated the Carthaginian peace which domi- 
nated our operations in Germany during the early months of occupati- 
on«.'? (Es gab keinen Zweifel, daß die JCS 1067 den karthagischen Frie- 
denin Erwägung zieht, der unsere Maßnahmen in Deutschland während 
der ersten Monate der Besetzung beherrschte) 

Diese Aussage eines hochrangigen US-Verantwortlichen läßt wohl keine 
Zweifel über den Charakter der frühen amerikanischen Besatzungspoli- 
tik in Deutschland mehr zu. 

Matthias Gallas 
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Durch ihre Politik 
der Blockade sorgten 
Amerikaner und So- 
wjetrussen in den 


| Jahren 1945 bis 


1947 für eine ver- 
heerende Lage in 


| den Bereichen der 


Ernährung und der 
Kohleversorgung. 
Hier: Protestkundge- 
bung am 1. März 
1947 auf dem Krefel- 
der Karlsplatz. Foto: 
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12 Zitiert nach: 
Kenneth ©. McC- 
REEDY, »Waging 
Peace. ECLIPSE in 
Postwar Germany 
and Irag«, in: 
Williamson Murray 
(Hg.), A Nation at 
War in an Era of 
Strategie C'hange, 
Darby/USA 2004, 
S. 125-171, hier: 

S. 129. 
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Joseph Kardinal 
Frings. Er gestattete 
den Kölnern das 
»Fringsen«. FRiNGS- 
Denkmal in Neuß. 
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Kardinal Frings Mut vor Besatzungsbefehlshabern 


Die Alliierten hatten Freiheit und Demokratie zu bringen versprochen, 
praktizierten aber in den ersten Jahren nach 1945 eine scharfe Diktatur 
und behandelten die Deutschen schlimmer als Kolonialvölker. Während 
der ersten Nachkriegszeit regierten die alliierten Besatzungsoffiziere oft 
sehr rigoros. Kritik an dem Handeln der Besatzungsmächte war 
nicht erlaubt.' Das galt auch für die von ihnen eingesetzten deut- 
schen Behörden. Nur wenige Deutsche in verantwortungsvollen 


ren Weisungen zu handeln Bei Widerspruch wurden die Betrof- 
fenen sofort aus ihren Stellungen entlassen, so der erste Kölner 
Oberbürgermeister Konrad ADENAUER oder der erste bayerische 
Ministerpräsident Fritz SCHÄFFER. Mit der Todesstrafe wurden Zi- 
vilisten bedroht, die den hungernden Kriegsgefangenen, etwa in 
den Rheinwiesenlagern, Nahrung zustecken wollten. Selbst An- 
gehörigen der Hungernden war das verboten. 

Ein mutiger Vertreter der Deutschen war Erzbischof Joseph 
Frings von Köln, später von Papst Pıus XII. zum Kardinal er- 
nannt.” Der volkstümliche Geistliche hatte in seiner Predigt zu 
Silvester 1946 den Deutschen den »Mundraub« erlaubt, der sich 
auch auf das »Erleichtern« alliierter Kohlenzüge im Hunger- und 
Kältewinter 1946/1947 bezog und gleich von der Bevölkerung so 
gewertet wurde. Daraus entstand der neue Ausdruck »fringsen«. 
Damit unterlief der Kölner das Verbot, die von den Siegern verordnete 
Hungerstrafe für die Zivilbevölkerung anzuklagen. Aber die Hohen Kom- 
missare wagten nicht, den volksverbundenen Kirchenfürsten deswegen 
zu maßregeln. 

Der tapferere Kölner Erzbischof, der dann als Kardinal und Vorsit- 
zender der Fuldaer Bischofskonferenz mit den Spitzen der alliierten Be- 
satzungsmächte zu tun hatte, setzte sich vor allem für die Kriegsgefange- 
nen und Vermißten ein. So kritisierte er öffentlich die Methoden der 
Vertreibung der Deutschen aus Osteuropa und forderte in einem Brief 
an US-Präsident TRUMAN die sofortige Einstellung der verbrecherischen 
und menschenverachtenden Deportationen. Auch für die baldige, von 
der Haager Landkriegsordnung vorgeschriebene Entlassung der deut- 


' Siehe die Anselenpeni in: Rolf Kosiek u. Olaf Rose (Hg.), Der Große Wendis, 
Bd. 5, Grabert, Tübingen 2014, S. 709. 
? Rolf Kosıer u. Olaf Rose (Hg.), Der Große Wendig, Bd. 3, Grabert, Tübingen 
2008, S. 804 f. 
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schen Kriegsgefangenen Jahre nach dem Ende des Krieges setzte er sich 
immer wieder ein. 

Ebenso erinnerte er am 8. April 1947 auf eine Meldung aus Moskau 
hin, daß in der Sowjetunion nur noch 80000 Deutsche interniert seien, 
an die vielen noch in der Sowjetunion vermißten deutschen Soldaten: 
»Deutschland hat die 1200000 Kriegsgefangenen nie gesehen, die die 
Sowjetunion nach Hause geschickt haben will — und wohin sie gekom- 
men sind, weiß niemand. Es ist für das deutsche Volk ein fürchterlicher 
Schlag zu hören, daß die Sowjetunion die Zahl der deutschen Kriegs- 
gefangenen in sowjetrussischer Hand mit 80000 angibt, während diese 
in Deutschland auf zwischen drei und vier Millionen geschätzt werden. 
Da kann man nur fragen: Was geschah mit den anderen?« 

Im August desselben Jahres appellierte er erneut an die Alliierten, die 
deutschen »Kriegsgefangenen baldigst freizulassen«. Im Zusammenhang 
damit sprach er sich dafür aus, »Deutschland mit den notwendigen Roh- 
stoffen, Maschinen und Lebensmitteln zu versorgen«, womit er auch ein 
Ende der Reparationen einforderte. 

Wie aus Akten der Besatzer hervorgeht, wurden die Appelle des Kar- 
dinals durchaus ernst genommen. Hätte es nur mehr solche volksver- 
bundenen und der historischen Wahrheit verpflichteten Kirchenfürsten 
gegeben! 

Später paßte sich die Kirche der von den Alliierten ausgegebenen po- 
litischen Korrektheit an, übernahm die kommunistische Propaganda über 
die »Überfälle der Deutschen auf Polen, Frankreich und die Sowjetuni- 
on und vertrat das Geschichtsbild der Sieger. 

Rolf Kosiek 
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Gerechtigkeit für Bischof Hudal 


In einem stillen Winkel hinter der prachtvollen Piazza Navona in Rom 
träumt die Kirche Santa Maria dell’ Anima vom Heiligen Römischen Reich 
Deutscher Nation. Zu dieser historischen Nationalstiftung aus dem 16. 
Jahrhundert zählt, gekrönt von drei Reichsadlern aus dem 15. Jahrhun- 
dert, auch ein Priesterkolleg für Studierende deutscher Zunge: »Anima - 
hier ist ein Stück Deutschland, huldigte Alois Hupar, von 1928 bis 1952 
| Rektor des Kollegs, dem Genius loci. »Deutscher Geist in Rom. Möge es 
| immer so bleiben!«' 

Nach dem Zweiten Weltkrieg auf Grund alliierten Drucks vom Vati- 
kan in die Wüste geschickt, starb der darob verbitterte Bischof 1963. Er 
ruht auf dem Campo Santo Teutonico, dem deutschen Friedhof der 
Ewigen Stadt. Gemeinsame Feinde der katholischen Kirche und des deut- 
schen Volkes lassen ihn jedoch nicht in Frieden ruhen: Sie werfen ihm 
die »Iodsünde« vor, gefährdeten Personen durch Fluchthilfe nach dem 
Serie verlorenen Krieg das Leben gerettet zu haben. Als Buhmann unter den 

Bischöfen galt Hupar. lange in der verzerrten Zeitgeschichte. Dann hat 
das dankbare Zeugnis eines neuseeländischen Generals, der auf der Flucht 
aus deutscher Gefangenschaft 1944 Unterschlupf in der Anima gefun- 
den hatte,? den unberechtigt beschuldigten Hupar »exculpiert« und eine 
Wende in der Bewertung des Bischofs eingeleitet. 

Alois HupaL wurde 1885 in Graz geboren und 1908 zum Priester 
geweiht, 1911 zum Doktor der Theologie promoviert und 1919 zum 
Universitätsprofessor berufen. 1923 wurde HuparL Rektor der Anima 
und 1933 Titularbischof von Ela. Sein bischöflicher Wahlspruch »Ec- 
clesiae et nationi« (Für Kirche und Volk) spiegelt Hupars inniges Ver- 
hältnis zur deutschen Nation wider, zu der er sich als Österreicher selbst- 
verständlich zählte. Vom Aufstieg der Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei und von den Anfangserfolgen ihres Führers fasziniert, 
veröffentlichte er 1937 eine Abhandlung über Die Grundlagen des Natio- 
nalsozialismus> HuDaL sieht das Dritte Reich zwar in historischem Zu- 
sammenhang mit dem Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation, 


' Alois Hvar, Römische Tagebücher. Lebensbeichte eines alten Bischofs, Graz-Stutt- 
gart 1976, 5. 86. 

? John Burns, Das Leben ist ein gewundener Pfad. Gefangennahme, Flucht, Entkommen 
und endgültige Zuflucht mit Hilfe der Familie Mattei von Monteello und Bischof Alois 
Hudal von Santa Maria dell’Anima in Rom, Rom 2002 (Anima-Stimmen, Beiheft). 
? Alois Hupar, Die Grundlagen des Nationalsozialismus. Eine ideengeschichtliche Unter- 
suchung von katholischer Warte, Leipzig-Wien 1937. 
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wehrt sich aber gegen Tendenzen, die den Katholizismus in seiner Sub- 
stanz gefährden könnten. Er strebt daher einen »christlichen NS« an mit 
klarer Trennung von Politik (als Sache des NS) und Religion (als Bereich 
der Kirche), wobei das Reichskonkordat vom 20. Juli 1933 (Rezchsgesetz- 
blatt II S. 679) einen solchen Ansatz nahelegt. 

Solange der Nationalsozialismus ausschließlich politisch und sozial 
motiviert bleibt, ruft HupaL zur Beteiligung auf, zeigt sich die NS-Ideo- 
logie jedoch als Religionsersatz, dann habe die Kirche sie zurückzuwei- 
sen. Stark differenziert er in der Einschätzung der Vertreter der NSDAP, 
wobei er sich auf diejenigen stützen will, die ihrerseits eine Zusammen- 
arbeit mit der Kirche suchen. Eine natürliche Gemeinsamkeit der Inter- 
essen sah HupaL in der Abwehr des »Östbolschewismus« Dem Buch 
voran stellte er das MOLOTOw-Motto: »Die Weltrevolution istin der größ- 


ten Gefahr, wenn es zur ideologischen und organisatorischen Verständi- - 


gung zwischen der katholischen und der faschistischen Internationale 
kommen sollte. Die Komintern muß dieselbe verhindern, und auf deut- 
schem Boden wird es zum Kampf zwischen diesen Mächten kommen.« 

In Erfüllung gingen bekanntlich nicht Hupaıs fromme Wünsche, son- 
dern MoLOTOws gottlose Suggestionen: Im Ringen um den rechten Weg 
des Nationalsozialismus behielten linke Scharfmacher die Oberhand: »Ich 
persönlich habe immer für den Sieg Deutschlands und Italiens gebetet, 
unbekümmert um manche höchst betrübenswerte und schärfstens zu 


verurteilende Begleiterscheinungen der beiden großen politischen Be- 


wegungeng, hinterließ HuDAL in seinen Erinnerungen, »denn Kampf und 
Sieg betrafen nicht HITLER oder den NS, sondern Deutschland, Italien 
und die Zukunft von ganz Europa«.* 

Nach dem Abfall Italiens vom Achsenbündnis beschaffte er bei der 
deutschen Besatzungsbehörde 500 Schutzausweise für Klöster und kirch- 
liche Anstalten, wodurch mehrere tausend Menschen, darunter nicht 
wenige Juden, gerettet wurden. Seine guten Beziehungen zum deutschen 
Vatikan-Botschafter Ernst von WEIZSÄCKER und zum deutschen Stadt- 
kommandanten General STAHEL trugen maßgeblich zum Entgegenkom- 
men bei, mit dem die Anliegen des Vatikans von deutschen Stellen in 
Rom behandelt wurden. 

Als die Alliierten das geräumte Rom am 4. Juni 1944 kampflos beset- 
zen durften und eine britische Truppe unter den Dudelsackklängen der 
antipäpstlichen Komposition Li/kbullero am Papst vorbeigezogen war, 
erhielt Hupaı. die Befugnis, Ausweiskarten für Österreicher zu unterfer- 
tigen: »Ich habe gegen tausend unterschrieben, aber weitherzig nicht we- 
nige Reichsdeutsche miteinbezogen, um sie in diesen schwierigen Mo- 
naten vor KZ und Gefängnis zu bewahren.«° In noch größerem Umfang 
gelang ihm dies als Leiter der österreichischen Abteilung des »Päpstli- 


NACHKRIEGSZEIT 


* Alois Hunar, 
Römische Tagebücher, 
S. 209. 

° Ebenda, S. 214. 


Ernst von WEIZSÄCKER. 


717 


In seinem Buch Die 
Grundlagen des Na- 
tionalsozialismus 
schreibt Alois Huoar: 
»Gegen eine staatli- 
che Gesetzgebung, 
die aus Notwehr und 
gegen eine Überflu- 
tung fremder Ele- 
mente das eigene 
Volksleben schützt 
und aus staatspoliti- 
schen und nationa- 
len Gründen gewisse 
Ausnahmebestim- 
mungen für Angehö- 
rige des jüdischen 
Volkes erläßt, kann 
kein ernster Einwand 
erhoben werden, 
auch wenn solche 
Gesetze dem moder- 
nen Rechtsstaat nicht 
entsprechen.« Dies 
wird ihm als unver- 
zeihlicher Fauxpas 
angekreidet. 
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chen Hilfswerks für ausländische Flüchtlinge« Er sei stolz darauf, Ver- 
folgte mit Hilfe falscher Ausweispapiere ihren möglichen Peinigern ent- 
rissen und ihnen die Flucht in glücklichere Länder ermöglicht zu haben, 
betonte der Bischof. 

Die Schiffspassagen seiner Schützlinge finanzierte Hupar. aus Mitteln, 
die die amerikanische National Catholic Welfare Conference den nach 
Ländern gegliederten Hilfsorganisationen zufließen ließ. Die Pässe stell- 
te das Internationale Rote Kreuz aus, um die Beschaffung der Einreise- 
visa bei den Konsulaten kümmerte sich Hupa1.. 

Diese Hilfsbereitschaft kostete den Bischof schließlich seinen Ruf und 
die weitere Karriere. Böse Zungen, die die Zeitgeschichte verzerren, stif- 
ten sogar unter der Geistlichkeit Verwirrung: »Bischof HupaL war das 
einzige »braune« Schaf der katholischen Kirche im Bischofsrang«, meinte 
der Salzburger Weihbischof Laun, weil der Deutsche auf Grund seiner 
»Verblendung« manchen von ihm für harmlos gehaltenen Leuten zur 
Flucht verholfen habe.’ 

In Wahrheit war HuparL weder Schaf noch braun. Wohl hatte er sich 
für einen Nationalsozialismus mit menschlichem Antlitz eingesetzt, als 
Konsultor des Heiligen Offiziums aber auch dafür gesorgt, daß Alfred 
ROSENBERGs Mythus des 20. Jahrhunderts und andere ketzerische Publika- 
tionen auf den Index” gesetzt wurden. Im Anschluß an den Anschluß, 
den der Bischof wie die Überzahl der Österreicher begrüßt hatte, wurde 
das Hupar-Buch beschlagnahmt. 

Wäre Hupar wirklich »Nazibischof« gewesen, hätte sein unmittelbarer 
Anima-Nachfolger Jakob WEINBACHER, der von den Nationalsozialisten 
politisch verfolgt worden war,'° nicht das Vorwort zu den Römischen 
Tagebüchern geschrieben. Franz WASNER, dritter Nachfolger im Rekto- 


 Ebenda, S. 229. 

’ Weihbischof Andreas Laun an ARD/ORF betreffend Tatort, 28. 5. 2000. 

® Der 1559 erstmals erschienene Index Librorum Probibitorum war ein Verzeichnis 
der für jeden Katholiken bei Strafe der Exkommunikation verbotenen Bücher. 
Das Verzeichnis, das in seiner verbindlichen Form 1966 abgeschafft wurde, 
enthielt zuletzt etwa 6000 verschiedene Titel. 

? Alois Hupar, Römische Tagebücher, 5. 148. 

'® Jakob WEINBACHER (1901-1985) war als persönlicher Sekretär von Theodor 
Kardinal INNITZER unmittelbarer Zeuge, als verhetzte Hitler- Jugend am 8. Ok- 
tober 1938 das Erzbischöfliche Palais stürmte. Er war 1939 von der Geheimen 
Staatspolizei zeitweilig inhaftiert und von 1943 an 22 Monate in Polizeigewahr- 
sam, wurde 1950-1952 und 1961-1969 Generalvikar in Wien und 1962 Weih- 
bischof dortselbst und war dazwischen von 1952 bis 1961 als unmittelbarer 
Nachfolger von Hupar. Rektor der Anima in Rom. 
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rat der Anima, war nach dem Anschluß mit der legendären Trapr-Fami- 
lie'' aus politischen Gründen emigriert,'” ehrt aber dennoch das Anden- 
ken des Verewigten und enthüllt vorwurfsvoll an Hand eines Abschieds- 
briefes aus dem Nachlaß, »was in Hudals Seele in diesen seinen letzten 
Jahren. .. vor sich ging«.'? 

Hupars Fluchthilfe für Verfolgte nach dem Zweiten Weltkrieg war 
nichts anderes als angewandte Nächstenliebe. Niemanden hat er der ir- 
dischen Gerechtigkeit entzogen. Diese gab es nämlich nicht im »Nazi- 
Jagdrevier« der Alliierten. Vor einem Kongreß von Strafrechtlern in Rom 
kritisierte Papst Pıus XII. 1953: »Einem unbeteiligten Dritten bereitet es 
Unbehagen, wenn er sieht, wie nach Abschluß der Feindseligkeiten der 


!! Korvettenkapitän Georg Ludwig Ritter von Trapp (1880-1947) war U-Boot- 
Held im Ersten Weltkrieg, wollte nicht in der deutschen Kriegsmarine dienen 
und emigrierte mit seiner Familie nach dem Österreich-Anschluß in die USA, 
wo die »Irapp Family Singers unter der musikalischen Leitung des mitemi- 
grierten Hausgeistlichen Franz WASNER weltbekannt wurde. Die Erfolgsge- 
schichte lieferte 1959 dem »Oklahoma«-Komponisten Richard Rotes den Stoff 
für das Broadway-Singspiel The Sound of Masic und wurde 1965 von der 20th 
Century Fox verfilmt. 

'? Franz WAsnEr (1907-1992), Priester, Missionar und Musiker, emigrierte 1938 
mit der regimegegnerischen TrApr-Familie in die USA und leitete von 1967 bis 
1981 als Rektor die Anima in Rom. 

'? Franz \WASNER, »Torso aus der Anima«, in: Theologisch-Praktische Quartalschrift 
126 (1978), S. 61. 
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Papst Pıus XII. betet 
vor der Ruine der 
Basilika di San Lo- 
renzo in Rom wäh- 
rend einer Besichti- 
gung der durch 
alliierte Luftangriffe 
in der Stadt zerstör- 
ten Gebäude. 
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Sieger den Besiegten wegen Kriegsverbrechen aburteilt, während sich 
der Sieger den Besiegten gegenüber ähnlicher Handlungen schuldig ge- 
macht hat.« 

Auch Schuldige haben Anspruch auf ein faires Verfahren. Die Schau- 
prozesse unter der Regie der verfahrensrechtlich unzuständigen USA 
aber beruhten großteils auf falschen Zeugenaussagen und erfolterten 
Geständnissen. In »Verfahren zur Erreichung von Zielsetzungen« wur- 
den folgende Foltermethoden nachgewiesen: Dunkelhaft, ständige 
Störung der Nachtruhe, Vorbereitung der Verhöre durch Schläge mit 
Fäusten und Metallstangen, Fußtritte gegen Schienbeine und Ge- 
schlechtsteile, Überstreifen von blutverkrusteten übelriechenden Kapu- 
zen, stundenlanges Warten mit erhobenen Armen, brutale Mißhandlung 
mit schweren Verletzungen, Schläge und Tritte bis zur Bewußtlosigkeit, 
Scheinverhandlung als Schnellgericht mit Todesurteil bei Kruzifix und 
Kerzen mit falschen Zeugen, falschen Eiden, gefälschten schriftlichen 
Aussagen unter Mißbrauch amerikanischer Offiziersuniform, Scheinhin- 
richtung mit Anziehen des Stricks bis zum Eintritt der Bewußtlosigkeit 
nach Aufforderung zum Äußern des letzten Wortes, Versprechungen 
auf Strafmilderung und Freilassung im Falle der Niederschrift des ge- 
wünschten Geständnisses, Drohung mit Repressalien gegen Mütter, 
Schwestern, Frauen und Kinder, Beschimpfungen und Verhöhnung der 


Kuppel im Priester- 
seminar Santa Maria 
dell’Anima in Rom, 
wo Papst Haorıan VI. 
beerdigt ist. 
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Familienangehörigen. Gedeckt waren die Methoden durch Direktiven 
der US-Militärregierung vom 30. November 1945, in denen es hieß: »Die 
Verfahren (vor den Gerichten der US-Militärregierung) sind im Hinblick 
auf die volle Erreichung dieser Zielsetzung (Schutz der US-Besatzungs- 
streitkräfte und Verfolgung der politischen, militärischen und admini- 
strativen Ziele) zu führen. Rechtliche und solche Gesichtspunkte, die 
das äußere Verfahren betreffen, dürfen dieses Ergebnis nicht beeinträch- 
tigen.« 

Die Verfahren unter der Ägide der Alliierten waren daher menschen- 
rechtswidrig (vgl. Art. 5, 8, 10, 11 AEMR). Sie waren mit Fehlern behaf- 
tet, von denen jeder einzelne Nichtigkeit bewirkt. Nicht Urteile wurden 
verkündet, sondern Nichturteile. Die Vollstreckung von Nichturteilen 
ist ein Verbrechen. Für diejenigen Menschen, denen Hupaı. zur Flucht 
verhalf, galt die Unschuldsvermutung (Art. 11 der Allgemeinen Erklä- 
rung der Menschenrechte). Und dieser entspricht auch die Unschuldsge- 
wißheit bezüglich des Bischofs. 

Genug des Rufmords, erstand dem Andenken des guten, nur von po- 
litisch Korrekten schlecht gemachten Hirten plötzlich ein unverdächti- 
ger Ehrenretter: Unter der Überschrift »NS-Zeit: Zeitzeuge wirft neues 
Licht auf Bischof Hunaı« berichtete KATHPRESS: »Ein Buch mit Erinne- 
rungen eines neuseeländischen Generals wirft ein neues Licht auf die 
Rolle des österreichischen Bischofs Alois HupaL während des Zweiten 
Weltkriegs. Das Buch des ehemaligen Brigadegenerals John Burns mit 
dem Titel Das Leben ist ein gewundener Pfad wurde. . . in Rom vorgestellt. In 
dem auf Tagebuchnotizen der Jahre 1942 bis 1944 basierenden Buch 
zeichnet Burns seine Zeit als Kriegsgefangener in Italien nach und schil- 
dert, wie ihm gemeinsam mit einem Kameraden die Flucht gelang.« Auf 
Umwegen seien sie ins deutsche Priesterseminar Santa Maria dell’ Anima 
in Rom gekommen, wo ihnen Hupaı. als damaliger Rektor von 1943 bis 
1944 Unterschlupf geboten habe. Burns äußert sich in seinen Erinne- 
rungen durchweg positiv über Hunar., der nach dem Krieg wegen seiner 
Fluchthilfe für Nationalsozialisten in Verruf geraten war. Der Augen- 
zeugenbericht sei ein wichtiges zeitgeschichtliches Dokument und ver- 
leihe der Figur des Bischofs ein neues Profil, meinte der Vorsitzende der 
Päpstlichen Geschichtskommission, Walter BRANDMÜLLER (25. 9. 2002). 

Für Wissende indessen war Alois HUDAL zu keiner Zeit ein »braunes 
Schafe, sondern stets ein guter Hirte mit weißer Weste, ein barmherziger 
Samariter, der ohne Ansehen von Person und Nationalität keinem die 
Tür wies, der in Not und Bedrängnis an diese klopfte. 


Fred Duswald 
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Adolf Eichmann. Die 
Behauptung, Hupau 
habe ihm bei seiner 
Flucht nach Argenti- 
nien konkret - als 
Leiter eines katholi- 
schen Hilfskomitees 
— geholfen, ist eine 
Erfindung. 
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Erich Koch. 
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Falscher Zeuge im Koch-Prozeß 


Noch jahrzehntelang wurde nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
von Kreisen der Umerziehung behauptet, daß die Erschießung von 20. 000 
polnischen Offizieren bei Katyn und anderenorts 1941 von deutschen 
Soldaten vorgenommen worden sei, obwohl eine auf deutsche Einla- 
dung angereiste internationale Ärzte-Kommission bereits 1943 festge- 
stellt hatte, daß die Leichen noch in der sowjetischen Zeit 1940 ermor- 
det und in die Erde gebracht worden waren. 

Auch beim spektakulären Prozeß gegen Erich Koch! in Warschau Ende 
1958 wurde diese Behauptung, daß die Deutschen die Täter waren, noch 
vertreten und durch angebliche Zeugen untermauert, wie der Warschau- 
er Korrespondent der Frankfurter Allgemeinen Zeitung in einem Beitrag über 
den Prozeß ausführlich und mit Zitaten berichtete.” So kam der Zeuge 
Paul BREDOW aus Ostberlin am 4. Dezember 1958 vor dem polnischen 
Bezirksgericht zur Aussage. Er hatte Koch für die Erschießung der pol- 
nischen Offiziere und für ein Massaker bei Pillau verantwortlich gemacht. 
Vom Gericht in die Enge getrieben, hatte er zugegeben: »Ich bin hierher 
gegen meinen Willen gebracht worden.« Weiter gab er zu« Unser Au- 
ßenminister hat mir dann plötzlich am Samstag gesagt, ich müsse hier- 
her, da gebe es keine Ausrede. Man dürfe das nicht abschlagen. Ich hatte 
niemals die Absicht, hier als Zeuge aufzutreten, und habe mich auch bis 
zum letzten Augenblick geweigert.« 

Keine polnische Zeitung erwähnte die Aussage BREDOWws von der deut- 
schen Schuld an Katyn, ebenso nicht die Behauptung BREDOws, die von 
HITLER eingeladene internationale Ärzte-Kommission habe den Tod der 
Offiziere frühestens auf Herbst 1941 verlegt, als die Deutschen schon 
Katyn erobert hatten. In Wirklichkeit hatte die Kommission den Tod 
der Opfer auf Frühjahr 1940 bestimmt, als Katyn noch in sowjetischer 
Hand war. 


' Erich Koch wurde am 19. Juni 1896 in (Wuppertal-) Elberfeld geboren, war 
hier seit 1922 in der NSDAP, wurde 1933 Oberpräsident von Ostpreußen, am 
9. Mai 1942 Reichskommissar der Ukraine, wo er als Diktator auftrat und die 
Bevölkerung gegen die Deutschen aufbrachte. Er wurde erst 1949 in Nord- 
deutschland enttarnt, von den Briten an Polen ausgeliefert und im Warschauer 
Prozeß am 9. März 1959 zum Tode verurteilt. Die Hinrichtung wurde aber 
nicht vollzogen. KocH starb neunzigjährig am 15. November 1986 im Gefäng- 
nis Wartenburg in Masuren. 

* Ste. »Gegen den eigenen Willen nach Warschaug, in: Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung, 5. 12. 1958. 
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Doch dann wachte Erich Koch aus seiner wochenlangen Lethargie 
auf und fragte den Zeugen, ob er richtig verstanden habe, daß BREDOWw 
den Tod der Polen den Deutschen 
anlaste. Dann kam es zu folgendem 
Frage- und Antwortspiel. 

BREDow: »Ja, es wurden als 
Hauptteilnehmer die Namen KocH 
und Kuße’ genannt; sie gaben den 
Befehl.« 

Koch: »Weiß der Zeuge, wer die 
Tötung der Offiziere vornahm?« 

BREDoWw: »Das soll durch die SS 
geschehen sein 

Koch: »Waren Sie dabei gewe- 
sen?« 

BREDOw: »Ich habe gar nichts ge- 
hört von der Exekution in der Zeit 
von 1941 bis 1943, als wir dort la- 
gen. Die polnischen Gefangenen, die im Sommer 1941 unsere Kabel- 
gräben gezogen hatten, waren aber verschwunden.« 

Koch: »Sie haben meine Frage nicht beantwortet. Sagen Sie konkret, 
sind diese 20000 polnischen Offiziere auf Befehl Kochs oder KußEs’ 
erschossen worden, oder gab irgend jemand sonst den Befehl?« 

Noch bevor BREDOW antworten konnte, erklärte der Richter BINKIEWICZ 
langsam: »Das Gericht stellt fest, daß der Zeuge seine Ansicht, die auf 
dem beruht, was er gesehen hat und die sich auch auf Gerüchte stützt, 
schon geäußert hat. Das Gericht hebt deshalb die Frage des Angeklag- 
ten als überflüssig auf.« 

Doch Koch gab sich nicht zufrieden. Er rief in den Saal: »Ich halte es 
im Interesse meiner Verteidigung, im Interesse der Ehre des deutschen 
Volkes und der deutschen Soldaten für notwendig zu erklären, daß diese 
20000 polnischen Offiziere nicht von den Deutschen ermordet wur- 
den.« 

Es sollte noch bis Karfreitag 1990 dauern, bis GORBATSCHOW für die 
Sowjets zugab, daß StaLın die Ermordung der gefangenen polnischen 
Offiziere befohlen und die sowjetische Geheimpolizei die Hinrichtung 
im Walde von Katyn und anderswo durchgeführt habe. 


Rolf Kosiek 


? Wilhelm KuBE, geboren am 13. November 1887 in Glogau, wurde 1933 Ober- 
präsident von Berlin-Brandenburg und Westpreußen, verlor 1936 seine Ämter, 
wurde am 17. Juli 1941 Generalkommissar für Weißruthenien und fiel am 22. 
September 1943 in Minsk einem Bombenattentat zum Opfer. 
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Erich Koch während 
seines Prozesses in 
Warschau 1959. 
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US-Menschenversuche 1946/48 


Weltweit wurden Menschenversuche deutschen Medizinern an KL-Häft- 
lingen vorgeworfen, und nach entsprechenden KL-Ärzten wie Josef MEN- 
GELE wurde auf der ganzen Erde jahrzehntelang eifrig gesucht. Daß US- 
Ärzte ähnliche und wegen ihrer Geheimhaltung gegenüber den Patienten 
noch gemeinere Versuche anstellten, kam erst später heraus und regte 
kaum jemanden auf. 
TH 7 So brachten die Tageszeitungen im 
August 2011 die Meldung,' daß in den 
i Jahren 1946 bis 1948 US-Mediziner in 
Guatemala von rund 5500 zu medizini- 
schen Zwecken herangezogenen Men- 
schen 1300 heimlich mit Geschlechts- 
krankheiten infizierten. Bei diesen 
Versuchen kamen die Erreger von Sy- 
philis, Tripper und weichem Schanker 
zur Anwendung. Von den 1300 Testper- 
sonen wurde rund die Hälfte medizinisch 
behandelt. Bei den unversorgt gelassenen 
Versuchspersonen wollten die US-Ärzte 
Warnung vor Syphi- erforschen, wie die Krankheit ohne medizinische Versorgung verlief. Da- 
lis. Bei ihrem Experi- nei wurden nachweislich 83 Personen getötet. Die Mittel für die Versuche 
ment in Guatemala, je US-G IBächehard 
um die Wirkung des Kamen von esundheitsbehörden. 
Antihiatikiums: Peni- Ziel der Versuche war es herauszufinden, wie der neue Wirkstoff Pe- 
cillin zu testen, klär- nicillin vorbeugend gegen Geschlechtskrankheiten wirkt. Die Testper- 
ten die US-amerika- sonen wurden nicht über die Folgen der Infizierung aufgeklärt, und sie 
nischen Ärzte die mit wurden nicht darüber informiert, daß die Experimente unter Umstän- 
Syphilis gezielt ange- gen zum Tode führen könnten. 
Durch Zufall kamen nach Jahrzehnten diese Vorkommnisse ans Ta- 
auf, was mit ihnen geslicht, als eine US-Professorin in alten Archiven stöberte und an die 
geschah! Versuchsakten geriet. Dabei ergab sich, daß der US-Forscher Dr. John 
CUTLEE die Versuche in Guatemala geleitet hatte. Er soll auch für die 
Syphilis-Studien in Tuskegee im US-Staat Alabama verantwortlich sein. 
Dabei wurden Hunderten von Afroamerikanern, die sich mit Geschlechts- 
krankheiten angesteckt hatten, in dem Zeitraum von 1932 bis 1972 be- 
wußt nicht richtig behandelt, um Fachleuten die Möglichkeit zu geben, 
den Verlauf der Krankheit zu studieren. Erst als ein Opfer an die Öf- 


! Frankfurter Allgemeine Zeitung, 31. 8. 2011; National-Zeitung, 9. 9. 2011; Deutsch- 
land in Geschichte und Gegenwart, Nr. 4, 2011, S. 46. 
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Den infizierten Versuchskaninchen gaben 
die Ärzte statt bereits bekannter wirksamer 
Mittel lediglich Placebos und Aspirin. Der 
Krankeitsverlauf sollte nicht gestoppt, son- 
dern nur beobachtet werden. Viele Proban- 
den erhofften sich dabei eine allgemeine 
ärztliche Behandlung, zu der sie wegen ihrer 
ärmlichen Verhältnisse keinen Zugang hat- 
ten. Probanden für ihr menschenverachten- 
des Experiment konnten die US-Ärzte ohne 
weiteres finden, indem sie ärmlichen 
Schwarzen ohne Bildung »schlechtes Blut« 
diagnostizierten und ihnen versprachen, die- 
ses »Leiden« zu behandeln. 


Die US-Ärzte David Ausritton und Walter W 
Eomonoson (hier mit Blutproben), die mit der 
Studie befaßt waren, gingen von der irrsinni- 

gen These aus, daß die Syphilis bei Schwar- 
zen eher die Herzkranzgefäße angreife, und 
nicht wie bei Weißen das Gehirn. Das Ge- 
hirn von Afroamerikanern, so die These, sei 
für gravierende Schädigungen nicht ausgebil- 
det genug! Dies nachzuweisen sei das Ziel 
des Experiments gewesen. | 


Beide Abbildungen unter: http/ 
einestages.spiegel.de/external/ShowTopicAl- 
bumBackground/a24966/15/lO/F.html 


fentlichkeit trat, wurde das Experiment abgebrochen, ohne daß CUTLEE 
etwas passierte, der unbehelligt 2003 verstarb. 

Nach der Entdeckung der alten Menschenversuche wurde von der 
US-Regierung eine Kommission eingesetzt. Deren Vorsitzender sprach 
in einer ersten Stellungnahme von einer »historischen Ungerechtigkeit«. 
Das Ereignis dürfe nicht als ein »Unfall« angesehen und abgetan werden, 
da die teilnehmenden Mediziner »nicht den geringsten Respekt für Men- 
schenrechte und Moral gezeigt und außerdem versucht hätten, alles ge- 
heimzuhalten. 

Selbst US-Präsident OBAamA und dessen Regierung entschuldigten sich 
mit dem Ausdruck »tiefsten Bedauerns« bei dem guamaltekischen Präsi- 
denten Alvaro CoLom. Dieser verurteilte die Menschenversuche an Bür- 
gern seines Landes als »Verbrechen gegen die Menschlichkeit« und kün- 
digte eigene Untersuchungen an. Rolf Kosiek 
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! Stefan SCHEIL, 
Transatlantische 
Wechselwirkungen. 


Der Elitenwechsel in 


Deutschland nach 


1945, Duncker & 
Humblot, Berlin 


2012, 


? Der Ruf, Nr. 16, 


1946. 


? Zitiert in: SCHEIL, 


S. 17-26. 


aaO. (Anm.l), 
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Das Verbot der Zeitschrift Der Ruf 1947 


Die Alliierten hatten schon während des Zweiten Weltkrieges ein Sy- 
stem der Umerziehung der Deutschen geplant und entwickelt. Insbe- 
sondere wurden nach 1945 die Hochschulen und die Massenmedien jah- 
relangschärfstens kontrolliert und zensiert. Leider fanden sich genügend 
Deutsche, die sich in den Dienst dieser Umerziehung stellten. Sie selbst 
und ihre heutigen Beschreiber wollten das gern vertuschen, was auch 
weithin im Rahmen der Vergangenheitsbewältigung gelang. Ein beson- 
derer Fall ist das Geschehen um das von den Alliierten rigoros verhängte 
Verbot der Zeitschrift Der Rufim Jahre 1947, das der Historiker SCHEIL 
in verdienstvoller Weise kürzlich einleitend in seinem neuen Buch ge- 
schildert und damit dem Vergessen entzogen hat. ' 

Die aus einem seit 1945 zur Umerziehung deutscher Kriegsgefange- 
ner in den USA dienenden Blatt hervorgegangene Zeitschrift Der Ruf 
gehörte, nachdem sie 1946 auch in den Besatzungszonen erschienen war, 
in den ersten Nachkriegsjahren zu den beliebtesten deutschen Presse- 
organen. Ihre Redaktion versuchte rückblickend, das Blatt als Gründung 
von Deutschen hinzustellen. In Wirklichkeit war diese aber von den US- 
Militärs vorbereitet als ein Mittel der Sieger zur Umerziehung und De- 
mokratisierung der Besiegten. 

Über die Gründung berichtete die Zeitschrift in ihrer Ausgabe Nr. 16 
im Jahre 1946: »Die Redaktion bildete sich aus aktiven demokratischen 
Kriegsgefangenen verschiedener geistiger und politischer Prägung, die 
sich bereits seit längerem mit dem Plan einer gemeinsamen Kriegsgefan- 
genenzeitung beschäftigt hatten. Im Laufe des Dezembers 1944 endlich 
wurden sie von der PW-Special Projects Division des Provost General 
MARSHALL in einem kleinen Camp bei Van Etten im Norden des Staates 
New York zusammengezogen.«? 

Daran ist fast jede Aussage falsch. Richtig ist dagegen, daß die Initiati- 
ve zur Gründung der Zeitschrift von Angehörigen der US-Armee aus- 
ging, als größere Mengen deutscher Kriegsgefangener, vor allem aus 
Nordafrika, über den Atlantik transportiert wurden und in US-Lager 
kamen. Man wollte »die Gefangenschaft dieser deutschen Soldaten dazu 
nutzen, sie in den Prinzipien der Demokratie zu unterrichten« 

Schon im April 1943 war von John McCLoy — damals Assistant Secre- 
tary of War — eine Denkschrift verfaßt worden, in der von einem »Um- 
erziehungsprogramm für deutsche Kriegsgefangene« die Rede war. Die- 
se sollten zu »Verbündeten« gemacht werden und später in Deutschland 
die Dinge im Interesse der USA in die Hand nehmen. Die Redaktion 
bildete sich nicht aus den Reihen der Gefangenen, wie oben in dem an- 
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gegebenen Zitat falsch behauptet wurde, sondern die dazu tauglich er- 
scheinenden anpassungsfähigen Deutschen wurden von den Amerika- 
nern ausgesucht, die auch die inhaltlichen Gestaltungen und allgemei- 
nen Leitlinien für die Veröffentlichung festlegten. 

Von »größtmöglicher Freiheit«, von der die Redaktion rückblickend 
berichtete, war nicht die Rede. Die Redakteure wurden von den US-Of- 
fizieren scharf kontrolliert, und jede Ausgabe mußte einzeln genehmigt 
werden. Bestimmte Themen durften gar nicht berührt werden, insbe- 
sondere nicht solche, die geeignet waren, Unfrieden unter den Alliierten 
in West und Ost zu erzeugen, zum Beispiel Fragen der Vertreibung. 

Durch ihre Falschdarstellung wollten die deutschen Redakteure of- 
fenbar den Schein erwecken, daß sie unabhängig gewesen seien, und sie 
wollten das für die Geschichte feststellen. Sie wollten sowohl als gehor- 
same Diener ihrer Herren als auch als unabhängig erscheinen. Sie hatten 
dieihnen von den US-Vertretern vorgesetzten Prinzipien erfolgreich ver- 
innerlicht. Sie sprachen von »Erziehung« statt von »Umerziehung«, die 
das Ziel der US-Militärs von vornherein gewesen war. 

Die zu den Mitarbeitern der Zeitschrift gehörenden Alfred ANDERSCH 
(ein früherer Kommunist, der in Italien 1943 zu den Amerikanern deser- 
tiert war) und Hans Werner RicHTEr (der 1932 aus der KPD ausgeschlos- 
sen worden war) gaben ab August 1946 den Rzf mit einer US-Lizenz 
auch in allen vier Besatzungszonen heraus. Als Untertitel wählten sie 
nun »Unabhängige Blätter der jungen Generation«. Sie wandten sich vor 
allem an die jungen deutschen Soldaten, die allmählich aus den alliierten 


Lagern entlassen wurden und sich für die Zukunft Deutschlands inter- ° 


essierten. Sie erreichten eine Auflage von mehr als 100 000 — bei halb- 
monatlichem Erscheinen. 

Dabei schlug die Zeitschrift zunehmend nationale Töne an, wandte 
sich gegen die Kollektivschuld, forderte deutsche Beteiligung beim für 
März 1947 angesetzten Außenministertreffen in Moskau, setzte sich für 
die Bildung einer deutsche Regierung ein und bekannte sich zum Deutsch- 
tum. 

Das widersprach den Vorstellungen der Amerikaner über die von ih- 
nen eingeleitete und konsequent durchgeführte Umerziehung. Als ein 
Leserbrief im Rf veröffentlicht wurde, in dem die damalige auch in den 
Westzonen seit zwei Jahren herrschende Hungersnot als von den Alliier- 
ten »wohlüberlegt« beschrieben wurde, kam es am 8. März 1947 zu einer 
ersten Verwarnung an die Redaktion. Im nächsten Heft Nr. 15 vom März 
1947 mußte daraufhin auf Druck der Besatzer ein Schuld- und Sühne- 
bekenntnis eines jungen Deutschen veröffentlicht werden, in dem es hieß: 
»Ich bekenne mich zur Sühne, die ich mit meinem Volk für unser aller 
Schuld tragen will.« 


NACHKRKRIEGSZEIT 


Die Herausgeber des 
Rufs: Alfred AnDERSCH 
und Hans Werner 
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Das Verbot der Zeitschrift Der Ruf 1947 


Als dann aber im folgenden Heft 16 die Rückkehr der deutschen Ver- 
triebenen in ihre ostdeutsche Heimat gefordert worden war, was gegen 
das Verbot der Alliierten verstieß, Nachrichten zu verbreiten, die »Miß- 
trauen und Feindseligkeiten des deutschen Volkes gegen eine der Besat- 
zungsmächte« erregen könnten, wurde Heft 17 verboten und erschien 
nicht mehr. Den beiden oben genannten deutschen Lizenznehmern wur- 
de von den Militärbehörden die Lizenz entzogen. Und ohne eine solche 
war im besetzten Deutschland keine Presseveröffentlichung möglich. 
Damit endete das Kapitel Der Ruf, zunächst am 1. April 1947 mit dem 
Rücktritt von ANDERSCH und RICHTER. 

SCHEIL erwähnt in diesem Zusammenhang mit Recht? als bezeichnen- 
des Beispiel für die spätere Verharmlosung der jahrelang ausgeübten al- 
liierten Pressezensur und der Diktatur der US-Presseoffiziere der »Infor- 
mation Control Division« (ICD) im deutschen Medienbereich, daß im 
Jahre 1991 die Bundeszentrale für Politische Bildung eine Beschreibung 
der Verhältnisse um den Ruf erscheinen ließ, in der sie erklärte: »Schon 
1945 begann eine angesichts der existentiellen Not in Deutschland über- 
raschende und in ihrer Quantität phänomenale Zeitschriftenblüte«, ohne 
mit einem Wort die scharfe Kontrolle durch die Alliierten zu erwähnen, 
die jede Ausgabe zensierten und die Linie vorgaben. Zu dem wirklichen 
Ausmaß der alliierten Kontrolle im besetzten Deutschland erklärte im 
Juli 1946 General Robert Alexis McCLurE von der ICD voller Stolz: 
»Wir kontrollieren jetzt 37 Zeitungen, 6 Radiostationen, 314 Theater, 
642 Kinos, 101 Magazine, 237 Verlage, 7384 Buchhändler und Drucker, 
führen 15 Meinungsumfragen im Monat durch, publizieren eine Zeitung 
mit 1,5 Millionen Auflage, 3 Nachrichtenmagazine, betreiben die Deut- 
sche Nachrichtenagentur (DANA) und 20 Büchereien.« 

Die Besatzer und die die Pressefreiheit massiv verletzenden US-Pres- 
seoffiziere sollen heute eben politisch korrekt als »Befreier« erscheinen. 
Die wirklichen Verhältnisse werden einfach falsch dargestellt und bedür- 
fen der Richtigstellung. 


Rolf Kosiek 
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Brauner fälscht Geschichte 


Der zionistische Filmproduzent Arthur (Atze) BRAUNER wurde 1918 
in Lodz geboren. Seine Familie wurde im Zweiten Weltkrieg verfolgt, 
er wurde in einem KZ gefangengehalten, aus dem er zu Kriegsende 
flüchtete. Er blieb aber nicht im Osten, sondern kam dann nach West- 
deutschland, wo er schnell aufstieg. Seine Filmfirma »CCC« wurde von 
der Militärregierung bereits 1946 lizenziert.' Er drehte über 200 Filme, 
darunter eine Reihe zur Vergangenheitsbewältigung im Sinne der Um- 
erziehung. Dabei ging er schr großzügig mit der historischen Wahrheit 
um. 

So gab er in seinem besonders niederträchtigen Film Lebensborn (1961), 
der als einer der infamsten deutschen Filme beurteilt wurde,? ein sehr 
verzerrtes und die Träger der Organisation unberechtigt belastendes Bild 
von dieser sozialen Einrichtung, die selbst in Nürnberg freigesprochen 
wurde. 

In seinem Machwerk tritt auch ein Offizier des berühmten Jagdge- 
schwaders 3 (JG 3) als Filmheld auf. Das ist aber Geschichtsfälschung: 
Ein Offizier dieses Geschwaders war nicht zum Lebensborn abkom- 
mandiert. Der den Krieg und die Nachkriegszeit in französischen, briti- 
schen sowie amerikanischen Lagern überlebende letzte Kommandeur 
dieses Jagdgeschwaders, der Eichenlaubträger und frühere Kommandeur 
der ‚Rammjäger«, Oberst a. D. Walther Dan, der persönlich 128 feindli- 
che Flugzeuge abschoß,? erklärte zu diesem Film unter anderem:? »Eine 
der Hauptpersonen (in dem Film, R. K.) ist ein hochdekorierter Offizier 
des JG 3, der von der Ostfront — aus Kampfhandlungen heraus — zu 
einem Sonderlehrgang des »Lebensborn« abkommandiert wird. Diese 
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Brauner fälscht Geschichte 


Kommandierung konnte nach Lage der Dinge nur der 
Kommodore des Geschwaders, der im Film erscheint und 
dessen Offizierskorps sich die wenigen freien Stunden 
zwischen den Einsätzen saufenderweise vertreibt (!), vor- 
nehmen. 

Ich erkläre hierzu, daß mir nicht bekannt ist, daß jemals 
ein Angehöriger des Jagdgeschwaders 3, gleichgültig ob 
Mannschafts-, Unteroffiziers- oder Offiziersdienstgrad, zur 
Dienstleistung« im »Lebensborn e.V. abkommandiert wor- 
den ist. Ich hätte unter allen Umständen davon Kenntnis 
erlangen müssen, denn ich gehörte dem Jagdgeschwader 3 
seit 1940 bis zum Ende des Krieges ununterbrochen an... 
Ich war während des gesamten Einsatzes des Geschwaders 
in Rußland beim Geschwader. Die Kommodore in Ruß- 
| land waren meine hochverehrten und leider gefallenen Vor- 
‚ bilder, die hochausgezeichneten Obersten LÜTZow und 
WILCKE. Um so mehr sind wir Überlebenden des Geschwa- 
‚ ders aufgerufen und verpflichtet, diesen Angriff eines skru- 
pellosen Filmproduzenten auf die Ehre und das Ansehen 
der deutschen Soldaten — und in diesem Falle insbesonde- 
re des Jagdgeschwaders 3 — zurückzuweisen.« Und er for- 
dert abschließend: »Schluß mit der Verächtlichmachung 
deutscher Soldaten! Schluß mit Lüge und Verleumdungk« 


, Rolf Kosiek 


In seiner Ausgabe 2 aus dem Jahre 1961 stellte das Nachrichtenmagazin 
Der Spiegel Arthur BRAuNERs infame Film-Karikatur der sozialen Ein- 
richtung »Lebensborn« vor: 

»Ein bulliger SS-Obersturmbannführer, baut sich vor einer Gruppe som- 
merlich leicht gewandeter BDM-Mädchen auf. »Kameradinnenk, schnarrt 
er. Seid ihr wirklich Nationalsozialisten? Mit heißem Herzen? Mit gan- 
zer Hingabe? 

»Jal, jauchzen die Maiden. 

Ich danke euch, Kameradinnen! Wenn ihr euch jetzt in eine Liste ein- 
tragt, dann seid ihr ausgewählt, eine neue Rasse zu gründen und dem 
Führer Kinder zu schenken. 

Eilfertig treten die Mädchen an einen Tisch, um sich in die Fortpflan- 
zungsliste einzutragen. 

Mit dieser Szene beginnt ein neues deutsches Lichtspiel, das die Alfa- 
Produktion des Berliner Filmherstellers Artur BRAUNER mit einem Bün- 
del Lockfragen PNS-Striptease? Heißes Eisen? Heikles Thema%) als »die 
Sensation der Saison 1960/61< ankündigt.« 
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Neue Zürcher Zeitung entlarvt britische 
Propagandafälschungen 


Die britische Kriegspropaganda gegen das Deutsche Reich war bei Fäl- 
schungen nicht zimperlich. Sefton DELMER, der Chef der Londoner 


Schwarzen Propaganda«, verstand sein Handwerk.' Ein solches Urteil | 


kam auch von der angesehenen Neuen Zürcher Zeitung. Ihr Magazin wid- 
mete sich im Oktober 1993 dem Thema »Fälschungen« Der Schweizer 
Publizist Carranı brachte darin einen Beitrag über die britische Propa- 
ganda im Zweiten Weltkrieg. 

Einleitend schrieb er, es sei eine alte Wahrheit, daß kaum je soviel 
verdreht werde wie im Kriege. »Ein Musterbeispiel dafür boten die Bri- 
ten zwischen 1939 und 1945.« Deren »Schwarze Propaganda« sei ein 
»verbales Catch-as catch-can« gewesen, »in dem alle Tricks und Tief- 
schläge erlaubt waren« und in dem »der Begriff Fairneß nicht existierte«. 

DEI.MER entwickelte veine phänomenale Mischung von systematischer 
Generalstabsarbeit und unverfrorener Scharlatanerie, von minutiöser 
Recherche, angereichert und aufbereitet durch skrupellose Erfindung«. 
Das Ergebnis wurde durch Flugblätter und Radio verbreitet. Dem ihm 
zugeordneten Stab hätten »exzellente Fachleute«, zumeist Emigranten 
aus Deutschland, angehört. 

»Phantasie und Einfallsreichtum schienen keine Grenzen gesetzt«, ur- 
teilte der Schweizer und erwähnt Beispiele wie den »MöL.DERSs-Brief«° 
oder den Vorwurf, die SS habe den Vatikan stürmen und den Papst ent- 
führen wollen.* 

Der größte Mißerfolg DEI.MERS sei es gewesen, Rudolf Hess nach sei- 
nem Absprung über Schottland nicht mit einer gefälschten Ausgabe des 
Völkischen Beobachters aus der Reserve locken und ihn zum Reden bringen 
zu können, was aber »nicht verfing: Hess reagierte nicht darauf«. 

Diese britische Kriegspropaganda wurde dann nach 1945 die Grund- 
lage der Umerziehung und wurde von deren Vertretern den Deutschen 
als die Geschichte vorgeführt, an die die Deutschen glauben müßten. 
Nach zwei Generationen der Gehirnwäsche ist sie die verpflichtende 
Sicht der Deutschen geworden und wird auch von den Berliner Parteien 
vertreten. 


Rolf Kosiek 
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Zur Vorgeschichte des Stuttgarter 
Schuldbekenntnisses 


Im Großen Wendig, Band 1, S. 692-696, wurde das Stuttgarter Schuldbe- 
kenntnis« der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 19. Oktober 1945 
ausführlich abgehandelt, und die dafür verantwortlichen Personen wur- 
den beschrieben. Zur Vorgeschichte dieses Dokuments wurde verhältnis- 
mäßig wenig ausgesagt. Diese war jedoch sehr bezeichnend für die dama- 
ligen Methoden der Alliierten und der Umerziehung. Es wurde der falsche 
Schein erweckt, als ob die deutschen Kirchenführer freiwillig das Bekennt- 
nis unterzeichnet hätten. Richtig ist jedoch, daß sie mit heuchlerischen 
Tricks und falschen Versprechungen dazu bewogen wurden, dieses für die 
Umerziehung so wichtige Dokument zu unterschreiben. Deswegen sollen 
nachfolgend noch einige Ergänzungen zur Vorgeschichte dieser Aussage 
nachgeholt werden. Ausführlich befaßte sich der Theologe Prof. BODEN- 
STEIN in seiner Schrift Is/ nur der Besiegte schuldig?! damit. 

Einleitend stellt BODENSTEIN fest: »Geschichte wird vom Sieger ge- 
schrieben; die Besiegten haben das zu akzeptieren. Nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges wollten die Sieger von den Deutschen jedoch mehr: 
Die Besiegten sollten sich die verordnete Geschichtsschau selber zu ei- 
gen machen. Zu diesem Zweck mußten sie nicht nur besiegt, sondern 
anschließend auch umerzogen werden. Im Grunde genommen war dies 
eine Fortsetzung der von den Alliierten schon während des Krieges mei- 
sterhaft gehandhabten psychologischen Kriegführung.«? Insbesondere 
hatten die Alliierten aus der Geschichte gelernt und wollten keine Ent- 
wicklung wie nach dem Versailler Diktat, durch die Deutschland wieder 
mächtig werden könne. Dazu mußte das deutsche Volk einer Umerzie- 
hung unterworfen werden. 

In ihrer durch das Kriegsende verursachten tiefen seelischen Erschüt- 
terung hatten große Teile der Deutschen ihren natürlichen Selbstbehaup- 
tungswillen verloren und stellten sich für die Umerziehung im Rahmen 
der Vergangenheitsbewältigung zur Verfügung. Das galt vor allem für 
maßgebliche Teile der evangelischen Kirche in Deutschland. Als erste 
wesentliche gesellschaftliche Kraft beugte sie sich — im Gegensatz zu 
anderen Gruppierungen wie der katholischen Kirche — dem Druck der 
Sieger und der von diesen eigens hierfür nach Deutschland abgesandten 
Kirchenvertreter: Sie verurteilte das eigene Volk und entlastete damit 
wunschgemäß die Alliierten. Vierzig Jahre später erneuerte sie sogar ihr 
einseitiges und ungerechtes Urteil und hält daran bis in die Gegenwart 
fest. 
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Zur Vorgeschichte des Stuttgarter Schuldbekenntnisses 


Das Bekenntnis ist zu einer Art Dogma der Alleinschuld Deutsch- 
lands am Zweiten Weltkrieg geworden, obwohl die moderne Geschichts- 
schreibung die Fragwürdigkeit dieser Erklärung aufgedeckt hat. Deren 
Inhalt wurde von den daran von Anfang an interessierten Kreisen in der 
Folgezeit zu einem der wichtigsten Mittel der Umerziehung der Deut- 
schen gemacht. Ihre Wirkung war so groß, weil sie so »feierlich und mit 
höchster sakraler Würde, nämlich vor dem Angesicht Gottes«,? verkün- 
det war. Da es damals keine deutsche Regierung oder anderen Hoheits- 
träger gab, schien die Kirche die geeignetste Organisation für die Alliier- 
ten zu sein. Hinzu kam, daß der Holländer Vısser’T HoorrT, der 
Generalsekretär des im Aufbau befindlichen Ökumenischen Rates der 
evangelischen Kirchen im Zweiten Weltkrieg, ein britischer Agent und 
Leiter eines Büros des holländischen und englischen Geheimdienstes 
und damit fest mit den Zielen der Sieger auf eine Umerziehung verbun- 
den gewesen war. Für ihn stand die Alleinschuld der Deutschen fest, 
und er wollte deren Berechtigung nicht neu diskutieren oder gar anzwei- 
feln lassen. 

Er schrieb in seinen Erinnerungen darüber: »Wir wollten nicht noch 
einmal mit der langen, unfruchtbaren Debatte über die Kriegsschuld 
beginnen, die die ökumenischen Beziehungen nach dem Ersten Welt- 
krieg überschattet hatte. Aber diesmal waren die Kriegsverbrechen und 
die Leiden um vieles größer gewesen. Die Entfremdung zwischen den 
Nationen ließ sich nicht überwinden, indem man einfach ein neues Blatt 
aufschlug oder in allgemeinen Ausdrücken zugab, daß der Krieg für alle 
eine große Tragödie gewesen und jeder an dieser Sünde mitschuldig sei. 
So einfach ging es nicht. 

Ein spezifisches Wort der Buße war nötig. Es mußte von den Kirchen 
kommen, denn sie waren es ja, die die Erneuerung durch Buße predig- 
ten. Das erste Wort aber mußte von der Kirche des Landes kommen, in 
dem der Nationalsozialismus entstanden war. Ich hatte Grund zu der 
Hoffnung, daß wir ein solches Wort hören würden.«* 

Damit bekräftigte er, daß für ihn die Kriegsschuld feststand, keine 
neue Diskussion darüber zugelassen werden sollte und damit die histori- 
sche Wahrheit für die Ökumene uninteressant sei. Den Deutschen sollte 
von vornherein die Alleinkriegsschuld aufgebürdet werden. BODENSTEIN 
zog darauf die Folgerung: »Die Ökumene hatte sich in den Dienst der 
Siegermächte gestellt.« 

Das wurde schnell klar. Der an sich selbstverständliche Gedanke, daß 
alle am Krieg beteiligten Mächte ihren Teil an der Schuld für diese Kata- 
strophe hätten und sich, darauf aufbauend, eine Versöhnung zwischen 
den Völkern entwickeln könne, wurden von den Siegern sofort abge- 
lehnt, vor allem von den französischen und britischen Vertretern. Bo- 
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Zur Vorgeschichte des Stuttgarter Schuldbekenntnisses 


DENSTEIN zitiert den englischen Baptisten M. E. Ausry, der schon im 
März 1944 erklärt hatte: »In diesem Lande ist unser Kirchenvolk nicht 
der Meinung, daß es für sich oder für seine Nation Buße tun muß.«° Das 
beweist auch schon früh, daß man im Ausland an eine Kollektivschuld 
der Deutschen dachte und das ganze deutsche Volk verantwortlich ma- 
chen wollte. 

Unmittelbar nach der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht faßte 
man im vorläufigen Ausschuß des Ökumenischen Rates der Kirchen 
(ÖRK) den Beschluß, mit den deut- 
schen Vertretern der Kirchen in dieser 
Frage Verbindung aufzunehmen. Man 
plante dies allerdings nur mit den Ver- 
tretern der Bekennenden Kirche, da 
man annahm, daß diese Gruppe am 
ehesten zu einer gewünschten Erklä- 
rung über die deutsche Buße bereit sein 
werde. 

Auf der im Juli 1945 in Spandau ta- 
genden Berliner Bekenntnissynode 
wurde dann auch viel über Buße ange- 
mahnt, indem die »passive Mitschuld 
der Christenheit in Deutschland« wäh- 
rend der Zeit des Dritten Reiches fest- 
gestellt und angeprangert wurde. Allerdings blieben die Vorstellungen 
auf die deutschen Christen beschränkt und bezogen sich nicht auf die 
vielen Nichtchristen, für die die Kirchen ja auch zu sprechen nicht be- 
fugt waren. 

Zur Erkundung der Lage im besetzten Deutschland sandte VissEr’T 
Hoorr den früheren amerikanischen Gesandtschaftspfarrer Stewart HER- 
MAN mit einem Brief vom 25. Juli 1945 an Bischof DisELius in Berlin. 
Darin wurde letzterem mitgeteilt, daß vor einer vollen Wiederaufnahme 
der Deutschen in den Schoß der Ökumene »gewichtige innere Schwie- 
rigkeiten zu überwinden« seien. Dies gelte besonders »bei den Kirchen, 
die so tief gelitten haben unter der deutschen Besetzung. Es würde dar- 
über ein brüderliches Gespräch notwendig sein. Dieses Gespräch würde 
aber sehr viel leichter sein, wenn die Bekennende Kirche Deutschlands 
sehr offen spricht — nicht nur über die Missetat der Nazis, sondern auch 
besonders über die Unterlassungssünden des deutschen Volkes, ein- 
schließlich der Kirche«.° 

Damit war eine Erklärung über die Kollektivschuld des ganzen deut- 
schen Volkes als Voraussetzung zur gleichberechtigten Aufnahme in die 
Ökumene gefordert. 
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Zur Vorgeschichte des Stuttgarter Schuldbekenntnisses 


Im August 1945 tagte der Reichsbruderrat in Frankfurt am Main und 
zeigte schon die ersten Folgen: Er verweiterte dann die Schuld auf das 
ganze deutsche Volk und verwandte wohl erstmalig öffentlich jene theo- 
logische Kategorie, die für seine Interpretation der deutschen Katastro- 
phe entscheidend geworden ist«.’ Die deutschen lutherischen Kirchen 
nahmen damals noch keine Stellung zur Frage der Schuld. 

Auf der Kirchenführerkonferenz von Treysa am 27. bis 31. August 
1945 wurden die inneren Probleme der evangelischen Kirche neu gere- 
gelt, und ein zwölfköpfiger Rat wurde als Spitze der Evangelischen Kir- 
che in Deutschland (EKD) gebildet, der sie nach außen vertreten sollte. 
Es wurde jedoch in Treysa kein Schuldbekenntnis abgegeben. Dafür wur- 


den zwei Entwürfe, ein »Wort an die Gemeinden« und ein »Wort an die 


Pfarrer«, vorgelegt und diskutiert, von denen aber nur das erstere verab- 
schiedet wurde. Darin ist jedoch nicht von Schuld die Rede, sondern nur 
von »Versäumnissen der Kirche und des Volkes«. 

Im zweiten Entwurf, dem »Wort an die Pfarrer«, war klarer von der 
Schuld der Kirche und des Volkes die Rede. Diese Vorlage wurde nicht 
verabschiedet. 

Damit unterblieb ein aus freien Stücken von der Leitung der Evange- 


lischen Kirche ohne Einfluß der Ökumene geäußertes Schuldbekennt- | 
nis. BODENSTEIN faßte das Ergebnis für den damaligen Zeitpunkt zu- | 


sammen: »Eine Konferenz maßgeblicher deutscher Kirchenvertreter unter 
Beteiligung aller damaligen Gruppen des deutschen Protestantismus und 
selbst in Gegenwart der für die BK (Bekennende Kirche) höchsten theo- 
logischen Autorität, des Schweizer Theologieprofessors Karl BARTH, hat 
keine Veranlassung gesehen, ein alle Deutschen einbeziehendes kirchli- 
ches Schuldbekenntnis zu verkünden. . . Offen geblieben war in Treysa 
die Frage nach der Mitgliedschaft der neuen deutschen evangelischen 
Kirche in der Ökumene. 

Doch die den Alliierten verpflichteten Vertreter der Ökumene woll- 
ten ein allgemeines politisch verwertbares deutsches Schuldbekenntnis. 
Deswegen wandte sich Karl BARTH in einem Brief vom 28. September 
1945 an den ihm gut bekannten Martin NIEMÖLLER, damit dieser sich für 
solch ein Bekenntnis einsetze. Das Ausland erwarte eine volle deutsche 
Schulderklärung von seiten der deutschen evangelischen Kirche. Es sol- 
le kein Schuldbekenntnis im streng theologischen Sinne sein, müsse je- 
doch die Mitverantwortung der evangelischen Kirche betonen. Er wollte 
also ein für die große Politik einsetzbares Schuldbekenntnis. Er schlug 
als Text dafür unter anderem vor: »Die vorläufige Leitung der evangeli- 
schen Kirche in Deutschland erkennt und erklärt, daß das deutsche Volk 
sich auf einem Irrweg befand, als es sich 1933 politisch in die Hände 
von Adolf HiTLer begab. Sie erkennt und erklärt, daß die Not, die seit- 
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Karl BARTH, ein Mit- 
begründer der Beken- 
nenden Kirche und 
eine der treibenden 
Kräfte zu der Stuttgar- 
ter Erklärung. Er 
meinte: »FRIEDRICH, 
Bismarck und HITLER 
waren Menschenver- 
ächter, darum könnt 
Ihr mit denen nicht 
christliche Politik 
machen. Von diesem 
Bann muß die Beken- 
nende Kirche frei- 
kommen.« 
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her über Europa und über Deutschland selber gekommen ist, eine Folge 
dieses Irrtums ist.«” 

Damit war ein vor allem für die allgemeine Politik einsetzbares Schuld- 
bekenntnis der Deutschen gefordert. Das unterstrich und verdeutlichte 
BarTH kurze Zeit später bei einem Vortrag in Zürich-Wipkingen am 14. 
Oktober 1945, in dem er von einer notwendigen »offenen Erklärung der 
deutschen Schuld und Verantwortlichkeit« sprach und erwähnte, daß diese 
Erklärung ihren politischen Charakter betonen müsse, indem sie »auch 
von den alliierten Regierungen und Völkern zur Kenntnis genommen 
werden könnte und müßte«. Sie »müßte vor Gott und vor den Menschen 
ausgesprochen werden, um hilfreich, um luftreinigend zu werden«. Als 
Lohn winkte er mit dem Entgegenkommen der Ökumene: Erst nach 
einem solchen deutschen Wort täten die anderen Kirchen gut daran, ihre 
Völker allgemein zur Buße aufzurufen. 

Zum 18. und 19. Oktober 1945 hatte der neugebildete Rat der EKD 
sein erstes Treffen in Stuttgart angesetzt. Auf der Tagesordnung stand 
nicht das Schuldbekenntnis. Der damalige Ratsvorsitzende, der würt- 
tembergische Bischof WURM, hatte damit gerechnet, daß zur Bespre- 
chung der Aufnahme der EKD in die Ökumene der führende britische 
Bischof Dr. BELL von Chichester als einziger Vertreter der Ökumene 
kommen werde. Das hätte auch für diesen angeblichen Haupttagesord- 
nungspunkt durchaus genügt, da die Deutschen dafür waren. 

Daß aber ein anderer Punkt, der gar nicht auf der Tagesordnung ver- 
zeichnet war, das Schuldbekenntnis, von der Ökumene durchgesetzt 
werden sollte, ergibt sich daraus, daß nicht weniger als acht hochrangige 
Vertreter der Ökumene angereist kamen, die den gewünschten Druck 
auf die Deutschen ausüben sollten. Nach ihrem unerwarteten Erschei- 
nen konnte man das Schuldbekenntnis nicht mehr aussparen, und es 
wurde dann zum Hauptpunkt. Unter den angereisten Vertretern der 
Ökumene war bezeichnenderweise nur ein einziger, der Schweizer, aus 
einem neutralen Land, die anderen kamen aus Feindstaaten. Es handelte 
sich um: 

1. Willem Adolf Vıisser’T Hoorr als Generalsekretär des Ökumeni- 
schen Rates; 

2. Samuel MCCREA CAVERT, Generalsekretär der christlichen Kirchen 
Nordamerikas; 

3. G. C. MICHELFELDER, Präsident des Rates der Lutherischen Kir- 
chen Nordamerikas; 

4. Alphons KoechHuin, Präsident des Schweizerischen Evangelischen 
Kirchenbundes; 

5. Pfarrer Pierre MAurY, Vertreter der Französischen Reformierten 
Kirche; 
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6. Marcel STURM, reformierter Feldbischof der französischen Besat- 
zungstruppen; 

7. Professor Hendrik KRAEMER, Abgesandter der Niederländischen 
Reformierten Kirche; 

8. Bischof Dr. BEL. von Chichester. 


Zur Abstimmung über ihr Vorgehen hatten sich die Vertreter der Oku- 
mene, außer Bischof BELL, der wegen starken Nebels in London nicht 
starten konnte, schon drei Tage vorher, am 15. Oktober 1945, in Baden- 
Baden getroffen. 

Dahin hatte Vısser’t Hoorr als Entwurf ein Papier mitgebracht, das 
deutlich seine Wünsche und Methoden aufwies. In deutscher Überset- 
zung! lautet es: 

»Um Beziehungen vollen Vertrauens zwischen der deutschen Kir- 
che und den anderen Kirchen zu ermöglichen, war man übereinge- 
kommen, daß es nötig sein würde, von der deutschen Kirche einige 
Aussagen zu erhalten hinsichtlich ihrer Stellungnahme zu Taten, die 
im Namen des deutschen Volkes begangen worden waren. Anderer- 
seits war man ebenso zu der Einsicht gelangt, daß es unmöglich sein 
würde, diesen Wunsch für eine Bedingung zu erklären, da dann die 
von den deutschen Kirchenführern abgegebene Erklärung nicht mehr 
den Charakter echter Spontaneität besitzen würde. Daher entschied 
man sich so, daß die Delegation gekommen sei, um brüderliche Bezie- 
hungen wieder herzustellen, daß aber hierfür noch einige Hindernisse 
beseitigt werden müßten.« 

Aus dem Text ist einmal der Wille zu erkennen, ein Schuldbekenntnis 
von den Deutschen zu bekommen, in dem die Kollektivschuld aller Deut- 
schen festgeschrieben sei. Diese sollte zum anderen nach außen hin als 
von den Deutschen freiwillig und ohne jeden Druck zustande gekom- 
men erscheinen. Deshalb sollte zunächst nicht über das Schuldbekennt- 
nis gesprochen werden, sondern als Vorwand für die starke Besetzung 
der ökumenischen Delegation sollte die Wiederherstellung der Verbun- 
denheit der deutschen zu den anderen Kirchen dienen. Damit zeigte sich 
die ganze doppelte Heuchelei der Ökumene. 

Da man von seiten der Ökumene sicher gehen wollte, wollten deren 
Vertreter die Haltung der verschiedenen deutschen Gruppen kennenler- 
nen und die wichtigsten Vertreter beeinflussen. Dazu hatte VIssEr’T 
Hoorr vor dem Beginn der eigentlichen Tagung in Stuttgart sich mit 
den beiden radikalsten und ihm für ein Bekenntnis zugänglichsten Per- 
sonen der Bekennenden Kirche, Martin NIEMÖLLER und Hans AsMus- 
SEN, in einem Stuttgarter Cafe getroffen. Es wurde dort die Lage bespro- 
chen und ein gemeinsames Vorgehen verabredet. 
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NıEMÖLLER. Der Vertre- 
ter der Bekennenden 
Kirche wirkte beim 
Stuttgarter Schuldbe- 
kenntnis aktiv mit. 
Otto Dißeuus. Bis 
1945 engagierte er 
sich aktiv für die Be- 
kennende Kirche. 
1945 legte er sich 
selbst den Bischofs- 
titel zu. 1954 wurde 
er zu einem der Prä- 
sidenten des Ökume- 
nischen Rates der 
Kirchen gewählt. 
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Die anderen deutschen Vertreter wußten vor Tagungsbeginn davon 
und von der starken Besetzung der ausländischen Delegation nichts, ge- 
schweige denn etwas von dem abgekarteten Plan der Ökumene. Ihnen 
gingen erst allmählich im Laufe der Tagung langsam die Augen auf, als 
die Vertreter der Ökumene darauf bestanden, ein klärendes Wort von 
den Deutschen über die Kollektivschuld zu hören. Das war dann das 
»spezifische Wort der Buße« von VissEr’T HOOoFT. 

Bischof DißELius formulierte einen Entwurf, für den NIEMÖLLER den 
schwerwiegenden und unheilvollen Satz durchsetzen konnte: »Durch uns 
ist unendliches Leid über viele Völker und Länder gebracht worden.« 

Der Text der ganzen Erklärung ist anderenorts angegeben." 

Der Theologe BODENSTEIN urteilt zusammenfassend über dieses fal- 
sche Spiel der Ökumene. »So entstand die seltsame Lage, daß elf evan- 
gelische Kirchenmänner in einer Situation, wo es keine deutsche Regie- 
rung gab, für das gesamte deutsche Volk in allen Konfessionen und 
Weltanschauungen in einer für das weitere Schicksal grundlegenden Fra- 
ge Stellung nahmen. Und dies nicht etwa aus eigenem Entschluß, son- 
dern auf die Aufforderung von Kirchenvertretern der Siegermächte.«'? 

Zu erwähnen ist noch, daß die katholische Kirche keine solche Erklä- 
rung abgab. Ihr damaliger Leiter, Papst Pıus XIl., hat sogar im Krieg wie 
in der Nachkriegszeit offen den Vorwurf der Kollektivschuld der Deut- 
schen zurückgewiesen und nur die Bestrafung individueller Schuld ver- 
langt.'? 


Rolf Kosiek 


Der schleswig-holsteinische Präses Wilhelm HALFMAnN di- 
stanzierte sich von den Vertretern der eigenen Kirche wie 
von feindlichen Vaterlandsverrätern. Auf das Schuldbe- 
kenntnis antwortete er mit den Worten: 


»Die polnischen Greuel, die Frauenschändungen, die Ver- 
nichtung der mittel- und osteuropäischen Kulturlandschaft 
mit ihrem Reichtum an Lebensmitteln, die Vertreibung der 
Millionen — kurz der beispiellose Volksmord, der jetzt vor 
sich geht - ist der keine Schuld? Solange darüber verlegen 
verschwiegen wird, solange hat man drüben keine Voll- 
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Auch in Deutschland hat es sich seit einiger Zeit eingebürgert, die Nürn- 
berger Prozesse als vorbildliche Rechtsfindung und Rechtsetzung zu be- 
trachten. Das ist eine bedauerliche Aufwertung dieser Siegerjustiz, die 
auch in fälschender Weise auf die Geschichtsschreibung abfärbte. In den 
ersten Nachkriegsjahren war es noch Meinung weiter Kreise in der Bun- 
desrepublik, daß das Recht in Nürnberg arg verbogen worden war und 
eine üble Rachejustiz darstellte. Da die Presse noch unter der Lizenz- 
kontrolle der Alliierten stand, konnten sich die Deutschen kaum in der 
Öffentlichkeit äußern. 

Ein beachtenswertes Beispiel solcher Hinterfragung des Rechts schrieb 
einer der Lizenzträger der Wochenzeitschrift Die Zet, Richard TÜNGEL, 
am 22. Januar 1948 in seinem Blatt, dem er bis 1957 als Chefredakteur 
vorstand. Unter dem Titel »Nürnberger Recht« hieß es dort: 

»Wir haben zu vielem, was in Nürnberg unter Verantwortung der An- 
klagebehörde geschicht, bisher geschwiegen. Wir haben geschwiegen zu 
dem, was sich in dem Zeugenflügel des Gerichts abspielt, wir haben 
geschwiegen zu den Drohungen und Einschüchterungen, denen Zeu- 
gen ausgesetzt sind und die unserer Gerichtsverfassung nicht entspre- 
chen. 

Wir haben geschwiegen, als Zeugen uns berichteten, daß man sie ver- 
anlassen wollte, unrichtige Protokolle zu unterschreiben, die den Aussa- 
gen nicht glichen, für die man sie vereidigt hatte. Wir haben geschwie- 
gen, obgleich wir wußten, daß unschuldige Zeugen monatelang in Haft 
gehalten worden sind — es war ein amerikanischer Richter, der dies im 
Generalprozeß festgestellt hat. Wir haben auch geschwiegen, als der 
Ankläger zur Verteidigung dieses Verfahrens vor dem Gericht eine aus- 
weichende Aussage machte. Wir haben zu den Methoden jenes Herrn 
KEMPNER geschwiegen, den der angesehenste Journalist Europas, Herr 
ÖERL, in den Bas/er Nachrichten einen Menschenjäger nannte, ohne daß 
dem — soweit wir wissen — öffentlich widersprochen worden sei. Aber 
jetzt, nachdem sechs deutsche Anwälte des Krupp-Prozesses im Gerichts- 
saal verhaftet worden sind, jetzt, da die gleiche Verhaftung dem Rechts- 
anwalt ACHENBACH droht, wenige Tage bevor der Fall seines Mandanten 
zur Verhandlung kommt, jetzt können wir nicht mehr schweigen. Jetzt 
handelt es sich nicht mehr um die Anklagebehörde, sondern um das 
Gericht. Wir wollen nicht noch einmal uns den Vorwurf machen lassen, 
daß wir feige zusehen, wenn unserer Meinung nach das Recht verletzt 
wird... 
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Der 1970 verstorbe- 
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Aber handelt es sich in Nürnberg eigentlich um ein Gericht der Verei- 
nigten Staaten? Das Tribunal des MiLcH-Prozesses hat dies bejaht. An- 
dere Nürnberger Militärgerichte stehen auf dem Standpunkt, sie seien 
internationale Gerichte, die vom Alliierten Kontrollrat eingesetzt sind... 

Die sechs Anwälte haben dagegen protestiert, daß Belastungszeugen 
in Abwesenheit der Angeklagten von einem Commissioner, einem Be- 
auftragten, vernommen werden können. Ist dies nach den Erfahrungen 
im Zeugenflügel, nach den Erfahrungen, die freiwillige Zeugen mit der 
Anklagebehörde gemacht haben, nicht verständlich? Sollte nicht die 
Rechtsfindung höher stehen als eine Verfahrensordnung, und sollte man 
nicht darüber hinwegsehen, wenn untadelige deutsche Anwälte in be- 
greiflicher Erregung zugunsten ihrer Mandanten die amerikanische Ge- 
richtsordnung dem Buchstaben nach verletzen? 

Der amerikanische Anwalt CARROLL hat dem Frankfurter Vertreter des 
New York Herald Tribune gegenüber erklärt, die Nürnberger Kriegsver- 
brecherprozesse seien eine »tragische Verhöhnung der amerikanischen 
Justiz«.« 

Der genannte Herr Robert Max Wassilij KEMPNER, in Freiburg im Breis- 
gau 1899 geboren, Emigrant und Anhänger des Morgenthauplanes, hat 
als stellvertretender US-Hauptankläger das Recht im Nürnberger Pro- 
zeß mehrfach gebeugt, insbesondere den Zeugen Gauss mit Drohungen 
zu falschen Angaben gebracht! oder Dokumente verschwinden lassen.? 
Er hat zudem wichtige Akten, Originale wie Kopien dieses Prozesses 
gestohlen.’ Sie fanden sich Jahre nach seinem Tod in seinem Hause. Der 
spätere Wiedergutmachungsanwalt wurde dennoch von der Bundesre- 


publik geehrt. 
Rolf Kosiek 


Spanische Krise 
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Am 12. Februar 1948 druckte Die Zeit als Reaktion auf TÜnGELSs obigen 
Artikel, indem er den USA Rechtsbeugungen vorhielt und damit die An- 
sicht vieler Deutscher wiedergab, folgenden Leserbrief — Absender: das 
amerikanische Office of Chief of Council for War Crimes: 


An den Chefredakteur 
Sehr geehrter Herr! 


Mit großem Interesse las ich den von Herrn Tünctı verfaßten Artikel Nürnberger Recht 
in Ihrer Ausgabe vom 22. Januar 1948. Ich begrüße es, daß man in der deutschen 
Presse auch ab und zu einen Journalisten findet, der eine eigene Meinung hat und 
ausdrückt. Ich begrüße es noch mehr, wenn diese Meinung auf Tatsachen basiert. 
Ihr »Wir klagen an« hätte in meinen Ohren geklungen, hätte der Mann an Tatsachen, 
verbunden mit dem Pathos des Artikels, mich nicht zur Heiterkeit gereizt, weil er 
mich so sehr an den Völkischen Beobachter erinnerte. Als überzeugter Demokrat 
habe ich in elf Feldzügen als Frontsoldat unter anderem auch dafür gekämpft, daß ein 
deutscher Demokrat endlich das Recht bekäme, seinen Mund aufzumachen und sei- 
ne Meinung zu sagen. Ehrlich gesagt weiß ich nicht - zumindest deutet in Ihrem 
Artikel nichts darauf hin -, ob Sie einer dieser Demokraten sind, für die ich gekämpft 
habe... 

Ich weiß nicht, wie lange Sie bei uns im Zeugenflügel unseres Gerichtes eingesperrt 
waren, eine so schöne und rührende Beschreibung von unseren Verhörmethoden zu 
geben. Einschüchterung, Drohungen, Versuche, unrichtige Protokolle unterschreiben 
zu lassen — das alles könnten Sie aus einem alten Bericht über die Gestapo abge- 
schrieben haben, wenn ich nicht wüßte, daß Sie diesen Artikel ja nie hätten veröffent- 
lichen können. . . Aber die Zeugen, die wir hier haben, wurden in Haft gehalten, weil 
sie von den Gerichten ihres eigenen Landes, nämlich Deutschland, unter Anklage 
gestellt wurden. 

...„ Und jetzt können Sie plötzlich nicht mehr schweigen, weil AcHEnBACH und sechs 
Krupp-Anwälte verhaftet worden sind. Warum konnten Sie schweigen, als ACHENBACH 
die Verbrechen beging, deretwegen die deutschen Behörden ihn verhaftet haben? ... 
ACHENBACH hat hier unter Eid ausgesagt, daß er mit den in Frankreich begangenen 
Kriegsverbrechen, darunter Geiselmorde, nicht nur nichts zu tun hätte, sondern nicht 
einmal etwas davon wüßte. Wenige Tage nach dieser Aussage unter Eid erhielten wir 
Dokumente aus Paris, die seine Unterschrift trugen und alle bewiesen, was wir zu 
wissen geglaubt hatten. Trotzdem haben wir ihm erlaubt, die Verteidigung zu über- 
nehmen, weil wir der Meinung sind, daß ein Nazi einen anderen Nazi mit mehr 
Überzeugung verteidigen kann als ein Mann, der Demokrat ist und dem vor dem 
Angeklagten graut. 

.... Ich übergehe den nächsten Absatz Ihres Artikels, in dem die Tatsachen so entstellt 
beschrieben sind, daß es mir um das Papier leid tut sowie um die Finger meiner 
Sekretärin, die ich bei einer Beantwortung übermäßig abnutzen würde. Lesen Sie 
doch einfach irgendeinen deutschen Agenturbericht über die wahren Vorgänge. 

.... . Beschimpfen Sie die Nürnberger Gerichte, soviel Sie wollen, sie bleiben doch 
eine Einrichtung, an der man mit Stolz mitarbeiten kann. Wenn Sie einmal begriffen 
haben werden, was Demokratie ist, dann werden Sie auch das begreifen. 

Mit freundlichen Grüßen 

George 5. Marrın, Deputy Public Relations Officer. 
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Machte die Währungsreform alle gleich? 


Am 20. Juni 1948 führten die drei Westalliierten mit ihren Kontrollrats- 
gesetzen 61, 62 und 63 (Umstellungsgesetz) in ihren drei westlichen Be- 
satzungszonen die Währungsreform durch. Von dieser einschneidenden 
Maßnahme wird weithin angenommen, daß sie alle Trizonesier« gleich 
machte. Doch dem ist nicht so. Die Tatsachen sind: 

Nach Ende des Zweiten Weltkriegs hatte die bis 1948 gültige Reichs- 
mark durch die zunehmende Inflation sehr an Wert verloren. Offiziell 
war zwar 1948 immer noch 1 RM 0,30 US- 


Schaufenster auf 
dem Berliner Kurfür- 
stendamm 1948 un- 
mittelbar nach der 
Währungsreform. 
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Dollar wert, doch in der Praxis war sie mit 
0,01 Dollar tatsächlich nichts mehr wert. Es 
galt auf dem Schwarzmarkt die »Zigaretten- 
währung«, mit der getauscht und geschoben 
wurde. Das war keine brauchbare Grundlage 
| für eine neue erstehende Wirtschaft. Auch für 
den anstehenden Marshall-Plan (das »Euro- 
pean Recovery Program«, ERP), dessen Gel- 
der die Deutschen als einzige Europäer mit 
1 Zinsen später zurückzahlen mußten, war eine 
stabile Währung notwendig. 

Die in den USA gedruckten und per Schiff 
über den Atlantik nach Bremen gekomme- 
nen DM-Scheine (Deutsche Mark) wurden 
i ab 20. Juni 1948 ausgegeben. Jede Person 
ı erhielt zunächst 40 DM (gegen 60 RM) und 
wenige Wochen darauf im August 1948 noch 
einmal 20 DM (gegen 30 RM). Daraus entwickelte sich die Meinung, 
jeder Einwohner der Westzonen habe mit 40 oder 60 DM angefangen. 
Die Sparer bekamen für 100 RM zunächst 10 DM, wobei aber für die 
Hälfte der Summe ein Sperrkonto eingeführt wurde, so daß nur über 
einen Teil (Freikonto) der Summe verfügt werden konnte. Endgültig 
wurden Sparkonten in der »Nachreform« mit nur 6,50 DM für 100 RM 
umgestellt. Die Sparer verloren also ziemliche Werte. Im Verhältnis 1:1 
wurden Forderungen auf Löhne, Gehälter, Mieten und ähnliches umge- 
stellt. Für die Abzahlung von privaten Schulden wurden 10 RM für 1 
DM angesetzt. 

Doch die materiellen Werte wie Immobilien, Land, Betriebe, Rohstof- 
fe, angesammelte Lebensmittel und andere Werte behielten ihren Wert 
und konnten zum Beispiel nun gleich zu den neuen wertvollen DM um- 
getauscht werden, so daß deren Inhaber viel günstiger dastanden als Spa- 
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Zur Einführtung der DM in den westlichen Besat- 
zungszonen am 19. Juni 1948 drängen sich die 
Menschen hier in eine Hamburger Umtauschstel- 
le. Die Militäradministration in der sowjetischen 
Besatzungszone ordnete drei Tage später eben- 
falls eine Währungsreform an. 


rer. Nicht zuletzt konnte, wer vor der Wäh- 
+ 
rungsreform Stoffe gehortet hatte, nach 
diesem Termin mit großem Besitz in die 
nun schnell anspringende Wirtschaft ein- | 
steigen. Ein Beispiel ist die Firma Grun- 
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nicht alle Westzonenbewohner gleich, son- 
derndie Ausgangsgrundlage war durch eine | 
systematische Ungleichheit gekennzeichnet. 
Große Teile des Volkes hatten einen we- 
sentlichen Teil ihres Besitzes verloren. Zum | 
Ausgleich der Verluste wurden zu Beginn | 
der fünfziger Jahre. eigene Gesetze erlassen 
(Lastenausgleich, Altsparergesetz u. a.) 

Und in der Tat griff die Geldumstellung schnell und ermöglichte als 
eine Voraussetzung in wenigen folgenden Jahren das in aller Welt be- 
staunte deutsche Wirtschaftswunder. 

Die Währungsreform hatte aber auch sofort einschneidende Folgen 
für Gesamtdeutschland. Drei Tage nach der Reform im Westen führten 
die Sowjets für die Ostzone und Berlin ihre eigene Währungsreform 
durch. Sie sollte ursprünglich auch für Westberlin gelten, was aber von 
den Westalliierten nicht zugelassen wurde. Am 24. Juni 1948 unterbra- 
chen daraufhin die Sowjets alle Verkehrsverbindungen vom Westen nach 
Westberlin und riegelten die »Frontstadt: vom Westen ab. Die Antwort 
der USA darauf war die Einrichtung der Luftbrücke, mit der Westberlin 
über 13 Monate vom Westen mit den »Rosinenbombern« aus der Luft 
mit allen notwendigen Rohstoffen und Nahrungsmitteln versorgt wur- 


de. 
Rolf Kosiek 


Nur Besitzer von Sachwerten und Leute, die bis zur Umstellung Waren illegalerwei- 
se gehortet hatten, profitierten von der Währungsreform. Firmen wie Grundig, in 


den fünfziger Jahren der größte Rundfunkgerätehersteller Europas, erhielten beste 
Voraussetzungen für einen erfolgreichen Neustart. 
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! Hans SCHERFIG, 
Frydenholm, Kopen- 
hagen 1967. 


? Malene DJursaa, 
DNSAP, danske na- 
zister 193943. 


3 Interview mit Da- 
gens Nyheter, 4. 
April 1982. 

* Zitiert von Frith- 
jof HAıLLMman, »Na- 
tionalsozialisten 
waren keine Dorf- 
idioten«, in: Deut- 
sche Wochenzeitung, 
5. 8. 1983. 

Die Register mit 
den rund 40000 
Mitgliederkarten 
der NS-Partei wur- 
den von der Wider- 
standsbewegung 
am 4. Mai 1945 be- 
schlagnahmt und in 
das Kopenhagener 
Reichsarchiv ge- 
bracht, wo sie bis 
1995 geheim gehal- 
ten werden sollten, 
um erst danach der 
Allgemeinheit zur 
Verfügung zu ste- 
hen. Frau DJURsAA 
hatte jedoch die 
Gelegenheit, diese 
Mitgliederkartei in 
Kopenhagen erst- 
malig jahrelang aus- 
werten können. 
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Dänische Nationalsozialisten keine Dorftrottel 


In den ersten Jahrzehnten nach 1945 galten die früheren Nationalsozia- 
listen unter den Dänen als »Dorftrottek. Für ihre Beschreibung wurde 
die Gestalt des BuxsE-Marıus, eines ländlichen Diebes aus dem Roman 
Frydenholm von Hans SCHERFIG (1905-1979),' benutzt. Die Nationalso- 
zialisten wurden als Zurückgebliebene und soziale Verlierer betrachtet, 
als rechtsextremistische Fünfte Kolonne der Deutschen, als keineswegs 
exemplarisch für die Dänen in ihrer Gesamtheit. 

Doch das ist falsch, wie eine Dissertation der dänischen Historikerin 
und Soziologin Malene Djursaa aus dem Jahre 1983 bewies. Die Arbeit 
wird als die erste wissenschaftliche Beschäftigung mit der Frage der ge- 
sellschaftlichen Herkunft der dänischen Nationalsozialisten angesehen. 
Die unter dem Titel DNSAP — danske nazisier 193945 (DNSAP, däni- 
sche Nazis 1939-45) 1983 auch als Buch erschienene gründliche Arbeit 
räumt mit den bis dahin vorhandenen Vorurteilen auf. 

Danach waren die rund 40000 Personen, die der nationalsozialisti- 
schen Partei innerhalb der 15 Jahre von der Gründung durch den »Füh- 
rerce Cay LEMCKE 1930 beitraten, ein ziemlich genaues Spiegelbild der 
dänischen Gesellschaft und keineswegs in besonderen Gruppen heraus- 
ragend vertreten. Die Mitglieder waren keine Abweichler vom Durch- 
schnitt der Dänen und insbesondere keine Fünfte Kolonne HITLERS. Sie 
waren genauso wie die übrigen Dänen in den einzelnen Berufsgruppen 
und Vermögensklassen vertreten. Insbesondere waren die Großgrund- 
besitzer oder Menschen aus bedrohten Berufsgruppen nicht stärker als 
in der allgemeinen Gesellschaft Parteimitglieder. Die Verfasserin erklärte 
in einem Interview mit der schwedischen Tageszeitung: »Während 37 
Jahren haben wir«, so die Historikerin, »unsere nationalsozialistischen 
Landsleute als nicht normal, als kriminell und abweichend von der Men- 
ge, ja, als schwache Seelen dargestellt, die den hohen Stiefeln nicht wi- 
derstehen konnten.« Und an anderer Stelle hob sie hervor: »Wir waren 
behend damit, die dänischen Nationalsozialisten als einen besonderen 
Ausschuß des Volksstammes zu betrachten, ein Bild, das aufkam, um 
uns alle anderen zu rechtfertigen. Das Nachkriegsbild war schwarz-weiß, 
Das reine dänische Volk und das schmutzige Wesen der Nazis! Das stimm- 
te aber nicht. Wir dürfen nicht das graue, breite Feld vergessen. Die na- 
tionalsozialistische Partei vertrat exakt die Zusammenstellung der Be- 
völkerung aus allen Berufen und Klassen.«* Zum Zeitpunkt der deutschen 
Besetzung des Landes am 9. April 1940 hatte die Partei rund 5000 Mit- 
glieder. Anschließend kamen viele Opportunisten hinzu, wie in anderen 
Ländern auch. 1943 gab es 21500 Mitglieder.’ 

Rolf Kosiek 
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Bundesrepublik 


23. Mai 1949: Konrad ADENAUER 
unterschreibt das Grundgesetz. 
Mit dem Beitritt der Bundes- 
republik zur NATO im Mai 1955 
folgte dem wirtschaftspolitischen 
auch das militärpolitische Be- 
kenntnis zum Westen. Erfolgver- 
sprechende Vorstöße von seiten 
der Sowjetunion zur Lösung der 
Deutschen Frage, zuletzt Anfang 
1955, wurden in Bonn weggelä- 
chelt. Die damit hervorgerufene 
sendgültige« Spaltung führte zu 
einer jahrzehntelangen Stagnation 
in den deutsch-deutschen Bezie- 
hungen. 


Neid soll nach Aly Antisemitismus erzeugt haben 
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Der vielfach gelobte und ausgezeichnete Historiker Götz ALy, Jahrgang | 
1947 und ehemals ein führender 68er in Berlin, hat bereits in einigen | 
Büchern — so in Endlösung. Völkerverschiebung und der Mord an den europai- 
schen Juden (1995) und Hitlers Volksstaat. Raub, Rassenkrieg und nationaler 
Sozialismus (2005) — umstrittene Thesen zur Zeitgeschichte veröffent- 
licht. In seinem neuen Buch Warum die Deutschen? Warum die Juden? (2011) 
versucht er in einer den Zeitraum von 1800 bis 1933 überstreichenden 
Abhandlung nachzuweisen, daß der deutsche Antisemitismus der dreißi- 
ger Jahre des vorigen Jahrhunderts vor allen Dingen vom Neid der Deut- 
schen auf die wirtschaftlich erfolgreicheren und schneller aufsteigenden 
Juden verursacht war. Dieser Sozialneid sei dann nach weiteren Einwan- 
derungen in den zwanziger Jahren in weit verbreiteten Antisemitismus 
umgeschlagen und habe zum Erstarken der NSDAP und schließlich zur 
Machtübernahme durch HITLER Anfang 1933 geführt. 

Doch das ist sicher falsch. Richtig ist zwar, daß nach der Emanzipati- 
on der Juden sie in Deutschland in den letzten Jahren vor dem Ersten 
Weltkrieg nach großer Einwanderung aus dem Osten im Bankwesen sowie 
als Ärzte, Rechtsanwälte und in den Wissenschaften weit über ihr Ver- 
hältnis an der Gesamtbevölkerung vertreten waren. Weil auch Kaiser 
und Regierung ihnen bis 1918 wohlwollend gegenüberstanden, waren 
das Deutsche Reich und Österreich ein beliebter Anziehungspunkt für 
die unterdrückten Juden in den östlichen Ländern gewesen, wo immer 
wieder Pogrome gegen sie, vor allem im Zarenreich, stattfanden. Dieser 
überraschende Aufstieg der Juden in der ihnen wohlwollend gegenüber- 
stehenden deutschen Gesellschaft habe — so ArL.y — bei den Deutschen 
Neid erzeugt, da diese sich im eigenen Land gegenüber den zahlreichen 
Einwanderern aus dem Osten zurückgesetzt gefühlt hätten. Der Sozial- 
neid habe sich dann in blinden Haß verwandelt und zu der Judenver- 
nichtung im Zweiten Weltkrieg geführt. Für das Schicksal der Juden sei 
also das ganze deutsche Volk durch seinen Antisemitismus, nicht etwa 
nur die NS-Regierung, in erster Linie verantwortlich. 

Das ist aber eine falsche These. Denn vor dem Ersten Weltkrieg war 
der Antisemitismus im Deutschen Reich trotz des Bestehens einiger an- 
tisemitischer Zirkel weit geringer als etwa in Frankreich mit seiner DREY- 
Fus-Affäre oder in Rußland mit seinen häufigen blutigen Pogromen in 
den Jahrzehnten vor 1914. Daß ab 1914 viele deutsche Juden als Patrio- 
ten im deutschen Heer dienten und dort anerkannt wurden, ist auch ein 
Hinweis darauf, daß damals in Deutschland kein allgemeiner Antisemi- 
tismus herrschte. Rolf Kosiek 
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Götz Aıv. Der Biele- 
felder Ordinarius 
Hans-Ulrich WEHLeR, 
ein ausgesprochen 
linker Historiker, 
nennt Auys Buch ei- 
nen »Flop«, weil es 
»zentrale Elemente 
nicht einmal ins 
Auge faßt, geschwei- 
ge denn ihrer Kom- 
plexität gerecht 
wird«. (FAZ, 13. 12. 
2011) 


Tatsache ist, daß die 
frühe NSDAP in den 
Jahren vor 1933 den 
Antisemitismus nicht 
als zentrales Thema 
in der Werbung her- 
ausstellte und HıtLer 
persönlich vor sei- 
nen großen Wahler- 
folgen Anfang der 
dreißiger Jahre das 
Thema auch nicht 
besonders betonte. 


747 


1102 


Adenauer zur Wiedergutmachung 
von USA gedrängt 


Für politisch brisante Dokumente herrscht in der Bundesrepublik die 
allgemeine Geheimhaltungstrist von dreißig Jahren. In besonders wich- 
tigen Fällen wird sie verlängert, und die Papiere bleiben weiterhin ge- 
heim. Das bedeutet manchmal auch, daß die Geschichte einseitig, weil 
ohne Kenntnis solcher wichtigen geheim gehaltenen Quellen geschrie- 
ben wird. So geschah es lange Zeit mit den Kabinettsprotokollen für das 
Luxemburger Abkommen zur Wiedergutmachung, das Konrad ADENAU- 
ER für die Bundesrepublik, Israels Außenminister Moshe SHARETT für 
Israel und Nahum GOLDMANN für die Claims Conference am 10. Sep- 
tember 1952 in Luxemburg unterzeichneten. Statt der von Israel ver- 
langten 1,5 Milliarden DM billigte ADENAUER den Forderern 3 Milliar- 
den DM zu. Ausführlich schildert Nahum GoLDMAnN diese Entwicklung 

in seinem Buch Mein Leben als deutscher Jude. 
Im Spiegel online wurde am 18. März 2013 
EU auf diesen politisch bezeichnenden Vorgang der 
E späten Veröffentlichung hingewiesen. Vor der 
Unterzeichnung und während der langen Ver- 
handlungen über das Luxemburger Wiedergut- 
machungsabkommen mit Israel? war auch 1951/ 
52 im Bundeskabinett zäh um diese Vereinbarung 
gerungen worden: Der damalige Bundesjustizmi- 
nister Thomas DEHLER (FDP) war strikt gegen 
den von ADENAUER verfolgten Weg der Wie- 
dergutmachung durch Zahlungen, und der am- 
tierende Bundesfinanzminister Fritz SCHÄFFER 
(CSU) hielt die mit Israel ausgehandelte Sum- 
David Ben Guron me für viel zu hoch. Nach einer Umfrage fanden damals 44 Prozent 
und Konrad Antnau- der Westdeutschen Wiedergutmachungszahlungen an Israel überhaupt 
En Zr als »überflüssig«. ADENAUER hatte die Zahlungen mit »zwingenden mo- 
i ralischen Verpflichtungen« begründet und erklärt, daß dieses Abkom- 
men »etwas anderes als ein üblicher Vertrag zwischen zwei Staaten« 

sei.” 


' Nahum GOLDMANN, Mein Leben als deutscher Jude, Langen Müller, München— 
Wien 1980, S. 371-426. 

? In seinen Erinnerungen 1945-1953 (Fischer, Frankfurt/M.-Hamburg 1967) er- 
wähnt ADENAUER diese Verhandlungen von 1952 gar nicht. 

? Spiegel online, 13. 3. 2013. 


748 BUNDESREPUBLIK 


Adenauer zur Wiedergutmachung von USA gedrängt 


Als dann kurze Zeit nach der Wahl der neuen Bun- 
desregierung unter Helmut Konr. 1982 nach der übli- 
chen Geheimhaltungszeit diese Kabinettsprotokolle 
veröffentlicht werden sollten, notierte am 17. Dezem- 
ber 1982 ein damit befaßter hoher Beamter des Auswär- 
tigen Amtes, daß diese Dokumente »in gewissem Wi- 
derspruch« zu den Erinnerungen ÄDENAUERS ständen, 
und ÄDENAUER sei offenbar nur »aufgrund des Drucks 
der USA zu den Wiedergutmachungsverhandlungen be- 
reit« gewesen. So hatte ADENAUER im Kabinett am 17. 
Juni 1952 gesagt, der vergebnislose Abbruch von Ver- 


handlungen mit Israel würde die schwersten politischen | 


und wirtschaftpolitischen Gefahren für die Bundesre- 
publik heraufbeschwören« von seiten der USA. Der 
Bundeskanzler hatte also im Kabinett eine andere Be- 
gründung für das Abkommen genannt, die nicht an 
die Öffentlichkeit kommen sollte, die Erpressung durch 
die Vereinigten Staaten von Amerika. 

Wegen solcher Stellen in den Protokollen fürchtete 
der betreffende Beamte 1982, die Freigabe der Doku- 
mente könne »dazu führen, daß unsere Leistungen an 
Israel und das jüdische Volk in der Öffentlichkeit er- 
neut problematisiert würden« und zu einer »Belastung 
unserer Beziehungen zu Israel führen könnte«,? und er 
empfahl, die entsprechenden Kabinettsprotokolle wei- 
ter geheimzuhalten. Das erfolgt dann auch. 

Nachdem unter Bundeskanzler Helmut SCHMIDT we- 
gen dessen Äußerung, er wolle nicht als »wandelnde 
Aktion Sühnezeichen« nach Israel reisen, und BEGins 
Reaktion darauf, er werde einem deutschen Kriegsteil- 
nehmer nicht die Hand geben — SCHMIDT war Offizier 
der Deutschen Wehrmacht gewesen -, die Beziehun- 
gen zu Israel Ende der siebziger Jahre verschlechtert 
worden waren, konnten sie erst von Bundeskanzler 
Koh. nach seiner Wahl im Oktober 1982 wieder lang- 
sam verbessert werden. Daher kam diesem 1982 die 
Veröffentlichung von ADENAUERs Aussagen im Kabi- 
nett nicht gelegen, und sofvurden sie weiter geheimge- 
halten. Erst Jahre später durften sie veröffentlicht und 
damit auch der Zeitgeschichtsschreibung zugänglich 
gemacht werden. 


Rolf Kosiek 
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Am 10. September 1952 unterzeichnete 
Bundeskanzler Konrad ApenAuer das soge- 
nannte »Wiedergutmachungsabkommen« 
(oder Luxemburger Abkommen) zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland auf der 
einen Seite sowie Israel und der Jewish 
Claims Conference (JCC) auf der anderen. 
Das milliardenschwere Entschädigungsab- 
kommen erfolgte allerdings nicht nur aus 
einer »zwingenden moralischen Ver- 
pflichtung« heraus, wie er erklärte. Ganz 
andere Beweggründe waren mit entschei- 
dend, wie lange zurückgehaltene Kabi- 
nettsprotokolle belegen. 


749 


1103 


' Siehe Rolf 
KosiıEk, Die 
Machtergreifung der 
68er. Die zersetzen- 
den Auswirkungen 
der Frankfurter 
Schule, Hohenrain, 
Tübingen ’2009. 


Frankfurts Oberbür- 


germeister Walter | 


Kous, Bundeskanzler 
ADENAUER und Max 
HORrKHEIMER im vollen 
Ornat als Rektor der 
Universität Frankfurt 
am Main beim Ein- 
zug in die Aula; Ape- 
NAUER Sprach bei 
dem Universitätsfest 
1952 vor Studenten. 
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Alliierte Diktatur im deutschen Bildungswesen 


Die schulische Bildung hat den Zweck, den jungen Menschen zu einem 
wertvollen Glied der Gemeinschaft und zu einem selbständigen Indivi- 
duum zu erziehen. Mit Recht hatten Landesverfassungen nach 1945 — so 
die für Baden-Württemberg in Artikel 12 — als ein wertvolles Ziel der 
schulischen Ausbildung die »Liebe zu Volk und Heimat« besonders auf- 
geführt. Seit den linken Schulreformen der siebziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts werden die Schüler aber eher zu Kritikern des Staates und 
der Gesellschaft erzogen. Eine Voraussetzung dafür war, daß sie im Rah- 
men der Umerziehung das einseitige Geschichtsbild der Alliierten vor- 
gesetzt und eingetrichtert bekamen. Die deutschen Kultusminister setz- 
ten den Forderungen der Alliierten keinen Widerstand entgegen, sondern 
unterstützten vielfach sogar noch in vorauseilendem Gehorsam die Wün- 
sche der Besatzungsmächte. 

Dieser in den USA vorbereiteten Vergangenheitsbewältigung im deut- 
schen Schulwesen dienten im Auftrag der Sieger vor allem die Angehöri- 
gen der 1949 wieder nach Frankfurt/Main zurückgekehrten »Frankfur- 
ter Schule«' vor allem der Leiter des Instituts für Sozialforschung, Max 
HORKHEIMER. Sie wollten das deutsche Wesen völlig verändern und dazu 
die deutsche Jugend von deren Geschichte abtrennen. 
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Stefan Scneir hat in seinen Transatlantischen Wechselwirkungen’ das Vor- 
gehen und die Bedeutung dieser Kreise für die deutsche Bildung doku- 


mentiert. Die — wie man heute weiß, 
vom kommunistischen Osten gesteu- 
erten und dann oft nachgemachten 
— Hakenkreuzschmierereien’ vom 24. 
Dezember 1959 an der Synagoge in 
Köln lösten weitere Schritte in der 
Umerziehung im Bildungsbereich aus 
und haben die westdeutschen Kultus- 
minister auf öffentlichen Druck in- 
teressierter ausländischer Kreise so- 
fort reagieren lassen, während die 
innerhalb einiger Monate 1960 in den 
USA erfolgten Schändungen von 70 
Synagogen die Öffentlichkeit kaum 
interessierten und von den Massen- 
medien verschwiegen wurden. 

Wenige Wochen nach diesen Er- 
eignissen faßte die Kultusministerkonferenz (KMK,) in ihrer Sitzung vom 
11./12. Februar 1960 einen Beschluß zur »Behandlung der jüngsten Ver- 
gangenheit im Geschichts- und gemeinschaftskundlichen Unterricht in 
den Schulen«, der offensichtliche Geschichtsfälschungen umfaßte. Die- 
ser blieb dennoch bis zum Oktober 1991 in Kraft, hatte also mehr als 
eine ganze Generation Gültigkeit. Das Bildungswesen stand praktisch 
weiterhin unter der scharfen Kontrolle und Zensur der Siegermächte. 
1960 wurde auch der $130 des Strafgesetzbuchs Volksverhetzung«) ein- 
geführt. 

Der Historiker SCHEIL berichtet über diese Vereinbarung der KMK* 
»Die Kontrolle über das, was Lehrer zu lehren hatten, sei erheblich zu 
erweitern. Alle Lehrer aller Schularten seien zu erfassen.« Die Kultusmi- 
nister vereinbarten unter anderem: »Sie (alle Lehrer, R. K.) müssen nach- 
weisen, daß sie die Haupttatsachenkennen, die zur Zerstörung der rechts- 
staatlichen Ordnung in der nationalsozialistischen Zeit geführt haben, 
und daß sie sich eine Meinung gebildet haben über Ursache und Wir- 
kung der Spaltung Deutschlands.« 


? Stefan SchEiL, Transatlantische Wechsebwirkungen, Duncker & Humblot, Berlin 
2012. 


° Zu den Hintergründen der Hakenkreuzschmierereien s. Rolf Kosıek u. Olaf 
Rose (Hg.), Der Große Wendig, Bd. 2, Grabert, Tübingen °2012, S. 792 ff. 


* SCHEIL, aaO. (Anm. 2), S. 224 £.. 
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Duncker & Humblot 


Titelmotiv des im 
Verlag Duncker & 
Humblot erschiene- 
nen Buches ScHEILS 
Transatlantische 
Wechselwirkungen, 
Berlin 2012. 
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6 Ebenda, S. 226. 
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Was die »Haupttatsachen« waren, wurde näher festgelegt (s. u.), wie 
auch das, was in der Lehrerausbildung — weil Deutschland entlastend — 
verschwiegen werden sollte. 

SCHEIL? zitiert aus dem Protokoll der KMK-Konferenz von Anfang 
1960: 

—»Es wird vereinbart, welche Themen und Tatsachen aus der natio- 
nalsozialistischen Zeit in den Abschlußklassen sämtlicher Schulen des 
Bundesgebietes im einzelnen zu behandeln sind. Die Vereinbarung gilt 
auch dann, wenn vorgesehen ist, daß die Geschichte in der Oberstufe 
der Gymnasien nicht chronologisch, sondern thematisch behandelt wird.« 

— »Die Lehrer- und Schülerbüchereien müssen die grundlegenden Wer- 
ke zur neueren Geschichte enthalten. In den Amtsblättern der Ministeri- 
en werden verstärkt Hinweise und Besprechungen von wissenschaftli- 
chen und methodischen Werken und von geeigneten Klassenlesestoffen 
zur neuesten Geschichte und Gemeinschaftskunde gegeben werden.« 

— »Die in der Plenarsitzung vom 24./25. September 1959 beschlossene 
Überprüfung der Lehrbücher ist vom Schulausschuß planmäßig auszu- 
werten, damit den Schulbuchverlegern gemeinsam Hinweise für die Über- 
prüfung und Verbesserung der Bücher gegeben werden können.« 

— »Der Geschichtsunterricht ist in allen Klassenstufen im Hinblick 
auf seinen politischen Bildungsgehalt und auf die Vorbereitung des Un- 
terrichts in der neuesten Geschichte anzulegen.« Damit wurde das ein- 
seitige Geschichtsbild der Sieger den Deutschen aufgezwungen. 

SCHEIL urteilt über die Auswirkung dieser Beschlüsse mit Recht: »Die- 
ser Grundsatz rückte nun die Interpretation der jüngsten Vergangenheit 
an die Stelle eines Schlüssels zur Interpretation aller Vergangenheiten 
und öffnete theoretisch die Tür für eine Politisierung des gesamten Ge- 
schichtsunterrichts an den Schulen.«® 

Statt wirklicher Geschichte wurde das Zerrbild einer solchen mit schwe- 
rer, vorsätzlicher, aber in Wirklichkeit unberechtigter Belastung Deutsch- 
lands in den Schulen und Pädagogischen Hochschulen geboten. Der 
Geschichtsunterricht wurde zunehmend auf die Zeit von 1933 bis 1945 
beschränkt. In manchen Bundesländern wurde im Laufe der Zeit der 
Geschichtsunterricht völlig abgeschafft und durch Gemeinschaftskunde 
oder Sozialwissenschaften ersetzt. In den westdeutschen Besatzungs- 
zonen hatte es nach 1945 zunächst, in Berlin bis 1949 gar keinen Ge- 
schichtsunterricht gegeben. Insbesondere mußten die Lehrer in ihrer 
Ausbildung nun das auf Anordnung der Amerikaner gegen den Wi- 
derstand deutscher Ordinarien neu eingeführte Fach politische Wis- 
senschaften oder Politologie studieren. 1960 gab es an den damals be- 
stehenden 18 bundesdeutschen Universitäten schon 24 neue 
politikwissenschaftliche Lehrstühle, davon allein zehn am politik wis- 
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senschaftlichen Zentrum der Freien Universität Berlin; 1965 bestanden 
bereits 51 Lehrstühle dieses Faches.’ 

In den »Richtlinien für die Behandlung der jüngsten Vergangenheit 
im Unterricht« der KMK vom 9./10 Februar 1961 und von 1962 wur- 
den konkrete Aussagen zur Zeitgeschichte als verbindlich erklärt, etwa, 
indem den angehenden Lehrern und dann den Schülern offenbare Ge- 
schichtsfälschungen wie »eine planmäßige Vorbereitung des 2. Weltkrie- 
ges« durch Hitler oder der »Überfall auf Polen und andere neutrale Staa- 
ten« für den Unterricht verpflichtend aufgegeben werden sollten.? Die 
zunächst nach 1945 der wirklichen Geschichte im allgemeinen gerecht 
werdenden amtlichen deutschen Aussagen über die NS-Zeit wurden dann 
allmählich verdrängt. Das einseitige Geschichtsbild der Sieger trat in den 
Schulen seinen Siegeszug an und gelangte in die Lehrbücher. Dort wird 
es noch heute mit Hilfe der politischen Korrektheit vertreten. Einseitige 
und die deutsche Schuld lehrende Geschichtsbücher vor allem US-ame- 
rikanischer Historiker füllten die Schulbüchereien. Revisionistische Ge- 
schichtswerke — wie etwa die Werke des US-Professors David L. HoG- 
GAN — wurden aus den Schulbibliotheken entfernt, nachdem sie vorher 
ganz selbstverständlich aufgenommen worden waren. Pädagogen, die 
auf die tatsächlichen Abläufe der Geschichte vor und nach dem Aus- 
bruch des Zweiten Weltkrieges hinwiesen und die entsprechende revi- 
sionistische Literatur angaben, wurden diszipliniert oder sogar entlas- 
sen, etwa der Studienrat Axel FrrTZzsch aus Fürth oder der Dozent Udo 
WALENDY aus Vlotho. Zusätzlich wurde durch die im Laufe der Zeit 
vorgenommenen verschiedenen Verschärfungen des { 130 des Strafge- 
setzbuches (»Auschwitz-Lüge«, »Volksverhetzung«) die Meinungsfreiheit 
bei bestimmten historischen Vorgängen der Zeitgeschichte erheblich be- 
schränkt, was sich auch auf die Lehrer auswirkte. 

Bundespräsident HEINEMANN erklärte schon am 13. Februar 1970 bei 
der Bremer Schaffermahlzeit in richtiger Erkenntnis der Lage der deut- 
schen Geschichtsschreibung: »Und imıner schreiben die Sieger die Ge- 
schichte so, daß3 der Unterlegene überhaupt nicht zur rechten Darstel- 
lung kommt. Es ist Zeit, meine ich, daß ein freiheitlich-demokratisches 
Deutschland unsere Geschichte bis in die Schulbücher hinein anders 
schreibt.«? 

Die auf diese Weise erfolgende generationenlange, auf Geschichtsfäl- 
schungen beruhende Umerziehung der Lehrer und Schüler in Deutsch- 
land trug dann wesentlich auch zur Verzichtspolitik der siebziger Jahre 
und zur heutigen Reue- und Sühnehaltung der deutschen Politiker bei. 
Diese war mit ein Ziel der Besatzungsmächte. 


Rolf Kosiek 
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Ritterkreuzträger in Bundeswehr und Bundestag 


In den letzten Jahrzehnten ist in der Bundesrepublik Deutschland in 
wachsendem Maße, besonders aufgrund der üblen, nach jahrelanger Tä- 
tigkeit dann wegen erwiesener Geschichtsfälschungen abgesetzten HEER- 
REEMTSMaschen Antiwehrmachtausstellung, eine gemeine Diffamierung 
der deutschen Soldaten des Zweiten Weltkrieges erfolgt. In diesem Zu- 
sammenhang wurden auch die Ritterkreuzträger der Wehrmacht unbe- 
rechtigt beschuldigt und pauschal abgewertet sowie in die rechte Ecke 
gedrängt. Es wäre heute kaum noch möglich, daß ein Träger des Ritter- 
kreuzes in einem deutschen Parlament aufträte, geschweige denn als 
Abgeordneter gewählt würde oder vor einer Schulklasse sprechen dürf- 
te. Am 4. März 1999 ordnete der Bundesminister der Verteidigung nach 
jahrelangen guten Verbindungen ein Kontaktverbot für die Bundeswehr 
Eichenlaub zum Rit- zum Orden der Ritterkreuzträger (OdR) an: Jede Zusammenarbeit mit 
terkreuz des Eisernen dem OdR sei abzubrechen und in Zukunft zu unterlassen. Vorher hat- 
Kreuzes (ab 3. Juni ten die Linken und Grünen »Kleine Anfrageng so die Nr. 13/8947 vom 
1940). Das Ritter- 29. November 1997, zum OdR gestellt. 

TER u al Das war in den ersten Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg in der 
enealierd u zu Offentlichkeit ganz anders. Der tapfere und keiner persönlichen Schuld 
Beginn des Polen. Zu überführende Soldat, der den Krieg überlebt hatte, wurde geehrt, weil 
feldzugs von Hırıer er sein Leben für das Vaterland und die Freiheit der Deutschen einge- 
neu gestiftet worden. setzt und seinem Eide bis zum Ende treu geblieben war. 

Die Verleihung dieses Ordens war stets ein rein militärischer Akt der 
Anerkennung besonders geleisteter Tapferkeit ohne politische Bedeu- 
tung. 

Deswegen wurden auch 674 Ritterkreuzträger beim Aufbau der Bun- 
deswehr in diese übernommen, und sie waren dort verdienstvoll tätig. 
| Sie haben damit einen wesentlichen Beitrag zur Aufstellung der Bundes- 
wehr geleistet. Sie wurden zum Teil hoch befördert: 117 von ihnen wur- 
den zum General der Bundeswehr ernannt.' So erreichte der frühere Vize- 
admiral und Kommandierende Admiral der Kleinkampfverbände, der 
Ritterkreuzträger Hellmuth HEYE, sogar das Amt des Wehrbeauftragten 
| der Bundesregierung. Der Ritterkreuzträger Erich MENDE (FDP) war 
jahrelang Vizekanzler der Bundesrepublik Deutschland und Bundesmi- 
nister. 

Nicht wenige Ritterkreuzträger kamen in deutsche Nachkriegsparla- 
mente und gestalteten die Politik im Nachkriegsdeutschland mit. Folgen- 
de Inhaber des Ritterkreuzes zum Eisernen Kreuz waren Bundestagsab- 
geordnete: 


Hellmuth Hexe. 
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Alfred BURGEMEISTER (CDU, Heer), Dr. DITTRICH (CDU, Heer), Fritz | 
ESCHMANN (SPD, Heer), Hellmuth HEvE (CDU, Kriegsmarine), Hasso 
VON MANTEUFFEL (FDP, Heer), Erich MENDE (FDP, Heer), Fritz-Rudolf 
ScnuLtz (FDP, Heer), Eberhard WILDEMUTH (FDP, Heer). 

Davon wurde von MANTEUFFEL sogar mit dem Ritterkreuz mit dem 
Eichenlaub mit Schwertern und Brillanten ausgezeichnet, SCHULTZ mit 
dem Eichenlaub. 

In die Volkskammer der DDR wurden die Ritterkreuzträger Dr. Otto 
KOrrEs (Heer), MÜLLER (Heer) und STEIDLE (Heer) gewählt. 

Auch in Landesparlamenten gab es Ritterkreuzträger, so die folgen- 
den: 

DENNHARDT (CDU, Heer), HARDEGEN (CDU, Marine), Prof. Dr. Dr. 
Freiherr VON DER HEYDTE (CSU, Luftwaffe), HocHGARTZ (CDU, Heer), 
MADER (CDU, Heer), PRENTL (CDU, Luftwaffe), Heinz-Friedrich REI- 
NEFAHRT (BHE u. DP, Waffen-SS und Heer), ScHULTZ (FDP, Heer), STIEF- 
VATER (SPD, Heer). Davon bekamen DENNHARDT, HARDEGEN, VON DER 
HEYDTE, PRENTL, REINEFARTH und SCHULZ auch das Ritterkreuz mit Ei- 
chenlaub. 

Mitglied des Europaparlamentes wurde der Ritterkreuzträger Dr. Di1T- 
RICH (CDU, Heer). 

Der Vorsitzende der HIAG, der Hilfsgemeinschaft der Ehemaligen 
der Waffen-SS, der im Krieg erblindete Hans Wisseßacr (CDU), war elf 
Jahre lang Bundestagabgeordneter. 

Das Ritterkreuz des Eisernen Kreuzes wurde am 1. September 1939 
bei der dritten Erneuerung des Eisernen Kreuzes (nach 1870 und 1914) 
als neue Klasse des Eisernen Kreuzes anstelle des Pour le merite vom 
Oberbefehlshaber der Wehrmacht, Adolf HiTLEr, gestiftet und wurde 
im Zweiten Weltkrieg rund 7300mal verliehen. Nach dem Krieg trug 
erstmalig Vizekanzler Erich MENDE sein Ritterkreuz bei öffentlichen Ver- 
anstaltungen. Daraufhin wurde durch ein Bundesgesetz vom 26. Juli 1957 
festgelegt, daß das Ritterkreuz in der Öffentlichkeit nur ohne das Ha- 
kenkreuz getragen werden durfte. In keinem anderen Staat auf der Welt 
wäre es möglich, daß ein Orden dermaßen »kastriert würde und nicht in 
der ursprünglichen Form getragen werden dürfte. 


Rolf Kosiek 


! Jens MECKLENBURG, Handbuch deutscher Rechtsextremismus, Berlin 1996, S. 339. 


? „Ritterkreuzträger in deutschen Parlamenten«, in: Der Freiwillige, Mai/ Juni 2012, 
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Dank an deutschen General Berger 


Es ist selten, daß der Gegner in einem totalen Krieg gelobt wird. Ge- 
! Robert KügLer, Wichtiger als die pauschalen und meist unzutreffenden Vorwürfe in Me- 
Chef KGW,, Aska- dien und Ausstelllungen gegen die deutsche Wehrmacht im Zweiten 
nia, Lindhorst Weltkrieg zählen die ausdrücklichen Anerkennungsschreiben alliierter 
1984, 5. 205. hoher Offiziere an deutsche Truppenführer. Solches passierte zum Bei- 
spiel dem General Gottlob BERGER (16. 7. 1896-5. 1. 1975), dem Chef 
des SS-Hauptamtes und Verantwortlichen für das Kriegsgefangenen- 
wesen. Dankbare US-Soldaten gaben im Jahre 1965 für ihn eine bezeich- 
nende Frklärung ab.' 


»Resolution 


Da General Gottlob BERGER als deutscher Generalbevollmächtigter 
für alle Kriegsgefangenen während der letzten Kriegsmonate in Berlin 
eine medizinische Konferenz einberief, um Mittel und Wege zur besse- 
ren Befriedigung der ärztlichen Bedürfnisse der amerikanischen Kriegs- 
gefangenen zu finden, und 

da General BERGER veranlaßte, daß an die amerikanischen Kriegsge- 


Gottlob BERGER fangenen während der kritischen letzten Kriegswochen Lebensmittel- 
(1896-1975). pakte des Roten Kreuzes verteilt wurden, selbst unter Gefahr seines Le- 
bens, und 


da General BERGER anordnete, daß die amerikanischen Kriegsgefan- 
genen entsprechend den Bestimmungen der Genfer Konvention zu be- 
handeln seien und nicht als Geisel benutzt werden dürfen, und 

da General BERGER persönlich amerikanische und andere alliierte Of- 
fiziere höheren Ranges durch die deutschen und alliierten Linien in Si- 
cherheit brachte, und 


Modell eines sogenannten 
»Stammlagers«. Die Heeres- 
dienstverordnung setzte im we- 
sentlichen in ihren einzelnen 
Teilen die zweite Genfer Kon- 
vention von 1929 um, deren 
Signatarstaat das Deutsche 
Reich war. Am 25. September 
1944 ernannte HiMMLER BERGER 
zum Chef des Kriegsgefange- 
nenwesens. 
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da General BERGER während der letzten Kriegstage versucht hat, eine 
ehrenhafte frühzeitige Beendigung des Krieges zu erwirken, darum wird 

beschlossen, daß die ehemaligen 
amenikanischen Kriegsgefangenen, 
die in Dayton/Ohio, USA, zum 
Gedenken des 20. Jahrestages des 
Kriegsendes versammelt sind, ihre 
Entschlossenheit bekräftigen, daß 
alle Differenzen zwischen den 
Menschen und Nationen friedlich 
auf dem Verhandlungswege beige- 
legt werden sollen und nicht durch 
Streit und Waffen, und sie bestäti- % 
gen gleichzeitig ihren Glauben an 
die Brüderlichkeit aller Menschen, 
und ferner wird 

beschlossen, daß die ehemaligen 
amerikanischen Kriegsgefangenen 
unter deutscher Kontrolle Gene- 
ral BERGER für seine Menschlichkeit Anerkennung zollen und ihm für 
den Schutz und die Sorge danken, die er ihnen während der kritischen 
letzten Tage des Zweiten Weltkrieges angedeihen ließ. 

gez. Delmar T. Spıvey gez. Arthur W. VANAMAN 

Gen. Major, USAF (i.R.) Gen Major, USAF (i. R.) 

23. April 1965« 


Ferner wurde nach dem Tod BERGERs seinen Angehörigen eine Bronze- 
plakette überreicht, die übersetzt folgende Inschrift trug. 

»In dankbarem Gedenken an Gottlob BERGER; General der Waffen- 
SS, der beschützt und umsorgt hat die Gefangenen der U.S. Air Force 
während des 2. Weltkrieges. 

Delmar T. Spıvey, Maj. Gen. U.S. Air Force.« 


General der Waffen-SS Gottlob BERGER, seit 1. Oktober 1944 Chef des 
Kriegsgefangenen-Wesens, rettete in den letzten Kriegswochen minde- 
stens 350000 westalliierte Kriegsgefangene vor dem sicheren Tod. Er 
wurde dennoch 1949 von der Siegerjustiz in Nürnberg zu 25 Jahren Haft 
verurteilt. Erst in der Berufung wurde er jedoch in allen Punkten freige- 
sprochen. 


Rolf Kosiek 
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Gottlob Bercer als 


Angeklagter im Wil- 
helmstraße-Prozeß 
(1949). 
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! Rolf KosıEk 
u.Olaf Rose (Hg.) 
Der Große Wendig, 
Bd. 1, Grabert, 
Tübingen °2011, 
S. 797-806. 

? Dr. Al. Ph. 
AÄLTMEYER, in: 
Wildente, Nr. 8, 
1954. 


Das 1004 gegrün- 
dete Kloster Santa 


Maria di Grottafer- 
rata, 20 km südlich 
von Rom. 
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Deutsche entschärfen Bombe 
in italienischem Kloster 


Über die vorbildliche Bewahrung der Kunstschätze des Klosters Monte 
Cassino in Italien 1944 durch eigenmächtig handelnde deutsche Solda- 
ten vor den alliierten Terrorangriffen wurde anderenorts schon berich- 
tet.' Von einer spektakulären Einzelaktion zur Rettung eines italienischen 
Klosters berichtete der damit befaßte frühere Kriegsberichterstatter Dr. 
ALTMEYER.” Bei diesem Fall zeigten sich wieder die Barbarei der angeb- 
lich die Kultur bringenden Alliierten und der Einsatz der Deutschen für 
eine bedeutende Kultur- und Kunststätte. 

Im März 1944 bombardierten die Alliierten in Italien ein Gebiet, in 
dem das altehrwürdige Kloster Grottaferrata zwischen Rom und Aprilia 
lag. Ein Mönch kam danach in die Leitstelle des Stabes einer deutschen 
Fallschirmjägerdivision und zeigte an, daß in dem Kloster zwischen un- 
ersetzbaren Kunstgegenständen und wertvollsten Dokumenten des Va- 
tikans ein alliierter Blindgänger liege, dessen Zeitzünder hörbar laufe. 
»Er lag zwischen den Mauern des ehemaligen Renaissance-Kastells, das 
im XV. Jahrhundert nach einem Entwurf von BRAMANTE ausgebaut wur- 
de. Die Grundmauern der alten Abtei gehörten zum Tusculanum CicE- 
ROS, der hier u. a. »De Oratore«, »De re Publica und besonders »Quaestio- 
nes Tusculanae« 
geschrieben hat. 
Die mehrfach ver- 
gitterte römische 
Grabkammer - 
»Crypta ferrata« — 
ist Kapelle gewor- 
den. Der feierliche 
byzantinische Stil 
hat im gedämpften 
Prunk der Innen- 
ausführung die 
Atmosphäre 
gewahrt.Die Altar- 
skulpturen sind 
von BERNINI, die 
Wandfresken von 
Domimico. In der 
Kapelle ist eine 


BUNDESREPUBLIK 


Deutsche entschärften Bombe in italienischem Kloster 


Ölmalerei von Caraccı zu sehen. Und als eines der wertvollsten Schmuck- 
stücke ein ebenfalls byzantinisches Gnadenbild der wundertätigen Ma- 
donna — das unwillkürlich an Ikone eines berühmten Klosters von Kiew 
erinnert.« 

Das Kloster war nach dem BapoGLio-Verrat und dem Einmarsch der 
Deutschen Wehrmacht von Generalfeldmarschall KEssELRING mit allem 
Schutz versehen worden. Noch rechtzeitig hatte der Papst die Kriegfüh- 
renden aufgefordert, das »heilige Denkmal europäischer Kultur« zu scho- 
nen. Das befolgten die Deutschen sofort, die Alliierten dagegen bomb- 
ten. 

Ein junger deutscher Hauptmann, ein Feuerwerker, bot sich freiwillig 
an, die tückische Bombe zu entschärfen. Das Kloster und die benach- 
barten Häuser wurden evakuiert. Und es gelang ihm, die gefährliche Auf- 
gabe zu erledigen. Dadurch wurden einmalige Kunstschätze gerettet. Der 
Erzabt des Klosters dankte den Deutschen mit bewegten Worten und 
meldete die Tat dem Papst. Pıus XII. lud einige Tage später die verant- 
wortlichen Deutschen zu einer Privataudienz ein. Der NS-Führungsof- 
fizier bemerkte zwar, daß aus bestimmten Gründen zu der Zeit keine 
Besuche deutscher Soldaten beim Papst erwünscht seien. Aber diese Ein- 
ladung wurde befolgt. Eine Veröffentlichung der Einladung mußte aller- 
dings laut Auswärtigem Amt zu der damaligen Zeit unterbleiben. 

Drei Tage später fuhren die mit der Blindgänger-Entschärfung befaß- 
ten Wehrmachtangehörigen zum Papst nach Rom, wo sie von Kardinä- 
len freudig begrüßt wurden. »Von vier Kardinal-Unterstaatssekretären 
begeleitet, betritt der Hl. Vater den Raum - in weißem Hermelin. Wir 
werden ihm vorgestellt — dienstgradmäßig von rechts bis links. Seine 
Heiligkeit unterhält sich mit jedem persönlich in bestem Deutsch. . . Vä- 
terlich, fast liebevoll, bedankt sich der Papst für die »hochherzige Tat von 
Grottaferrata« Etwas nachdenklich wird sein Blick, als er an zwei unse- 
rer Uniformen das Band der Winterschlacht im Osten entdeckt. »Gott 
segne ihr liebes Vaterland und seine tapferen Soldaten«, sagt er, als wir 
uns zum letzten Mal verneigen.« 

Als ALTMEYER am 8. Oktober 1950 mit zwei Kameraden wieder nach 
Grottaferrata fuhr, wurde den Deutschen zu Ehren vom Abt ein großes 
Fest mit Feuerwerk gegeben, und wieder lud der Papst die früheren deut- 
schen Soldaten am nächsten Tag zur Privataudienz ein, in die sie man- 
gels anderer Bekleidung in kurzen Hosen gehen mußten. 

So erwiesen sich die Deutschen auch in einem totalen Krieg als Erhal- 
ter alter europäischer Kulturwerke, die die Alliierten mit Bomben beleg- 
ten. 


Rolf Kosiek 
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Stimmen zur Zerstörung des Volkes 


Nach dem letzten Weltkrieg wurde es Mode, vom Volke nicht mehr zu 
sprechen, nur noch von der »Bevölkerung« Darüber hinaus gab es zahl- 
reiche Stimmen, die sich für die Vernichtung des deutschen Volks, etwa 
durch Überfremdung, einsetzten, obwohl das Grundgesetz vom deut- 
schen Volk ausgeht und dessen Erhaltung fordert. Meist kamen diese 
Stimmen aus der Linken, der SPD, aber auch CDU-Politiker stimmten 
in diesen Ton ein. Gerade hochrangige Politiker, die als Minister geschwo- 
ren haben, den Nutzen des deutschen Volkes zu mehren und Schaden 
von ihm abzuwenden, treten für die Zerstörung des Volkes ein, begehen 
damit Landesverrat. Einige Beispiele seien angeführt, teilweise aus dem 
Schlesier, 25. 2. 1991, übernommen: 


Aus dem Kommunistischen Manifest 1848: 

»Die Familie der Bourgeois fallt natürlich weg. ... Wie heben die traute- 
sten Verhältnisse auf, indem wir an Stelle der häuslichen Erziehung die 
gesellschaftliche setzen. . . Die Arbeiter haben kein Vaterland. Der Kom- 
munismus schafft die ewigen Wahrheiten ab, er schafft die Religion ab, 
die Moral.« 


Viktor ADLER (1852-1918), Vorsitzender der Sozialdemokratischen Par- 
tei Österreichs: 

»Sozialdemokraten zerstören den Staat, lösen die Familien auf, beseiti- 
gen die Ehe, untergraben den Glauben an Gott... das Kaiserreich wer- 
de auf dem Schindanger der Geschichte verrecken. ... Wir Sozialdemo- 
kraten arbeiten an der Zerstörung der Nationalcharaktere. ... Wir wollen 
aus dem Deutschen etwas Undeutsches machen. .. Wenn jeder Verrat 
verächtlich ist, so ist es nur der Hochverrat nicht.« 


Earnest Albert HooTon, in: PM-Magazin (USA) am 4. Januar 1943: 
»Während der Besatzungszeit muß die Einwanderung und Ansiedlung 
von Ausländern, insbesondere von ausländischen Männern, in den deut- 
schen Staaten gefördert werden.« 


Renate SCHMIDT, Mitglied im SPD-Parteivorstand, am 14. März 1987 im 
Bayerischen Rundfunk zu der Frage: Sterben die Deutschen aus?: 
»Die Frage, die Sie hier stellen, das ist für mich eine, die ich an allerletzter 


/ Stelle stelle, weil dieses ist mir, also so wie sie hier gestellt wird, verhält- 


nismäßig wurscht.« 


Von oben: Viktor Auer, Earnest Albert Hooton, Renate SCHMIDT. 
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Oskar LAFONTAINE, stellvertretender SPD-Vorsitzender, am 24. Okto- 
ber 1988: 

»Ich habe gewisse Probleme damit, Deutschstämmige in der 4. oder 5. 
Generation (als Rußlanddeutsche, R. K.) hier vorrangig aufzunehmen 
vor einem Farbigen, dessen Leben existentiell bedroht ist... Hier kann 
nicht nach nationalen Kategorien diskutiert werden.« 


Albrecht MÜLLER, SPD-Planungschef unter Bundeskanzler SCHMIDT, in 
Geo, Nr. 12, 1980, auf die Frage, ob es ihn gleichgültig ließe, wenn hier in 
100 Jahren lauter Mustafas, Mohammeds und Ali Babas herumliefen: 
»Wenn die Entwicklung dahin friedlich verliefe, kann ich persönlich nichts 
Schlimmes daran finden.« 


Die Psychologin Prof. Dr. Margarete MiTscHErLIcH am 15. 12. 1986 im 
ZDR: 


»Daß die Deutschen aussterben, so wie sie bisher waren, könne man 
eigentlich nicht bedauern. Ihren Platz in der Mitte Europas könnten gut 


deutsch sprechende Gastarbeiter ausfüllen, die dann auch ihren ganzen 


kulturellen Reichtum hier einbringen würden.« 


Der CDU-Ministerpräsident Dr. Bernhard VoGEL am 30. 3. 1984: 

»Die Probleme der nächsten Jahrzehnte können wir sicher nicht damit 
lösen, daß wir in Europa ein künstliches Reservat für das deutsche Volk 
errichten.« 


Der CDU-Generalsekretär Heiner GEISSLER in der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung, 2. 11. 1988: 

»Ich kann nicht einsehen, warum Ausländer, die in der BRD wohnen, 
arbeiten und sich integrieren wollen — Portugiesen, Griechen oder Men- 
schen aus anderen Kulturen —, eine Gefahr für uns bedeuten sollen... 


Für ein Land in der Mitte Europas ist die Vision einer multikulturellen | 


Gesellschaft eine große Chance. Deshalb müssen wir das Land offen 
halten für Ausländer und für Aussiedler.« 


Der Freiburger CDU-Politologe Prof. Dr. Dieter OBERNDÖRFER, zitiert 
in: National-Zeitung, 20. 12. 1991: 


»Für eine Einwanderung von weiteren 15 Millionen Ausländern in die | 


Bundesrepublik sprach sich der Professor Dieter ÖBERNDÖRFER aus. Im 
Rahmen eines Vortrags im Gemeindesaal der Christusgemeinde plädier- 
te er für ihre Eingliederung im Sinne der Würde des Menschen.« 


Rolf Kosiek 
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Weitere brisanten 
Aussagen zum The- 
ma Zerstörung des 
Volkes und Über- 


fremdung durch Zu- 


wanderung. 


762 


»Unsere Möglichkeiten, Ausländer aufzunehmen, sind erschöpft... Über- 
steigt der Ausländeranteil die Zehn-Prozent-Marke, dann wird jedes Volk 
rebellisch.« 


Ausländerbeauftragter Heinz Kühn (SPD) laut der Zeitschrift Ouick vom 
15. Januar 1981 


»Dann droht Europa eine Zuwanderungsflut von ungeahntem Ausmaß.« 


Ewa Kıamr (CDU), Europaabgeordnete, am 13. Juli 2000 in einer Er- 
klärung zum EU-Richtlinienentwurf zur Familienzusammenführung 


»Die Rückkehr der Ausländer in ihre Heimat darf nicht die Ausnahme, 
sondern muß die Regel sein. Es ist nicht unmoralisch, zu fordern, daß 
der uns verbliebene Rest Deutschlands in erster Linie den Deutschen 
vorbehalten bleibt.« 

Alfred DREGGER (CDU) auf einer Ausländer-Tagung seiner Partei inBonn 
am 21. Oktober 1982 


»Mir kommt kein Türke mehr über die Grenze.« 
Bundeskanzler Helmut SchMiDT (SPD) in Die Zeit vom 5. Februar 1982 


»Es ist aber notwendig geworden, daß wir schr sorgsam überlegen, wo 
die Aufnahmefähigkeit unserer Gesellschaft erschöpft ist und wo soziale 
Vernunft und Verantwortung Halt gebieten.« 


Bundeskanzler Willy BranDT (SPD) in seiner Regierungserklärung vom 
18. Januar 1973 


»Man kann aus Deutschland mit immerhin einer tausendjährigen Ge- 
schichte seit OTTO I. nicht nachträgliche ein Schmelztiegel machen. We- 
der aus Frankreich, noch aus England, noch aus Deutschland dürfen Sie 
Einwanderungsländer machen. Das ertragen diese Gesellschaften nicht. 
... Aus Deutschland ein Einwandererland zu machen, ist absurd. . .« 


Altbundeskanzler Helmut SCHMIDT (SPD) in der Frankfurter Rundschau 
vom 12. September 1992 


»Die Grenze der Belastbarkeit ist überschritten. Die Situation hat sich 
dramatisch zugespitzt. Wenn jetzt nicht gehandelt wird, stehen wir vor 
der Gefahr einer tiefgreifenden Vertrauenskrise gegenüber unserem de- 
mokratischen Staat, ja — ich sage es mit Bedacht -, eines Staatsnotstan- 
des. Die Menschen erwarten von uns schnelle Lösungen, und zwar Lö- 
sungen, die greifen, die dem Mißbrauch des Asylrechts wirksam einen 
Riegel vorschieben.« 

Bundeskanzler Helmut KoHL (CDU), Parteivorsitzender, am 26. Okto- 
ber 1992 in einer Rede vor dem CDU-Parteitag 
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Nicht selten werden tote Dichter gern zur Rechtfertigung der eigenen 
Ziele und Vorstellungen eingesetzt - und mißbraucht. Im folgenden wird 
aufgezeigt, wie zwei Zitate manipulativ entstellt und zu Parolen benutzt 
wurden, wie Mythen entstehen und verbreitet werden.' 

Das erste Zitat: »Stell dir vor, es ist Krieg, und keiner geht hin«, wird 
meistens fälschlicherweise Bertolt BRECHT zugeordnet. In Brechts Origi- 
naltext »Wer zu Hause bleibt« heißt es: »Wer zu Hause bleibt, wenn der 
Kampf beginnt / Und läßt andere kämpfen für seine Sache / Der muß 
sich vorsehen; denn / Wer den Kampf nicht geteilt hat / Der wird teilen 


die Niederlage. / Nicht einmal den Kampf vermeidet / Wer den Kampf # 


vermeiden will; denn / Er wird kämpfen für die Sache des Feinds / Wer 
für seine eigene Sache nicht gekämpft hat.«° 

Demnach steht eindeutig fest, daß das dem Gedicht vorangestellte 
Friedensmotto nicht von Bert BRECHT stammt, sondern posthum ange- 
heftet wurde. Selbst die Antwort: ». .. dann kommt der Krieg zu euch« 
stammt ebenso wenig vom revolutionären Dichter BRECHT, wie Chri- 
stoph DRÖSSER nachgewiesen hat.” Es wurde vor eine Passage der »Ko- 
loman Wallisch-Kantate« nachträglich »montiert«, die BRECHT dem 1934 
bei den Arbeiteraufständen ums Leben gekommenen österreichischen 
Revolutionär Koloman WarLısch widmete. Erst ab der Zeile »Wer zu 
Hause bleibt. . .« handelt es sich also um ein BRECHT-Zitat, das sich nicht 
auf Krieg bezieht, sondern auf Kampf — in BrEchTs Textstelle ist sie- 
benmal vom Kämpfen die Rede -—, auf den Arbeitskampf für bessere 
Arbeitsbedingungen und allgemein auf den Kampf für eine gerechte 
Sache und gegen das Unrecht, der nicht unbedingt kriegerische Mittel 
und Gewalt erfordert. 

Es wird inzwischen angenommen, daß das Friedensmotto »Stell dir 
vor, es ist Krieg. . .« auf ein 1936 veröffentlichtes episches Gedicht des 
US-amerikanischen Schriftstellers Carl SANDBURG (1878-1967) zurück- 
gehe: The People, Yes. Darin stellt ein kleines Mädchen beim Vorbeiziehen 
einer Truppenparade die Überlegung an: »Sometime they’ll give a war 
and nobody will come« (Zu Deutsch: »Einmal werden sie einen Krieg 
geben, und keiner wird kommen«). 

Und selbst da ist man über die Herkunft nicht so ganz sicher. Julius 


' Siehe u. a. Josef Nyary,»Vom Umgang mit Roten und Rothäuteng, in: Welt am 
Sonntag, 15. 2. 1998. 

* Bert BRECHT, »Wer zu Hause bliebt, wenn der Kampf beginnt«, in: Gesammelte 
Werke, Werkausgabe, Edition Suhrkamp, Frankfurt/M. 1967, Bd. 9, S. 503. 
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Zitate von Brecht und Luxemburg 


Henry Marx (1895-1977) — der »Groucho« von den legendären »Marx 
Brothers< — erwähnt in seiner Autobiographie Groucho and Me, daß SAnD- 
BURG ein eifriger Sammler von Zitaten und Anekdoten gewesen sei und 
den Ausspruch »Stell dir vor, es ist Krieg. . « von dem US-amerikani- 
schen Schriftsteller Thornton WıL.DEr (1897-1975) übernommen habe. 

Wie dem auch sei, die Bert BRECHT zugeschriebene pazifistische Parole 
wurde im Zusammenhang mit der Friedensbewegung Ende der siebzi- 
ger, Anfang der achtziger Jahre bekannt, als die radikalen Pazifisten we- 
gen des NATO-Doppelbeschlusses auf die Straße gingen und gegen die 
Nachrüstung protestierten. Irgend jemand wird damals das Motto er- 
funden und BRECHT zugeschrieben haben. 

Es ist ohnehin schwer vorstellbar, daß BRECHT die Ansicht vertreten 
habe, man brauchte nur zu Hause zu bleiben, um dem Krieg zu entge- 
hen. Jedenfalls wurde durch das vorangestellte Motto die Aussage der 
BRECHT-Textstelle ins Gegenteil verkehrt. Dieses Beispiel zeigt, daß je- 
des Zitat zurück in den Zusammenhang gestellt werden muß. 


Das zweite berühmte Zitat stammt von Rosa LUXEMBURG. In ihrer Schrift 
über die russische Revolution,’ die sie 1918 im Gefängnis verfaßte, 
schreibt sie: »Freiheit nur für die Anhänger der Regierung, nur für Mit- 
glieder einer Partei —- mögen sie noch so zahlreich sein — ist keine Frei- 
heit. Freiheit ist immer Freiheit des Andersdenkenden.« 

Man könnte aufgrund dieser Aussage meinen — und das wollen ihre 
‚Freundes, vornehmlich sogenannte linke Liberale, uns heute gern glau- 
ben machen -, daß Rosa LUXEMBURG einen toleranten Sozialismus ver- 
treten habe und für Individualrechte eingetreten sei. In Wirklichkeit lag 
der Revolutionärin und Propagandistin der sozialistischen Revolution in 
Deutschland nichts ferner als das. 

Unter »Andersdenkende« meinte sie in erster Linie die anders denken- 
de Kommunisten, die Abweichler von der kommunistischen Linie, die 
im engen Rahmen einer »kommunistischen Demokratie« wieder auf den 
»rechten Weg kommunistischer Denkart« geführt werden sollten. Die 
übrigen Andersdenkenden, also die anders denkenden Liberalen und Na- 
tionale sind in LUXEMBURGS Augen von dieser Freiheit ausgenommen, 


°F Weir, Rosa Luxemburg über die russische Revolution. Einige unveröffentlichte Mann- 
skripte, in: Archiv für die Geschichte des Soziahsmus und der Arbeiterberwegung, 13, 1928, 
S. 285-298. Nähere Angaben zum LUXEMBURG-Zitat gibt Arnulf Baring in einer 
Besprechung des Buches Honeckers Erben — Die Wahrheit über Die Linke von Hu- 
bertus Knaße. Sie habe den berühmten Satz »Freiheit ist immer die Freiheit der 
Andersdenkenden« zu Lebzeiten nicht veröffentlicht, sondern erst drei Jahre nach 
ihrem Tod. Die Aussage stamrne eigentlich aus einem 1917 (oder 1918) abgefaß- 
ten Aufsatz, in dem sie die Notwendigkeit einer Diktatur hervorhob. 
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wie demselben Aufsatz zu entnehmen ist: »Der Sozialismus. .. hat... 
zur Voraussetzung eine Reihe von Gewaltmaßnahmen — gegen Eigen- 
tum. .. Wer sich dem Sturmwagen der sozialistischen Revolution entge- 
genstellt, wird mit zertrümmerten Gliedern am Boden liegenbleiben.« 

In einer Buchbesprechung zeigt Arnulf BarınG?, daß Rosa LUXENM- 
BURG stets eine unbeugsame Kommunistin blieb und den Einsatz von 
Gewalt zur Durchsetzung politischer Ziele rechtfertigte. Wenn das Pro- 
letariat die Macht ergreife, schrieb sie im Blick auf den bolschewisti- 
schen Putsch, müsse es »sozialistische Maßnahmen in energischster, un- 
nachgiebigster, rücksichtslosester Weise in Angriff nehmen, also Diktatur 
ausüben«. 

Mit anderen Worten: Die Kommunistin trat für die Diktatur einer 
Klasse, und zwar des gesamten Proletariats, ein, und nicht für die einer 
Partei oder einer kleinen Clique von Berufsrevolutionären. Daß sie allen 
Menschen dieselben Freiheitsrechte einzuräumen bereit gewesen sei, 
gehört dem Bereich der Phantasie an. 

Michael Klotz 
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Faschismus - ein kommunistischer 
Propagandabegriff 


In der Medienöffentlichkeit hat sich allmählich der Begriff »Faschismus« 
als Sammelbezeichnung für alle rechten oder nationalen Haltungen ein- 
gebürgert. Er soll heute eine anti-demokratische, rassistische, anti-frei- 
heitliche, totalitäre und/ oder diktatorische Regierungsform bezeichnen. 
Das war nicht immer so. Das Wort hat eine folgenschwere Bedeutungs- 
veränderung erfahren. Es kann als Paradebeispiel für eine zu offensicht- 
lich politisch-strategischen Zwecken vorgenommene Veränderung der 
Bedeutung eines Begriffes dienen, eine Methode, wie sie auch für die 
Vertreter der »Kritischen Theorie der »Frankfurter Schule bezeichnend 
1St. 

Man teilt heute oftin unzutreffender Weise und mit an sich unzulässi- 
| ger Verengung die politischen Vorstellungen in faschistische und antifa- 
schistische ein. Der Faschismus ist vom Zeitgeist zu einem Totschlag- 
begriff gemacht worden: Der mit ihm Bezeichnete soll ausgegrenzt und 
als unmoralischer Mensch gekennzeichnet werden. Im Laufe der Zeit 
haben sich auch die bürgerlichen Parteien wie CDU/CSU und FDP als 
| yantifaschistische« Bewegungen einvernehmen und vom Kommunismus 
\ als »Antifaschisten« vorführen lassen. Insbesondere bei den sogenannten 
\ Intellektuellen, den vielen »Salonbolschewisten« der Zwischenkriegszeit, 
| hatte die Antifa-T'hese großen Anklang gefunden. 

Der Gebrauch für die politische Propaganda des Begriffs des »Faschis- 
| ı mus« der ursprünglich aus Italien stammt und MussoLinis Bewegung 
beschrieb, geht auf den SraLinschen Bolschewismus zurück. In den An- 


ne le: fängen der kommunistischen Herrschaft in Rußland ab 1917 wollten sich 
(Schwarzhemd« =  dieBolschewisten von den Sozialdemokraten, die nach ihrer Ansicht »Arbei- 
Mitglied der faschi- terverräter« waren und in Konkurrenz zu ihnen standen, als den weniger 
stischen Kampfbün- radikalen Sozialisten unterscheiden. StaLın förderte als Generalsekretär 
de in Italien): der Bolschewiki ab 1924 den Begriff als Kampf- und Agitationsschlag- 


Schwarzhemd und 


wort gegen die Sozialdemokraten, die er als »Sozialfaschisten« bekämpfte. 
Manganello (Stock). 


Diese seien »unter der Maske des Sozialismus sogar gefährlicher als der 
offene »Faschismus< der Nationalen«.' 

Der Politologe Klaus Hornung schrieb über die einzelnen Schritte 
dieser Erweiterung des Begriffs: »Bald wurden weitere »Faschismus«- 


1 l = INC, 
N nie hinzugefügt, wie»Militärfaschismus« (für die Japaner seit 1931), 


a »Klerikalfaschismus< (etwa für das FRAnco-Regime in Spanien), 
schichte«, in »BrÜnInG-Faschismus< (bezogen auf den deutschen Reichskanzler Hein- 
Kameraden, Nr. 4, rich BrünınGg 1930-1932). Später kamen etwa »ÄDENAUER-Faschismus« 
1298;:572, hinzu oder die »faschistische TıTo-Clique«, als der jugoslawische 
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Kommunistenführer Josip TıTo sich 1948 gegen STAaLıns Machtanspruch 
stellte.« 

Zusammenfassend urteilte der Politologe: »Schon hier war klar zu er- 
kennen, daß der kommunistische Faschismus-Begriff nichts mit einer 
anspruchsvollen geschichts- und sozialwissenschaftlichen Theorie zur 
Erklärung der Epoche zu tun hat, sondern daß es sich hier um eine 
Propaganda- und Kampfvokabel zur Diffamierung aller Gegner der Kom- 
munisten und ihres monopolistischen Machtanspruchs handelt.«' Wer 
nicht Kommunist oder gegen den Kommunismus war, war ein »Faschist«. 

Mit der Übernahme des aus Italien stammenden Begriffs des Faschis- 
mus wollte STALIN auch vermeiden, den Nationalsozialismus mit dessen 
ganzem und werbewirksamem Namen zu nennen. Genauso sollte der 
Begriff »Nazi« statt des »Nationalsozialisten« für dessen Anhänger diffa- 
mierend wirken. Und viele, auch bürgerliche Gegner des Nationalsozia- 
lismus, fielen auf diesen Begriffsbetrug herein. Heute bedienen sich so- 
gar angesehene Zeitungen wie die Frankfurter Allgemeine Zeitung des 
StaLınschen Propagandawortes »Nazi« 

In den dreißiger Jahren 
verstärkte Moskau seine 
Propagandastrategie 
schwerpunktmäßig mit dem 
Schlagwort des »Faschis- 
muss und STALIN versuchte, 
mit einer vantifaschistischen 
Volksfront - jetzt unter Ein- 
bezug der Sozialdemokraten 
— gegen Faschismus und 
Krieg« Einfluß in Mittel- 
und Westeuropa zu gewin- 
nen. Viele Sozialisten gingen 
nach Moskau, wo sie meist 
zu spät das wahre Gesicht 
des Bolschewismus erkann- 
ten und in den Jahren der StaLınschen Säuberungen zum großen Teil 
liquidiert wurden. 

Nach 1941 verbreitete der Herrscher im Kreml den Begriff vom »gro- 
Ben antifaschistischen — oder vaterländischen — Kampf« der Sowjetuni- 
on, in dem die Westmächte dann Verbündete waren. Diese Gemeinsam- 
keit der Alliierten wurde nach Ende des Zweiten Weltkriegs benutzt, um 
die naiven Westmächte und deren Angehörige vor den Wagen der KPdSU 
zu spannen. Mit geschickter Desinformation und die historische Wahr- 
heit verschweigenden Täuschungen wurden in der Bundesrepublik zu- 
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Stuttgart 1977. 


3 HORNUNG, aaO. 
(Anm. 1), 8.3. 


Heutzutage werden dann ja auch 
konservative Standpunkte gern von links 
angegriffen und als »faschistisch« diskre- 
ditiert. Die abgebildete und weitverbrei- 

tete (sogar auf T-Shirts und Hemden) 
linksextreme Phrase zielt darauf ab, eine 


Faschismus - ein kommunistischer Propagandabegriff 


sammen mit aus den USA zurückkehrenden Marxisten wie HORKHEIMER 
oder ADoRNOo viele Intellektuelle — vor allem Studenten an den Hoch- 
schulen — gewonnen, so daß der Neomarxismus eine Wiedergeburt in 
Mittel- und Westeuropa erlebte. Über die Umerziehung der Deutschen 
wurde von den politisch unerfahrenen Westmächten der Marxismus in 
Westdeutschland wieder eingeführt. Erst der beginnende Kalte Krieg setzte 
dieser Entwicklung gewisse Grenzen.? 

Die junge Bundesrepublik Deutschland wurde vom Osten als »faschi- 
stischer« Staat verunglimpft, führende Persönlichkeiten sahen sich vom 
Osten angegriffen und mit unzutreffenden, aber wirksamen Vorwürfen 
überschüttet, wie Bundespräsident Heinrich LüßKE oder Bundesminister 
Theodor OBERLÄNDER. Die NATO wurde als eine »faschistische« Organi- 
sation eingestuft. Später kam mit der neuen dankbaren Spielwiese der Antifa, 
dem »Kampf gegen Rechts«, eine weitere Möglichkeit für die Antifaschi- 
sten heraus, bis weit in das bürgerliche Lager zu wirken, und sie bediente 
sich dessen eifrig und erfolgreich. Die Gründung der Partei der Grünen 
wurde erheblich von der Antifa gesteuert, die ihre Vertreter wie TRITTIN, 
STRÖBELE oder FiscHEr in die Vorstände lancieren konnte. 

HORNUNG urteilt zu Recht: »Die Faschismus-Antifaschismus-Strategie 
wurde zu einem für die Kommunisten idealen Mittel der Desinformati- 
on und Unterwanderung, dem der Westen vielfach naiv und hilflos ge- 
genüberstand.« Bei den Anti-rechts-Demonstrationen um die letzte Jahr- 
hundertwende ließen sich CDU, CSU und FDP unwürdig und 
beschämend vorführen und für die Bestrebungen der Antifa einspan- 
nen. Die Evangelische Kirche in Deutschland erwies sich als weithin 
von Kommunisten unterwandert, und ihre Pastoren predigten vielfach 
im Sinne der Antifa. Der von Bundeskanzler Gerhard SCHRÖDER ver- 
kündete »Aufstand der Anständigen« gehört auch in diesen Bereich. 

Es ist paradox, aber dennoch Wirklichkeit, daß nach dem offensicht- 
lichen Scheitern des real existierenden Sozialismus im Ostblock die Antifa 
noch solche Wirksamkeit und so großen Einfluß entfalten konnte. Das 
bürgerliche Lager hat sich ganz von der Antifa bei dem Kampf gegen 
Rechts einspannen lassen. Rolf Kosiek 


ist keine Meinung, sondern ein 


Gewaltbereitschaft gegenüber Anders- L RN B R= Fee 54 EN ! 
denkenden zu rechtfertigen. V In = = 
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Die Stalin-Note: nur propagandistisches 
Störmanöver oder verhandelbare 
Interessenpolitik? 


Der sowjetische Diktator STALIn und -— bis Anfang 1955 — seine Nach- 
folger legten ihrer Deutschlandpolitik das Protokoll der Potsdamer Kon- 
ferenz zugrunde, nach welchem ein Friedensvertrag mit einer künftigen 
Regierung des fortbestehenden Deutschen Reiches geschlossen werden 
sollte. In der Rivalität des Kalten Krieges lag eine staatliche Einheit 
Deutschlands — unter je nach aktueller Sachlage variierenden Bedingun- 
gen — im macht- und sicherheitspolitischen Interesse der Sowjetunion. 
Deutschland als Ganzes sollte, so weit irgend möglich, in Moskaus Macht- 
oder Einflußbereich einbezogen, zumindest aber als neutraler nationaler 
Einheitsstaat reorganisiert werden, um zumindest zu verhindern, daß 
sich der US-geführte Machtblock Westdeutschland einverleibte. Im Rah- 
men dieses deutschlandpolitischen Grundkonzeptes ist auch die Note 
STALINs vom 10. März 1952 zu sehen, und als Teil dieser Politik ist sie zu 
deuten. Dennoch hält sich auch heute noch das von der Regierung ADE- 
NAUER in die Welt gesetzte — und gar von einigen professionellen Histo- 
rikern gepflegte — Klischee, diese Note sei nicht mehr als ein nicht ernst 
gemeintes propagandistisches Störmanöver gewesen.' Auf diese Sicht ' Siehe dazu: Rolf 
kann freilich nur verfallen, wer die Note aus ihren im Folgenden darzu- Kosıek u. Olaf 
legenden historischen Zusammenhängen reißt und sie als isolierte diplo- Rose (Hg.), Der 
matische Machenschaft des Sowjetdiktators hinstellt. Ri nn 
Die einander ausschließenden deutschlandpolitischen Maximalzieleder ,,, fo e hieh Bi A, 
Blockführungsmächte USA und UdSSR, deren Rivalität sich jeweils in Grabert, en 
den staatlichen Bastionen BRD und DDR auf deutschem Boden insti- 52012, 8. 635, 
tutionalisiert hatte, blieben für lange Zeit jeweils »gesamtdeutsch«, und 638 f., 644 u. 662; 
bis weit in die 1950er Jahre erschien die Frage offen, ob sich »der Westen« Bd. 4, Tübingen 
oder »der Osten« hier durchsetzen oder ob es bei der Dreiteilung des ?2012, 5. 694, 754 
gesamtdeutschen Staatsgebietes in West- und Mitteldeutschland sowie u. 762. 
das abgetrennte Ostdeutschland bleiben werde. 
Auf der Außenministerkonferenz der Vier Mächte in Paris im Juni/ 
Juli 1946 forderte der sowjetische Außenminister MoLOTOW die »Demo- 
kratisierung« Gesamtdeutschlands nach dem Vorbild der sowjetisch be- 
setzten Zone. US-Außenminister ByYRnEs und sein britischer Kollege 
Aneurin BEvin lehnten diesen in seiner besitzergreifenden Zielrichtung 
durchsichtigen Vorschlag Moskaus ab. 
Auf der Außenministerkonferenz in Moskau im März und April 1947 
legte MoLoToWw die sowjetischen Vorstellungen über eine gemeinsame 
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Deutschlandpolitik der Vier Mächte dar, nach denen der — nach Abtren- 
nung seiner Ostgebiete verbleibende — deutsche Rumpfstaat in einem 
Stufenplan nationalstaatlich reorganisiert werden sollte. Dieser sah fol- 
gende — der Reihenfolge nach festliegende — Schritte vor: 


1. Einrichtung zentraler deutscher Verwaltungsstellen, wie sie bereits 
von der Potsdamer Konferenz in Aussicht genommen worden waren, 

2. Erarbeitung und Verkündung einer provisorischen gesamtdeutschen 
Verfassung durch den Alliierten Kontrollrat, wobei deutsche Vertreter 
und »antifaschistische« Organisationen mitwirken sollten, 

3. gesamtdeutsche Wahlen, 

4. Bildung einer provisorischen deutschen Regierung, 

5. Annahme der Verfassung durch das deutsche Volk. 


Die Zielrichtung dieses Stufenplanes und die ihm innewohnenden Ein- 
wirkungsmöglichkeiten für die Sowjets waren offensichtlich: An der Schaf- 
fung zentraler deutscher Verwaltungsstellen und der Erstellung einer 
Verfassung durch den Kontrollrat würden sie unmittelbar mitwirken und 
dabei ihren Vorteil wahrnehmen können. Überdies würden sie an der 
Auswahl der deutschen »Vertreter« und der »antifaschistischen Organi- 
sationen« beteiligt sein. Auf die gesamtdeutschen Wahlen, die Regierungs- 
bildung und die Volksabstimmung über die neue Verfassung würden sie 
Einfluß nehmen können. Andererseits würden sie westliche Einwirkun- 
gen auf ihre derzeitige Besatzungszone hinnehmen müssen. Nach STALıns 
Kalkül aber würde mit diesem Stufenplan zumindest eine antisowjetische, 
rein prowestliche Ausrichtung des künftigen Gesamtdeutschlands verhin- 
dert werden können. Und im günstigeren Falle würde er dessen Einver- 


4 leibung in das Sowjetimperium einleiten, die der Diktator beharrlich schon 
] zu Kriegszeiten ins Auge gefaßt hatte. 


Die Amerikaner setzten dem Stufenplan, der sich erkennbar gegen 
ihre imperialen Interessen in Deutschland richtete, eine für die Sowjets 
unannehmbare Forderung entgegen: Bei der Reorganisation Deutsch- 
lands sollten vorab freie Wahlen abgehalten werden. Daß dies den deut- 
schen Gesamtstaat eindeutig an die Seite des »Westens« führen und für 
die Sowjets auf den Verlust des von der Roten Armee besetzten Mittel- 
deutschlands hinauslaufen würde, stand zweifelsfrei fest. So wie der Stu- 
fenplan Moskaus dessen Griff nach Westdeutschland einschloß, so lief 
die amerikanische Forderung nach zuvörderst abzuhaltenden freien Wah- 
len auf eine Verdrängung der Sowjets aus der Ostzone hinaus. Hier stie- 
Ben die Imperialismen der beiden Blockführungsmächte mit einander 
ausschließenden Positionen aufeinander. Eine gesamtstaatliche Lösung 
der deutschen Frage war damit in weite Ferne gerückt. 

Am 8. April 1949 schlossen die Westmächte ihre Besatzungszonen 
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zur »Irizone« zusammen, einer Vorstufe zur westdeutschen Staatsgrün- 
dung. Eine Konferenz der Sowjetunion und ihrer Satellitenstaaten Alba- 
nien, Bulgarien, Jugoslawien, Polen, Rumänien, Tschechoslowakei und 
Ungarn in Warschau artikulierte StaLıns deutschlandpolitische Vorstel- 
lungen, indem sie die Versuche der Westmächte zur »Spaltung Deutsch- 
lands« und die Gefährdung der »Oder-Neiße-Friedensgrenze« kritisierte 
und die Errichtung einer gesamtdeutschen demokratischen Regierung 
sowie einen Friedensvertrag mit Gesamtdeutschland gemäß den Potsda- 
mer Vereinbarungen forderte, die der Westen verletze. 

Die von den US-amerikanischen Besatzern betriebene Einrichtung ei- 
nes deutschen Weststaates beantworteten die Sowjets mit einem Gegen- 
modell auf ihrer Seite der Demarkationslinie: Am 7. Oktober 1949 setz- 
te die ostzonale Deutsche 
Volkskammer eine Verfas- 
sung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik in Kraft. 

Die Bundesrepublik war 
sogleich nach ihrer Grün- 
dung dem amerikanischen 
Bemühen ausgesetzt, sie um- 
fassend in den Westblock ein- 
zubinden und ihre Potentiale 
der transatlantischen Füh- 
rungsmacht uneingeschränkt 
dienstbar zu machen. West- 
deutschlands erster Bundes- 


Am 3. Mai 1949 fan- 
den in der sowjeti- 
schen Besatzungszo- 
ne die Wahlen zum 


kanzler, Konrad ADENAUER, machte sich dieses Bestreben so fremdnüt- 3, Volkskongreß statt. 


zigund nationalvergessen zu eigen, daß die gesamtdeutsche Ausrichtung 
des Volkswillens und des Grundgesetzes regierungsseitig bald nur noch 
floskelhaften Ausdruck in tönenden Leerformeln des Kalten Krieges 
fand. 

Die wirtschaftliche Westintegration begann mit dem »Petersberger 
Abkommen« vom 22. November 1949, das unter anderem den Beitritt 
der Bundesrepublik zur Internationalen Ruhrbehörde sowie die Drosse- 
lung der industriellen Demontage zum Gegenstand hatte, und sie mün- 
dete vorerst in die am 21. Juli 1952 in Kraft getretene Montanunion für 
Kohle und Stahl mit Frankreich, den Beneluxstaaten und Italien, die den 
deutschen Teilstaat für ein halbes Jahrhundert wirtschaftlich fest in das 
kontinentale Westeuropa einbinden sollte. 

Die militärische Westintegration nahm ihren Anfang mit dem Aus- 
bruch des Korea-Krieges am 25. Juni 1950. Dieser rief — sowohl in den 
amerikanischen und britischen Stäben als auch in der internationalen 
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westlichen Öffentlichkeit — Überlegungen hervor, den Westblock durch 
Wiederbelebung der in der Bundesrepublik schlummernden militärischen 
Potentiale zu stärken. Entsprechendes hatten die Sowjets in ihrem Macht- 
bereich schon im Jahr 1948 in Form der »Kasernierten Volkspolizei« ver- 


wirklicht. 
Der Bonner Bundeskanzler 
“ 


“ Pr die von den anglo- 
amerikanischen Siegern gesetz- 
ten Zeichen der Zeit. In einem 
»Sicherheitsmemorandum« 
vom 29. August 1950 über die 
Aufstellung einer westdeut- 
schen Polizeitruppe brachte 
AÄDENAUER auch einen regulä- 
ren Beitrag zum westlichen 
Militärbündnis zur Sprache. 
Eine Konferenz der Außenmi- 
nister der drei Westmächte 
kam am 19. September 1950 
in New York überein, eine eu- 
ropäische Armee unter west- 
deutscher Beteiligung aufzu- 
stellen; das Projekt ‚Europäische Verteidigungsgemeinschaft« (EVG) 
war geboren. Die Bemühungen, es zu verwirklichen, zogen sich frei- 
lich hin. Im Jahre 1954 schließlich scheiterte die EVG an der ableh- 
nenden Haltung Frankreichs. Zu der von der atlantischen Führungs- 
macht angestrebten Wiederbewaffnung des Weststaates kam es so erst 
ab 1955 im Rahmen der NATO. Bereits das Communique der New 
Yorker Konferenz vom 19. September 1950 formulierte eine »Politik 
der Stärke« unter dem Vorzeichen des globalen US-Expansionismus, 
der auf die Einverleibung der DDR in den Westblock abzielte, also auf 
die Verdrängung der Sowjetunion aus ihrem mitteldeutschen Beute- 
gebiet. 

Der fortschreitenden Verfestigung der atlantischen Position in West- 
deutschland setzte STALIN politische Initiativen entgegen, die seine Be- 
reitschaft widerspiegelten, für den Abbruch der militärischen Integrati- 
on der Bundesrepublik einen hohen geostrategischen Preis zu entrichten. 
Denn aus sowjetischer Sicht drohte die sich in Mitteleuropa bildende 
robuste östliche Front des US-amerikanischen Machtblocks nicht nur 
die weitere Ausdehnung der Sowjetmacht nach Westen auf unabsehbare 
Zeit zu blockieren. Der aus einer Aufrüstung der Bundesrepublik er- 
wachsende militärische Machtzuwachs des Westblocks erschien überdies 
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geeignet, die im Kriege gewonnene Herrschaft Moskaus über Mittel- 
und Ostdeutschland und sogar über die Länder des östlichen Mitteleu- 
ropa zu gefährden. Die anstehende westdeutsche Wiederbewaffung trieb 
den angesichts der Erinnerung an die Schlagkraft der deutschen Trup- 
pen im Zweiten Weltkrieg besorgten STALIN zu weitestgehender deutsch- 
landpolitischer Kompromißbereitschaft; der damals noch nicht verblaß- 
te Nimbus der Wehrmacht wirkte nach. 

Mit einem Schreiben vom 30. November 1950 an Konrad ADENAUER 
schlug DDR-Ministerpräsident Otto GROTEWOHL einen »Konstituieren- 
den Rat« vor, der eine gesamtdeutsche Regierungsbildung anbahnen sollte. 
Das paritätisch aus Vertretern der DDR und der Bundesrepublik zusam- 
mengesetzte Gremium war auf die Einheit in einem gesamtdeutschen 
Staat angelegt, in dem Moskau weitgehende Einwirkungs- und Steue- 
rungsmöglichkeiten besitzen würde. Da diese von den Sowjets im weite- 
ren Verlauf möglicherweise zur Übernahme ganz Deutschlands in den 
Ostblock würden genutzt werden können, war es Konrad ÄADENAUER ein 
Leichtes, diesen Vorschlag am 15. Januar 1951 zurückzuweisen und ihm 
die Forderung nach gesamtdeutschen freien Wahlen zu einer verfassungs- 
gebenden Nationalversammlung als erstem Schritt zur deutschen Ein- 
heit entgegenzusetzen. Hierauf würde sich Moskau, so ÄADENAUERs Kal- 
kül, nicht einlassen können, denn es bestand kein Zweifel, daß freie 
Wahlen das zu vereinigende Deutschland dem sowjetischen Einfluß gänz- 
lich entziehen würden. 

Am 15. September 1951 folgte ein weiterer Anlauf der Berliner Statt- 
halter Moskaus: Die DDR-Volkskammer schlug dem Bonner Bundestag 
gesamtdeutsche Beratungen von Vertretern Ost- und Westdeutschlands 
über die Abhaltung gesamtdeutscher Wahlen und über den Abschluß 
eines Friedensvertrages vor. Auch hier bot schon die dem damaligen 
Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik widersprechende Forde- 
rung nach Beratungen mit Repräsentanten der DDR dem westdeutschen 
Bundeskanzler eine wohlfeile Handhabe zur Ablehnung. Am 27. Sep- 
tember 1951 unterstrich der Bundestag in Bonn sodann die Forderung 
nach freien gesamtdeutschen Wahlen, indem er eine entsprechende Wahl- 
ordnung verabschiedete. 

Der Druck aus Moskau auf Ostberlin in dieser Sache muß beträcht- 
lich gewesen sein, denn mit ihren nächsten Schritten gingen die DDR- 
Oberen bis an den Rand der Selbstaufgabe: Am 10. Oktober 1951 be- 
zeichnete Otto GROTEWOHL die westdeutsche Wahlordnung vom 27. 
September als annehmbar, verlangte für deren Annahme aber - und hier 
lag der Dreh- und Angelpunkt der Strategie StaLıns — den Abbruch der 
EVG-Verhandlungen zwischen der Bundesregierung und den Westmäch- 
ten. Als Bonn auf diese Bedingung nicht einging, brachte Otto GROTE- 


BUNDESREPUBLIK 


Otto GROTEWOHL. 


773 


774 


Die Stalin-Note: nur propagandistisches Störmanöver oder 
verhandelbare Interessenpolitik? 


wonL einen Entwurf für ein gesamtdeutsches Wahlgesetz in die DDR- 
Volkskammer ein, der auf dem Reichswahlgesetz der Weimarer Demo- 
kratie fußte. 

Zusätzlich aber hob STaLın selbst die deutsche Frage formell auf die 
Ebene der vier Siegermächte, indem er am 10. März 1952 in einer an die 
drei Westmächte gerichteten Note den Abschluß eines Friedensvertra- 
ges mit Deutschland forderte, wie ihn die Sieger bereits im Potsdamer 
Protokoll in Aussicht genommen hatten. War die Note formell auch nur 
an die Regierungen der USA, Großbritanniens und Frankreichs adres- 
siert, so richtete sie sich der Sache nach doch ebenso an die westdeut- 
sche Regierung, die — in welcher Form auch immer — an einem Zustan- 
dekommen des zur Verhandlung gestellten Friedensvertrages maßgeblich 
beteiligt sein würde. Denn schon damals war eine grundlegende Ent- 
scheidung der Vier Mächte über Gesamtdeutschland an Bonn vorbei 
oder über es hinweg nicht mehr denkbar. 

Im folgenden wird der Wortlaut der wesentlichen Vorschläge, Forde- 
rungen und Angebote der Note des Sowjetdiktators wiedergegeben und 
dann aus dem Blickwinkel der damaligen deutschen Interessenlage beur- 
teilt: 

Unter »Politische Leitsätze« hieß es: 

»1. Deutschland wird als einheitlicher Staat wiederhergestellt. Damit 
wird der Spaltung Deutschlands ein Ende gemacht, und das geeinte 
Deutschland gewinnt die Möglichkeit, sich als unabhängiger, demokrati- 
scher, friedliebender Staat zu entwickeln.« 

Freilich stellte sich angesichts der totalitären Natur des Sowjetsystems 
und der Verhältnisse in der ‚Deutschen Demokratischen Republik« die 
Frage, was hier unter Jdemokratisch« zu verstehen sein sollte. Zur Frage 
freier Wahlen in beiden deutschen Staaten schwieg sich STALIN vorerst 
noch aus. 

2.»Sämtliche Streitkräfte der Besatzungsmächte müssen spätestens ein 
Jahr nach Inkrafttreten des Friedensvertrages aus Deutschland abgezo- 
gen werden. Gleichzeitig werden sämtliche ausländischen Militärstütz- 
punkte auf dem Territorium Deutschlands liquidiert.« 

Das war gut für Deutschland, aber auch für die USA eine denkbare 
Kompromißlösung, denn danach mußte die raumfremde westliche Füh- 
rungsmacht ihre Truppen nicht über den Atlantik abziehen; vielmehr 
konnte sie diese außerhalb Deutschlands bei ihren westeuropäischen 
Freunden stationieren. STALINs Formulierung von der Liquidierung aller 
fremdem Militärstützpunkte »auf dem Territorium Deutschlands« war 
überdies von weitreichender Bedeutung auch für den territorialen Be- 
stand Deutschlands in den Grenzen vom 31. 12. 1937. In den Friedens- 
verhandlungen wäre deutscherseits (und von den Westmächten) darauf 


BUNDESREPUBLIK 


Die Stalin-Note: nur propagandistisches Störmanöver oder 
verhandelbare Interessenpolitik? 


hinzuweisen gewesen, daß das Territorium Deutschlands gemäß dem 
Potsdamer Protokoll auch die Oder-Neiße-Gebiete und Nordostpreu- 
Ben mit Königsberg umfaßte und gemäß STaLıns eigenem Vorschlag auch 
insoweit militärisch zu räumen war. STALINS starkes geostrategisches In- 
teresse an einer Neutralisierung Gesamtdeutschlands ließ auch einen 
Kompromiß in der Frage der deutschen Ostgebiete als durchaus mög- 
lich erscheinen. 

3.»Dem deutschen Volke müssen die demokratischen Rechte gewähr- 
leistet sein. . .« 

Diesem einleitenden Satz folgte die Aufzählung einiger Bürger-, 
Grund- und Menschenrechte, die der entsprechenden Schaufensterpro- 
paganda im Text der DDR-Verfassung vom 7. Oktober 1949 gleichkam. 
War diese Passage aus der Feder des marxistisch-leninistischen Sowjet- 
diktators auch offensichtlich nicht ernst zu nehmen, so rechtfertigte sie 
doch keinen Zweifel an der Ernsthaftigkeit des Vereinigungs- und Neu- 
tralisierungsangebotes in seinem sachlichen Kern. Bei Friedensverhand- 
lungen wäre es Aufgabe der deutschen Seite gewesen, für die uneinge- 
schränkte Geltung der Werte- und Rechtsordnung des deutschen 
Grundgesetzes im neutralen Gesamtstaat Sorge zu tragen. Daß STALın die 
ihm absolut vordringliche militärische Neutralisierung Deutschlands an 
diesem Punkt würde scheitern lassen, war nicht zu vermuten. Auch das 
unter sowjetischer Ägide neutralisierte Finnland war im Innern ein demo- 
kratischer Rechtsstaat. Das Argument der Ära ADENAUER, das kleine Finn- 
land sei in diesem Punkt mit Deutschland nicht zu vergleichen, erhielt sein 
Gewicht nur durch ständige Wiederholung. 

4. »In Deutschland muß den demokratischen Parteien ... freie Betäti- 
gung gewährleistet sein. . .« 

Auch die westdeutsche KPD und die mitteldeutsche SED waren »de- 
mokratische« Parteien in STALINs Sinne, deren freie Betätigung im künfti- 
gen Deutschland er gewährleistet sehen wollte. Das war hinnehmbar, 
denn angesichts der schlimmen historischen Erfahrungen mit den bei- 
den Totalitarismen des Jahrhunderts erschien es — rechtsstaatlich-frei- 
heitliche innere Verhältnisse in Deutschland vorausgesetzt — nicht not- 
wendig, den Kommunismus mittels Verboten zu bekämpfen. An der 
diese menschenverachtende Ideologie durchweg entschieden ablehnen- 
den Haltung der Deutschen konnte es keinen Zweifel geben. 

5. »Auf dem Territorium Deutschlands dürfen Organisationen, die 
der Demokratie und der Sache der Erhaltung des Friedens feindlich sind, 
nicht bestehen.« 

Der Nationalsozialismus war in ganz Deutschland bereits bei Kriegs- 
ende endgültig zerfallen. Welche der tatsächlich vorhandenen bürgerli- 
chen, liberalen, konservativen oder sozialdemokratischen Kräfte der »De- 
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mokrat« STALIN hier vermutlich als Feindbilder im Blick hatte, mag da- 
hinstehen. Jedenfalls sollte der gesamtdeutsche Staat nach diesem gänz- 
lich unannehmbaren Leitsatz innenpolitisch der letztlich uneingeschränk- 
ten Kontrolle der Vier Mächte unterworfen sein. Allerdings ist kaum 
anzunehmen, daß STaLın dieser irrealen, unannehmbaren Zumutung ent- 
scheidendes Gewicht beimaß. 

7. »Deutschland verpflichtet sich, keinerlei Koalitionen oder Militär- 
bündnisse einzugehen, die sich gegen irgendeinen Staat richten, der mit 
seinen Streitkräften am Krieg gegen Deutschland teilgenommen hat.« 

Diese Forderung nach politischer und militärischer Neutralität und 
Bündnislosigkeit des künftigen Gesamtdeutschland bildete - jenseits al- 
ler Propagandaeffekte und allen doppelzüngigen Taktie- 
rens des verschlagenen Georgiers — den essentiellen Kern 
des Verhandlungsangebotes, denn sie beruhte auf den vi- 
talen Sicherheitsinteressen Moskaus, wie STALIN sie ein- 
schätzte. Die Sowjetunion war trotz ihrer gewaltigen Land- 
streitkräfte, ihrer Menschenmassen und ihrer künstlich 
überproportionierten Schwer- und Rüstungsindustrie dem 
Westblock mit seinen globalen Ressourcen und Stützpunk- 
ten nicht nur wirtschaftlich, sondern, angesichts seiner See- 
und Luftrüstung und insbesondere des Atomwaffenmo- 
nopols der USA, auch militärisch deutlich unterlegen. Bei 
den damaligen Gegebenheiten lag eine politisch-militäri- 
sche Entspannung an der innerdeutschen Demarkations- 
linie zwischen den Blöcken daher im dringenden objekti- 
ven Interesse der östlichen Imperialmacht. Die 
Einbeziehung der leicht zu reaktivierenden westdeutschen 
Militärpotentiale in den Westblock mußte die Gewichte 
weiter gefährlich zuungunsten Sowjetrußlands verschieben, die Konfron- 
tation und den militärischen Druck unmittelbar an der Grenze der Blök- 
ke weiter verschärfen. 

Eben dieses Problem gedachte STALIN durch einen Tauschhandel mit 
dem Westen zu lösen. Gab die Sowjetunion die DDR und im Gegenzug 
der Westblock die Bundesrepublik frei, so würde letzterer auf den grö- 
ßeren, Moskau aber auf den kleineren Teil der ursprünglich gemeinsa- 
men Kriegsbeute Deutschland verzichten. Denn an territorialer Ausdeh- 
nung, Bevölkerungszahl, Wirtschaftskraft und militärischem Potential 
stand die DDR weit hinter der Bundesrepublik zurück. Ein wahrhaft 
gutes Geschäft: also war das für STALIN, zumal ein neutralisiertes Ge- 
samtdeutschland eine Pufferzone zwischen den Blöcken bilden und Ent- 
spannung in einer Zone der Konfrontation bedeuten würde, in der er 
die Sicherheit der Sowjetunion als gefährdet ansah. 


BUNDESREPUBLIK 


Die Stalin-Note: nur propagandistisches Störmanöver oder 
verhandelbare Interessenpolitik? 


Die Neutralisierung Gesamtdeutschlands war aus seiner Sicht auch 
keineswegs gleichbedeutend mit einem Verzicht auf die weitere Westex- 
pansion der Sowjetmacht in Europa. Denn der bolschewistische Führer, 
der fest an die unwiderstehliche Wirkungskraft seiner Ideologie glaubte, 
sah ein neutrales, nicht an den Westen gebundenes vereinigtes Deutsch- 
land als fruchtbares Betätigungsfeld für dievon Moskau bereits seit Kriegs- 
ende in der SBZ/DDR errichteten politischen Strukturen und Organi- 
sationen an. Ohnehin würde, so war er überzeugt, die derzeit noch nicht 
ganz überwundene Unterlegenheit des Sowjetblockes aufgrund der vom 
wissenschaftlichen Marxismus erkannten historischen Gesetzmäßigkei- 
ten nur vorübergehender Natur sein. Es galt nur, klug zu taktieren. Kon- 
trovers haben viele Zeitgeschichtler zu den Motiven und Absichten STA- 
Lins Stellung genommen. Als besonders kompetenter Kenner der 
sowjetischen Politik hat sich hierzu das Mitglied der Moskauer Akade- 
mie der Wissenschaften Wjatscheslaw DASCHITSCHEW geäußert, der kei- 
nen Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Vorschläge hegt.? 

Aus deutscher Perspektive war ein neutraler, bündnis- und blockfreier 
Status der geeinten Nation die erstrebenswerteste Position in der Staa- 
tenwelt. Insoweit deckten sich die wohlverstandenen deutschen Interes- 
sen mit den sowjetischen. Jegliche Vereinnahmung durch eine der bei- 
den Kolossalmächte in deren Wettstreit um die Weltherrschaft, zu dessen 
Optionen auch ein weiterer Weltkrieg zählte, widersprach eindeutig den 
deutschen Lebensinteressen. Als Zone der Entspannung würde ein neu- 
trales Gesamtdeutschland die Gefahr eines Krieges zwischen den Blök- 
ken verringern. Käme es dennoch zum Krieg, so würde es gute Chancen 
haben, jedenfalls nicht zum Schlachtfeld der fremden Mächte zu wer- 
den. Daß die friedensvertraglich festgelegte Bündnislosigkeit rechtsver- 
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bindlich für die Zukunft festgeschrieben sein würde, bedeutete zwar eine 
gewisse Beschränkung der außenpolitischen Handlungsfreiheit, also der 
deutschen Souveränität, die man angesichts weit überwiegender Vorteile 
freilich hinnehmen konnte. 

In dem anzustrebenden Friedensvertrag konnten und mußten die 
Neutralität und die Sicherheit des gesamtdeutschen Staates allerdings 
durch militärische Garantien der Vier Mächte gewährleistet und wirk- 
sam vor jeglichen Übergriffen geschützt werden. Weder die 
westliche noch die östliche Seite würden es dann hinneh- 
men, daß sich die jeweils andere das Territorium und die 
Potentiale Gesamtdeutschlands vertragswidrig einverleibte. 
Ein kollektives Sicherheitssystem solcher Art war in Artikel 
24 Abs. 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik 
Deutschland ausdrücklich vorgesehen. 

Zu dem Stichwort »Das Territorium« faßte STALIN sich 
kurz. Mit bemerkenswerter Chuzpe forderte er: »Das Ter- 
ritorium Deutschlands ist durch die Grenzen bestimmt, die 
durch die Beschlüsse der Potsdamer Konferenz der Groß- 
mächte festgelegt wurden.« Die Potsdamer Konferenz aber 
war vom Bestand der Grenzen am 31. 12. 1937 ausgegan- 
gen. Jedermann war bekannt, daß die »Großen Drei« neue 
deutsche Ostgrenzen ausdrücklich nicht festgelegt, sondern 
dies dem beabsichtigten Friedensvertrag vorbehalten hat- 
ten. Lediglich einige Inaussichtstellungen zugunsten des Sowjetimpe- 
riums hatte es damals gegeben. Der propagandistische Zweck dieser 
offensichtlich falschen Unterstellung ist offensichtlich. Daß STaLın in 
den Friedensverhandlungen — mit welchem Erfolg auch immer — um 
völkerrechtliche Anerkennung der in Potsdam gezogenen vorläufigen 
Demarkationslinien im Osten Deutschlands als endgültige Staatsgren- 
zen gelegen sein würde, versteht sich von selbst. 

Unter »Wirtschaftliche Leitsätze« hieß es in der Note: »Deutschland 
werden für die Entwicklung seiner Friedenswirtschaft. .. keinerlei Be- 
schränkungen auferlegt. . .« 

Was aber verstand STALIN unter »Friedenswirtschaft«? Hier drohten 
Beschränkungen für die Produktion und den Handel in dem weiten Be- 
reich unmittelbar oder mittelbar rüstungsrelevanter Güter. Derlei wirt- 
schaftliche Knebelungen waren abzuwehren. 

Auch »militärische Leitsätze« stellte STALIN auf: 

»1. Es wird Deutschland gestattet sein, eigene nationale Streitkräfte 
(Land-, Luft- und Seestreitkräfte) zu besitzen, die für die Verteidigung 
des Landes notwendig sind. 

2. Deutschland wird die Erzeugung von Kriegsmaterial und -ausrü- 


BUNDESREPUBLIK 


Die Stalin-Note: nur propagandistisches Störmanöver oder 
verhandelbare Interessenpolitik? 


stung gestattet werden, deren Menge oder Typen nicht über die Grenzen 
dessen hinausgehen dürfen, was für die Streitkräfte erforderlich ist, die 
für Deutschland durch den Friedenvertrag festgesetzt sind.« 

Auch hier konnten in Friedensverhandlungen unzumutbare Beschrän- 
kungen für den deutschen Nationalstaat verhindert werden. Rüstungsbe- 
schränkungen waren in Abhängigkeit von entsprechender Abrüstung der 
Siegermächte zu akzeptieren. Ein »Hundertausend-Mann-Heer: unseligen 
Angedenkens bei gleichzeitiger Hochrüstung aller großen und kleinen 
Nachbarstaaten kam nicht in Betracht. Im übrigen hatte das in zwei Welt- 
kriegen geschundene deutsche Volk ersichtlich keinerlei Interesse, militäri- 
sche Mittel für andere als für Verteidigungszwecke einzusetzen. 

Der Kern der Initiative aus Moskau besaß historische Dimensionen. 
Vermutlich wäre hier ein neues Kapitel der deutschen und der europäi- 
schen Geschichte aufgeschlagen worden, hätte die Bonner Bundesregie- 
rung den Faden aufgenornmen. Eine weitblickende, der Werteordnung 
des Grundgesetzes und den existentiellen Interessen Deutschlands in- 
nerlich verpflichtete westdeutsche Führung hätte mit allen Kräften um 
das Zustandekommen von Friedensverhandlungen auf der Grundlage 
des STALIN-Angebotes bemüht sein müssen, hätte nichts unversucht las- 
sen dürfen, den souveränen deutschen Nationalstaat wieder aufzurich- 
ten. Wäre Bonn dieser selbstverständlichsten und vor- 
nehmsten Verpflichtung einer jeden deutschen Regierung 
nachgekommen, so würden es die Westalliierten schwer 
gehabt haben, sich dem Einheitsstreben des deutschen 
Volkes entgegenzustellen. 

Indes war Konrad ADENAUER nicht an gesamtdeut- f 
schen Interessen orientiert, und er war kein Staatsmann P 
vom Format Bismarcks, der die Fähigkeit besessen hat- 
te, »den Schritt Gottes durch die Ereignisse hallen« zu 
hören und »den Zipfel seines Mantels zu fassen«. Wäre 
der »Kanzler der Alliierten«, der im Grunde zeit seines 
Lebens ein rheinisch-katholischer Provinzpolitiker blieb, 
hierzu überhaupt fähig gewesen, so würde er sich in na- 
tionalen Dingen dieser Wahrnehmung jedenfalls verschlossen haben. Das 
deutsche Volk als ganzes — dessen Recht, sein Leben und seine Zukunft 
in einem geeinten Nationalstaat selbständig zu organisieren — bedeute- 
ten ADENAUER nichts. Die unwiderrufliche umfassende Integration der 
Bundesrepublik in den Westblock besaß für ihn unbedingte Priorität. 
Eine Wiedervereinigung Deutschlands in einem neutralen Gesamtstaat 
hingegen kam für ihn nicht in Betracht. Seine hochtönenden Beschwö- 
rungen des im Grundgesetz rechtsverbindlich normierten Gebotes zur 
Wiedervereinigung waren leere Lippenbekenntnisse, die keine Entspre- 
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chung in seinem politischen Handeln besaßen. Für ÄDENAUER gab es 
keine »deutsche Fragex, die der nationalstaatlichen Lösung bedurft hätte. 
Schon die Haltung, die er gegenüber den separatistischen Bestrebungen 
zu Zeiten der Weimarer Republik an den Tag gelegt hatte, war äußerst 
zwielichtiggewesen. Nun aber, nach der militärischen Niederlage Deutsch- 
lands im Zweiten Weltkrieg, erwies sich der »Alte von Rhöndorf« als ein 
ebenso überzeugter wie tatkräftiger Handlanger und Vollstrecker des Tei- 
lungswillens der westlichen Sieger. 

STALINs Angebot vom 10. März 1952, von dessen Ernsthaftigkeit Kon- 
rad ÄDENAUER durchaus überzeugt war, dessen Zielsetzung seinen eige- 
nen deutschlandpolitischen Absichten jedoch grundsätzlich zuwiderlief, 
verwarf er brüsk, stellte es ungeprüft als bloßes propagandistisches Stör- 
manöver dar. Starr hielt er an der Aufrüstung und militärischen Einbin- 
dung der Bundesrepublik in der EVG fest, die er vor der Öffentlichkeit 
als, wie eine spätere Nachfolgerin gesagt hätte, valternativlos« hinstellte. 
In einer Rede am 16. März 1952 im westfälischen Siegen erklärte er: »Die 
STALIN-Note ist das Papier nicht wert, auf dem sie geschrieben ist.«° Zu- 
gleich erläuterte er den Weg, auf dem er die Wiedervereinigung vorgeb- 
lich zu erreichen trachtete: »Wir wollen, daß der Westen so stark wird, 
daß er mit der Sowjetunion in ein vernünftiges Gespräch kommen kann, 
und ich bin fest davon überzeugt, daß diese letzte sowjetrussische Note 
ein Beweis hierfür ist. Wenn wir so fortfahren, wenn der Westen unter 
Einbeziehung der Vereinigten Staaten so stark ist, wie er stark sein muß, 
wenn er stärker ist als die Sowjetregierung, dann ist der Zeitpunkt ge- 
kommen, an dem die Sowjetregierung ihre Ohren öffnen wird. Das Ziel 
eines vernünftigen Gesprächs zwischen Westen und Osten aber wird 
sein: Sicherung des Friedens in Europa, Aufhören von unsinnigen Rü- 
stungen, Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit und eine Neuord- 
nung im Osten. Dann endlich wird der Welt nach all den vergangenen 
Jahrzehnten das werden, was sie dringend braucht: ein langer und siche- 
ter Frieden!«® 

In von Phrasen befreitem Klartext bedeutete das, die Wiedervereini- 
gung könne nicht durch Neutralisierung Deutschlands, sondern nur durch 
den Druck eines militärisch überlegenen Westens auf die Sowjetunion 
aus einer Position der Stärke heraus erwirkt werden. ÄADENAUER wußte, 
daß StaLın Gesamtdeutschland angesichts der Zunahme der militärischen 
Potenzen des Westens, die sich namentlich in der werdenden EVG ma- 
nifestierte, neutralisieren wollte, um sein Imperium an der mitteleuro- 
päischen Front durch Entspannung zu sichern. 

Doch war der Bundeskanzler auch realistisch genug zu wissen, daß die 
damals auf unabsehbare Zeit militärisch starke und politisch stabile So- 
wjetunion durchaus auch mit der sich verschärfenden Konfrontation an 
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der Demarkationslinie der Blöcke im geteilten Deutschland leben konnte 
und daß mit der einseitigen Preisgabe der DDR - einer durch Druck 
zu bewirkenden regionalen Totalkapitulation Moskaus — auch langfri- 
stig nicht gerechnet werden durfte. Er selbst hatte STaLıns Bereitschaft 
zum Verzicht auf den mitteldeutschen Satellitenstaat auch nicht als ein 
einseitiges Zurückweichen vor westlicher Stärke und militärischer Be- 
drohung verstanden, sondern lediglich als ein Angebot im Rahmen 
eines für Moskau insgesamt eher vorteilhaften politischen Handels. Die 
‚Politik der Stärke«, des »Containment« der Eindämmung und der Zu- 
rückdrängung der Sowjets durch westliche Machtentfaltung, konnte 
Erfolge im »Kalten Krieg« nur in kleinen Schritten erbringen. Denn 
dieser wurde im weltweiten machtpolitischen Alltagshader der Super- 
mächte mit sorgfältig kalkuliertem Risiko knapp unterhalb der Schwel- 
le zum großen bewaffneten Konflikt geführt, den beide Seiten nicht 
wollten. Dies begrenzte den Spielraum für jegliches offensive Vorge- 
hen, auch in der Frage der deutschen Einheit. Verstärkte der Westen 
den Druck auf die Sowjetunion in so hohem Maße, daß diese vor der 
Entscheidung stand, entweder die militärische Herausforderung anzu- 
nehmen oder die DDR - diese im Zweiten Weltkrieg erkämpfte Beute 
— ohne Gegenleistung preiszugeben, so war die Schwelle zum dritten 
Weltkrieg überschritten. 

Da es mithin offensichtlich unmöglich war, die Sowjetunion mittels 
einer militärischen und politischen Drohkulisse in die Knie zu zwingen, 
kann man dem Realisten und Pragmatiker ADENAUER hinsichtlich des 
von ihm propagierten Weges zur Wiedervereinigung guten Glauben 
schlechterdings nicht zubilligen. Bekannt ist sein Kokettieren mit sei- 
nem gebrochenen Verhältnis zur Wahrheit: Man solle, so wird er zitiert, 
immer die Wahrheit, diese aber nicht immer sagen; und: es gebe sie in 
verschiedenen Abstufungen: die einfache, die reine und die lautere Wahr- 
heit. Mit seiner Ablehnung, auf das Angebot STaLıns ernsthaft und prü- 
fend einzugehen, verstieß der Bundeskanzler bewußt gegen das grund- 
gesetzlich verbindliche Wiedervereinigungsgebot. 

Doch die Westdeutschen vertrauten iım mehrheitlich. Das mag an 
der Autorität gelegen haben, die der gewiefte, greise Politiker ausstrahlte, 
und an seinen für die Position der Bundesrepublik im Westblock erziel- 
ten Erfolgen, aber sehr wohl auch an der Furcht der Deutschen vor jeg- 
lichen neuen politischen Turbulenzen. Nach den Schreckensjahren des 
Krieges, dem Trauma der Niederlage und dem Elend der ersten Nach- 
kriegsjahre wollten sie sich unbehelligt dem Wiederaufbau und ihrem 
privaten Leben widmen. Das Schlagwort »keine Experimente« war da- 
mals mehr als nur eine Wahlkampfparole; es entsprach einer langzeitigen 
Grundstimmung. Zwar hatte StaLıns Deutschlandinitiative in der Be- 
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völkerung der Bundesrepublik gewisse Hoffnungen auf Einheit und ei- 
nen entsprechenden Erwartungsdruck auf die Bonner Regierung erzeugt. 
Doch gab es keine öffentlichen Demonstrationen, keine Massenprote- 
ste, keinen öffentlichen Aufschrei, nicht den Vorwurf des nationalen 
Verrates, als der Bonner Regierungschef eine zwar nicht sichere, aber 
doch vielversprechende und einmalige gesamtdeutsche Chance in den 


| Wind schlug. 


Die einheitsfeindliche Politik ADENAUERS dürfte ihren tieferen Grund 


| in seinem vorrationalen, fast pathologischen antipreußisch-reichsdeut- 


schen Ressentiment besessen haben. Die Argumente, mit denen er sei- 
ne grundsätzliche Ablehnung der deutschen Einheit in Neutralität zu 
rechtfertigen suchte, waren fadenscheinig und konstruiert. Ein neutra- 
les Gesamtdeutschland werde sich über kurz oder lang isoliert einer 
sich neu formierenden Kriegsallianz von Ost und West gegenüberse- 
hen, so prophezeite er düster. Aus welchen Gründen aber sollten sich 
Ost und West denn nach Zustandekommen eines Friedensvertrages 
zusammenrotten gegen ein nunmehr allseitig akzeptiertes, in seinem 
Bestand und seiner Neutralität international vertragsrechtlich garan- 
tiertes vereintes Deutschland, das zu allen Mächten gute Beziehungen 
unterhielt? Wo sah ADENAUER hier den künftigen Konfliktstoff? Seine 
angeblichen Bedenken waren im Ansatz abwegig. Daß Deutschlands 
Sicherheit durch die es trennende Demarkationslinie, an der sich die 
hochgerüsteten Truppen der feindlichen Blöcke auf Sichtweite gegen- 
überstanden, in höchstem Maße bedroht war, und daß es um seine 
Überlebenschancen in einem globalen militärischen Konflikt der Ko- 
lossalmächte wesentlich besser stehen würde, wenn es vereinigt und 
von allen fremden Truppen geräumt war und ein blockübergreifender 
Friedensvertrag seine Bündnisfreiheit sicherte, das wußte auch ADE- 
NAUER — doch er sagte es nicht. 

Ein gern vorgebrachtes Argument des Kanzlers war auch seine War- 
nung, im Falle einer Neutralisierung Gesamtdeutschlands würden sich 
die Vereinigten Staaten aus Europa zurückziehen und Mitteleuropa wer- 
de — allmählich oder durch gewaltsamen militärischen Zugriff - in den 
sowjetischen Machtbereich geraten. Warum aber sollten sich die USA 
aus ganz Europa zurückziehen, wenn sie nur Westdeutschland aus ihrem 
Block entließen? Seine Langzeitstrategie globaler Expansion, die es schon 
in den Ersten Weltkrieg geführt hatte, verfolgte US-Amerika bereits seit 
dem 19. Jahrhundert. Aus innenpolitischen Gründen hatte dieser Kurs 
nach 1919 eine kurzzeitige Unterbrechung erfahren; Präsident RoosE- 
VELT jedoch hatte ihn alsbald wieder aufgenommen. Daß isolationisti- 
sche Strömungen einen grundsätzlichen Umschwung der Machtpolitik 
Washingtons bewirken würden, stand nicht zu erwarten. Dauerte der 
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bisherige Kurs - nunmehr als »Containment« im »Kalten Krieg« — aber an, 
so war eine Entlassung Westdeutschlands in einen neutralen deutschen 
Gesamtstaat für den US-Imperialismus kein rational nachvollziehbarer 
Grund, gleich ganz Europa aufzugeben und das Terrain schmollend dem 
sowjetischen Rivalen zu überlassen. 

Die drohende Bolschewisierung eines neutralisierten Gesamtdeutsch- 
lands war nur ein Trugbild. Schon zur Zeit der SrALın-Note war nicht zu 
bezweifeln, was die folgenden Jahrzehnte bestätigten: War die Sowjet- 
union auch ein expansiver, imperialistischer Koloß, so waren die roten 
Zaren doch keineswegs irrsinnige, unberechenbare Hasardeure und Chao- 
ten. In Punkto internationaler Vertragstreue und Verläßlichkeit unter- 
schieden sie sich nicht vom Durchschnitt anderer Staatsführer. Was ver- 
einbart war, das pflegten sie einzuhalten, und es lag ihnen fern, 
außenpolitische Interessen in einer die Existenz ihres eigenen Staates 
bedrohenden Weise zu verfolgen; ihre Politik des begrenzten Risikos im 
Kalten Kriege zeigte das. Es traf auch nicht zu, daß es Sicherheit vor 
ihnen nur im westlichen Bündnis gab. In den Nachkriegsjahrzehnten 
lagen China, Indien, Finnland, Jugoslawien und nicht zuletzt das durch 
Staatsvertrag vom 15. Mai 1955 neutralisierte Österreich im militärischen 
und machtpolitischen Zugriffbereich der Sowjetunion, ohne daß diese 
die Selbständigkeit und die Neutralität dieser Länder angetastet hätte. 
Das würde erst recht für ein aufgrund der sowjetischen Vorschläge in 
einem kollektiven Sicherheitssystem neutralisiertes Gesamtdeutschland 
gegolten haben. 

Ein weiterer von der Westblockpropaganda ins Feld geführter Ge- 
sichtspunkt war die Behauptung, Gesamtdeutschland sei einfach zu groß« 
für einen neutralen, bündnisfreien Status. Stichwortgeber dieses Gedan- 
kens war der britische Außenminister Anthony EDEN mit seinem Aus- 
spruch, er sei »überzeugt, daß die Neutralisierung Deutschlands sowohl 
eine gefährliche als auch eine unrealistische Konzeption ist, und ich wer- 
de sagen warum. Ein wiedervereinigtes Deutschland wird ein Land von 
über siebzig Millionen Menschen sein mit weitverzweigter Industrie und 
reichen Hilfsquellen. Wird jemand im Ernst behaupten wollen, daß in 
der Welt von heute solch ein Land neutral und völlig isoliert von seinen 
Nachbarn bleiben kann? Nach meiner Ansicht würde solch ein Deutsch- 
land nicht umhin können, sich entweder nach der einen oder nach der 
anderen Seite hin zu orientieren, und die unvermeidliche Folge wäre, 
daß es Ost und West gegeneinander ausspielen würde. Das wäre eine 
Gefahr für uns alle und am meisten für das deutsche Volk«. 

Tatsächlich aber bestanden keine realen Anhaltspunkte für die Be- 
hauptung, ein Land von der Größe Deutschlands könne nicht neutral 
sein. In der großen Zahl der blockfreien oder neutralen Staaten gab es 
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weitaus größere und bedeutendere, man denke nur an China oder Indi- 
en. Daß deutsche Neutralität völlige Isolierung von den Nachbarstaaten 
bedeute, war schlichter Unsinn. Natürlich würde ein neutrales Deutsch- 
land — bei guten wirtschaftlichen und politischen Beziehungen zu allen 
Nachbarn - es im vitalen Eigeninteresse vermieden haben, sich auf ei- 
nen Teufelspakt mit der einen oder der anderen Supermacht einzulassen 
oder diese gegeneinander auszuspielen. EDENs realpolitisch nicht nach- 
vollziehbare Argumentation war subjektiv zu verstehen aus der alten bri- 
tischen Animosität gegen den ehemals konkurrierenden deutschen Na- 
tionalstaat, aus dem traditionellen Ressentiment von Neid und 
Verlustängsten, das England bereits zum Ersten Weltkrieg getrieben hat- 
te und das in der veränderten, bipolaren Welt nach dem Zweiten Welt- 
krieg längst kein Substrat in der Wirklichkeit mehr besaß. Doch zur West- 
integrationspropaganda ADENAUERs und DULLES’ taugte sie immer noch. 

So eindeutig die friedensvertraglich international garantierte Neutrali- 
sierung im vitalen gesamtdeutschen Interesse lag, so fraglos widersprach 
eine Entlassung der als Bastion gegen den Ostblock gegründeten Bun- 
desrepublik in einen bündnisfreien Nationalstaat dem Interesse des West- 
blockes, namentlich dem der amerikanischen Führungsmacht. Eine sol- 
che Regelung hätte alle Früchte der seit 1946 verfolgten imperialen 
Deutschlandpolitik Washingtons zunichte gemacht. Da STALINs Ange- 
bot aber nicht einmal bei der westdeutschen Regierung Anklang fand, 
hatten die Westalliierten keinerlei Anlaß, näher auf es einzugehen. In 
einer mit ADENAUER am 20./21. März abgestimmten, allgemein gehalte- 
nen Note vom 25. März 1952 lehnten die Regierungen der USA, Groß- 
britanniens und Frankreichs den sowjetischen Vorschlag ab. Hier, jeweils 
mit kurzer Erläuterung, die Kernsätze der westlichen Note: 

»Eine derartige (gesamtdeutsche) Regierung kann nur auf der Grund- 
lage freier Wahlen in der Bundesrepublik, der sowjetischen Besatzungs- 
zone und Berlin geschaffen werden.« 

Die westlichen Regierungen waren überzeugt, daß sich STALIN auf diese 
Forderung angesichts der das kommunistische System einhellig ableh- 
nenden Haltung der Deutschen keinesfalls einlassen konnte. 

»Die amerikanische Regierung ist der Ansicht, daß es der gesamtdeut- 
schen Regierung sowohl vor wie nach Abschluß eines Friedensvertrages 
freistehen sollte, Bündnisse einzugehen. . .« 

Das war die eigentliche Absage an das zentrale sowjetische Anliegen, 
die garantierte Neutralisierung Gesamtdeutschlands. 

».... die amerikanische Regierung (gibt) Plänen ihre volle Unterstüt- 
zung, die die Beteiligung Deutschlands an einer rein defensiven europäi- 
schen Gemeinschaft sichern, die Freiheit wahren, eine Aggression ver- 
hüten und das Wiederaufleben des Militarismus ausschließen sollen. Die 
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amerikanische Regierung ist der Auffassung, daß der Vorschlag der so- 
wjetischen Regierung zur Aufstellung nationaler deutscher Streitkräfte 
mit der Erreichung dieser Ziele nicht zu vereinbaren ist.« 

Damit war klargestellt, daß man auf die Aufrüstung des Weststaates 
und seine Einbindung in einen westlichen Militärpakt nicht verzichten 
werde. 

Doch Starın blieb hartnäckig. In einer Note vom 9. April 1952 teilte 
er mit, die Sowjetunion erachte es »für notwendig, daß die Regierun- 
gen. .. ohne Verzug die Frage der Durchführung von freien Wahlen er- 
örtern. ..« Daß deren Voraussetzungen und Durchführung, wie STALIN 
es forderte, durch die Vier Mächte, und nicht, wie vom Westen gewünscht, 
durch eine UNO-Kommission kontrolliert werden sollten, änderte nichts 
an dem hiermit offiziell erklärten sowjetischen grundsätzlichen Zuge- 
ständnis freier gesamtdeutscher Wahlen. Von diesem nachträglich wie- 
der abzurücken oder es durch Finten und Quertreibereien zu unterlau- 
fen, war dem Sowjetdiktator jetzt kaum mehr möglich. Da freie Wahlen 
den Sieg der grundgesetzkonformen demokratischen Kräfte in ganz 
Deutschland gewährleisten würden, belegte dieses Zugeständnis eindrück- 
lich, daß Stauın tatsächlich auch zur Preisgabe der DDR bereit und daß 
sein Angebot der Wiedervereinigung und Neutralisierung Deutschlands 
ernstgemeint war. Zugleich beraubte es ADENAUER und seine westlichen 
Mentoren der bisherigen Möglichkeit, sich dem gesamtdeutschen Anlie- 
gen mittels der Forderung nach freien Wahlen auf billige Weise zu ent- 
ziehen. Daß sich der westdeutsche Kanzler seiner Pflicht, die Chance 
zur deutschen Einheit auszuloten und sie nach Möglichkeit zu ergreifen, 
auch jetzt noch beharrlich entzog, konnte ihn nun nur noch entlarven 
und beschämen. 

Infolge der Verweigerungshaltung der Regierung ADENAUER konnte 
der Ausbau der Bundesrepublik zum östlichen Grenzposten des US- 
Imperiums in Mitteleuropa ungehindert voranschreiten — zunächst auf 
vornehmlich propagandistischer Ebene: Am 24. Mai 1952 trat in Bonn 
eine Konferenz der drei Westmächte und der Bundesrepublik zusam- 
men, die mit dem »Deutschlandvertrag« (Generalvertrag) vom 26. Mai 
1952 abschloß. Dieser enthielt keine substantiell neuen politischen An- 
sätze, er erschöpfte sich in deklaratorischen Auslassungen, die den Sinn 
hatten, den Vasallenstatus des deutschen Weststaates zu verbrämen. 
Gemäß Art. 1 Abs. 1 sollte das Besatzungsregime in der Bundesrepublik 
beendet, das Besatzungsstatut aufgehoben und die Alliierte Hohe Kom- 
mission aufgelöst werden. Die Bundesrepublik werde demgemäß, so hieß 
es in Art. 1 Abs. 2, die volle Macht eines souveränen Staates über ihre 
inneren und äußeren Angelegenheiten haben. Diese Sprachregelungen 
und organisatorischen Veränderungen sollten signalisieren, der aus dem 
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besiegten Feind, dem Deutschen Reich, herausgetrennte Weststaat sei 
nunmehr ein gleichberechtigter Freund und Verbündeter. Eine Ände- 
rung des tatsächlichen Unterwerfungsverhältnisses aber war nicht vor- 
gesehen; die Bundesrepublik blieb der amerikanischen Führungsmacht 
untertan. 

Auch Artikel 2 des Deutschlandvertrages enthielt nichts Neues. Hier 
wurden die sattsam bekannten offiziellen Positionen der westlichen Be- 
satzungsmächte zur Wiedervereinigung, zum Friedensvertrag und zu den 
Vorbehaltsrechten der Sieger hinsichtlich Berlins, Deutschlands als Gan- 
zem und der Stationierung von Truppen wiederholt. In feierlichem Ko- 
tau vor der westalliierten Autorität beteuerte und bekräftigte die Bun- 
desrepublik in Art. 3 Abs. 2 »ihre Absicht, sich. . . mit der Gemeinschaft 
der freien Nationen völlig zu verbinden«. Artikel 4 und 5 befaßten sich 
ausführlich, aber ohne jeden sachlichen Anlaß mit den Besatzungstrup- 
pen in der Bundesrepublik. Auch hier wurde nur »leeres Stroh gedro- 
schen«, denn die Streitkräfte der atlantischen Mächte und Frankreichs 
standen seit langem und für die absehbare Zukunft im Lande, ohne daß 
auch nur daran gedacht war, hieran und an ihren Befugnissen etwas zu 
ändern. Art. 7 Abs. 1 Satz 1 beinhaltete ebenfalls nur Altbekanntes. Es 
war die Rede von einer gemeinsamen Politik der Unterzeichnerstaaten 
mit dem Ziel einer frei vereinbarten friedensvertraglichen Regelung für 
ganz Deutschland und vom Aufschub der endgültigen Festlegung der 
Grenzen Deutschlands bis zu dieser. 
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Nicht neu, seiner unverblümten Offenheit wegen aber dennoch bemer- 
kenswert war Art. 7 Abs. 2, der lautete: »Bis zum Abschluß der friedens- 
vertraglichen Regelung werden die Unterzeichnerstaaten zusammenwir- 
ken, um. ... ihr gemeinsames Ziel zu verwirklichen: Ein wiedervereinigtes 
Deutschland, das... . in die europäische Gemeinschaft integriert ist.« Das 
war eine klare Absage an ein neutrales, bündnisfreies Gesamtdeutsch- 
land, eindeutiger Ausdruck rüder Verweigerungshaltung gegenüber al- 
len innerdeutschen Hoffnungen auf die einzig realisierbare Chance für 
die staatliche Einheit der Nation. Denn nach dieser Bestimmung kam 
eine Wiedervereinigung nur für den — nach damaliger Lage der Dinge 
auszuschließenden — Fall in Betracht, daß sie im Rahmen der »Politik der 
Stärke« erzwungen, der sowjetische besetzte Teil Deutschlands also durch 
militärischen und politischen Druck dem Westblock einverleibt werden 
konnte. Zu Recht hatte Oppositionsführer Kurt SCHUHMACHER am 22. 
Mai 1952 in einem der US-Nachrichtenagentur UP gegebenen Inter- 
view erklärt: »Wer diesem Generalvertrag zustimmt, hört auf, ein guter 
Deutscher zu sein.«° Am 27. Mai 1952, dem Tag nach dem Abschluß des 
Generalvertrages, wurde in Paris der Vertrag über die Europäische Ver- 
teidigungsgemeinschaft - EVG - unterzeichnet, der freilich erst mit sei- 
ner Ratifizierung in Kraft hätte treten können. 

Die Nachfolger des am 5. März 1953 verstorbenen Diktators STALIN 
folgten noch bis Anfang 1955 im wesentlichen dessen deutschlandpoli- 
tischen Leitlinien. Dabei blieben die sicherheits- und machtpolitischen 
Motive der Sowjetführer — bei jeweils deutlichen situationsbedingten Ak- 
zentverlagerungen — im Kern weiterhin stets dieselben. 

In einem internen Memorandum des sowjetischen Außenministeri- 
ums vom 28. April 1953 wurden Vorschläge ausgearbeitet, nach denen 
aus Vertretern der beiden deutschen Parlamente eine Provisorische Ge- 
samtdeutsche Regierung gebildet werden sollte, während die Regierun- 
gen in Bonn und Pankow vorläufig fortbestanden. Die Provisorische 
Regierung, deren einstimmig zu treffende Entscheidungen für beide 
deutsche Regierungen verbindlich zu sein hätten, sollte ohne Einmi- 
schung von außen gesamtdeutsche freie Wahlen vorbereiten und durch- 
führen.’ In einem Beschluß des Ministerrates der UdSSR vom 2. Juni 
1953 »über die Maßnahmen zur Gesundung der politischen Lage in 
der DDR« hieß es sodann: »Die Hauptaufgabe ist der Kampf für die 
Vereinigung Deutschlands auf demokratischer, friedliebender Grund- 
lage.«® Dies fand sein öffentliches Echo in der DDR: Am 11. Juni 1953 
hieß es im Neuen Deutschland, dem Zentralorgan der SED, Ziel sei die 
»Herstellung der Einheit Deutschlands, welche von beiden Seiten Maß- 
nahmen erfordert, die die Annäherung der beiden Teile Deutschlands 
konktet erleichtern.«’ Und die Tägliche Rundschau, eine Zeitung der so- 
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wjetischen Besatzungsmacht in Deutschland, betonte am 13. Juni 1953 
»das große Ziel der Wiedervereinigung des deutschen Volkes in einem 


10 KRUMMEL, geeinten, nationalen, deutschen Staat«.'" 

ebenda, S. 25. In einer Note vom 15. August 1953 an die drei Westmächte schlug die 
1! KKRUMMEL, Moskauer Führung in Anlehnung an ihre vorangegangenen Überlegun- 
ebenda, S. 30. gen vor, daß neben den beiden deutschen Regierungen eine Provisori- 
1? HILLGRUBER, aaO. sche Gesamtdeutsche Regierung gebildet werden und eine Konferenz 
(Anm. 4), über einen Friedensvertrag einberufen werden solle. Nach dessen Unter- 
S. 60. zeichnung sollten freie Wahlen in ganz Deutschland durchgeführt werden. 


Die Einbeziehung der Bundesrepublik in eines der westlichen Militär- 
bündnisse hingegen werde, so warnten die Sowjets, eine Wieder- 
vereinigung Deutschlands unmöglich machen." 

Am 30. August 1954 wurde der EVG-Vertrag durch die französische 
 Nationalversammlung abgelehnt, womit auch das sich abzeichnende 
Grundkonzept eines westeuropäischen Bundesstaates vorerst in den Hin- 
| tergrund trat. Jedoch wurde die militärische Eingliederung der Bundes- 
republik Deutschland in das Nordatlantische Bündnis bereits auf der 
Neunmächte-Konferenz vom 27. September bis 3. Oktober 1954 in Lon- 
don in Aussicht genommen. Durch die Ablehnung der EVG durch die 
französische Nationalversammlung geriet der Prozeß der militärischen 
Westintegration der Bundesrepublik vorübergehend in einen Schwebe- 
zustand, den die sowjetische Führung für ihre deutschlandpolitischen 
Vom 25. Januar bs Bemühungen nutzte. 
zum 18. Februar Am 7. Oktober 1954 verlautbarte Außenminister MorLoTow, die Lö- 
1954 fand in Berlin ‚ungder Deutschlandfrage sei »unaufschiebbar« und die Durchführung 
diese Viererkonferenz ö 1, 
der Außenminister rreier gesamtdeutscher Wahlen« notwendig, 
statt. Verhandlungsort Dennoch wurden am 25. Oktober 1954 die Pariser Verträge unter- 
war das Gebäude des zeichnet, mit denen die Bundesrepublik der WEU (Westeuropäische 
Alliierten Kontrollra- Union) beitrat und ihre Aufnahme in die NÄATO eingeleitet wurde. Sie 
tes und die sowjeti- etablierten die Bundesrepublik zum nicht mehr nur vorläufigen, son- 
sche Botschaft in Ost- dern auf Dauer angelegten Staat mit eingeschränkter Souveränität. Die 
un Ten militärische Integration der BRD in die NATO unterstrich die US-zen- 
Linden. Die West- ; : : : : 
mächte bestanden  ttische Struktur des Westblockes noch weit deutlicher, als die gescheiter- 
wie in ihren Antwor- teEVG es vermocht hätte. Die Souveränität der Bundesrepublik Deutsch- 
ten auf die Staun- land freilich war nicht einmal nach dem äußeren Anschein gewahrt: 
Noten 1953 aufder Unübersehbar verblieben die mit Sonderrechten ausgestatteten Besat- 
Abhaltung von freien Zungstruppen auf westdeutschem Boden stationiert. Die westalliierten 
A easchen Mächte blieben zuständig für alle Fragen der Abrüstung und der Entmi- 


Wahlen. Sond TEL RR ee : ; 
ne en litarisierung Deutschlands. Ihre Vorbehaltsrechte hinsichtlich Berlins, 


Renmnietärkönfe- Deutschlands als Ganzem, der Wiedervereinigung sowie einer friedens- 
renz, Deutsche Post vertraglichen Regelung wurden nochmals bekräftigt. 
der DDR. Doch da die Pariser Verträge noch nicht in Kraft getreten waren, sah 
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die Moskauer Führung weiterhin Chancen für ihre Politik der Neutra- 
lisierung Gesamtdeutschlands. In einer Deklaration der Moskauer »Si- 
cherheitskonferenz« vom 2. Dezember 1954 verurteilten die Ostblock- 
staaten die Eingliederung der Bundesrepublik in die NATO. Für den 
Fall der »Nichtratifizierung der Verträge« aber schlugen sie »gesamt- 
deutsche freie Wahlen« für 1955 vor, kündigten für den Fall einer Rati- 
fizierung aber die Bildung eines östlichen Gegenstückes zur NATO 
an 

Am 15. Januar 1955 verbreitete die Nachrichtenagentur TASS eine 
»Erklärung zur deutschen Frage«, in der die sowjetische Regierung von 
»ungenutzten Möglichkeiten« zur deutschen Vereinigung sprach und 
ausführte: »Das deutsche Volk muß durch die Abhaltung allgemeiner 
freier Wahlen in ganz Deutschland einschließlich Berlins die Möglich- 
keit haben, seinen freien Willen zu äußern, damit ein einheitliches 
Deutschland als Großmacht wieder ersteht und einen würdigen Platz 
unter den Mächten einnimmt.«'* Die zur Ratifizierung anstehenden 
Pariser Verträge seien »mit der Wiederherstellung Deutschlands als ein- 
heitlichem, friedliebenden Staat nicht zu vereinbaren«.'” Die Wieder- 
vereinigung hänge in erster Linie von der Haltung des deutschen Vol- 
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Im Oktober 1954 tra- 
fen sich im Pariser 
Palais de Chaillot die 
Vertreter von 14 
NATO-Staaten und 
erklärten sich mit der 
Eingliederung der 
Bundesrepublik in das 
westliche Militär- 
bündnis einverstan- 
den. Am 23. Oktober 
1954 wurden im fran- 
zösischen Außenmi- 
nisterium die Pariser 
Verträge, die unter 
anderem das Besat- 
zungsstatut in West- 
deutschland beende- 


| ten, unterzeichnet. 
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ebenda, S. 60. 


14 HILLGRUBER, 
ebenda, S. 60. 

5 Victoria KRUM- 
MEL, Die somjetischen 
Deutschland-Initiati- 
ven, aaO. (Anm. 7), 
32% 


789 


Die Stalin-Note: nur propagandistisches Störmanöver oder 
verhandelbare Interessenpolitik? 


Oben: Am 29. Januar 1955 wurde in der Frankfurter Paulskirche ein 
Manifest unterzeichnet, in dem zur Einheit Deutschlands aufgerufen 
wurde. Zu den Unterzeichnern gehörten unter anderen Erich OLLen- 
HAUER und Carlo ScHmiD. In dem Manifest wurde die Wiedervereini- 
gung als die Schicksalsfrage der Gegenwart bezeichnet. 

Unten: Hinterlegung der Ratifizierungsurkunden des Deutschlandver- 
trags am 5. Mai 1955. Vor dem Mikrophon der britischer Botschafter 
Frederick Robert Hoyer-MırLar. Links: der französische Botschafter 
Francoıs-PonceT, daneben Bundeskanzler ADEnAUER. 


'° „Deutsche Geschichte — von 1945 bis heute. ...«, unter: http:// 
www.detabu.de/d1955.html 


"7 HILLGRUBER, aaO. (Anm. 4), S. 61. 


790 BUNDESREPUBLIK 


kes selbst ab. Die sowjeti- 
sche Regierung halte es für 
möglich, sich über die Ein- 
richtung einer internationa- 
len Aufsicht über die 
Durchführung gesamtdeut- 
scher Wahlen zu einigen. Sie 
sei bereit, die Beziehungen 
zur Bundesrepublik zu nor- 
malisieren. Im Falle der Ra- 
tifizierung der Pariser Ver- 
träge jedoch werde eine 
neue Lage entstehen, die 
nicht nur die Festigung der 
Beziehung der UdSSR zur 
DDR, sondern auch ge- 
meinsamsame Bemühungen 
der friedliebenden europäi- 
schen Staaten zur Festigung 
der Sicherheit in Europa zur 
Folge haben werde.'° Auch 
hier also verknüpfte Moskau 
seine Zustimmung zur deut- 
schen Einheit mit der For- 
derung nach Neutralität Ge- 
samtdeutschlands und der 
Drohung mit der Errich- 
tung eines östlichen Militär- 
bündnisses. Welch hohe Be- 
deutung Moskau diesem 
Appell beimaß, erhellt dar- 
aus, es sich nicht auf die üb- 
lichen diplomatischen Wege 
beschränkte, sondern ihn 
öffentlichkeitswirksam über 
die Nachrichtenagentur 
TASS verbreitete. Wie nicht 
anders zu erwarten, wies 
Bundeskanzler Adenauer 
am 22. Januar 1955 auch die- 
se Initiative ungeprüft zu- 
rück. 
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Am 25. Januar 1955 erklärte das Präsidium des Obersten Sowjet den 
Kriegszustand zwischen der UdSSR und Deutschland für beendet, an 
dessen Stelle nunmehr friedliche Bezie- 
hungen treten sollten.” Mit »Deutsch- 
land« war hier der deutsche Nationalstaat 
in den Grenzen von 1937 im Sinne des 
Potsdamer Protokolls gemeint. Die Re- } 
gierung ÄDENAUER indes entzog sich auch 
jetzt einer sachangemessenen Reaktion, 
indem sie die Bedeutsamkeit der sowjeti- 
schen Erklärung herunterspielte: Die So- 
wjetunion habe sich »sämtliche Rechte 
aus den Viermächteabkommen, insbe- 
sondere aus den Abkommen von Jalta 
und Potsdam, vorbehalten«,'® so hieß es. 
Das verfälschte den Inhalt der Erklärung 
geradezu, hatten die Sowjets tatsächlich 
doch die Fortentwicklung des bisherigen 
— vorläufigen — Status von Jalta und Pots- 
dam in einen endgültigen Zustand des 
Friedens mit ganz Deutschland in Aus- 


Erich OtLenHAueR (links), 1952 bis 1963 SPD-Parteivor- 
sitzender und Fraktionsvorsitzender der SPD im Deut- 
schen Bundestag, und Theodor Bıank, ab 1955 erster 


sicht gestellt. Verteidigungsminister der Bundesrepublik Deutsch- 
Am 8. Februar 1955 erklärte Außen- land, lieferten sich im Bundestag heftige Auseinander- 
minister MOLOTOW vor dem Obersten So- setzungen. OLLENHAUER war ein strikter Gegner einer 


wjet, noch im Jahr 1955 seien freie ge- Wiederbewaftnug. 


samtdeutsche Wahlen möglich, wenn die Pariser Verträge nicht in Kraft 
träten; andernfalls würde die Wiedervereinigung Deutschlands auf lange 
Zeit unmöglich.'? 

Am5. Mai 1955 aber traten die Pariser Verträge in Kraft, am 9. Juni 
1955 wurde die Bundesrepublik Mitglied der NATO. Erst anschlie- 
ßend, am 14. Mai 1955, kam es zur Gründung des Warschauer Paktes, 
der angekündigten östlichen Gegenorganisation zur NATO. Der Zug, 
der womöglich in die deutsche Einheit - vielleicht gar unter Einschluß 
der deutschen Ostprovinzen — hätte führen können, war durch eigene 
Schuld verpaßt. Die Spaltung Deutschlands erschien als endgültig voll- 
zogen, der Nationalstaat der Deutschen, zermalmt im Räderwerk der 
Geschichte, nunmehr als überholt und gestrig. Die offizielle Wieder- 
vereinigungsrhetorik war nur noch Gerede zur Täuschung des deut- 
schen Volkes. Ulrich Schwarze 


18 HIILLGRUBER, ebenda, S. 61. 
19 HILLGRUBER, ebenda, S. 61. 
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Mai 1955 gegen die 
Pariser Verträge. 
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»Unser letzter 
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daher. 


Die deutsche Film- 
regisseurin Leni Rıe- 
FENSTAHL (Mitte) sitzt 
mit ihrem Anwalt vor 
der Berliner Spruch- 
kammer in einem 
Entnazifizierungsver- 
fahren. (Foto: AP) 
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Eine der Hauptforderungen der revolutionären Bewegung der 68er war, 
die Vergangenheitsbewältigung in der Bundesrepublik zu fördern. Sie 
erhob gegen die Verantwortlichen in den früheren Regierungen und die 
Gesellschaft in Westdeutschland den Vorwurf, sie hätten zu wenig die 
Vergangenheit der Deutschen bewältigt. Seitdem wird dieser Vorwurf 
immer wieder einmal aufgefrischt, obwohl er auf einer Legende beruht 
und sich die Wirklichkeit anders verhält. Darauf wies unter anderen der 
emeritierte Historiker der Universität München und langjährige Leiter 
des Münchener Instituts für Zeitgeschichte (1992-2011), Horst MÜL- 
LER, in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung‘ in einem ganzseitigen Artikel 
hin. 

Einleitend stellt er zur Recht fest: »Legendenbildung dient politischen 
Zwecken. Das gilt auch für die zählebige Behauptung, eine wirkliche 
Auseinandersetzung mit der nationalsozialistischen Diktatur habe erst in 
der Bundesrepublik Deutschland mit der Studentenbewegung am Ende 
der sechziger Jahre begonnen; bis dahin seien das nationalsozialistische 
Regime und seine Verbrechen verdrängt worden.« 

Es trifft also nicht zu, daß vor den sechziger Jahre keine oder eine nur 
geringe Bewältigung in den Westzonen stattgefunden habe. 

Für eine solche haben schon die Alliierten in den ersten Nachkriegs- 
jahren vor allem durch ihre Siegerjustiz geführt. In den drei Westzonen 
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wurden bis 1949/1950 3 660 648 Verfahren im Rahmen der Entnazifi- 
zierung, erst von den Alliierten, dann von deutschen Gerichten, einge- 
leitet. Das war ein erheblicher Prozentsatz von den 8,5 Millio- 
nen Parteimitglieder gegen Ende des Zweiten Weltkrieges. Dabei 
wurden 1667 Personen als Hauptschuldige, 23060 als Schuldi- 
ge, 150425 als Minderbelastete eingestuft, während 1005874 
als »Mitläufer« angesehen wurden. 1213 873 Personen wurden 
als entlastet beurteilt. Dazu kamen die Strafprozesse der Sieger 
mit der übelsten Verhöhnung des Rechts: Allein die Nürnber- 
ger Prozesse brachten 806 Todesurteile, von denen 486 vollzo- 
gen wurden. Die Henker in Landsberg übten ihre Tätigkeit bis 
1951 aus, obwohl mit dem Beginn der Bundesrepublik das 
Grundgesetz galt, das die Todesstrafe abschaffte. Die Befehle # 
zur Ausführung der Todesstrafe gab der US-Kommissar Lucius 
D. CLay aus, der zum größten »Henker« erwiesen. Unschuldiger 
dieser Zeit wurde. Daß dieser vielfache Schreibtischmörder den- 
noch durch zahlreiche Straßenbenennungen und Orden der Bun- 
desrepublik später geehrt wurde, ist ebenso unverständlich wie die Ver- 
leihung des Aachener Friedenspreises an CHURCHILL. Insgesamt wurden 
durch alliierte und deutsche Gerichte in den Westzonen von 1945 bis 
1949 5025 Urteile gegen »NS-Täter« gefällt. Durch diese Urteile wurde 
neben der oft ausgesprochenen Todesstrafe auch lebenslängliche Haft 
verhängt. Millionen Deutsche, kriegsgefangene Soldaten und Zivilisten, 
saßen ab 1945 für Jahre entgegen der Haager Landkriegsordnung, die 
eine schnelle Rückführung Gefangener nach dem Waffenstillstand vor- 
sieht, in alliierten Lagern, ohne Anklage, ohne Rechtsbeistand, ohne Ver- 
handlung und zum Teil zu harter Sklavenarbeit angehalten. Dazu gehör- 
te auch die erzwungene lebensgefährliche Minensucherei ohne Funkgeräte 
von Nichtfachleuten unter den deutschen Kriegsgefangenen in Frank- 
reich oder Dänemark. 

Hinzu kamen für Hunderttausende Aberkennung der Bürgerrechte, 
daß sie zum Beispiel 1949 nicht wählen durften, daß entlassene Soldaten 
nicht studieren duften, daß viele Personen jahrelang Berufsverbot beka- 
men, insbesondere Journalisten und Schriftsteller, daß Beamte, etwa Leh- 
rer und Professoren, sowie Angestellte des Öffentlichen Dienstes für 
Jahre nicht wieder eingestellt werden durften, daß Gehälter und Pensio- 
nen für viele nicht ausgezahlt wurden und erst nach 1951 — zum Teil 
nach Klagen im Rahmen neuer Bundesgesetze — wieder bewilligt wur- 
den. 

Bis 1949 hatten die Alliierten die alleinige Hoheit im deutschen Presse- 
wesen. Niemand durfte, wenn er denn Bestrafung vermeiden wollte, et- 
was gegen die Sieger schreiben oder ihre Methoden kritisieren. Lizenzen 


BUNDESREPUBLIK 


Hinrichtung in 
Landsberg. 


793 


Vielen Deutschen 


wurden Filme über 
die »schreckliche 
Wahrheit« vorge- 
führt. Wer sich nicht 
genügend beein- 
druckt zeigte, wie 
diese Frau, wurde in 
die nächste Vorstel- 
lung zurückge- 
schickt. 
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für Massenmedien wurden von den Siegern nur an sorgsam ausgesuchte 
Personen verliehen, die absolute Gewähr dafür bieten mußten, die alli- 
| ierte Umerziehung vorbehaltlos zu vertreten. 

Hinzu kamen die in großen Auflagen erschei- 
nenden »Standardwerk« zur Bewältigung wie Ko- 
GoNs Der SS-Staat, das Tagebuch der Anne Frank 
oder die Schriften der berüchtigten Frankfurter 
Schule um HORKHEIMER und ÄDORNO, etwa die 
Frankfurter Hefte, mit denen unter dem täuschen- 
den Titel der »Kritischen Theori«« der Neomar- 
xismus in Westdeutschland wieder eingeführt 
wurde. Schon 1949 wurde das später so genannte 
| Institut für Zeitgeschichte in München gegrün- 
4 det, das dann die Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 

> herausgab, darin die Schuld am Zweiten Welt- 
krieg den ee zusprach und sich der Verbreitung der Kenntnis 
von den dem Nationalsozialismus vorgeworfenen Verbrechen widmete. 

Auch die Abkommen zur Wiedergusmachung von NS-Unrecht liefen 
schon ab 1951 an und brachten Milliarden für die Opfer von Menschen- 
versuchen (Bundestag 26. 6. 1951), zur Regelung von Krieg und Besat- 
zung entstandener Fragen (26. 5. 1952), für das Luxemburger Abkom- 
men mit Israel (10. 11. 1952). Zwischen 1959 und 1964 wurden 
Pauschalabkommen mit 15 europäischen Staaten und den USA abge- 
schlossen mit einem Umfang von 2,38 Milliarden DM. Bis zum Jahre 
1997 wurden für Wiedergutmachung insgesamt mehr als 100 Milliarden 
DM aufgebracht. Diese Gesetze wurden lange vor dem Auftreten der 
68er erlassen. 

Ebenso fielen die großen KZ-Prozesse, der EICHMANN-Prozeß in Je- 
rusalem (1961/62) und der Auschwitz-Prozeß in Frankfurt (1963-1965), 
die durch die einseitige Berichterstattung und Vorverurteilung durch die 
Medien große Bedeutung für das Meinungsklima in der Bundesrepublik 
erlangten, in die Zeit vor den 68ern, haben mit diesen daher nichts zu 
tun und gehen insbesondere nicht auf deren politischen Einfluß zurück. 

Im übrigen hatten die Deutschen, die aus den Gefangenenlagern ka- 
men, in ihrem völlig zerstörten Lande anderes und Wichtigeres zu tun, 
als sich noch stärker der Bewältigung ihrer Vergangenheit anzunehmen. 
Das in den fünfziger Jahren entstehende Wirtschaftswunder legte davon 
ein beeindruckendes Zeugnis ab. 


Rolf Kosiek 
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In der Entwicklungshilfe ist, von allen Seiten zugegeben, vieles in den 
letzten Jahrzehnten falsch gelaufen. Das liegt vor allem mit daran, daß 
man sich von den Eingeborenen und ihrer Lebenshaltung falsche Vor- 
stellungen machte. Man meinte, auch bei ihnen dieselben Voraussetzun- 
gen für Arbeit, Disziplin und Durchsetzungsvermögen wie bei den Eu- 
ropäern annehmen zu können. Das war aber falsch und hat wesentlich 
mit zu den Krisen in den betreffenden Ländern geführt. 

Der deutsche aus dem Elsaß stammende Arzt Albert SCHWEITZER hat 
wie wenige in den Jahrzehnten seines Aufenthaltes im Kongo die Einge- 
borenen, denen er soviel Hilfe brachte, kennen gelernt und kann deswe- 
gen als Fachmann zu Fragen der Entwicklungspolitik bezeichnet wer- 
den. Er soll nach der Übersetzung aus dem South Africa Observer, Pretoria, 
vom Mai 1977, Seite 8, das folgende Urteil über die Afrikaner gefällt 
haben: 

»Mein Leben habe ich dem Versuch gewidmet, die Leiden Afrikas zu 
erleichtern. Alle Menschen, die wie ich hier leben, müssen eine Sache 
lernen und kennen: Jene Lebewesen sind eine »Unterrasse«. Sie haben 
weder die verstandesmäßigen noch geistigen oder gefühlsmäßigen Fä- 
higkeiten, sich in irgendeiner der Aufgaben unserer Zivilisation an die 
Seite des weißen Mannes zu stellen oder sie ihm gleich anzupacken. 

Mein Leben habe ich dem Versuch gewidmet, ihnen die Vorteile dar- 
zubringen, die unsere Zivilisation zu geben hat, aber ich bin mir nur 
allzu sehr darüber klar: Wir müssen den Status bewahren. Der Weiße ist 
der Überlegene, und sie sind darunter. Denn wenn ein weißer Mann es 
versucht, unter ihnen zu leben wie ein ihnen Gleicher, so werden sie ihn 
entweder vernichten oder fressen. Und sein gesamtes Werk werden sie 
zerstören. 

Wer aus der weiten Welt herbeieilt, um Afrika zu helfen, der muß dar- 
an denken, immer den Rangunterschied zu wahren: Du bist der Herr 
und Meister — sie stehen niedriger, wie Kinder, denen Du helfen oder die 
Du lehren willst. Verbrüdere Dich nie mit ihnen, als seien sie gleich! Du 
darfst sie auch nicht als Dir gesellschaftsfähig gleich anerkennen! Sonst 
werden sie Dich fressen — sie werden Dich vernichten.« 

Das ist ein hartes Urteil, das so gar nicht in unsere herrschende politi- 
sche Korrektheit paßt. 

Rolf Kosiek 
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Luise Rınser. Sie galt 
lange als Wider- 
standskämpferin 
gegen die »Nazis«. 
Eine neue Biogra- 
phie zeigt jetzt, daß 
sie als junge Frau 
dem Hıtıer-Regime 
bereitwillig diente. 
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Die Linksliteratin Luise Rinser 
und ihre Lebenslügen 


Am 17. März 2002 gab in Unterhaching bei München die Zeitgeist-Lite- 
ratin Luise Rınser ihren Geist auf. Ihrem Ruf als »katholische Roman- 
ciere«' wurde sie nicht gerecht. In vielfacher Beziehung stand sie quer 
zur Lehre der Kirche. »Den Marxismus hätte sie gern mit dem Christen- 
tum in Einklang gebracht, den Beichtstuhl neben der Barrikade instal- 
liert«, meint rückblickend Christiane SCHOTT. Unzucht wider die Natur 
als auch Ermordung ungeborener Kinder hielt Luise für sittlich erlaubt. 
Auch ihr persönlicher Lebenswandel verlief nicht nach katholischer Mo- 
ral: Sie war dreimal verheiratet, aber auch dreimal geschieden und hatte 
aus erster Ehe zwei Söhne verschiedener Väter. Im Laufe ihres bewegten 
Lebens hatte sie an die zehn Liebhaber? und liebte gar zwei Geistliche 
gleichzeitig. In Wort und Schrift bemühte sie die Lüge, in ihren Büchern 
rühmt sie sich der Sünden ohne die geringste Reue. 

Mit einer Unzahl von Romanen, Kurzgeschichten, Tagebüchern und 
gesammelten Briefen* zählt Luise RiNsEr zu den meistgelesenen deut- 
schen Literaten. Ihre Werke wurden in zwei Dutzend Sprachen über- 
setzt und erreichten eine Weltauflage von mehr als fünf Millionen Ex- 
emplaren. In der Wertung ihrer Werke aber gehen die Ansichten 
auseinander: »Eine geborene Erzählerin, die Grande Dame der bun- 
desdeutschen Nachkriegsliteratur, sagen die einen, eine Plaudertasche 
und feministische Krawallschachtel mit dubioser Vorliebe für Nord- 
korea, die anderen.«° Albert voN SCHIRNDING, Kritiker bei der Säddeut- 
schen Zeitung, sieht in der »Jahrhundert-Autorin« eine Frau von großem 
Format. Der Dramatiker Carl ZuckMAYER schwärmte 1948 für ihre 
»wahrhaft gärtnerische Sprache«, der Rosengärtner Konrad ADENAUER 
bagatellisierte sie als »Fräulein Rinnsal«° Christian FERBER (»Ach Lui- 


| Rezension zu: »Ich weiß Deinen Namen — Dreiundsiebzig Fotografien gedeu- 
tet von Luise Rinser, Würzburg o.].«, in: Der Spzegel, Nr. 7, 1965, S. 89. 

? Christiane SCHOTT, »Beichtstuhl und Barrikade. Zum Tod der Schriftstellerin 
Luise Rinser«, in: Nexe Zürcher Zeitung, 19. 3. 2002. 

? Michael KLEEBERG, in: Mechthild Müser, »Ach Luise. Die Lebenslügen einer 
ehrgeizigen linkskatholischen Schriftstellerin«, Sendereihe »Lebenszeichen«. 
Westdeutscher Rundfunk, 18. 3. 2012. 

* Vollständiges Verzeichnis bei ]. Jürgen SEIDEL, Artikel »Rinser, Luise«, in: Bzo- 
grapbisch-Bibliographisches Kirchenlexikon, Bd. 23, 2004, Sp. 1192-1197. 

° Ursula Homann, »Wer war Luise Rinser? Widersprüchliches Bild in der Öf- 
fentlichkeit«, in: Der Literat 44, 2002. 
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se. . .«) sieht in ihrer Silberschuld »eine Art verdünnten Hermann Hes- 
se für den kleinen Mann«. Frank SCHIRRMACHER (Frankfurter Allgemeine 
Zeitung) verwitft Luisens Tagebücher als »instruktives, flottes Doku- 
ment des Wahnsinns«. Walter KEmpowski bedauert: »Vielleicht schlim- 
mer noch als ihre totale Unfähigkeit zu schreiben ist das dauernde An- 
biedern an den Zeitgeist.«’ Mit ihrem Buch Die vollkommene Freude, so 
Der Spiegel, sei Luise »von der Literatur endgültig zum Erbauungsschrift- 
tum übergewechselt«. 

Die Rınser konnte aber nicht nur erzählen, sondern auch entstellen: 
»Faktisch gesehen hat sie gelogen — uns alle angelogen«, seufzt Freund 
und Biograph Jose SänctiEZ DE MuRrILLO® ob der »jungen Nazi-Größe, 
die schnell Karriere machte«, nach dem NS-Ende aber wesentliche Le- 
bensdaten für die Nachwelt gezielt gezinkt und ihren Lebensabschnitt 
zwischen 1932 und 1945 systematisch umgeschrieben habe, indem sie 
ihre »faschistische« Vergangenheit im Handumdrehen in eine durch- 
gängig antifaschistische verwandelte.’ Mit ihren Lebenslügen, die sie in 
Wort und Schrift verbreitete und die nicht nur von Nachschlagewer- 
ken gutgläubig übernommen wurden, sondern sich auch in alle nur 
denkbaren Medien fortpflanzten,'” infizierte die Literatin die Litera- 
turgeschichte. 

Am 30. April 1911 als Einzelkind des katholischen Volksschullehrers 
Josef Rınser (1883-1951) und seiner Ehefrau Aloisia, geb. SAIıLER (1883— 
1972) in Pitzling geboren, wächst Luise Rınser in Etting bei Weilheim und 
in Übersee am Chiemsee auf. Die schönsten Jahre ihrer Kindheit verbringt 
sie in Wessobrunn bei ihrem Großonkel Franz HÖRTENSTEINER, dem dor- 
tigen Pfarrer. Als Erwachsene verewigt sie ihre Kindheitserinnerungen in 
ihrer Erzählung Die gläsernen Ringe.‘‘ In Wessobrunn befindet sich auch 
ihre letzte Ruhestätte und die ihres zweiten Sohnes Stephan. 

Wie ihr gestrenger Vater ergreift auch die Lehrerstochter den Lehrbe- 
ruf. An der Volksschule in Forst denunziert die Ehrgeizige den eigenen 
Schulleiter. Sie beschwert sich über seine angeblich schlampige Amts- 


° Anneliese PoppınGA, »Das Wichtigste ist der Mut«. Konrad Adenauer — die letzten 
fünf Kanzlerjahre, Bergisch Gladbach 1994, S. 498-501. 


” »Seife und Niveacreme. Walter Kempowskis Klatsch-Tagebuch »Sirius« in: 


Der Spiegel, Nr. 40/1990, S. 256. 

® Jose SÄNCHEZ DE MUR11.0, Philosoph und Dichter, geb. 1943. Von 1984 bis1988 
lehrte er Philosophie in Augsburg. 

° „Mehr als nur eine Mitläuferin«, in: Die Zezt, 12. 4. 2011; Jose SÄnCHEZ DE 
Murıi.Lo, Luise Rinser. Ein Leben in Widersprüchen, Frankfurt/ M. 2011, passim. 
' Sie alle zu zitieren, würde diesen Beitrag unweigerlich sprengen. 

! Luise RinsEr-SCHNELI., Die gläsernen Ringe. Eine Erzählung, Berlin 1941. 
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12 Luise RınsEr, 
Den Wolf umarmen, 
Frankfurt/M. 1981, 
S. 300 £. 

3 Herdfener 9 
(1934), S. 127-131, 
zit. bei: Jose 
SÄNCHEZ DE 
MuriLLo, Luise 
Rinser, aaO. (Anm. 
9), S. 109-113. 

+ Luise RiNsEr, 
Anna, in: Wolfgang 
WEYRAUCH (Hg.), 
1940. Junge deutsche 
Prosa, Berlin 1940, 
S. 208-234. 

5 Jose SÄNCHEZ DE 
MurıLıo, Izse 
Rinser, aaO. (Anm. 
9), S.147. 

16 Schon vor dem 
Dritten Reich als 
auch danach war 
Fräulein« die für 
Schüler vorge- 
schriebene Anrede 
für weibliche 
Lehrpersonen. 

\7 Jose SÄNCHEZ DE 
MURNLO, Dzse 
Rinser, aaO. (Anm. 
9), 5. 147. 
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führung. Das Opfer Karl WÜRZBURGER, getaufter Jude, »ist seines natür- 
lichen Todes« gestorben, das heißt, er wurde nur entlassen, nicht vergast, 
ihm ist nur das Herz gebrocheng«, sucht sich die Denunziantin nachträg- 
lich zu entlasten.'? 

Luise lebt auf und macht Karriere. In amtlichem Auftrag ist sie Ver- 
bindungsglied zwischen Schule und Hitler-Jugend (HJ). Als Führerin im 
Bund Deutscher Mädel (BDM) organisiert sie Ausbildung und Schulung 
des weiblichen Zweiges der HJ. Begeistert berichtet sie im Herdfeuer» Aus 
einem oberbayerischen BDM-Führerlager« (Titel). Im Herdfeuer lodern 
läßt Luise auch eine an Byzantinismus nicht zu überbietende Hymne auf 
Adolf HirLer: » Wir, des großen Führers gezeichnet Verschworene, / 
... Wir jungen Deutschen, wir wachen, siegen oder sterben, denn wir 
sind treul«' 

Ab 1936 ist Luise Rınser in der NS-Frauenschaft, bis 1939 gehört sie 
dem NS-Lehrerbund an. Daß sie nicht auch Mitglied der NSDAP wurde, 
beruht nicht etwa auf Ablehnung des Nationalsozialismus, sondern auf 
der Abneigung gegen eintönige Parteiarbeit zu Lasten der Schriftstelle- 
rei, der sich Luise mit zunehmendem Erfolg verschrieben hatte: Ihre 
erste Erzählung Anna Margarete Buxtehude wurde 1935 in Westermanns Mo- 
natsheften veröffentlicht, gefolgt von Anna, die 1937 in Atlantis und bald 
darauf in einer Anthologie auftaucht.'* Im Jubel-Jahr 1938 läßt Luise in 
der Newen Rundschau »Die Lilie« erblühen und legt damit den Grundstein 
für ihre literarische Karriere. 

Luisens Behauptung, sie sei einer Entlassung wegen Verweigerung des 
Beitritts zur Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei dadurch 
zuvorgekommen, daß sie im Frühling 1939 freiwillig den Schuldienst 
quittierte, läßt SÄncHEZ nicht gelten: »Es liegen weder Beweise noch In- 
dizien vor für die von der Schriftstellerin behauptete politische Überwa- 
chung geschweige denn Verfolgung.«'° 

Noch in der Nachkriegszeit mußten alle deutschen Lehrerinnen le- 
dig sein.'* Luise aber will heiraten. Ihr Verlobter Horst Günther SCHNELL 
stammt aus Wuppertal und musiziert an der Münchner Staatsoper. Am 
22. Mai 1939 fand in Lochhausen die standesamtliche Trauung statt, 
die kirchliche folgte tags darauf in der Münchner Gasteigkapelle. »Lui- 
se Rınser scheidet also ordnungsgemäß aus dem Schuldienst aus«, faßt 
SÄNCHEZ zusammen, »und zwar mit einer guten Abfindung, die man 
ihr nicht gewährt hätte, wenn sie den Schuldienst aus Protest verlassen 
hätte.«'7 

Als SCHNELL vom dortigen Staatstheater engagiert wird, zieht das Ehe- 
paar nach Braunschweig. Am 27. Februar 1940 wird Sohn Christoph 
geboren. Im Mai 1941 erscheint im Suhrkamp-Verlag Luisens Erzäh- 
lung Die gläsernen Ringe. Das Erstbuch wurde zum Durchbruch. Die jun- 
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ge Autorin sucht Kontakt zu bekannten Kollegen, schickt dem berühm- 
ten Ernst JÜNGER Huldigungsbriefe ins besetzte Frankreich und steht 
von 1935 bis 1950 mit dem im Tessin ansässigen Hermann Hesse in 
intensivem Briefwechsel. »Ich bin durch Ihre Geschichte wie durch ei- 
nen Garten gegangen, jedem Bilde dankbar, mit jedem einverstanden, 
und es wird nicht lange dauern, bis ich es zum zweitenmal lese«, lobt der 
»Glasperlenspieler«'® Rınsers G/äserne Ringe: »Möchten Sie an Ihrem Buch 
soviel Freude erleben, wie Sie mir und einigen guten Lesern in diesen 
Tagen damit gemacht haben.« 

Keine Freude erlebt Luise in der Ehe: Der Mann geht fremd, Ehe- 
bruch begeht aber auch die Frau: Um einen UFA-Auftrag zu ergattern, 
begibt sich die Gattin am 6. Januar 1941 nach Berlin. Dort macht sie 
viele neue Bekanntschaften, vor allem mit Schauspielern. Nach »tollen 
Tagen und Nächten«’” im Mimen-Milieu kommt sie geschwängert nach 
Hause. »Es war ein tolles Jahr«, bilanziert Luise. »Es begann herrlich mit 
einem Erlebnis, das ich nicht hätte haben »dürfen«.« 

Als der Ehemann als Erster Kapellmeister nach Rostock engagiert 
wird, zieht das Paar im September 1941 in die Hafenstadt. Dort erblickt 
am 10. Oktober Stephan das Licht der Welt. Von der Mutter wird er 
stiefmütterlich behandelt,?! wer sein leiblicher Vater ist, wird er nie er- 
fahren. Obwohl der Gatte die Vaterschaft auf seine Kappe nimmt, ist 
die zerrüttete Ehe nicht zu retten. Am 23. Juni 1942 wird sie gerichtlich 
geschieden, Luise wird aus Luftschutzgründen mit den Kindern nach 
Steinseiffen bei Krummhübel im Riesengebirge evakuiert und zieht als- 
bald nach Kirchanschöring an der Salzach. »Mir geht es gut«, schreibt 
Luise begeistert in die Schweiz. »Das Leben. .. nahm mir alles, was ich 
liebte -— den Mann, das Heim, die Ruhe — und ließ mich in lauter Kum- 
mer fallen. Und nun gibt es mir alles wieder, doch anders als ichs begehr- 
te und hoffte. Es gibt mir sogar Geld, viel Geld, durch zwei Staatsaufträ- 
ge (ein Filmdrehbuch und eine andere, noch geheime Arbeit), so daß 
ich, sobald man bauen kann, mir ein eigenes Haus bauen kann. Ist das 
nicht schön?«? 

Am 10. Januar 1944 heiratet sie den Schriftsteller Klaus Hermann. 
Schon 1942 hatte sie ihr »Edelkommunist« politisch aufgeklärt: »Ich be- 
sorgte es, so gründlich ich konnte. Ich zählte die deutschen Großindu- 
striellen auf, die HıTl.Er finanziert hatten, ich nannte die Summen, die er 
erhalten hatte. .. Ich erzählte ihr an diesem Abend alles, was sie zwei 
Jahre später einer Freundin wiedererzählte, deren Mann sie darauf der 
Gestapo anzeigte.«”° 

Angesichts der sich abzeichnenden Niederlage hatte Luise ihrer ver- 
zweifelten Mitseminaristin Lisl GRÜNFELDER, deren Gatte an der Ost- 
front stand, nahegelegt: »Du schreibst jetzt sofort deinem Mann, er soll 
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9), S. 160. 
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sich verdrücken, absetzen, heimkehren, untertauchen...«* Auftauchten 
am 12. Oktober 1944 zwei Gendarmen und hielten ihr vor: »Sie haben 
der Frau eines Offiziers gegenüber sich scharf abträglich über den Füh- 
rer geäußert, vom verlorenen Krieg gesprochen und die Frau aufgefor- 
dert, ihren Mann zum Desertieren zu bewegen.« 

Nach siebenstündigem Verhör kommt Luise in das Gefängnis Traun- 
stein: »Als mein Anwalt, Dr. MERKENSCHLAGER aus Traunstein, mich ge- 
fragt hatte, ob ich denn keinen prominenten Nazi kenne, der ein Wort 
für mich einlegen könnte, fiel mir nach langem Überlegen (denn wen 
von denen kannte ich schon!) doch jemand ein: Professor Karl RıTTEr; 
Filmregisseur der UFA. Ich wußte, daß er eines der ältesten Parteimit- 
glieder war und ein Freund von GOEBBELS. Er wiederum wußte, daß ich 
Gegnerin des Regimes war, aber wir mochten uns gut leiden. Als man 
ihn von meiner Verhaftung unterrichtet hatte, wandte er sich sofort an 
GOEBBELS und erklärte ihm, diese Verhaftung sei ein Irrtum, er kenne 
mich doch, und die Denunziation sei lügenhaft. GOEBBELS ließ sich von 
der Gestapo München meine Akten kommen. Darüber vergingen einige 
Wochen. Aber GoEBBELS konnte die Akten nicht einfach verschwinden 
lassen, denn die Gestapo und der Reichs-Sicherheitsdienst kannten mei- 
nen Fall bereits zu gut. So mußte GOEBBELS die Akten schließlich wieder 
nach München schicken, machte aber die Auflage, daß mein Fall neuer- 
dings überprüft würde. Dies geschah. RırrEr hörte davon und interve- 
nierte ein zweites Mal, dabei vieles riskierend. Die Akten gingen wieder- 
um nach Berlin. Und dort blieben sie. Denn Berlin brannte, der Krieg 
war zu Ende, ich war frei. So danke ich denn Karl Rırter, Träger des 
Goldenen Partei-Abzeichens, mein Leben. . .«® 

Nach Meinung von SÄNCHEZ übergeht Luise Rınser das Entscheiden- 
de: »Sie verschweigt den Grund ihrer Freundschaft mit RıTTER und der 
besonderen Hochschätzung GOEBBELS’.« Der Grund besteht in ihrer 
Mitarbeit an verschiedenen Projekten, darunter insbesondere einem Pro- 


** Luise Rınser, Den Wolf umarmen, S. 374. 

5 Luise RınsEr, Gefängnistagebuch, Frankfurt/M. 21973, S. 9 f. Dazu SÄNCHEZ DE 
Murır.1o: »Die Freimütigkeit, mit der ein hochrangiger Nazi gelobt und ihm 
gedankt wird, ist möglich, weil Luise Rinser sich 1973 wohletabliert am ande- 
ren Ufer befindet. Sie ist zu einer moralischen Instanz der Bundesrepublik 
geworden. Als solche kann sie es sich leisten, einerseits öffentliche Institutio- 
nen der demokratischen Gesellschaft scharf zu kritisieren, sich andererseits 
aber auch für einige Nazis im Namen der Gerechtigkeit einzusetzen. Als par- 
teilose Schriftstellerin steht sie über allem. Hinzu kommt: Sie war im Gefäng- 
nis wegen »Wehrkraftzersetzung:. . . So ist es ein besonderes Zeichen der Mensch- 


lichkeit, dankbar die Wohltaten der ehemaligen Peiniger anzuerkennen.« (in: 
Luise Rinser, aaO. [Anm. 9], S. 206). 
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paganda-Film der UFA, die wiederum wegen Rinsers Profilierung als 
Leiterin eines Lagers für BDM-Gruppenführerinnen und die dadurch 
gezeigte Loyalität zum Führer möglich war: »Es ist darum selbstverständ- 
lich, daß GOEBBELS der geschätzten Autorin Glauben schenkt und die 
Denunziation für einen Irrtum hält.« Es konnte daher nicht im Sinne 
des Ministers sein, daß eine begabte Schriftstellerin, die dem Reich so 
erfolgreich gedient hat, auf Grund von Gerüchten und Klatsch im Ge- 
fängnis einsitzt. So erfolgt die Freilassung möglicherweise auf Befehl 
GOEBBELS’, der schr wahrscheinlich HITLER persönlich informiert hat. 
Daß Adolf HıTLer seine Anhängerin persönlich kannte und schätzte, 
steht für SÄncHEZ außer Zweifel: »Auf meine Frage, ob sie einen Brief- 
wechsel mit Adolf HITLER gehabt habe, antwortete sie, HITLERs Schwä- —_ 
che für Künstlerinnen und Schriftstellerinnen sei bekannt, ihr selbst habe 
er aber nur ein einziges Mal eine Karte zum Geburtstag geschrieben. . . 
Wir können annehmen, daß dies zum 30. April 1944 geschehen ist, weil 
spätestens ab Sommer 1943 der Name Luise Rinser dem Führer durch 
ihre Mitarbeit in der UFA bekannt gewesen sein dürfte«, kombiniert SÄN- 
CHEZ.” 

In ihrer Autobiographie Den Wolf umarmen lügt Luise, sie sei »bis kurz 
vor dem Einmarsch der Amerikaner im April 1945« in Haft geblieben. Urs RAUBER, 
In Wirklichkeit hatte sie am 21. Dezember 1944 Hafturlaub bis zum 7. »Kartengrüße Yan 
Januar 1945 erhalten. Auch ihr Gefängnistagebuch endet am 21. De- ne ne na 
zember 1944. Die Umstände der Haftentlassung sind darin nicht behan- z Er; s.21 
delt. »Während meiner Haft lief am Volksgerichtshof Berlin unter dem „, . Sans Be 
berüchtigten FREISLER ein Prozeß gegen mich«, übertreibt sie. »Die An- J a 
klage lautete auf Hochverrat. ..man konnte mich auf Grund des vorlie-  Ryyser, aaO. ( rn 


LUISE 
RINSER 


‚en 
\Volf umammcen 


genden Materials auch ohne meine Anwesenheit zum Tode verurteilen. 9), S. 207; Urs 
Meine Sache stand schlecht. . .«® RAUBER, ebenda, 

Tatsächlich zur Last gelegt wurde ihr nicht Hochverrat, sondern nur SA 
Wehrkraftzersetzung. Die Anklageschrift des Oberreichsanwalts stammt 28 [ yise RinsER: 
vom 28. März 1945, da war sie längst wieder auf freiem Fuß. Und Freis- Gefängnistagebuch, 
LER, gefürchteter Präsident des Volksgerichtshofs, war schon zwei Mo- aaO. (Anm. 25), 
nate tot. Luise aber überlebte dank höchster Gönner die Anklage des 5.9. 


Oberreichsanwalts. Es kam weder zu einem Strafprozeß noch zu einem 
Urteil. 

Das im wesentlichen auf Selbstauskünften beruhende Munzinger-Ar- 
chiv schrieb in seiner Ausgabe 1970: »Sie entkam dem Galgen, weil man 
nicht mehr Zeit fand, sie hinzurichten.« In der Ausgabe 1983 heißt es 
dagegen: »Eine wegen Hochverrats zu erwartende Verurteilungzum Tode 
wurde durch das Ende des Krieges und den Zusammenbruch Nazi- 
deutschlands verhindert.« Rınser selbst in ihrem Erlebnisbericht für das 
Buch Das Jahr 1945 : »Ich war aus dem Gefängnis entlassen, das Prozeß- 
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® „Verfolgt in alle 
Ewigkeit? Anmer- 
kungen zu Luise 
Rinser«, in: Naxio- 
nal-Zeitung, 29.1. 
1988, S. 5. 


30 Unveröffentlich- 
te Magisterarbeit, 
Universität Pots- 
dam 2007. 


3! Michael KLEE- 
BERG, »Luise 
Rinsers Vergeßlich- 
keit«, aaO. (Anm. 
23)7S@05. 


32 Luise RınsEr, 
Den Wolf umarmen, 
aaO. (Anm. 24), 

S. 385; vgl. wIst das 
nicht ein wüster 
Traum? Spiegel- 
Report über das 
Ende des Zweiten 
Weltkriegs 1945«, 
in: Der Spiegel, Nr. 
19, 1970, S. 74— 98, 
hier: S. 74. 


33 Jose SÄNCHEZ DE 
MuriLLo, Luise 
Rinser, aaO. (Anm. 
9), 5.230. 


°* Christoph 
RiINsER, »War Luise 
Rinser eine Natio- 
nalsozialistin? 
Anmerkungen zu 
einem problemati- 
schen Sachverhalt«, 
in: Aufgang 9 
(2012). 
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urteil war nicht nach München zur Vollstreckung gelangt, denn es gab 
keine Postverbindung mehr von Nord nach Süd.«” 

»Was hat Luise Rınser also mit den Fakten rund um ihre Verfolgung 
und Verhaftung getan?« fragt Kı.EEBERG: »Das, was ein Schriftsteller ge- 
meinhin mit einem Stoff tut: Sie hat gerafft, zusammengezogen und 
dramatisiert. Nur daß der Stoff in diesem Fall kein Roman war, sondern 
ihr Leben, das sie auf gänzlich neue Füße stellte. So wurde Luise RıinsER 
die amtlich bestätigte Nazi-Gegnerin von Anbeginn, die Witwe des in 
der Strafkompanie gefallenen Regimegegners, die Widerständlerin, legi- 
timiert durch den »Prozeß« unter Freisler gegen sie, der nie stattgefunden 
hat. Nach und nach schuf sie eine Legende, auf der sie ihr gesamtes 
weiteres Leben und ihre Karriere aufbaute.« 

In einer Arbeit über die Erinnerungen an den Nationalsozialismus in 
den autobiographischen Schriften Luise Rınsers” entwickelt die Ger- 
manistin Sandra SCHREI, wie sich mit jeder veröffentlichten Aufzeich- 
nung über jene Jahre die Dramatik und die Gefahr und ihre aktive Wi- 
derstandsleistung vergrößern: »Man könnte nach der Lektüre SCHREIS 
sagen: Hätte Luise Rınser noch 20 Jahre länger gelebt und publiziert, 
hätte sie HıTLER ganz allein besiegt.«' Als HITLER — wenn auch unter 
überwiegender Mitwirkung der Alliierten — besiegt war, »errichteten wir 
im Garten einen kleinen Galgen und hängten den Spiel-HırL.Er auf, den 
Bleisoldaten, der den rechten Arm zum Gruß heben konnte, und mach- 
ten ein Holzfeuerchen darunter und tanzten und sangen: Der HITLER ist 
tot, der HITLER ist tot. So wie die Geißlein um den Wolf tanzten: der 
Wolf ist tot, der böse Wolf ist tot.«? 

Zwei Monate nach diesem Totentanz läßt sich Luise am 22. Juni 1945 
vom Landrat in Laufen eine Bescheinigung ausstellen, wonach »gegen 
sie 1944/45 ein Verfahren wegen Wehrkraftzersetzung lief und sie durch 
die Gestapo im Gefängnis war« Im Oktober 1946 steuert auch Her- 
mann HEssE noch einen »Persilschein« bei: »Frau Luise Rınser ist eine 
von mir ihrer Begabung und ihres sehr schönen ersten Romans wegen 
hochgeschätzte Dichterin, und ist außerdem mir teuer durch die Unbe- 
irrtheit, mit der sie während der Jahre der Hitlerzeit Widerstand geleistet 
und im Gefängnis dafür gebüßt hat.«” 

Im April 1947 bescheinigt ihr der Öffentliche Kläger bei der zuständi- 
gen Spruchkammer in Laufen: »Auf Grund der Angaben in Ihrem Fra- 
gebogen sind Sie von dem Gesetz zur Befreiung vom Nationalsozialis- 
mus und Militarismus vom 5. 3. 1946 nicht betroffen.«°* So log und bog 
sich Luise RınsEr eine gegenwartskonforme Vergangenheit zurecht. Dar- 
auf baute sie ihre lukrative Zukunft als linke Literaturfabrikantin im ge- 
kreuzigten Deutschland. Die Verfasserin des Huldigungsgedichtes an 
Adolf HITLER machte sich zum Gründungsmitglied der »Vereinigung der 
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Verfolgten des Naziregimes«. Im Jahre 1941, faselte die »Verfolgte«, habe 
man über sie ein Berufs- und Publikationsverbot verhängt.” Ihr antifa- 
schistischer Ehemann sei als Angehöriger einer Strafkompanie im Osten 
gefallen. Als arme Kriegerswitwe habe sie mit ihren zwei kleinen Kin- 
dern bittere Not gelitten. Auch sei sie von der Gestapo überwacht wor- 
den.” 

Die Wahrheit aber ist eine ganz andere: Horst Günther SCHNELL war 
ein ehrgeiziger und vom Regime geförderter Vertreter des NS-Kultur- 
lebens. Als NS-Gegner hätte er niemals nach so kurzer Zeit den Aufstieg 
zum Ersten Kapellmeister geschafft. Seine Einberufung zur Wehrmacht 
wurde so lang wie möglich aufgeschoben. Erst im September 1942 wird 
er eingezogen. Auf einer Feldpostkarte aus Rußland klagt er, daß er mit 
niemandem deutsch sprechen könne?” Doch dies bedeutet nicht, daß 
SCHNELL, wie Luise interpretiert, in einer Strafkompanie war. Vorausset- 
zung hierfür wäre das rechtskräftige Urteil eines Kriegsgerichtes gewe- 
sen. Ein solches gab es aber nicht. Tatsächlich diente SCHNELL in einer 
regulären Infanterieeinheit, bestehend aus Oberschlesiern polnischer 
Zunge.® 

Luise RinsEr hatte weder Berufs- oder Publikationsverbot, noch litt 
sie Not. Vielmehr war sie in der Lage, im Lager Laufen bei Salzburg 
internierten Polinnen »Dinge, die für uns selbst Mangelware bedeuteten: 
Seife, Schuhe, Strümpfe« zu spenden: »Mehr konnte ich nicht für sie tun. 
Das Wenige freilich war von der mich überwachenden Gestapo in die 
Liste meiner Vergehen aufgenommen worden, die 1944 zu meiner Ver- 
haftung führten.«” 

In Wirklichkeit war Luise keineswegs »arm, arbeitslos, hungrig, ein- 
sam, schutzlos, von der Gestapo überwacht«.“ Das Berliner NS-Blatt 
Die Woche etwa rühmte sie in ihrer Ausgabe vom 4. Juni 1941 als »dich- 
terische Begabung, in der die Kraft zu neuen Erkenntnissen und Bil- 
dern Gestalt werden will«.* In Kürschners Deutschem Literatur-Kalender 
1943 scheint sie unter ihrem aktuellen Wohnort Kirchanschöring auf,* 


® Luise RınsEr, Gefängnistagebuch, aaO. (Anm. 25), S. 58, Anm,; dies., Den Wolf 
umarmen, aaO. (Anm. 24), S. 366. 

?° Ebenda. 

’” Henning FALKENSTEIN, Lse Rinser, Berlin 1988 (Köpfe des 20. Jahrhunderts, 
Bd. 111), S. 24. 

38 Winfried MARTINI, »Flammenzeichen auf der Stirn. Autobiographisches — 
ins rechte Licht gerückt«, in: Roeinischer Merkur Christ und Welt, Nr. 19, 1981, S. 
19% 

°° Luise RinseER, »Die Zeit würde schrecklich sein«, in: Wach auf, es ist Kruegl, S. 84. 
“ Lusie Rınser, Den Wolf umarmen, aaO. (Anm. 24), S. 366. 

* „Luise Rinser«, in: Gerhard Fr£y (Hg.), Prominente ohne Maske, München 1984, 
S. 369. 
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Klaus HERRMANN noch unter seiner Adresse in Berlin-Wilmersdorf.* Un- 
wahr ist ihre Behauptung, GOEBBELS habe eine »vom S. Fischer Verlag 
geplante 2. Auflage ihres Buches, dieser Abkehr von der üblichen Bau- 
ern- und Soldatenliteratur«, verboten.** In Wahrheit kam die 1941 er- 
schienene Erzählung Die gläsernen Ringe bis Kriegsende in gleich zehn (!) 
Auflagen mit insgesamt 10 000 Exemplaren heraus. Daß von ihr im Drit- 
ten Reich kein weiteres Buch mehr erscheint, ist der Papiernot, nicht 
einem Publikationsverbot geschuldet. 

Aus dem im »Berlin Document Center« archivierten RınsEr-Personal- 
akt der Reichsschrifttumskammer geht hervor, daß ihre Eingaben und 
Anträge stets zügig und zuvorkommend bearbeitet wurden. Am 2. Mai 
1944 wehrte sich Luise gegen die Noteinquartierung ihrer evakuierten 
Schwiegermutter, die ihr die notwendige Ruhe zur künstlerischen Arbeit 
raube. In Anbetracht der Wohnungsnot konnte der Beschwerde jedoch 
nicht stattgegeben werden. 

Auf Veranlassung der Kammer bekam Luise jedoch im Kriegsjahr 
1942 einen Telefonanschluß für Kirchanschöring. »Ich arbeite gegen- 
wärtig, nachdem ich meinen zweiten Roman für den Suhrkamp Verlag 
beendet habe, an einem vierbändigen Kinderbuch für den Atlantis Ver- 
lag«, unterstrich sie ihre Wichtigkeit. »Der erste Band ist bereits fertigge- 
stellt. Das Ganze bringt in Form einer Erzählung eine geographische, 
historische und volkskundliche Darstellung Deutschlands und soll das 
deutsche Gegenstück zu Selma L.AGERLÖFS Wunderbarer Reise werden. Eine 
Bestätigung kann der Atlantis-Verlag geben. Ferner bin ich ständige Mit- 
arbeiterin der Kö/nischen Zeitung und Autorin der Berlin-Film.«* Für diese 
hatte Luise Rınser 1943 das Drehbuch für den Film Die Schule der Mäd- 
chen über den weiblichen Arbeitsdienst verfaßt und dafür ein Honorar 
von 6000 Mark kassiert. Für das Feuilleton der Kö/nzschen Zeitung schrieb 
Luise Rınser 21 Beiträge.“ Ihr zweiter Roman, Hochebene, wurde in Fort- 


® „Schnell, Luise, geb. Rinser (Luise Rinser-Schnell)«, in: Käörschners Deutscher 
Literatur-Kalender, 50 (1943), Sp. 995. 

# „Herrmann, Klaus«, in: ebenda, Sp. 435. 

* Luise RinsEr am 30. 3. 2002 zu Anne JÜssEn, »Luise Rinser. Besuch bei 
einer alten Dame«, Funk-Feature im Rahmen der Sendereihe »abwasch. Das 
Frauenmagazin«, ausgestrahlt auf WDR 5; Henning FALKENSTEIN, »Rinser, 
Luise«, in: Neue Deutsche Biographie 21 (2003), S. 639 f. 

® Artikel»Rinser, Luise«, in: Hans SArKOWIcZ u Alf MENTZER, Literatur in Nazi- 
Deutschland. Ein biographisches Lexikon, Hamburg-Wien 2002, S. 336 f., hier: 337; 
Artikel »Rinser, Luise«, in: dies., Schriftsteller im National sozialismus. Ein Lexikon, 
Berlin 2011, S. 508--511, hier: S. 510. 

*% In der Dissertation von Klaus-Dieter OELZE, Das Fewilleton der Kölnischen Zei- 
tung im Dritten Reich, Frankfurt/M. 1990 (Regensburger Beiträge zur deutschen 
Sprach- und Literaturwissenschaft; B 45) ist die Mitarbeit Luise RınsErs doku- 
mentiert. 
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setzungen vorabgedruckt.”” Auch im NS-Intelligenzblatt Das Reich er- 
schienen Rınser-Artikel. 

Als anerkannte Verfolgte des NS-Regimes kam Luise unter dem US- 
Regime rasch zurecht. Von 1945 bis 1953 schreibt sie eifrig für Die Neue 
Zeitung, das der Umerziehung und »Demokratisierung« der Deutschen 
dienende Blatt der Besatzer. Die erfolgreich Entnazifizierte stellt sich 
aber auch in den Dienst der »Reeducation« und hält Vorträge. In einem 
»Intellektuellen-Nazi-Lager« (Luise RinsEr) in Ludwigsburg bei Stutt- 
gart spricht sie vor 400 SS-Angehörigen zum Thema »Hitler in uns selbst? 
Versuch einer psychologischen Analyse des Menschen der Gegenwart«. 
Ein Teil der Zuhörer verläßt angewidert den Saal. Luise aber liegt auf 
der Linie der Sieger: »Nur böswillige Leute können sagen, daß uns die 
Besatzung erdrosselt. Ich bin überzeugt, daß Amerika und England po- 
litische Vernunft genug haben, um es nicht zu tun. Überall sind kluge 
Leute am Werk, die (aus einer Verbindung von Berechnung, Instinkt „, Pen. 
und Ethik heraus) der Welt zum Frieden verhelfen wollen.«* Mit wel- a Mi, mE 
chem Erfolg, wissen wir inzwischen. NE “| 

In dem von der Besatzungsmacht lizenzierten Zinnen-Verlag des Kurt , Tore San 
Desch erscheint 1946 Luisens Gefängnistagebuch. Während die Masse ° urınno. Luise 
der Deutschen hungert und darbt, führt die Erfolgsautorin im besetz- Rjyser, aaO. A 


Luise Rınser im Jahre 
1948. (Interfoto) 


ten München ein süßes Leben: »Wir waren betrunken von Wein und 9), S. 229. 
UÜbermut und Verliebtheiten reihum. Auch ich habe meine Zurückhal- 4 ] uise RıNSER, 
tung aufgegeben, ich lag damals nicht nur in einem Paar Männerar- Den Wolf umarmen, 
men. Einmal, wenn auch nur für Monate mußte ich auf diese Art leben aaO. (Anm. 24), 
dürfen.«*” S. 405. 


Als angeblich »politisch Verfolgte« ihres früheren Führers bekommt 50 Jose Sanchez de 
Luise Rınser Anfang 1948 die Genehmigung zum Zuzug nach Mün- Marilo, Luise Rinser, 


chen: »Durch den Umzug geht die Ehe mit Klaus HERRMANN von selbst aaO). (Anm. 9), 
auseinander — ohne Streit, aber auch ohne Scheidung.«° Er zieht 1949 S. 241. 
nach Weimar, tritt der SED bei und wird Generalsekretär der Deutschen °! Luise RınsER, 


Den Wolf umarmen, 
aaO. (Anm. 24), 
S. 406. 


> Flisabeth WEHR- 


Schillerstiftung. 

In München wird Luise Rınser in die Wohnung eines »alten Nazis« 
eingewiesen, eines »SA-Führers mittleren Grades«, den man wenteignet«, 
vorübergehend, sehr vorübergehend«, aus seinen vier Wänden gewor- 
fen hatte.°' Dort bechert sie mit Johannes R. BECHER, der ihr eine Positi- N 
on mit Protektion in der SBZ anbietet, kokettiert mit Fritz KORTNER, der d VoRlepeR Ss 

h 5 . 2 ; eutschen Exils«, 
sie als Jeanne d’Arc anbetet. »Luise RiNsER gefiel mir vom ersten We uinwDis Zei 
an«, gesteht Hermann KesTen, der sich als einer der ersten einfindet und 1982. 
ein Care-Paket schickt. 

Im Sommer 1949 lacht Luise sich Fritz LANDSHOFF an. Der »große 
Verleger des deutschen Exils«°? wird wegen seiner Rauschgiftsucht von 
seiner eigenen Frau geschnitten, Luise wird für zwei Jahre seine Gelieb- 
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54 SÄNCHEZ DE 
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293: 
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°P. Ralph M. 
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Tiber, New York 
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Tiber. Eine Geschichte 
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kirch ?1988, S. 82. 
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te. Im Fischer-Verlag, an dem LANDSHOFF beteiligt ist, erscheint 1950 ihr 
Roman Mitte des Lebens. Die feministische »Geschichte einer Nonkonfor- 
mistin« wird ihr größter Erfolg.” 

Nach der Allianz mit LANDSHOFF und der Scheidung von Klaus HERR- 
MANN lernt Luise 1952 den verheirateten Carl OrFF kennen. Der Kom- 
ponist der Carmina Burana läßt sich von seiner aktuellen Ehefrau Ger- 
trud »schuldig« scheiden und heiratet Luise am 6. März 1954 vor dem 
Standesamt in Riederau am Ammersee. In Dießen erwerben die frisch- 
gebackenen Ehegatten ein Objekt und bauen es zum »Traumhaus« aus. 
Als der Haussegen schief hängt, sucht und findet Luise Trost beim Etta- 
ler Benediktiner-Abt Johannes Maria HoEc«. 

Nach der Scheidung von dem »depressiven und kapriziösen« ORFF am 
22. Dezember 1959 bezieht Luise Rınser eine Wohnung in Rom. Als 
1962 das Zweite Vatikanische Konzil ausbricht, wird sie von deutschen 
Blättern als Korrespondentin akkreditiert. Die »Prophetin einer radika- 
len franziskanischen Liebe« (Süddeutsche Zeitung) bildet mit ihrem Bene- 
diktinerabt und dem nicht minder in sie verliebten Jesuiten Karl RAHNER 
ein »klerikales Liebesdreieck«.* 

RAHNERs Rivale HoEcK, von Luise abgekürzt »M.A.« (Mein Abt«), ist 
Konzilsvater mit Stimmrecht, RAHNeER selbst berät als »Peritus“° den Wie- 
ner »Fehlerkardinal«. In seiner Konzilskritik mit dem vielsagenden Titel 
Der Rhein fheßt in den Tiber zeigt P. Ralph M. Wirren SVD (1921-2007) 
auf, wie der »theologische Astronaut« (Der Spzege/ über RAHNER) mit Hil- 
fe ihm höriger Hierarchen die Kirche auf den Kopf stellte.” 

Auch Luise, für den linkskatholischen Heinrich BÖLL das »Gewissen 
Deutschlands«, mischt mit in Kirche und Politik, ficht für den Femi- 
nismus’’ und für die »Emanzipation der Frau in der Kirche«, zetert 
gegen den »mörderischen« Zölibat, nimmt die Schwulen in Schutz, legt 
sich für die Zigeuner ins Zeug und verfaßt ein Elaborat über Frauen 
im Knast: »Meine Erfahrung im Gefängnis hat mein Leben bestimmt.« 
Das Urteil über die Kaufhausbrandstifter scheltend, schreibt sie an den 
Frankfurter Oberlandesgerichtspräsidenten, »daß gerade jene Menschen, 
die der Gesellschaft ihrer Zeit gegenüber als Rebellen auftraten, dieje- 
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nigen waren, welche die Geschichte vorantrieben, indem sie Mißstände 
aufzeigten und den Anstoß zu wichtigen Veränderungen gaben«? 

Ab 1964 lebte Luise in ihrem neu erbauten Haus in Rocca di Papa in 
den Albaner Bergen. Am 4. Januar 1970 steht das flüchtige RAF-Pärchen 
Andreas BAADER und Gudrun EnssLin vor der Tür. Luise hilft bereitwillig 
weiter und schreibt an Gudruns Vater, den Stuttgarter Pfarrer Helmut 
EnssLin:»Gudrun hat in mir 
eine Freundin fürs Leben ge- | 
funden.«°’ Am 1. Februar 
1970 bittet die Schriftstelle- 
rin den Bundespräsidenten 
Gustav HEINEMANN um Be- 
gnadigung der zu einer Haft- | 
strafe von drei Jahren verur- 
teilten Brandstifter. Das 
Gnadengesuch wird abge- 
wiesen. 

Als man BAADER und 
EnssLın im Juni 1972 wie- 
der eingefangen hatte, be- 
dauerte die Polizei: »Eine 
Überprüfung der Schrift- 
stellerin Luise RınsEr, die 
sich zur Zeit im Stuttgarter Raum aufhält, konnte bisher nicht erfolgen.« 
Auf dem Höhepunkt des »Deutschen Herbstes« erinnert die Illustrier- 
te Ouick an Rınsers Rolle als Sympathisantin der Terroristen. Diverse 
Dichterlesungen fallen daraufhin ins Wasser. Baden-Württembergs Mi- 
nisterpräsident Hans FiLBINGER (CDU) wünschte der Protestbewegung 
viel Erfolg im Kampf gegen Luise Rınser. Diese wiederum setzt — ver- 
filmt unter der Regie ihres Sohnes Stephan — den Kindern unseres Vol- 
kes ein dramatisches Denkmal: In der pseudonymisierten Hauptfigur 
erkennt man die Terroristin Ulrike MEINHOF. 


8 Luise RınsEr, Wer wirft den Stein? Zigeuner sein in Deutschland. Eine Anklage, 
Stuttgart 1985. 

>” An den Kaufhaus-Brandstiftungen in Frankfurt am Main am 2. 4. 1968 wa- 
ren die späteren Mitbegründer der Rote Armee Fraktion, Andreas BAADER und 
Gudrun Enssuin, beteiligt. Zusarnmen mit Thorwald PROLL und Horst SÖHN- 
LEIN legten sie nachts in zwei Kaufhäusern drei Brände und wurden am 31. 10. 
1968 zu jeweils drei Jahren Zuchthaus verurteilt. Der Schaden betrug rund 
zwei Millionen Mark. 

 Butz PETERS, Tödlicher Irrtum. Die Geschichte der RAF, Berlin 2004, S. 135. 
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Haus bei Rom 1971. 
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Als Weggefährtin Willy BRanDTs und Anhängerin seiner Ostpolitik‘' 
wirft sich die »Parteigängerin der undogmatischen Linken« (Ursula Ho- 
MANN) wiederholt fürdie Roten inden 
Wahlkampf. Schreitend Seit’ an Seit’ 
| mit Heinrich BöLt. und Günter Grass 
kämpft die »Diva der Friedensbewe- 
gung« (Der Spiegel) gegen deutsche 
Notstandsgesetze und westliche 
Nachrüstung. Sympathisierend mit 
der nicht weißen Terroristin Angela 
Davis GKPd US<), macht die »Mutter 
Zivilcourage der deutschen Nach- 
kriegsliteratur« (abermals Der Spzege/) 
ä bei Sitzblockaden vor dem US-Stütz- 
punkt Mutlangen mit. 

Im Schmucke des ihr 1977 vom 
liberalen Bundespräsidenten Walter SCHEEL verliehenen »Großen Ver- 
dienstkreuzes des Verdienstordens der BRD bewirbt sich Luise für die 
Grünen um das Amt des Bundespräsidenten, unterliegt aber bei der Wahl 
am 23. Mai 1984 ihrem Gegenkandidaten Richard von WEIZSÄCKER. Von 
der DDR wird sie 1985 mit der Johannes-Bobrowski-Medaille, 1987 mit 
dem Heinrich-Heine-Preis und dem Heinrich-Mann-Preis ausgezeich- 
net. Im indischen Exil führt sie einen »geistespolitischen Dialog« mit 
dem Daı.ar Lama, im iranischen Ayatolla Cuomeinı (1902-1989) sieht 
sie ein »leuchtendes Vorbild für die Länder der Dritten Welt«. 

Von sich behauptet sie: »Ich war jaschon 1932 gegen den Nationalso- 
zialismus, und das sage ich heute nicht etwa, weil ich gerne möchte, daß 
es so gewesen sei.«” Mit ihrer Rolle als fiktive Antifaschistin, die nie im 
Leben etwas anderes gewesen sei, verschmolz die Selbstdarstellerin in 
einem Maße, daß sie ihre gegenteilige Vergangenheit völlig vergaß. Hans 
Dieter SCHÄFER erblickt in diesem Verhalten einen »psychopathologischen 
Reflex, mit dem aus Scham die Fakten mit erstaunlicher Leichtigkeit 
umgewertet wurden«.° 


6 Als »Deutscher Herbst« werden Zeit und Atmosphäre in Westdeutschland im 
September und Oktober 1977 bezeichnet. 

2 T uise Rinser über die von BRANDT am 7. Dezember 1970 in Warschau verüb- 
te Würdelosigkeit: »Um dieses Kniefalls willen wird Brandt in die Geschichte 
der Humanitas eingehen, und man wird von ihm sprechen, wenn niemand mehr 
die Namen seiner Widersacher wissen wird.« (Jose SÄNCHEZ DE MURILLO, Lzse 
Rinser, aaO. [Anm. 9], S. 335) 

@ Friedmar APEL, »Nie sollst du mich befragen«, Rez. zu Jose SÄNcHEZ DE MU- 
RILLO, Luise Rinser, ebenda. 
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Als die Deutschland-Stiftung 1968 den 
sudetendeutschen Publizisten Emil 
FRANZEL mit dem Konrad-ADENAUER- 
Preis auszeichnete, nannte Luise RınsER 
in einem Offenen Brief den Preis eine 
»offizielle Belohnung für Opportunisten« 
und erinnerte daran, daß FRANZEL »zwi- 
schen 1933 und heute von Rot nach 
Braun und von Braun nach Schwarz 
überwechselte«.°* Der Angegriffene 
wehrte sich mit dem öffentlichen Hin- 
weis auf Luisens »braune Schwächean- 
fälle«, die fiktive Äntifantin zog vor Ge- 
richt und blitzte ab: Mit Beschluß vom 
6. November 1968 stellte das Amtsge- 
richt München fest, daß dem Beklagten 
der Wahrheitsbeweis geglückt sei. Luise 
Rınser habe »in der Zeit der nationalso- 
zialistischen Herrschaft ein Gedicht ver- 
öffentlicht, das in dem für die damalige 
Zeit typischen Stil und Inhalt abgefaßt 
ist und bei einem objektiven Leser den 
Eindruck hervorrufen muß, die Verfas- 
serin sei eine überzeugte Nationalsozia- 
listin«. Die zweite Instanz, das Landge- 
richt München I, bestätigte im April 1969 
die Entscheidung und wies die Berufung 
der Klägerin ab (Az.: 46 BS 587/ 1969). 

Mit »rattenhafter Wut« (Heinrich BÖLL) 
verteidigte die »Autorin mit den zwei Ge- 
sichtern« (3sat) ihren angeschlagenen Ruf. 


% Zit. bei: Michael Kı.E:BERG, »Luise Rinsers 
Vergeßlichkeit«, aaO. (Anm. 23), S. 105. 


Michael Kıesgerc stellt in seinem Spiegel-Essay 
fest: »Das Fasziniertsein von und die Hinwen- 
dung zu Führern zieht sich durch ihr gesamtes 
Leben.« Von oben: Luise Rınser mit dem 
koreanischen Diktator Kım Iı SunG 1986; Rınser 
mit dem gewählten Bundespräsidenten Richard 
von WeizsÄcker 1984; Rınser mit dem 14. Dauaı 
Lama 1995. 
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&% „ Wanzen vom 
Leibe«, in: Der 
Spiegel, Nr. 20/ 
1968, S. 58. 

6 Jürgen Martin 
MÖLLER, »Deutsch- 
lands brennendes 
Blut!« in: /zay, 10. 2. 
1988, S. 14. 


© „Verfolgt in alle 
Ewigkeit? Anmer- 
kungen zu Luise 
Rinser«, in: Natio- 
nal-Zeitung, 29. 1. 
1988, S. 5; Diana 
ORENDI, »Luise 
Rinser’s Escape 
into »Inner Emigra- 
tion« in: Neil H. 
DONAHUE u. Doris 
KIRCHNER, Flight of 
Fantasy. New 
Perspectives on Inner 
Emigration in 
German Literature 
1933-1945, New 
York-Oxford 2005, 
S. 199-210, hier: 

S. 203. 


68 Djjana ORENDI 
HinZE, »The Case 
of Luise Rinser. A 
Past That Will Not 
Die«, in: Elaine 
MARTIN (Hg.), 
Gender Patriarchy. 
Fascısm in the Third 
Reich. The Response 
of Women Writers, 
Detroit 1993, 

S. 141-168, hier: 
S. 166, Anm. 3. 
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Kurt ZıEseL, Herausgeber des Deutschland-Magazins, habe ihr die Urhe- 
berschaft am HıTLer-Gedicht untergejubelt, log sie, dies sei ihm durch 
einstweilige Verfügung untersagt worden. Darauf kam es im Dezem- 
ber 1975 neuerlich zum Prozeß. Vom Oberlandesgericht München 
wurde die Verleumderin zum Widerruf ihrer Falschbehauptung verur- 
teilt. Ihre Widerrufserklärung erschien im Mai 1981 im Deutschland- 
Magazin. 

Nach diesen Niederlagen mußte sie ihren gerichtlichen Widerstand 
gegen die Titulierung als »Nazi-Poetin« aufgeben. So kehrte sie zum 
Leugnen zurück. Zunächst bestritt sie die Urheberschaft am HITLER- 
Gedicht, dann erklärte sie es zu einem im Gemeinschaftswerk von NS- 
Gegnern im Arbeitsdienst, darunter Berliner Kommunisten, die mit 
dem Ausdruck »Führer« vielleicht gar nicht HITLER, sondern STALIN 
gemeint hätten. Von ihr stammten nur ein paar Zeilen, das ganze sei 
als Schock- und Spottgedicht gemeint gewesen, eine Satire, um »die 
Nazis zu veräppeln«.°° 

In der Sendung »Schreiben unterm Hakenkreuz«, im Januar 1988 aus- 
gestrahlt vom Westdeutschen Rundfunk, wusch sie ihre Hände in Unschuld: 
Befragt über die Liste ihrer Publikationen zwischen 1935 und 1945, gab 
sie sich vergeßlich: »In Wirklichkeit war ich von Anfang an gegen die 
Nazis, und ich dachte, man könne manche Sache noch durch Teilnahme 
retten«, redete sie sich heraus.‘° 

»Die meisten Journalisten zeigten sich bereit, die Bedeutung der Ju- 
gendsünden der betagten Dichterin herunterzuspielen, nicht zuletzt im 
Hinblick darauf, daß diese Bewertung von der Masse der Rınser-Vereh- 
rer geteilt wird«, vermutet Diana ORENDI. »Eine Ausnahme bildete die 
National-Zeitung, mit deren Herausgeber sich Luise seit den frühen sech- 
ziger Jahren mit Klagen und Gegenklagen bekriegte. Es ging um die 
Frage, ob das Blatt sie als Nazi-Schriftstellerin bezeichnen dürfe. RiNsER 
verlor die meisten dieser Prozesse, dies mag mit ein Motiv für den Um- 
zug nach Italien gewesen sein.« 

Als Diana ORrEnDI sie dort besuchte und auf die NS-Zeit ansprach, 
geriet Luise in Wut: »Aus Rınsers Reaktion ist zu schließen, daß dieses 
Thema für sie eine Quelle der Qual ist. Wie sich herausstellt, führt direk- 
te Konfrontation in ihrem Fall nicht zur Wahrheit.«”” An Michael KLEE- 
BERG, der sie um Auskunft über die Echtheit des HITLER-Gedichtes bat, 
schrieb sie 1996, »wer ihr zutraue, so etwas jemals geschrieben zu haben, 
mit dem wolle sie nichts zu tun haben«.°® 

Jedes Bemühen, die Wahrheit zu ergründen, versuchte die »streitbare 
Volksschriftstellerin« (/iteraturkritik) zu Lebzeiten mit wüsten Beschimp- 
fungen und der Androhung juristischer Klagen zu unterdrücken. Erst 
nach ihrem »Leben zwischen Wahrheit und Lüge« (Nezes Deutschland) 
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war es möglich, eine Biographie zu erstellen, um mit Unwahrheiten und 
Legenden aufzuräumen. 

Die »Nazi-Pädagogin im Heldenmäntelchen« (Abendzeitung, München) 
sei nach dem Krieg von der Öffentlichkeit in die Rolle der »deutschen 
JEANNE D’ARc« gedrängt worden, beschwichtigt SÄNcHEZ allerdings: Die 
Deutschen hätten eine Integrationsfigur gebraucht - irgendwann habe sie 
dann selbst geglaubt, diese Figur sein zu können. 

Gutmenschlichem Schuldkult huldigte Luise Rınser mit ihrem Ro- 
man Jan Lobe/ aus Warschau (1948), der die Rettung eines polnischen KZ- 
Flüchtlings durch Frau und Tochter eines deutschen Frontsoldaten schil- 
dert. »Als erste Deutsche machte sie nach dem Krieg Front gegen das 
Schweigen über den Holocaust«, lobt Ursula Homann:” Zum Jahrestag 
der »Kristallnacht< schlug Luise am 9. November 1951 den katholischen 
Spitzenpolitiker Alois HUNDHAMMER in die Flucht. Mit Geld und schö- 
nen Worten wolle man das Nazi-Grauen vergessen machen, der Papst, 
der soviel wußte, habe geschwiegen, die Kirche mit den Verbrechern 
gemeinsame Sache gemacht, tobte sie im Münchner Maximilianeum. 
Landtagspräsident HUNDHAMMER verließ aus Protest den Saal. Tags dar- 
auf wehrte die Presse den »Schweren Angriff der Schriftstellerin Luise 
Rinser gegen die Katholische Kirche« ab." 

Ob der Optik setzte sich die »Königin der Ungeniertheit« (Die Wei) 
mit Vorliebe in aufgelassenen KL in Szene. Beim Ausflug nach Ausch- 
witz fällt sie in Ohnmacht angesichts dort ausgestellten Frauenhaares: 
»Die Haare kamen nach Bayern, in eine Textilfabrik bei Ingolstadt, da 
machte man Steifleinen daraus«, kündet der KL-Führer. »Damals trugen 
wirin Deutschland Leichenhaar unter unsern Mantelkragen, wir wuschen 
uns mit Seife aus Leichenfett, hatten Lampenschirme aus Menschen- 
haut und trugen Schmuck aus den ausgeschlagenen Goldzähnen der Lei- 
chen«, schweift Luise weiter und beschwert ihren Schreibtisch demon- 
strativ mit einem Ziegelstein vom Krematorium Birkenau.’? 

Am laufenden »Babycaust« hingegen, dem in die Millionen gehenden 
immerwährenden Abtreibungsmord an ungeborenen Kindern, hat die»ge- 
fühlsstarke Tugendboldin« (Der Spiegel) nichts auszusetzen. Unverschämt 
dreht.die »beharrlichste Ich-Sagerin der deutschen Nachktriegsliteratur« den 
Spieß um und wirft dem Heiligen Vater vor, in seiner Enzyklika Humanae 
vitae” »der Sünde des Mordes Tür und Tor zu öffnen«, da das Verbot der 
Empfängnisverhütung die Abtreibung fördere.’* Fred Duswald 


”* Luise RınseEr, »Offener Brief an den Erzbischof von München-Freising, Ju- 
lius Kardinal Döpfner«, vom 1. 8. 1968, in: Ferdinand OERTEL (Hg.), Erstes Echo 
auf Humanae Vitae. Dokumentation wichtiger Stellungnahmen zur umstrittenen Enzy- 
klika über die Geburtenkontrolle, Essen 1968, S. 44 ff 
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6% Michael KLEE- 
BERG, »Luise Rinsers 
Vergeßlichkeit«, 
aaO. (Anm. 23), 

S. 102. 

”* Ursula Homann, 


»Wer war Luise Rin- 
ser?«, aaO. (Anm. 5). 


7! Jose SÄNCHEZ DE 
MutriLLo, Isse Rin- 
ser, aaO. (Anm. 9), 
S. 265. 


72 Luise RınsEr, 
Grenzübergänge. Tagebuch- 
Notizen, Frankfurt/ 
I. ITS 248 
dies., Saturn auf der 
Sonne, S. 241. 


73 Humanae Vitae, 
abschätzig als »Pil- 
lenenzyklika« be- 
zeichnet, wurde am 
25. 7. 1968 als sie- 
bente und letzte En- 
zyklika des Papstes 
Paur VI. veröffent- 
licht. Sie trägt den 
Untertitel »Über die 
rechte Ordnung der 
Weitergabe des 
menschlichen Le- 
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! Wikipedia-Artikel 
»Spiegel-Affäre«. 
URL: http: // 
de.wikipedia.org/ 
wiki/Spiegel- 
AFWC3KAA4re 

? Ronald BERT- 
HOLD, »Überreakti- 
on mit Langzeit- 
wirkung«, in: Junge 
Freiheit, 41/12 vom 
5. Oktober 2012, 
S. 19. 


Bundeswehrübung 
mit einer US-Rakete 
des Typs »Honest 
John: im Jahre 1959. 


Die Spiegel-Affäre 1962 


Die Spzegel-Affäre 1962 gilt bis zum heutigen Tag als Geburtsstunde ei- 
ner kritischen Öffentlichkeit in der Bundesrepublik Deutschland. Ange- 
sichts einer Obrigkeit, die gegen ein mißliebiges Presseorgan repressiv 
vorgegangen sei, habe sich unter den Bundesbürgern erstmals ein spon- 
taner und engagierter Protest formiert. Indem Wikzpedia-Artikel zur Spze- 
gel- Affäre heißt es: 

»Die Spzege/-Affäre 1962 war eine politische Affäre in der Bundes- 
republik Deutschland, bei der sich Mitarbeiter des Nachrichtenmagazins 
Der Spiegel auf Grund eines kritischen Artikels der Strafverfolgung we- 
gen angeblichen Landesverrats ausgesetzt sahen. Es war das erste Ereig- 
nis in der Nachkriegsgeschichte, zu dem die westdeutsche Öffentlichkeit 
spontan und engagiert politisch Stellung nahm, weil sie darin einen Ver- 
such sah, ein mißliebiges Magazin zum Schweigen zu bringen. Der Aus- 
gang der Affäre, in deren Verlauf die Bundesregierung umgebildet wer- 
den mußte, wird aus heutiger Sicht als Stärkung der Pressefreiheit in 
Deutschland angesehen.«' 

In der Tat blieb es bis heute in der Bundesrepublik einmalig, daß die 
Obrigkeit mehr als einen Monat Redaktionsräume von Polizei besetzen 
läßt und Journalisten an ihrer Arbeit zu hindern versucht — ein offener 
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—— Angriff auf die Pressefrei- 
heit. Deren schleichende 
Aushöhlung hat sich aller- 
dings in der Zwischenzeit 
stetig fortgesetzt und wur- 
de von der Presse selbst 
vorangebracht, denn diese 
verhält sich in der Gegen- 
‚ wart überwiegend staatstra- 
gend und enthält sich har- 
scher Kritik am 


Zu Beginn der sechziger 
Jahre verhielt sich dies noch 
ein wenig anders. Vor dem 
“ Hintergrund der Kubakrise, 
=) die im Herbst 1962 die Welt 
“an den Rand eines Atom- 
krieges brachte, erschien am 10. Oktober 1962 im Nachrichtenmagazin 
Der Siege! von dem stellvertretenden Chefredakteur Conrad AnLERS der 
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Artikel »Bedingt abwehrbereit«. AHLERs, der 1968 der SPD 
beitrat und in der Amtszeit von Bundeskanzler Willy 
BrAnDT (SPD) 1969 bis 1972 als beamteter Staatssekre- 
tär dessen Regierungssprecher war, stellte unter Berufung 
auf Ergebnisse des NATO-Manövers »Fallex 62« die Be- 
hauptung auf, daß die Bundeswehr nicht dazu fähig sei, 
einen Angriff des Warschauer Pakts mit konventionellen 
Waffen abzuwehren. Nur durch Einsatz von Atomwaf- 
fen könne ein Angriff des Ostens abgewehrt werden.’ 


Wie es weiterging, ist bekannt: Nachdem der Freiherr | 


VON DER FIEYDTE — damals im Rang eines Obersten der 


Reserve stehend — gegen die Redaktion des Spiege/s Straf- W 


anzeige wegen Landesverrats erstattet und die Bundes- 
anwaltschaft beim Bundesverteidigungsministerium — ge- 
leitet von Franz-Josef Strauss (CSU) — ein Gutachten 
eingeholt hatte, kam es zu den gewünschten Haftbefeh- 
len (23. Oktober 1962). Die erließ der Ermittlungsrich- 
ter beim Bundesgerichtshof, und sie betrafen mehrere Re- 
dakteure des Spiege/s, worunter sich auch Conrad AHLERS 
sowie der Chefredakteur und Herausgeber Rudolf AuG- 
STEIN befanden. Während letzterer sich am 26. Oktober 
stellte, wurde ArıLERS auf Veranlassung von STRAUSS im 
Urlaub in Spanien von der dortigen Polizei verhaftet. Daß 


Strauss im Bundestag leugnete, in diese Vorgänge ver- | 


strickt zu sein, brachte ihn als Verteidigungsminister zu 
Fall. Denn Bundeskanzler Konrad ADENAUER (CDU), der 
die Handlungen von Strauss gebilligt und ihn zu Beginn 
gedeckt hatte, ließ ihn fallen, als die fünf FDP-Bundes- 
minister aus Protest gegen STRAUSS geschlossen zurück- 
traten. In dem am 19. November 1962 neu gebildeten 
Bundeskabinett war STRAUSS nicht mehr vertreten. Doch 
er verzichtete darauf, ADENAUER als seinen Komplizen 
bloßzustellen, und somit konnte der Kanzler (»Wir ha- 
ben einen Abgrund von Landesverrat im Lande«, 7. No- 
vember 1962 im Bundestag) bis zu seinem ohnehin fest 
vorgesehenen Rücktritt am 15. Oktober 1963 im Amt blei- 
ben.* 


? Ebenda. 

* Vgl. aus der Vielzahl von Literatur zu der ‚Spzege/- Affäre: Hans- 
Joachim Schörs (Hg.), Die Spiegel-Affare des Franz Josef Strauß, Rein- 
bek bei Hamburg 1983; David SCHOENBAUM, Ein Abgrund von 
Landesverrat. Die Affäre um den »Spiegel«, Neuauflage, Berlin 2002. 


Von oben: Die Verhaftung von Spie- 
gel-Herausgeber Rudolf Aucstem am 
27. Oktober 1962 - er blieb 103 Tage 
in Haft; Conrad AHıers nach seiner 
Verhaftung in Frankfurt/M. 
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5 Jan Sejna, We will 
bury yon, London 
1982. Der Titel 
dieses Buches (dt.: 
Wir werden Euch 
begraben) beruht 
übrigens auf einem 
berühmten Aus- 
spruch von KPdSU- 
Generalsekretär 
Nikita S. CHRU- 
SCHTSCHOW. Er 
tätigte ihn am 18. 
November 1956 bei 
einem Empfang 
westlicher Botschaf- 
ter in der sowjeti- 
schen Vertretung in 
Polen. 
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Wie aber gelangten die Dokumente, die die Spiege/-Affäre auslösten, 
überhaupt in die Hände des Hamburger Nachrichtenmagazins? Stamm- 
ten diese Informationen etwa gar von kommunistischen Geheimdien- 
sten? Bis in unsere Tage ist die Frage der Herkunft nicht wirklich geklärt 
worden. Die These, daß Geheimdienste des Ostblocks hinter dem Gan- 
zen steckten, wurde wesentlich von dem 1968 in den Westen übergelau- 
fenen CSSR-Geheimdienstoffizier Jan SEJNA genährt, der der CIA sein 
immenses Wissen preisgab. In seiner enthüllenden Publikation mit dem 
Titel We wzll bury yon’, von der bislang keine deutsche Ausgabe existiert, 
berichtet SEINA, der Ostblock habe alles getan, um die CDU/CSU und 
speziell ihre Anführer — wie etwa Franz Josef Strauss — in Verruf zu 
bringen. Durch hervorragende Verbindungen zu westdeutschen Maga- 
zinen seien diese Diffamierungskampagnen ohne Probleme möglich ge- 
wesen.° 

1977 willes Walter Harn, ein US-amerikanischer Geheimagentmit öster- 
reichischen Wurzeln, von Überläufer Sejna noch expliziter vernommen 
haben: Es sei vom Ostblock Berechnung gewesen, mittels Veröffentlichung 
der NATO-Papiere durch den Spzege/ einen Skandal auszulösen und so 
STRAUSS unter Druck zu setzen. Bei seinem leicht aufbrausenden Wesen 
habe man eine Überreaktion von ihm einkalkuliert, mit der er sich noch 
stärker in Schwierigkeiten bringen würde. Laut Sena war der damalige 
Innenminister der CSSR und Leiter der dortigen Staatssicherheit, Rudolf 
BaraK, Urheber der Spzege/-Operation.” Ilja DscHIRKWELOW, früher beim 
KGB, sagte überdies aus, der Sekretär des ZK der KPdSU, Boris N. PoONo- 
MARJOW, habe eingestanden, daß der Ostblock den Spzege/ zu einer Diskre- 
ditierung von STRAUSS benutzt habe.® 

Die hier wiedergegebenen Informationen hat übrigens der am 4. Au- 
gust 2012 im Alter von 94 Jahren verstorbene Anglo-Australier Brian 
CROZIER gesammelt. Er war als Globetrotter u. a. Journalist und Publi- 
zist, aber auch politisch tätig — und zwar für alle wesentlichen Spionage- 
organisationen des Westens. Antikommunist aus Überzeugung,’ hat Cro- 
ZIER mit seinen Berichten über die Spiege/-Affäre erstaunlicherweise in 
der Bundesrepublik Deutschland kaum Resonanz gefunden. Die von 
ihm betonte Rolle des Ostblocks kommt in den Berichten hierzulande 
so gut wie gar nicht zur Sprache, und die Literatur dazu ist bis heute 
nicht einmal ins Deutsche übersetzt worden — bezeichnend. 


Matthias Gallas 


° Vgl. dazu: Junge Freiheit, Nr. 41, 2012, S. 19. 

"Vgl. dazu: ebenda. 

® Vgl. dazu: ebenda. 

° Vgl. in diesem Zusammenhang seine Autobiographie: Brian CROZIER, Free 
agent. The unseen war, 1941-91, New York 1993. 
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Bei Attentaten auf jüdische Synagogen und Gemeindehäuser in der Bun- 
desrepublik wurden und werden in der Öffentlichkeit meist zunächst 
Angehörige der Rechten als Täter vermutet. Wenn sich Spuren zu linken 
Vereinigungen auftun, werden derartige Hinweise von den ermittelnden 
Behörden oft weniger beachtet oder ganz vernachlässigt. So wurde auch 
das Attentat vom 9. November 1969 — am Jahrestag der »Kristallnacht« — 
auf das Berliner jüdische Gemeindezentrum zunächst den Rechten in 
die Schuhe geschoben. Eine Bombe war in dem Gebäude niedergelegt 
worden, die nur nicht explodierte, weil die Drähte bereits korrodiert wa- 
ren. Der damalige Chef der Berliner jüdischen Gemeinde, Heinz GALIN- 
sKI, rief sofort entsetzt einen »Aufstand der Anständigen« gegen die ver- 
muteten rechten Täter aus. 

Die ersten Spuren bei diesem Anschlag wiesen jedoch auf linke Täter 
hin, und da es dabei blieb und keine rechten Terroristen gefunden wer- 
den konnten, versandete die Nachforschung. Auch als wenige Monate 
später im Februar 1970 ein Attentat auf ein jüdisches Altenheim in Mün- 
chen durchgeführt wurde, bei dem sieben Bewohner ums Leben kamen, 
blieb dieses Verbrechen unaufgeklärt, wobei von der Polizei Indizien für 
Täter aus dem linken Milieu entdeckt wurden. 

Im Jahre 2005 erschien das Buch Die Bombe im jüdischen Gemeindehaus, 
in dem der promovierte Politologe Wolfgang KraushAaAr, der am Ham- 
burger Institut für Sozialforschung tätig war, seine jahrelangen Recher- 
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' Wolfgang Kraus- 
HAAR, Die Borrbe im 
‚füdischen Gemeinde- 
haus, Hamburger 
Edition, Hamburg 
2005. 


Das jüdische 
Gemeindehaus in 
der Berliner Fasanen- 
straße. 
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chen zum oben erwähnten Attentat von 1969 veröffentlichte. Diese er- 
gaben unter anderem: 1973 wurde der Westberliner Linksextreme Mi- 
chael Baumann von DDR-Grenzern gefangengenommen und längere 
Zeit verhört. Die nach der Wende einsehbaren Stasi-Protokolle dieser 
Vernehmung sagen Entscheidendes aus. Darin hatte Baumann als Haupt- 
täter des Anschlags auf das Gemeindezentrum Albert FICHTER, der un- 
ter den Spitznamen »Abbi« und »Udox tätig war, genannt. Als der spätere 
Buchautor KRAUSHAAR FICHTER persönlich befragte, gab dieser zu, die 
Bombe in das Gemeindezentrum gelegt zu haben. Durch eine weitere 
Zeugin wurde diese Aussage bestätigt. Nun kam auch heraus, daß der 
Verfassungsschutzagent Peter UrBacH die Bombe geliefert hatte. »Gei- 
stiger Kopf und Anstifter des antijüdischen Terrors aber war nach Aus- 
sage FICHTERs und Ermittlungen KrausHnAArs der APO-Aktivist Dieter 
KUNZELMANN. Mitbegründer der »Kommune K«, der ersten linksradikalen 
Wohngemeinschaft Deutschlands.« Von diesem werden zahlreiche anti- 
semitische Äußerungen überliefert. Später, im Herbst 1973, wurde Kun- 
ZELMANN wegen anderer Straftaten zu einer Haftstrafe von 21 Monaten 
verurteilt. 

Nach dem Erscheinen des Kraushaar-Buches stellte die Süddeutsche 
Zeitung die berechtigte Frage: »Was wußten eigentlich die Behörden, und 
wurde in Berlin die Strafverfolgung eines geplanten Mordanschlags gar 
von Amts wegen vereitelt? Das müßte dann auch heute noch justiziabel 
sein!« Doch auch der Waffenlieferant Peter UrBacı wurde nicht zur Re- 
chenschaft gezogen. 

Der Buchautor KrAUSHAAR urteilt, daß »eine deutliche, antisemitische 
Spur durch die Praxis des linken Terrorismus« geführt habe, eine Spur, 
»die von Texten von Ulrike MEINHOF über die Selektion jüdischer Passa- 
giere in Entebbe 1976 bis zum Mordanschlag auf russische Juden 1991 
reicht, an dem die RAF beteiligt war.«° 

Rolf Kosiek 


? mb, in: Nation-Europa, Nr. 9, 2005, S. 25. 
? Ebenda. 
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Zum Traditionserlaß der Bundeswehr von 1992 


Die Bundeswehr tut sich schwer mit ihrer Tradition. Sie wurde zwar von 
Tausenden von Offizieren aus der Wehrmacht des Zweiten Weltkrieges 
aufgebaut, darunter von Hunderten von Ritterkreuzträgern, deren Dienste 
und Erfahrung man gern sich bediente, hat sich aber zunehmend im 
Geiste der inneren Führung von der Wehrmacht entfernt und unter SPD- 
Verteidigungsministern sich schließlich ausdrücklich von ihr distanziert. 
In der Zentralen Dienstvorschrift (ZDV) der Bundeswehr von 1992 hat 
sie sich ganz von der Wehrmacht losgesagt. Die Führung der Bundeswehr 
hat dann auch jede Zusammenarbeit mit dem Orden der Ritterkreuzträger 
abgelehnt und sie der Bundeswehr untersagt. 

Zur Richtigstellung sei die Erklärung eines Obersten der Bundeswehr, 
1939 bis 1945 Frontsoldat (Infanterist) von Verdun bis Stalingrad und 
vom Monte Cassino bis zum Plattensee, angeführt. 

»Im Gegensatz zu den Bestimmungen der neuen ZDV 10/1 der Bun- 
deswehr: lassen eine Bindung der Tradition an die Wehrmacht. ... nicht 
zus, stelle ich zur Traditionswürdigkeit der Deutschen Wehrmacht fest: 

1. Die Kriege Deutschlands von 1939 bis 1945, darunter insbesonde- 
re auch die gegen Polen und Rußland, waren mindestens ebenso »ge- 
recht« wie zahlreiche Kriege der Siegermächte in aller Welt nach 1945! 

2. Deutschland führte Krieg gegen eine haushohe militärische Über- 
macht. So standen sich zum Beispiel am 22. Juni 1941 gegenüber: deut- 
scherseits rund 5600 Panzer (davon im Osten nur 3200 Panzer bei insge- 
samt 3,8 Millionen Soldaten) und sowjetischerseits rund 20000 Panzer 
(bei insgesamt 4,7 Millionen Soldaten im Westteil der Sowjetunion). 

Dem Kampf der Deutschen Wehrmacht gegen die Sowjetunion ist es 
allein zu verdanken, daß Westeuropa und Westdeutschland nicht dem so- 
wjetischen Imperium einverleibt und bolschewisiert wurden. Wir haben 
der Welt 1941-45 die Augen geöffnet, welches gewaltige Militärpotential 
in der Sowjetunion für die Weltrevolution angehäuft worden war. 

3. Die deutsche Wehrmacht wurde in einem historisch einmaligen 
Ausmaß aus den eigenen Reihen heraus verraten, und dies insbesondere 
auch durch deutsche Offiziere in den höchsten Stäben. 

So erhielten zum Beispiel die Sowjets während des gesamten Ostfeld- 
zugs täglich die deutschen Frontanweisungen aus Berlin (Deckname des 
Absenders war »Lucys, offensichtlich im Oberkommando des Heeres) 
über einen Verbindungsmann in der Schweiz — Alexander FooTs (Lau- 
sanne). Dieser gab das genaue Angriffsdatum sowie Stärke und Gliede- 
rung der deutschen Ostarmee nach Moskau durch, ferner stets — also 
fortwährend — Angriffsrichtungen und -ziele der deutschen Einzelope- 
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Volker RüHe (CDU), 
ab 1992 Verteidi- 
gungsminister, ent- 
schied, das beabsich- 
tigte Traditionskapitel 
nicht in die Zentrale 
Dienstvorschrift der 
Bundeswehr aufzu- 
nehmen. 
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rationen.? Dennoch haben die deutschen Soldaten die großen Anfangs- 
erfolge in (dem voll kriegsbereiten und mit seinen Truppen in Angriffs- 
dislozierung befindlichen) Rußland erzielt. 

Wie großartigmuß in Anbetracht des dargestellten Verrats ihr Kampf- 
geist gewesen sein, zumal wenn man bedenkt, daß von den mehr als 10 
Millionen deutschen Soldaten jeweils nur etwa eine Million im Kampf- 
einsatz standen! 

Wir haben einen gerechten Kampf geführt und haben als Soldaten 
nichts zu bereuen! Der tapfer, opferbereit und ehrenhaft für sein Volk 
und Vaterland kämpfende deutsche Soldat der Wehrmacht ist deshalb 
ein einzigartiges Vorbild auch für die derzeitigen deutschen Streitkräfte.« 


Hans Gierschke 


' Marschall Scııukow hält in seinen Erinnerungen und Gedanken (1969) zum Bei- 
spiel fest, daß laut Erklärung des sowjetischen Vertreters in der Sitzung der 
Militärmission der UdSSR, Großbritanniens und Frankreichs am 15. 8. 1939 in 
Moskau die Sowjetunion im Falle eines Krieges gegen Deutschland innerhalb 
von 20 Tagen 120 Infanteriedivisionen, 16 Kavalleriedivisionen, 5000 schwere 
Geschütze, bis 10000 Panzer und bis 5500 Flugzeuge zum Durchmarsch ins- 
besondere durch Polen bereitstellen wird. (Die Polen verweigerten jedoch da- 
mals den Durchmarsch, und so scheiterte dieser Plan zunächst.) Nach Scnu- 
KOW erhielt die Rote Armee von der Industrie allein vom 1. 1. 1941 bis 22. 6. 
1941 rund 90000 neue Geschütze und über 7000 neue Panzer (deutsche Pan- 
zer im Osten am 22. 6. 1941: 3200). 

? Nach Ploetz, Geschichte des Zweiten Weltkrieges, 1960, 2. Teil, S. 817. Außerdem 
sei zum Beispiel verwiesen auf den laufenden Verrat der Angriffstermine für 
den Westfeldzug durch den Obersten OsTEr (unter Admiral Canarıs), den Ver- 
rat durch die ‚Rote Kapelle bis 1943 und die irreführenden Prognosen des 
GEHLEN-Dienstes über die sowjetischen Angriffsschwerpunkte im Herbst 1942 
(als — neben dem Oberbefehlshaber der Wehrmacht — auch jeder erfahrene 
Obergefreite mit Hilfe einer Gesamtlagekarte den Haupt-Angriffsschwerpunkt 
Stalingrad leicht hätte voraussagen können). 

? So erlebte ich zum Beispiel als zur Front fahrender Wiedergenesender im 
Sommer 1942 von Krakau aus über Kiew, Charkow usw. ukrainische Städte, in 
denen sich mehr deutsche Soldaten als einheimische Zivilisten aufzuhalten schie- 
nen — während ich schließlich nach Rückmeldung bei General von HARTMANN 
am Don südlich Kalatsch (kurz vor dem Angriff auf Stalingrad) eine Schüt- 
zenkompanie mit 12 Mann Gefechtsstärke und 2 LMG führte, die einen Ab- 
schnitt von ca. 3 km Breite zu verteidigen hatte. Ein besonderes Kapitel ist 
schließlich der erlebte monatelange Nicht-Einsatz großer kampferfahrener 
Reserven in Divisionsstärke in einer kritischen Operationssphase unmittelbar 
westlich des Einschließungsringes von Stalingrad. Zu welchem Urteil kam wohl 
damals ein denkender und kriegserfahrener Soldat? 
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Die Märchen des Simon Wiesenthal 


Anderenorts' haben wir schon über Simon WIESEN- 
THaL und seine Legenden geschrieben und dabei eine 
ganze Reihe von falschen Darstellungen des »Nazijä- } 
gersc angeführt. Die Liste soll um weitere Beispiele 
vermehrt werden. 

Am 25. Mai 1945 tischte WIESENTHAL dem »US 
Camp Commander Mauthausen« auf, daß seine EI- 
tern von den Nazis ermordet worden seien. »Wäh- 
rend dieser Zeit geriet mein Leben mehrmals in höch- 
ste Gefahr, und ich verlor beide Eltern, die von den 
Nazis umgebracht wurden.« Dagegen schrieb er in 
seinen Erinnerungen Mörder unter uns von 1967, daß 
sein Vater als k. u. k. Reserveoffizier 1915 im Ersten 
Weltkrieg an der Front fiel und daß sein Stiefvater in 
ein »sowjetisches Gefängnis verbracht« wurde, »wo 
er bald darauf starb«. 

Über seine Haft in Konzentrationslagern machte er sehr unterschied- 
liche Angaben. So sprach er einmal von fünfzehn verschiedenen Lagern, 
zu denen er überführt wurde; das andere Mal gab er elf Lager an, dann 
führte er acht Lager auf. 

Der österreichsiche Bundeskanzler GORBACH bedauerte, daß WIESEN- 
THAL alte Wunden wieder aufreiße. Bundeskanzler KrEısky, selbst von 
jüdischer Abstammung, erklärte, daß WIEsENTHALs Tun »von Haß dik- 
tiert« sei und bestenfalls als eine »gefährliche G’schaftelhaberei« bewer- 
tet werden könne. Er bezichtigte den »Nazi-Jäger«, mit den Methoden 
der Mafia zu arbeiten. 

Bei seiner Verabschiedung aus Österreich erklärte dessen Bundeskanz- 
ler SctiüsseL: »Er hat vorgelebt, daß die Genauigkeit im Umgang mit der 
Wahrheit unabdingbar ist.« Richtiger ist aber wohl, was die ARD am 8. 
Februar 1996 in ihrer Sendung »Panorama« brachte: »WIESENTHAL hat 
ein gebrochenes Verhältnis zur Wahrheit. Er ist mehr Maulheld als Held. 
Er ist hoch dekoriert mit falschen Lorbeeren.«* 

Der Spiegel? beschreibt WIESENTHALs Aufspüren Anton BURGERSs so: »Ein 
Irrtum. Ein glücklicher Beifang. Der Tippgeber Simon WIESENTHAL feier- 
te den Zufallstreffer kurz nach Kriegsende: Natürlich sei er dabei gewesen, 
malte WIESENTHAL aus... Aufhebens um sich und seine Erfolge zu ma- 
chen war die Masche des Nazi- Jägers, der darob weltberühmt wurde.« Selbst 
WIEsENTHaLs Biograph, der israelische Autor Tom SEGEV,° attestiert ihm 
eine schädliche »Neigung zu Phantastereien«. Rolf Kosiek 
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Simon WiESENTHAL. 
Er soll - nach eige- 
nen Angaben — 
1200 »Nazis« vor 
Gericht gebracht 
haben. Bruno KRreı- 
sky meinte sogar: 
»Ich warte nur dar- 
auf, daß Herr Wiıe- 
SENTHAL nachweist, 
daß auch ich bei 
der SS gewesen 
bin.« Zitiert in: Der 
Spiegel, aaO. 
(Anm. 5), S. 55. 


! Rolf KosiEk u. 
Olaf Rose (Hg.), 
Der Große Wendig, 
Bd. 2, Grabert, 
Tübingen °2012, 
S. 165ff. 

? Simon WIESEN- 
THAL, Die Mörder 
unter uns, 1967. 


® Gerhard FrEY 
(Hg.), Prominente 
ohne Maske, FZ, 
München 1984, 
S. 485. 

* Zitiert in: Wezt- 
blick, Nr. 75, 
Dezember 2005, 
5.28 


> Der Spiegel, Nr. 36, 
2010, S. 52. 


$ Tom SEGEV, Simon 


W'iesenthal. Die 
Biographie, Siedler, 
München 2010. 
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Zur Zahl der Überlebenden von KLs im Jahre 1999 


Bei den Verhandlungen über die Höhe der Wiedergutmachung an Über- 
lebende war deren damalige Zahl natürlich wichtig. In seiner Studie zur 
Holocanst-Industrie‘ gab Norman G. FINKELSTEIN dazu an: »Während ei- 
ner Besprechung im Außenministerium im Mai 1999 nannte Stuart Eı- 
ZENSTAT eine Gesamtzahl von 70000 bis 90000 noch lebender Zwangs- 
arbeiter, Juden wie Nichtjuden. Damit läge die Zahl der noch lebenden 
jüdischen Zwangsarbeiter bei 14000 bis 18000 (20 Prozent von 70000 
bis 90 000%. 

Aber als die neuerlichen Verhandlungen mit Deutschland begannen, 
»verlangte die Holocaust-Industrie Entschädigungen für 135000 noch 
lebende ehemalige jüdische Zwangsarbeiter. Die Gesamtzahl der noch 
lebenden ehemaligen Zwangsarbeiter (Juden wie Nichtjuden) wurde mit 
Norman G. Finktistein. 250.000 angegeben«.? Und FINKELSTEIN stellte daraus fest: »Anders ge- 
sagt, die Zahl noch lebender ehemaliger jüdi- 
scher Zwangsarbeiter hat sich seit Mai 1999 auf 
fast das Zehnfache erhöht«.? 

Der US-Historiker folgert daraus: »Wenn 
aber heute noch 135000 ehemalige jüdische 
an Zwangsarbeiter am Leben sind, dann müssen 
ee er 9 ungefähr 600000 den Krieg überlebt haben. 
’ TI DIE Das übertrifft die anerkannten Schätzungen um 

(4) BLEI. B mindestens eine halbe Million.«’ Diese Zahlen 
müßten von den Gesamtzahlen der jüdischen 
s Opfer abgezogen werden. »Die Zahlen der 
Wiedergutmachungsdemo im Jahre 1949. Der Je- Holocaust-Industrie nähern sich rasch denen 
ER da Holocaust-Lügner.« Wenn aber 600 000 jü- 
republik Deutschland unter anderem einen jährli- i we ee 2 
chen Pauschalbetrag zur Unterstützung von dische Häftlinge den Krieg überlebt hätten, 
Maßnahmen der medizinischen und der Altenpfle- dann müßten insgesamt sogar 3 Millionen La- 
ge für Holocaust-Überlebende (2013: 136,7 Millio- gerinsassen überlebt haben.’ 
nen Euro. Quelle: Auswärtiges Amt. Rolf Kosiek 


' Norman G. FiNKELSTEIN, Die Holocaust-Industrie. Wie das Leiden der Juden ausge- 
beutet wird, Piper, München 2000, S. 132. 

? Fbenda. 

3 Ebenda, S. 133. 

* Ebenda, S. 133 £. 
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Messerschmidt zu Rheinwiesenlager widerlegt 


Der frühere Leitende Direktor des Militärgeschichtlichen Forschungs- 
amtes (MGFA) in Freiburg, Manfred MESSERSCHMIDT, war gekennzeich- 
net durch seine von Haß erfüllten und abwertenden Äußerungen sowie 
unzutreffenden Feststellungen über die deutsche Wehrmacht. Der an- 
gesehene General d. Bw. KArsT äußerte einmal, MESSERSCHMIDT sei »un- 
rühmlich bekannt für seinen bereits ans Pathologische grenzenden Haß 
auf die Wehrmacht. . . Er durchstreift die deutsche Vergangenheit weni- 
ger als objektiver Forscher denn als Polizist, der Verbrecher sucht«.' So 
war es auch bezeichnend, daß MESSERSCHMIDT versuchte, in der FAZ? 
die Aussagen von James BAacQuEs? über die Hunderttausende von Toten 
unter den deutschen Gefangenen in den Rheinwiesenlagern und ähnli- 
chen im Frühsommer 1945 und die Verantwortung des alliierten Ober- 
befehlshabers Dwight D. EiSENHOWER dafür zu entkräften. Seine Ver- 
harmlosungen wurden kurz darauf von Leserbriefen mehrerer Zeitzeugen 
mit Recht und überzeugend richtiggestellt. Insbesondere ist seine Anga- 
be von nur 3053 Toten in amerikanischen Lagern völlig falsch, und der 
Hinweis auf die vielen Hungertoten unter den russischen Gefangenen 
1941 ist fehl am Platze. 

Der spätere Professor Dr. med. Helmut GÜTTICH, Gauting, schreibt, 
er habe als junger Assistenzarzt an der Universitätsklinik in Köln 1945 
erlebt, wie die Sieger auch frisch Amputierte aus den Lazaretten auf über- 
füllten Trucks in das Lager Remagen gebracht hätten: »Dazu gellen mir 
noch die amerikanischen Kommandos im Ohr: »Mack snell, mack snell 
Das wurde mit Kolbenstößen unterstützt. Es gab niemand, der mir spä- 
ter berichtet hätte, die Verpflegung (in dem US-Lager Remagen, R. K.) 
sei auch nur ungefähr ausreichend gewesen. Alle berichteten über Hun- 
gerund Durst. Wochenlang mußten die Gefangenen in dem überfüllten 
Lager bei Nässe in kalten Nächten kampieren. Niemand nahm auf Ver- 
wundete Rücksicht.« Während die große Zahl russischer Gefangener, 
die MissERSCHMIDT anführte, im Herbst 1941 nicht voraussehbar gewe- 
sen war und deshalb Hungertote zu beklagen waren, kannten die Alliier- 
ten 1945 genau die Menge der auf sie zukommenden Gefangenen. Die 
Verpflegungslager seien gefüllt gewesen, dennoch seien den deutschen 
Gefangenen lange Zeit nichts und dann Hungerrationen zugebilligt, an 


' Zitiert von Generalmajor d. Bw. a. D. Dr. Jürgen SCHREIBER in: »Eine Phalanx 
gegen Dr. Messerschmidt«, in: So/dat im Volk. 


? Manfred MESSERSCHMIDT, »Entstehung und Ende der Millionen-Legende, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 1. 2. 1994. 
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Anweisung an den Landrat von Bad Kreuznach 
vom 9. Mai 1945, der zufolge »unter keinen 
Umständen Lebensmittel [für die Kriegsgefange- 
nen] unter der Bevölkerung gesammelt werden 
dürfen«. 


Dieses Foto verdeutlicht die in den Rheinwie- 
senlagern herrschenden verheerenden Zustände. 
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denen viele gestorben seien Auch für die von 
der Haager Landkriegsordnung verbotenen 
»Transfers« deutscher Gefangener an die Sowjets 
sei EISENHOWER schuldig gewesen. 

Als ein 1945 an die Russen »Transferierter« 
beschrieb Dr. Klaus FanLBusch seine Erlebnis- 
se, wobei den amerikanischen »Wachmannschaf- 
ten wahrscheinlich klar war, was Kriegsgefan- 
genschaft in der Sowjetunion bedeuten könnte«.* 

In einem anderen Leserbrief? heißt es: »Wer 
selbst gesehen hat, wie seine (EISENHOWERs, R. 
K.) Soldaten befehlsgemäß auf deutsche Zivili- 
sten schossen, die Brot oder Kartoffeln über die 
Drahtzäune der sogenannten »Freilager« zu den 
verhungernden Gefangenen zu werfen versuch- 
ten, vermag solche Erscheinungen nicht kühl- 
rational zu betrachten.« 

In einem weiteren Leserbrief° weist ein Ehe- 
maliger des Lagers Bad Kreuznach im Mai und 
Juni 1945 darauf hin, daß die US-Verpflegungs- 
lager gefüllt waren — wie BACQuES auch nach- 
weist — und daß die alliierten Truppen und die 
Zivilbevölkerung genügend hätten versorgt wer- 
den können. Dennoch sei den Gefangenen Hun- 
ger als erzieherische Maßnahme verordnet wor- 
den. MESSERSCHMIDTs Hinweis auf die Lage der 
russischen Gefangenen von 1941 sei mit der der 
deutschen 1945 gar nicht vergleichbar. Die deut- 
schen Verantwortlichen haben 1941 alles getan, 
um der Schwierigkeiten Herr zu werden und die 
russischen Gefangenen zu ernähren. 


Rolf Kosiek 


gene in amerikanisc chen und französist ben res 1945 /1 946, 


Ullstein, Frankfurt/M.-Berlin 1989. 


ting, »Überstellte deutsche Kriegsgefangene nicht ge- 
zählt«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 10. 2. 1994. 


Leserbrief des Dr. Klaus FarıLsuscıı, Darmstadt, 


»Die Opfer des »Transfers«« in: ebenda. 


° Leserbrief des Dr. Albert RıEsTER, Stuttgart, »Frei- 
burger Mohrenwäsche«, in: ebenda. 


Geschichtsfälschung in Ulmer Museum 


In der Zeit vom 11. September 2009 bis zum 10. Januar 2010 fand im 
Donauschwäbischen Zentralmuseum in Ulm eine Ausstellung statt, die 
zuvor in Neusatz (Novi Sad) in der Batschka gezeigt worden war und 
anschließend von Ulm nach Brüssel wanderte. 

Von dieser Ausstellung kann zunächst gesagt werden, daß sie insge- 
samt handwerklich-professionell mit einem graphisch sehr ansprechen- 
den Katalog verbunden wurde. Als Veranstalter zeichneten das Museum 
der Vojvodina und das Donauschwäbische Zentralmuseum in Ulm. In 
dieser Reihenfolge erfolgte auch die Auswahl und die Festlegung der 
Kommentartexte im Katalog. Dadurch, daß die Serben die deutschen 
Mitarbeiter des Donauschwäbischen Zentralmuseums über den Tisch 
ziehen konnten, wurden die Nachkriegsereignisse mit dem nach weisba- 
ren Völkermord zwischen 1944 und 1948 mit rund 64000 Ermordeten 
in völlig einseitiger Weise zugunsten der serbischen Seite und zu Lasten 
der Donauschwaben dargestellt und verfälscht. Dagegen hat weder die 
Augsburger Museumsleitung noch der baden-württembergische Innen- 
minister REscH als Träger und Finanzier, trotz eines massiven Protestes 
von seiten der Donauschwäbischen Kulturstiftung, Einspruch erhoben. 
Im Gegenteil: Nicht einmal der Mangelan Quellenangaben für alle frag- 
würdigen oder gar falschen Angaben hat etwas bewirkt. Eine kleine Aus- 
wahl aus dem Katalog Daheim an der Donau soll die Einseitigkeit und 
Geschichtsfälschung beispielsweise belegen. 


Falschdarstellung der Hinrichtung von 18 Serben am 22. April 
1941 in Pancevo: 

In der Ausstellung wurde ein Bild von einer Hinrichtung optisch über- 
deutlich in den Raum gestellt. Die Aussage dieses Bildes wurde am 13. 
September 2009 in einer Ausstellungsbesprechung von einem Reporter 
als »Auftakt einer unfaßbaren Menschenjagd« bezeichnet und mit Wol- 
lust breitgetreten. 

Richtigstellung: 

Vorausgegangen waren im Jahre 1941 nach der Kapitulation der jugo- 
slawischen Wehrmacht im Raum Pancevo die Ermordung mehrerer Do- 
nauschwaben und Überfälle von Partisanen auf Angehörige der Wehr- 
macht. Als dann auch zwei deutsche Soldaten ermordet wurden, erfolgten 
Gegenmaßnahmen. Bei Razzien wurden 18 bewaffnete Partisanen fest- 
genommen, vor Gericht gestellt und nach internationalem Kriegsrecht 
zum Tode verurteilt und hingerichtet. Die belegten Vorgänge wurden 
von der Staatsanwaltschaft Darmstadt geprüft und das Verfahren am 28. 
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Nach dem Fiasko der 
Anti-Wehrmachtaus- 
stellung steht fest, 
daß es sich bei der 
Ermordung zweier 
deutscher Soldaten in 
Pancevo um einen 
freischärlerischen An- 
schlag gehandelt hat. 
»Ein Standgericht ge- 
nügte den Anforde- 
rungen des damals 
geltenden Kriegsvöl- 
kerrechts in vollem 
Maße.« (Walter Post) 
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—# Br 
September 1973 eingestellt, weil durch Dokumente und Zeugenaussa- 
gen die Rechtmäßigkeit der Hinrichtungen bewiesen wurde. Doch das 
Foto von der Hinrichtung an der Friedhofsmauer wurde weltweit und 
auch in der verfälschenden Wehrmachtausstellung als Beweis für die Bru- 
talität der HEER-REEMTSMA-Wehrmacht mißbraucht. 


Falsche Zahlenangaben der Serben über die geflüchteten Zivil- 
personen: 

Schautafel und Katalog, S. 65: ». . . die deutsche Bevölkerung wurde im Herbst 
1944 evakuiert oder flüchtete für immer.« 

Katalog, S._69: »Die Deutschen Truppen zogen sich zurück, und mit ihnen 
machte sich auch der größte Teil der donauschwäbischen Zivilbevölkerung auf die 
Fucht.« 

Schautafel und Katalog, S. 72: »Der größte Teil von ihnen war noch vor dem 
Vorrücken der Roten Armee im Herbst 1944 geflohen.« 

Katalog, S. 73: »Innerhalb weniger Wochen flüchteten ca. 225.000 Deutsche 
aus der Vojvodina.« 

Katalog, S. 215: »Zur Hand ging dabei der Rückzug des größten Teils der 
Deutschen aus diesem Gebiet infolge der Angst vor der Roten Armee und der Volks- 
befreiungsarmee.« 

Richtigstellung: 

Allein in der Vojvodina lebten vor der Flucht, Ende 1944, insgesamt 
512000 donauschwäbische Zivilpersonen. Davon sind 137 000, also 44 
Prozent, geflüchtet und nicht zurückgekehrt. 375000, also 56 Prozent, 
fielen dem Trro-Regime in die Hände. 
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Falschdarstellung der Vertreibungszahl 
Katalog, S. 73: Vertreibungen aus den Häu- 
sern — Viele oder alle? 

»Viele Donauschwaben wurden aus ihren Häusern 
getrieben.« 


Stellungnahme: 

Bekanntlich befahl die AVNO]J' mit ihrem Be- 
schluß vom 21. November 1944 die Enteig- 
nung aller Deutschen Jugoslawiens, sofern sie 
nicht Partisanenkämpfer waren oder in »ge- 
mischten Ehen« (Ehe mit Slawen oder Magya- 
ren) lebten. Folglich wurde die überwiegende 
Zahl der Donauschwaben »aus ihren Häusern 
getrieben«, enteignet und zwischen Dezember 
1944 und August 1949 in Lagern interniert. 
Nach Auflösung der Lager Anfang 1948 konn- 


ten sie nicht in ihre Häuser zurückkehren. 


Historische Aufnahme: Deutsche Hanfbauern in der Batschka beim Hanfbündeln. Der 
feuchte und zugleich warme Boden der Batschka bot sich den Kolonisten als Hanfbau- 
gebiet geradezu an. Aus: Bernd G. LÄncın, Deutsche Bilder, Augsburg 1990. 
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' Am 26. November 1942 war in Biha im Nordwesten Bosniens unter kommu- 
nistischer Leitung ein Antifasistiko veenarodnod oslobodjena Jugoslavije (Antifaschisti- 
scher Rat der Volksbefreiung Jugoslawiens, AVNO]) als oberstes Legislativorgan zur 


Befreiung der Völker Jugoslawiens ins Leben gerufen worden. 
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Opferzahlen nach jugoslawischen Angaben 

Katalog, S. 216: »Der Zweite Weltkrieg hat großes Leid über die Bevölkerung der 
Vojvodina gebracht und zu einer Veränderung ihrer ethnischen Struktur geführt. 
Einige jugoslawische Forschungen gehen von einer Zahl von 76 000 Getöteten aus. 
Die meisten Opfer waren Serben (33 000), dann Juden (27 000), Deutsche (15 000) 
und andere Ethnien.« 


Stellungnahme: 


Die 15000 getöteten Deutschen entsprechen in etwa den bis Kriegsende 
gefallenen donauschwäbischen Soldaten (nur!) aus der Vojvodina. Die 
Gesamtzahl der Opfer der Donauschwaben aus der Vojvodina im Zuge 
des Zweiten Weltkrieges liegt bei einer Mindestzahl von 73000. Davon 
waren 53 000 Zivilpersonen und 20.000 Soldaten. Davon sind 5000 Sol- 
daten nach Kriegsende in jugoslawischer Gefangenschaft umgekommen. 

Hans Meiser 


Übersicht: Völkermord des kommunistischen TıTo-Regimes 
in Jugoslawien: 


Anzahl der Zivilpersonen der deutschen Volksgruppe: 540.000 
davon fielen unter das Tito-Regime: 200.000 
1941 bis 1944 durch Partisanenüberfälle ermordete Zivilisten: 1.500 
1944 bis 1945 ermordete Männer und Frauen: 9.500 


1944 bis 1948 gingen von 170000 internierten Kindern, 
Greisen und Frauen, vor allem in den Todeslagern, 


meist durch Hunger und Seuchen, elend zugrunde: 51.000 
1944-1946 von in die UdSSR Verschleppten starben: 2.000 
64.000 


Damit sind zusammen von 200000 Zivilpersonen mindestens 64 000 
einem Völkermord anheimgefallen - also fast ein Drittel. 


Die Arbeit des Arbeitskreises Dokumentation in der 
Donauschwäbischen Kulturstiftung, München, ist beson- 
ders verdienstvoll. Er gab u.a. folgende Bücher heraus: 
Leidensweg der Deutschen im kommunistischen Jugoslawi- 
en (4 Bde.), München 1991-1995, und Verbrechen an den 
Deutschen in Jugoslawien 1944-1948. Die Stationen eines 
Völkermordes, München1998. 
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Zum Hitler-Gruß von Joseph Ratzinger 


»X für U — Bilder, die lügen«, hieß eine Ausstellung, die nach einem 
Konzept von Jürgen REICHE erstmals bis Februar 1999 im Bonner »Haus 
der Geschichte: stattfand und seither als Wanderausstellung in zahlrei- 
chen Städten gastierte. Sie führt Grundmuster der Bildmanipulation vor, 
wie sie in den Medien zur Täuschung täglich zur Anwendung kommen, 
aber selten beanstandet werden. So haben die TV-Nachrichten Bilder 
von aufgebahrten Toten in Syrien gezeigt, die angeblich Opfer des staat- 
lichen Terrors geworden wären. Tatsächlich stammten die bereits ein 
Jahr alten Aufnahmen aus dem Irak. 

Die Veranstalter der Wanderausstellung hatten beabsichtigt, auch je- 
nen Bildausschnitt als aktuelles Exponat auszustellen, das seit längerem 
im Internet, unter anderem bei Yoztzbe, einer antikirchlichen Polemik 
dient. Auf dem Bild ist zu sehen, wie Joseph RATZINGER, der spätere 
Papst BENEDIKT XVI., den rechten Arm zum HITLER-Gruß erhoben hat. 
Im Bildkommentar wird das jedenfalls so gedeutet, und dazu wird be- 
hauptet, daß RATZinGER dieser Geste auch ein (schallendes?) »Heil Hit- 
ler!« hinzugefügt habe. 

Von einem Essayisten und Schriftsteller kann und sollte man nicht 
erwarten, daß er wahre Geschichten schreibt. Ein Roman ist kein T’atsa- 
chenbericht. Wenn der Verfasser aber gleichzeitig, wie Eric FRATTINI 
(*1963), als Dozent, Universitätsprofessor in Madrid und Professor an 
Polizeischulen einen Ruf zu verteidigen hat, sollte man annehmen, daß 
er beim Schreiben seiner Bücher die »Fakten« sorgfältig recherchiert hat. 
Leider ist dem nicht so, zumindest im Falle des »R.\TZınGer«-Bildes. Denn 
dieses fand indirekt sogar Eingang in sein letztes Buch.' FrArrinı veröf- 
fentlichte zwar nicht das Bild, zitierte es aber als glaubwürdiges »Doku- 
ment«, das beweise, daß der junge RATZINGER im Gewand eines Priesters 
(!) den HITLER-Gruß entboten und damit seine nationalsozialistische Ge- 
sinnung offenbart habe. 

Tatsächlich handelt es sich bei dem Bild um eine bewußte, gezielt bös- 
willige, antikirchliche Manipulation, die abermals beweist, wieleicht man 
mit Bildern lügen kann — etwa durch Retuschieren oder durch Bildmon- 
tagen. Im Falle des RATZINGER-Bildes lügt aber nicht das Bild selbst — es 
zeigt in der Tat, daß RATZINGER den rechten Arm erhoben hat -, son- 
dern hier lügt der Urheber, indem er das Bild mit einer falschen Unter- 
schrift versehen hat. Das Originalbild stammt nämlich von der Primiz 
(erste Messe), die Joseph RATZINGER gemeinsam mit seinem Bruder Ge- 
orgam Tagnach seiner Priesterweihe am 30. Juni 1951 (!) in der Pfarrkir- 
che von Traunstein feierte. Das ganze Foto dokumentiert den Primizse- 
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gen, den die beiden Neupriester den versammelten Gläubigen spende- 
ten. 

Es hatte also genügt, in boshafter Absicht jenen Teil des Bildes auszu- 
schneiden, der nur den jungen RATZINGER mit erhobenem rechten Arm 
zeigt und den ebenso zum Segen erhobenen linken wegzulassen, und 
schon wurde aus dem segenspendenden Priester RATZINGER per »Bildbe- 
weis der Nationalsozialist RATZINGER. 

Statt des schallenden HıITLER-Grußes erfolgt jetzt ein schallendes Ge- 
lächter in Richtung FratTını. Daß ein renommierter Universitätsprofes- 
sor in einem laut Eigendarstellung »fundierten und quellengestützten 
Sachbuch« nicht nur unkritisch eine üble Manipulation übernimmt, son- 
dern sie als glaubhaften Beweis anführt, ist eines Universitätsprofessors 
unwürdig und nicht hinnehmbar. Es zeigt wieder einmal, daß der quel- 
lengestützte investigative Journalismus in den Medien immer mehr von 
Manipulateuren ersetzt wird. In einem Europa, in dem Politiker ihre Ziele 
mit Lügen und Vertragsbrüchen zu erreichen suchen, verwundert das 
nicht mehr. 


Hans Meiser 


' Eric Frattinı, Jahre der guten Predigt und schlechte Ernten: Geschichten von Päpsten 
Homosexuellen, Pädophilen, verheiratet, inzestuös, pervers, A. Salani Verlag, Mailand 
2010. 
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Die Zeit verweigert Revisionismus 
zum Östfeldzug 


Ab Mitte der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts wurden, vor allem 
in der beginnenden Perestroika in der Sowjetunion, aus sowjetischen 
Archiven und durch Fachleute wie den russischen Militärgeschichtler V. 
SUWOROW!' Dokumente verfügbar, die eindeutig auf den Präventivcha- 
rakter des Ostfeldzuges hinwiesen. Joachim HoFFMAnn, Mitarbeiter des 
Militärgeschichtlichen Forschungsamtes (MGFA) in Freiburg, hatte sol- 
ches schon 1983 in seinem Beitrag für das mehrbändige Standardwerk 
über den Zweiten Weltkrieg angedeutet, weswegen er seinen Beitrag erst 
juristisch erkämpfen mußte.” Sogar in der nicht dem Revisionismus ver- 
schriebenen Frankfurter Allgemeinen Zeitung wurde die neue Sicht 1986 ver- 
treten.? 

Bezeichnenderweise wandte sich dann aber die linkslastige Wochen- 
zeitung Die Zeit’ gegen die neuen Erkenntnisse, weil nicht sein kann, was 
nicht sein darf. Sie versuchte mit zwei ausführlichen Beiträgen aus der 
Linksfraktion des Militärgeschichtlichen Forschungsamtes* von Rolf-Die- 
ter MÜLLER und Wolfram WETTE, die neuen Erkenntnisse abzustreiten 
und mit Häme die alte, Deutschland unberechtigt belastende und von 
STALINn stammende Umerziehungsthese von »HITLERs Überfall auf die 
friedliebende Sowjetunion« zu verteidigen. So wehrte sich MÜLLER ge- 
gen die Neuerungen, indem er einfach erklärte: »Die wissenschaftlichen 
Fragen sind längst beantwortet« — als würden nicht laufend noch neue 
Erkenntnisse zu berücksichtigen sein. Wieviel Neues ergab sich durch 
die Öffnung der sowjetischen Archive? Wie ein alliierter Chefankläger 
stellte MÜLLER die Vorwürfe gegen Deutschland zusammen, die den »An- 


' Viktor SUWOROW »Wer plante wen im Juni 1941 anzugreifen, Hitler oder Sta- 
lin?« in: Rolf KosıEk, Historikerstreit und Geschichtsrevision, Grabert, Tübingen 
1986, S. 200-217; ders., Der Eisbrecher. Hitler in Stalins Kalkül, Klett-Cotta, Stutt- 
gart ?1989; ders, Der Tag M, Klett-Cotta, Stuttgart 1995. 

? Joachim Horrmann, »Die Kriegführung aus der Sicht der Sowjetunion«, in: 
Militärgeschichtliches Forschungsamt (MGFA) (Hg.), Das Deutsche Reich und der 
Zweite Weltkrieg, Bd. 4 Der Angriff auf die Sowjetunion, 1983; ders., »Stalin wollte 
den Krieg«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 16. 10. 1986; Ernst Toritscı, Sta- 
lins Krieg, 1985; Max KLüvEr, Präventivschlag 1941, Druffel, Leoni 1986. 

? Günther GiLLESEN, »Wollte Stalin im Sommer 1941 das Deutsche Reich an- 
greifen, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 20. 8. 1986; ders., in: Frankfurter All- 
gemeine Zeitung, 25. 2. 1987. 

* Rolf-Dieter MÜLLER, »Der andere Holocaust«, in: Die Zezt, 1. 7. 1988; Wolfram 
WETTE, »Verteidigungslügen«, in: Die Zet, 8. 7. 1988. 
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Er eröffnete in den 


achtziger Jahren 
die Präventivkriegs- 
debatte. 


Schon zu Beginn der 
dreißiger Jahre ver- 
stärkte Stauın die Auf- 
rüstung der Sowjet- 
union. Im Jahre 1931 
ordnete der Kreml- 
Chef an, daß die 
Rote Armee jedem 
künftigen Gegner 
überlegen sein müs- 


se. Mit dem schwe- | 


ren Bombern TB-3 
(Baujahr 1934) war 
auch die Möglichkeit 


vorhanden, den Auf- | 


bau der Luftlande- 
truppen voranzutrei- 
ben. 
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griffs- und Vernichtungskrieg« belegen sollten, zählte die angeblichen 
Kriegsziele HITLERs im Osten auf (Lebensraum, Unterdrückung, Welt- 


| eroberung), die seit Men Kampf unverändert geblieben seien, und be- 


schrieb den »anderen Holocaust« — so der Titel seines Beitrages — , den 
die Deutschen mit der Sowjetunion vorgehabt hätten. Er widerlegte nicht 
die neu vorgebrachten Begründungen für den Präventivkrieg, sondern 
wiederholte die herrschende Meinung: »Es ging um die Vernichtung des 
östlichen Nachbarn, um die Auslöschung des russischen Volkes.« Zu 
StaLins Aufmarsch in offenbar offensiver Absicht schwieg er, weil das 
alles für den Präventivkriegscharakter spricht. 

Die »Mär vom deutschen Präventivkrieg gegen Rußland« zu widerle- 
gen, nahm sich Wolfram WETTE in der nächsten Ausgabe der Ze? vor. Er 
wandte sich gegen die »Äußerungen konservativer Historiker (z. B. Klaus 
HiLDEBRAND und Ernst NoLrE), die an der Überfall-These zweifeln und 
statt ihrer die Legende wieder zu verbreiten trachten, HITLER sei STALIN 
vielleicht doch nur zuvorgekommen. Er habe einen »Präventivkrieg« füh- 
ren müssen.« WETTE versuchte gleich im ersten Teil seiner Ausführun- 
gen, anstatt sich mit den Argumenten der Revisionisten zu befassen, diese 
in die rechte Ecke abzudrängen. Parallel zum Historikerstreit von 1986 
seien Versuche »in der rechten Presse« zu beobachten gewesen, »den 
Überfall der deutschen Wehrmacht auf die Sowjetunion zu verharmlo- 
sen, gar als »Präventivschlag« umzudeuten«. Viel Mühe wandte WETTE 
auf, um die Verbindung zur deutschen Rechten darzulegen, also die Fa- 
schismus-Keule zu schwingen, und auf diese Weise die neue Anschau- 
ung unglaubwürdig zu machen: »Am äußersten rechten Rand unseres 
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legende schon immer heimisch. Mit jenen Unbelehrbaren ließ sich je- 
doch um so eher leben, als die seriöse deutsche Presse es mit der wissen- 
schaftlichen Forschung hielt und den Angriffskrieg einen Angriffskrieg 
nannte. Seit dem Sommer 1986 schwappte die Präventivkriegsthese dann 
jedoch über das rechtsradikale Lager hinaus und erhielt zum Beispiel in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung mehr als ein halbes Jahr lang eine Platt- 
form. Exotenmeinungen drohen nun, salonfähig zu werden.« Denn am 
20. August 1986 hatte der Mainzer Journalistik-Professor Günther GiL- 
LESEN einen längeren Aufsatz in der FAZ unter dem Titel »Wollte Stalin 
im Sommer 1941 das Deutsche Reich angreifen?« veröffentlicht. Darin 
bejahte er diese Frage. In einem Beitrag am 25. Februar 1987 in der FAZ 
faßte er das Ergebnis der öffentlichen Diskussion zusammen: »Doch 
förderten die Zuschriften der Kritik und Gegenkritik keinen Tatbestand 
und kein Argument zutage, die das von HOFFMANN und SUVOROV prä- 
sentierte Material der militärischen Aufklärungen hätten entkräften kön- 
nen.« 

In den folgenden Jahren, insonderheit seit dem Zusammenbruch des 
Sowjetstaates um 1990, kamen weitere Dokumente aus Moskau hinzu, 
vor allem die geheimgehaltenen Reden Starıns vom 19. August 1939 
sowie vom 5. Mai 1941, die offen die Angriffsabsichten des Kreml-Herrn 
bewiesen. 

Eine der großen Lügen der Umerzieher und der Linken war damit 
aufgedeckt. Wegen der Rückzugsgefechte wie in der Zeit sollte es noch 
einige Zeit dauern, bis die neuen Erkenntnisse Allgemeingut weiter Kreise 
der Deutschen wurde. 


Rolf Kosiek 
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 Panzerfabrik in der 
| Sowjetunion in den 


dreißiger Jahren. STA- 
Lın bereitete langfri- 

stig eine Großoffen- 

sive auf Westeuropa 

vor. 


Am 5. Mai 1941 er- 


klärte Stauın: »Bei der 
Umsetzung der Vertei- 
digung unseres Lan- 
des sind wir verpflich- 
tet, offensiv zu 
handeln. Wir müssen 
von der Verteidigung 
zur Militärpolitik des 
offensiven Handelns 
übergehen. Wir müs- 
sen unsere Erziehung, 
unsere Propaganda, 
Agitation, unsere Pres- 
se in einem offensiven 
Geist umbauen. Die 
Rote Armee ist eine 
moderne Armee, eine 
moderne Armee aber 
ist eine offensive Ar- 
mee.« 
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Deutscher Historiker kriminalisiert 
Spätheimkehrer 


Wiralle haben noch die Bilder der Jammergestalten vor Augen, als sie in 
Friedland aus den Bussen stiegen, Spätheimkehrer aus Rußland, die Bun- 


Wolfram Werte, 
Jahrgang 1940, pro- 
movierte 1971 in 


München mit einer 
Arbeit zu den Kriegs- 
theorien deutscher 
Sozialisten. Von 
1971 bis 1995 arbei- 
tete er als Historiker 
am Militärgeschicht- 
lichen Forschungs- 
amt (MGFA) in Frei- 
burg im Breisgau. 
1990 habilitierte er 
sich an der Universi- 
tät Freiburg mit einer 
Studie über Gustav 
Noske. Seit 1998 ist 
Wette als apl. Profes- 
sor für Neueste Ge- 
schichte am Histori- 
schen Seminar der 
Universität Freiburg 
tätig. Letzte Veröf- 
fentlichung: Der 
deutsche Überfall 
auf die Sowjetunion, 
Neuausgabe, Verlag 
S. Fischer, Frankfurt 
a. M. 2011. 


832 


deskanzler ADENAUER 1955 der Sowjetregierung in zähem Ringen 
abgehandelt hatte. Es waren die letzten der über zweieinhalb Mil- 
| lionen deutschen Kriegsgefangenen, von denen die meisten in den 
| Elendslagern Sibiriens umgekommen sind. 

Sie alle hatten sich ihr Schicksal nicht ausgesucht, sie waren als 
| Wehrmachtangehörige der Übermacht der Feinde erlegen, in Ge- 
fangenschaft geraten und hatten Furchtbares durchgemacht. Weil 
die Sowjets sie aus Gründen der Rache nicht als Soldaten, son- 
dern als Kriegsverbrecher behandelten, drängte es sie bei der Rück- 
kehr spontan zu beeiden, daß sie sich, entgegen den meist haltlo- 
sen Anschuldigungen sowjetischer Politruk- und Militärrichter, nicht 
strafbar gemacht hätten. Die Hamburger Wochenschrift Die Zeit befrag- 
te dazu den deutschen Historiker für Neueste Geschichte Wolfram WET- 
TE: 


DIE ZEIT: Herr WETTE, als im Dezember 1955 die letzten Gefange- 
nen heimkehrten, leisteten sie einen Eid vor dem deutschen Volk, daß 
sie in Rußland »nicht gemordet, nicht geschändet und nicht geplündert« 
hatten. Was ist dazu Ihre Meinung? 


WETTE: Ein kollektiver Meineid! Typisch für die damalige Zeit. Die 
Verbrechen der NS-Jahre wurden generell verleugnet. Und die Leute, die 
unter ÄDENAUER gegen alles Kommunistische hetzten, waren mitunter 
dieselben, die unter Hr1Ler antibolschewistische Propaganda betrieben 
hatten. 


DIE ZEIT: Überall ging damals die Rede: Die Russen kommen! 

WETTE: Ja, das war die Angstphantasie der Westdeutschen, die der 
Wahrheit nicht ins Gesicht zu blicken vermochten. Sie fürchteten, was 
man den Russen angetan hatte, könnte nun ihnen zugefügt werden. Der 


Antibolschewismus der Nazizeit lebte im Antikommunismus des Kalten 
Krieges fort. 


DIE ZEIT: Wie war das möglich? Wurde über den Ostkrieg nur ge- 


schwiegen? 


WETTE: Nein, überhaupt nicht. Aber daß es ein Krieg war, in dem die 
Deutschen mit allen geltenden Konventionen gebrochen hatten, dar- 
über war nirgends etwas zu lesen. 
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DIE ZEIT: Und die Kriegsursachen — wurde darüber diskutiert? 


WETTE: Es wurde die alte Nazi-Lüge verbreitet, man wäre STALIN nur 
zuvorgekommen. 

DIE ZEIT: Als 1955 die Bundeswehr gegründet wurde, wollte man 
einen Trennungsstrich zur Wehrmacht ziehen. Ist das gelungen? 

WETTE: Kaum. ÄADENAUER hat mal gesagt: Ja, soll ich denn die Bun- 
deswehr mit lauter Leutnants aufbauen? Ich muß doch auf die alten Ge- 
neräle zurückgreifen. 

DIE ZEIT: In welcher Weise prägten sie die Erinnerungskultur der 
Armee? 

WETTE: Zum Beispiel, indem sie durch Nachtübungen verhinderten, 
daß sich die Soldaten bestimmte Fernsehdokumentationen am TV ansa- 
hen. 


DIE ZEIT: Leitete die Wehrmachtausstellung 1995 eine neue Phase 
der Auseinandersetzung ein? 


WETTE: Eigentlich nicht, aber sie sorgte dafür, daß die Öffentlichkeit 
die kritische NS-Forschung zur Kenntnis nahm. 

DIE ZEIT: Wieso konnte sich die Legende von der sauberen Wehr- 
macht so lange halten? 

WETTE: Mehr als 18 Millionen dienten in der Wehrmacht, damit wa- 
ren so gut wie alle Familien betroffen. Und das ist entscheidend für die 
kollektive Erinnerung. Der Widerstand gegen die Wahrheit war gewaltig. 

DIE ZEIT: Haben Sie das zu spüren bekommen? Etwa nach Ihrer 
Veröffentlichung Unternehmen Barbarossa? 

WETTE: Ja, das Buch war umstritten! Viele wollten nicht wahrhaben, 
daß unsere Soldaten Dörfer und Städte in Schutt und Asche gelegt ha- 
ben, daß sie drei Millionen sowjetische Juden umgebracht haben und 30 
Millionen verhungern lassen wollten. 

DIE ZEIT: Hat die Erinnerung an den Rußlandkrieg heute einen fe- 
sten Platz im kollektiven Gedächtnis der Deutschen? 

WETTE: Belegen läßt sich das nicht. Eins aber läßt sich mit Sicherheit 
sagen: Die Schuld am Vernichtungskrieg zu leugnen, ist heute nicht mehr 
möglich. 


Sehr geehrter Herr WETTE, ich habe Ihr Interview aufmerksam gelesen 


und erlaube mir dazu einige Anmerkungen, die, wie ich fürchte, Ihre 
Aussagen kaum bestätigen dürften: 
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Spätheimkehrer 
in Friedland. 


Durch Partisanen ver- | 
stümmelte deutsche | 


Soldaten. Es ist ver- 


ständlich, daß der | 


Anblick solcher 
Greueltaten zu im- 
mer härteren Vergel- 
tungsmaßnahmen 
bewog. Wegen der 
zu erwartenden be- 
sonders brutalen 
Kampfführung der 
Roten Armee wurden 


unter anderem Richt- | 


linien für das Verhal- 
ten der Truppe in 
Rußland verfaßt, dar- 
unter das Merkblatt 
(siehe nächste Seite). 
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Der Eid »vor dem deutschen Volk«, Sie nennen ihn leichthin »Mein- 
eid«, war für die Spätheimkehrer kein Lippenbekenntnis. Es war ein Schrei 


der Erlösung aus der Hölle der Sowjet- 
union und ein Dank an Kanzler ADE- 
NAUER, der sie befreit hatte. Sie wollten 
ihm damit zusichern, daß er Soldaten 
der Wehrmacht die Freiheit zurückge- 
geben hatte, nicht aber Kriminellen und 
Kriegsverbrechern. Eigentlich war ihr 
Eid unnötig, denn damals gab es kei- 
nen einzigen Deutschen, der den 
Kriegsdienst als Verbrechen gebrand- 
markt hätte. Überall auf der Welt galt 
es als Ehrenpflicht des Soldaten, Volk 
und Heimat unter Einsatz des Lebens 
zu schützen. 


Ebenso unnötig war es, »der Wahrheit über den Krieg mit der Sowjet- 
union ins Gesicht zu blicken«, denn die Wahrheit war allgemein bekannt. 
Sie ließ sich in einem Wort zusammenfassen: »Weltrevolution!« Und das 
war kein leeres Wort, wie man uns heute glauben machen will. Schließ- 
lich ist die Weltkriegskoalition der Alliierten darüber auseinander gebro- 
chen. Denn die Westmächte hatten inzwischen erkannt, worum es Mos- 
kau zu tun war. Wollen Sie wirklich ernsthaft behaupten, Ilerr WETTE, 
»der Antibolschewismus der Nazizeit lebte im Antikommunismus des 
Kalten Krieges fort?« Denken Sie doch einmal zurück: War es nicht die 
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drängende Sorge der Westalliierten, auch 
Resteuropa könne noch an die Sowjets 
verlorengehen? 

Sie sagen, es war die »Ängstphantasie 
der Westdeutschen, daß die Russen kom- 
men«, was den Westen in Alarmzustand 
brachte. Wer hat denn die Europäische 
Verteidigungsgemeinschaft und später die 


NATO ins Spiel gebracht? Wer drang auf | 


die Wiederbewaffnung der Deutschen? 
Waren es nicht vornehmlich die Länder, 
die uns 1939 den Krieg erklärt haben? 
Gab es außer dem Koreakrieg nicht über- 
all auf der Welt sowjetisch gesteuerte 


Aggressionen? Sprach man nicht vom 


»Dominoeffekt 

Sie sagen es ja selbst, der Rußlandkrieg 
wurde in der Bundesrepublik nicht ver- 
schwiegen. Aber diejenigen, die es betraf, 
sind unter der Last der Traumata einfach 
verstummt. Nur so war es möglich, daß 


die Dinge durch die Wehrmachtausstel- | 
lung auf den Kopf gestellt werden konn- | 


ten. Und Sie werden sich wohl erinnern, 
daß bei dieser Art von Aufarbeitung der 
Kriegsursachen aus Gründen der Umer- 
ziehung nur diejenigen zu Wort kamen, 
die die Wahrheit quasi gepachtet hatten. 
Sie wissen genau, wer das war, denn das 
kam Ihnen ja durchaus zupaß. Und Sie 
müssen sich nicht als Märtyrer aufspie- 
len, weil Sie gelegentlich auch mal Schel- 
te bekommen haben, wie etwa im Mili- 
tärgeschichtlichen Forschungsamt, aus 
dem man Sie hinaus komplimentiert hat. 

Und Sie sagen ganz richtig: »Mehr als 
18 Millionen Menschen haben die Wehr- 
macht durchlaufen, weshalb so gut wie 
alle deutschen Familien betroffen waren«, 
wobei Sie hinzufügen: »was in den Fami- 
lien geschieht, ist oft entscheidend für die 
kollektive Erinnerung«. Das trifft in der 


Sieh’ Dich vor! 


Nach Bekanntgabe an die Truppe zu vernichten. 


Der Sowjetfeind, den wir schagen, hat in allen Kriegen, die er geführt hat, heimtückische 
und unvorstellbar grausame Methoden angewandt, wie sıe dem Charakter des Bolschewamus 
| entsprechen. Die Methoden kennen, heisst gegen sie gewappnet sein. Höchstes Misstrauen 
| istüberafl am Platze. Stelle Dich u. a. auf folgende Arten der sowjetischen Kampfführung ein, 
die Dich nicht überraschen dürfen, und Du wirst dann die Mittel und Wege finden, sie un- 
| schädich zu machen: 
1. Gaskrieg in jeder Form. Verseuchung von Rückzugstrassan auf langer Strecke. — Die 
Gasmasks schützt gegen alle Kampfstolfe. Die Vergeltung ist vorbereitet 


2. Vergiftung von Brunnen, Eu ergehssenen Lebensmitteln und Viehbesländen. — Trinke 
nicht aus Brunnen, sei vorsichtig im Gebrauch von Lebensmitteln, ehe ein Arzt sie ge- 
prüft hat. 


3. Vermischung von Saatkorn und Gill Bakterienkrieg (Pest, Cholera, Typhus). Die vor- 
bereiteten sanitätsdienstächen Massnahmen (Impfen) schützen Dich dagegen. Aber nimm 
auch Du nichts Essbares von Landeseinwohnem an. 


4. Falschsmabsprung von Saboteuren in Zivil _. Gerade im rückwärligen Kampfgebiet gilt 
es, solche Verbrecher sofort unschädlich zu machen, ehe sie unabsehbaren Schaden 
(Vernichtung von Betriebsstofflagern, Brücken usw.) anrichten. 


5. Totstelen und Händehochheben roter Soldaten, dann eier un Kampfes von 
rückwärts. — Sofortige Erledigung solcher Gegner ist Dein gutes R 


6. Hinterhältiges Arschiessen kleiner Abtei und einzelner Leute. Nächtäche Überläle 
auf Posten und rückwärtige Kolonnen. — Sei stets bei Tag und Nacht abwehrbereit zum 
Niedarkämpfen solchen Gegners. 


7. Verwendung von Viehherden und Einwohnern als Deckung von roten Truppen und Frei 
schärtem. — Betritt richt vertwauensseßg harmlos scheinende Dörler, ehe sie nicht als 
feindfrei erkundet sind. 


& Bsschissssn erleuchtster Fenstar. — Verdunkels sofort, wenn Du Licht anmachen musst 


9, Maftahrzaugtalen — Sala Erg undh rose BgeeH Fahren" Werdänn Oich vor 
Überraschungen schützen und die Hindemisse überwinden hei 


| 10. Sadistische Behandhnıg Getangener. — Jeder devische BR mass wissen, dass Ge- 
tungenscheft in deu Händen der rotan Armaa gleichbadeviend Ist mil grassames 
Qu&learsion vod Todi 


Unzählige russische Juden wurden Opfer von Pogromen 
der russischen Bevölkerung, wie hier in Lemberg. 
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Angesichts der ga- 
loppierenden Ent- 
wicklung der Kriegs- 
lage spielten sie eine 
Zeitlang mit dem 
Gedanken, geschlos- 
sen zurückzutreten, 
Von oben: Wilhelm 
Ritter von LE£B, Fe- 
dor von Bock und 
Karl Rudolf Gerd 
von RUNDSTEDT. Der 
Kommissarbefehl 
stieß auf massive 
Ablehnung auf sei- 
ten der Generalität. 
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Tat zu, und die war so nachhaltig, daß es trotz Umerziehung nicht gelun- 
gen ist, den »real existierenden Sozialismus der Sowjetunion« zu ver- 
harmlosen. Auch Millionen Sowjetbürger sind daran zugrunde gegan- 
gen. Jedem Rußlandkämpfer war bewußt, wie hart der Kampf geführt 
wurde, von beiden Seiten. Denn das Kriegsbild bestimmt immer auch 
der Gegner. Der aber war es, der »die geltenden Konventionen gebro- 
chen« hat, nicht die Wehrmacht, und zwar vom ersten Tag an. Sie waren 
ja in der Roten Armee nicht einmal bekannt. 

Ich verstehe gut, wenn Sie es HıTLER verübeln, sich mit einem so bar- 
barischen Gegner wie dem Sowjetregime angelegt zu haben. Doch der 
stand damals vor unserer Tür! Sprungbereit und bis an die Zähne be- 
waffnet. Ein derartiger Akt der Bedrohung ist auch nach heutiger Auf- 
fassung ein Kriegsgrund. Prominenteste Beispiele: die Angriffskriege Is- 
raels gegen Ägypten 1967 und der USA gegen den Irak 2002. Wir haben 
das alles miterlebt. Beide Staaten reagierten damit lediglich auf die Be- 
drohung, die vom waffenstarrenden Aufmarsch der anderen Seite aus- 
ging, und sie erhielten den Beifall der zivilisierten Welt. 

Sie bedauern daß »Abertausende Dörfer und Städte« im Osten ver- 
brannt sind, das bedauerte auch die Wehrmacht. Aber die wenigsten 
wurden von ihr im Kampf in Schutt und Asche gelegt, denn jede Besat- 
zungsmacht ist heilfroh, wenn sie in unzerstörte Quartiere einrücken 
kann. Den Verbrennungsbefehl, wie Sie zweifellos wissen, erteilte STA- 
ıın am 3. Juli 1941, als er zugleich die Vernichtung aller Lebensmittel, bis 
hin zur Ernte auf dem Halm, befahl. Es war der gleiche Befehl, der den 
Sowjets gebot, deutsche Soldaten unterschiedslos zu ermorden, Gefan- 
gene und Verwundete inbegriffen. Und Sie wissen auch, wie genau der 
befolgt wurde, für Hunderttausende bedeutete er das Martyrium. 

Auch dürfte Ihnen inzwischen bekannt sein, daß die von Ihnen er- 
wähnten »Judentötungen« nicht von der Wehrmacht, sondern vor allem 
von der russischen Grenzlandbevölkerung vorgenommen wurden, be- 
sonders in den Baltischen Staaten, Weißrußland, der Ukraine und in Bes- 
sarabien, wo man die Juden der Kollaboration mit den Sowjets verdäch- 
tigte. Über entsprechende Untersuchungen russischer Historiker hat die 
FAZ bereits am 30. Oktober 1999 in mehreren Folgen ausführlich un- 
terrichtet. Daß StaLıns Geheimpolizei sowie HımMLErs SS-Einsatzgrup- 
pen dabei mithalfen, rechtfertigt nicht, die Wehrmacht pauschal zu be- 
schuldigen. Sie hat an zahlreichen Orten das Schlimmste zu verhindern 
gewußt. 

Der »Kommissarbefehl«, den Sie anführen, ist der Wehrmacht eben- 
falls nicht anzulasten. Sie hat ihn entweder einfach umgangen oder aber 
nach Kräften dafür gewirkt, daß er aufgehoben wurde, was im Februar 
1942 auch geschah. HıTLEr selbst war es gewesen, der unerbittlich dar- 
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auf bestanden hatte, nachdem selbst unter den Russen die besondere 
Gefährlichkeit der Politruks und Kommissare bekannt geworden war. 

Für die Absicht der Wehrmacht, 30 Millionen Sowjetbürger in den 
Städten verhungern zu lassen, fehlt, wie Sie wissen, jeder Beweis. Dage- 
gen bleibt unwidersprochen, daß StAaLıns Schreckenssystem Millionen 
von Sowjetbürgern hat Hungers sterben lassen - allein in der Ukraine 10 
Millionen Bauern. die sich dem Kolchosensystem widersetzten. Das 
Schwarzbuch des Kommunismus spricht von 60 Millionen! 

Mag auch der Krieg im Osten wie jeder Krieg als »Verbrechen an der 
Menschheit angesehen werden: Die Befehlsgebung der deutschen 
Heeresführung war nicht verbrecherisch. Das belegen nicht zuletzt die 
Nürnberger Urteile, so ungerecht und einseitig sie im großen und gan- 
zen auch waren. Schließlich war es nicht gelungen, die Wehrmacht als 
»Verbrecherische Organisation« einzustufen, denn der Grundlagenbefehl 
des Oberbefehlshabers des Heeres vom 5. September 1939 hatte seine 
Gültigkeit bis zum letzten Kriegstag behalten. Er lautete: »Die Teilnah- 
me von Angehörigen des Heeres an politischen Exzessen und Exekutio- 
nen ist verboten!« Desgleichen der Zusatzbefehl vom 13. Mai 1941: »Unter 
allen Umständen bleibt es Aufgabe aller Vorgesetzten, willkürliche Aus- 
schreitungen einzelner Heeresangehöriger zu verhindern und einer Ver- 
wilderung der Truppe vorzubeugen.« Bekanntlich konnte die Disziplin 
in der Truppe bis zuletzt aufrechterhalten bleiben. 

Sehr geehrter Herr WETTE, Sie vermitteln ein Bild vom deutschen 
Soldaten in Rußland, das es so nicht gegeben hat. Der Deutsche Bun- 
destag kam in seinem Beschluß vom 24. April 1997 mehrheitlich zu der 
gleichen Auffassung. Darin heißt es: »Der Deutsche Bundestag verwahrt 
sich mit Entschiedenheit gegen jede einseitige und pauschale Verurtei- 
lung der Wehrmacht.« Alle alten Kameraden haben das dankbar aner- 
kannt. 

Das »Unternehmen Barbarossa« sollte in seinen einzelnen Phasen nüch- 
tern und fair überdacht und militärhistorisch neu aufgearbeitet werden. 
Die Nation kann nicht über Jahrzehnte hinweg in ihrer Auffassung dar- 
über gespalten bleiben. Sie sollte sich nicht von einer Minderheit von 
Eiferern und Gutmenschen ohne fachliches Urteil ins Bockshorn jagen 
lassen. Die deutsche Wehrmacht der Jahre 1939-1945 brauchte ihr Licht 
nicht unter den Scheffel zu stellen. Sie wird noch heute wie eh und je 
von den ehemaligen Feindstaaten, die heute unsere Bundesgenossen sind, 
hoch angesehen. 


Andreas Naumann 
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Bundespräsident fälscht zur Wannsee-Konferenz 


Anläßlich des 70. Jahrestages der Berliner Wannsee-Konferenz erklärte 
Bundespräsident WULFF am 20. Januar 2012 auf einer Feierstunde in der 
eingerichteten Gedächtnisstätte am Wannsee: »Dieser Ort ist zu einem 
Ort der kalten Grausamkeit geworden, Auslöser der Vollstreckung eines 
systematischen Völkermordes, ein Ort deutscher Schande.« 

Doch diese Aussage ist falsch. Derartiges wurde an dieser Stelle auf 
der Tagung am 20. Januar 1942 nicht beschlossen. Selbst die von der 
Bundesregierung herausgegebene Zeitung Das Parlament wußte schon in 
ihrer Beilage B-1-2/92, Seite 17, am 3. 1. 1992 zu berichten. »Es ist von 
dieser Beratung wieder und wieder gesagt worden, ihre Teilnehmer hät- 
ten den Mord an den Juden beschlossen... Das falsche Bild bedient 
offenbar ein Bedürfnis. ... Die vorurteilsfreie Kenntnisnahme des »Be- 
sprechungsprotokolls überzeugt davon, daß die Versammelten nichts 
beschlossen, was als gedanklicher oder befehlsmäßiger Ausgangspunkt 
des Verbrechens gewertet werden könnte... Tatsächlich wurde auf der 
Wannsee-Konferenz im eigentlichen Sinne nichts beschlossen.« 

Das geht auch aus dem Wortlaut des Protokolls der Wannsee-Konfe- 
renz hervor, dessen Inhalt und Echtheit an anderer Stelle ausführlich 
behandelt worden sind." 

Daß auf dieser im übrigen nur rund zwei Stunden währenden Konfe- 
tenz nichts derartig Weittragendes beschlossen wurde, geht schon allein 
aus der Tatsache hervor, daß nach 1945 keiner der überlebenden Teil- 
nehmer wegen seiner Mitarbeit an der Konferenz von alliierten oder deut- 
schen Gerichten zur Rechenschaft gezogen, geschweige denn verurteilt 
wurde. Und solches wäre mit Sicherheit erfolgt, wenn sich ein Grund 
zur Verfolgung — etwa ein solcher Beschluß zur Massenvernichtung — 
gefunden hätte. 

Der Bundespräsident hat damit entgegen seinem Eid, für das Wohl 
des deutschen Volkes zu sorgen, dieses Volk unberechtigt belastet und 
öffentlich diesem Abträgliches geäußert. Es wäre seine Aufgabe gewe- 
sen, die historische Wahrheit anzuführen und nicht das falsche, Deutsch- 
land belastende Geschichtsbild der Sieger zu vertreten. 

Zum oben erwähnten Jahrestag der Wannsee-Konferenz erschien in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung ein vierspaltiger Bericht des Zeitge- 
schichtsmitarbeiters Rainer BLasıus,? der auch aus dem Protokoll zitierte. 
Mit keinem Wort ging er auf die Problematik des »Protokolls« und des- 
sen seltsame Entdeckungsgeschichte ein, so daß der Eindruck erweckt 
wurde, daß die herrschende von WULFF ausgedrückte, aber den Tatsa- 
chen nicht entsprechende Meinung die richtige sei. Rolf Kosiek 


BUNDESREPUBLIK 


Bundeskanzlerin übertreibt deutsche Opferzahlen 


Der deutsche Bundeskanzler schwört bei Antritt seines Amtes unter an- 
derem, daß er seine »Kraft dem Wohl des deutschen Volke widmen, sei- 
nen Nutzen mehren, Schaden von ihm wenden« werde.' Bundeskanzle- 
rin Angela MERKEL hat dagegen manches Mal verstoßen, unter anderem 
bei der Übertreibung von Zahlen bei den Deutschen angelasteten Ver- 
brechen und Kriegsopfern. 


1. Bei ihrer Rede zum 70. Jahrestag des November-Pogroms 1938 am 
9. November 2008 bei der zentralen Gedenkfeier in der Synagoge in der 
Rykestraße in Berlin-Prenzlauer Berg erklärte, sie, daß in dieser Nacht 
Flammen aus »1400 Synagogen«? in Deutschland geschlagen seien. Die- 
se seien unübersehbar gewesen, und dennoch habe sich »kein Protest- 
sturm« erhoben. 

Beide Angaben sind falsch und stellen die Schuld der damaligen deut- 
schen Generation in einem viel zu hohen Maße dar. Auch die Über- 
schrift der Sendung des Deutschlandfunks zu diesem Tag, »Als die 
Synagogen brannten«, erweckte den falschen Eindruck, als ob alle Syn- 
agogen in Deutschland oder mindestens die Mehrzahl von ihnen ange- 
brannt worden seien. 

Denn einmal gab es überhaupt in Deutschland um 1938 insgesamt 
nur etwa 1400 Synagogen, und der allergrößte Teil von ihnen wurde 
nicht in Brand gesetzt. Die zwei Tage später, am 11. November 1938, 
von Reinhard HEYDRICH genannte offizielle Zahl der Brandstiftungen und 
Dembolierungen an Synagogen betrug 191, auf der Konferenz bei GÖRING 
am folgenden Tag gab HEYDRrIcH nur noch 101 verbrannte Synagogen 
an,’ also weniger als ein Zehntel der von der Bundeskanzlerin behaupte- 
ten Zahl. Die wirkliche Zahl verbrannter Synagogen dürfte zwischen 
den beiden letztgenannten Angaben liegen. Die Anzahl der durch den 
alliierten Luftterror in Deutschland zerstörten Synagogen dürfte damit 
wesentlich höher sein als die bei dem Pogrom zerstörten, ganz abgese- 
henvonden Tausenden von Kirchen, die den anglo-amerikanischen Bom- 
bern zum Opfer fielen. So sollte nach vielen Medienberichten die Berli- 
ner Neue Synagoge in der Oranienburger Straße in der »Kristallnacht« 
zerstört worden sein,* in Wirklichkeit brannte sie aber im Juni 1943 durch 
einen britischen Bombenangriff.° 

Zum andern gab es viele Proteste gegen diese Handlungen in der »Kri- 
stallnacht«? und einige Synagogen wurden auch durch den mutigen Ein- 
satz Einzelner wie der Polizei® vor der Brandstiftung gerettet. 
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2. Obwohl schon lange’ richtiggestellt worden ist, daß die Zahl der 
polnischen Kriegsopfer von 1939 bis 1945 statt der immer wieder ge- 
nannten sechs Millionen höchstens die Hälfte dieser Zahl betragen kann, 
hat auch Bundeskanzlerin MERKEL die 6 Millionenzahl bei einem Besuch 
in Polen im März 2007 genannt. In ihrer Rede an der Universität War- 
schau erklärte sie: »In der ganzen Zeit des Nationalsozialismus und wäh- 
rend des Zweiten Weltkrieges, der mit dem Angriff Deutschlands auf 
Polen begann, haben mehr als sechs Millionen Polen durch Deutsche ihr 
Leben verloren... Es kann keine Umdeutung der Geschichte durch 
Deutschland geben.« Nach Hinweisen auf die wirkliche Zahl hat sie nicht 
die falsche Zahl als solche verbessert.° 


3. Ebenso hat sie am 11. November 2008, als sie auf den Feierlich- 
keiten zum 90. Jahrestag des Wiedererlangung der Selbständigkeit Po- 
lens in Warschau war, erklärt, daß der polnische Staat nach 123 Jahren 
des Nichtbestehens 1918 wieder gegründet worden sei. Dabei hat sie 
nicht darauf hingewiesen,” daß ein freies Polen nicht erst am 11. No- 
vember 1918, als Marschall Josef Pırsupsk1 in Warschau die Macht 
übernahm, gegründet wurde, sondern bereits am 5. November 1916 
unter der Leitung des Deutschen Reiches und Österreich-Ungarns aus- 
gerufen worden war.'® 


4. Am 24. September 2008 wurde Bundeskanzlerin MERKEL von der 
Polytechnischen Universität Breslau der Ehrendoktor verliehen. In ihrer 
Dankesrede trat sie für die deutschen Rechte auf Ostdeutschland nicht 
ein, sondern erklärte im Gegenteil, daß es eine »Umdeutung der Ge- 
schichte« — im Sinne der Forderungen der Vertriebenen und Flüchtlinge 
— in Deutschland nicht geben werde. Heute könne Polen sicher sein, daß 
Deutschland sich angesichts der schwierigen gemeinsamen Vergangen- 
heit seiner historischen Verantwortung bewußt sei.'' Sie wiederholte auch 
hier die Geschichtsfälschung: »Mehr als sechs Millionen Polen verloren 
durch Deutsche ihr Leben.« 


” Durch Alfred SctiickeL 1979, s. Rolf KOsIEk, »Deutsche als polnische Opfer 
mitgezählt«, in: Rolf KosiEk u. Olaf Rose, Der Große Wendig, Grabert, Tübin- 
gen 2008, Bd. 3, S. 663-666; Rolf KosiEk, Leserbrief »Deutsche mitgezählt«, 
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 31. 12. 2007. 

® Zitiert in: »Gab es sechs Millionen polnische Opfer?« in: National-Zeitung, 30. 
3. 2007. 

? »Polen feiert seine Wiedererstehung«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 12. 11. 
2008. 

'% „Deutsche und Polen nach 191%, in: Rolf KosıEk u. Olaf Rose (Heg.), Der 
Große Wendig, Grabert, Tübingen 2008, Bd. 1, S. 259-262. 

!! „Merkel erhält in Breslau Ehrendoktorg, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 25. 
9. 2008. 


BUNDESREPUBLIK 


Bundeskanzlerin übertreibt deutsche Opferzahlen 


Bi 


3 


5. Als die preußische Treuhand ihren im Namen von 23 Vertriebenen 
angestrengten Prozeß vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschen- 
rechte in Straßburg verloren hatte, erklärte die Bundeskanzlerin gegen- 
über dem bei ihr in Berlin gerade zu Besuch weilenden polnischen Mini- 
sterpräsidenten TUsk, die Sache habe nun ihre »definitive und von beiden 
Regierungen erwartete Lösung« gefunden. Sie bekannte offen ihren Ver- 
ratan den Ostdeutschen: »Dies ist das Ende, auf das wir zusammen seit 
dem Jahre 2004 hingearbeitet haben.« Die Straßburger Entscheidung sei 
»ein wichtiges Signal«. Die Entscheidung bestätige »den Standpunkt der 
Bundesregierung, daß die Klage keine Rechtsgrundlage hatte«.'” Damit 
fiel sie erneut den deutschen Vertriebenen bei deren Kampf um das 
Recht auf Heimat in den Rücken. 


Noch deutlicher gegen die Rechte der deutschen Vertriebenen äußerte 
sich der damals amtierende Bundesaußenminister STEINMEIER (SPD). Er 
halte die oben genannte Straßburger Entscheidung für gut. Damit habe 
der Gerichtshof klargestellt, daß aus der Menschenrechtskonvention ge- 
genüber Polen keine Rückgabeansprüche für das Eigentum Vertriebener 
abgeleitet werden könnten. »Die Entscheidung bestätigt die Haltung der 
Bundesregierung, daß im deutsch-polnischen Verhältnis keine offenen Ver- 
mögensfragen im Zusammenhang mit dem Zweiten Weltkrieg bestehen.«' 

Verständlicherweise äußerte sich die polnische Presse sehr erleichtert: 
Den Polen sei nun »ein Stein vom Herzen gefallen«.'* »Die (polnischen) 
Bewohner der westlichen Gebiete (Östdeutschlands, R. K.) können ru- 
hig schlafen.«'° Rolf Kosiek 
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Schlesier-Treffen 
1951 in München. 
Durch die Entschei- 
dung des Europäi- 
schen Gerichtshofs 
für Menschenrechte 
ist der Verrat an den 
Ostdeutschen nun 
vollzogen: Im Okto- 
ber 2008 erklärte das 
in Straßburg sitzende 
Gericht die Ansprü- 
che für unzulässig. 


'? „Klageabweisung: 
Polen erleichtert«, 
in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
11. 10. 2008. 

3 „Preußische 
Treuhand verliert«, 
in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
10. 10. 2008. 

+ Rzeıspospolita, 
zitiert in: Anm.11. 
5 Gazeta Wyborıza, 
zitiert in: Anm. 11. 
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Hollands Premier beurteilt 
Flächenbombardements 


Am 27. November 2003 erhielt der frühere Bundespräsident Richard 
voN WEIZSÄCKER die Martin-BuUBEr-Plakette verliehen. Die Laudatio 
hielt als »Ehrensalut« der ehemalige Ministerpräsident der Niederlande 
Dries van AGT. Dieser behandelte in seiner Rede, nachdem er unter 
anderem die »Verdienste« des Geehrten für die neue Ostpolitik her- 
vorgehoben hatte, zum Erstaunen aller Zuhörer auch ein Thema, das 
in Deutschland ziemlich tabu ist, das Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit der Flächenbombardements gegen deutsche Zivilisten, Frau- 
en, Kinder und Alte durch die Alliierten im Zweiten Weltkrieg. Der 
holländische Politiker nahm damit eine Richtigstellung in bezug auf 
die von der herrschenden politischen Korrektheit verschwiegenen Ver- 
brechen an Deutschen vor. Bezeichnenderweise wurde auf diese Aus- 
führungen in der deutschen Presse nicht eingegangen. Der Redner trat 


auer. damit in die Fußstapfen des estnischen Staatspräsidenten Lennart MERI, 
der am 3. Oktober 1995 auf der offiziellen Erinnerungsfeier zur deut- 
schen Einigung die Deutschen aufforderte, endlich die »Canossa-Re- 
publik« mit ihrer Schuld- und Reuehaltung aufzugeben. Im einzelnen 
führte der Niederländer aus: 


»Ich wage es, hier die ernste Frage 
| aufzuwerfen, ob nicht schon längst die 
Zeit gekommen sei, über die Verbre- 
4 chen, die im Krieg auch gegen das deut- 
# sche Volk begangen worden sind, in 
Selbstkritik zu sprechen. Die Teppich- 
bombardierungen auf deutsche Städte 
1 — das gleiche geschah übrigens auch in 
i Japan — wurden nicht wegen militäri- 
KreH scher oder der Kriegführung dienlicher 
& Ziele gegen Industrie oder Infrastruk- 

tur ausgeführt, sondern um die Moral 
der Bevölkerung zu brechen. 


y Rn | In Freiburg im Breisgau fielen am 27. Novem- 
2 ü ber 1944 rund 2800 Menschen einem Flä- 
| chenbombardement durch die Royal Air Force 
PR zum Opfer. Der Angriff lief unter dem Namen 
4 ‚Tigerfish«: Der Air Vice-Marshall Robert 
SAaunpeY, ein begeisterter Angler, versah alle 
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Daß dabei unzählig viele 
Bürger, Frauen, Kinder, 
Greise — die kampftüchtigen | 
Männer und sogar Jungen | 
waren fast alle an die Front |#. 
geschickt worden — getötet I, 
bzw. verstümmelt wurden, 
war nicht ein in Kauf ge- 
nommener Begleitumstand 
dieser Luftangriffe, sondern 
Zweck des Ganzen. 

Im Jahre 1949 sind solche 
Handlungen in den damals 
geschlossenen Genfer Ver- 
trägen als schwere Kriegsver- 
brechen gebrandmarkt wor- | 
den. 

Damit wurde kein neues Recht geschaffen, sondern das, was früher 
als ungeschriebenes Recht gereift war, kodifiziert. Die Verbrechen, für 
die die »Nazic-Prominenz in Nürnberg gerichtet worden ist, waren da- 
mals genauso wenig kodifiziert. 

Die Entfesselung des Feuersturms, der durch die mit Flüchtlingen 
überfüllte Stadt Dresden raste — um nur das deutlichste Beispiel zu nen- 
nen -, ist eine Schandtat gewesen.« 

Und der Holländer erhob als logische Folge aus dem von ihm kriti- 
sierten Zustand die Forderung, daß man bereit sei, die historische Wahr- 
heit als Voraussetzung zu der erstrebten Versöhnung unter den Völkern 
Europas in ihrer Bedeutung zu achten und für sie einzutreten: 

»Wer Versöhnung anstrebt, soll dazu bereit sein, die volle Wahrheit 
anzuerkennen und zu benennen! 

Doch dazu sind die führenden deutschen Politiker unter dem Diktat 
der politischen Korrektheit immer noch nicht bereit. 

Rolf Kosiek 


! Zitiert nach: Unabhängige Nachrichten, Nr. 1, 2004, S. 9. 
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Einen US-amerikani- 
schen Bomber wird 


bei der Bombardie- 
rung Berlins durch 
einen Bombentep- 
pich eines darüber 
fliegenden Flugzeu- 
ges das Höhenleit- 
werk zertrümmert. 
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Olaf Rose (Hg.), 
Der Große Wendisg, 
Bd. 1, Grabert, 
Tübingen °2011, 
S. 64 ff. 


* Beld-Zeitung, 22. 7. 


2011. 
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Störung der Totenruhe von Rudolf Heß 


In Band 1' brachten wir Beispiele für die angelsächsische Behandlung 
toter Gegner zu verschiedenen Zeiten, bei der die Verstorbenen über 
den Tod hinaus verfolgt wurden und die jeder höheren Kultur wider- 
sprachen, derer sich die Westmächte oft rühmen. 

Daß dies keine Einzelfälle, sondern zu verschiedenen Zeiten Ausdruck 
einer Kulturlosigkeit sind, beweist ein neueres Beispiel. 

Rudolf Hess, der »Stellvertreter des Führers«, der durch seinen Eng- 
land-Flug vom Mai 1941 den Zweiten Weltkrieg früh beendigen wollte 
und dabei in britische Gefangenschaft geriet, wurde im Nürnberger Pro- 
zeß zu lebenslanger Haft verurteilt, die er — die letzten Jahre in Einzel- 
haft — in dem alliierten Gefängnis in der Zitadelle von Spandau absaß, 
bis er am 17. August 1997 von britischen Geheimdienstleuten ermordet 
wurde. Er wurde dann nach seinem Willen auf dem Familiengrab in 
Wunsiedel beigesetzt. 24 Jahre lang hatte er dort seine Ruhe. Am Mitt- 
woch, dem 20. Juli 2011, erschien morgens um 4 Uhr noch im Dunklen 
bei dem Grab ein Bestattungskommando, das die sterblichen Reste des 
Mannes ausgrub. Der Sarg war inzwischen vergangen. Die Gebeine wur- 
den »mit Spaten und schwerem Werkzeug« aus dem Grab gehoben, das 
anschließend planiert wurde. Die Knochen wurden verbrannt und im 
Meer verstreut. Man wollte auf diese Weise einen Wallfahrtsort verhin- 
dern. Der Grabstein wurde weggeschafft, zuvor hatte ein Steinmetz die 
Inschrift (»Ich hab’s gewagt«) beseitigt.? 

Gehässig ist der Kommentar von Franz Josef WAGNER: »Rudolf Hess, 
eigentlich gehören Sie für mich auf den Müllplatz der Geschichte und in 
kein Grab auf einem Friedhof. ... Daß seine Knochen nun ausgegraben, 
seine Gebeine verbrannt wurden und die Asche ins Meer geworfen wird, 
ist großartig... Ich bin glücklich, daß dieses Schwein nicht mehr auf 
einem Friedhof liegt — Ruhe in Frieden. Das ist vorbei. 

Wahrscheinlich ist auf die deutschen Behörden vom Ausland her ein 
so großer Druck ausgeübt worden, daß sie diese Freveltat begingen. 

Es ist kaum auszudenken, was in der Bundesrepublik und in der Welt- 
presse passiert wäre, wenn zum Beispiel die Überreste der Kommunistin 
Rosa LUXEMBURG nach Jahren der Totenruhe aus ihrem Grab in Berlin 
herausgeholt würden mit der Begründung, daß die jährlich stattfinden- 
den, von Zehntausenden von Anhängern besuchten Demonstrationen 
am ersten Wochenende jedes Jahres das Grab zu einer Wallfahrtsstätte 
gemacht hätten. 

Rolf Kosiek 
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Von dem Sinn und der Praxis der Verjährung 


In allen Staaten mit entwickeltem Rechtswesen gibt es das juristische 
Statut der Verjährung von Straftaten. Es beinhaltet, daß nach einer be- 
stimmten Zeit die Verfolgung eines Täters aufhört und die Tat ihm nicht 
mehr strafrechtlich angelastet werden kann. Diese Regelung soll den 
Rechtsfrieden in der Gesellschaft sichern. Sie berücksichtigt ferner die 
Tatsache, daß nach Ablauf einer Anzahl von Jahren die Erinnerung an 
die Tat verblaßt ist und Zeugenaussagen dann immer weniger wert sind. 
Über die segensreiche Wirkung der Verjährung im Alltag des Rechtswe- 
sens waren sich seit jeher alle Fachvertreter einig. 

Im Rahmen der Umerziehung und der Vergangenheitsbewältigung 
sowie für die andauernde Erpressungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land erschien es den Siegern notwendig, die Verfolgung von deutschen 
Kriegsverbrechen nicht auszusetzen und die Prozesse gegen angebliche 
deutsche Kriegsverbrecher noch möglichst lange fortzuführen. Dazu wur- 
den mehrfach die Regelungen der Verjährung von Mord verlängert. Im 
einzelnen spielte sich das Folgende ab. 


Erste Änderung der Verjährung 


Im Jahre 1965 lagen die letzten Kriegsverbrechen, die den Deutschen 
angelastet werden konnten, mindestens 20 Jahre zurück. Nach dieser 
Zeitspanne von 20 Jahren verjährte bis dahin auch das schwerste Ver- 
brechen, der Mord, in der deutschen Justiz. Kriegsverbrechen der Sieger 
ereigneten sich allerdings auch nach dem Mai 1945 noch weiterhin, durf- 
ten aber sowieso von den deutschen Strafbehörden nach dem Überlei- 
tungsvertrag von 1952 nicht verfolgt werden. 

Um auch weiterhin nach 1965 deutsche Kriegsverbrechen noch einige 
Jahre lang bestrafen zu können, beschloß der Bundestag einen juristi- 
schen Trick zu benutzen: Bis zum Jahresende 1949, dem ungefähren 
Zeitpunkt der Gründung der Bundesrepublik, nahm man einen Still- 
stand der Rechtsprechung an und verschob mit dieser Begründung dann 
die Endzeit für die Verfolgung deutscher Kriegsverbrechen auf Ende 
1969. Argumentiert wurde damit, daß vorher oft deutsche Behörden nicht 
fähig waren, die Aburteilung vorzunehmen. 

Diese Begründung ist für die meisten Fälle falsch, da deutsche Ge- 
tichte auch schon vor 1949 Urteile zu Kriegsverbrechen, etwa im Rah- 
men der Entnazifizierung, verhängen konnten. 

Der amtierende Bundesjustizminister Ewald BucHEr (FDP, 1962-1965) 
trat 1965 aus Protest gegen diese juristische Manipulation und wegen 
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! Zitiert von 
Reinhold MÜLLER, 
in: »Maß halten«, 
in: Frankfurter 
Allgemeiene Zeitung, 
4. 3. 2013, 8.1. 


? Friedrich Karl 
FROMME, »Verjäh- 
rung: zum dritten 
Mak, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 
13..11::1978,8:1, 
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dieses gegen grundsätzliche Rechtsnormen verstoßenden neuen Geset- 
zes von seinem Amt zurück, da er den umstrittenen Beschluß zur Ver- 
jährung als Jurist nicht mittragen wollte. Sein Nachfolger Horst EHMKE 
(SPD) brachte dann das neue Gesetz durch. 

Das Bundesverfassungsgericht billigte am 26. Februar 1969 diese er- 
ste Verlängerung der Verjährungsfrist; es segnete auch ab, daß sie im 
Gegensatz zur sonstigen juristischen Praxis rückwirkend angewandt 
wurde — im Grunde ein schwerer Verstoß gegen ein grundlegendes 
Rechtsprinzip. Der FDP-Politiker und Jurist Dr. Thomas DEHLER wies 
1965 darauf hin, daß das Grundgesetz die rückwirkende Anwendung 
verbiete, und erklärte: »Die Verjährung hat einen tiefen rechtsstaatlichen 
Sinn.«! 


Zweite Änderung der Verjährung 


Als das Ende solcher Strafverfolgungen von Kriegsverbrechen 1969 nä- 
her rückte, wollten interessierte Kreise eine nochmalige Verlängerung 
der juristischen Verfolgungszeit, um weiterhin Schlagzeilen in den Medi- 
en über deutsche Schuld schaffen zu können. So einigte man sich nach 
der Diskussion dieser Frage am 11. Juni 1969 im Deutschen Bundestag 
darauf, die Verjährungsfrist von 20 auf 30 Jahre festzusetzen, so daß bis 
Ende 1979 die Strafverfolgungen weiterlaufen konnten. Die Aufhebung 
der Verjährung wurde rückwirkend geltend gemacht - ein erneuter Ver- 
stoß gegen grundlegende Rechtsnormen und gegen das Grundgesetz. 
Wieder wurde von den Vertretern der Verlängerung im Bundestag versi- 
chert, daß diese Regelung die letzte Verlängerung sei. 


Dritte Änderung der Verjährung 


Doch es kam wieder anders. Ende 1978 rückte auch dieser Termin im- 
mer näher, und die juristischen Ermittlungen sollten im folgenden Jahr 
für die diesbezüglichen Kriegsverbrechen beendet werden. Das galt es 
aber für die an der Vergangenheitsbewältigung interessierten Kreise zu 
verhindern. Der Bundestag befaßte sich ein drittes Mal mit dem Vor- 
schlag, die Verjährungsfrist für NS-Verbrechen weiter auszudehnen, um 
auch noch später Strafprozesse gegen NS-Täter führen zu können. Die 
Befürworter versprachen wieder wie in den vorherigen zwei Diskussio- 
nen zur Verlängerung, daß dieses dritte Mal »das letzte Mal« der Befas- 
sung mit dieser Frage sein solle. Obwohl die Zahl der betreffenden Pro- 
zesse deutlich gesunken war — von 1945 bis 1969 wurden im Durchschnitt 
9,9 Prozent der Beschuldigten verurteilt, dagegen von 1965 bis 1976 nur 
noch 1,5 Prozent” —, obwohl noch rund 4000 Verfahren anhingen, für 
die sowieso die Verjährungsfrist bereits unterbrochen war, setzten sich 
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die radikalen Vergangenheitsbewältiger durch: Die Verjährung für Mord 
wurde für die Bundesrepublik ganz aufgehoben. Daß damit wie bei den 
ersten Verlängerungen auch die Grundnorm der Strafgesetzgebung ver- 
letzt wurde, daß Strafgesetze und -normen nicht rückwirkend angewen- 
det werden sollten, nahm man wieder nur zur Kenntnis und handelte 
gegen die in anderen Bereichen des Strafrechtes übliche Praxis. Auch der 
Gleichheitsgrundsatz wurde verletzt, da für alle anderen NS-Verbrechen 
bis hin zum Totschlag eine Verjährungsfrist angewendet wurde und diese 
damals die Verfolgung dieser Taten schon unmöglich machte. Es wurde 
erneut darauf hingewiesen, daß der 1969 amtierende und für die Aufhe- 
bung der Verjährung eintretende Bundesjustizminister einerseits erklärte, 
bei Mördern — insbesondere bei NS-Tätern — trete der Grundsatz der 
Resozialisierung zurück gegenüber dem Ausgleich der Schuld, er ande- 
rerseits die Aussetzung der gegen Mörder zu vergebenden lebenslangen 
Freiheitsstrafe nach einer verbüßten Zeit von 15 Jahren ermöglichen 
wollte, eben unter dem Grundsatz der Resozialisierung. Es könnte also 
der Fall eintreten, daß ein Mörder, der nach 50 Jahren nach seiner Tat 
überführt würde, vor ein Gericht gestellt werden müsse und damit zu 
einer Zeit, zu der er, wenn er zu Beginn verurteilt worden wäre, seine 
Strafe schon 35 Jahre lang verbüßt und ein neues Leben begonnen hät- 
7 

Bei der öffentlichen Diskussion der Ende 1978 wieder aufgeworfenen 
Frage einer weiteren Verlängerung der Verjährungsfrist für Mord über 
1979 hinaus wies Friedrich Karl FROMME,? Mitherausgeber der angese- 
henen Frankfurter Allgemeinen Zeitung, in einem Leitartikel seiner Zeitung 
darauf hin, es sei die Verjährung »ein Stück Selbstbescheidung des Staa- 
tes, der nicht ewig Anspruch auf das Strafen erhebt«. Der SPD-Rechts- 
politiker Adolf ArnDT habe das »ein Menetekel vor der Hybris« genannt. 
Auch sei das Argument, das Ausland verlange die Verlängerung, nicht 
richtig. Dazu meinte FROMME zu Recht: »Aber »das Ausland Es würde 
nicht freundlicher auf die Bundesrepublik schauen, wenn die NS-Pro- 
zesse sich noch länger quälend hinschleppen und mit Freisprüchen oder 
spärlichen Verlegenheitsstrafen endeten, die eigentlich der rechtsstaatli- 
chen Grundregel widersprechen: kein Beweis, keine Strafe.« Und FROM- 
ME schloß mit einem Zitat von dem 1969 amtierenden Bundesjustizmi- 
nister Horst ErMKE (SPD) in der Verjährungsdebatte des Bundestags 
am 11. Juni 1969: »Manche Mahnung und manche Kritik aus dem Aus- 3 Rolf Kosıer u. 


land wären glaubhafter, wenn sie weniger selbstgerecht wären.«’ Olaf Rose (Hg.), 
Der Deutsche Bundestag beschloß dennoch 1979, die Verjährung für Der Große Wendig, 
Mord ganz aufzuheben, also die Verfolgung zeitlich nicht mehr zu be- Bd. 4, Grabert, 


grenzen. Nahezu die ganze SPD und Teile der CDU sowie der FDP, die Tübingen °2012, 
vorher scharf gegen die Aufhebung der Verjährung eingetreten waren, u - 
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stimmten für die Aufhebung. Die dreimalige Änderung der Verjährungs- 
frist deutete darauf hin, daß hier ein Sondergesetz vorlag — wieder ein 
Verstoß gegen das Rechtswesen. 

Die Zentralstelle der Justizverwaltungen der Länder zur Verfolgung 
von NS-Verbrechen war schon 1960 in Ludwigsburg gegründet worden 
und führt seitdem Ermittlungen auch mehr als 75 Jahre nach Kriegsen- 
de gegen Deutsche, die Täter sein könnten, noch weiter durch. Das trübt 
den Rechtsfrieden erheblich. Das moderne europäische Völkerrecht hatte 
den Gedanken der Tabula rasa nach einem Krieg schon 1648 entwik- 
kelt.”? Und Europa war gut damit gefahren. Die wiederholten Verlänge- 
rungen der Verjährungsfristen stellen einen Rückfall in Richtung zur 
Barbarei dar. 

Das Problem der Verjährung wurde erneut Anfang 2013 diskutiert, 
als die Universität Düsseldorf der Bildungsministerin Annette SCHAWAN 
den Doktortitel nach dreißig Jahren aberkannte. Reinhold MÜLLER be- 
merkte dazu, daß »Maß halten« wichtig sei, und sprach sich für eine Ver- 


* Zitat aus: MÜLLER, jährung aus: »Irgendwann muß Schluß sein. ... Auch das (das Maßhalten, 
aaO. (Anm.l). R. K.) hat einen tiefen rechtsstaatlichen Sinn.«* 
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Vergangenheitsbewältigung für das AA 


Seit 2010 läuft die Auseinandersetzung über das Buch Das Amt und die 
Vergangenheit, das am 28. Oktober 2010 vom amtierenden Bundesaußen- 
minister Guido WESTERWELLE (FDP) in dessen Diensträumen vorgestellt 
wurde. Es sollte über die Haltung des 
deutschen Auswärtigen Amtes (AA) im 
Dritten Reich Auskunft geben und be- 
weisen, daß nach 1949 viele belastete 
Ehemalige im neuen Außenamt weiter- 
arbeiteten. In der Bibliothek seines 
Amtshauses, die vorsorglich von allen 
Büchern aus der Zeit vor 1945 gesäu- 
bert worden war, nahm der Vizekanzler 
das Auftragswerk aus den Händen des 
Historikers Eckart ConZE entgegen und 
übergab es mit den entsprechenden po- 
litisch korrekten Worten der Öffentlich- 
keit. Er stellte fest, was auch das Buch 
aussagt: »Das Auswärtige Amt war ein 
aktiver Teil der verbrecherischen Politik des sogenannten Dritten Rei- 
ches.« Es sei an der systematischen Vernichtung der europäischen Juden 
mit »administrativer Kälte« beteiligt gewesen«.' Das AA sei eine »Institu- 
tion, die sich selbst als Flite verstand und in Wahrheit tief in Verbrechen 
versank«.’ Doch das ist falsch. Er setzte eine besondere Arbeitsgruppe 
ein, die die »richtigen Konsequenzen« aus dem Ergebnis des Buches zie- 
hen sollte, vor allem bei Nachrufen und Ehrungen sowie Erinnerungs- 
bildern, wobei Bismarck und Wilhelm von HUMBOLDT noch gezeigt wer- 
den dürften.’ 

Am selben Tage sprach sein Vorgänger Joschka FiscHEr, der die Ar- 
beit 2005 der eigens dazu eingesetzten und mit 1,5 Millionen Euro groß- 
zügig dotierten »Unabhängigen Historikerkommission< (UHK) in Auf- 
trag gegeben hatte, zu dem genannten Buch im Haus der Kulturen der 
Welt in Berlin. Vier Wissenschaftler hatten mit zahlreichen Mitarbeitern 
fünf Jahre lang unter der Leitung Conze£s an dem dicken Opus von fast 
neunhundert Seiten gearbeitet, das die Verstrickung der Beamten dieser 
Behörde zwischen 1933 und 1945 und ihre Weiterbeschäftigung in der 


\ Frankfurter Allgemeine Zeitung (EAZ), 29. 10. 2010. 


? Stuttgarter Nachrichten, 29. 11. 2010. 
422351172010. 
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Guido WESTERWELLE 


bei der Vorstellung 
des Buches Das Amt 
und die Vergangen- 
heit. Er meinte, es 
gebe nichts zu recht- 
fertigen, nichts zu 
beschönigen. (Foto: 
AFP) 
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| Bundesrepublik darstellen sollte. Als erstrebtes Ergebnis des Buches ver- 
kündete ConzeE: Das AA habe »an den Verbrechen des HrILER-Regimes 
an zentraler Stelle mitgewirkt, fast alle Diplomaten seien Täter gewe- 
sen«.? CONZE bezeichnete das frühere Außenamt pauschal als »verbre- 
I cherische Organisation«,° was nach eingehender Prüfung nicht einmal 
1945/49 die alliierte Siegerjustiz bei ihren Prozessen in Nürnberg fest- 
zustellen wagte, wo sie die entsprechenden Vorwürfe gegen das NS-Au- 
Benministerium ablehnte. Verbunden damit, wurde dem AA seit einigen 
Jahren für die Zeit nach 1949 der Vorwurf gemacht, seine NS-Geschichte 
nicht genügend aufgearbeitet zu haben. 

Doch die historischen Tatsachen sprechen eine andere Sprache. Als 
1951 in einer Artikelserie in der Frankfurter Rundschau Vorwürfe gegen 
das damalige AA erhoben wurden, kam in dem von Bundeskanzler Kon- 
rad ÄDENAUER am 26. September 1951 in Auftrag gegebenen SCHETTER- 
Gutachten wie in dem von der SPD beantragten Bundestagsuntersu- 
chungs-Ausschuß Nr. 47, dessen Abschlußbericht vom Juni 1952 am 22. 
Oktober 1952 im Parlament in aller Öffentlichkeit diskutiert wurde, schon 
zum Ausdruck, daß viele frühere Mitarbeiter des AA wieder in ihm tätig 
waren, weil sie sich nichts hatten zu Schulden kommen lassen. Bundes- 
kanzler ADENAUER forderte damals öffentlich, es sei nun an der Zeit, 
»jetzt mit der Nazi-Riecherei einmal Schluß zu machen«* 

Das neue Buch war schon vor seinem Erscheinen von den die Ver- 
gangenheitsbewältigung noch immer betreibenden Kreisen mit großem 
Lob bedacht worden. So nahm nach einem ausführlichen Bericht am 25. 
Oktober 2010 am Vorstellungstage in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
(FAZ) Avı Prımor, der von 1993 bis 1999 israelischer Botschafter in 
Bonn gewesen war, fast ganzseitig zu der anstehenden Frage Stellung. Er 
meinte, daß das Buch »nicht nur für deutsche Diplomaten ein Ereignis 
darstellt, sondern für alle Diplomaten weltweit. .. Man stellt sich nach 
der Lektüre die Frage, wie man ohne dieses Forschungswerk die Ge- 
schichte der Nazizeit und die Entstehung der Bundesrepublik überhaupt 
verstehen konnte«. Und er gab den guten Rat: Diplomaten »sollen die 
Drei der vier mitder Wahrheit sehen und sagen«. 

Arbeit beauftragten Doch mit der historischen Wahrheit ist es in dem Buch nicht weit her. 
Historiker, von oben: Schon wenige Tage nach seinem Erscheinen äußerten sich Fachhistori- 
ker und Erlebniszeugen der damaligen Zeit kritisch zu dem Inhalt des 
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| in den dreißiger 
Jahren. 


ten vier Historiker — Eckart Conze (Universität Marburg, Leiter des Mar- 
burger Internationalen Forschungs- und Dokumentationszentrums 
Kriegsverbrecherprozesse), Norbert FREI (Universität Jena, Vorsitzen- 

der des wissenschaftlichen Kuratoriums der Stiftung »Gedenkstätten Bu- 

chenwald und Mittelbau-Dora«), Peter Haves (USA, Inhaber des Theo- s£47 6 11.2010. 
dore-Z.-Weiß-Lehrstuhls für Holocaust-Studien an der Northwestern »EAZ E 11. 2010 
University in Evanston, Illinois), und Moshe ZIMMERMANN (Israel) — ha- ; 
ben offensichtlich schlampig gearbeitet und einseitig Dokumente be- 
wertet mit dem Ziel, die Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes in der NS- 
Zeit möglichst stark mit dem »Holocaust« zu belasten. Den vier Autoren 
arbeiteten vierzehn wissenschaftliche Rechercheure sowie sieben studen- 
tische und wissenschaftliche Mitarbeiter zu. Die Endredaktion besorgte 
der Lektor Thomas KArLaur. Nach ihren vorstehend angegebenen Tä- 
tigkeitsfeldern waren die vier Forscher schwerlich ohne Vorurteile und 
nicht unabhängig. 

Viele von den im Buch als bedeutsam und neu beurteilten Erkennt- 
nissen sind schon seit 50 Jahren oder länger bekannt, worauf Prof. Dr. 
Manfred OBERESCH hinwies.® Das gilt zum Beispiel für die als große Sen- 
sation in den Medien hingestellte Reisekostenabrechnung des SS-Juden- 
referenten Franz RADEMACHER für eine Fahrt im Oktober 1941 zur »Li- 
quidation von Juden in Belgrad«. Dieses Dokument ist spätestens seit 
1952 bekannt und mehrfach früher in den Medien vorgestellt.’ Allein 
dieser Vorgang beweist nach Professor Dr. Henning KöHLer' die »Ober- 
flächlichkeit«, mit der die vier Historiker der eingesetzten Kommission 
gearbeitet haben. Offenbar seien auch erst kurz vor dem Druck des Bu- 


10 BZ, 24. 11. 2010. 
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ches die in der Öffentlichkeit schon früher erhobenen, aber unzutref- 
fenden Vorwürfe gegen den späteren Generalkonsul Franz Nüssı.EIN we- 
gen dessen Prager Tätigkeit Anfang der vierziger Jahre aus dem Manu- 
skript entfernt worden. 

1 EAZ, 9. 12. 2010. Der frühere Botschafter Dr. Paul VERBEER!! wies auf eine »verfälschen- 
de Verkürzung« bei der Darstellung der Rolle NüssLeins in dem Buch 
hin. 

Ferner muß bei diesem Beispiel beachtet werden, daß zur damaligen 
Zeit »Liquidation« in Deutschland keineswegs Tötung bedeutete, wie ein 
Blick in die zeitgenössischen Lexika beweist. Zum Beispiel schreibt der 
vierbändige Neze Brockhaus von 1941 (Bd. 3, S. 90) zu dem Stichwort 
»Liquidation« »1) Kostenabrechnung. 2) Abwicklung eines Geschäfts, ei- 
nes Unternehmens. 3) Rechnung, z. B. eines Arztes. Der Liquidator, - 
s,...oren, Leiter bei Geschäftsauflösungen. Ich liquidiere (habe liquidiert) 
es, 1) berechne, stelle eine Geldforderung, 2) löse auf, wickle (ein Ge- 
schäft) ab, 3) lege (einen Konflikt) bei.« Eine Bedeutung als Töten wird 
gar nicht erwähnt. Auch der Große Brockhaus in zwölf Bänden (Bd. 7, S. 
267) von 1953 erwähnt in dem wesentlich längeren Stichworttext keiner- 
lei Bedeutung als Tötung. Erst das Große Duden Lexikon in acht Bänden 
von 1966 gibt auch (Bd. 5, S. 150): »5) verhüllend für jemanden beseiti- 
gen, umbringen« an, anscheinend eine Begriffserweiterung der Nach- 
kriegszeit. 

Ein gegenwärtiger Mitarbeiter des Archivs des Auswärtigen Amtes 
machte bei der Diskussion nach der Vorstellung des Buches süffisant die 
Feststellung, daß Conze und FREI, die wesentlich für das Werk Verant- 
wortlichen, am »7. 10. 2009 nur »einen Tag« in den vergangenen Jahren 
das Archiv des AA aufgesucht hätten, also praktisch gar nicht in den 

2 FAZ,2.12.2010. Beständen des Archivs gearbeitet hätten.'? Das schlug dann wie eine 
Bombe gegen die Kommission ein. 

Der Autorenmannschaft wurde ebenso mit Recht vorgeworfen, durch 
Faksimile-Abdrucke von bereits veröffentlichten Dokumenten, ohne auf 
die frühere Darstellung zu verweisen, den — unberechtigten — Eindruck 
zu erwecken, etwas Neues gefunden zu haben und nun erstmalig zu ver- 
öffentlichen. Denn in der Geschichtswissenschaft ist es üblich, nur bei 
der ersten Veröffentlichung das Original zu bringen und sich später auf 

” FAZ, 7.1.2011. diese erste Darstellung zu beziehen." 

Eine Zusammenstellung kritischer Stimmen brachte der Spzege/-Histo- 

'* Spiegel.de, 6. 12. riker WIEGREFE.'* Er meinte dazu, die Kritik sei »zum Teil vernichtend«: 

2010. Danach erklärte der angesehene Zeitgeschichtler Hans MoNMMSEN, das 
Buch sei voller »massiver Fehler« und habe bei ihm »Entsetzen« ausge- 
löst. Er empfahl der Historikerkommission den Besuch eines »histori- 
schen Proseminars«, also einer Lehrveranstaltung für Anfänger, die ihr 
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Handwerkszeug erst noch zu gebrauchen lernen müssen. Johannes HÜR- 
TER vom Münchener Institut für Zeitgeschichte hielt Stellen des Bu- 
ches für »bodenlos«. Der Mainzer Historiker Sönke NEITZEL warf der 
Kommission »Geschichtspornographie« vor, weil das AA als »verbre- 
cherische Organisation« bewertet worden sei. Andere Wissenschaftler 
wiesen auf »Unkenntnis der Aktenlage« (Gregor SCHÖLLGEN), »Einsei- 
tigkeit« (Christian HAckE) oder »schlichtweg Unsinn« (Daniel KoER- 
FER) hin. 

Einige Thesen des Buches sind leicht zu widerlegen. So heißt es in 
ihm, schon Anfang 1939 habe den deutschen Diplomaten »klar sein 


müssen«, daß ihr Amt die »physi- _ 
sche Vernichtung der jüdischen | 
Rasse« anstrebe. Erwiesen ist je- 
doch, daß 1939 selbst die Reichs- 
regierung noch auf eine Abschie- | 
bung, nicht auf eine Tötung, der 
Juden hinzielte. Während das Buch 
die Verantwortung für das Gesche- 
hen im Osten auch dem AA an- 
kreiden will, ist bekannt, daß das 
AA dort kaum etwas zu sagen oder 
mitzuwirken hatte. Die Ostpolitik 
wurde in ROSENBERGS Ostministe- 
rium oder direkt von den nur Hır- 
LER persönlich verantwortlichen 
Reichskommissaren gemacht. 

Andere Thesen des Buches be- 
ruhen lediglich auf Vermutungen und Unterstellungen, so etwa die Dar- 
stellung des Gespräches HITLERs mit RIBBENTROP am 17. September 1941. 
Ohne daß über den Inhalt des Gesprächs in der Forschung etwas be- 
kannt ist, wird im Buch behauptet: »An der Entscheidung über die »End- 
lösung: war die Spitze des Auswärtigen Amtes direktbeteiligt. Das Schick- 
sal der deutschen Juden wurde am 17. September 1941 besiegelt. An 
diesem Tag fand ein Treffen HıTLERs mit RIBBENTROP statt... Das Aus- 
wärtige Amt ergriff die Initiative zur Lösung der »Judenfrage auf euro- 
päischer Ebene.«'° 

Nachdem die angesehene FAZ zunächst (25., 28., 30. 10. 2010) emp- 
fehlende Berichte über das Buch gebracht hatte, korrigierte insbeson- 
dere Rainer BLasıus in dieser Zeitung während der folgenden Wochen 
1214, 9,10. 12., 27..11..2010;2.,00197.,.23.22. 20) edieses Urteil 
und wies mehrfach auf die methodischen und inhaltlichen Schwächen 
des Buches hin. Bei dieser Bloßstellung von Fehlern der Auftragsarbeit 
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wurde er durch eine Reihe von Leserbriefen dem Auswärtigen Amt 
nahe stehender Personen bestätigt und ergänzt. 

Insbesondere wurde der Kommission mit Recht vorgeworfen, den 
falschen Eindruck zu erwecken zu versuchen, daß es berechtigt sei, »dem 
Archiv des Auswärtigen Amtes Vertuschung und Verschweigen vorzu- 
werfen. Es stimmt auch einfach nicht, das Auswärtige Amt habe immer 
nur die Widerstandskämpfer in seinen Reihen herausgestellt, die Täter in 
seinen Reihen habe es verschwiegen. Die amtseigenen Aktenpublikatio- 
nen früherer Jahre sprechen eine deutlich andere Sprache«.'° 

Es dauerte dann fast zwei Jahre, bis die vier Mitglieder der Historiker- 
kommission sich gefaßt hatten und zu einem neuen Verteidigungsan- 
griff vorgingen. In einem fast ganzseitigen Beitrag!’ unter dem Titel »Pan- 
zerschrank für die Schande« warfen sie erneut dem AA vor, es habe seine 
NS-Vergangenheit »verharmlost« und vertuscht, und die Behörde sei ein 
Sumpf »gezielter Desinformation«. Das gelte insbesondere für die Zeit 
unter dem Bundesaußenminister Walter SCHEEL. Eine überzeugende Be- 
gründung dieses Vorwurfes wurde nicht geliefert. Daß die Kommissi- 
onsmitglieder nur den berühmten »einen Tag« im Archiv geweilt hätten, 
liege daran, daß sie, die zur Klärung der Vorwürfe eingesetzten und be- 
zahlten Historiker, von vornherein keine Archivarbeit vorgesehen hät- 
ten. Man fragt sich dann, was sie in ihrem dickleibigen Werk offenlegen 
wollten? Sollte es wirklich nur eine unbegründete Sammlung von Vor- 
würfen gegen das AA sein? Pikant ist auch in diesem Zusammenhang, 
daß nun herauskam, daß der nur eintägige Besuch des Archivs erst nach 
Hinweis von seiten des AA auf den geheimen Aktenbestand im »Pan- 
zerschrank der Schande, der die als Vertrauenssache (VS) gestempelten 
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Dokumente enthalte, geschehen sei. Als die Historiker ConZE und FREI 
dann vor dem Berg von Akten des Archivs gestanden seien, hätten sie 
den Schrank wieder zugemacht. Denn sie erkannten: »Es zeigte sich so- 
gleich die Aussichtslosigkeit des Unterfangens, aus einem riesigen Wust 
aus unzusammenhängendem und oft banalem VS-Schriftgut potentiell 
relevante Einzelakten zu identifizieren.«'® Das hätte wirkliche Arbeit be- 
deutet. 

Der Historiker Stefan SCHEIL, der wegen des Revisionismus in seinen 
Büchern bezeichnenderweise bisher keinen Lehrstuhl bekam, urteilte 
abschließend über diesen Teil der Arbeit der Kommission: »So machte 
man denn den Deckel wieder zu und ging nach Hause. Kein Versuch 
wurde unternommen, mit den gewährten eineinhalb Millionen Euro 
Zuschuß des Auswärtigen Amtes unter Einsatz der vorhandenen Mitar- 
beiter diese unerschlossenen Bestände zu sichten. Als die Sache in Ar- 
beit auszuarten drohte, ließ man die angebliche Verschwörung einfach 
Verschwörung sein, als bloße Behauptung.«'’ Und es zeigte sich für SCHEIL: 
»Der Bedarf nach echter, ergebnisoffener Erforschung der Geschichte 
des Auswärtigen Amts durch leistungsbereite Historiker konnte kaum 
deutlicher offengelegt werden.«® Die politisch korrekten und gleichge- 
schalteten Massenmedien beließen es ebenfalls meist bei der Verteidi- 
gung der unbelegten Behauptungen und Unterstellungen der Kommis- 
sion und gingen nicht auf die entlarvende Bloßstellung der vier Historiker 
ein. 

Was als großes Werk im Rahmen einer neuen Dimension der Umer- 
ziehung erscheinen sollte, erwies sich somit als ein oberflächliches, ein- 
seitiges, nicht auf Quellen gestütztes und damit unwissenschaftliches 
Machwerk, dem eigentlich weiter keine Beachtung geschenkt werden soll- 
te. Es beweist aber wieder einmal, wie von offenbar voreingenommenen 
»Wissenschaftlern« mit unlauteren Mitteln versucht wird, mit neuen Me- 
thoden die Vergangenheitsbewältigung auch mehr als 65 Jahre nach 
Kriegsende weiter zu betreiben, um für die Zukunft im Rahmen der 
Umerziehung neue Betätigungsfelder zu finden. Daß sich zu solch ei- 
nem tendenziösen Machwerk der Umerziehung deutsche Historiker her- 
geben, ist eigentlich eine Schande. 

Das Buch wird leider besonders im Ausland große Beachtung finden. 
Die mit den wirklichen Vorgängen der Kriegszeit nicht näher vertrauten 
nichtdeutschen Leser werden den gebotenen Inhalt für richtig halten, 
zumal »Wissenschaftler« dafür zeichnen, und deswegen ein ganz falsches 
Bild von diesem Teil der deutschen Geschichte bekommen. Der frühere 
Staatssekretär im AA und Botschafter in Paris, Jürgen SUDHOFF, weist 
auf vielfältige »vernichtende Kritik an Mutmaßungen und Unterstellun- 
gen in weiten Teilen des Buches« hin und urteilt über das neue Werk: 
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»Hier wird vor den Augen von Ausland und Inland eine Institution der 
Bundesrepublik Deutschland diskreditiert, in deren Dienst unsere Kol- 
legen, lebende wie verstorbene, seit beinahe sechs Jahrzehnten das Bild 
des neuen Deutschlands. .. mit getragen und mit geprägt haben.«' 

Mit diesem Werk wurde eine neue Dimension der Vergangenheitsbe- 
wältigung geöffnet. Es sollen offenkundig nun auch die anderen Mini- 
sterien über ihre NS-Zeit untersucht werden. Insbesondere die Grünen 
haben das bereits gefordert.” Schon ist es so weit, daß nun auch die 
Verantwortlichen des Justizministeriums eine ähnliche Ausarbeitung über 
ihr Amt zwischen 1933 und 1945 in Auftrag geben wollen. Vielleicht 
werden dann die übrigen Ministerien ebenso eine neue Entnazifizierung 
ihrer verstorbenen Mitarbeiter beginnen. 

Die ehrwürdige Max-Planck-Gesellschaft, die am 11. Januar 2011 des 
100. Jubiläums der Gründung ihrer Vorgängerin, der Kaiser-Wilhelm- 
Gesellschaft, gedenken konnte, wird sich ebenso nach neuen Meldun- 
gen” statt den Wissenschaften der Vergangenheit des eigenen Hauses 
widmen müssen. 

Und das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) hat die Durchleuch- 
tung seiner Geschichte in bezug auf in ihm ausgeübte Tätigkeiten che- 
maliger NS-Mitglieder und deren Verwicklung in NS-Verbrechen als For- 
schungsvorhaben ausgeschrieben, das auch das Bundeskriminalamt 
(BKA) umfassen soll.”* Das Bundesinnenministerium hat als vorgesetzte 
Behörde von BfV und BKA die Erkundung deren brauner Vergangen- 
heit genehmigt und mit 300000 Euro gefördert. Selbst der Bundesnach- 
richtendienst (BND) erwägt eine Durchleuchtung seiner Geschichte. 

Die Parteien dürfen natürlich bei diesem masochistischen Bewältigungs- 
wahn nicht fehlen. Der frühere Bundesinnenminister Baum (FDP) for- 
derte eine gründliche Aufarbeitung der NS-Belastung seiner Partei in 
den Anfangsjahren. Zum Beispiel sei — wie allerdings lange bekannt — 
1953 in Nordrhein-Westfalen eine NS-Seilschaft unter dem FDP-Politi- 
ker Werner NAUMANN erst von den Engländern durch Verhaftungen ge- 
stoppt worden. »Diese Leute hatten die Macht«, wurde behauptet.” Sie 
hatten sie aber nicht, wie sich schnell herausstellte. 

Es wäre doch gelacht, wenn sich nicht eine Begründung für weitere 
Vergangenheitsbewältigung finden ließe, die auch künftig neue Schlag- 
zeilen gegen Deutsche liefert. Es muß doch auch die nächste Generation 
noch »Trauerarbeit« leisten können! Einen besseren Ausweis für beson- 
dere Qualifikation und Berufung zu Höherem, als durch nichts begrün- 
dete Vorwürfe gegen die Großvätergeneration zu erheben, gibt es im 
derzeitigen Deutschland ja nicht. Rolf Kosiek 
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Obwohl die Marzabotto-Lüge schon vor vielen Jahren richtiggestellt' 
und als üble Verleumdung der deutschen Soldaten von seiten der italie- 
nischen Kommunisten entlarvt wurde, wird sie dennoch — und auch von 
deutschen Massenmedien — immer wieder aufgefrischt. So brachte die 
Tagesschau der ARD am 19. 12. 2012 um 20 Uhr erneut die längst als 
kommunistische Propaganda bewiesenen Vorwürfe, daß deutsche Wehr- 
macht- und SS-Einheiten unter Sturmbannführer (Major) Walter REDER 
in der Stadt Marzabotto in Italien ein Massaker am 29./30. September 
1944 unter der Zivilbevölkerung verübt hätten, bei dem angeblich 1830 
Zivilisten getötet worden seien. 

Dabei haben die deutschen Truppen, die in den Bergen in einiger Ent- 
fernung von Marzabotto Stützpunkte der völkerrechtswidrig kämpfen- 
den italienischen Partisanen aushoben, die Stadt Marzabotto überhaupt 
nicht betreten, geschweige denn dort ein Massaker veranstaltet. Die Stadt- 
bevölkerung erlitt später erhebliche Verluste durch einen anglo-amerika- 
nischen Bombenangriff auf die Stadt. Die bei den Kämpfen gegen die 
Partisanen, die sich in den Bergdörfern auch mit schweren Waffen ver- 
teidigten, und durch die Bombardierung entstandenen Todesopfer wur- 
den schändlicherweise den Deutschen zugeschoben und in ein Massaker 
umgedeutet. Von den in diesem Zeitraum von Partisanen völkerrechts- 
widrig ermordeten deutschen Soldaten wird nicht gesprochen. Allein in 
den Monaten Juni bis August 1944 betrugen die deutschen Verluste um 
die 5000 Mann. 
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Auf einen die damaligen Vorgänge um Marzabotto richtigstellenden 
Brief von Dr. Klaus GOEBEL, München, vom 20. 12. 2012 an die Vorsit- 
zende der ARD und Intendantin des WDR, Frau Monika PıEL, erfolgte 
eine nichtssagende, an den belegten Vorwürfen der Geschichtsfälschung 
völlig vorbeigehende Antwort vom 21. 12. 2012, während ein ebenfalls 
richtigstellender Brief vom 23. 12. 2012 des Studiendirektors a. D. Fried- 
rich Karl PoHL, Lüneburg,” an Frau PıEL gar nicht beantwortet wurde. 

Anstatt als deutscher Fernsehsender ein Interesse daran zu haben, daß 
solche die Deutschen belastenden Fehldarstellungen in der Öffentlich- 
keit richtiggestellt werden, bringt und verbreitet damit die ARD kom- 
munistische Propaganda, weigert sich, die Lügen richtigzustellen, nimmt 
nicht einmal die ihr gegebenen, mit Quellen belegten Richtigstellungen 
zur Kenntnis und hat keine Bedenken, die Falschmeldungen zu senden. 
Die Feinde des deutschen Volkes könnten keine bessere Propaganda 
gegen die Deutschen machen, als, wie die ARD, solch einen die histori- 
sche Wahrheit verfälschenden Film zu verbreiten. 

Und der deutsche Bürger ist ab 1. Januar 2013 gesetzlich verpflichtet, 
diese deutschfeindliche Propaganda noch selbst mit dem nun gesetzli- 
chen Zwangsbeitrag für das Fernsehen zu bezahlen. 

Am 19. Dezember 2012 wurde in Rom von Bundesaußenminister 
Guido WESTERWELLE und seinem italienischen Kollegen Terzi DI 
SANT’AGATA der 170 Seiten umfassende Bericht einer deutsch-italieni- 
schen Historikerkommission vorgestellt, die im Mai 2009 eingesetzt wur- 
de, um die Kriegsereignisse in Italien endlich aufzuklären. Dieser erste 
Bericht brachte schon einige Verringerungen der den Deutschen zuge- 
schobenen Kriegsopfer, konnte aber noch keine endgültigen Zahlen vor- 
legen. Für Marzabotto wurde die Zahl von 1830 Todesopfern von der 
Kommission schon auf 770 herabgesetzt.’ 

Zum Gedenken an die italienischen Gefangenen nach dem Abfall Ita- 
liens von den Mittelmächten soll in Deutschland eine Gedenkstätte ein- 
gerichtet werden.* Aber niemand tritt für 

ein Denkmal für die deutschen Soldaten ein, die zu Tausenden von 
den völkerrechtswidrig operierenden Partisanen ermordet wurden. 


Rolf Kosiek 
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Der größte Erfolg der »Vergangenheitsbewältigung des Nationalsozialis- 
mus< durch die Medien in Nachkriegsdeutschland war die dreimonatige 
Kampagne gegen den baden-württembergischen Ministerpräsidenten Dr. 
Hans Fı.BInGEr (1913-2007) im Jahre 1978, die schließlich am 7. Au- 
gust 1978 zu seinem Rücktritt führte. Diese Kampagne geschah auf- 
grund FıLBinGERs Tätigkeit als Marinerichter während des Zweiten Welt- 
kriegs in Verbindung mit behaupteten Todesurteilen unter der 
maßgeblichen Initiative, Steuerung und Finanzierung durch den Staats- 
sicherheitsdienst der DDR. Sie wurde von dem Dramatiker Rolf Hoch- 
HUTH und massenwirksam durch die Leitmedien der westdeutschen Presse 
ausgeführt. 

Daß die Kampagne von 1978 alles andere als eine einmalige Einfluß- 
nahme war, wurde nach FıLBınGers Tod am 1. April 2007 offenbar. Denn 
auf die Totenrede des Ministerpräsidenten OETTINGER auf FILBINGER 
am 11. April reagierte Rolf Hocımurı, der 29 Jahre vorher die Kampa- 
gne gegen FILBINGER losgetreten hatte, trotz aller inzwischen erschiene- 
nen Richtigstellungen am 13. April in der Säddeutschen Zeitung mit dem 
Artikel»Der Lügner«. In diesem Beitrag bezeichnete er OETTINGERS Rede 
als »unverfrorene Erfindung« und beklagte die »Tragödie« des Matrosen 
GRÖGER, denn Hans FILBINGER sei »ein sadistischer Nazi gewesen, da er 
als Richter den Matrosen GRÖGER nach der Kapitulation in einem briti- 
schen Gefangenenlager zum Tode verurteilt habe und sich für dessen 
Hinrichtung von den Briten zwölf Gewehre geliehen habe«. 

Es ist mehr als ein Armutszeugnis für HOCHHUTH, daß er fast 30 Jahre 
nach dem Rücktritt FiLBINGERs keine Richtigstellung im Fall FILBINGER 
zur Kenntnis genommen hatte, und nicht nur das, sondern daß er einen 
derart abstrusen Artikel veröffentlichte, daß selbst die ihm geneigte Säd- 
deutsche Zeitung bereits tags darauf den Online-Artikel Hocımuttis wie- 
der löschte. HocmtuTH selber war für eine Stellungnahme nicht zu errei- 
chen. 

Hocamurttis Artikel offenbarte aber die Meinung, die sich in der Öf- 
fentlichkeit seit 1978 entgegen aller Wahrheit verfestigt hat. Das ist der 
Grund für die nochmalige Richtigstellung des Falls Fı.BINGER, der 2007 
dann auch zum Rücktritt von Ministerpräsident OETTINGER führte auf- 
grund dessen fehlender Standfestigkeit, zu seiner inhaltlich angreifbaren 
Rede zu stehen. So war der Rücktritt OETTINGERS also eine direkte Folge 
des Rücktritts FILBINGERs, ein wahres Unikum in unserer Geschichte. 

Der »Fall FiLBINGER«, der mit seinem Rücktritt als Ministerpräsident 
also nur sein vorläufiges Ende hatte, ist ein Musterbeispiel für eine Ruf- 
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mordkampagne, für die Verdrehung und Verfälschung von Tatsachen 
durch die Medien, für das Verschweigen von Entlastungszeugen sowie 
für die Einseitigkeit der Leitmedien und für die zeitgeistgesteuerte Ju- 
st1z. 

Im Endergebnis zerstörte diese Rufmordkampagne aber nicht nur das 
Ansehen FiLBINGERs als des damals erfolgreichsten CDU-Politikers, son- 
dern — weitaus schlimmer — die Grundlage des christlichen Konservati- 
vismus in Deutschland. Die Behauptungen dieser Kampagne zu wider- 
legen ist der Zweck dieses Richtigstellung. 


Zur Persönlichkeit Hans Filbingers 


Hans Karl FıLBINGER wurde am 15. September 1913 in Mannheim gebo- 
ren, verlor mit bereits fünf Jahren seine Mutter und wuchs in seinem 
stark katholisch geprägten Vaterhaus auf. Er trat mit 15 Jahren dem der 
katholischen Zentrumspartei nahestehenden »Bund Neudeutschland« 
(ND) bei, wurde dort Leiter des Mannheimer Gaus »Langemarck« und 
machte 1933 Abitur. Im Sommersemester 1933 begann er, Jura und Volks- 
wirtschaft in Freiburg und später in München zu studieren, und legte 
1937 das erste juristische Staatsexamen ab. Im selben Zeitraum, von 1933 
bis 1936, war er Mitglied des nationalsozialistischen Deutschen Studen- 
tenbunds (NSDStB) und des Wehrsportverbands der Freiburger Uni- 
versität und wurde am 20. Mai 1937 außerdem Mitglied der NSDAP, in 
der er bis Mai 1945 verblieb. Gleichzeitig war er Mitglied im nationalso- 
zialistischen Rechtswahrerbund. Aber in allen genannten Gruppierun- 
gen war er ohne Rang und Funktion. Diese Mitgliedschaften ermöglich- 
ten ihm den Erhalt von Stipendien, die er sonst nicht bekommen hätte. 
Sein seit 1918 verwitweter Vater vermochte das Studium seines Sohnes 
nicht zu finanzieren. 

1939 wurde er mit der Note smagna cum laude« bei Prof. GROSSMANN- 
DOERTH in Freiburg promoviert. Danach wurde er erst Assistent, dann 
Lehrbeauftragter an der juristischen Fakultät der Freiburger Universität, 
wo er 1940 sein Zweites Juristisches Staatsexamen ablegte. 

Im selben Jahr meldete er sich freiwillig zur Kriegsmarine und wurde 
am 30. August einberufen. Er legte einen Offizierslehrgang ab und wur- 
de 1943 Oberfähnrich zur See. 

Am 5. Februar 1943 meldete er sich zur U-Bootwaffe, zum Zeitpunkt 
ihrer größten Erfolge in der Atlantikschlacht,' wurde aber am 21. März 
aus der Wehrmacht entlassen, nachdem er für seine künftige Tätigkeit 
als Marinerichter u.k. (<unabkömmlich) gestellt worden war. So wurde 
er gegen seinen Willen der Kriegsgerichtsbarkeit zugeteilt und ab Mai 
1943 Marinehilfsgerichtsrat, zunächst am Gericht des Befehlshabers zur 
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Sicherung der Nordsee in Cuxhaven und anschließend am Gericht des 
Küstenbefehlshabers Deutsche Bucht in Westerland. 

Im Zusammenhang mit dem mißlungenen Attentat vom 20. Juli 1944 
auf FlıTıLER war FILBINGER ohne sein Wissen nach dem Zeugnis von 
Alexander von Hase, Sohn des 1944 hingerichteten Berliner Stadtkom- 
mandanten Paul von Hase, von diesem und von den 1944 ebenfalls hin- 
gerichteten Militärrichtern Dr. Karl Sack und Berthold Graf STAUFFEN- 
BERG wegen seiner juristischen Fähigkeiten und seiner Distanz zur 
herrschenden Politik nach der Beseitigung HiTLErs für eine hohe Positi- 
on in der Militärgerichtsbarkeit vorgesehen. Der FILBINGER betreffende 
Vorschlag wurde von den genannten Herren in einem Gespräch im 
Dienstzimmer des Generalleutnants Paul von Hase in Gegenwart des- ? Fbenda, S. 88. 
sen Sohns Alexander von Hase gemacht. Dieser sensationelle Brief Alex- 
ander von HasEs vom 7. Juni 1978 an FILBINGER, der im Rahmen der 
Kampagne FiLBINGER eine außerordentlich große Entlastung gebracht 
hätte, der vielleicht sogar zum Zusammenbruch der von HocHHUTH ge- 
starteten Diffamierungskampagne geführt hätte, wurde im Stuttgarter 
Staatsministerium zwar mit einem Eingangsstempel versehen, Fıl.BIN- 
GER aber nicht vorgelegt und verschwand ungelesen im Archiv. Dort 
wurde er erst 1979 entdeckt — zu spät.? 

Von August bis Oktober 1944 war FILBINGER am Gericht des Admi- 
rals der norwegischen Polarküste in Kirkenes tätig und wurde am 25. °Ebenda, S. 89 u. 
Oktober 1944 im Rahmen des Rückzugs der deutschen Truppen zu- S: 273, Dokument 
nächst nach Tromsö, ab Januar 1945 zum Gericht des Kommandanten in 
der Seeverteidigung nach Oslo versetzt, wo er bis zum Kriegsende blieb. 
Dort wurde am 16. März 1945 das später publizistisch ausgeschlachtete 
Todesurteil an dem 1943 fahnenflüchtig gewordenen Marinesoldaten 
GRÖGER nach Wiederaufnahme des Verfahrens ausgeführt, was FILBIN- 
GER 33 Jahre später seine Stellung als Ministerpräsident kosten sollte, 
obwohl er für dieses Urteil nicht verantwortlich war. Dort geriet FILBIN- 
GER im Mai 1945 in die Kriegsgefangenschaft der Briten, in deren Auf- 
trag er bis zum Februar 1946 seine Tätigkeit dort fortsetzte, da die Bri- 
ten unter ihrer Oberaufsicht die deutsche Militärgerichtsbarkeit für die 
deutschen Kriegsgefangenen wegen ihrer rechtlich einwandfreien Praxis 
bestehen ließen. 

Er trat mit 38 Jahren 1951 in die CDU ein, wurde badischer Staatsrat 
in Stuttgart, unter Ministerpräsident KIEsinGER 1960 bereits Innenmini- 
ster von Baden-Württemberg, um dann 1966 Ministerpräsident zu wer- 
den. Zwölf Jahre bekleidete er dieses Amt so ausgesprochen wirkungs- 
voll, daß er die beiden Landtagswahlen von 1972 mit 52 und 1976 mit 
fast 57 Prozent der Sümmen unter dem Schlagwort »Freiheit oder Sozia- 
lismus« sensationell für die CDU gewann. Den Erfolg von 1972 ver- 
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dankte er vor allem dem Wahlverzicht der seit 1968 im Landtag mit 9,8 
Prozent der Stimmen vertretenen NPD. Dieser Wahlverzicht sollte der 
CDU den Wahlsieg garantieren, damit sie ihr Wahlversprechen einlösen 
konnte, im Fall eines Wahlsieges die Ostverträge im Bundesrat scheitern 
zu lassen. FILBINGER gewann die Wahl, aber sein Wahlversprechen hielt 
er nicht ein, indem die baden-württembergische CDU im Bundesrat sich 
der Stimme enthielt, womit die Ostverträge den Bundesrat passieren und 
wirksam werden konnten. 

Als Ergebnis der Rufmordkampagne (Fall FILBINGER)) trater, wie schon 
erwähnt, am 7. August 1978 als baden-württembergischer Ministerpräsi- 
dent zurück, nachdem die CDU ihn fallengelassen hatte. 

Ein Jahr danach gründete er zusammen mit profilierten Persönlich- 
keiten, zu denen vor allem der Sozialphilosoph Günter ROHRMOSER (1927 
2008) gehörte, das »>Studienzentrum Weikersheim« für eine grundlegende 
geistig-ethische Erneuerung Deutschlands auf christlicher Grundlage, 
dem er bis zum 23. Mai 1997 als Präsident vorstand. Daß er dadurch 
weiterhin in der politischen und kulturellen Öffentlichkeit präsent blieb, 
bezeugt nichts anderes besser, als daß ihm zu seinem 70. Geburtstag der 
Ehrentitel eines Professors verliehen wurde und eine Festschrift erschien 
und zehn Jahre später zum 80. Geburtstag eine weitere. Wiederum zehn 
Jahre danach, zum 90. Geburtstag, erschien noch einmal eine Art von 
Festschrift als Darstellung seines Lebens. Am 1. April 2007 ist Hans 
FILBINGER in Freiburg-Güntherstal im Kreise seiner Familie im 94. Le- 
bensjahr gestorben. 
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Chronologie des »Falls Filbinger< 


Um die rufmörderischen Behauptungen, um deren Widerlegung es hier 
geht, zu verstehen, ist die Darstellung der Chronologie des »Falls Filbin- 
ger« notwendig. 

Zu den Drahtziehern dieser Kampagne gehörte der Staatssicherheits- 
dienst der DDR (Stasi), der strategisch geschickt und gut vorbereitet den 
Sturz des konsequentesten antikommunistischen, christdemokratischen 
Politikers FiLBINGER plante und mitfinanzierte. Dieses Wirken wurde aber 
erst nach dem Untergang der DDR bewiesen. So unterschrieb 15 Jahre 
nach FiLBINGERs Sturz der ehemalige Oberstleutnant der Stasi Borin- 
sack am 30. April 1993 in Weikersheim in Gegenwart FILBINGERS ein 
Protokoll, in dem es hieß : »Seit Ende der 60er Jahre wurde FiLBINGER 
durch aktive Maßnahmen bekämpft. Es wurde gefälschtes und ver- 
falschtes Material in den Westen lanciert. Oberst Knaus, stellv. Leiter 
der Hauptabteilung X war der Erfinder der Aktionen für Skandale, 
Affären. Von ihm stammte die These: »Im Falle Fı.BINGER liegen Ori- 
ginalakten über drei Todesurteile vor« Niemand hat sie gesehen; wir 
durften nicht nachfragen und nicht nachprüfen. Es heißt: Das geht 
euch nichts an. Es gab kaum eine (westdeutsche) Zeitschrift, die nicht 
auf unsere Fälschungen hereingefallen ist. FILBINGER war dabei das 
besondere Angriffsziel.«* 

Der führende und ausführende Kopf der Kampagne war der Drama- 
tiker Rolf HOcHHUTH, dessen zwielichtige Methode darin bestand, je nach 
Bedarf die Position des Historikers oder Künstlers einzunehmen. Mit 
seinen »Enthüllungskampagnen« gegen ChurcnuL, den er für den Tod 
des polnischen Exilpolitikers SIKORSKI verantwortlich machte, und ge- 
gen Papst Pıus XII. wegen dessen Verhalten gegenüber den Juden im 
Zweiten Weltkrieg hatte er schon für Aufsehen gesorgt. Nun veröffent- 
lichte er in der Wochenzeitung Die Zeit am 17. Februar 1978 einen Vor- 
abdruck aus seinem neuen Roman Fine Iiebe in Deutschland, in dem er 
den Ministerpräsidenten FILBINGER als »Hitlers Marine-Richter« bezeich- 
nete, der sogar noch in britischer Gefangenschaft nach Hırı.Ers Tod ei- 
nen deutschen Matrosen namens PETZOLD mit Nazi-Gesetzen verfolgt 
habe. Deshalb charakterisierte er FiLBINGER als »furchtbaren Juristen«.° 
FiILBINGER ging gegen Hocnnurtm und Die Zeit juristisch vor und verklag- 
te beide auf Unterlassung. Allen Warnungen zum Trotz glaubte er an die 
Justiz in der Auseinandersetzung gegen einen Literaten und die Presse, 
was eine verhängnisvolle Fehleinschätzung war. 

FILBINGER selber erklärte seit Prozeßbeginn immer wieder, daß er kein 
einziges Todesurteil gefällt habe (was nachweislich falsch war), sondern 
als Marinerichter überall geholfen habe, wo irgendeine Aussicht auf Hil- 
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fe war und daß er dabei mehrere zum Tode verurteilte Soldaten gerettet 
oder vor harter Strafe bewahrt habe. Das war richtig. 

Bevor der von FILBINGERs Anwälten angestrengte Prozeß im Fall PET- 
ZOLD begann, starteten der Spiege/ und die Zeit aber am 8. und 12. Mai 
1978 eine regelrechte Kampagne mit geballter Macht, die zuerst den Fall 
GRÖGER, dann die »Phantomurteile« und schließlich den Fall KRÄMER 
zum Inhalt hatte, also eine Kampagne in vier Wellen, wobei die Tatsa- 
chen mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit den Presseorga- 
nen von der DDR zugespielt wurden. Vier Monate hindurch widmete so 
das Magazin Der Spiege/ in insgesamt 16 Ausgaben auf 60 Seiten dem 
Fall FILBINGER« Die Zezt veröffentlichte über FILBINGER sogar 65 Seiten; 
die Parteizeitung der SPD, Der Vorwärts, befaßte sich in 14 Ausgaben 
auf 39 Seiten mit diesem Thema, und der Stern füllte 13 Ausgaben von 
Mai bis August 1978 mit 34 Seiten über den Fall FiLBINGER. Auch die 
Frankfurter Rundschau und die Süddeutsche Zeitung gerieten in den Anti-FiL- 
BINGER-Sog. Natürlich war auch das Fernsehen mit von der Partie, NDR, 
WDR, Tagesschau und das Magazin »Panorama« an der Spitze.* 

Nicht alle Medien beteiligten sich an dieser Kampagne — so der Rder- 
nische Merkur, die Schwäbische Zeitung, der Südkurier und die Ludwigsburger 
Kreiszeitung, weil dort Chefredakteure mit geschichtlicher Erfahrung und 
politischem Anstand verantwortlich zeichneten. 

Diesem pausenlosen Beschuß der führenden Medien — zweifelsohne 
eben eine gesteuerte Rufmordkampagne — widerstand die CDU auf 
die Dauer nicht, zumal die Verteidigung FiLBINGERSs zu statisch, zu ju- 
ristisch, zu defensiv war. Da er außerdem juristisch Beistand von Josef 
AUGSTEIN, dem Bruder des Spzege/-Herausgebers Rudolf AUGSTEIN er- 
hielt, der damals schon auf die Rolle der DDR bei den Angriffen ge- 
gen FILBINGER hinwies,? fühlte er sich den Angreifern überlegen, was 
eine Fehleinschätzung war. Außerdem hatte er als Ministerpräsident 
nicht ein einziges Mal die Möglichkeit, öffentlichkeitswirksam im Fern- 
sehen aufzutreten, was ein bezeichnendes Licht auf die dortige Macht- 
verteilung wirft. Allerdings konnte er sich auch nicht dazu aufraffen, 
sein Bedauern über die Hinrichtung des Matrosen GRÖGER zu verlaut- 
baren, weil er dafür nicht verantwortlich gewesen war. Das war juri- 
stisch zwar korrekt, aber 33 Jahre später moralisch nicht mehr nach- 
vollziehbar. 

Aber auch seine damals noch lebenden Entlastungszeugen, denen er 
während des Krieges juristisch das Leben gerettet hatte, wie die ehema- 
ligen Soldaten MÖßıus, PRÖSSDORF und FORSTMEIER, bekamen kein Podi- 
um, um FILBINGER zu helfen und die Kampagne zu durchkreuzen. 

Kern von FILBINGERs Verteidigung war, keine Demutsgesten, keine 
Reuebekenntnisse vorzuführen, wie sie in der UdSSR bei öffentlichen 
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Schauprozessen üblich sind.'? Das aber wollte die »veröffentlichte Mei- 
nung« erreichen, weil danach ein Rücktritt unumgänglich gewesen wäre. 

Am 23. Mai 1978 erließ das Stuttgarter Landgericht dann eine einst- 
weilige Verfügung, in der FiLBINGER bescheinigt wurde, im Rahmen des 
damals geltenden (Militärstraf-)Rechts korrekt gehandelt, also strafver- 
fahrensrechtlich nichts falsch gemacht zu haben. Entscheidend aber war 
die gerichtliche Aussage zugunsten HOCHHUTHs, dem in völligem Wider- 
spruch zum vorher Gesagten gestattet wurde, die Formulierungen »Hır- 
LERS Marine-Richter« und »furchtbarer Juristen« zu benutzen, »weil es 
sich um zulässige Werturteile« gehandelt habe.'' So konnte sich HocH- 
HUTH als Sieger fühlen. 

Der Fall FiLBINGER erfuhr eine Steigerung, als im Juli und am 3. Au- 
gust insgesamt vier Todesurteile bekannt wurden, die FiLBINGER im März 
1945 als Richter gefällt hatte, gefällt allerdings gegen Marinesoldaten, die 
ihren Kommandanten ermordet hatten und nach Schweden desertiert, 
also nicht greifbar waren. Diese Urteile, die FILBINGER zu Recht als »Phan- 
tom-Urteile« bezeichnete, waren also nie rechtkräftig geworden. Den- 
noch kippte mit dem Bekanntwerden dieser Kriegsurteile und mit dem 
Bekanntwerden des Falls KRÄMER, der eine zeitlich befristete Haft 1945 
antreten mußte, die öffentliche Meinung und auch die in der CDU zuun- 
gunsten FiLBINGERSs, so daß er sich gezwungen sah, am 7. August 1978 
als baden-württembergischer Ministerpräsident zurückzutreten. 

Die Rufmordkampagne hatte damitihr Ziel erreicht. Der erfolgreichste 
und profilierteste CDU-Landespolitiker war gestürzt. Der Ruf FILBINGERS 
blieb bis zu seinem Tod und darüber hinaus nachhaltig beschädigt, trotz 
aller wissenschaftlichen und publizistischen Gegendarstellungen und auch 
Ehrenerklärungen von seiten der CDU. 

Die Kampagne hatte aber einen weiteren strategischen Hintergrund, 
und zwar die Schmähung der Kriegsgeneration. Denn FiLBINGER galt für 
die 68er Bewegung als politische Symbolfigur für die angeblich »nicht 
hinreichend aufgearbeitete Nazi-Vergangenheit, als herausgehobener 
Repräsentant des Juristenstandes, dessen Wortführer auchnoch nach 1945 
ihre im nationalsozialistischen Staat prakwizierte Terrorjustiz rechtfertig- 
ten oder beschönigten«.!? 

Im folgenden sollen die schmähenden Behauptungen dargestellt und 
widerlegt werden. Dabei geht es nicht darum, daß sich FirL.BINGER tak- 
tisch ungeschickt verteidigte und trotz vieler Warnungen bei der Ausein- 
andersetzung mit HochHuTH und der Presse zu gutgläubig sich auf die 
Justiz verließ, ohne zu erkennen, daß die Justiz in politischen Dingen — 
vor allem gegen links- eine stumpfe Waffe ist. 

Historisch festzuhalten ist, daß unter der Schirmherrschaft des dama- 
ligen CDU-Generalsekretärs Bruno HECK im Verlag v. Hase & Koechler 
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die erste wissenschaftliche Widerlegung der Kampagne bereits 1980 er- 
schienen ist, die heute aber nur noch antiquarisch erhältlich ist. Dieser 
folgte eine detaillierte vom Juristen Franz NEUBAUER im Jahr 1990. 

Schwer nachzuvollziehen ist in heutiger Zeit der Vollzug der Todes- 
strafe, die während des Krieges bei allen kriegführenden Nationen bei 
Fahnenflucht selbstverständlich war, wofür heute jedes Verständnis fehlt. 
Kaum vorstellbar ist so zum Beispiel die Tatsache, daß während des 
Zweiten Weltkrieges selbst in der Armee der neutralen Schweiz wegen 
Fahnenflucht 33 Todesstrafen verhängt wurden, von denen 17 vollstreckt 
wurden." 

Im Mittelpunkt dieser Darstellung steht daher die unbezweifelbare 
Tatsache, die selbst von Wolfram WETTE, einem eingefleischten Gegner 
FILBINGERs, zugegeben wird, daß kein einziger Soldat und Zivilist durch 
FiLBINGER während des Zweiten Weltkriegs sein Leben verloren hat. 

An dieser zentralen unwiderlegbaren Tatsache wird unübersehbar deut- 
lich, daß es sich beim Fall Fır.BINGER um eine wohlüberlegte politische 
Kampagne gehandelt hat, die in der Tat als Langzeitfolge den politisch- 
christlichen Konservatismus bis in die Grundfesten nicht nur erschüt- 
tert, sondern zerstört hat. 


1. Behauptung: Die Behauptung, FiLBINGER sei »ein furchtbarer Ju- 
rist« gewesen, stammt, wie schon erwähnt, vom Dramatiker Rolf Hoch- 
HuTı und wurde selbst noch am 3. April 2007 anläßlich des Todes von 
FiLBINGER von der Tageszeitung Südkurier als Überschrift für den Nach- 
ruf auf Seite 3 verwendet (»Furchtbarer Jurist, fähiger Regierungschef«). 
HOCHHUTH hatte juristisch durchgesetzt, diesen rufmörderischen Begriff 
weiterhin verwenden zu können, was bis in die Gegenwart straffrei ge- 
schehen ist. Diese Behauptung ist von allen die bis heute weitreichend- 
ste und verletzendste. 

In Wirklichkeit war Filbinger weder ein »furchtbarer Jurist« noch ein 
»NS-Marinerichter« oder gar »strafwütiger Nazi-Militärrichter« oder gar 
»sadistischer Nazi, weil es gar keine nationalsozialistische Wehrgerichts- 
barkeit gab, sondern auch während des Zweiten Weltkriegs das seit 1872 
bestehende Militärstrafrecht, auch wenn dieses durch die neue Kriegs- 
sonderstrafrechtsverordnung (KSSVO) und die Kriegsstrafverfahrens- 
ordnung (KStVO) mit Kriegsausbruch 1939 modernisiert: wurde. Das 
deutsche Militärstrafrecht entsprach also sehr wohl dem internationalen 
Standard der Militärgerichtsbarkeit und wurde deshalb auch noch nach 
1945 von den Briten in Norwegen geduldet — eine Tatsache, die von 
FILBINGERsS Gegnern immer geflissentlich übersehen wurde. 

Zweitens hatte die Staatspartei des Dritten Reiches, die NSDAP, kei- 
nen Zugriff auf Angehörige der Wehrmacht, denn die Mitgliedschaft in 


BUNDESREPUBLIK 


Der Fall Filbinger und die Nachkriegsjustiz 


der Partei ruhte während der Militärzeit jedes Soldaten, so auch FiLBIn- 
GERS. Es stimmt zwar, daß FILBINGER in 234 Strafverfahren tätig war, es 
gibt aber kein einziges Urteil FiLBINGERs, durch das ein Mensch sein Le- 
ben verloren hat.'* Zum anderen war er als milder Richter bekannt, der 
seinen Handlungsspielraum ausnutzte, um zu helfen, wo immer es mög- 
lich war. So endeten unter seinem Vorsitz nur fünf Prozesse mit Strafen, 
die auf mehr als zwei Jahre Haft lauteten." 

Mehr noch: Mindestens fünf Soldaten wurden durch FILBINGER vor 17 Lothar BossıE 
der Todesstrafe gerettet — darunter die spektakulären Fälle des Kriegs- (Hg), Hans Filbinger. 
pfarrers Mößıus, der zweimal zum Tode verurteilt worden war, und des Ein Mann in unserer 
Oberleutnants Guido FORSTMAIER (1912-2011), der eine mehrfache To- Zeit, 0.0. 1983, 
desstrafe zu erwarten hatte und durch Wiederaufnahme des Verfahrens S. 18-22. 
durch FiLBINGER gerettet werden konnte.'® Ihre schriftlichen Protokolle 
sind erhalten.'” Es war aber bezeichnend für die »Waffenungleichheit« in 
der Publizistik, daß diese Entlastungszeugen 1978 keinerlei Möglichkei- 
ten bekamen, öffentlich wirksam aufzutreten, schon gar nicht im Fern- 
sehen. 


16 Ebenda. 


2. Behauptung: Sie lautet, FILBINGER sei für die Todesurteile an meh- 
reren Marinesoldaten verantwortlich. Der Fall des Marinesoldaten Wal- 
ter GRÖGER, der sich im Dezember 1943 als Fahnenflüchtiger vom 
Schlachtkreuzer »Scharnhorst« in Oslo selbst gestellt hatte, nachdem sei- 
ne norwegische Freundin, bei der er vier Wochen untergekommen war, 
sich von ihm getrennt hatte, war nicht FiLBInGErs Fall. Nachdem das 
erste Urteil vom 14. März 1944, das GRÖGER auf acht Jahre Zuchthaus 
verurteilt hatte, vom Oberkommando der Marine (OKM) kassiert wor- 
den war, wurde ein erneutes Verfahren angesetzt, bei dem FILBINGER als 
weisungsgebundener Staatsanwalt erst am Ende des Verfahrens am 16. 
Januar 1945 für die Todesstrafe zu plädieren hatte. Grund dafür war die 
ausgesprochen schlechte Beurteilung des Soldaten GRÖGER, der zudem 
in törichter Weise angegeben hatte, mit dem EK II ausgezeichnet wor- 
den zu sein, und auf Bewährung bei einem Feldbataillon eingesetzt wor- er 
den war — zwei Lügen, die ihn dann das Leben kosteten. So erging am 7geiten Weltkrieg«, 
27. Februar 1945 vom Oberbefehlshaber der Marine die Bestätigung des in: Wolfram WETTE 
Todesurteils in Oslo und am 15. März die nochmalige Urteilsbestätigung (Hg), Fälbinger — eine 


18 Rıcarda BERT- 
OLD, »Filbingers 
Tätigkeit als Mari- 


durch das OKM/OÖberkommando der Marine." deutsche Karriere, 
GRÖGER wurde daraufhin am 16. März hingerichtet, wobei FILBINGER aa0. (Anm. 4), 
als leitender Offizier anwesend war. Es ist eine reine Hypothese, daß S. 43-64, hier: 


dem Marinegericht Oslo nichts Nachteiliges widerfahren wäre, wenn das u. 


Urteil einfach nicht ausgeführt worden wäre, zu einem Zeitpunkt, als die 
Sowjets an der Oder standen, die Amerikaner den Rhein überschritten 
hatten und sich das Flüchtlingsdrama auf der Ostsee abspielte. 
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Tatsache ist jedoch, daß kein Richter, erst recht kein wohlmeinender 
sich eine strafbare Rechtsbeugung zugunsten eines Angeklagten leisten 
konnte. Nur im Stadium der Untersuchung hatte der Vertreter der An- 
klage eine Möglichkeit, den Gang des Verfahrens zu steuern, etwa durch 
Aufbietung weiterer Zeugen, Beurteilungen früherer Vorgesetzter oder 
private Auskünfte.'” Das hat FıLBINGER in den Fällen KRÄMER, MÖBıus, 
FORSTMAIER getan mit Ausnahme von GRÖGER, weil es hier nach der 
Wiederaufnahme des Verfahrens unter eindeutig strafverschärfenden 
Bedingungen keine Möglichkeit mehr gab. 

Deshalb ist die in der Presse erhobene Behauptung, FILBINGER habe 
Einspruch gegen die Weisung des OKM einlegen können, nicht zutref- 
fend, denn »dafür fehlte das Erfordernis der Gesetzwidrigkeit der Wei- 
sung des OKM. Auch um Gnade hätte FILBINGER nicht bitten können, 
weil dieses Recht nur dem Richter zustand«.?° 

Schließlich ist FILBINGER »Sadismus« vorgeworfen worden, was ja mit 
dem Begriff des »furchtbaren Juristen« eng zusammenhängt, weil er sich 
zum Leitenden Offizier der Hinrichtung ernannt habe. Auch dieser Vor- 
wurf trifft nicht zu, weil es in der Militärjustiz »als ungehörig galt, wenn 
der Staatsanwalt, der die Todesstrafe beantragt hatte, sich vor der Auf- 
sicht über diesen zugegebenermaßen entsetzlichen Vorgang drückte«.?! 

Daß die einzigen tatsächlichen Todesurteile, die FiLBINGER als Richter 
gegenüber vier Matrosen in deren Abwesenheit aussprach, rechtlich kor- 
rekt waren, ist leicht nachzuvollziehen. Denn die Verurteilten waren mit 
einem Hafenschutzboot am 15. März von Oslo nach Schweden geflüch- 
tet, nachdem sie den Kommandanten ermordet hatten, und am 16. April 
floh der Steuermann des Hafenschutzbootes 21 mit 14 Besatzungsmit- 
gliedern ebenfalls nach Schweden. 

Ohne Federlesen verurteilte FiLBINGER am 9. und am 17. April 1945 
die Anführer der Deserteure, die Soldaten BIGA1ISKE, LIMMER, \VEDDE, 
BIELKE und STEFFEN in Abwesenheit zum Tode. War das Fanatismus bis 
zuletzt? Daß diese »Phantomurteile« nicht ausgeführt werden konnten 
und nicht durchgeführt wurden, spielte beim »Fall FıLBINGER« keine Rol- 
le, es zählte nur die Tatsache, daß er die Urteile ausgesprochen hatte. 

Wie Günther GiLLESSEN in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung schrieb, 
war die Entscheidung FıLBinGErs im Falle des Soldaten PE’rZoLD auf- 
schlußreich, die HOCHHUTH für besonders »furchtbar« hielt: Die Briten 
hatten nämlich nach der Kapitulation der Wehrmacht in ihren deutschen 
Kriegsgefangenenlagern in Norwegen die militärische Ordnung der Wehr- 
macht aufrechterhalten, was für die Deutschen eine Erleichterung be- 
deutete. Voraussetzung aber war das Fortgelten des deutschen Militär- 
strafrechts, allerdings nun unter dem König GEoRG VI. von England als 
oberstem Dienstherrn. Als FiLBINGER am 29. Mai 1945 nämlich den Flak- 
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artilleristeen PETZOI.D zu sechs Monaten Gefängnis verurteilte, weil er 
einem Befehl seines Batteriechefs nicht gehorcht und die Offiziere als 
»Nazihunde« beschimpft hatte, geschah dies durchaus mit dem Einver- 
ständnis der Briten. Genauso billigten sie auch die Verurteilung des Ober- 
leutnants zu See HÖSTERMANN am 1. Juni wegen Disziplinlosigkeit zu 13 
Monaten Gefängnis und Verlust des Dienstgrades,” denn sie legten gro- 
ßen Wert darauf, daß die Disziplin, der Mannschaftsgeist und die Ein- 
satzbereitschaft der gefangenen deutschen Marinesoldaten erhalten blie- 
ben.” Daß die Briten damit nicht nur das deutsche Strafrecht, sondern 
auch das Wirken Fi1.BINGERs für legitim erachteten, wurde von FILBIN- 
GERS Gegnern in der Kampagne ebenfalls bewußt verschwiegen. 


3. Behauptung. Daß FiLBINGER ein »strafwütiger Nazirichter mit pa- 
thologisch gutem Gewissen« gewesen sei, entbehrt jeglicher Wahrheit. 
Er war zwar, wie erwähnt, auf dem Papier offiziell Mitglied verschiede- 
ner nationalsozialistischer Gruppierungen gewesen, hatte aber weder in 
der Partei noch in ihren Untergliederungen Ämter wahrgenommen, noch 
gar eine parteipolitische Karriere gemacht. Seine tiefe christliche Bin- 
dung hatte ihn schon als Student in Freiburg vielmehr in einen für sein 
weiteres Leben prägenden Kreis der sinneren Emigration: gebracht um 
den Publizisten Karl FÄrBER, den Philosophen Max MÜLLER, den Theo- 
logen Bernhard WEITE, den Historiker Karl Spörı. und den National- 
ökonomen Bernard PFISTER. Später kamen zu diesem Kreis auch Rein- 
hold SchnEIDeEr und der Ökonom Walther Eucken dazu. Alle Mitglieder 
dieses Kreises wurden von der Geheimen Staatspolizei beäugt und wie- 
derholt aufgesucht. Auch FiLBINGER bekam trotz seiner Mitgliedschaf- 
ten in den Gliederungen der Partei deshalb den Prägestempel »politisch 
unzuverlässig«, so daß er von der »Studienstiftung des deutschen Volkes« 
kein Stipendium bekam.?* 

Natürlich war FILBINGER kein Mann des a&tven Widerstandes; seine 
vaterländische Grundeinstellung und Staatstreue hielten ihn davon ab. 
Dadurch, daß er durch sein Wirken als Marinerichter mehrere zum Tode 
verurteilte Soldaten vor der Hinrichtung rettete, hat er aber mehr be- 
wirkt als so mancher Widerständler. Vor allem hat er im Alter von 30 
Jahren ausgesprochen Mut bewiesen, denn er selber hätte auch ange- 
klagt werden können. 

Die Kriegsmarine war zudem — im Gegensatz zur Luftwaffe — nicht 
nationalsozialistisch, sondern cher kaisertreu, also monarchisch einge- 
stellt, so daß ein freies Wort hier eher gewagt werden konnte. Außerdem 
mußte im Frühjahr 1945 unter allen Umständen die Marine handlungs- 
fähig bleiben, konnte also keine Deserteure dulden, um die Handels- 
und Kriegsschiffe für die Rettung der Ostdeutschen vor der Roten Ar- 
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mee über die Ostsee mit Erfolg einzusetzen — eine Tatsache, die heute 
ohne jegliches Verständnis gesehen wird. 


4. Behauptung. »Was damals Recht war, kann heute nicht Unrecht 
sein«. Mit diesem Wort brachte FıLBINGER allerdings »das Faß zum Über- 
laufen«, weil die Medien in diesem Satz moralische Distanzierung vom 
Dritten Reich vermißten. Man warf FILBINGER vor, er vebne die Unter- 
schiede zwischen dem nationalsozialistischen Unrechtsstaat und dem 
gegenwärtigen Rechtsstaat ein«” 

Diesen Satz hatte FiLBINGER am 4. Mai in seiner Wohnung gegenüber 
drei Spzegel-Journalisten ausgesprochen, die von dem nicht-nationalso- 
zialistischen Militärstrafrecht von 1872 natürlich keine Arınung hatten. 
Sie hatten ihn mit dem Fall GRÖGER konfrontiert, wobei FILBINGER auf 
der Rechtsgültigkeit des Todesurteils gegenüber dem fahnenflüchtigen 
GRÖGER hinwies. Er sagte den Journalisten, sie seien dabei, ein nach gül- 
tigen Rechtsnormen ergangenes Urteil in Unrecht umzufälschen, wor- 
aus der Spiege/ dann die Behauptung machte, FiLBINGER habe das ganze 
Rechtssystem des Dritten Reiches gerechtfertigt. 

Diese Feststellung FILBINGERs wurde von seinen Gegnern in der Kam- 
pagne und danach so ausgelegt, daß das »nationalsozialistische Militär- 
strafrecht«, das es, wie oben dargestellt, gar nicht gegeben hat, für Fır- 
BINGER noch 1978 rechtens war, kurz gesagt, daß die »NS-Gesetzgebung« 
auch heute noch rechtsgültig sei. FILBINGERs Argumentation war zuge- 
gebenermaßen verkürzt und wurde von seinen politischen und medialen 
Gegnern öffentlich so propagiert, als ob FiLBINGER sich für den natio- 
nalsozialistischen Staat auch über 30 Jahre nach dessen Ende einsetze. 

Bezeichnenderweise wurde auch das Urteil des Stuttgarter Landge- 
richts, in dem FILBINGER im Verfahren gegen GRÖGER keine juristischen 
Fehler nachgewiesen werden konnten, von seinen Gegnern ganz bewußt 
ignoriert. FILBINGER hatte hervorheben wollen, daß nach dem Verfah- 
rensrecht nicht der Staatsanwalt das Urteil spricht, sondern das Gericht, 
und das gelte 1978 genauso wie 1945. Wer ihm aber unterstellen wollte, 
er habe 1978 den nationalsozialistischen Staat nachträglich für einen 
Rechtsstaat gehalten, verdreht ganz bewußt den Sinn seiner Aussage, 
denn er kann logischerweise nicht erklären, warum FILBINGER sich dann 
für viele angeklagte und verurteilte Soldaten einsetzte, auch unter eige- 
nem Risiko, um sie vor härtesten Strafen, einschließlich der Todesstrafe, 
zu bewahren. 

Der obengenannte Satz hat sich auch nach dem Sturz FILBINGERS in 
der Folgezeit als Dauerzitat bis heute erhalten, auch wenn er juristisch 
längst widerlegt ist. 
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Zusammenfassung 


Die Widerlegung der Argumente der Rufmordkampagne an Hans FiL- 
BINGER ist wissenschaftlich, juristisch und historisch, eindeutig belegt und 
nachvollziehbar. Aufgrund der politischen Einseitigkeit der öffentlich- 
rechtlichen Medien und der politisch-korrekten Rechtsprechung (vor al- 
lem den Art.130 StGB »Volksverhetzung« betreffend) ist jedoch die Wahr- 
heit, wenn sie Personen und Tatsachen während des Dritten Reiches 
betrifft, nur mit größtem persönlichen Risiko, auf jeden Fall aber nicht 
öffentlich wirksam zu verbreiten. Dadurch wird nahezu totalitär in die- 
sen Bezügen nur noch eine vorgegebene Meinung zugelassen, die keine 
öffentliche Auseinandersetzung mehr kennt oder auch nur duldet. Das 
istaber, so paradox sich das anhören mag, genau der Tatbestand, den die 
Kritiker FILBINGERSs ihm in seiner Zeit als Marinerichter vorwarfen, bloß 
mit umgekehrtem Vorzeichen. FILBINGERS Tätigkeit als Staatsanwalt, als 
Verteidiger und Richter während des Zweiten Weltkriegs beruhte ein- 
wandfrei auf dem ungebeugten Recht für das Individuum, also entgegen 
der nationalsozialistischen Rechtsauffassung, entgegen dem damals vor- 
herrschenden Zeitgeist, der auf dem Grundsatz »Gemeinnutz geht vor 
Eigennutz« beruhte, also die Rechte der Gemeinschaft vor das Recht des 
Individuums stellte. FILBINGER war damit ein Verteidiger des altherge- 
brachten Rechtsauffassung, der sich mit persönlichem Risiko für die Rech- 
te einzelner angeklagter Soldaten einsetzte. 

Tatsächlich aber erweist sich die Kampagne in ihren Auswirkungen 
bis heute rückwirkend als eine entscheidende Erziehungsmaßnahme zur 
Übernahme eines andauernden Schuldgefühls, das nach immer mehr 
Trauerarbeit ruft, welches die »Schuld- und Schamgefühle weiter stei- 
gert, anstatt sie zu lindern. Die Schuldspirale bohrt sich immer tiefer in 
die Vergangenheit und erfaßt immer mehr Lebensbereiche, die als ten- 
denziell verbrecherisch abqualifiziert werden«?” 

Die Gegenwart kann also durch die Vergangenheit erpreßt werden, 
was sehr wohl als ototalitär« bezeichnet werden kann, weil es hier keine 
Gegenwehr mehr gibt, geben darf. 

Diese historischen, juristischen und psychologischen Zusammenhän- 
ge konnte ein Mann der Nachkriegsgeneration wie der Ministerpräsi- 
dent Günther OETTINGER im Rahmen seiner Trauerrede nicht benen- 
nen, wenn sie ihm überhaupt klar waren, woran man begründete Zweifel 
hat. So ist auch er dem Ungeist dieser Rufmordkampagne zum Opfer 
gefallen. 

Hans FILBINGER war also in schwerster Zeit ein Verteidiger des Rechts 
für das Inividuum gegen den damaligen kollektiven nationalsozialisti- 
schen Zeitgeist. Deshalb könnte er auch heute für solche Juristen ein 
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leuchtendes Vorbild sein, die dem Recht des Individuums den Vorrang 
geben vor dem politisch-korrekten Zeitgeist von heute. Dafür braucht 
es heute erkennbar weniger Mut, weil sich unser Staat nicht im Krieg 
befindet und weil er keine Todesstrafe kennt. 

Mutige, kluge, versierte Juristen wie Hans FILBINGER wären heute drin- 
gend vonnöten, um das Abrutschen der Rechtsprechung in einen links- 
ideologisierten Unrechtsstaat zu verhindern, ganz im Sinne des großen 
Juristen Rudolf von JHERING (1872:): »Die Behauptung des Rechts ist 
eine Pflicht gegen das Gemeinwesen«.” 

Das Zitat von Gebhard MÜLLER, FILBINGERS Vorvorgänger im Amt 
des Ministerpräsidenten, faßt das Ergebnis der Rufmordkampagne in 
einem Satz zusammen. Im Rahmen eines handgeschriebenen Briefes 
schrieb er Filbinger am 31. Dezember 1984 folgende Zeilen: »Es ist Ih- 


nen furchtbares, nicht wiedergutzumachendes Unrecht geschehen.«” 


Albrecht Jebens 
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Schöner wohnen in >»Hitlerbauten« 


In den Jahren nach dem Österreich-Anschluß wurden in Linz an der 
Donau 2700 Häuser mit 11000 Wohnungen gebaut. Da dies unter der 
Ägide Adolf HıTLers geschah, heißen die Gebäude auch heute noch im 
Volksmund die »Hitlerbauten«, was Ortsunkundige oft in Erstaunen ver- 
setzt. Die Hamburger Zeithistorikerin Sylvia NEckeEr, die 2012 die gleich- 
namige Ausstellung im Stadtmuseum Nordico betreute, war verblüfft, 
wie »unreflektiert« Linzer diesen Begriff gebrauchen. Die »Hitlerbauten« 
werden als »braune Flecken« nicht hinterfragt, klagt sie, der Ausdruck sei 
eine Linzer Spezialität: »Die maximale Begrifflichkeit wäre in Hamburg 
tatsächlich »NS-Bau«.«' Noch heute stellen die »Hitlerbauten« zehn Pro- 
zent der Wohnungen in Linz, jeder achte Linzer lebt in einem »Hitler- 
bau<« Nirgendwo sonst gibt es so viele nationalsozialistische Wohnanla- 
gen wie in Linz. 

Linz, Oberösterreichs Hauptstadt, gehörte zu den fünf »Führerstädteng, 
Berlin als Reichshauptstadt, Hamburg als »Tor zur Welt«, München als 
»Hauptstadt der Bewegung«, Nürnberg als »Stadt der Reichsparteitage« 
— und Linz die »Patenstadt des Führers«, der im »deutschnationalen Linz 
der Jahrhundertwende«? aufwuchs: »Wenn die Vorsehung mich aus die- 
ser Stadt heraus zur Führung des Reiches berief, dann muß sie mir einen 
Auftrag erteilt haben, und es kann nur ein Auftrag gewesen sein: Meine 
teure Heimat dem Deutschen Reiche wiederzugeben«, rief der Führer 
und Reichskanzler am 12. März 1938 vom Balkon des Linzer Rathauses 
den jubelnden Massen zu. 

HITLer hing an Linz: Zur Stadt seiner Jugend hatte er bis ans Lebens- 
ende eine innige Beziehung. Schonals junger Mannhatte er - im wahrsten 
Sinne des Wortes — »vorgebaut« »Hin und wieder«, überliefert sein Ju- 
gendfreund August KUBIZEK, »wenn er über eines seiner Lieblingsthemen 
sprach, über die Donaubrücke, den Ausbau des Museums oder gar den 
unterirdischen Bahnhof, den er für Linz vorgesehen hatte, unterbrach 
ich ihn und fragte, wie er sich denn die praktische Verwirklichung dieser 
Projekte vorstelle, wir seien doch nichts als arme Teufel! Da sah er mich 
dann so fremd und feindselig an, als hätte er meine Frage gar nicht ver- 
standen.«’ 

Nach der Vereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich war der 
Reichskanzler in der Lage, seine jugendlichen Visionen zu verwirklichen: 
Mehr als in den anderen Führerstädten trugen die Umgestaltungspläne 
für Linz HrıLers persönliche Handschrift.* Linz sollte zum Standort der 
Großindustrie und zum zentralen Verkehrsknoten mit Autobahn, Do- 
nauschiffahrt und Breitspurbahn-Anschluß sowie zur mit Wien konkur- 
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' Sylvia NECKER, 
»Hitlerbauten« — 
Beobachtungen 
einer Stadtfrem- 
den«, in: »Hitlerbau- 
ten« in Linz. Wohn- 
siedlungen zwischen 
Alltag und Geschichte. 
1938 bis zur Gegen- 
wart, Salzburg 
[2012], S. 8-11, 
hier: S. 8. 


? Birgit KiRCHMAYR, 
»Linzer 
Stadtgeschichte(n) 
vor und nach der 
\Wendemarke von 
1938«, in: »Hitler- 
bauten« in Linz, 
ebenda, S. 48-63, 
hier: S. 48. 


? August KUBIZEk, 
Adolf Hitler, mein 
Jugendfreund, Graz— 
Stuttgart 1966, 

S. 30. 


* Birgit Kırcıımayr, 
aaO. (Anm. 2), 
S. 54. 
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° Herbert RimpL war 
von 1937 bis 1945 in 
Salzgitter und Linz 
für die Hermann- 
GÖRING-Werke als 
Chefarchitekt tätig. 
1944 wurde er in 
den Stab von Albert 
SPEER berufen. Er 
gilt als der wichtigste 
Industriearchitekt 
des Dritten Reiches. 


 ]ioba SCHMITT-IN- 
KAMP, »Roderich 
Fick und Linz — eine 
weitgehend unbe- 
kannte Geschichte«, 
in: »Hitlerkauten« in 
Linz, aaO. (Anm. 1), 
S. 152-165; Ueli Fı- 
SCHER, » Architekt 
aus Zürich plante 
‚Führerstadt« für Hit- 
ler. Roderich Fick — 
Baumeister des mo- 
numentalen Linz«, 
in: Neze Zürcher Zei- 
Zung, 16. 11. 2009. 


»Brückenkopfgebäu- 
de Ost und West« im 
Bau, Ende der 30er 
Jahre. Architekten: 
Roderich Fıck und 
Anton Estermann. Alle 
Abbildungen dieses 
Beitrags aus: Sylvia 
NECKER, aaO. (Anm. 
1): 
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rierenden Kultur- und Hochschulstadt werden. Der Hafen sollte zum 
größten Binnenhafen Mitteleuropas und die Donau durch den Rhein- 
Main-Donau-Kanal zu einer transeuropäischen Wasserstraße ausgebaut 
werden. Für die geplante Monumentalverbauung am Donauufer diente 
ihm die ungarische Metropole als Vorbild: Linz sollte ein deutsches Bu- 
dapest werden und sich zu einer Großstadt mit 350 000 bis 420. 000 Ein- 
wohnern entwickeln. Noch 1938 wurden mehrere Umlandkommunen 
eingemeindet, wodurch sich die Fläche des Stadtgebietes verdoppelte. 
Die Einwohnerzahl stieg zwischen 1938 und 1945 von 70 000 auf 190000. 

Mit dem ersten Spatenstich für den Bau des Stahlwerkes der Hermann- 
GörING-Werke am 14. Mai 1938 wurde auch die Wohnbauoffensive er- 
öffnet. Das Architekturbüro von Herbert Rımpı? (1902-1978) plante die 
Wohnungen der »Hermann-GörinG-Werke: am Spallerhof und am Bin- 
dermichl. Die städtischen Wohnungsbauprojekte und den Bau der »Füh- 
rersiedlung« (Harbach-Siedlung) in Urfahr wurden von den Münchner 
Architekten Roderich Fick (1886-1955)° und Fritz NORKAUER (1887— 
1976) entworfen. Fick war von HITLER zum »Reichsbaurat für die Stadt 
Linz an der Donau« berufen worden. Am Wohnbau mitgewirkt haben 
auch die im städtischen Hochbauamt beschäftigten Linzer Architekten 
Anton ESTERMANN (1890-1970) und Fritz FANTA (1906-1988). 

Wegen der Vorteile von Großbaustellen wurden die neuen Wohnsied- 
lungen ausschließlich ins freie Umland gebaut. Erkennbar sind die Sied- 
lungen an ihren prägnanten Baukörpern und großen Grünflächen. Die 
Grundrisse der Wohnungen waren für große Familien ausgelegt. Eine 
Standardwohnung hatte zwischen 50 und 80 Quadratmeter Wohnfläche 
und war mit eigenem Badezimmer ausgestattet. Bis dahin war ein Bad in 


BUNDESREPUBLIK 


Schöner Wohnen in »Hitlerbauten« 


G 3/4 NL 


REICHSTYPEN FÜR DEN WOHNUNGSBAU 


ERPROBUNGSTYPEN 
GRUNDRISSE FÜR GESCHOSSWOHNUNGEN 


VIER-UND DREIRAUMWOHNUNG AN EINER TREPPE 
FÜR EIN BIS DREI GESCHOSSE MIT NORDEINGANG 


S ı 2 uud 


- 
3- 
3 
H 
: 


WERFUEED ÜBER CRPROBUNGST rer. 
LAURE 15T EWTE VERGWOBSERMG DEN VRAMÜDE ER 
ZUM FROMTWAND ZULASSIO.DIE WAND ZWISOEN WC UND KRDER 


ROHBMAMASSE. WANDOICKEN UND NAMINE NACH Bau- 
ZEVORSCHRIFT UND GESCHOSSZÄE 


OE# MEICHSnOMmInSan FÜR 
DEm SOTMIER WOmMUmaBBAU 


indazet 


der Arbeiterwohnung absolutes Neuland. »So luxuriöse Standards hatte Wohnungs- und 
in den zwanziger Jahren nicht einmal das »rote Wien« in seinen Arbeiter- Grundrißtypen vom 
wohnpalästen«, anerkennt Deutschlandradio.” Auch Luftschutzkeller wa- N er 
ren von Anfang an Teil der NS-Wohnbauten. Zwischen 1938 und 1944 . 
wurden 11000 Wohnungen fertiggestellt. Am Ende des Krieges hatten 
22 Luftangriffe Gebäudeschäden hinterlassen, die in den ersten Nach- 
kriegsjahren repariert wurden. 1200 Wohnungen, die sich in Bau befan- 
den, wurden gemäß vorhandenen Plänen vollendet. Auch sie heißen heute 
Hitlerbauten«. 
In der Wiederaufbauphase der Nachkriegsjahrzehnte war der politische 
Hintergrund der »Hitlerbauten« kein Thema, obwohl fast jeder Linzer je- 
manden kannte, der in einem NS-Wohnbau gewohnt hat. Zur Debatte 
steht jedoch der Umgang mit den beiden markanten Brückenkopfge- 
bäuden, aber auch mit Vermächtnissen wie einer Bronzestatue der Aphro- 
dite, die Adolf HırLer 1942 der Stadt zum persönlichen Geschenk ge- 
macht hatte? Sechsundsechzig Jahre verschönerte die Liebesgöttin 
unbehelligt das Innere eines Rundtempels im Bauernberg-Park. Auf 


7” Beatrix Novy, »Wohnen unterm Hakenkreuz. Linz arbeitet die Geschichte 
seiner »Hitlerbauten« auf«, in: Deutschlandradio, 12. 10. 2012. 
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Glimpfingerstraße. 
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Grund einer anonymen Anzeige, die sich bei stadtarchivarischer Über- 
prüfung als wahr erwies, wurde die unschuldige Skulptur des Nachts 
von kommunalem Personal vom Sockel geholt und in aller Stille im Kel- 
ler des Stadtmuseums bestattet. Mit dem Abtransport der Aphrodite setze 
man die »konsequente Aufarbeitung der NS-Vergangenheit« fort, gab 
die Stadt Linz bekannt.’ 

Seit Jahrzehnten arbeiten sich die Aufarbeiter an Bauten ab, die un- 
ter HITLER errichtet wurden: »Was tun mit dem gebauten Nachlaß der 
schrecklichen Jahre?« fragt Stella RoLLıG, Leiterin des Linzer Kunst- 
museums Lentos: »Weg mit der Voest?!® Die trug ja bekanntlich den 
Gründungsnamen »Hermann-GörINnG-Werke« Sprengung der Kopfge- 
bäude an der Nibelungenbrücke, der Wohnsiedlungen aus der dunklen 
Zeit?« Während man die Wohnsiedlungen verschonte, wurde physi- 
sche Gewalt gegen ein öffentliches Gebäude gestattet: »Im Programm 
von »Linz 2009 Kulturhauptstadt Europa« spielt die Geschichte der Stadt, 
vor allem ihre NS-Vergangenheit, eine zentrale Rolle. Im I.inz 09-Pro- 
jekt »Der Bau. Unter uns — Dekonstruktion eines Gebäudes« der in 
Berlin lebenden Künstlerin Hito STEYERL und der Wiener Architektin 


® Es handelt sich um den Abguß einer Skulptur des mecklenburgischen Meisters 
Wilhelm WANDSCHNEIDER (1866--1942). Das Original aus dem Jahre 1907 war in 
der Berliner Reichskanzlei aufgestellt. Vgl. Ratsherrenprotokoll der Stadtratssit- 
zung vom April 1942, in: Archiv der Stadt Linz, Rafsherrenprotokolle 1942, Her- 
mann ÜBEIL: »Alte und neue Denkmäler in Linz«, in: Oberdonan. Ouerschnitt durch 
Kultur und Schaffen im Heimatgau des Führers 2, 1942/43, H. 4, S 22-25, hier: S 25. 
° »Geschenk Adolf Hitlers: Stadt Linz entfernt Aphrodite-Statue«, in: Die Pres- 
se, 11. 7. 2008; »Nazi-Geschenk an Stadt Linz aus Park entfernt«, in: Kronen- 
Zeitung, 12. 7. 2008. 

!% Abkürzung für Vereinigte Österreichische Eisen- und Stahlwerke«. 
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Gabu HEinDt findet anhand einer Intervention am östli- 
chen Brückenkopfgebäude eine gleichsam »tiefschürfende« 
Auseinandersetzung mit dieser Zeit statt. Um die Flucht- 


wege jüdischer Familien, die ehemals auf dem Gelände 


lebten, auf das Gebäude zu projizieren, ließ das Damen- 
Duo durch Bauarbeiter demonstrativ den Putz herunter- 
schlagen: »So wurde eine Woche lang in die Fassade im 


wahrsten Sinn des Wortes seine Geschichte Schlag für | 
Schlag, Rasterpunkt für Rasterpunkt veingeschrieben« Aus | 


dem stummen Zeugen wurde ein beredter.« 


Dem Mann auf der Straße aber verschlug es ob dieser | 
beispiellosen Barbarei die Sprache. Bevor man nach mehr | 
als einem Jahr die verschandelte Fassade repariert hatte, } 
war bereits ein neuer architektonischer Anschlag im An- Fi 


rollen: Um Platz für die Erweiterung der Kunstuniversi- 
tät zu schaffen, sollten die beiden Gebäude nach den Pla- 
nen des in Berlin lebenden Linzers Adolf KrIscHANITZ 
durch vier würfelförmige Glasaufbauten verschandelt 
werden. Von der Denkmalschutzbehörde wurde das Pro- 
jekt verworfen: Laut Orientierungsrichtlinie der Denkmal- 
pflege muß die Außenansicht unverändert bleiben, be- 
harrte Landeskonservator Wilfried Lipp.'' 

Dasselbe gilt für die Sanierung der unter Denkmal- 
schutz stehenden Wohnbauten, die inzwischen siebzig 
Jahre alt geworden sind. Die Wohnungen in den »Hitler- 
bauten« sind nach wie vor gefragt, es gibt keine Leer- 
stände, lobt der Linzer Vizebürgermeister Erich WATZL: 
»Es steckt sicher keine ideologische Prägung dahinter, 
wenn viele Linzer gern in eine solche Siedlung ziehen — 
einfach, weil sie auch heute noch den Bedürfnissen Rech- 
nung tragen, Luft zum Atmen und ein Bad in der Woh- 
nung bieten.«' 

Für politisch Korrekte freilich, die helle Wohnungen 
als ‚dunkles Kapitel empfinden, lastet auf den »Hitler- 
bauten« die moralische Hypothek, daß an der Errichtung 
»Zwangsarbeiter« mitwirkten und besagte Immobilien 
durch Granit-Elemente aus Mauthausen verschönert 
wurden.'? Für die Bewohner freilich spielt derlei keine 
Rolle. Die Mieter machen es sich in ihren vier Wänden 
gemütlich und überlassen den Ekel vor »braunen Flek- 
ken« den Mächtigen, die sich »in ihrem zukunftsgeleite- 
ten Selbstverständnis mit dem baulichen Erbe des Na- 


a ar. 


Typologie von Arkaden und Treppen in 
Linzer Hitler-Bauten. 


! „Streit um Nazi-Bauten«, in: Der 


Standard, 3. 3. 2009. 
12 Neues Volksblatt, Linz, 18. 10. 2012. 
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Bindermichl-Sied- 
lung am 25. 6. 1941. 
Block 10 kurz vor 
der Fertigstellung. 


13 Die Deutsche 
Erd- und Steinwer- 
ke GmbH (DESt), 
gegründet am 29. 
4. 1938, war ein 
Unternehmen der 
SS. Häftlinge in 
Mauthausen, Gu- 
sen und anderen 
KL stellten Bauma- 
terial her. 

4 Raffaela LiNDOR- 
FER, »Besser geht’s 
in Linz nicht« Da- 
mals wie heute ist 
das Wohnen in den 
sogenannten Hit- 
lerbauten von prak- 
tischen, aber auch 
emotionalen 
Aspekten geprägt«, 
in: Kurzer, 15.9. 
2012. 

15 „Vom Leben in 
den »Hitlerbauten«« 
in: Oberösterreichische 
Nachrichten, 21. 9. 
2012. 

!6 Elisa ANDESSNER 
u. Denis ROMANOV- 
sKı, »Stalinka — 
Hitlerbau«. Ein kol- 
laborativ-künstleri- 
sches Recherche- 
projekt, 
2009-2012«, ın: 
Hitlerbauten in Linz, 
aaO. (Anm. 1), 

S. 161 £. 
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tionalsozialismus schwertun« und aus dem »Spannungsfeld zwischen hi- 
storischem Entstehungskontext, Alltagstauglichkeit und gegenwärtiger 
Nutzung« nicht herausfinden: »Meterlange Häuserreihen, die Fassade in 
dezenten, hellgelben Tönen gehalten, die Fensterrahmen weiß und qua- 
dratisch, den Gehsteig entlang eine penibel gestutzte Hecke von einem 
Meter fünfzig Höhe. So sah es in den vierziger Jahren aus, das standesge- 
mäße Domizil der volksdeutschen Arbeiterklasse«, polemisiert der Wie- 
ner Kurier. »Heute erinnert nur noch der Begriff »Hitlerbauten« an den 
dunklen Ursprung der Wohnanlagen, wie sie sich unter anderem in der 
Harbachsiedlung in Linz-Urfahr den Horizont entlangstrecken.« Sie würde 
so eine Wohnung sofort nehmen, begeistert sich eine befragte Nachba- 
rin: Die Räumlichkeiten, die ab 1938 für kinderreiche Familien entwor- 
fen wurden, seien »gut geschnitten« und »vermitteln ein Gefühl von Frei- 
heit«.!* 

»Der Wohnbau machte damals einen gewaltigen Sprung«, gesteht Syl- 
via NECKER: »Die Nazis haben damit geworben, ihren Arbeitern die lu- 
xuriösesten Wohnungen zu ermöglichen.« Neu war auch, die Innenhöfe 
mit opulenten Grünflächen auszustatten: »Der Clou daran ist, daß man 
einander auf solchen Gemeinschaftsanlagen wunderbar beobachten und 
ausspionieren kann.« 

»Das ist ja das Positive«, hält Walter HaLLing dagegen. »Hier werden 
keine Autos gestohlen — das würde sofort jemand sehen.«"” Es sei vein 
Traum, hier zu wohnen«, lobt dieser Mieter den begrünten Innenhof. Und 
Mitmieter Hans RiENER vergleicht die Bezeichnung »Hitlerbau« gar mit ei- 
ner bekannten Marke: »Für mich ist das wie Coca-Cola, weißt du. . .«'° 


Fred Duswald 
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Um Deutschlands Arbeiter zum Aufstand gegen die Regierung HITLER 
anzufeuern, hatte der niederländische Rätekommunist Marinus vAN DER 
LuBBE am 27. Februar 1933 den Reichstag in Brand gesetzt und zuvor 
auch noch drei andere Gebäude angezündet.' Der parlamentarische Ple- 
narsaal brannte aus, der auf frischer Tat ertappte und durchgängig ge- 
ständige Täter wurde am 23. Dezember 1933 zum Tode verurteilt und 
das Urteil des Reichsgerichts — 15 ] 86/33/NII M 42/33 — am 10. Januar 
1934 in Leipzig vollstreckt. Da das Todesurteil auf der rückwirkenden 
»Lex VAN DER LuBBE«? beruhte, regte im Jahre 2007 der weithin unbe- 


kannte Berliner Advokat Reinhard HıLLEBRAND (*1969) an, Frau Gene- 


ralbundesanwältin Monika Harıs’möge zuständigkeitshalber von Amts 
wegen feststellen, daß durch das »Gesetz zur Aufhebung nationalsoziali- 
stischer Unrechtsurteile in der Strafrechtspflege« (NS-Aufhebungsgesetz) 
vom 25. August 1998 (Bundesgesetzblatt 1S. 2501) das LUBBE-Urteil annul- 
liert sei. 

Feuer und Flamme für den antifaschistischen Brandstifter, traf die 
»willige Advokatin« (Neues Deutschland, 18. 1. 2008) ohne Federlesen die 
erbetene Feststellung und machte mit Feuereifer aus dem Feuerteufel 
einen Unschuldsengel, für den die Vermutung zu gelten hat: »Jeder 
Mensch, der einer strafbaren Handlung beschuldigt wird, ist solange als 


' Nach eigenen Angaben beging er am Abend des 25. Februar drei kleinere 
Brandstiftungen, und zwar am Wohlfahrtsamt Neukölln (gegen 18.30 Uhr), am 
Berliner Rathaus (gegen 19.15 Uhr) und am Königlichen Schloß (gegen 20 Uhr). 
? Das Gesetz über Verhängung und Vollzug der Todesstrafe vom 29. März 
1933 (RGBl. IS. 151) wurde eigens nach dem Reichstagsbrand verabschiedet, 
um den angeklagten Täter Marinus VAN DER LUBBE mit der Todesstrafe aburtei- 
len zu können. Das Gesetz wurde durch Kontrollratsgesetz Nr. 11 vom 30. 1. 
1946 aufgehoben. 

? Monika Harnıs, *1946 in Berlin, wuchs in Frankfurt am Main auf, wo die 
Auschwitz-Prozesse [1963-1965 (1. Auschwitz-Prozeß), 1965/66 (2. Auschwitz- 
Prozeß) und 1967/68 (3. Auschwitz-Prozeß) sowie drei Nachfolgeprozesse in 
den 1970er Jahren] für sie zum »prägenden Erlebnis« wurden: »Als Schülerin 
habe sie das größte Strafverfahren der deutschen Nachkriegsgeschichte verfolgt 
— und da sei ihr zum ersten Mal der Gedanke gekommen, Staatsanwältin zu wer- 
den« (Ursula Knapp, »Wer ist Monika Harms?« in: Der Tagesspiegel, 1. 7. 2007). Von 
1974 bis 1980 war sie Staatsanwältin in Hamburg, anschließend bis 1983 Richte- 
rin am Landgericht und sodann bis 1987 am Finanzgericht Hamburg. Monika 
Harns, seit 1969 Mitglied der CDU, wurde 1987 Richterin am Bundesgerichts- 
hof. Dort übernahm sie 1999 den Vorsitz des in Leipzig ansässigen 5. Strafsenats. 
Von 2006 bis 2011 war sie Generalbundesanwältin beim Bundesgerichtshof. 


BUNDESREPUBLIK 


1133 


W \ 

Monika Harms 
(siehe Anmerkung 
3). 


= 
5 


Polifikiiminaltal 


Legende und 


Wirklichkeit 


879 


Untauglicher Aufhebungsversuch 


Der Angeklagte Ma- 
rINUS VAN DER LUBBE 
bei der Urteilsver- 
kündung am 23. De- 
zember 1933 in 
Leipzig. 
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# unschuldig anzusehen, bis seine Schuld 
in einem öffentlichen Verfahren... 
nachgewiesen ist« (Art. 11 AEMR;* Art. 
„6 EMRK? Ein öffentliches Verfahren 
E gegen den Toten aber kann und wird 
es naturgemäß nicht mehr geben. 

In seiner Eingabe vom 11. August 
2008 wies der Verfasser dieses Beitrags 
darauf hin, daß das gegenständliche 
Unrechtsurteil vom NS-Aufhebungsge- 
setz nicht erfaßt sein konnte, weil es bei 
Inkrafttreten des Gesetzes längst nicht 
mehr existent war. Mit Beschluß vom 
I 21. April 1967 — (502) 2 P Aufh. 9/66 
(126/66) — hatte nämlich die 2. Strafkammer des Landgerichts Berlin die 
dem NS-Unrechtsurteil innewohnenden Mängel behoben, indem sie die 
Verurteilung wegen Hochverrats aufhob, den Verlust der bürgerlichen Eh- 
renrechte rückgängig machte und die unrechtmäßig verhängte Todesstrafe 
in eine rechtmäßige Zuchthausstrafe von acht Jahren umwandelte.° Eine 
ersatzlose Aufhebung des Urteils kam nicht in Frage, weil Brandstiftung in 
allen zivilisierten Staaten strafbar war und ist. Der Gerichtsbeschluß wur- 
de vom Kammergericht am 17. Mai 1968 bestätigt.’ Damit müsse es für 
immer sein Bewenden haben, entschied der Bundesgerichtshof am 2. Mai 
1983. 

In Anbetracht der gegebenen Rechtslage bat der Verfasser, Frau HArMS 
möge doch ihren Feststellungsbeschluß dahingehend abändern, daß die 


* Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte [A/RES/217, UN-Doc. 217/ 
A-(IID] ist das ausdrückliche Bekenntnis der Vereinten Nationen zu den allge- 
meinen Grundsätzen der Menschenrechte. Es wurde am 10. 12. 1948 von der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen im Palais de Chaillot in Paris 
genehmigt und verkündet. 

5 Die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) oder Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten wurde im Rahmen des Eu- 
roparats ausgearbeitet, am 4. 11. 1950 in Rom unterzeichnet und trat am 3. 9. 
1953 allgemein in Kraft. 

° Die Umwandlung erfolgte nach dem Westberliner Gesetz zur Wiedergutma- 
chung nationalsozialistischen Unrechts auf dem Gebiete des Strafrechts vom 
5. 1. 1951 (Verordnungsblatt S. 31). 

” Kammergericht Berlin, Beschluß vom 17. 5. 1968, 1 WG AR 3.66 — 1 Ws 
367.67 - (502) 2 P Aufh. 9.66 (126.66). 

® Bundesgerichtshof, Beschluß vom 2. 5. 1983, 3 ARs 4/83 - StB 15/83; BGHSt 
318365: 
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Aufhebung des NS-Unrechtsurteils nicht erst 1998 durch das NS-Auf- 
hebungsgesetz eingetreten, sondern schon 1967 durch das Landgericht 
Berlin erfolgt ist: »Dieser Unterschied in der Begründung ist deshalb 
von Bedeutung, weil die Berufung auf das NS-AufhG in der Öffentlich- 
keit als Freispruch fehlinterpretiert wird und den unzutreffenden Ein- 
druck der Unschuld van DER LUBBEs erzeugt hat (z.B. »Später Freispruch«, 
Süddeutsche Zeitung ; ‚Freispruch 75 Jahre nach Reichstagsbrand«, Passauer 
Neue Presse, jeweils 11. 1. 2008).« Eine Aufhebung auch der Zuchthaus- 
strafe hätte zur fatalen Folge, daß die Brandstiftung unbestraft bliebe, 
während der durchgängig geständige Täter, der im gesamten Verfahren 
darauf beharrte, den Brand aus eigenem Antrieb gelegt zu haben, einer- 
seits der Wahrheit zuwider Lügen gestraft wird, andererseits aber post- 
hum in den Genuß einer unendlichen Unschuldsvermutung gelangen 
würde. 

Im Antwortschreiben vom 22. September 2008-2 AR 187/07 — lehnte 
es die Generalbundesanwältin durch ihren Vertreter, Bundesanwalt Wolf- 
gang Kar, ausdrücklich ab, den rechtsfehlerhaften Beschluß zu berichti- 
gen: Zwar sei VAN DER LUBBE auch wegen Straftaten der allgemeinen Kri- 
minalität verurteilt, doch sei mit der Aufhebung des NS-Unrechtsurteils 
auch die Entscheidung des Landgerichtes Berlin »gegenstandslos gewor- 
den«, beharrte KALr. 

Doch Karr liegt falsch: Von Grundgesetzes wegen fällt die Abände- 
rung gerichtlicher Entscheidungen keinesfalls in die Zuständigkeit des 
Gesetzgebers. Für die Entscheidung, im Einzelfall die Rechtskraft eines 
Richterspruchs zu durchbrechen, sind grundsätzlich die Gerichte selbst 
zuständig, denen das Wiederaufnahmeverfahren vorbehalten ist. Die her- 
kömmliche Wiederaufnahme gemäß $ 359 der Strafprozeßordnung 
(StPO) geht allerdings von rechtsstaatlichen Verhältnissen aus, unter de- 
nen fehlerhafte Verfahrensergebnisse auch nach Eintritt der Rechtskraft 
korrigiert werden können. Dieses reguläre Verfahren erwies sich aller- 
dings als unzulänglich, als es darum ging, die sich aus der Existenz der 
NS-Unrechtsurteile stellenden Probleme zu lösen.” Nach Ansicht des 
Bundesverfassungsgerichtes verstößt es nichtgegen Gewaltenteilung und 
Rechtsstaatsgebot, richterliche Urteile, diegegen die elementaren Grund- 


° Der erstrebten Lösung stehen sowohl die erschöpfende Aufzählung der Wie- 
deraufnahmegründe in $ 359 Nr. 1 bis 5 StPO als auch die Struktur des Verfah- 
rens entgegen, ist doch die geforderte Beibringung neuer Tatsachen oder Be- 
weismittel allein schon wegen der lange zurückliegenden Zeit unwahrscheinlich. 
In vielen Fällen wurden die Verfahrensakten durch Kriegseinwirkungen ver- 
nichtet. Auch hätte die hohe Zahl der bis 1998 noch in Kraft gewesenen NS- 
Unrechtsurteile — geschätzt auf mehrere Hunderttausend — die Justiz heillos 
überfordert. 
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10 Als res iudicata« 
(lateinisch) bezeich- 
net man in der 
Juristensprache 
eine rechtskräftig 
entschiedene Sache. 
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gedanken der Gerechtigkeit verstoßen oder auf Bestimmungen beru- 
hen, die gravierendes Unrecht verkörperten, durch Gesetz als nichtig 
aufzuheben. 

Rechtlich stellt das NS-Aufhebungsgesetz ein vereinfachtes Wieder- 
aufnahmeverfahren dar, das die Anwendung der Wiederaufnahmevor- 
schriften der StPO ausschließt. Gegenstand einer Wiederaufnahme kann 
aber stets nur das Urteil in der letztgültigen Fassung sein, im Fall vAN DER 
LuBBE also nicht das NS-Unrechtsurteil, sondern jene Fassung, die es 
durch die erfolgte Schuldspruchänderung im Sinne des Berliner Wieder- 
gutmachungsgesetzes erhalten hat. Diese Schuldspruchänderung ist aber 
kein NS-Unrechtsurteil, sondern eine unter Geltung des Grundgesetzes 
zustande gekommene rechtsstaatliche Entscheidung. 

Wenn nach höchstgerichtlicher Rechtsprechung von Verfassungs we- 
gen nicht zu beanstanden ist, daß eine Aufhebung durch das NS-Aufhe- 
bungsgesetz nicht bei sämtlichen rechtsstaatswidrigen Entscheidungen 
der NS-Zeit ermöglicht wird und der Gesetzgeber aus Gründen der 
Rechtssicherheit und Praktikabilität sogar rechtsstaatswidrige Entschei- 
dungen geringeren Gewichts bestehen lassen durfte, so muß der Gesetz- 
geber erst recht Entscheidungen bestehen lassen, die rechtsstaatsgemäß 
unter Geltung des Grundgesetzes ergangen sind. 

Nach dem Prinzip des Vorrangs der Verfassung sind Gesetze stets in 
Übereinstimmung mit dem Grundgesetz auszulegen. Wenn der Gesetz- 
geber auf Grund der Verfassung nicht befugt ist, ein Gesetz zu erlassen, 
das unter Eingriff in die Sphäre der Judikative rechtskräftige Gerichtsur- 
teile außer Kraft setzt, so kann auch ein von ihm erlassenes Gesetz nicht 
in dem Sinn ausgelegt werden, als sei durch dieses Gesetz die Aufhe- 
bung eines Urteils rechtsstaatlichen Ursprungs erfolgt. Die von der Ge- 
neralbundesanwältin Monika Harms vorgenommene Anwendung des NS- 
Aufhebungsgesetzes auf die nachkonstitutionelle »res iudicata«'" VAN DER 
LuBBE erfolgte daher verfassungswidrig. Die Feststellung, das — bereits 
im Wiederaufnahmeverfahren aufgehobene und somit rechtlich gar nicht 
mehr existent gewesene — Todesurteil und darüber hinaus auch noch das 
durch den Bundesgerichtshof bestätigte Urteil des Landgerichtes Berlin 
sei durch das zeitlich später erlassene NS-Aufhebungsgesetz aufgeho- 
ben, beruht daher auf einer grundgesetzwidrigen Rechtsverletzung. 

Es stellt sich die Frage nach der Bestandskraft der rechtsfehlerhaften 
Feststellung der Generalbundesanwältin in Sachen v.AN DER LUBBE. Ge- 
mäß $ 43 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleibt ein — auch rechts- 
widriger — Verwaltungsakt wirksam, solange und soweit er nicht zurück- 
genommen, widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf 
oder auf andere Weise erledigt ist (Abs. 2). Rechtsunwirksam ist nur ein 
nichtiger Verwaltungsakt (Abs. 3). Nichtigkeit indessen ist gegeben, so- 
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weit dieser Verwaltungsakt »an einem besonders schwerwiegenden Feh- 
ler leidet und dies bei verständiger Würdigung aller in Betracht kom- 
menden Umstände offensichtlich ist« ($ 44 Abs. 1). Besonders schwer- 
wiegend sind solche Rechtsfehler, »die deshalb mit der Rechtsordnung 
unter keinen Umstanden vereinbar sein können, weil sie tragenden Ver- 
fassungsprinzipien oder den der Rechtsordnung immanenten Wertvor- 
stellungen widersprechen«. 

Die vom Gesetz geforderte Offensichtlichkeit wiederum bestimmt 
sich nach höchstrichterlicher Rechtsprechung weder nach den subjekti- 
ven Vorstellungen des Betroffenen noch nach dem Erkenntnisvermö- 
gen eines geschulten Juristen, sondern nach der Betrachtung eines auf- 
merksamen und verständigen Bürgers: »Die Offenkundigkeit liegt auch 
dann vor, wenn sie sich erst auf Grund einer verständigen Würdigung 
aller in Betracht kommenden Umstände ergibt, die für den Erlaß des 
Verwaltungsaktes und für seinen Regelungsinhalt von Bedeutung sind, 
wenn also erst eine sorgfältige Prüfung den besonders schwer wiegen- 
den Fehler offensichtlich macht. Bei der Frage, für wen die verständige 
Würdigung aller in Betracht kommenden Umstände (u. U. durch Juri- 
sten und andere Sachverständige) den besonders schwerwiegenden Feh- 
ler offensichtlich gemacht haben muß, kommt es nicht auf die Betrach- 
tungsweise einer spezifisch juristisch geschulten Person an. Vielmehr ist. .. 
darauf abzustellen, wie ein urteilsfähiger unvoreingenommener Bürger, 
der die (u. U. von »Experten« vorgenommene) Würdigung aller in Be- 
tracht kommenden tatsächlichen und rechtlichen Umstände verständig 
nachvollzieht, das Maß der Ersichtlichkeit des besonders schweren Feh- 
lers im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Verwaltungsakts beurteilen wür- 
de. Müßte dieser wverständige Durchschnittsadressat mit Gewißheit zu 
dem Ergebnis kommen, daß der Verwaltungsakt im Zeitpunkt seines 
Erlasses an einem besonders schweren Fehler litt, ist notwendig und stets 
Offensichtlichkeit« gegeben.«'' 

Die genannten Kriterien für die Nichtigkeit eines Verwaltungsaktes 
treffen auf den LußBE-Beschluß der Generalbundesanwältin in vollem 
Umfang zu. Der von Monika Harns begangene Rechtsverstoß war kein 
harmloser Form- oder Verfahrensfehler, sondern ein offensichtlicher 
Verstoß gegen ein elementares rechtsstaatliches und grundgesetzliches 
Prinzip. Wegen der Schwere und Offensichtlichkeit hätte die General- 
bundesanwältin ihren Feststellungsbeschluß in Sachen vAN DER LUBBE in 
dieser Form niemals erlassen dürfen. Ehern steht daher die Entschei- 
dung des Berliner Landgerichts vom 21. April 1967. Marinus vaN DER 
LuBBE ist und bleibt für alle Zeit zu acht Jahren Zuchthaus verurteilt. 
Von Rechts wegen. 


Fred Duswald 
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Fälschung der Bibel heute 


Von der herrschenden politischen Korrektheit werden auch die Inhalte 
alter Bücher in ihrem Wortlaut und damit in ihrem Sinn geändert, auf 
daß sie besser in die politische Landschaft passen. Dieses Schicksal hat 
sogar die altehrwürdige Bibel erlitten. So heißt eine Stelle in 2. Sammel 12 
über einen Heerzug des jüdischen David gegen die Ammoniter in der 
alten Ausgabe des LUTHER-Textes:' »Aber das Volk drinnen führte er 
heraus und legte sie unter eiserne Sägen und Zacken und eiserne Reife 
und verbrannte sie in Ziegelöfen. So tat er allen Städten der Kinder Am- 
mons. Da kehrte David und alles Volk wieder gen Jerusalem.« 

In der neuen Ausgabe? lautet dieselbe Stelle: »Aber das Volk darin 
führte er heraus und stellte sie als Fronarbeiter an die Sägen, den eiser- 
nen Pickel und an die eisernen Äxte und ließ sie an den Ziegelöfen arbei- 
ten. So tat er mit allen Städten der Ammoniter. Danach kehrten David 
und das ganze Kriegsvolk nach Jerusalem zurück.« 

Da dieser im LUTHER-Text überlieferte Völkermord an den Ammoni- 
tern kein günstiges Licht auf David und sein Volk wirft, wird er einfach 
in der modernen Übersetzung verharmlost«. So wird heute die Geschichte 
zu politischen Zwecken verfälscht. 


Rolf Kosiek 


' Die Bibel, 1903. 
2 Die Bibel, 1984. 
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Eines der Hauptziele der Umerziehung, der das deutsche Volk seit 1945 
durch die Siegermächte unterworfen wurde, war die Einführung des ein- 
seitigen Geschichtsbildes der Sieger. Dieses sollte eine dauernde Pflege 
der Schuld- und Reuehaltung bewirken. Dazu wurde in den Schulen der 
Geschichtsunterricht im wesentlichen auf die deutsche Geschichte der 
NS-Zeit beschränkt. Die vorher liegende große Geschichte der Deut- 
schen wurde weitgehend unterdrückt oder gar nicht mehr gelehrt. Statt 
des Geschichtsunterrichtes wurde in einzelnen Bundesländern den deut- 
schen Schülern Politologie aus der Sicht der ‚Frankfurter Schule« gelehrt. 

Eine schon ans Skurrile grenzende Kampagne wurde 2013 begonnen, 
als nicht zum ersten Male versucht wurde, dem deutschen Volk seine 
germanische Vorgeschichte zu rauben. 

Das Focke-Museum in Bremen, das Landesmuseum für Kunst und 
Kulturgeschichte der Stadt, veranstaltete dazu nach dreijähriger Vorbe- 
reitung vom 10. März bis 8. September 2013 eine Ausstellung unter dem 
Motto »Graben für Germanien. Archäologie unterm Hakenkreuz«. Es 
wollte damit offensichtlich einen Beitrag zur herrschenden Mode der 
»Bewältigung der zwölf NS-Jahre« liefern. Denn die Archäologen hätten 
ihre Vergangenheit bisher nicht aufgearbeitet, und das müsse dringend 
geändert werden. 

Die Nordwest-Zeitung vom 8. März 2013 stimmte auf diese Ausstellung 
mit einem Artikel »Graben für Germanien« von Irena GÜTTEL! ein: »Die 
Nazis bewunderten die alten Germanen. Sie galten als kampfeslustige 
Krieger, mutige Eroberer und anderen Völkern kulturell weit überlegen 
— als Inbegriff einer blonden und blauäugigen Herrscherrasse, von der 
die Deutschen angeblich abstammten.« Und dann wird die herrschende 
Meinung indoktriniert: »Doch die Germanen haben in Wirklichkeit nie 
existiert. Sie sind ein Mythos, den die Ideologen im Dritten Reich gezielt 
verbreiteten, um ihre Eroberungspolitik zu rechtfertigten. Die Archäo- 
logie half dabei tatkräftig mit.« Das soll in Zukunft also für unsere Vor- 
geschichte gelten und den deutschen Schülern als Geschichtsbild ihrer 
Herkunft vermittelt werden. 

»Die Nazis schufen den Mythos der heldenhaften Krieger«, schrieb 
die Zeitung schon im Vorspann und gab damit die Richtung vor und ihr 
»Wissen« bekannt. Von Tacırus’ Germania vor 2000 Jahren mit ausführli- 
chen Darstellungen der einzelnen Lebensbereiche der Germanen weiß 
sie wohl nichts wie ebenso nichts von antiken Karten mit den alten rö- 
mischen Namen »Germania inferior und ‚Germania superior« oder von 
dem römischen Feldherrn Gaius Julius Cäsar GERMANICUS (15. v. Ztw. — 
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Uta Hauıe. Sie be- 
hauptet, die Forscher 
hätten die Fakten ma- 

nipuliert. 


Das Buch zur 


Austellung: Graben 
für Germanien. 
Archäologen unter 
Hakenkreutz. 


! Irena GÜTTEL, 
»Graben für 
Germanieng, in: 
Nordwest-Zeitung, 8. 
3. 2013. 
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19 n. Ztw.), der offenbar seinen Ehrennamen dem Kampf gegen Trug- 
bilder in den nebligen Wäldern des Nordens verdankte. 

Richtig ist, daß die früheste Nennung des Namens der Germanen von 
POsEIDONIUS VON APAMEA, rund 80 v. d. Ztw., überliefert wurde, und die 
Bezeichnung wurde dann 


In den Jahren 2007 
und 2008 strahlte 


der Fernsehsender 
Arte die vierteilige 
Dokumentation Die 
Germanen aus, die 
mit dem Bild der kul- 
turlosen und Keule 
schwingenden Bar- 
baren aufräumte. 
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von CÄsar benutzt, der als 
römischer Feldherr so sei- 
ne rechtsrheinischen Fein- 
de beschrieb, die er als 
durchaus vorhanden erfah- 
ren mußte. Denn sie ließen 
ihn nach einem Übergang 
4 auf die östliche Rheinsei- 
te, wo er nicht weit kam, 
solch einen Versuch nicht 
wiederholen. Und wie gern 
hätte CAsar weiteres Land 
bis zur Elbe erobert! 

Die Germanen hatten 
keinen so streng geglieder- 
ten Staat wie zum Beispiel 
die Römer. Sie lebten in ge- 
trennten Stämmen, die sich 
auch bekriegten, hatten aber dieselbe Sprache, dieselbe Religion mit ei- 
nem zentralen religiösen Mittelpunkt. 

Die Angelsachsen nennen die Deutschen seit langem »‚Germans<—- nach 
einem Mythos? Von den Ergebnissen der Vorgeschichtsforschung des 
19. Jahrhunderts — lange vor den »Nazisce — (ALMGREN, KossinnA, PA- 
STENACI, JANKUHN bis hin zu REINERTH und MENGHIN) ist anscheinend 
bei der Nordwest-Zeitung nichts bekannt, oder es soll nicht an die Öffent- 
lichkeit kommen. 

Die Grabungsforscher der 30er NS-Jahre des vorigen Jahrhunderts sol- 
len eben aus persönlichen Gründen schuld an der Heroisierung der Ger- 
manen im Dritten Reich gewesen sein: »Die Archäologen haben die Ste- 
reotypen über die Germanen bewußt bedient oder sogar selbst in die Welt 
gesetzt«, verkündete die Landesarchäologin Uta HALLE nach dem genann- 
ten Artikel. Die Zeitung gibt auch den Zweck der Ausstellung an: »Mit der 
Ausstellung wollen sie (HALLE) und der Historiker Dirk MaHsarskı die 
enge Verknüpfung von Archäologie und Politik jetzt erstmals umfassend 
einem breiten Publikum näher bringen.« Dazu dient dann bezeichnender- 
weise ein Werbeplakat für die Waffen-SS in dänischer Sprache. Das ist 
natürlich kein »Mißbrauch der Wissenschaft« zur Umerziehung. 
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Die angesehene Frankfurter Allgemeine Zeitung mußte offenbar in diesen 
Anti-Germanen-Chor mit einstimmen, brachte das Thema aber etwas 
geschickter.? Sie will offenbar den starken Einfluß der Vorgeschichtler auf 
das Geschichtsbild der Vorzeit im Dritten Reich geißeln. Tacıtus’ Germa- 
mia sei ein »irreführendes Konstrukt«. Der britische Historiker Christo- ? Joseph Crortoru, 


pher B. Kre£Bs habe »deren Linie bis zu HIMMLER verfolgt«? Sicher »rein »Vorstoß in die 
zufällig« nahm die FAZ das gleiche Werbeplakat für die dänische SS wie germanische 
die Nordwest-Zeitung — perfekte Gleichschaltung! Vorgeschichte«, in: 

Die Ergebnisse von mehr als 200 Jahren Germanenforschung werden !ankfurter Allgemei- 
einfach unterschlagen. Das gewaltige römische Reich wurde auf dem % ER 


Gipfel seiner Macht also von nicht existierenden Völkern vernichtet, wie 
ARMINIUS ein »Räuberhauptmann« war, der so nebenbei drei Elitelegio- * Frankfurter 
nen des VArUs vernichtete und die römische Aussicht auf die Elbegren- a eine TEE 
ze für immer zerstörte. Dieser VarUs muß offensichtlich militärisch ein m 
Trottel gewesen sein. Die herausragende Kultur der Germanen, die dann 
Europa im Mittelalter bis in unsere Zeit prägte, hat es natürlich auch 
nicht gegeben, genau so wenig wie Jürgen SPANUTHs Nachweis der »Ger- 
mania der Bronzezeit«.* 

Die Absicht ist klar zu erkennen: Es soll die deutsche Jugend von den 
Wurzeln ihrer großartigen Geschichte und Kultur abgetrennt werden, 
damit sie ohne Geschichtsbewußtsein heranwächst, ihre Wurzeln nicht Diarasee ArSEER 

; 4 : : ’ Grabert, Tübingen 

mehr kennt, gegen ihre Vorfahren eingenommen wird und eine leicht 2012. 
manipulierbare Bevölkerung bildet. 

Liegen hier nicht Volksverhetzung sowie Verletzung des Andenkens 
Verstorbener ganzer Generationen, also ein geistiger Völkermord, vor? 


Rolf Kosiek 


* Arno BEHRENDS, 
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Martin BErNAL. ER 
stellt die umstritte- 


ne Hypothese auf, 
daß der Ursprung 


der westlichen Zivi- 
lisation im afrikani- 


schen Raum liege, 
und nicht, wie bis- 
her angenommen, 
im europäischen. 
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Völker leben wesentlich aus ihrer Geschichte. Hohe Kultur beruht auf 
den über lange Zeiten entwickelten Traditionen. Um das deutsche Volk 
nach 1945 zu zerstören, wurde deshalb, insbesondere von der sogenann- 
ten Frankfurter Schule unter Max HORKHEIMER und Theodor WIESEN- 
GRUND-ÄDORNO, die Unterdrückung seiner Geschichte als ein wesentli- 
ches Ziel und ein erstrebter Zweck der Umerziehung der Deutschen 
angesehen. Indem ihnen ihre Geschichte geraubt, sie von ihren Überliefe- 
rungen getrennt und ihnen dann sogar ein Widerwillen gegen das eigene 
Volk, seine Weltanschauung und seine Vergangenheit eingepflanzt wurde, 
machte man aus einem auf seine große Geschichte stolzen Volk in sechzig 
Jahre langer Umerziehung seit 1945 eine geschichtslose Bevölkerung von 
einzelnen, nur in der Gegenwart lebenden Individuen. 

Dieses Vorhaben zur Volksvernichtung der Deutschen soll nun auch 
auf das Kern-Europa angewendet werden. Dessen Wurzeln, dessen We- 
sen und dessen Kultur beruhen wesentlich auf der Geistigkeit der alten 
Griechen vor rund 2500 Jahren. Diese Kultur soll den modernen, nach 
ihrer Identität suchenden Europäern genommen werden, indem fort- 
schrittliche Kräfte aufzuzeigen versuchen, daß die griechische Hochkul- 
tur mit ihren Mythen und Helden aus Afrika stamme. Auch der Begriff 
der Freiheit, den die alten Griechen zuerst entwickelten und der dann 
von den Germanen erneut in die Weltgeschichte eingeführt wurde, soll 
aus dem Vorderen Orient kommen, wo im Gegensatz zu Europa Tyran- 
nei, Diktatur und Sklaverei zu Hause waren und teilweise noch sind. 
Dabei entsprangen die altgriechischen Leistungen indogermanischem 
Erbe. Das soll im folgenden richtiggestellt werden. 

Das antike Griechenland steht in besonderem Maße für die Wurzeln 
eines europäischen Selbstbewußtseins und wird daher ganz folgerichtig 
von Multikulturalisten attackiert. 

Unbestreitbar gab es schon im Altertum einen geistigen Austausch 
über das Mittelmeer hinweg, und die beeindruckenden Zivilisationen des 
Nahen Ostens hinterließen auch in Griechenland ihre Spuren. Dessen 
Kultur hatte gleichwohl ein ganz eigenständiges Gepräge. 

Anderer Meinung ist jedoch Martin BERNAL, dessen wissenschaftliche 
Kompetenz als Professor der Sinologie sich eigentlich auf China be- 
schränkt. Er verfaßte unter dem Titel B/ac« Athena (Schwarze Athene) 
eine Reihe von Büchern, die den programmatischen Anspruch des gan- 
zen Projekts schon im Untertitel zum Ausdruck bringen: die afroasiati- 
schen Wurzeln der griechischen Antike. Die Kultur der Hellenen soll 
semitische und hamitische Ursprünge haben. 
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BErnaLs Theorie attestierte die Süddeutsche Zeitung erwartungsgemäß 
»Plausibilität« (Albert von SCHIRNDING, »Dunkelhäutig wie seine Mutter«, 
SZ.52/6. 12.1992), 

Eine wichtige Rolle spielt dabei die griechische Sprache. Sie soll zahl- 
reiche Spuren des orientalischen Kulturtransfers zeigen. Dagegen sei »die 
indogermanische Komponente des griechischen Wort- 
schatzes verhältnismäßig klein« (Martin BERNAL, 
Schwarze Athene, München 1992, S. 9 u. 114). Diese 
Behauptung steht jedoch im Widerspruch zu einer | mm 
sprachwissenschaftlichen Statistik, der zufolge 60 % | 
der rekonstruierten indogermanischen Wortelemente 
im Griechischen belegt sind; einen noch höheren Wert 


erreicht nur das Germanische mit 67 % (Norman Birn, | sem sonne 

The Distribution of Indo-European Root-Morphemes, Wies- | Ken m 

baden 1987, S. 9). Was die Grammatik betrifft, so ist | arm 
ahert JE. ung 


das griechische Verbalsystem eine treue Fortsetzung | 
des indogermanischen (Michael MEIER-BRÜGGER, In- 
dogermanische Sprachwissenschaft, Berlin 2000, S. 153). 
Besonders symbolträchtig ist der griechische Name 
unseres Kontinents. BERNAL greift die alte, recht be- 
liebte Herleitung auf, der zufolge das Wort »Europa« 
vom semitischen ereb »Abend« komme und das »Abend- 
land« bezeichne (Martin BErNAL, Black Athena writes 
back, Durham 2001, S. 293). Ein Sinnbild dafür scheint 
der griechische Mythos von Prinzessin Europa zu sein, 
die als Phönikerin einem semitischsprachigen Volk angehört und dem 
Kontinent seinen Namen gegeben haben soll. Jedoch bestreitet selbst 
der bekannte Altphilologe Prof. Martin L. WEsT, der ansonsten von zahl- 
reichen orientalischen Einflüssen auf Hellas ausgeht, einen Zusammen- 
hang mit ereb: »Die lautliche Übereinstimmung zwischen dem Namen 
der Europa und jeder Form des semitischen Wortes ist schr schwach« 
(Martin L. West, The Fast Face of Helivon. West Asiatie Elements in Greek 
Poetry and Myth, Oxford 1997, S. 451). Auch der renommierte Althistori- 
ker Prof. Christian Mr:IER äußert starke Zweifel: »Das Wort Europa könnte 
semitischen Ursprungs sein (eref = Abend = Westen). Es hätte dann 
zunächst als Fremdbenennung einer (fernen) westlichen Welt gedient. 
Doch ist es unwahrscheinlich, daß Europa als Wort für »Abendland« zu 
den Griechen gelangte. Denn offensichtlich hatten sie es zunächst als 
Namen für kleinere Landstriche in Mittel- und Nordgriechenland in 
Gebrauch und haben es erst später auf immergrößere Gebiete erstreckt« 
(Christian MEIER, Kultur, um der Freiheit willen. Griechische Anfänge — Anfang 
Europas?, München 2012, S. 31). Auch Prof. WEsT sieht das Wort Euro- 
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pa als griechische Bezeichnung für heimischen Grund und Boden und 
spricht ihr indogermanischen Charakter zu (Martin L. WEST, Indo-Euro- 
pean Poetry and Myth, Oxford 2010, S. 185). Das offenbar zugrunde lie- 
gende griechische Adjektiv europos bedeutet »geräumig, breit (MENGE- 
GÜTHLING, Langenscheidts Großwörterbuch Altgriechisch— Deutsch, Berlin 1987, 
S. 302), dessen Grundwort eurys »weit« entstand aus indogermanisch uerus 
(Julius POKORNY, Indogermanisches Etymologisches Wörterbuch, Bern 1989, S. 
1165). 

In dem Bestreben, maßgebliche orientalische Einflüsse innerhalb der 
griechischen Religion nachzuweisen, befaßt sich BERNAI. mit dem Gott 
Zeus, der seiner Meinung nach drei verschiedene Namen hatte: Dios, 
Zen/Zan und eben Zeus. Dios sei der indogermanische Name, Zeus 
gehe auf hamitisch-ägyptisch bzw »König« zurück und Zen/Zan auf se- 
mitisch san »Schaf als Anspielung auf den Widder als heiliges Tier des 
Zeus (Martin BErnaL, Black Athena, Volume III: The Linguistie Evidence, 
New Brunswick 2006, S. 478 f.). Für Sprachwissenschatftler stellt sich die 
Sache anders dar. Bei den drei Formen handelt es sich lediglich um drei 
Fälle desselben Substantivs, wie der Vergleich mit dem Sanskrit, einer 
anderen indogermanischen Sprache, belegt. Dort heißt der Gott Dyaus. 
Im Vergleich ergibt sich: Nominativ: Zeus — Dyaus; Genitiv: Dios — Di- 
vas; Akkusativ: Zen - Dyam (Oswald SZEMERENYI, Einführung in die Ver- 
gleichende Sprachwissenschaft, Darmstadt 1990, S. 191 £.). Die Diskrepanzen 
der griechischen Formen werden somit lautgesetzlich erklärbar: Di- ent- 
spricht im Sanskrit Di-, und Z- entspricht Dy-. Zeus ist ohne Zweifel ein 
indogermanischer Gott. 

Von sprachwissenschaftlicher Seite wurden BERNALs linguistische Be- 
hauptungen eingehend überprüft. Die Professoren JASANOFF und 
NussBAuM kamen zu dem Urteil, »daß BERNALs Anspruch, »Hunderte« 
tauglicher griechisch-ägyptischer und griechisch-semitischer Etymologi- 
en aufgedeckt zu haben, schlichtweg falsch ist. Wir bezweifeln, daß er 
auch nur eine einzige solche Etymologie entdeckt hat, die ganz neu ist. 
Natürlich gibt es semitische und ägyptische Lehnwörter im Griechischen, 
aber sie sind — nach allgemeiner Annahme — recht wenige und — mit 
einigen bemerkenswerten Ausnahmen auf der semitischen Seite — erst 
aus späterer Zeit. Wenn es irgendeinen positiven Schluß gibt, den man 
aus B/ack Athena ziehen kann, dann ist es in der Tat derjenige, daß die 
meisten der identifizierbaren semitischen und ägyptischen Lehnwörter 
im Griechischen bereits gefunden wurden, da Bernals unablässige Su- 
che nach weiteren Beispielen so auffallend fruchtlos ist« (Jay H. Jasa- 
NOFF u. Alan NussBAUM, »Word Games — The Linguistic Evidence in 
Black Athena«, in: Mary R. LEFKOWITZ u. Guy MacLean Rotes (Hg.), 
Black Athena Revisited, Chapel Hill 1996, S. 177 ff., hier S. 201). 
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Wie schon am Beispiel der Prinzessin Europa gezeigt wurde, beruft 
sich BERNAL gern auf griechische Mythen, wenn sie afroasiatische Kolo- 
nisten als Begründer der griechischen Kultur zu belegen scheinen. Häu- 
fig zitiert er in seinen Büchern die Sage von Danaos, der, in Ägypten 
geboren, nach Griechenland kommt, die Burg von Argos erbaut, die 
ersten Brunnen gräbt, Sümpfe trockenlegt und König wird. Nach ihm 
nannten sich die frühen Griechen auch Danaer. Als störend für BERNALS 
ethnische Deutung erweist sich jedoch der Umstand, daß Danaos ein 
Nachfahre des griechischen Gottes Zeus und der griechischen Prinzes- 
sin Io ist, die erstauf der Flucht aus der Heimat nach Ägypten gelangte. 
Darüber hinaus gibt es in den ägyptischen und kanaanitischen Geschichts- 
quellen keinerlei Hinweis auf eine Landnahme in Griechenland (John E. 
COLEMAN, »Did Egypt shape the Glory that was Greece?«, in: Archaeology 
45/5 (1992), S. 48 ff., hier S. 50). 

Gleichwohl will BERNAL auch eine der bekanntesten Göttinnen der 
Hellenen aus Afrika stammen lassen, und dies ist die Grundlage des Buch- 
titels Schwarze Athene (Martin BERNAL, Schwarze Athene, München 1992, S. 
103 ff.). Dabei weiß BErnar, daß die Göttin in den griechischen und 
römischen Quellen nicht als dunkelhäutig und sogar als »blauäugig« be- 
schrieben wird (Martin BERNAL, Black Athena, Volume III: The Linguistic 
Evidenie, New Brunswick 2006, S. 578 f.). 

Andersdenkende rückt BERNAL mittels einer diffamierenden Wortwahl 
gezielt in die Nähe des Holocaust: Wer die griechische Hochkultur auf 
indogermanische statt auf afroasiatische Wurzeln zurückführt, vertrete 
das »arische Modell« und betreibe die »Endlösung der Phönikerfrage« 
(Martin BERNAL, Schwarze Athene, München 1992, S. 806). 

Prof. Jan Assmann, ein Ägyptologe von Weltruf, hält Bernaı. folgendes 
entgegen: »Meiner Meinung nach gehört B/ack Athena zum politischen, 
nicht zum wissenschaftlichen Diskurs. ... Die Relevanz eines Fundes be- 
mißt sich nach dem Grad seines relativen Erkenntnisgewinns und nicht 
nach seinem Orientierungswert in politischen oder moralischen Entschei- 
dungsfragen. Der Forscher muß die Freiheit haben, an politisch unliebsa- 
men Erkenntnissen festhalten zu dürfen, z. B. daß die alten Ägypter keine 
‚Schwarzen« waren und sich nicht als solche verstanden; daß die Griechen 
einerseits als »Indoeuropäer« und andererseits unbeschadet dieses Handi- 
caps als die Erfinder von Demokratie und Philosophie gelten müssen« 
(Jan AssMAnn, »Sentimental Journey zu den Wurzeln Europas«, in: Merkur 
46-9/10 (1992), S. 921 ff., hier S. 929 u. 931). 

BERNAL ist kein Einzelfall. Als Vertreter dieses Denkens zeigt sich auch 
der Literaturwissenschaftler Raoul SCHROTT. Seiner Ansicht nach war der 
Grieche Homer in Kleinasien Hofschreiber der semitischen Assyrer und 
verwertete als Dichter der Ilias, des ältesten Werkes der europäischen 
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Literatur, in riesigem Ausmaß Elemente aus orientalischen Textquellen 
(Raoul SchroTT, Homers Heimat, München 2008, S. 330 f£.), die laut 
SCHROTT schon lange vor HoMeERs Zeit valle Charakteristiken des home- 
rischen Formelrepertoires« enthielten (ScmRrOTT aaO, S. 108). Eine ge- 
wagte Behauptung, denn der Forscher selbst schreibt weiter vorn im 
selben Buch: »Einige Formeln in der I/ias — bei weitem jedoch nicht alle 
— scheinen dabei einer uralten indoeuropäischen Tradition zu entstam- 
men« (SCHROTT aaO., S. 63). Offensichtlich will SCHROTT seine Leser mit 
dieser Wortwahl darüber hinwegtäuschen, wie umfangreich der Bestand 
an poesischen Redewendungen indogermanischer Herkunft in HOMERs 
Dichtung ist. Das wissenschaftliche Standardwerk zu diesem Thema 
behandelt nicht weniger als 502 Zitate aus der I/as (Rüdiger SCHMITT, 
Dichtung und Dichtersprache in indogermanischer Zeit, Wiesbaden 1967, S. 337 
ff.) 

Doch SCHROTT konzentriert sich ganz auf altorientalische Texte und 
erklärt unter Berufung auf Martin L. West banalste Übereinstimmun- 
gen zu Beweisen für Nahöstliches in der I/as. Da ist z. B. »der Vergleich 
von Kriegern mit Löwen, Wölfen oder Raubvögeln; der Schlacht mit 
einem Sturm oder einem Brand; die Idee, das (sic) Gedanken und Ge- 
fühle irgendwo innen« sind (was HOMER dann in der Brust oder im Her- 
zen lokalisiert)« (SCHROTT aaO,, S. 120). Der Altphilologe Prof. Ken Dow- 
DEN bezweifelt die Beweiskraft solcher Parallelen (Ken DowDen, »West 
on the East: Marwin West’s East Face of Helicon and its Forerunners«, 
in: The Journal of Hellenic Studies 121 (2001), S. 167 ff., hier S. 173 f.). 
Schließlich liegt es z. B. in allen Kulturen nahe, Krieger mit starken, kämp- 
ferischen Tieren zu vergleichen. Wissenschaftlich belegt ist, daß der Wolf 
schon das Symboltier der indogermanischen Kriegerbünde war (Kim R. 
MCcCone, »Hund, Wolf und Krieger bei den Indogermanen«, in: Wolf- 
gang MEID (Hg.), Studien zum indogermanischen Wortschatz, Innsbruck 1987, 
S. 101 ff.). Selbst HomERs Bezugnahme auf Löwen muß keinen orienta- 
lischen Ursprung haben, denn auch im antiken Griechenland gab es sie 
in freier Wildbahn (Johannes IRMSCHER (Hg.), Lexikon der Antike, Mün- 
chen 1987, Artikel Löwe‘). 

Wie BERNAL versucht SCHROTT, seine Ansicht mit Wortgleichungen zu 
untermauern. So soll der homerische Held ActıLLEeus denselben Namen 
tragen, der in Kleinasien schon lange vorher als Ucha-lu belegt gewesen 
sei (SCHROTT, aaO., S. 43). Eine exaktere Wiedergabe dieses in Keilschrift 
überlieferten Namens ist U-uh-ha-Lü-is (Ivo Hajnar, »Namen und Ety- 
mologien — als Beweisstücke nur bedingt tauglich?«, in: Christoph ULpH 
u. Robert ROLLINGER (Hg.), Lag Troja in Kilikien? Der aktuelle Streit um 
Homers llias, Darmstadt 2011, S. 241 ff., hier S 246). Das durch Groß- 


schreibung hervorgehobene Lu ist ein sogenanntes Sumerogramm mit 
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der Bedeutung »Mann«. Da die Sumerer die Keilschrift erfunden hatten, 
wurden bestimmte ihrer Begriffszeichen auch in Keilschrifttexten ver- 
wendet, die in anderen Sprachen verfaßt waren. Wie 
in unserer Schrift z. B. die Ziffer 2 in englischen 
und deutschen Texten gleich ist, aber verschieden 
ausgesprochen wird (two oder zwei), so verfuhr man 
damals mit Sumerogrammen. Da U-uh-ha-Lü-is 
kein Sumerer war, sondern Luwier, wurde das Lü 
in seinem Namen so ausgesprochen wie das luwi- 
sche Wort für »Manng, ziti(s), und der Namensträ- 
ger hieß Uhhaziti(s). Was die von SCHROTT vertrete- 
ne Gleichsetzung mit Achilleus betrifft, so spricht 
der Linguist Prof. Ivo HajnaL von »reiner Phanta- 
sie«. Nach seinem zusammenfassenden Urteil über 
mehrere sprachliche Argumente »vernachlässigt 
SCHROTT allzu oft philologische, phonologische und 
morphologische Grundlagen, um eine seinem Aus- 
sageziel förderliche Namensgleichung zu erhalten« 
(HajnaL, aaO., S. 245 f.). 
Auch einer der weltweit anerkanntesten Homer- 
Experten, Prof. Joachim LaTAcz, hält sich mit sei- 
nem Urteil nicht zurück: »Raoul SCHROTT hat niemals Altertumswissen- Herkules und der 
schaft studiert. Dazu gehören griechische und lateinische Philologie, Alte Nemeische Löwe. 
Geschichte, Archäologie, Indogermanische Sprachwissenschaft und Ein- a ey 
blicke in die Orientalistik und Ägyptologie. .. ScHroTT hat Komparati- KE 
stik, also Vergleichende Literaturwissenschaft, studiert. Dieses Studium 
verleiht keine Kompetenz in Altertumswissenschaft« (www.g- 
geschichte.de/pdf/plus/troia_ lag_ nicht_in_kilikien.pdf). Anläßlich ei- 
ner HomEr-Ausstellung in Mannheim wurde LaTAcz noch deutlicher: 
»Wie weit treiben wir die Verdummung der Menschen eigentlich noch 
voran?« fragte er... mit Blick auf SchroTTts These, HOMER sei nur ein 
Hofschreiber gewesen. »Einem Eunuchen in einer assyrischen Schreib- 
stube zuliebe« hätte er die Ausstellung jedenfalls nicht gemacht, so LATA- 
cz. »Es gehe vielmehr um die Grundlagen der abendländischen Kultur« 
Grundlage des Abendlandes«, in: Mannheimer Morgen v. 16. 9. 2008). 
Doch all diese Warnungen reichen nicht aus. Manche Medienvertreter 
wünschen offensichtlich, daß SchroTts Deutungen sich in der Öffent- 
lichkeit durchsetzen. Im Jahre 2008 gab ihm der Bayerische Rundfunk ın 
einer Fernsehdokumentation Gelegenheit, 45 Minuten lang seine Sicht 
der Dinge zu präsentieren; Vertreter der Gegenmeinung kamen nicht zu 
Wort (Homers wahre Heimat — Mit Raoul Schrott auf der Suche nach Troja. 
Buch und Regie: Tilman UrBAch). 
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Es könnte nun der Eindruck entstehen, die multikulturalistische Um- 
deutung des antiken Hellas werde nur von fachfremden Forschern be- 
trieben, und die Experten bildeten ein monolithisches Bollwerk gegen 
diese Bestrebungen. Dem ist nicht so. Prof. Michael JanDa von der Uni- 
versität Münster, der die indogermanischen Wurzeln der griechischen 
Kultur rekonstruiert, beschreibt in einem seiner Bücher mit diplomati- 
schen Worten, doch eindeutiger Stoßrichtung die Lage folgendermaßen: 
»Fremdes und Eigenes ist im Griechentum die schönste Verbindung ein- 
gegangen. In der Diskussion um die Gewichtung der Bestandteile ver- 
sucht diese Untersuchung, wieder eine gewisse Balance herzustellen, steht 
doch die Klassische Philologie ganz im Banne der reichen Kulturen des 
Ostens, die in der Moderne wiederentdeckt wurden« (Michael JANDA, 
Elysion. Entstehung und Entwicklung der griechischen Religion, Innsbruck 2005, 
5.13). 

Einer der Fachgelcehrten, die für dieses gegenwärtige Ungleichgewicht 
verantwortlich sind, ist der einflußreiche Altphilologe Prof. Walter Bur- 


N KERT. Das Bemühen, allerlei orientalische Einflüsse in der altgriechischen 


Kultur nachzuweisen, bildet einen Schwerpunkt seines Wirkens und ist 
nicht frei von tendenziösen Zügen. In einer Studie verweist er darauf, 
daß »ein Großteil des griechischen Wortschatzes ohne sichere indoger- 
manische Etymologie« sei und die Weigerung vieler Philologen, hier grö- 
Bere semitische Anteile anzuerkennen, möglicherweise auf Antisemitis- 
mus schließen lasse (Walter BURKERT, Die orzentalisierende Epoche in der griechischen 
Religion und Literatur. Sitzungsberichte der Heidelberger Akademie der Wissen- 
schaften, Philosophisch-historische Klasse, Jahrgang 1984, Bericht 1, S. 
36). Dazu ist folgendes festzustellen: Auch wenn das Griechische viel 
nicht-indogermanisches Vokabular enthält, bleibt die anfangs erwähnte 
Tatsache, daß es ebenfalls mehr indogermanisches Wortgut aufweist als 
die meisten anderen indogermanischen Sprachen. Die hierzu maßgebli- 
che Statistik gründet auf den Forschungen von Prof. Julius POKORNY 
(Norman BırD, aaO., S. 5), der jüdischer Abstammung war. Juden sind 
die Professoren Alan NussBAUM und Jay JASANOFF, deren skeptisches Urteil 
über größere semitische Wortanteile im Griechischen wir auch bereits 
kennengelernt haben. Hier geht der Vorwurf des Antisemitismus sicht- 
lich ins Leere. 

Da die Anzahl eindeutig semitischer Wörter im Griechischen nicht 
das von BURKERT gewünschte Ausmaß erreicht, argumentiert er, es sei 
gar nicht zu erwarten, daß man sämtliche Fälle erkennen könne, denn 
entlehnte Wörter würden oft sehr gründlich an die aufnehmende Spra- 
che assimiliert. Daher sei ihre fremde Herkunft häufig nicht mehr nach- 
weisbar. In seinen Augen »ergibt dann die allgemeine Wahrscheinlich- 
keitsüberlegung, daß ein so gewonnenes Resultat des Minimalismus 
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absolut falsch sein muß« (BURKERT, aaO., S. 37). So erspart BURKERT es 
sich, gesicherte Belege in ausreichender Zahl erbringen zu müssen, und 
sieht darüber hinweg, daß Dunkelziffern stets spekulativ sind und natur- 
gemäß nichts beweisen können. 

Doch nicht nur Wörter, auch weltanschauliche Konzepte sollen ent- 
lehnt worden sein. BURKERT zufolge gab das altorientalische Gz/gamesch- 
Epos das Vorbild für die in der las vorherrschende, der Einzelne könne 
seine Vergänglichkeit durch unvergeßliche Taten überwinden: »Den 
Menschen als »Sterblichen« stehen einerseits die »Unsterblichen Götter« 
gegenüber, andererseits die Chance des sunvergänglichen Ruhms« (K/eos 
aphthiton)« (Walter BURKERT, Die Grzechen und der Orzent, München 2003, S. 
33). In Wahrheit liegt hier kein Grund vor, an Entlehnung zu denken. 
Die Bezeichnung von Menschen als »Sterblichen« und Göttern als »Un- 
sterblichen gehört nachweislich zum indogermanischen Standard (Tho- 
mas V. GAMKRELIDZE u. Vjaceslav V. Ivanov, Indo-European and the Indo- 
Europeans, Berlin 1995, S. 396). Das griechische &/eos aphthiton, wörtlich 
yunverwelklicher Ruhm«, hat eine Laut für Laut entsprechende indische 
Parallele und entstammt der indogermanischen Dichtersprache (SCHMITT, 
aaO.,S. 61 ff.). Das weiß BURKERT auch, aber da es seine Argumentation 
behindern würde, hat er diese Information zunächst in eine Fußnote 
seiner Fachpublikation verbannt und später in dem öffentlichkeitswirk- 
samen Buch zum Thema überhaupt nicht mehr erwähnt (BURKERT 1984, 
S. 109; ders., 2003, S. 33). Ein rein inhaltlicher Vergleich ergibt ebenfalls 
kein überzeugendes Ergebnis. Der Soziologe Prof. Ricardo DUCHESNE, 
entsetzt über das Niveau multikulturalistischer Argumente, hat auch Bur- 
KERTS Vergleich der beiden Epen einer Prüfung unterzogen: Gilgamesch 
begeht zwar eine Heldentat, um sich Ruhm zu erwerben, strebt aber 
gleichwohl nach leibhaftiger Unsterblichkeit; er beschafft sich eine Pflanze, 
die ewiges Leben verleiht, und weint bitterlich, nachdem eine Schlange 
sie ihm gestohlen hat. Hingegen ist AcHILLEUS, der wichtigste Held der 
Ilias, bereit, für unsterblichen Ruhm einen frühen Tod im Kampf zu 
erleiden. DUCHESNESs Fazit lautet: »Der Kontrast könnte nicht größer sein« 
(Ricardo DucHESNE, The Uniquenessof Western Civilization, Leiden 2012, S. 
415 £.). 

Immer wieder fühlen sich multikulturalistische Altertumsforscher in 
ihrer Sichtweise durch indogermanisches Erbe gestört und belästigt. So 
versucht Theo VENNEMANN, Germanistik-Professor an der Universität 
München, das indogermanische Wort für »Stern«, dessen altertümlichste 
Belege hethitisch haster- und griechisch aster sind, vom Namen der semi- 
tischen Göttin Astarte/Ischtar herzuleiten. Sie wurde im Altertum mit 
dem Planeten Venus, dem Abend- und Morgenstern, gleichgesetzt. Als 
in prähistorischer Zeit der Name zu den »kulturell weniger entwickelten« 
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und »astronomisch ungebildeten« Indogermanen gelangt sei, hätten sie 
ihn nicht ganz verstanden und auf alle Sterne angewandt (Theo VENNE- 
MANN, Europa Vasconica — Europa Semitica, Berlin 2003, S. 357 f. u. 369). 
Gegen VENNEMANNS These ist einzuwenden, daß der Ursprung des Wor- 
tes nicht auf semitischer, sondern allein auf indogermanischer Grundla- 
ge zu erklären ist, weswegen eine umgekehrte Entlehnung vom Indoger- 
manischen ins Semitische in Betracht kommt (GAMKRELIDZE/IvanoV, 
aaO., S. 772, Fußnote 14). Offenbar bedeutet das zugrunde liegende ba- 
ster wörtlich »Brenner/Glüher«, von der indogermanischen Wurzel has- 
»brennen« (Manfred MAYRHOFER, Eiymologisches Wörterbuch des Altindoari- 
schen, 11. Band, Lieferung 20, Heidelberg 1996, S. 756; J. P. MALLory u. D. 
Q. ADams (Hg.), Encyclopedia of Indo-European Culture, London 1997, Arti- 
kel »star<). 

Doch VENNEMANN glaubt noch viel mehr Orientalisches identifizie- 
ren zu können. In nachindogermanischer Zeit habe es in West- und Nord- 
westeuropa semitische Kulturbringer gegeben. Sie seien »maßgeblich an 
der germanischen Ethnogenese (= Volkwerdung) beteiligt« gewesen (VEN- 
NEMANN, aaO, S. 556 f.). Ihre Landnahme von Nordwestafrika über Spa- 
nien und Portugal an der Atlantikküste entlang bis an die Nordsee er- 
kenne man an der entsprechenden Verbreitung der jungsteinzeitlichen 
Megalithkultur mit ihren Hünengräbern (VENNEMANN, aaO., S. 108, 263 
f., 394 f£., 594 u. 639). Dieses Szenario entspricht jedoch nicht den natur- 
wissenschaftlichen Datierungen, denen zufolge sich die ältesten Relikte 
der Megalithkultur in der Bretagne und der Normandie finden (Ernst 
PROBST, Deutschland in der Steinzeit, München 1999, S. 242, Carl-Heinz 
BOETTCHER, Der Ursprung Europas, St. Ingbert 1999, S. 161). Von dort 
breitete sie sich nach Norden und Süden aus. Wenn es eine Migration 
gab, dann von Westeuropa nach Nordafrika, nicht umgekehrt. 

Dessen ungeachtet will VENNEMANN möglichst vielen germanischen 
Wörtern einen semitischen Ursprung zusprechen. Die oft zitierte Ein- 
schätzung, ein Drittel des germanischen Wortschatzes lasse sich nicht 
aus dem Indogermanischen herleiten, hält er sogar für zu niedrig ange- 
setzt (VENNEMANN, aaO., S. 519). Zu diesem Thema schreibt der führen- 
de Etymologe Prof. Elmar SEEBOLD: »Die sprachgeschichtlichen Argu- 
mente für eine Mischung liegen in der in verschiedenen Handbüchern 
aufgeführten Behauptung, ungefähr ein Drittel des germanischen Wort- 
schatzes sei nicht aus dem Indogermanischen etymologisierbar. Diese 
Behauptung beruht auf einem groben Mißverständnis einer Zählung der 
Vergleichbarkeit neuhochdeutscher Wörter: der nicht etymologisierbare 
Anteil des Wortschatzes der germanischen Sprachen hält sich durchaus 
im Rahmen normal entwickelter Sprachen. Damit ist die Möglichkeit 
einer Völkermischung in der Geschichte der Germanen zwar nicht aus- 
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geschlossen — nur sprachlich nachweisen läßt sie sich nicht« (Elmar SEE- 
BOLD, »Sprache und Schrift«, in: Heinrich BEcK, Heiko STEUER u. Dieter 
TImPE (Hg.), Reallexikon der Germanischen Altertumskunde. Studienausgabe »Ger- 
manen, Germania, Germanische Altertumskunde<, Berlin 1998, S. 95 ff., hier S. 
108 £.). 

Eines von VENNEMANNS Leitfossilien ist unser Wort »Ferkek, dessen 
prähistorische Vorform porkos auf eine semitische Wurzel p-r-k mit der 
Bedeutung »im Erdreich wühlen« zurückgehe. Das Wort sei über den 
Atlantik gekommen, als die Semiten den Nordeuropäern die »kulturelle 
Errungenschaft« der Schweinezucht gebracht hätten (VENNEMANN a20., 
S. 664 f.). Um zu diesem Ergebnis zu kommen, muß VENNEMANN, den 
sprachlichen Gegebenheiten Gewalt antun, denn er weiß, daß dieses Wort 
für »Ferkek in den semitischen Sprachen nirgends belegt ist. Folgerichtig 
beschränkt sich die objektive Untersuchung des jüdischen Sprachwis- 
senschaftlers Prof. Emile BENVENISTE auf indogermanische Sprachen. 
Zunächst schienen nur die westlichen von ihnen das Wort porkos zu ken- 
nen, und man konnte, wie BENVENISTE einräumt, in der Tat den Ein- 
druck haben, »daß die Schweinezucht in Europa erst nach bestimmten 
ethnischen Brüchen begonnen habe«. Inzwischen ist das Wort aber auch 
in iranischen Dialekten nachgewiesen. Damit hat es in den indogermani- 
schen Sprachen eine so weite Verbreitung, daß an seiner indogermani- 
schen Herkunft kein Zweifel besteht. Nach BENVENISTEs Urteil »hat es 
durchaus eine indoeuropäische Schweinezucht gegeben« (Emile BENVE- 
NISTE, Indoeuropäische Institutionen, Frankfurt 1993, S. 29 ff.). VENNEMANNS 
Deutung krankt aber auch daran, daß nicht nur Ferkel, sondern auch 
ausgewachsene Schweine in der Erde wühlen. Es ist sinnvoller, porkos 
auf die indogermanische Wurzel per&- mit der Bedeutung »gefleckt« zu- 
rückzuführen (GAMKRELIDZE/IVANOV, aaO., S. 509); man vergleiche z. B. 
altgriechisch perknös »gesprenkelt« Die Ferkel von Wildschweinen haben 
ein geflecktes Fell, und mit Sicherheit waren in prähistorischer Zeit auch 
Hausschweinrassen noch sehr behaart. 

Zwei Semitisten der Universität Jena, Dr. Anne MuLTHorF und Dr. 
Peter STEIN, unterzogen VENNEMANNS Herleitungen einer kritischen Prü- 
fung. Den beiden »scheinen auch die von VENNEMANN zur Stützung sei- 
ner These herangezogenen hamito-semitischen Etymologien germani- 
scher Wörter zu einem nicht unbeträchtlichen Teil schlicht zu weit 
hergeholt«. Vorzuwerfen sei VENNEMANN »ein ungenügender Einblick in 
die phonologische und morphologische Struktur der afroasiatischen Spra- 
chen und insbesondere des Semitischen« sowie »krampfhafte Etymolo- 
gisierung«. Durch »solches Stöbern in den Lexika nach irgendeiner ähn- 
lich klingenden Wurzel« könne »sich für nahezu jedes germanische Wort 
irgendein Anknüpfungspunkt im afroasiatischen Lexikon finden lassen«. 
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Zusammenfassend heißt es: »Die für semitischsprachigen Einfluß in 
Westeuropa herangezogenen Belege erwiesen sich sämtlich als nicht stich- 
haltig, teils gar als absurd« (Anne MULTHOFF u. Peter STEIN: »Rezension 
von Theo VENNEMANN: Europa Vasconica — Europa Semitica«, in: Kraty- 
los. Kratisches Berichts- und Rezensionsorgan für Indogermanische und Allgemeine 
Sprachwissenschaft, Jahrgang 52 (2007), S. 138 ff., hier S. 150 u. 152). 

Da die Germanen in Deutschland traditionell den wichtigsten Bezugs- 
punkt völkischen Denkens darstellen, werden sie selbstverständlich zur 
Zielscheibe multikulturalistischer Umdeutungen. Im Jahre 2002 zeigte das 
ZDF erstmals seine vierteilige Dokumentation Sturm über Europa (Buch 
und Regie: Christian FEYERABEND), deren Thema die germanischen Völ- 
kerwanderungen waren. Auf welchem 
Niveau hier generell gearbeitet wurde, sah 
man z. B. an der Behauptung aus Folge 4, 
der Frankenkönig CnLopwiG habe vor 
seiner Taufe van Wodan und Odin ge- 
glaubt«, als wäre das nicht ein und dersel- 
be Gott in seiner süd- und nordgermani- 
schen Namensform. Besonders penetrant 
aber versuchte man, die Zuschauer poli- 
tisch zu manipulieren. In Folge 1 dozier- 
te der Erzähler über die germanischen 
Kimbern: »Herkunft und Abstammung, 
Blut und Rasse sagten ihnen nichts.« Gan- 
ze acht Minuten später hieß es: »Ändere 
Stämme und Sippen schlossen sich ihnen 
unterwegs an und wurden damit zu Kim- 
bern. Das war gängige Praxis in der Völ- 
kerwanderung. Denn anders als Nationa- 
listen und Rassisten es ihnen nachsagen: 
Die Germanen hatten mit Abstammung 
und Herkunft, mit Blut und Rasse nichts 
im Sinn.« Weitere 13 Minuten später be- 
lehrte uns die Stimme, der kimbrische 
Treck sei eine »außerst offene, multikul- 
turelle Gesellschaft« gewesen. In Folge 3 hieß es über die Westgoten, 
daß »nicht Abstammung, sondern Mut und Tapferkeit entscheiden, wer 
zu ihnen gehört«. In Folge 4 wurde verkündet: »Jeder, der sich den West- 
goten auf ihrer Wanderung anschloß, war ohne Ansehen von Herkunft 
und Abstammung als Gote willkommen.« 

Für all diese Behauptungen wurden keinerlei Belege genannt. Die 
Quellen sprechen nämlich eine andere Sprache. Zwar schlossen sich den 
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Kimbern mehrere andere germanische und keltische Stämme an, doch 
waren diese unbestrittenermaßen kulturell nahestehend und gaben ihre 
eigene ethnische Identität offenbar nicht auf. Sie wurden nicht zu Kim- 
bern. Der namhafte Historiker Reinhard WEnsKus schreibt: »Den Rö- 
mern fiel immer wieder auf, daß die Heere verbündeter Germanenstäm- 
me streng nach ihrer ethnischen Herkunft gegliedert blieben. Die 
Kimbern, Teutonen und die ihnen angegliederten Gruppen blieben trotz 
jahrzehntelanger gemeinsamer ruhmvoller Taten bis zu ihrem Ende ge- 
sonderte Heere« (Reinhard WENSKUS, Stammesbildung und Verfassung, Köln 
1961, S. 496 f.). Den antiken Texten zufolge zogen die keltischen Sequa- 
ner zunächst mit Kimbern und Teutonen, trennten sich aber später wie- 
der vonihnen und unterstützten die feindlichen Römer (Wilhelm CAPELLE 
(Hg), Dasalte Germanien. Die Nachrichten der griechischen und römischen Schrift- 
steller, Jena 1937, S. 30 f. u. 43). Über das Gefolge ALBoimns, der im sech- 
sten Jahrhundert König der germanischen Langobarden war, berichtete 
zweihundert Jahre später Paulus Diaconus (Geschichte der Langobarden, Buch 
2, Kap. 26): »Gewiß ist übrigens, daß ALBom damals viele Menschen aus 
denjenigen verschiedenen Völkern, die er selbst oder frühere Könige un- 
ter ihre Herrschaft gebracht hatten, nach Italien führte. Daher nennen wir 
die Ortschaften, in denen sie wohnen, bis auf den heutigen Tag nach ih- 
nen gepidische, bulgarische, sarmatische, pannonische, suebische, norische 
und so weiter.« Offensichtlich wurde auch hier die ethnische Differenzie- 
rung noch lange aufrechterhalten. 

Besagten Sueben, einem aus vielen Stämmen bestehenden germani- 
schen Großvolk, bescheinigte schon Tacırus um 100 n. Chr. ein auf 
Abstammung basierendes Zusammengehörigkeitsgefühl: Zu einer Kult- 
feier träfen sich regelmäßig, vertreten durch Gesandte, »alle Stämme des- 
selben Blutes« (Germania, Kap. 39). Im Frühmittelalter legten nach Aus- 
sage des einheimischen Klerikers BoniFATıus die Angelsachsen in 
Britannien Wert darauf, »aus dem gleichen Bein und Blut« wie die konti- 
nentalen Sachsen zu sein (zitiert nach: Herwig WOLFRAM, Die Germanen, 
München 1995, S. 65). Das Volk der Angelsachsen nannte sich »Angel- 
cynn« (Martin LEIINERT, Altenglisches Elementarbuch, Berlin 1978, S. 21), 
und das Wort cyan, das neben »Volk« vor allem »Familie« bedeutete, ist nah 
verwandt mit angelsächsisch cennan verzeugen« (Ferdinand HOLTHAUSEN, 
Altenglisches etymologisches Wörterbuch, Heidelberg 1974, Artikel seynng Al- 
fred BAMMESBERGER, Die Morphologie des urgermanischen Nomens, Heidelberg 
1990, S. 65). Zweifellos liegt hier das Konzept des Volkes als Abstam- 
mungsgemeinschaft zugrunde. 

Dennoch ist nicht zu bestreiten, daß gelegentlich ein Stamm durch 
Vermischung mit recht exotischen Völkerschaften Aufsehen erregte. TA- 
cırus schrieb in der Germania (Kap. 46): »Ich bin im Zweifel, ob ich die 
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Stämme der Peukiner, Veneter und Finnen den Germanen oder den Sar- 
maten zurechnen soll, obwohl die Peukiner, von manchen auch Bastar- 
nen genannt, sich in Sprache, Kultur, Siedlungsweise und Hausbau wie 
Germanen zeigen. Der ganze Stamm ist schmutzig, seine Adligen sind 
faul. Durch Mischehen übernehmen sie einiges von der Häßlichkeit der 
Sarmaten.« Die Peukiner nannten sich also nicht selbst »Bastarnen«. Bei 
der Suche nach denjenigen, die ihnen diesen Namen gaben, stößt man 
auf einen anderen germanischen Stamm, in dessen Gesichtsfeld sie sich 
ständig bewegten: die Skiren. Deren eigener Name bedeutet zweifellos 
‚die Reinen«, und die Annahme liegt nahe, daß sie sich damit von den mit 
Asiaten vermischten Peukinern abgrenzen wollten (WOLFRANM, aaO, S. 
27, vgl. auch Dieter TiMPE, »Germanen, historisch«, in: BECK/STEUER/ 
TIMPE, aaO,, S. 2 ff., hier S. 25). Außerdem belegten sie sie vielleicht mit 
dem Namen »Bastarnen«, der als Schimpfwort »Bastarde« bedeuten könn- 
te (Wolfgang MEID, Germanische Sprachwissenschaft, Bd. 3: Wortbildungsiehre, 
Berlin 1967, S. 115). 

Als im dritten Jahrhundert n. Chr. das Gerücht kursierte, die germani- 
schen Alamannen seien ein Mischvolk, betonten die stammverwandten 
Juthungen ihre eigene ethnische Homogenität (Herwig WoLFRAM, Das 
Reich und die Germanen, Berlin 1990, S. 81). Entsprechend beschrieben sie 
die Abteilungen ihres Heeres. Über die Reiterei sagten sie: »Und das sind 
keine vermischten Truppen und keine Schwächlinge, sondern ausschließ- 
lich Juthungen«. Ihr Fußvolk charakterisierten sie so: »Auch bei ihm be- 
flecken wir die Unbesiegbarkeit des eigenen Heeres nicht durch Zumi- 
schung von Fremden« (zitiert nach Ludwig RÜBEREIL, »Was verrät der Name 
der Alamannen über ihr Ethnos%« in: Hans-Peter Naumann (Hg.), Aleman- 
nien und der Norden. Ergänzungsbände zum Reallexikon der Germanischen Alter- 
tumskunde, Band 43, Berlin 2004, S. 114 ff., hier S 117). 

Wäre aber diese mutmaßliche Distanzierung von den Alamannen über- 
haupt nötig gewesen? Zunächst scheint es so, denn der Name »Alaman- 
nen«, im Wortsinne etwa »Menschen insgesamt«, wurde schon im dritten 
Jahrhundert so interpretiert, als bezeichnete er »zusammengelaufene und 
vermischte Leute« (zitiert nach: RÜBEKEIL aaO,, S. 117 ff.). Diese Deu- 
tung hat inzwischen der Altgermanist Prof. Ludwig RüßektkiL als bloße 
Polemik entlarvt (RÜBEKEIL aaO,, S. 125-131): Entscheidend ist die Fra- 
ge, was das Wort »Mann« ursprünglich meinte. Erwiesenermaßen bezeich- 
nete es Menschen beiderlei Geschlechts. Da einem heimischen Mythos 
zufolge ausschließlich Germanen als Nachfahren des Stammvaters MAn- 
NUS galten (TACITUS, Germania, Kap. 2), ist anzunehmen, daß die Germa- 
nen in ethnischem Zusammenhang nur sich selbst als Mannen (,Men- 
schen.) bezeichneten. Solche Völkernamen sind in altertümlichen 
Kulturen nicht ungewöhnlich, die Eskimos z. B. nennen sich selbst Inuit 
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»Menschen« Der Name des germanischen Stammes der Markomannen, 
wörtlich »Menschen an der Grenze, erhärtet die These. Die Grenze des 
Stammesgebietes kann nicht gemeint sein, denn jeder Stamm lebt in der 
Nähe seiner Grenzen. Ebensowenig wohnten die Markomannen an der 
Grenze der Menschheit. Wahrscheinlich waren sie dem Namen nach die- 
jenigen Germanen, die an der (südlichen) Grenze des gesamtgermani- 
schen Siedlungsraums lebten, sozusagen die »Grenzgermanen« Jenseits 
aller Stammesdifferenzen besaßen demnach die Germanen ein ethni- 
sches Zusammengehörigkeitsgefühl, das sich in der gemeinsamen Selbst- 
benennung als »Mannen« offenbart. Der Name »Alamannen« meinte folg- 
lich die ‚Gesamtheit der Mannus-Abkömmlinge« Dazu paßt das Zeugnis 
einiger spätantiker Geschichtsquellen, in denen die Alamannen gerade- 
zu als »Gesamtheit der Germanen« oder »die Germanen« schlechthin 
bezeichnet werden (zitiert bei: RÜBEKEILM aaO,, S. 129 f.). Eine allgemei- 
ne Selbstbenennung der Germanen wurde allmählich auf einen ihrer 
Großstämme übertragen. Dieser hatte ja unter dem Namen Sueben schon 
früher das Zentrum des Germanentums dargestellt (RÜBEKEIL, aaO,, S. 
122). Aus all dem wird deutlich: Mit ethnischer Buntheit im Sinne des 
Multikulturalismus haben Name und Ursprung der Alamannen über- 
haupt nichts zu tun. 

Mit großer Wahrscheinlichkeit war die vom ZDF betriebene Erfin- 
dung der Multikulti-Germanen noch nicht der Höhepunkt solcher Ma- 
nipulationen. Auf politischer Ebene nämlich sind sie offensichtlich sehr 
erwünscht, und so steht uns sicher noch manches bevor. 


Hartmut Freihals 
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Vom 15. Oktober 2010 bis zum 27. Februar 2011 zeigte das Deutsche 
Historische Museum in Berlin die Ausstellung»Hitler und die Deutschen«, 


| Untertitel »Volksgemeinschaft und Verbrechen«, die, wie es in der Be- 


schreibung hieß, die Besucher darüber aufklären sollte, wie »HiTLER und 


| der Nationalsozialismus, die für Krieg, Verbrechen und Völkermord ver- 


antwortlich waren, bis zum Schluß auf eine breite Akzeptanz in Deutsch- 
land bauen«' konnten und warum viele Deutsche bereit gewesen seien, 
»ihr Handeln auf den »Führer« auszurichten und somit die NS-Diktatur 
aktiv zu unterstützen«.? 

In typisch bundesdeutscher Manier richteten Initiator Hans OTTO- 
MEYER und das Kuratorium unter der Leitung des Historikers Hans-Ul- 
rich THAMER diese Ausstellung nicht etwa an grundlegenden Fragen aus, 
die wichtig wären, um den Aufstieg HITLERs und seiner nationalsoziali- 
stischen Bewegung vor dem Spiegel der Zeitumstände — beispielsweise 
der zerstörerischen Politik der Siegermächte nach dem Ersten Weltkrieg, 
der unannehmbaren Folgen des Versailler Vertrags, der Not und dem 
Elend in der Weimarer Republik oder der Unfähigkeit der Parteien, die 
politischen Herausforderungen zu bewältigen — erklärbar zu machen, 
sondern versuchten nach eigenen Angaben, jedweden Ansatz für eine 
»Faszination« schon im Keime zu ersticken. Um etwaige »Mißverständ- 
nisse« zu vermeiden und keinem neuen »Hitler-Kult« Vorschub zu lei- 
sten, wurde die Ausstellung von allem freigehalten, was nach Ansicht 
der Verantwortlich als »Reliquie« hätte gelten können. Zudem wartete 
die Ausstellung mit Skurrilitäten auf, die die Grenze zur Peinlichkeit 
überschritten. So wurde eine Vitrine mit Hitlerbüsten geradezu vollge- 
stopft, um den Anschein eines »Heiligenschreins« zu verhindern. An 
anderer Stelle fand sich ein verhüllter und schräg aufgehängter Schreib- 
tisch des »Führers«. Einfach hinstellen wollte man ihn nicht, denn auch 
das hätte ja als »-Iommage« mißverstanden werden können. Dazu gab 
es alle 46 HiTLer-Titel des Spzege/s von 1946 bis zur Gegenwart oder 
die HıTLer-Persiflage »Ich hock in meinem Bonker« des Comic-Zeich- 
ners Walter Moers. »Hitler: zwischen Dämonisierung und Lächerlich- 
keit« wäre somit wahrscheinlich ein besserer Titel für die Ausstellung 
gewesen. 

Auch der von Hans-Ulrich THAMER und Simone ERPEL herausgegebe- 
ne Katalog zur Ausstellung, der im Oktober 2010 im Dresdner Sand- 
stein-Verlag erschienen ist, ebenfalls den Titel Hitler und die Deutschen. 
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Volksgemeinschaft und Verbrechen trägt und neben der Darstellung der Ex- 
ponate auch einen umfangreichen Teil mit Aufsätzen beinhaltet, bietet 
trotz mitunter prominenter und durchaus sachkundiger Autoren wie 
Brigitte Hamann und Ian KERSHAW wenig Erhellendes. Dafür wird der 
Leser des großformatigen Bildbandes über »Hitlers Gesicht«, den »Bru- 
der Hitler« im deutschen Film« oder »die mediale Präsenz des Diktators 
nach 1945 in Presse und Internet« aufgeklärt. 

Besonders negativ sticht allerdings ein Text der Hamburger Sozial- 
historikerin Birthe Kunprus mit dem Titel »Der Holocaust. Die »Volks- 
gemeinschaft als Verbrechensgemeinschaft?« heraus, der nicht nur eine 
schreiende Anklage gegen die Erlebnisgeneration darstellt, der von der 
Autorin unterstellt wird, über alle Verbrechen des NS-Regimes nicht nur 
bestens informiert gewesen zu sein und diese schulterzuckend akzep- 
tiert, wenn nicht sogar befördert zu haben, sondern auch miteiner hand- 
festen Dokumenten-Fälschung arbeitet. 

Kunpkus, die von 2003 bis 2009 als wissenschaftliche Mitarbeiterin 
des 1984 von Jan Philipp REEMTSMA gegründeten Hamburger Instituts 
für Sozialforschung tätig war und dort als Ansprechpartnerin der Ar- 
beitsgruppe »Krieg und Geschlecht« wirkte, führt gleich zu Beginn ihres 
Beitrags als Beispiel für das angeblich typische Verhalten der Deutschen 
als »Zuschauer der Judenverfolgung« eine Notiz einer »aus dem Altreich 
kommenden Lehrerin« an, die im besetzten Polen, genauer gesagt in 
Auschwitz, in der Schule von »einer Schar kleiner verstörter Quintane- 
rinnen« begrüßt worden sei. Abgespielt haben soll sich das Ganze etwa 
zur Zeit der Niederschlagung des Warschauer Ghettoaufstandes, also 
1943. 

Die Schülerinnen waren verstört, so KUNDRUS, weil sie »am Bahnhof 
die Ankunft eines Güterzuges mit deportierten Juden beobachtet«° hat- 
ten. KUNDRUS weiter: »Die Pädagogin vermerkte in ihrem Tagebuch: »Ich 
war tief traurig. Konnte man denn diesen grausamen Vorgang, den man 
Selektion nannte (Auswahl der für den Tod Bestimmten) nicht unter 
Ausschluß der Öffentlichkeit abwickeln, so daß ihn die kleinen Schul- 
kinder. . . nicht mit ansehen konnten?!!«*' Anklagend schreibt die frühere 
REEMTSMA-Mitarbeiterin zu diesem Tagebucheintrag der Frau: » Auffällig 
an ihrer Aussage ist, daß sie das Morden als unumstößliche Tatsache 
akzeptiert hatte. Ihren dennoch vorhandenen Irritationen über den mas- 
siven Normenbruch verlieh sie durch Beschwerden Ausdruck. Diese 
bezogen sich aber nicht auf den Kern der eigentlichen Sache, den Mas- 
senmord, sondern auf dessen verträgliche Durchführung. Typisch für 
diese Haltung war vielleicht auch, wie die Lehrerin die Tötungen legiti- 
mierte, nämlich mit dem Mittel der Schuldumkehr: Die Juden seien an 
ihrem Schicksal selbst schuld.«° 
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3 Birthe KUNDrus, 
»Der Holocaust. 
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MER u. Simone 
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* Ebenda. 

° Ebenda, S. 130. 
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6 Norbert FREI, 
1945 und wir. Das 
Dritte Reich im 
Bewußtsein der 
Deutschen, C. H. 
Beck, München 
2005, S. 218. 


Abbildung zu Birthe 
Kunprus’ Aufsatz im 
Ausstellungskatalog, 
aaO. (Anm. 3): »Auf- 
räumkommando mit 
Häftlingen des 
Frauenaußenlagers 
Bremen-Oberheide, 
1944« (Kat.-Nr. 431). 
Die Hamburger Hi- 
storikerin hat sehr 
eigenartig - oder 
wohl zielgerichtet? - 
gearbeitet. Jedenfalls 
liegt in ihrem Auf- 
satz eine 
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Doch was hat es wirklich mit dieser Notiz, die angeblich 1943 nach 
dem geschilderten Vorkommnis von der Lehrerin niedergeschrieben 
wurde, auf sich? Daß eine gerade in die Stadt Auschwitz versetzte Leh- 
rerin den uns heute geläufigen Begriff »Selektion« verwendet und diesen 
aufgrund der Schilderung der Sechstkläßlerinnen als » Auswahl der für 
den Tod Bestimmten« bezeichnet, muß jeden einigermaßen zeitgeschicht- 
lich bewanderten Menschen zu dem Schluß kommen lassen, daß es sich 
dabei keinesfalls um einen zeitgenössischen Eintrag handelt. Schon al- 
lein dieser Umstand läßt also Zweifelan der Darstellung von Birthe Kun- 
DRUS aufkommen. 

Und in der Tat: Das Zitat ist in Wirklichkeit dem von einer Berliner 
Lehrerin namens Marianne B. verfaßten »Bericht über die Dienstzeit als 
Gymnasiallehrerin in Auschwitz (1. 9. 1943-21. 1. 1945)« entnommen. 
Dabei handelt es sich nicht, wie KUNDRUS schreibt, um das Tagebuch der 
Pädagogin, dem sie sich an jenem Tag, der dort geschildert wird, anver- 
traute, sondern um Erinnerungen, die sie ein halbes Jahrhundert später, 
nämlich 1999, niederschrieb. KunDrus habe dies wissen müssen, denn 
schließlich führt sie selbst per Fußnote als Beleg das Buch 7945 und wır 
des Historikers Norbert FREI an. Dieser jedoch stellt zu exakt jenem von 
KUNDRus zitierten angeblichen »Tagebucheintrag« der Lehrerin fest: »Die 
Autorin vermischt hier offenbar Selbsterlebtes mit später Angelesenem, 
denn »Selektionen« fanden am Bahnhof von Auschwitz nicht statt. Aller- 
dings ist es denkbar, daß die Schulkinder das Vorgehen der SS gegenüber 
den Menschen in einem ankommenden Transport beobachtet hatten.«° 

Doch warum stellt Birthe KunDrus diese Passage in einen vollkom- 
men falschen Zusammenhang? Eine Erklärung könnte sein, daß sie 
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schlichtweg unsauber gearbeitet hat, doch es könnte auch anders sein. 
Indem sie eine Passage aus einem Jahrzehnte nach dem Krieg geschrie- 
benen Bericht als Tagebucheintrag präsentiert, scheint sie ihre Kernthe- 
se untermauern zu können — und die lautet: »Der Holocaust wurde we- 
der zu einer Zerreißprobe noch zu einem Moment der massenhaften 
Selbstmobilisierung. Die Reaktionen der Deutschen bewegten sich in 
einem Spektrum von Ablehnung bis Zustimmung und einem weiten Feld 
aus Ignoranz, Gleichgültigkeit, Abstumpfung und tastender Distanzie- 
rung — und häufig aus allem zugleich.«’ 

Demnach müßten die damaligen Deutschen über Ausmaß und Art 
der NS-Jugendverfolgung in Einzelheiten unterrichtet gewesen sein. Doch 
auch diese Annahme — um nicht zu sagen Unterstellung — von Birthe 
KUNDRUs ist, wie nicht nur Konrad Löw und Alfred M. DE Zayas nach- 
gewiesen haben, schlichtweg falsch. 

Der Frage, was die zeitgenössischen Deutschen zur NS-Zeit in dieser 
Hinsicht wußten, geht auch die Dokumentation Geheimsache! Was nicht im 
Geschichtsbuch steht nach. Hier wird unter anderem der deutschstämmige 
US-amerikanische Historiker Bryan Mark Rıcc, Professor an der Ame- 
rican Military University in Manassas (Virginia), zitiert, der in seinem 
2003 erschienenen Buch Hitlers jüdische Soldaten erstaunliche Fakten zu- 
sammengetragen hat. Laut RıGG kämpften mehr als 150000 Soldaten 
mit zumindest teilweise jüdischen Wurzeln in der Wehrmacht. Über 400 
von ihnen — darunter auch Helmut SCHMIDT — hat RıGG zwischen 1994 
und 1998 befragt. Dabei ging es auch um die Frage, was sie über den 
Holocaust wußten. 

Gerade in dieser Hinsicht sind RıGGs Erkenntnisse höchst aufschluß- 
reich. Die Antworten, die er zu hören bekam, waren namlich fast immer 
die gleichen: Nein, sie haben davon »erst nach dem Krieg erfahren«, sie 
haben davon »nicht gewußt«, es kam ihnen »damals nicht in den Sinn«. 
Rıss schreibt: »Die meisten bekunden, daß sie nichts bemerkten, was 
auf den Holocaust hinwies.« Letztlich kommt er daher zu dem Schluß: 
»Begriffen die Deutschen, was während des Krieges mit den Juden ge- 
schah? Die vorliegende Untersuchung hat ergeben, daß diese Frage ver- 
neint werden muß. . . Soldaten jüdischer Abstammung wußten zwar mehr 
als gewöhnliche Deutsche, doch ihr Verhalten und ihre Aussagen bewei- 
sen letztlich, daß die meisten von ihnen nicht begriffen, was mit den 
Juden geschah.«* 

Ebenso wird in dem Buch Gebeimsache! eine Aussage des jüdischen 
Kunsthistorikers Ernst H. GomBrich (1909-2001) zitiert, der in seinem 
Buch Eine kurze Weltgeschichte für junge Leser testhielt: »Es wurde damals 
meine Aufgabe, dem deutschen Rundfunk zuzuhören und seine Sen- 
dungen ins Englische zu übersetzen, damit man wußte, was dem deut- 
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»Volksgemeinschaft als Verbrechensgemeinschaft«? 


schen Hörer erzählt oder verschwiegen wurde. So habe ich merkwürdi- 
gerweise die sechs Jahre dieses schrecklichen Krieges, von 1939 bis 1945, 
sozusagen von beiden Seiten miterlebt... Ich weiß nur, daß weder die 
deutschen Hörer noch wir damals etwas von dem furchtbarsten Verbre- 
chen erfuhren, das im Krieg von den Deutschen verübt wurde. 

Die National-Zeitung, die bereits im Dezember 2010, also zwei Monate 
nach Erscheinen des noch heute unverändert vertriebenen Katalogs zur 
HiTLER-Ausstellung im Deutschen Historischen Museum, auf die Do- 
kumentenfälschung im Text von Birgit KUnDrUs aufmerksam machte, 
meint daher auch: »Erstaunlich ist es unter diesen Umständen für den 
Leser, daß die aus dem Altreich kommende Lehrerin aufgrund der Schil- 
derungen der Sechstkläßlerinnen von deren Eindrücken am Bahnhof 
Auschwitz sofort die Schlüsse zog, zu denen der jüdische Professor vom 
Abhördienst der BBC noch 1945 kaum bereit war — solange er nicht 
weiß, was es mit dem »Tagebuchvermerk« auf sich hat. Aber hätte Frau 
Kunpkus Riss oder GOMBRICHs Darstellung berücksichtigt, wäre die 
ganze in eine Frage gekleidete These von der »Verbrechensgemeinschaft« 
zusammengebrochen.«'’ Und genau das soll schließlich letztlich beim 
Leser hängenbleiben. Also wieder mal ein typischer Fall von: Was nicht 
paßt, wird passend gemacht. 


Thorsten Thomsen 
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Ferdinand Marians >jüdische Frau« 


Als im Februar 2010 auf der 60. Berlinale die Uraufführung von Oskar 
ROEHLERs Spielfilm Jad Söß— Film ohne Gewissen stattfand, forderte die 
damalige Präsidentin des Zentralrats der Juden in Deutschland, Charlot- 
te KNOBLOCH, nicht weniger als ein Verbot. Geschmacklos und verharm- 
losend sei der Film, der im wesentlichen die Entstehungsgeschichte des 
NS-Streifens Jud Süßaus dem Jahr 1940 nachzeichnet. Außerdem verfäl- 
sche er die Tatsachen in unangemessener Weise. Zumindest in letzter 
Hinsicht muß man ihr durchaus Recht geben. 

»Mit Martan über den Jud-Süß-Stoff gesprochen. Er will nicht recht 
heran, den Juden zu spielen. Aber ich bringe ihn mit einigem Nachhel- 
fen doch dazu.« — Nur in drei Sätzen beschreibt Reichspropagandamini- 
ster Joseph GOEBBELS in seinem Tagebuch, wie er den damals aus zahl- 
reichen Filmen als Charmeur und Kavalier bekannten Mimen Ferdinand 
Martan überredete, die Rolle des »Hofjuden« Joseph Süss OPPENHEIMER 
in Veit HarLans Jud Süß zu übernehmen. In der Tat setzte GOEBBELS 
MARIAN, der sich mit dieser Rolle nicht »verbrennen« lassen wollte, mas- 
siv unter Druck und drohte letztlich damit, den beliebten Schauspieler 
ins Abseits zu stellen. 

So erzählt es auch ROEHLERs Film, in dem Moritz BLEIBTREU die Ge- 
stik und Mimik des früheren Chefpropagandisten HiTLers bisweilen stark 
überzeichnet. Das scheint dem Regisseur jedoch nicht genug gewesen zu 
sein, denn er dichtet dem von Tobias MorFTTI dargestellten Marıan auch 
noch eine jüdische Frau namens Anna, gespielt von Martina GEDECK, 
an. 

In Wirklichkeit war Ferdinand Marıan jedoch mit der Schauspielerin 
Maria Byk verheiratet. Diese war Katholikin und verfügte über einen im lan 
Sinne der Machthaber perfekten »Ariernachweisc ROEHLER läßt MARIANS _;entlich Ferdinand 

er ; E ö gentlich Ferdinan 
Frau Anna letztlich im KZ umkommen, die echte Gattin des Schauspie- Haschkowerz (1902- 
lers starb 1949, drei Jahre, nachdem ihr Mann bei einem Autounfall ums 1946). 
Leben gekommen war. 

Die Geschichte mit der jüdischen Ehefrau ist nicht die einzige Verfal- 
schung der historischen Tatsachen, die den Zuschauern zugemutet wird. 
Auch den vom Ehepaar Marian in der Gartenlaube versteckten jüdi- 
schen Schauspielkollegen, der letztlich von einer jungen, blendend schö- 
nen BDM-Haushaltshilfe - mit der Marıan als Frauenheld natürlich eine 
Affäre hat - denunziert wird, gab es nicht. Zum Ende hin verkommt der 
Film sogar immer mehr zur Groteske. Höhepunkt der Absurdität und 
deutlich jenseits der Grenze zur Geschmacklosigkeit angesiedelt, ist da- 
bei zweifelsohne folgende Szene: GOEBBELS betätigt sich als Kuppler und 
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Ferdinand Marians »jüdische Frau< 


sorgt während eines Fliegerangriffs auf Berlin dafür, daß MARIAN mit 
der Frau eines KZ-Kommandanten (Gudrun LANDGREBE) im Hotel 
auf ein Zimmer verschwinden kann. Dort vollziehen beide den Ge- 
schlechtsakt am offenen Fenster vor der bizarren Kulisse der Bombar- 
dierung. Doch damit nicht genug, denn während sie dem Höhepunkt 
ihrer Lust entgegenstrebt, schreit die Sexgespielin des Mimen wie be- 
sessen: »Mach’s mir, Judel!« Unterdessen feiern GOEBBELS und seine 
Getreuen im Luftschutzkeller des Hotels weiter, für reichlich Schnaps 
ist gesorgt. 

Auch die knappe Darstellung der letzten Monate Marıans nach 1945 
wirkt geradezu surreal. In Bayern, wo MARIAN nach dem Krieg tatsäch- 
lich lebt, feiert die einheimische Bevölkerung mit den amerikanischen 
‚Befreiern« Marian ist dem Suff verfallen, seine neue Freundin bandelt 
mit einem US-Offizier an. Am Rande der Feier hocken entlassene KZ- 
Häftlinge, darunter auch der im Film von Marıan einst versteckte jüdi- 
sche Schauspielkollege DEUTSCHER. Nur durch das beherzte Eingreifen 
des erwähnten US-Offiziers kann letztlich verhindert werden, daß die 
ehemaligen KZ-Häftlinge MAarıan zu Tode prügeln. Der setzt sich hin- 
gegen volltrunken ins Auto und fährt absichtlich gegen einen Baum. Ob 
Marıan tatsächlich Selbstmord begangen hat, ist allerdings fraglich. Nach 
seinem tödlichen Unfall im Jahre 1946 kamen entsprechende Gerüchte 
zwar auf, konnten allerdings nie bewiesen werden. 

Man kann solche Überzeichnungen und Verfälschungen natürlich als 
Ausdruck der künstlerischen Freiheit ansehen. Da sich der Film anson- 
sten jedoch sehr stark an die tatsächlichen Geschehnisse anlehnt, be- 
steht die Gefahr, daß eine derart freie Interpretation schnell zur Legen- 
denbildung beiträgt. Thorsten Thomsen 
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KZ-Opferschwindler Uthgenannt 


Die »Holocaust-Industrie« (Norman FINKELSTEIN) ist seit Jahrzehnten 
nicht nur ein florierendes und vor allem Dauer-Geschäft jüdischer Lob- 
by-Verbände aus den USA, Israel und Deutschland, sondern auch ein 
Tummelplatz für Hochstapler und Trittbrettfahrer, die mit ergaunerten, 
erfundenen und angemaßten KZ-Opfergeschichten oftmals über Nacht 
ins mediale Rampenlicht katapultiert werden (wollen). Was zunächst in 
den fünfziger Jahren auf leisen Sohlen, zum Beispiel in Gestalt eines 
überlieferten Tagebuchs eines 13jährigen jüdischen Mädchens, schüch- 
ternen Erzählungen wirklich Betroffener oder Geschädigter daherkam, 
wurde ab den achtziger Jahren zu einem Massenphänomen: Die Präsen- 
tation von Holocaustüberlebenden im Fernsehen, von Lager-Zeitzeu- 
gen in Schulen, Universitäten, »Projekten«, Publikationen usw. Schnell 
aber führte die Normalität des geschilderten, durchschnittlichen Lager- 
alltags, der sich ähnelnden Lagererinnerungen und -schilderungen auch 
zu einer nachlassenden Wahrnehmung und Wirkung, vor allen Dingen 
in Schulen. 

Da kam es wie gerufen, wenn sich plötzlich bis dahin völlig unbe- 
kannte Menschen als KZ- oder anderweitige »Nazi«-Opfer outeten, de- 
ren spektakuläre Erlebnisse das Genre und damit das vermarktbare In- 
teresse wiederbeleben konnten. Wer erinnert sich nicht mehr an die 
literarisch verarbeiteten Erlebnisse des Lager- und späteren Waisenkin- 
des Binjamin (!) Wır.KoMirskı (alias Bruno GROSJEAN, alias Bruno Dös- 
SEKKER) aus Auschwitz (wo auch sonst!), der auf wundersame Weise sei- 
ne Erlebnisse als Dreijähriger mit geradezu photographischer Präzision 
gespeichert hatte. Ihm gelang es, zu den sattsam bekannten, allgegen- 
wärtigen brutalen Menschenrechtsverletzungen noch weitere, bislang 
selbst in der ausufernden Holocaustliteratur unbekannte Quälereien hin- 
zufügen zu können. Nicht nur, daß er der Erschießung seines Vaters 
beiwohnte und seine sterbende Mutter (zum ersten Mal!) sah, an die er 
vorher keine Erinnerung gehabt hatte, er war auch selbst angeblich Op- 
fer von bestialischen Menschenversuchen. All das erschien 1995 im Jü- 
dischen Verlag (Suhrkamp-Gruppe) und wurde in neun Sprachen über- 
setzt. Jahrelang war WILKOMIRSKI der neue Star als Zeitzeuge und Experte, 
in Medien, vor Schulklassen, auf wissenschaftlichen Veranstaltungen und 
in Fernsehdokumentationen. Höhepunkt war eine Begegnung mit einer 
jüdischen Leidensgenossin in New York, die auch als Kleinkind Ausch- 
witz überlebt hatte und Wıl.KoMirskI aufgrund seiner anscheinend ver- 
blüffenden Ähnlichkeit mit dem dreijährigen Menschenversuchsopfer 
sogleich wiedererkannte, unter Tränen umarmte und ihm so zu einer 
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Wiedergutmachungszahlung verhalf. Als 1998 seine Lebenserinnerun- 
gen als bodenloser Schwindel entlarvt wurden, makulierte der Jüdische 
Verlag, bis auf die Knochen blamiert, die Reste seiner Auflage. Im ge- 
schäftlich ruppigeren Großbritannien war man da pragmatischer. Da das 
Buch in vielen Läden gleich neben der Kasse lag, versah man die Exem- 
plare einfach mit einem Aufkleber Fzzon (Roman) und ließ sich beim 
Abverkauf nicht weiter stören. 

Ähnlich spektakulär war der Fall der belgischen Schriftstellerin »Misha 
DEFONSECA« (wirklicher Name Monique DE WAEL), die 1997 ihre Me- 
moiren aus den Holocaust-Jahren unter dem deutschen Titel Überleben 
unter Wölfen veröffentlichte. Nun weiß die Menschheit seit der Grün- 


4 dung Roms, daß sich Wölfe anscheinend von Zeit zu Zeit unter »Wel- 


penschutz: stehenden Kleinkindern angenommen haben, um diese zu 
saugen und zu beschützen. Nachweislich gab es auch im Baltikum in den 
ersten Nachkriegsjahren eine Reihe von so genannten »Wolfskindern«, 
zumeist Deutsche, deren Eltern von den Soldaten der Roten Armee oder 
von Polen, Litauern oder anderen Osteuropäern in den Wäldern getötet 
waren und umherirrten, aber diese wurden nicht von Wölfen behütet, 
sondern mußten vor ihnen Schutz suchen. Dieses Sujet so richtig in Sze- 
ne zu setzen, gelang erst, als es durch diese Schriftstellerin in den Holo- 
caust-Zusammenhang gesetzt wurde. Nachdem der jüdische Publizist 
BRODER bereits 1996 Zweifel an der Geschichte geäußert hat, führten 
2008 Recherchen der belgischen Zeitung Le Sozr zur vollständigen Ent- 
larvung der Fälschung, und wie bei WILKOMIRSKI war auch die jüdische 
Herkunft frei erfunden. Dies beweist, daß diesen Fälschern ihrer eige- 
nen Biographie sehr wohl bewußt war, daß mediale Aufmerksamkeit und 
damit die eigene Vermarktbarkeit heute nur erzielt werden kann, wenn 
diese bis ins Groteske gehenden Lebenserinnerungen mit einer jüdischen 
Biographie verbunden werden. Nicht nur, daß dann die Betroffenheit 
schwindelerregende Höhen erreicht, sondern es traut sich in der Regel 
kaum jemand, den Wahrheitsgehalt zu überprüfen, weil einer solchen Hand- 
lungsweise automatisch Antisemitismus unterstellt werden würde. 

Nach dem gleichen Muster ereignete sich auch der letzte große Skan- 
dal vom Dezember 2012. Der 77jährige Otto Paul UTHGENANNT aus Ost- 
friesland war bis dahin fünf Jahre lang als vermeintlicher KZ-Überle- 
bender durch die norddeutschen Lande getingelt und hatte in den 
einschlägigen Einrichtungen, also Schulen, Volkshochschulen, Gedenk- 
stätten usw., vor »betroffenen« Kindern, Jugendlichen und Besuchern 
über seine schaurigen Erlebnisse als jüdisches Kind im Konzentrations- 
lager Buchenwald schwadroniert. Angeblich hatte er durch den Holo- 
caust 72 Verwandte verloren, darunter Vater, Mutter und Schwester. Er 
habe als 1935 Geborener und einziger seiner Familie überlebt. Man ist 
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bei diesen Erzählungen immer wieder überrascht, wie umfangreich die 
Verwandtschaft in diesen Kreisen gewesen ist. Seinen leider wohl letzten 
großen Auftritt und »bewegenden Vortrag: absolvierte er mit der unver- 
meidlichen Kippa auf dem Kopf am 7. November 2012 im Rathaus der 
Kreisstadt Wildeshausen, wo ihmaus der Hand von Ingeborg JacoßyY vom 
dortigen »Präventionsrat« ein großer Blu- 
menstrauß überreicht wurde, den UTH- 
GENANNT sichtlich gerührt entgegen- 
nahm. Den dort anwesenden Schülern 
zeigte er zwei Scheiben Brot, die angeb- 
lich seine Essensration für zwei Tage ge- 
wesen sein sollen, wobei er scheinheilig 
nachfragte: »Könnt Ihr Euch das vorstel- 
len?« Er erzählte von Verfolgungen in der 
Reichskristallnacht, von einer Flucht der 
Familie nach Italien, von überfüllten 
Güterwaggons, in der die Familie nach 
Buchenwald gebracht worden sei, von winterlichen Morgenappellen in 
dünnen Häftlingslumpen und was die Phantasie des weiteren an Ausge- 
burten der Hölle so bereithält. 

Keine vier Wochen später platzte dann die Bombe. UTHGENANNTs Kon- 
zentrationslager-Biographie ist frei erfunden. Dies kam heraus, als Stut- 
zige einen Aufsatz, den der »Jude« UTHGENANNT kurz vor der Jahrtau- 
sendwende geschrieben hatte und in dem behauptet wurde, die 
Nationalsozialisten hätten seinen Freund in die Gaskammer schicken 
wollen, überprüften. Leider stellte sich heraus, daß in Buchenwald keine 
Gaskammern existierten. Der Kustos für die Geschichte der Gedenk- 
stätte Buchenwald, Dr. Harry STEIN, stellte fest, daß es 1940 auch keine 
Transporte von Italien nach Buchenwald gegeben habe, daß jüdische 
Kinder erst ab 1944 dorthin deportiert worden seien und selbst die Schil- 
derung der Befreiung völlig falsch dargestellt sei; auch der Neuanfang in 
einem Züricher Waisenhaus könne so nicht gewesen sein. Außerdem 
befinde sich der Name UTHGENANNT in keinem einzigen Archiv, nicht 
im Gedenkbuch des Bundesarchivs in Koblenz, nicht in den Aktenord- 
nern in Buchenwald, ja nicht einmal in den Datenbanken der Gedenk- 
stätte Jad Vashem in Jerusalem. 

Otto Paur. war auch kein Jude, sondern evangelisch, sein Vater wurde 
1940 Soldat und kam erst sieben Jahre später aus dem sowjetischen Kriegs- 
gefangenenlager 7125/6 zurück. Seine Mutter starb 16 Jahre nach Kriegs- 
ende in Göttingen, und seine Schwester lebt heute noch kreuzfidel in Süd- 
deutschland. Und da das Netz bekanntlich nichts vergißt, förderten weitere 
Nachforschungen noch mehr Unerquickliches zutage. 
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»Das Provinzblatt The Spokesman-Review schrieb am 17. Mai 1989, daß 
in Coeur d’Alene (Idaho) Polizisten nach einer Verkehrskontrolle einen 
53jährigen Mann aus der BRD festgenommen hätten, der viele gefälsch- 
te Dokumente bei sich gehabt habe. Es sei ein international gesuchter 
Betrüger und Scheckfälscher gewesen. Dieser Mensch habe eine sum- 
fangreiche kriminelle Vergangenheit, die bis zu seinen Teenager-Jahren 
zurückreicht« Diesen Typen verfrachteten die Cops daraufhin ins nahe- 
gelegene Kootenai County-Gefängnis. Der Name des Kriminellen laute- 
te: Otto Ernst Uthgenannt.«! 

Der eigentliche Skandal ist der Umgang, den die Getäuschten nun mit 
dem Lügner und Trittbrettfahrer pflegen. Der Buchenwald-Kustos, der 
das Lügengebäude vollständig zum Einsturz brachte, sagte in bezug auf 
Konsequenzen, sie »sind da sehr tolerant«. Und, zur Verdeutlichung: »Er- 
innerungen von Zeitzeugen sind nicht immer identisch mit dem, was wir 
erforscht haben« — als ob eine Erinnerungslücke oder eine Ungenauig- 
keit der Darstellung nach 60 Jahren vergleichbar wären mit einer Total- 
fälschung der eigenen Geschichte. Auch hier die Parallele zu WILKOMIR- 
sk. Keine Überprüfung der zahlreichen »Vortragskünstler« in Sachen 
Holocaust, sondern allgemeine akademische Debatten über das literari- 
sche Genre der Autobiographie, zur Geschichtsschreibung der Shoah 
und zu deren vergangenheitspolitischem Status, zur Absicherung der 
mündlichen Überlieferung, zur Gedächtnistheorie, zur Traumatheorie, 
zum therapeutischen Umgang mit Erinnerungen und ähnlichem. Alles, 
nur keine Strafanzeige. 

Der Lügenbold selbst räumte ein, seine Erlebnisse in Buchenwald trä- 
fen »so nicht ganz zu«. Er habe wohl »eine gute Phantasie« und sei ein 
»guter Schwindler« Dem in Wittmund erscheinenden Anzeiger für Har- 
lingerland erwiderte er auf die Vorwürfe: »Dann entschuldige ich mich. 
Ich bin 77 Jahre alt, ich habe es ja nur gut gemeint.« Außerdem — und das 
ist wohl das einzige, was dieser Mann an Glaubwürdigem in den letzten 
Jahren geäußert hat — habe er sich den Schulen nie aufgedrängt: »Die 
haben mich doch immer gefragt.«? Das wiederum wird den Tatsachen 
entsprechen, denn wer den zeitgeschichtlichen und politischen Anpas- 
sungsdruck in Schulen und Volkshochschulen kennt, der weiß, das auf 
100 eingeladene Holocaust-Opfer — wenn überhaupt — ein deutscher Ver- 
triebener oder ein deutscher Wehrmachtsoldat kommt, der in jahrelanger 
Gefangenschaft leben mußte. Und wer die Kommentarspalten der Zei- 
tungen liest, die auf solche Enthüllungen folgen, wird verwundert sein, 
nur zu 50 Prozent wütende Einträge zu lesen, die andere Hälfte bedauert 
an einer solchen Geschichtsfälschung lediglich, daß ihr Bekanntwerden 
dazu führen könnte, daß die Deutschen weiterhin ihre Geschichte ver- 
leugneten oder verdrängten. Olaf Rose 
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Verschweigt Fischer Molli-Wurf? 


Josef (,Joschka«) Fischer stiegschnellohne Schulabschluß und ohne Stu- 
dium vom Steinewerfer in Frankfurts Westen über den Status eines Land- 
tagsabgeordneten und Bundestagsangehörigen der Grünen zum Außen- 
minister und Vizekanzler der Bundesrepublik Deutschland auf. Seine 
Gesetzesverstöße in den siebziger Jahren als Führer der gewalttätigen 
linksradikalen »Putzgrupp«« in Frankfurt schadeten ihm bei seinem Fort- 
kommen nicht. Dabei stritt er immer ab, jemals Molotow-Cocktails auf 
Polizisten geworfen oder dazu aufgerufen zu haben. 

Doch in diesem Punkt hat er anscheinend die Öffentlichkeit und den 
Bundestag belogen, vor dem er am 17. Januar 2001 in einer aktuellen 
Stunde versichert hatte: »Ich habe niemals Molotow-Cocktails gewor- 


1 N 1 
fen, und ich habe auch nicht dazu aufgerufen, Molotow-Cocktails zu a, 


»Anschlag auf 


werfen.« Das scheint nach einer Meldung von ‚spiegel-online am 4. April Beier 
2013 nicht zu stimmen.' Die betreffenden Tatsachen sollen entgegen Was verschweigt 
FiscHErs Aussagen und Versicherungen die folgenden sein. Joschka Fischer?« 

Am 10. Mai 1976 zogen rund 1000 linksradikale Demonstranten in: spregel-online, 4. 4. 
durch Frankfurt, die daran erinnern wollten, daß am Vortage die RAF- 2013. 


Terroristin Ulrike MEINHOF in ihrer Zelle in 
Stammheim erhängt aufgefunden worden war. 
Als der Zug den Roßmarkt in der Stadtmitte 
erreicht hatte, drehten sich plötzlich rund 40 
Demonstranten um und schleuderten mitge- 
brachte Molotow-Cocktails auf das hinter dem 
Zug herfahrende Polizei-Auto. Der Fahrer des 
Wagens, ein 23jähriger Polizeiobermeister, 
konnte sich nicht rechtzeitig aus dem brennen- 
den Auto retten und erlitt schwere Verbrennun- 
gen. 60 Prozent seiner Haut waren verbrannt, 
aber dank der Kunst der Ärzte kam er durch. 
FiscHEr hat immer bestritten, an diesem Vor- 
gang beteiligt gewesen zu sein oder dazu aufge- 
rufen zu haben. Schon am 4. Januar 2001 er- 
klärte er auf die unmißverständliche Frage des 
Sterns. »Sie haben sich in der Szene des Stra- 
Benkämpfer auch nicht dafür eingesetzt, Molo- 
tow-Cocktails zu werfen?« mit der Versicherung: 


Joschka Fischer bei einer Demo 1974. E 
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Joseph Martin, 
genannt Joschka, 
Fischer. Mit 65 
Jahren ist er ganz 
oben. Holt ihn, den 
Jetzt-Unternehmer, 
seine Revoluzzer- 
Vergangenheit 
wieder ein? Vorerst 
schweigt er. (Foto 
DPA; Bild im Bild: 
Fischer 1974) 
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Verschweigt Fischer Molli-Wurf? 


»Nein, diese Aktionen sind spontan geschehen.« Und auf die weitere 
Frage: »Können sie denn ausschließen, daß Sie für Molotow-Cocktails 
waren?« erklärte er im Spzege/ vom 8. Januar 2001 nochmals: »Das hat 
nicht meiner Haltung und Überzeugung entsprochen. Insoweit kann 
ich das ausschließen.« 


Fast 40 Jahren nach der 
damaligen Tat hat nun der 
Stern-Autor Arno Luik eine 
Person gefunden, die be- 
zeugt, was viele schon vor- 
her geahnt haben: daß Fı- 
SCHER eben doch eine 
zentrale Rolle bei den Vor- 
bereitungen zu diesem oben 
genannten Tag gespielt hat. 
Der Zeuge ist Michael 
SCHWELIEN, und er hat jah- 
relang als Reporter für die 
Zeit gearbeitet, dürfte also 
den Unterschied zwischen 
Dichtung und Wahrheit kennen und sich der Bedeutung seiner Aussage 
bewußt sein. Am Abend des 9. Mai 1976 habe man im Bockenheim- 
Zentrum im Frankfurter Norden sich getroffen, um die Vorbereitungen 
für den folgenden Tag zu besprechen. Die Stimmung sei aufgeladen ge- 
wesen, und FISCHER habe als eine Art Versammlungsleiter vorne gestan- 
den. Nachdem schon 1998 einer der damals Beteiligten zu Protokoll ge- 
geben hatte, daß FiscHErR im Gegensatz zu seiner eigenen Darstellung 
des Geschehens keinesfalls von der Anwendung der Brandbomben ab- 
geraten habe, wurde der neue Zeuge dazu deutlicher. »Wehrt euch, nehmt 
die Mollis«, habe der Stimmung nach geherrscht. FischEr habe »die Leu- 
te regelrecht ermuntert, er hat die Stimmung aufgeheizt«. Es sei bei die- 
ser Versammlung auch ganz offen diskutiert worden, »wie man das am 
besten mit den Mollis macht: »Flasche mit Benzin füllen, Tuch rein, an- 
zünden, warten, dann schmeißen« So einen Abend vergißt man nicht! 
Das kann man nicht vergessen!« 

Auf neuerliche Anfragen des Sterns zu seiner Rolle an diesen Tagen 
hat Fischer bezeichnender Weise bisher nicht geantwortet. 

Jetzt hat damit einer der 68er, die die Vätergeneration zur Bewältigung 
der Vergangenheit aufforderten, seine eigene Vergangenheitsbewältigung 
vorzunehmen. Man darf auf das Ergebnis gespannt sein. 


Rolf Kosiek 
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Einwanderung früh erkannt, keine Abhilfe 


In den letzten Jahrzehnten sind Millionen Ausländer nach Deutschland 
eingewandert. Sie stellen heute mit mehr als 15 Millionen »Personen mit 
Migrationshintergrund« das schwierigste Problem für die deutsche Zu- 
kunft dar. Schon vor zwanzig Jahren wurde entschuldigend vorgebracht, 
daß dieses Problem und seine Folgen leider von niemandem erwartet 
und von allen übersehen worden seien, so etwa von Eckhard FuHr 1993.' 

Doch das ist falsch. Richtig ist, daß seit Beginn der Masseneinwande- 
rung Ende der sechziger Jahre genügend Mahner auftraten, auch Fach- 
leute aus dem Bereich der Bevölkerungspolitik. Darauf wies unter ande- 
ren schon 1993 Klaus P. LückE, Eschborn, in einem Leserbrief in der 
EAZ hin? 

Bereits im Bundestagswahlkampf 1969, als erst rund 1 Million Frem- 
der eingewandert war, wurde von rechter Seite die starke Zunahme der 
Zahl der Ausländer in der Bundesrepublik scharf kritisiert und auf die 
Folgen hingewiesen. Der »Arbeitskreis Südwest: veranstaltete ein Semi- 
nar 1970 in Göppingen über die drohende Bevölkerungskatastrophe. 
Weitere Tagungen mit Bevölkerungswissenschaftlern wie dem Düssel- 
dorfer Prof. Heinrich ScHADeE folgten. Dieser veröffentlichte 1974 sein 
Buch Völkerfiut und Völkerschwund? und wies in Vorträgen immer wieder 
auf die Bedrohung des deutschen Volkes durch Geburtenschwund und 
Überfremdung hin.* Die Gesellschaft für Freie Publizistik« widmete im 
Jahre 1980 ihren Jahreskongreß der bedrohten »Zukunft des deutschen 
Volkes«.* Bis Juni 1972 war die Zahl der Ausländer unter der linken Re- 
gierung BRANDT bereits auf 2,32 Millionen gewachsen — ohne Familien- 
angehörige.” Im selben Jahr forderte der türkische Staatspräsident für 
die vielen illegal nach Deutschland Gekommenen eine Legalisierung, dem 
Bund und Länder durch »Duldungserklärungen« praktisch nachkamen. 
Man erklärte zwar zur Beruhigung der Wähler, die Bundesrepublik sei 
kein Einwanderungsland, tat aber nichts gegen den steigenden Ansturm 
aus dem Ausland. Seit 1978 erhielten Ausländer nach fünf Jahren Auf- 
enthalt in Deutschland eine zeitlich unbegrenzte Aufenthaltsgenehmi- 
gung. Am 17. Juni 1981 veröffentlichten einige Wissenschaftler das 
»Heidelberger Manifest«, das auf dem Hintergrund des deutschen Ge- 
burtendefizits auf die Gefahren durch zu starke Einwanderung hin- 
wies, das aber nicht nur nicht beachtet, sondern als rechtsextrem diffa- 
miert wurde. 1984 brachte SCHADE die Schrift Deztschland ohne Deutsche 
heraus. Als der Soziologe Robert HEPpP aus Vechta 1988 sein Buch Die 
Endlösung der deutschen Frage’ mit den Voraussagen der drohenden Be- 
völkerungsentwicklung veröffentlichte, wurde er gar disziplinarisch von 
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! Eckhardt Funk, 
»Die übersehene 
Einwanderung«, in: 
Frankfurter Allgemei- 
ne Zeitung, 9. 6. 
1993. 


? Klaus P. LÜcke, 
»Einwanderung 
schon 1969 Wahl- 
kampfthema«, 
Leserbrief in 
Frankfurter Allgemei- 
ne Zeitung, 19. 6. 
1993. 


? Heinrich SCHADE, 
Völkerflut und 
Völkerschwund, 
Vowinckel, Neckar- 
gemünd 1974. 

* Ders., in: Kon- 
greßbroschüre der 
Gesellschaft für 
Freie Publizistik, 
Die Zukunft des 
deutschen Volkes, 
Coburg 1980, 

S. 41-56 u. 116- 
124. 


> Frankfurter Allge- 
meine Zeitung, 1.7. 
1972. 

Heinrich SCHADE, 
Deutschland ohne 
Deutsche, Grabert, 
Tübingen 1984. 
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” Robert Herr, Die 
Endlösung der deut- 
schen Frage. Grundlini- 
en einer politischen De- 
mographie der 
Bundesrepublik 
Deutschland, Hohen- 


rain, Tübingen 1988, 


auch: ders., »Volks- 
tod - ein deutsches 
Schicksal«, in: Kon- 
greßbroschüre der 
‚Gesellschaft für 
Freie Publizistik«, 
Mut zur geistigen Wen- 
de, Coburg 1984, 
ses! 


® Welt am Sonntag, 26. 
921999. 


? Frankfurter Allgemei- 


ne Zeitung, 23. 8. 
an 


Einwanderung früh erkannt, keine Abhilfe 


seiner Universität Osnabrück behandelt und hätte beinahe seine Stel- 
lung verloren. Die politische Korrektheit verbat schon die Nennung des 
Begriffes »Bevölkerungspolitik«, und alle Medien hielten sich daran. Aus 
»Fremdarbeitern« wurden allmählich »Gastarbeiter« und dann »Mitbürger«. 

Die ab 1982 amtierende konservative Regierung KotiL wiederholte 
zwar anfangs zur Beruhigung die Versicherung, daß die Bundesrepublik 
Deutschland kein Einwanderungsland sei und nicht ein solches werden 
solle. Sie handelte aber gegenteilig, so daß sich in diesen Jahren unter 
Bundeskanzler Helmut Kor die Zahl der Ausländer — auch durch wei- 
teren Familiennachzug - in Westdeutschland verdoppelte. Zu den Fremd- 
arbeitern kamen dann Hunderttausende von Asylsuchenden aus aller Welt, 
die in den weit überwiegenden Fällen junge Wirtschaftsflüchtlinge waren 
und dennoch unter Mißbrauch des Asylrechtes bleiben durften. Dem Vor- 
schlag des Landes Baden-Württemberg von 1984, den Nachzug der Fami- 
lien — wenigstens für Nicht-EU-Ausländer — zu stoppen, wurde nicht nach- 
gegeben. Die rot-grüne Koalition unter Gerhard SCHRÖDER weichte dann 
noch das Staatsangehörigkeitsgesetz auf, so daß Millionen Ausländer »Deut- 
sche« werden konnten, insbesondere alle hier Geborenen. 1998 erhielten 
926 000 Ausländer für ihre 1,7 Millionen Kinder rund 5,1 Milliarden DM 
Kindergeld. 

Wohl als erster Politiker der Berliner Parteien 

forderte am 22. August 2000 der CSU-MdB SınG- 
HAMMER eine »aktive Bevölkerungspolitik« als Aus- 
druck der »Verantwortung für die künftige Gene- 
ration«.” Erst danach begann - viel zu spät — die 
öffentliche Diskussion über das sterbende deutsche 
" Volk, die meist unter der Verharmlosung »demo- 
graphischer Wandel geführt wurde. 

Kein Politiker kann sich also damit herausre- 
den, er habe das Problem nicht gesehen oder sei 
nicht ausdrücklich auf die Folgen hingewiesen 
worden. 


Rolf Kosiek 


Die Wellritzstraße in Wiesbaden, in der 25 Nationen 
nebeneinander (oder gegeneinander) leben - an der 
Grenze zwischen Ghetto und Schmelztiegel. (Foto: B. 
Bostesmann) Unabhängig davon, daß in Berlin noch kei- 
ne durchgreifende Bevölkerungspolitik mit dem Ziel der 
Erhaltung des deutschen Volkes betrieben wird, steht 
fest: Wer die Völker abschafft, sie vermischt oder ander- 
4 weitig auflöst, vergeht sich an den Grundeinheiten des 
Lebens. 
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Stimmen von Fachleuten zur 
Ausländereinwanderung 


Die Ausländerfrage ist seit Jahrzehnten das schwierigste und folgen- 
schwerste Problem der Deutschen. Obwohl schon vor Jahrzehnten ernst- 
hafte Mahner auftraten und die Folgen des Geburtendefizits aufwiesen, 
haben die Bundesregierungen sich lange vor jeder Diskussion der Über- 
fremdung gedrückt. Es ist nicht wahr, daß die politisch Verantwortli- 
chen nicht informiert gewesen wären. Fachleute haben bereits seit den 
sechziger Jahren immer wieder vor den Folgen gewarnt. Einige Stimmen EB 
seien chronologisch aufgeführt. 


Bundeskanzler Ludwig ERHARD in Regierungserklärung 1965: 

»Die Heranziehung von noch mehr ausländischen Arbeitskräften stößt 
auf Grenzen. Nicht zuletzt führt sie zu weiteren Kostensteigerungen 
und zusätzlicher Belastung unserer Zahlungsbilanz.« 


Bundeskanzler Willy BRAnDT in Regierungserklärung 1973: 


»Es ist aber notwendig geworden, daß wir sorgsam überlegen, wo die 
Aufnahmefähigkeit unserer Gesellschaft erschöpft ist und wo soziale 
Vernunft und Verantwortung Halt gebieten.« 


Der Düsseldorfer Bevölkerungswissenschaftler Prof. Dr. Heinrich ScHADE 
in: Völkerflut und Völkerschwund, 1974, S. 108: 

»In dem deutschsprachigen Raum, besonders in der Bundesrepublik, voll- 
zieht sich erstmalig in der neueren Geschichte eine einmalige Verände- u 
rung des generawven Verhaltens. Es zeigt sich erstmalig ein Geburten- = 
unterschuß von etwa 2% in ihrer deutschen Bevölkerung. Nach amtlichen 
Meinungsäußerungen soll dies bis zum Jahre 2000 ohne Bedeutung sein, y 
da das Defizit durch Einwanderung und Ausländergeburten auszuglei- 
chen sei. . . Bevölkerungspolitik darf demgegenüber nicht kurzfristig unter Willy Branr. 
wechselnden ökonomischen Gesichtspunkten betrieben werden; sie muß 

sich weit vorausschauend auf Generationen erstrecken.« 


Und in »Zeit zur Umkehr!« in die Zukunft des deutschen Volkes, 1980, 
Sell: 

»Schon seit vielen Jahren habe ich vor dem drohenden und heute bereits 
ganz sicheren Bevölkerungsrückgang der Deutschen gewarnt. Demge- 
genüber haben die offiziellen Bevölkerungswissenschaftler dauernd und 
nachdrücklich Beschwichtigungsversuche verlauten lassen.« 
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Stimmen von Fachleuten zur Ausländereinwanderung 


Bundeskanzler Helmut SCHMIDT vor dem Kabinett 1975: 
»Beim Zuzug von Gastarbeiterangehörigen ist die zulässige Grenze in- 
zwischen erreicht und in manchen Fällen schon überschritten.« 


Acht Professoren im »Heidelberger Manifest« vom 17. Juni 1981: 

»Mit großer Sorge beobachten wir die Unterwanderung des deutschen 
Volkes durch Zuzug von vielen Millionen von Ausländern und ihren 
Familien, die Überfremdung unserer Sprache, unserer Kultur und unse- 
res Volkstums. ... Allein lebensvolle und intakte deutsche Familien kön- 
nen unser Volk für die Zukunft erhalten. Nur eigene Kinder sind die 
alleinige Grundlage der deutschen und europäischen Zukunft.« 


Prof. Irenäus Eıßı.-EiBESFELDT in: Lutherische Monat sefte, Nr. 1, 1981, S. 35: 
Das Ausländerproblem sei auch eine biologische Frage, und es gehe hier 
um eine echte »Landnahme« durch die Fremden. 


Der ehemalige Berliner Staatssekretär und Staatsrechtler Dr. Manfred 
UHLiTZz in: H. FISCHER, Aspekte der Souveränität, 1987: 

»Es kann nicht angehen, daß wegen Vorbereitung eines hochverräteri- 
schen Unternehmens bestraft wird, wer die Staatsform der BRD abän- 
dern will, während der, der das deutsche Staatsvolk abschaffen und durch 
eine multikulturelle Gesellschaft ersetzen und auf deutschem Boden ei- 
nen Vielvölkerstaat etablieren will, straffrei bleibt. Das eine ist korrigier- 
bar, das andere nicht — und daher viel verwerflicher und strafwürdiger. 
Diese Rechtslage wird auch der Generalbundesanwalt nicht auf die Dauer 
ignorieren können.« 


Der Freiburger Ordinarius für Politik, Prof. Dr. Dieter OBERNDÖRFER 
(CDU), sprach sich »für eine Einwanderung von weiteren 15 Millionen 
Ausländern in die Bundesrepublik« aus. (Zitiert in: Narzonal-Zeitung, 20. 
12 7991 


Handelsblatt, 22. 12. 1993: 

»Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) stellt 
in einem Positionspapier zum Abbau der Arbeitslosigkeit fest, daß eine 
wesentliche Ursache für die hohe Arbeitslosigkeit die starke Zunahme 
des Arbeitskräfteangebots sei... Doch werde der Arbeitsmarkt von die- 
ser Migrantenbewegung neuen Stils zunehmend überfordert. Die Wün- 
sche, in Deutschland arbeiten zu wollen, ließen sich bei weitem nicht 
mehr realisieren. Erforderlich seien nunmehr klare Regeln darüber, wer 
nach Deutschland kommen und unter welchen Bedingungen und für 
wie lange er sich hier aufhalten könne. Die BDA: »Der Zugang zum deut- 
schen Arbeitsmarkt muß konsequenter als bisher unter den Vorbehalt 
des Anwerbestopps gestellt werden.« 
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Der Direktor des Instituts für Migrationsforschung und Interkulturelle 
Studien (IMIS), Osnabrück, Prof. Dr. Klaus J. BADE, in: Frankfurter Allge- 
meine Zeitung, 28. 12. 1993: 

»Aus Angst vor weiteren ausländerfeindlichen und überhaupt fremden- 
feindlichen Ausschreitungen werden heute gegen das Thema »Einwan- 
derung« politische Maulkörbe verteilt und Schweigegebote verordnet nach 
dem Motto: Wer über Einwanderung redet, darf sich über neue Auslän- 
derfeindlichkeit nicht wundern. Damit hat sich Politik in der eigenen 
Falle gefangen, denn dies ist eine komplette Verkehrung von Ursache 
und Folgen. Die Exzesse auf den Straßen sind auch die Antwort auf das 
gefährliche Schweigen einer Politik ohne Konzepte. .. Es gilt, die ge- 
fährlichen politischen Schweigegebote in Sachen Einwanderung zu durch- 
brechen, die selbstverordneten politischen Maulkörbe an den Nagel zu 
hängen und die Vogel-Strauß-Politik in Einwanderungsfragen aufzuge- 
ben.« 


Der Wirtschaftswissenschaftler Prof. Dr. Meinhard MiEGEL in: Das Ma- 
nifest der 60, 1994: 

»Wollte die Bevölkerung ihre gegenwärtige Altersstruktur aufrechterhal- 
ten, müßte sie bis 2030 auf 100 Millionen anwachsen. Ein solches Be- 
völkerungswachstum erscheint wenig sinnvoll.« 


Prof. Irenäus EıBL-EiBESFELDT in: Wider die Mißtrauensgesellschaft, *1997: 
»Gestattet ein Volk anderen den Aufbau von Minoritäten im eigenen 
Lande, dann tritt es praktisch Land ab und belastet sich innerhalb der 
eigenen Grenzen mit zwischenethnischer Konkurrenz. . . Als meinungs- 
formender Politiker oder Publizist den Angehörigen des eigenen Volkes 
einzureden, es komme nicht auf das Überleben in eigenen Nachkom- 
men an, erscheint mir unverantwortlich, da es nach meinem Dafürhalten 
dem Versuch einer Überredung zum Ethnosuizid gleichkommt.« 


SPD-Kanzlerkandidat Gerhard SCHRÖDER in: Bz/d, 20. 7. 1997, mit Schlag- 
zeile »Schröder: »: Kriminelle raus!« 


Und in: Der Spiegel, 26. 8. 1997: 

»Wir dürfen nicht mehr so zaghaft sein bei ertappten ausländischen Straf- 
tätern. Wer unser Gastrecht mißbraucht, für die gilt nur eins: raus und 
zwar schnell.« 


»Die Baby-Lücke« in Der Spiege/, 30. 8. 1999: 
»Nur ein wahrer und dauerhafter Kindersegen könnte den Bevölkerungs- 
stand stabilisieren.« 
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Stimmen von Fachleuten zur Ausländereinwanderung 


Der Bamberger Bevölkerungswissenschaftler Josef SctmiD in: Frankfur- 
ter Allgemeine Zeitung, 1. 11. 1999: 

»Würde man die Alterung der deutschen Bevölkerung mit Einwande- 
rung aufhalten wollen, dann erforderte das bis zu einer Million jüngerer 
Menschen jährlich. Ein solcher Vorgang wäre weder zu administrieren 
noch zu finanzieren, geschweige denn kulturell zu integrieren.« 


Der Bielefelder Bevölkerungswissenschaftler Herwig Bir in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 4. 4. 2000: 

»Deutschland müßte bis 2050 netto zusätzlich 188 Millionen Einwande- 
rer aufnehmen, wenn man den unvermeidlichen Anstieg des zahlenmä- 
Bigen Verhältnisses zwischen den über 65 Jahre Alten und den 15 bis 64 
Jahre Alten durch die Einwanderung Jüngerer verhindern wollte.« Das 
sei aber »eine irrwitzige Vorstellung«. »Weil das auf die Dauer nicht funk- 
soniert, gibt es keinen Demographen, der eine Einwanderungspolitik 
zur Kompensation des Geburtendefizits empfiehlt.« 


Altbundeskanzler Helmut ScHMiDT im November 2004 (zit. in: Narzonal- 
Zeitung, 3. 12. 2004): 

»Es war ein Fehler, daß wir zu Beginn der 60er Jahre Gastarbeiter aus 
fremden Kulturen ins Land holten. .. Mit einer demokratischen Gesell- 
schaft ist das Konzept von Multikulti schwer vereinbar... Ich bin dage- 
gen, für die inzwischen beinahe 70 Millionen Türken Freizügigkeit nach 
Europa herzustellen. .. Die Menschen werden kommen und bei der deut- 
schen Sozialfürsorge um eine Wohnung nachzusuchen, um einen Fern- 
seher und ein Telefon. Das können wir hier in Hamburg doch alles stu- 
dieren.« 


Thilo Sarrazın in: Deutschland schafft sich ab, 2010, S. 391: 

»An dieser Stelle mache ich zwei Setzungen: 

1. Jeder Staat hat das Recht, darüber zu entscheiden, wer in das Staatsge- 
biet zuziehen darf und wer nicht. 

2. Die westlichen und europäischen Werte und die jeweilige kulturelle 
Eigenart der Völker sind es wert, bewahrt zu werden.« 

Und auf S. 392: 

»Ich möchte aber, daß meine Nachfahren in 50 oder in 100 Jahren noch 


in einem Deutschland leben, in dem die Verkehrssprache Deutsch ist 
und die Menschen sich als Deutsche fühlen.« 


Der Direktor des Berlin-Instituts für Bevölkerung und Entwicklung, Prof. 
Dr. Reiner K1.1NGHOLZ, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 28. 4. 2012: 
»Seit 40 Jahren ist absehbar, wohin die Reise geht. . . Seit Mitte der 60er 
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hat sich die Zahl der jährlich Neugeborenen in Deutschland mehr als 
halbiert... Das Problem ist, daß die Bundesregierung über die Realität 


im Lande und die Sackgassenpolitik der Vergangenheit offenbar nicht 
reden will, weil sie fürchtet, daß Ehrlichkeit vom Wähler bestraft wird.« 


Rolf Kosiek 


Text des Heidelberger Manifests vom 17. 6. 1981 


»Mit großer Sorge betrachten wir die Unterwanderung des deutschen Volkes 
durch Zuzug von Millionen von Ausländern und ihren Familien, die Über- 
fremdung unserer Sprache, unserer Kultur und unseres Volkstums. Allein im 
Jahre 1980 hat die Zahl der gemeldeten Ausländer trotz Anwerbestop um 309 000 
zugenommen, davon 194000 Türken. Gegenüber der zur Erhaltung unseres 
Volkes notwendigen Zahl von Kindern werden jetzt jährlich kaum mehr die 
Hälfte geboren. Bereits jetzt sind viele Deutsche in ihren Wohnbezirken und 
an ihren Arbeitsstätten Fremdlinge in ihrer eigenen Heimat. 


Der Zuzug der Ausländer wurde von der Bundesregierung aus Gründen des 
heute als fragwürdig erkannten hemmungslosen Wirtschaftswachstums geför- 
dert. Die deutsche Bevölkerung wurde bisher über die Bedeutung und Folgen 
nicht aufgeklärt. Sie wurde auch nicht darüber befragt. Deshalb rufen wir zur 
Gründung eines parteipolitischen und ideologisch unabhängigen Bundes auf, 
dessen Aufgabe die Erhaltung des deutschen Volkes und seiner geistigen Iden- 
tität auf der Grundlage unseres christlich- abendländischen Erbes ist. Auf dem 
Boden des Grundgesetzes stehend, wenden wir uns gegen ideologischen Na- 
tionalismus, gegen Rassismus und gegen jeden Rechts- und Linksextremismus. 


Völker sind (biologisch und kybernetisch) lebende Systeme höherer Ordnung 
von voneinander verschiedenen Systemeigenschaften, die genetisch und durch 
Tradition weitergegeben werden. Die Integration großer Massen nichtdeutscher 
Ausländer ist daher bei gleichzeitiger Erhaltung unseres Volkes nicht möglich 
und führt zu den bekannten ethnischen Katastrophen multikultureller Gesell- 
schaften. Jedes Volk, auch das deutsche Volk hat ein Naturrecht auf Erhaltung 
seiner Identität und Eigenart in seinem Wohngebiet. Die Achtung vor anderen 
Völkern gebietet ihre Erhaltung, nicht aber ihre Einschmelzung (»Germanisie- 
rung«). Europa verstehen wir als einen Organismus aus erhaltenswerten Völ- 
kern und Nationen auf der Grundlage der ihnen gemeinsamen Geschichte. 
‚Jede Nation ist die einmalige Facette eines göttlichen Plans (SO1SCHENIZYN). 
Die Vielvölkernation Schweiz hat am 5. 4. 81 mit ihrer in freier Abstimmung 
der Wähler erzielten Entscheidung ein Modell dieses Europas gegeben. 


Das Grundgesetz der Bundesrepublik geht nicht aus vom Begriff »Nation« als 
der Summe aller Völker innerhalb eines Staates. Es geht vielmehr aus vom 
Begriff »Volk«, und zwar vom deutschen Volk. Der Bundespräsident und die 
Mitglieder der Bundesregierung leisten den Amtseid: Ich schwöre, daß ich meine 
Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen, seinen Nutzen mehren, Scha- 
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Stimmen von Fachleuten zur Ausländereinwanderung 


den von ihm abwenden werde. Somit verpflichtet das Grundgesetz zur Erhal- 
tung des deutschen Volkes. Die Präambel des Grundgesetzes verpflichtet auf 
das Ziel der Wiedervereinigung. Wie soll diese möglich bleiben, wenn sich die 
Teilgebiete ethnisch fremd werden? Die jetzt praktizierte Ausländerpolitik, wel- 
che die Entwicklung zu einer multirassischen Gesellschaft fördert, widerspricht 
dem Grundgesetz, das alle Deutschen der Bundesrepublik zur Bewahrung und 
Verteidigung der Lebensrechte unseres Volkes verpflichtet. 


Welche Zukunftshoffnung verbleibt den Hunderttausenden von Kindern, die 
heute sowohl in ihrer Muttersprache, wie in der deutschen Sprache Analphabe- 
ten sind? Welche Zukunftshoffnungen haben unsere eigenen Kinder, die in 
Klassen mit überwiegend Ausländern ausgebildet werden? Werden sich die Ab- 
ermilliarden für die Verteidigung unseres Landes am Ende einer solchen Ent- 
wicklung lohnen? Allein lebensvolle und intakte deutsche Familien können unser 
Volk für die Zukunft erhalten. Nur eigene Kinder sind die alleinige Grundlage 


der deutschen und europäischen Zukunft. 


Da die technische Entwicklung Möglichkeiten bietet und in steigendem Aus- 
maß bieten wird, alle Ausländerbeschäftigung überflüssig zu machen, muß es 
oberster Grundsatz zur Steuerung der Wirtschaft sein: nicht die Menschen zu 
den Maschinen zu bringen, sondern die Maschinen zu den Menschen. Das 
Übel an der Wurzel zu packen heißt, durch gezielte Entwicklungshilfe die Le- 
bensbedingungen der Gastarbeiter in ihren Heimatländern zu verbessern — und 
nicht hier bei uns. 


Die Rückkehr in ihre angestammte Heimat wird für die Bundesrepublik als 
eines der am dichtesten besiedelten Länder der Welt nicht nur gesellschaftliche, 
sondern auch ökologische Entlastung bringen. 


Um weiteren Widerhall in der Öffentlichkeit zu erreichen, fordern wir alle Ver- 
bände, Vereinigungen, Bürgerinitiativen usw. auf, die sich die Erhaltung unse- 
res Volkes, seiner Sprache, Kultur uns Lebensweise widmen, einen Dachver- 
band zu gründen, der kooperative wie individuelle Mitgliedschaften ermöglicht. 
Jeder Verband soll dabei seine volle Selbständigkeit und Eigenständigkeit be- 
halten. Über die Aufgaben dieses Bundes soll, auch zur Wahrung seiner partei- 
politischen und ideologischen Unabhängigkeit, ein wissenschaftlicher Beirat wa- 
chen. Eine Pressestelle soll die Öffentlichkeitsarbeit übernehmen. Wir bitten um 
Ihre Zustimmung zu diesem Grundsatzprogramm und um Unterzeichnung die- 
ses Manifestes. 


Für den Heidelberger Kreis: 


Prof. Dr. phil. W. HavERBEckK; Prof. Dr. rer. nat. J. ILLi:s; Prof. Dr. theol. P. 
Mans; Prof. Dr. Dr. Th. OBERLÄNDER; Bundesminister a.D.; Prof. Dr. jur. H. 
Rasch; Prof. Dr. F. H. Rıenı; Prof. Dr. med. H. SCHADE; Prof. Dr. rer. nat. Th. 
SCHMIDT-KALER; Prof. Dr. rer. nat. H. Schröckt:;; Prof. Dr. phil. F. SIEBERT; 
Prof. Dr. G. STADTMÜLLER. 
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Türkisches Recht in deutscher Sozialversicherung 


Anfang der sechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts kamen die ersten 
türkischen Fremdarbeiter in die Bundesrepublik. Im Gegensatz zu den 
Italienern und Spaniern, die auf Einladung der Deutschen in der Bun- 
desrepublik Arbeit fanden, wurden die türkischen Arbeiter auf Druck 
der türkischen Regierung in der Bundesrepublik aufgenommen. Ihnen 
zuliebe wurde ihnen auch in der deutschen Sozialversicherung viel mehr 
als den deutschen Bürgern zugestanden. Insbesondere konnte ein Fremd- che Sozialversiche- 
arbeiter für seinen ganzen Familienclan Unterstützung aus der deutschen „ungsabkommen re- 
Sozialversicherung bekommen. Das galt insbesondere für die Kranken- gelt unter anderem 
versicherung, die Erstattung der zur 

In einem Brief vom 27. Mai 1988 schrieb die ‚Deutsche Verbin- deutschen Rentenver- 
dungsstelle Krankenversicherung — Ausland, AOK Bundesverband: ach = a gele Dan 
unter dem Aktenzeichen IX 1(2)nä 292.0: »Das deutsch-türkische Ab- Pin 
kommen über Soziale Sicherheit bestimmt, daß aufgrund einer bei ei- SER 
ner deutschen Krankenkasse bestehenden Versicherung auch die in der 
Türkei wohnenden Familienangehörigen des Versicherten Leistungen 
bei Krankheit oder Mutterschutz erhalten können. Dabei richtet sich 
der Kreis der anspruchsberechtigten Angehörigen nach türkischen 
Rechtsvorschriften. Hierzu gehören auch die Eltern des unterhaltsver- 
pflichteten Versicherten.« Unterzeichnet wurde im Auftrag des Ge- 
schäftsführers von einem Dr. NAUMANN-DUESBERG. Nach dem zitier- 
ten Abkommen wird also türkisches Recht zugrunde gelegt, und die 
orientalischen Arbeiter erhalten weiter reichende finanzielle Hilfen als 
deutsche Beschäftigte. 

Rund ein Jahrzehnt später galt das immer noch, wie aus einem Schrei- 
ben vom 19. 12. 1997, Aktenzeichen IX 1 (!) 191. 51 (616)', desselben 


Das Deutsch-Türki- 


‚ i : In seinem Buch Kein 
Unterzeichners hervorgeht, in dem es unter anderem heißt: »Das 0. 8. schwarz. Kein Rot. 


(Deutsch-türkische Abkommen über Soziale Sicherheit) sieht u. a. vor, Kein Gold. Armut für 
daß in Fällen, in denen Familienangehörige eines in der Bundesrepublik alle im ‚Lustigen Mi- 
Deutschland versicherten Arbeitnehmers in der Türkei wohnen, für die grantenstadk hat Udo 


Bestimmung des Personenkreises der anspruchsberechtigten Familien- Uırertt den Um- 
stand angeprangert, 


angehörigen türkisches Recht gilt. Dieser Grundsatz ist keine Besonder- |,R hierzulande | 
heit des deutsch-türkischen Abkommens über Soziale Sicherheit. Er gilt jebende Türken An- 
vielmehr z. B. auch innerhalb der EG in gleichgelagerten Fällen für die spruch darauf haben, 
Staatsangehörigen von Mitgliedsstaaten der EG. So bestimmt sich z. B. daß auch ihre im 
bei einem in Deutschland versicherten Franzosen für dessen in Frank- Ausland lebenden 
reich wohnenden Familienangehörigen die Anspruchsberechtigung nach Angehörigen kosten- 


5 nn los mitversichert wer- 
französischem Recht. de 
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Massiver Sozialbetrug durch Türken 
bereits vor 20 Jahren 


Türkisches Recht in deutscher Sozialversicherung 


Zu den nach türkischem Recht anspruchsberechtigten Familienange- 
hörigen gehören nach unseren Unterlagen der Ehegatte, die Kinder und 
die Eltern des unterhaltsverpflichteten 
Versicherten, wobei z. T. noch zusätzli- 
che Bedingen erfüllt sein müssen.« 

Der Hinweis auf die Praxis in der EG, 
in der eine andere Rechtslage gilt, soll 
nur die den Türken unnötig gewährte 
Maßnahme annehmbarer erscheinen 
lassen und die deutschen Verhandlungs- 
partner für ihre mangelnde Vertretung 
der deutschen Interessen entschuldigen. 

Die seit Jahrzehnten zunehmende 
Einwanderung in die Sozialsysteme hat 
in Europa, besonders in Deutschland, 
zur Gefahr des Reißens des sozialen 
Netzes geführt. So wird die kapitalisti- 


Abbildung aus: mi- 
chael- 
mannheimer.info/ 
wp-content/uploads/ 
201 2/06/Sozialbe- 
trug-durch-Muslime- 
4.jpg Am 10.1. 
1994 hatte die 
Wochenzeitschrift 
Focus in dem Artikel 
»Sozialversicherung. 
Über Nacht zehn 
Jahre älter« bereits 
auf die Mißstände 
hingewiesen. 
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sche Begründung der Einwanderung, die Fremden würden uns wirtschaft- 
lich helfen, schon durch einen Vergleich widerlegt: »Von 1971 bis 2000 
ist die Zahl der Ausländer in Deutschland von 3 Millionen auf etwa 7,5 
Millionen gestiegen, die Zahl der erwerbstätigen Ausländer hat sich je- 
doch nicht bewegt. 1973, (dem Jahr des Anwerbestopps) waren 65 Pro- 
zent der Einwanderer auf dem Arbeitsmarkt beschäftigt, ein Jahrzehnt 
später waren es nur noch 38 Prozent.«' Nach wie vor gilt für Ausländer: 
»In Deutschland liegt die Quote der Arbeitslosen bei über 20 Prozent. 
Das ist eine doppelt so hohe Arbeitslosenquote wie unter Einheimi- 
schen.«? Für Berlin gilt: »Von den Türkischstämmigen hat fast jeder Zweite 
keine Arbeit.«°’ Die sozialistische Begründung für die Zuwanderung, die 
Ausländer würden in Zukunft die Rentenbeträge aufbringen, ist genau 
so falsch, da Ausländer im allgemeinen weniger als Deutsche und nur für 
kürzere Zeiten einzahlen.* 


Rolf Kosiek 


' Der US-Journalist Christopher CaLDWELı in: »Einwanderung in die Sozial- 
systeme«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 7. 12. 2009, S. 12. 

? Ebenda. 

? Ebenda. 

* Fbenda. 
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Falsche Begründungen zum Irak-Krieg 


Die USA haben 2003 den Irak-Krieg begonnen. Sie haben eine Reihe 
von Gründen aufgeführt, warum sie hätten eingreifen müssen. Doch 
diese Begründungen des Angriffskrieges gegen Bagdad sind alle falsch. 


Im einzelnen sind es in der Hauptsache die folgenden Vorwürfe: 


1. Der Irak würde Massenvernichtungswaffen besitzen und damit den 
Frieden in der Region und in der Welt gefährden. Doch ein Besitz oder 
das Lagern solcher Waffen konnten weder vor dem Angriff noch nach 
ihm erwiesen werden. Ganz offenkundig besaß Hussein keine solchen 
Massenvernichtungswaffen. Berichte, wonach Hussein Uran vom Niger | 
gekauft habe, erwiesen sich als offensichtliche Fälschungen. ' 


2. Der Irak bilde eine militärische Bedrohung für Länder wie Israel. | 
Doch der kurze Krieg der USA gegen den Irak bewies, wie schlecht mi- 
litärisch gerüstet das Land war. Es hätte gar nicht gegen einen Nachbarn 
Krieg führen können. 


3. Im Irak würden Terroristen ausgebildet, die andere Länder bedroh- 
ten. Es konnten jedoch weder Verbindungen Husseins zu Terroristen 
nachgewiesen, noch Ausbildungslager gefunden werden. Auch wurde 
von geplanten Terrorabsichten HussEins nichts bekannt. Eine Verbin- 
dung des Iraks zu den Attentaten vom 11. September 2001 in New York 
und Washington wurde nie nachgewiesen. 


Paul WoLrowiTz, zur 
PR: . Km e . 4 Zeit Präsident der 
4. Hussein sei ein Diktator, das irakische Volk müsse von ihm befreit Weltbank. 


und einer Demokratie zugeführt werden. Auch das ist kein Kriegsgrund, 
denn es gibt noch genügend Diktatoren auf der Welt. Gerade mit Hus- 
sEIN hatten die USA jahrelang zusammengearbeitet, etwa beim Krieg 
gegen den Iran, hatten ihn mit Waffen unterstützt und hatten ihn auch 
wegen seiner drakonischen Maßnahmen gegen die Kurden nicht zur Re- 
chenschaft gezogen. 


Den wirklichen Grund für den Irakkrieg gab der stellvertretende US- ı Konrad SCHULER 
Verteidigungsminister Paul WOLFOWITZ im The Guardian vom 4. Juni 2003° „Manchmal Boa 
bei einem Sicherheitstreffen in Singapur an. Gefragt, warum denn Nord- nützlich«, in: 
Korea als Land mit Atombomben anders behandelt werde als der Irak, Frankfurter Allgemeine 
erklärte er: »Der wichtigste Unterschied zwischen Nord-Korea und dem Zeztung, 20. 3. 2003 


Irak besteht darin, daß wir ökonomisch gesehen im Irak ganz einfach * »Wolfowitz 
keine andere Wahl hatten. Das Land schwimmt auf einem Meer von gesteht. Im Irak 
Öl.« Damit ließ er die Katze aus dem Sack. Der Irak wurde angegriffen, ging es ums Ol in: 
weildie USA dessen Ölvorräte kontrollieren und daran verdienen wollten. Zeit-Fragen, 10. 6. 

Rolf Kosiek > 
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US-Militärs verursachen und verheimlichen 
Giftgas-Verseuchung 


Erst fünf Jahre nach einem Giftgas-Unglück kamen die wirklichen Ur- 
sachen für einen Unfall im Gefolge des Irak-Krieges von 1991 an die 
Öffentlichkeit. Bis 1996 konnte das Pentagon den Vorfall vor der Öf- 
fentlichkeit verschweigen. Dann brachten 150 Reservisten aus dem Irak- 
Krieg den Vorgang in die Massenmedien.' Ein ähnliches Verschweigen 
von seiten der US-Militärs zu Lasten der Giftgas-Opfer war schon nach 
dem deutschen Luftangriff auf den US-Senfgastransporter »John Har- 
vey« am 2. Dezember 1943 im Hafen von Bari in Mittelitalien erfolgt, bei 
dem es zu knapp 100 Todesopfern kam? 

Kurz nach Beginn des Golf-Krieges bombardierten am 19. Januar 1991 
amerikanische Kampfflugzeuge ein irakisches Waffendepot, in dem un- 
ter anderem Rüstungszubehör auch das gefährliche Nervengas Sarin ein- 
gelagert war. Es kam zu einer Explosion, und ein Teil des tödlichen Ga- 
ses entwich ins Freie. Sofort stellten sich bei den amerikanischen Soldaten, 
die in der Nähe eingesetzt waren, Krankheitssymptome wie Lähmun- 
gen, Erschöpfungen, Gliederschmerzen ein, die nicht erklärt werden 
konnten. Bis zu 5000 US-Soldaten sollen in direkte Mitleidenschaft durch 
diesen Vorfall gezogen worden sein. 

Obwohl die leitenden US-Militärs die Wahrheit kannten, daß die wahr- 
genommene Explosion das tödliche Nervengas freigesetzt hatte, ver- 
schwiegen sie die Ursache dieses »Golfkriegs-Syndromss an dem heute 
noch Tausende von Veteranen als Teilnehmer der ‚Operation Wüsten- 
sturm« leiden und das bis heute unheilbar ist. Das Pentagon gab als offi- 
zielle Lesart an, der von vielen bemerkte Knall sei gar keine Explosion 
gewesen, sondern ein US-Kampfflugzeug habe die Schallmauer durch- 
brochen. Der Oberbefehlshaber im Irak habe direkt aus Washington den 
Befehl erhalten, die Lage herunterzuspielen. Die Wahrheit sollte unter- 
drückt werden. 

Obwohl die führenden Militärs also den wahren Zusammenhang kann- 
ten, wurden die betroffenen Soldaten davon nicht informiert und nicht 
einer speziellen ärztlichen Behandlung unterworfen. Fünf Jahre lang 
wurden die kranken Soldaten nicht von dem wahren Grund ihrer Ge- 
brechen informiert. Bei frühzeitiger Behandlung hätte die Krankheit wahr- 
scheinlich vermieden werden können. Das gelte für etwa 80000 Golf- 
kriegsveteranen. 


Rolf Kosiek 
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Ist die Bundesrepublik ein Rechtsstaat? 


Die Bundesrepublik Deutschland ist nach dem Grundgesetz ein Rechts- 
staat. Bis vor einiger Zeit wurde von Politikern oft darauf hingewiesen, 
daß sie der beste Rechtsstaat in der deutschen Geschichte sei. Doch sind 
solche Äußerungen seltener geworden, vielleicht, weil die Politiker in- 
zwischen den Zynismus einer solchen Feststellung einsehen. 

Denn in der Praxis ist die Bundesrepublik kein Rechtsstaat mehr. Das 
gilt einmal für das Sondergesetz des $ 130 Strafgesetzbuch, nach dem die 
Meinungs- und Pressefreiheit für Äußerungen über bestimmte Vorgän- 
ge der Zeitgeschichte aufgehoben ist (»Volksverhetzung«). Das gilt aber 
auch für die Behandlung von Minderheiten, wie rechter Vereine und 
Gruppen, gegen die amtlich von Regionalbehörden aufgerufen wird. 
Rechten Vereinigungen werden keine Räumlichkeiten vermietet, und bei 
schon bestehenden Absprachen mit Wirten werden diese von lokalen 
Behörden unter Druck gesetzt, den Vertrag zu kündigen. Angeblich un- 
abhängige Richter, wie der Mannheimer Richter ORLET, werden in den 
Ruhestand versetzt, weil sie gegen die politische Korrektheit urteilen, 
indem sie bei Strafverfahren gegen Rechte auch »mildernde Umstände« 
berücksichtigen. 

Ein allgemeines Urteil über die Zustände an deutschen Gerichten 
fällte der ehemalige Richter Frank FAnsEL aus Fellbach.' Er schrieb: »Ich 
war von 1973 bis 2004 Richter am Landgericht Stuttgart und habe in 
dieser Zeit ebenso unglaubliche wie unzählige, vom System organisierte 
Rechtsbrüche und Rechtsbeugungen erlebt, gegen die nicht anzukom- 
men war/ist, weil sie systemkonform sind. Ich habe unzählige Richterin- 
nen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte erleben müssen, 
die man schlicht »kriminelk nennen kann. Sie waren/sind aber sakro- 
sankt, weil sie per Ordre de Mufw gehandelt haben oder vom System 
gedeckt wurden, um der Reputation willen. . . In der Justiz gegen solche 
Kollegen vorzugehen ist nicht möglich, denn das System schützt sich 
vor einem Outing selbst — durch konsequente Manipulation. Wenn ich 
an meinen Beruf zurückdenke (ich bin im Ruhestand), dann überkommt 
mich ein tiefer Ekel vor »meinesgleichen««' 


Rolf Kosiek 


' Leserbrief des Frank FatiseL, Fellbach, in: Süddeutsche Zeitung, 9. 4. 2008. 
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Falschmeldung: Jüdische Gräber geschändet 


Am 8. November 1992 wurde von einer Besucherin des jüdischen Fried- 
hofs in Frankfurt entdeckt, daß einige Grabsteine umgestürzt worden 
waren. Das wurde sofort im Rahmen der Feierlichkeiten zur Erinnerung 
an den 9. November 1938 groß aufgegriffen. Die Tat wurde Rechtsex- 
tremisten unterstellt. So schrieb die Rhein-Main-Zeitung am 9. November 
1992: »Acht Gräber von Frankfurter Mitbürgern, die auf dem jüdischen 
Friedhof in der Römerstadt die letzte Ruhe gefunden hatten, sind in 
der Nacht zum Sonntag geschändet worden. Das Motiv der Täter ist 
eindeutig, ihre Personalien sind unbekannt. Die Antisemiten, deren Haß 
nicht vor dem Tode haltmacht, stürzten wahllos alte Grabmale um und 
beschädigten sie. Auf antisemitische Schmierereien haben sie verzich- 
tet. Vielleicht, weil sie sich durch Autoverkehr auf der Straße in der 
Römerstadt gestört fühlten. ... Bis gestern abend waren die Ermittlun- 
gen der Kriminalpolizei nach den Friedhofsschändern erfolglos geblie- 
ben.«' 

Auf den Kundgebungen zum 9. November wurde diese Grabschän- 
dung anklagend vorgebracht. Die Presse brachte ausführliche Berichte 
über diesen Frevel, und auch im Ausland wurde über die Untat berichtet. 

Dann wurde bekannt, daß die umgestürzten Grabsteine schon derart 
mit Gras und Moos überwachsen waren, daß die »mögliche Schändung« 
schon »Monate« oder »Jahre« zurückliegen müsse. 

Die Wahrheit kam bald zutage: Auf eine Anfrage des Deutschen 
Rechtsschutzkreises bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main er- 
hielt dieser die Antwort,” »daß die Grabsteine im August 1992 von Mit- 
arbeitern des Friedhofs- und Bestattungsamtes der Stadt Frankfurt am 
Main wegen einer bestehenden Unfallgefahr umgelegt wurden. Inzwi- 
schen wurden neue Fundamente errichtet und die Grabsteine wieder 
aufgestellt«. 

Von einer Schändung oder einer antisemitischen Untat war also keine 
Rede. Alle früheren Unterstellungen waren grundlos und unberechtigt 
gewesen. 

Während die Unterstellungen am 9. und 10. November groß in der 
Presse berichtet wurden, fielen die Richtigstellungen, wenn sie überhaupt 
gebracht wurden, sehrgering aus. Auf jeden Fall wurden durch die Falsch- 
meldungen wesentlich mehr Bürger angesprochen als durch die späte- 
ren Korrekturen. Ein unberechtigtes Schauermärchen über antisemiti- 
sche Untaten in Deutschland ging wieder einmal um die Welt. 


Rolf Kosiek 
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Besondere Renten für Israelis 


Vor dem Gesetz sollen alle Bürger gleich sein. Das ist ein grundlegender 
Rechtssatz in einem Rechtsstaat, als den sich die Bundesrepublik be- 
trachtet. Doch in der Praxis gibt es Gruppen, die bevorzugt behandelt 
werden. Zu ihnen gehören die Israelis zum Beispiel im deutschen Ren- 
tenwesen. 

Unter der Überschrift »Jeder Gebildete kann eine Rente aus Deutsch- 
land erhalten« brachten die Israe/ Nachrichten 1986" in deutscher Sprache 
eine Anzeige des »Verbandes der Rentenempfänger aus Deutschland- 
Abteilung für Akademiker: über die Vorzugsbehandlung von Israelis in 
der deutschen Rentengesetzgebung. Es heißt dort: 

»Der Verband der Rentenempfänger aus Deutschland GmbH öffnet 
dem allgemeinen Publikum mit höherer Schulbildung (nicht unbedingt 
Nazi-Verfolgte) ein Rentenprogramm der Sozialversicherungsanstalt in 
Deutschland. 

Laut zwischen Israel und der Bundesrepublik Deutschland unterzeich- 
netem Sozialabkommen ist die Verwirklichung der Pensionsrechte für 
eine Bevölkerungsgruppe möglich, die nachfolgende Kriterien erfüllt: 

e Die Programme sind für israelische Staatsbürger mit höherer Schul- 
bildung bestimmt, die im Alter von über 16 Jahren eine Mittel- oder eine 
Berufschule und/oder eine Höhere Schule mindestens vier Jahre besuch- 
ten, diese mit einem Abschlußzeugnis verließen und beabsichtigen, ab 
heute in Israel wenigstens 50 Monate zu arbeiten. 

e Die Programme sind auch für diejenigen bestimmt, die im Jahre 
1983 eingezogen wurden, ihre Rechte jedoch nicht realisierten, voraus- 
gesetzt, daß sie den vorerwähnten Kriterien gerecht werden. 

e \Ver nicht unter der deutschen Besetzung lebte, muß außerdem eine 
einmalige monatliche Pflichtzahlung an die Sozialversicherungsanstalt 
in Deutschland leisten, was durch einen Arbeitsmonat in Deutschland 
bis zur Pensionierung gegeben ist. 


Beispiel: Ein Akademiker, der nach Vollendung des 16. Lebensjahres 
acht Studienjahre absolvierte, wird zur Zeit seiner Pensionierung eine 
monatliche Rente von 240 DM erhalten (die an die Gehälter in Deutsch- 
land gekoppelt sind), gegen eine nur einmalige Investition in Höhe von 
1000 Schekel plus Mehrwertsteuer.« 

Dann werden die Büros in Israel angegeben, in denen man die For- 
malitäten erledigen kann. 

Es wird noch erwähnt: »Die Einschreibung wird am 17. 12. 86 ge- 
schlossen.« 
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Besondere Renten für Israelis 


Acht Tage später erschien in demselben Blatt eine weitere Anzeige des 
‚Zentrums für deutsche Renten GmbH, in der es hieß:? 

»Personen mit Mittelschul-, Berufs- und akademischer Bildung sind 
nach Anzahl ihrer Studienjahre zu einer Rente der deutschen Sozialver- 
sicherungsanstalt berechtigt. Es bleiben nur noch wenige Tage zur Si- 
cherung der Rente aus Deutschland für Schulbildung. 

AUFRUF: Das Zentrum für deutsche Renten wendet sich hiermit an 
israelische Bürger mit der Aufforderung, sich der staatlichen deutschen 
Sozialversicherung anzuschließen und ihre Rechte auszunützen, die ih- 
nen laut dem Sozialabkommen zustehen, das zwischen der BRD und 
Israel unterzeichnet wurde. 

Was Sie von der deutschen Sozialversicherung erhalten können: 

Für jedes Schuljahr nach dem 16. Lebensjahr — erhalten Sie bei Errei- 
chung des Pensionsalters eine Rente von 30 DM pro Studienjahr bis zu 
8 Studienjahren, also 240 DM monatlich oder 2800 DM im Jahr und 
zwar LEBENSLÄNGLICH! 

Wer ist zur Anmeldung berechtigt: 

1. Israelbürger, die Naziverfolgte waren: 

wer sich zu irgendeinem Zeitpunkt in den Jahren 1933 bis 1945 in 
von Deutschen besetzen Gebieten aufgehalten hat. 

2. Jeder andere israelische Staatsbürger, unter der Bedingung, daß er 
bis zum Pensionsalter einen Monat in Deutschland arbeiten wird. 

Wieviel müssen Sie investieren: 

1. Zum Anmeldetermin 400 NIS (plus Mehrwertsteuer). In diesem 
Betrag ist die Surnme enthalten, die Sie der deutschen Behörde schuldig 
sind, sowie Bearbeitungsgebühr für das Zentrum. 

2. Bei Erhalt der Renten: 5 monatliche Pensionszahlungen. 

3. Außer diesen Zahlungen sind Sie der deutschen Sozialversicherungs- 
Anstalt keinerlei weitere Zahlungen schuldig.« 

Unterzeichnet ist die Anzeige von »Zwi Abrahami, Generaldirektor«. 

Dieser sichert noch kostenlose Beratung in seinem Büro in Tel Aviv 
zu. 

Für eine einmalige verhältnismäßig geringe Zahlung und die Gebüh- 
ren für das Zentrum konnte also ein Israeli für seine Ausbildung eine 
lebenslange Rente bei Erreichung des Pensionsalters bekommen. Von 
solchen Sonderbedingungen konnte der deutsche Rentenempfänger nur 
träumen. Er mußte sein Leben lang arbeiten, um eine solche Rente zu 
erhalten. Besonders unverständlich ist, daß die Regelung auch für solche 
Personen galt, die nie in ihrem Leben von den »Nazis« verfolgt waren. 


Rolf Kosiek 
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Folgt man einer Sammelband-Festschrift, die gemeinsam vom »Deut- 
schen Polen-Institut: in Darmstadt und dem Breslauer »Willy-Brandt- 
Zentrum für Deutschland- und Europastudien« auf der Grundlage von 
Referaten einer Tagung in Breslau vom 21. Oktober 2010 herausgege- 
ben wurde, folgt man ferner dem Beitrag des Mitherausgebers Dieter 
BinGEn, so handelt es sich bei dem gegenwärtigen Verhältnis Deutsch- 
land-Polen um eine »erwachsene Partnerschaft« mit einer »unglaubli- 
chen Erfolgsgeschichte«, die zu einem »geradezu märchenhaften politi- 
schen Elysium« geführt hat. Doch kann man diesem Gaukel-Bild folgen? 


Die Bundesregierung verschenkt ostdeutsche Länder an Polen 


Dieter Bincen u.a. 


1990 wurde das Nachkriegseuropa neu geordnet. Mit der Wiedervereini- A 
gung von West- und Mitteldeutschland stand auch die Rückgabe der deut- Rah er 
schen Ostgebiete im Raum. Bei den vertriebenen Ostdeutschen und auch deutsch-polnischen 
bei den in der Heimat verbliebenen Oberschlesiern keimte Hoffnung Beziehungen 1991 
auf. Doch sie wurde schnell zerstört: Obgleich sich die Siegermächte bis 2011, Wiesbaden 
1945 in Potsdam lediglich darauf hatten einigen können, daß die deut- 2011. 
schen Ostgrenzen erst in einem zukünftigen Friedensvertrag endgültig 
festgelegt werden sollten, hatte die Bundesregierung unter Bundeskanz- 
ler KotiL und Außenminister GENSCHER — der »beste Außenminister, den 
Polen je hatte« — nichts Eiligeres zu tun, als am 14. November 1990 in 
Warschau die Unterzeichnung des Vertrags über die Bestätigung der zwi- 
schen ihnen bestehenden Grenzen zu unterzeichnen. 
Die deutsche Regierung informierte, sich rechtfertigend, die Weltöf- 
fentlichkeit: Während der Zwei-plus-Vier-Verhandlungen habe Moskau 
als Gegenleistung für die Vereinigung die endgültige Abtretung des deut- 
schen Ostens verlangt. Doch dem Nachlaß des Russischdolmetschers 
Ernst Albrecht NaGornY ist folgendes zu entnehmen: Als GORBATSCHOW 
1990 in Dresden gefragt wurde, ob im Zusammenhang mit einer Verei- 
nigung Mitteldeutschlands mit der BRD auch eine Angliederung der deut- 
schen Ostgebiete in Aussicht genommen worden sei, habe seine Ant- 
wort gelautet: 
»Ja, das wollte ich. Wir hatten die Universität in Moskau beauftragt, 
Pläne für die Wiedervereinigung von Deutschland mit seinen polnisch 
besetzten Teilen auszuarbeiten. Aber bei den Zwei-plus-Vier-Verhand- 
lungen mußte ich zu meinem Erstaunen feststellen, daß Bundeskanzler 
Konr und sein Außenminister GENSCHER die deutschen Ostgebiete Ost- 
preußen, Pommern und Schlesien gar nicht wollten. Die Polen wären 
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Regelmäßig werden 
führende bundes- 
deutsche Politiker in 
polnischen Magazi- 
nen auf beleidigende 
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Abbildungen in: Der 
Spiegel, 25/2007. Im 
Jahre 2003 hatte das 
Magazin Wprost Eri- 
ka STEINBACH gar in 
Nazi-Uniform als 
Domina auf dem 
Rücken von Bundes- 
kanzler Gerhard 
SCHRÖDER abgebildet. 
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sie (die bösen Deut- 
schen) nicht schon, 
hätte man sie erfin- 
den müssen.« 
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bereit gewesen, die deutschen Provinzen Deutschland zurückzugeben. 
Aber der deutsche Außenminister GENSCHER hat die polnische Regie- 
rung in Warschau bekniet, an der Oder-Neiße-Linie festzuhalten. Die 
Deutschen akzeptieren diese Grenze«, waren seine Worte, [ohne die 
Deutschen je dazu befragt zu haben; H. M.]. Nur die DDR sollte ange- 
gliedert werden.« 

Wenngleich die polnische Regierung GENSCHERS Verrat an Deutsch- 
land mit einer 500000 DM-Prämie belohnte [die seither verschwunden 
sind], dachte Warschau seither nicht im geringsten daran, Deutschlands 
»Wohlverhalter« zu belohnen. So sehr sich auch die nachbarschaftlichen 
Verhältnisse in den letzten Jahren auf manchen Gebieten verbessert ha- 
ben mögen, besonders bei zwischenmenschlichen Beziehungen, so muß 
man das Verhalten der polnischen Staatsregierung als vorwiegend arro- 
gant, uneinsichtig und ausbeuterisch bezeichnen, während die deutschen 
Regierungsvertreter mit geradezu hündischen Unterwerfungsgesten Verrat 
am eigenen Volk betreiben. 

Doch wie normal sind die Beziehungen in der Gegenwart, wenn der 
Außenminister WESTERWELLE bei seinem Antrittsbesuch 2009 in War- 
schau Erika STEINBACH, eine Abgeordnete der eigenen Regierungskoali- 
tion, an Polen verrät und wenn der Bundespräsident GAauck sich nicht 
schämte, bei seinem Antrittsbesuch Polen Anfang 2012 an die »große 
Brutalität« der Deutschen zu erinnern, aber das an den Deutschen ab 
1944 verübte Unrecht nicht erwähnt ? 

Angela MERKEI. die offenbar ihr Amt als Bundeskanzlerin mit dem 
Versprechen angetreten hat, die deutsche Alleinschuld zu verteidigen, 
sieht überall die Schuld unseres Volkes und konstruiert sogar eine Kol- 
lektivverantwortung, die als ‚;Erbsünde« alle Generationen der Deutschen 
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für immer belasten soll. Antideutsche Politiker wie die Kaczynsk1-Brü- 
der konnten somit Anwürfe jeder Art gegen Deutschland vorbringen, 
ohne daß Mi:Rkt:l. daran dachte, sie zu widerlegen. Auch das ist Verrat 
an Deutschland. 

Am 1. September 2009 hielt die Bundeskanzlerin auf der polnischen 
Gedächtnisfeier zum Kriegsausbruch auf der Westerplatte eine Rede. 
Darin führte sie einleitend aus: »Heute vor 70 Jahren begann mit dem 
deutschen Überfall auf Polen das tragischste Kapitel in der Geschichte 
Europas. Der von Deutschland entfesselte Krieg brachte unermeßliches 
Leid über viele Völker, Jahre der Entrechtung, der Erniedrigung und der 
Zerstörung.« Fast jedes Wort daran ist eine Falschaussage zu Lasten und 
Ungunsten Deutschlands. Auch so kann man Verrat üben. Weitere Falsch- 
aussagen von Frau MERKEL stehen anderenorts.' 


Möglichst große Vorteile für Polen 


Seit am 17. Juni 1991 zwischen Deutschland und Polen der 
Vertrag über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zu- Mg 
sammenarbeit in Kraft getreten ist, bemüht sich die BRD 
peinlichst, Polen auf allen Gebieten entgegenzukommen und 
ihm sowohl den Weg in die NATO (1999) als auch in die EU 
(2004) zu ebnen. Diese Hilfe (mit über 60 Milliarden Euro 
von der EU unterstützt, davon stammen 20 Prozent aus der 
BRD) wurde in Polen gern angenommen. Doch seither flie- 

Ben die »Menschenströme: von Polen nach Deutschland, wäh- 4 
rend es sich bei den Geldströmen genau umgekehrt verhält. 
Nach dem amerikanischen Einmarsch in den Irak 2003 wan- 
delte Polen sich plötzlich zum Musterschüler der USA, die 
ihrerseits Frankreich und Deutschland verächtlich als das »alte 
Europa« verunglimpften. Gleichzeitig versuchte Polen wäh- 


' Rolf Kosier u. 
Olaf Rosz, Der 
Große Wendis, Bd. 5, 
Grabert, Tübingen 
2014, S. 839 ff. 
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rend der »EU-Reformen« in unverschämter Weise, möglichst 
große Vorteile auf nationaler Ebene für sich herauszuschlagen. Dazu 
nutzte man in Warschau jedes öffentliche Wort der CDU-Bundestags- 
abgeordneten Erika STEINBACH, um es bewußt mißzuverstehen. Als diese 
beispielsweise »ein der Wahrheit entsprechendes Bild der deutsch-pol- 
nischen Nachkriegsgeschichte« verlangte, in welchem die »Vertreibung 
der Deutschen nicht mehr zu einer unvermeidlichen Notwendigkeit 
verfälscht wird«, verunglimpfte man diese berechtigte Forderung in 
bösartiger Weise als »opportunistisch, arrogant, zynisch, inkompetent, 
demagogisch und unverantwortlich«. 

Natürlich wird in polnischen Lehrbüchern auch nichts über die Inter- 
nierung und Verschleppung der Deutschen (Todesmärsche!) aus Mittel- 
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polen, Wolhynien und Galizien im September 1939 berichtet. Auf un- 
zähligen Wegen gingen Tausende Deutsche auf 13 Verschleppungszü- 
gen in den Tod. Einen besonders schweren Leidensweg wurde den west- 
galizischen Deutschen auferlegt, von denen anfangs viele ermordet 
wurden. 

Noch weniger werden die anderen tausendfachen Verbrechen an Deut- 
schen im August und September 1939 zur Sprache gebracht, und wenn 
schon, dann abwehrend: Die Deutschen waren selbst schuld, sie hätten 
als Agenten polnische Armeeangehörige beschossen, und deshalb wä- 
ren in Bromberg etwa 200 Personen als Partisanen standrechtlich er- 
schossen worden. 

Die polnische Regierung folgt nach wie vor den kommunistischen 
Leitlinien: Die Wehrmacht habe in Polen 1939 einen Vernichtungskrieg 
geführt, und die polnische Armee habe selbstverständlich keine Kriegs- 
verbrechen verübt — vielmehr wäre sie selbst Opfer von Kriegsverbre- 
chen geworden. 

Unter diesen angeblich wissenschaftlich belegbaren Vorgaben wer- 
den Dokumente bewußt einseitig interpretiert und selektiert. Quellen, 
die Verbrechen der polnischen Armee und paramilitärischer Einheiten 
eindeutig belegen, werden unterschlagen, verbrecherische Maßnahmen 
der polnischen Regierung verschwiegen oder beschönigt, der Massen- 
mord an den Volksdeutschen Polens geleugnet, was eine eindeutige 
Verhöhnung der Opfer darstellt. Beispielsweise werden die nachweis- 
lich 981 Opfer des Bromberger Blut- 
sonntags auf unter 200 herunterge- 
rechnet. Tatsächlich haben die 
Volksdeutschen 3983 sicher belegte 
Todesfälle hinnehmen müssen. Den 
Volkspolen in Deutschland ist in der- 
selben Zeit kein Haar gekrümmt wor- 
den. 

Diese polnische Sichtweise wird heute 
von offizieller deutscher Seite unter- 
stützt. Vom 1. September 2007 bis zum 
13. Januar 2008 fand in Nürnberg im 


Am 28. August 1991 wurde das »Weimarer Dreieck: zwischen Deutschland, Frankreich und Polen gegrün- 
det — eigentlich zur politischen Abstimmung zwischen den drei Staaten und zur Stärkung der europäischen 
Integration. Dessen ungeachtet ging Polen anläßlich des Irak-Kriegs 2003 eigene Wege und zeigte sich als 
Musterschüler der USA - nur um möglichst große Vorteile herauszuschlagen. In einem Beitrag für die Junge 
Freiheit (14. 9. 2012) schreibt Jürgen W. ScHmiDT: »Die Menschenströme fließen von Polen nach Deutsch- 
land, während. ... sich die Geldströme genau umgekehrt verhalten.« Hier abgebildet: die damals amtierenden 
Außenminister Polens, Deutschlands und Frankreichs (von links) SKUBISZEWSKI, GENSCHER und Dumas. 
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Dokumentationszentrum Reichsparteigelände die Ausstellung »Größte 
Härte... Verbrechen der Wehrmacht in Polen Sept. — Oktober 3% statt. 

Der Ausstellungsleiter 
Jochen Böri.Er ist auch der 
Verfasser des Buches Auf- 
takt zum Vernichtungsirieg. 
Die Wehrmacht in Polen, das 
kostenlos (!) bei der Bun- 
deszentrale für Politische 
Bildung erhältlich ist und 
von einflußreichen Krei- 
sen des Wissenschaftsbe- 
triebes entscheidend ge- 
fördert wird. Doch es 
steht fest: Polnische Offi- 
ziere gaben den Befehl zu 
den Morden an Volksdeut- 
schen, polnische Offizie- 
re mordeten selbst vielfach sogar Einzelpersonen aus ihnen unterstell- 
ten Verschleppten-Zügen, nachdem sie sich von ihren Opfern Geld 
zur Besorgung von Lebensmitteln hatten geben lassen. Manchmal mach- 
ten Offiziere und Soldaten es auch umgekehrt: Sie schossen die Volks- 
deutschen nieder und plünderten erst ihre Leichen. Diese Feststellun- 
gen schließen natürlich nicht aus, daß Einzelmorde und Mißhandlungen 
auch ohne unmittelbaren Befehl stattgefunden haben. Das Schlimm- 
ste geschah im Bromberger Raum, in West-Polen und bei den Massa- 
kern in Mittelpolen. 

Die polnische Seite erstrahlt dennoch in betäubender Makellosigkeit, 
und ruft »Haltet den Dieb!« Verbrechen habe nur die Wehrmacht began- 
gen. 

Selbstverständlich ist im oben genannten Sammelband, an dem zwölf 
deutsche und französische sowie sechzehn polnische Autoren mitwirk- 
ten, nur über »Aussiedlung«, nie aber über »Vertreibung« der Deutschen 
die Rede. Desgleichen werden die deutschfeindlichen Ausschreitungen 
vom 31. Dezember 2010 auf der Görlitzer Altstadtbrücke nicht erwähnt. 
Erst recht bleibt das Problem der aus Berlin ausgelagerten Archiv- und 
Kulturgüter (Berlinka<), die sich seit 1945 in polnischen Händen befin- 
den, seit 1991 ungelöst. 

Dazu bereiten neuerdings die wachsende Grenzkriminalität und wei- 
tere verschleppte Probleme, die in Polen der Lösung harren, großen Är- 


ger. 
Hans Meiser 
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geht nicht auf Miß- 
stände ein, wie etwa 
antideutsche Krawalle 
(siehe 31. Dezember 
2010 in Görlitz auf 
der Altstadtbrücke) 
oder die Grenzkrimi- 
nalität. Seit Abschaf- 
fung der Grenzkon- 
trollen nach Polen 
hat die Zahl der 
Diebstähle aus deut- 
schen Firmen dra- 
stisch zugenommen. 
Fahrzeuge, schwere 
Technik, Kraftstoff 
und Spezialwerkzeug 
verschwinden fast 
jede Nacht aus Fir- 
men der Region. Der 
Polizistenmangel 
wird vielfach kriti- 
siert. 
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Der 1971 geborene Jürgen TRIMBORN ist in der Vergangenheit bereits 
mit Biographien über Leni RIEFENSTAHL, Johannes HEESTERS, Romy 
SCHNEIDER und Hildegard KneEr hervorgetreten. Ein illustres Potpourri, 
an dem sich der Kölner Autor TRIMBORN nach Belieben »abarbeiten« konn- 
te. In seinem neuesten Werk wendet er sich dem »Michelangelo des 20. 
Jahrhunderts«, dem begnadeten Bildhauer Arno BREKER zu, der in die 
Geschichte auch in meist negativer Bewertung als »HIrtLERs Hofbildhau- 
er< eingegangen ist. 
Der Künstler Arno Breker. Der Künstler und die Macht nennt 'TRIMBORN seine ehrgeizi- 
ae ge Arbeit. Im Grunde handelt es sich bei dem dickleibigen Band weder 
um eine Biographie im klassischen Sinne noch um eine Werkanalyse, 
sondern vielmehr um eine in doch recht unverhohlener Art und Weise 
verfaßte Anklageschrift. Während des gesamten Lesens hat man schlicht 
Jürgen TRIMBORN, und ergreifend das Gefühl, daß TRIMBORN seine vornehmste Aufgabe 
Arno Breker: Der darin erblickt hat, einem großen Künstler posthum ins Grab zu spuk- 
Künstler und die ken. BREKER war zwar ein absolut führergläubiger Mann, vielleicht kein 
Macht. Die Biogra-  }undertprozentiger Nationalsozialist im Parteisinne, aber dennoch ein 
fie: Berlin, Aufbau Er 8 ; : Su; 
Verlag, 2011. treuer und bedingungsloser Gefolgsmann seines Führers, genau wie dies 
auch bei Leni RiEFENSTAHL und Winifred WAGNER der Fall war — eine 
eher personen- denn ideologiefixierte Bindung. Jeder, der hier anderes 
behauptet, verkennt die Dinge. 

BREKERs Kunst war von der nationalsozialistischen Idee und Lehre 
| äußerst stark beeinflußt, auch wenn er seinen Stil in der Tat vorher ge- 
funden hatte, wie er selber oft betonte. Nicht der »nationalsozialistische« 
Stil wurde zu dem BREKERs, sondern BREKERs ureigenste Kunst paßte in 
die Ära Hırı.ers. Die Interpretation und Aufnahme nach 1945, die stets 
das »humanistische Menschenbild« oder die »christliche Inspiration« des 
BREKERschen Werkes betonte und vom »Propheten des Schönen« und 
Jürgen TRIMBORN, dem »Vollender der Antike« sprach, geht ins Leere, ändert aber nichts an 
Jahrgang 1971. Er ger Tatsache, daß Trımporns Buch zu großen Teilen aus stellenweise 


faßte Biogra- Er: R S i : E 
Alten RE unerträglich ermüdendem »Name dropping« besteht - in rein denunzia- 


Jürgen Trimborn 


nes Heesters, Hil- torischer Absicht. 

degard Kner und Es folgen nur einige der unreflektierten Behauptungen und Thesen 
Rudi CaArktiı. des zutiefst einseitig urteilenden Biographen: 

(Foto: Robert BaL- > S.211:Zunächst verbreitet sich TRIMBORN ausführlich darüber, wann 


LES). BREKER SPEER kennengelernt habe und daß er bei der Datierung bewußt 


gelogen habe. Aber wen interessiert es, ob die Verbindung zu SPEER nun 
ein paar Monate früher oder später zustande kam? Für wen oder was ist 
es wichtig? Wer hat daran ein Interesse? 
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> S. 237: BREKERS ablehnendes Urteil über einige Künstler, die even- 
tuell für die Neugestaltung Berlins herangezogen werden sollten, wird 
scharf kritisiert. Was ist an einer solchen Ablehnung aber verwerflich? 
TRIMBORN selbst hat doch sicherlich auch eine eigene Meinung, bevor- 
zugt diesen oder jenen Künstler, diese oder jene Kunstrichtung. BREKER 
aber durfte eine solche eigene Sichtweise offensichtlich nicht haben. 

> S. 246: Seitenweise läßt sich TRIMBORN über die »arisierten« Woh- 
nungen und »Häuser« BREKERS aus, nichts sei vor seiner »Raffgier« si- 
cher gewesen. Wieder und wieder bringt er davon, so daß beim Leser 
gähnende Langeweile und starke Ermüdung aufkommen. Mag sich BrE- 
KER in dem einen oder anderen Fall tatsächlich nicht so verhalten haben, 
wie wir Nachgeborenen und damit »Wissenden« dies gern gesehen hät- 
ten, so ist dies dennoch keinerlei Grund, in den Chor von TRIMBORNS 
»moralischer« Spät-Verdammung einzustimmen. Eine Seite hätte dafür 
durchaus ausgereicht. 

Ein ewig wiederkehrendes Thema des Buches sind die Kosten der 
BrEkERschen Ateliers. In der Sixtinischen Kapelle aber fragt heute kein 
Tourist nach den finanziellen Mitteln, die vor Jahrhunderten dafür auf- 
gewendet wurden, oder wie luxuriös der Wohnsitz MICHELANGELOS da- 
mals gewesen war. Wer vor den Pyramiden steht, den interessiert nicht, 
in welcher »Villa« der Erbauer gelebt hat und was eine Straße, die dorthin 
führte, den Pharao als Bauherrn gekostet hat. Diese spießbürgerliche, 
zutiefst kleinkarierte finanzielle Aufrechnerei, die sich wie ein roter Fa- 
den durch das ganze Buch zicht, scheint die einzige Absicht des Autors 
gewesen zu sein. Hat man aber jemals eine Biographie über LEONARDO, 
TIZIAN, MICHELANGELO, DÜRER gelesen, welche den Charme des Prüfbe- 
richts eines Rechnungshofs besessen hätte? Die ganzen Aufzählungen 
sind im Grunde Erbsenzählereien, die keinen Menschen interessieren. 

Der Leser kann sich des Eindrucks nicht erwehren, als habe der Autor 
wie ein pedantischer Buchhalter vor einer Liste gesessen und gezielt ge- 
schaut, wo sich BREKER »falsch« verhalten haben könnte, welchem »Nazi« 
er wann die Hand gegeben habe, werz er wann vermeintlich seine Hilfe- 
stellung verweigert habe. So aber schreibt man keine großen Werke! 

> S. 283: Zuerst breitet sich Jürgen TRIMBORN auf etlichen Seiten 
darüber aus, daß sich BREKER um alles und jedes selbst gekümmert habe, 
was — nach seiner eigentümlichen Lesart — dessen persönlicher »Berei- 
cherung« gedient habe. Dann auf einmal heißt es aber plötzlich, er habe 
sich in diesen Jahren fast ausschließlich seinen Werken gewidmet, vor 
allem aber sich um die Reliefs des Triumphbogens für »Germania« ge- 
kümmert. TRIMBORN müßte sich einmal entscheiden: Was denn nun? Zeit- 
liches Engagement für seine »Raffgier«, weil er »Gefallen« daran gefun- 
den habe, sich eigene Vorteile zu verschaffen, oder weil es ihm gefiel, 
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»Macht zu haben«, wie er sich auszudrücken beliebt. Oder die Arbeit am 
Werk? Wie spiegelverkehrt ist doch die gesamte klägliche »Argumentati- 
on«. In kleinlichster Art werden die Kosten einer lächerlichen Auffahrts- 
straße in Jäckelsbruch bekrittelt. Wenn der Aufbau-Verlag Herrn TRrım- 
BORN einen Dienstwagen, die zehnfachen Tantiemen, eine große Wohnung 
über den Dächern von Paris und ein Haus in der Toskana zur Verfügung 
gestellt hätte, in denen er in Ruhe und Abgeschiedenheit seine epocha- 
len Werke verfassen könnte, so würde er natürlich selbstlos und beschei- 
den ablehnen und lieber wie Spırzwi:Gs armer Poet hausen. 
- > S. 313: Nun begibt sich TRIMBORN auf ein Gebiet, von dem er, der 
Romanichel (1928). ja ansonsten von RIEFENSTAHL über HEESTERS zu Romy SCHNEIDER und 
der Kner bis hin zu BREKER offensichtlich zu allem etwas zu sagen hat, 
überhaupt keine Ahnung besitzt, und führt seine Leser in die Geheim- 
nisse der vaggressiven Frankreichpolitik« des Dritten Reiches ein. Er 
hätte statt dessen einfach mal das Testament Kardinal RıcrELIEUs, die 
Leitlinie französischer Deutschlandpolitik seit Jahrhunderten, studie- 
ren sollen. Wenn er danach noch weitere Fragen haben sollte, ist ihm 
wohl kaum noch zu helfen. Nebenbei aber ist ihm ersichtlich auch die 
Tatsache entgangen, daß nicht das Deutsche Reich Frankreich am 3. 
September 1939 den Krieg erklärte, sondern umgekehrt Frankreich es 
war, das der deutschen Reichsregierung diesen kriegerischen Schritt 
Anne-Marie eröffnete. 
Merktı (1935). > S. 323: TRIMBORN meint, BREKER habe sich Ropin als ebenbürtig 
empfunden, weil er in seinem Garten eine seiner Plastiken neben einer 
solchen Ronins plaziert habe. Das ist zugegebenerweise eine äußerst in- 
teressante Kombination: Wenn TRIMBORN in seiner Garage sein Fahrrad 
neben einen Porsche stellt, empfindet er dann dieses dem Zuffenhause- 
ner Sportwagen auch als gleichwertig? Man erkennt auch hier die Absur- 
dität der grotesken TrımBornschen Gedankengänge, die er seinen Le- 
sern aufdrängt. 
>» S. 355: TRIMBORN zählt auf, für welche Künstler BREKEr sich ein- 
gesetzt habe, damit diese ausgezeichnet wurden und Preise erhielten. 
Die Frage sei gestattet, was hieran verwerflich oder verboten sein soll, 
aber auch die Feststellung, daß dergleichen zu keiner Zeit anders war. 
Seren > S. 378: TRIMBORN führt die »Nazi-Größen« auf, die BRI:;KER por- 
(1942). traitierte. Was will er uns damit sagen? Daß man lediglich »Nazis« nicht 
hätte in Stein oder Bronze hauen dürfen? Daß man grundsätzlich kei- 
> ne Politiker portraitieren darf? Was ist dann aber mit den Portraits, die 
der brillanteste Por- ee : i 
trätgestalter des 20. beispielsweise das Bundeskanzleramt zieren? KOKOSCHKAS ADENAUER- 
Jahrhunderts, und das Portrait etwa. Welche unhistorischen Maßstäbe legt Herr TRIMBORN an? 
auch vor 1933 und Oder ist er einfach nur etwas infantil in seinen diesbezüglichen An- 
nach 1945. schauungen? 


in. 


Arno BREkER war wohl 
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> S 384: Der Autor verbreitet sich allen Ernstes seitenlang über die 


Anlage eines Obstgartens bei Schloß Jäckelsbruch. Herr TRIMBORN soll- | 


te wissen, daß BREKER im Jahre 1943 weiß Gott andere Aufgaben zu 


bewältigen hatte, als sich mit dem von ihm genannten zeitlichen Auf- 4 


wand derartiger Albernheiten und Petitessen zu widmen. Er sollte sich 


doch einfach nur einmal vorstellen, er würde gleichzeitig an zehn Bü- 


chern schreiben, vielleicht dämmert es ihm dann, was das hieße. 

> S. 447: Wiederholt zitiert Jürgen TRIMBORN Kurt REuTTi, der doch 
für jeden, der Augen hat zu schen, nichts anderes war als ein ausgespro- 
chener »Looser« in der Art des Bilderstürmers, Gesinnungsschnüfflers 
und Berufsdenunzianten. 

> S. 458: Für TRIMBORN war BREKER ein »Ewiggestriger«. Was das 
denn nach seiner eigenartigen Definition ist, läßt er hingegen offen, und 
es wäre nur konsequent, wenn er seiner Leserschaft darüber endlich Auf- 
klärung zuteil lassen würde. 

> S. 462: BREKER lebte nach dem Krieg wie die »Made im Speck«, 
behauptet TRIMBORN. Das ist eine doch recht kühne Anschuldigung und 


vielleicht auch der Ausfluß eines gewissen Neids? Wo hätte er ihn denn = 


am liebsten geschen? Im Armenhaus? Im Schuldturm? Lebenslang im 
Umerziehungslager? Oder noch besser gleich im Gulag? TRIMBORN sollte 
doch mal konkret werden und in Hinkunft etwas sparsamer mit Tot- 
schlagwörtern umgehen. 

> S. 471: Abermals ermüdend ist dann sein nicht enden wollender 
Sermon über das Wirken Dr. Werner Naumanns und seine Fiktion eines 
maßgeblichen Engagements BrEKERs in dessen politischen Seilschaften, 
die nichts anderes ist als eine ebenso alberne wie verlogene Konstrukti- 
on, die TRIMBORNs Phantasie entstammt und auch durch die gebetsmüh- 
lenartige Wiederholung nicht an Wahrheitsgehalt gewinnt. 

> S.478: Zuerst warf er BREKER vor, er habe seit der Berührung mit 
dem Nationalsozialismus und insbesondere mit HITLER seinen einstmals 
eher avantgardistischen Stil verleugnet. Nun, da er seit den sechziger 
Jahren wieder zurück zur »Klassik« findet, ist es ihm auch wieder nicht 
recht. Was denn nun? 

> S. 494: Von Ezra Pounp, einem Dichter von Weltrang, als »brau- 
nen Gesinnungsgenossen« BREKERS zu sprechen veranschaulicht die frag- 
würdige Auffassung von wahrem Künstlertum, stellt schlicht und ergrei- 
fend eine Unverschämtheit dar und zeigt in hohem Maße TRIMBORNS 
denunziatorisches Verständnis von der Freiheit der Kunst. Möglicher- 
weise findet es auch seinen Beifall, daß Pounp nach dem Krieg in ein 
US-Straflager nach Pisa eingeliefert wurde, wo man ihn längere Zeit in 
einem vergitterten Käfig, der die ganze Nacht grell angeleuchtet war, zur 
Schau stellte und er unter den Folterungen bald zusammenbrach. 
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> S. 497: Treuherzig fordert der BREKER-Biograph ein, man müsse 
»über BREKER sprechen«. Das ist richtig. Nur: Dann sollte er’s doch tun! 
Er aber spricht nicht äber ihn, sondern er rzchtet ihn ! 

> S. 539: Was TRIMBORN an Picasso rühmt, nämlich seine geniale 
Fähigkeit, etliche Kunststile souverän zu beherrschen, nennt er bei BRE- 
KER »chamäleonhaftes Wandeltalent«. 

>» S. 546: TRIMBORN führt BREKERs »braune Gesinnung« an, die die- 
ser auch nach 1945 beibehalten habe. Woran macht er das denn eigent- 
lich fest? Und ist er in der Lage, auch nur einen einzigen stichhaltigen 
Beleg für diese Diffamierung zu liefern? 

Aber: Wie hält es TRIMBORN denn selber mit der eindeutig kommu- 
nistischen Vergangenheit seines auf maßgebliche Initiative der SED 
ins Leben gerufenen Hausverlages, des Aufbau-Verlages? Und ausge- 
rechnet er wirft BREKER vor, daß dessen Erinnerungen vom »rechtsra- 
dikalen« Schütz-Verlag herausgegeben 
wurden. Gerade von ihm hätte man 
doch in der Wahl des Verlages dann 
doch wenigstens etwas mehr Feinge- 
fühl und Augenmaß erwarten können. 
So aber hat sein »anti-totalitäres« En- 
gagement den faden und unglaubwür- 
digen Beigeschmack des Wortes »Ha/- 
tet den Dieb!« 

> S.560: Arno BREKER waralso »ab 
1963« ein Förderer der NPD? Wie das? 
Die NPD wurde doch erst im Novem- 
ber 1964 gegründet? BREKER ein Se- 
her des Kommenden? Dies ist schlecht 


Links stehendes Bild stammt aus dem Text- 
Bildband: Georg Fortv, Deutschland im 
Krieg (Pabel-Moewig, Rastatt 2005). Die 
Bildlegende ist kennzeichnend für die poli- 
tisch korrekte Rezeption und Bewertung von 
BREKERS Werk: »Der Bildhauer Arno BREKER 
1939 bei der Arbeit in seinem Berliner Ate- 
lier. Während der kulturell freieren Zeit der 
Weimarer Republik hatte Breker sich mit sei- 
nen subtilen Skulpturen einen internationa- 
len Ruf erworben. Im Dritten Reich wurde er 
»Hofbildhauer: der Nazis und die Qualität 
seiner Arbeit ließ nach.« (sic!) Das könnte 
übrigens auch aus J. Trımgerns Feder stam- 
men, 
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recherchiert, Herr TRIMBORN, aber das kommt davon, daß man sich bar 
jeden Wissens auch noch an der Historie versucht. 

>» S. 562: TRIMBORN hält es für erwähnenswert, daß das »Deutsche Kul- 
Lurwerk. Europäischen Geistes«, von dem BREKER den »Ehrenring« erhielt, 
vom bundesdeutschen Verfassungsschutz beobachtet worden sei. Da ist 
es dann auf einmal wichtig und erwähnenswert. Einige Seiten vorher 
aber findet sich in einer lobenden Aufzählung von Organisationen, die 
sich gegen BREKER wandten, auch der Name der »Vereinigung der Verfolg- 
ten des Nazi-Regimes« (VVN), die wegen ihrer kommunistischen Infiltrie- 
rung jahrzehntelang ebenfalls vom Verfassungsschutz observiert wurde. 
Der Biograph hielt es nicht für nötig, dies seinen Lesern mitzuteilen. 

Und so könnte man ihn immer weiter widerlegen, Seite für Seite, mit 
Leichtigkeit, denn er macht es seinen Kritikern ja auch überaus einfach. 
Hat er denn wirklich ernsthaft geglaubt, daß er sein Mütchen an einem 
Genie wie BREKER nur insofern hätte kühlen können, indem er lediglich 
aufführte, weichen Juden er nach 1933 angeblich nicht mehr geholfen oder 
welche »Nazis« er nach 1945 vermeintlich getroffen habe? 

So aber spielt sich der Gesinnungswächter TRIMBORN mit 65jähriger 
Verspätung als Richter, Inquisitor und als Moralinstanz einem Bildhauer 
gegenüber auf, der sich leider nicht mehr gegen dessen zum Teil absurde 
und groteske Anschuldigungen zur Wehr setzen kann. Weniger wäre hier 
so viel mehr gewesen. Wenn sich TRIMBORN einfach nur etwas mehr Di- 
stanz, Zurückhaltung und Wahrheitsliebe auferlegt hätte, dann wäre eine 
recht gute Arbeit entstanden. So aber hat er der interessierten Öffent- 
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Breker modelliert 
Speer in Jäckelsbruch. 
1940 erhielt der NS- 
Staatsbildhauer Arno 
BREKER zum 40. Ge- 
burtstag das ehemali- 
ge Rittergut von 
Adolf Hırıer ge- 
schenkt. Die Schen- 
kung umfaßte nicht 
nur das Schloß mit 
Park, sondern auch 
die gesamte Ausstat- 
tung des Hauses so- 
wie ein vom Archi- 
tekten Friedrich 
TAmMmSs neu erbautes 
Atelier. 
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ca | lichkeit keinen Dienst erwiesen, denn es handelt sich bei seinem Mach- 
werk eben nicht, wie es der Untertitel glauben machen will, um »aze Bio- 
' graphie«, sondern um eine 712seitige Denunziationsschrift. Eine große 
‘| Chance wurde hier vergeben, nämlich die erste umfassende Biographie 
| des Bildhauers Arno BREKER vorzulegen und ihn mit all seinen Schattie- 
rungen in Glück und Unglück zu porträtieren. 

Bei Leuten der Couleur TRIMBORNSs drängt es sich förmlich auf, sich 
gedanklich in eine Art »Zeitmaschine« zu begeben. Was wäre aus dem jun- 
gen Autor Jürgen TRIMBORN geworden, wenn er nicht die »Gnade der spä- 
* ten Geburt« empfangen hätte, sondern etwa im Jahre 1910 geboren wäre? 
Wie hätte er sich in jenen Jahren verhalten? Auf sein Talent wäre man in 
Le 5 der Zeit von 1933 bis 1945 sicherlich ebenso aufmerksam geworden, wie 

g herausgegebene ' E s E : e 

Buch ist nach wie vor dies heute der Fall ist. Welche Funktion hätte er eingenommen? Hätte er 

die einzige umfassen- den Versuchungen der Macht erfolgreich widerstanden? Hätte er die brau- 

de Monographie, da ne Uniform verschmäht? Oder hätte man ihn in der NS-Kultur- und Schrift- 

sie sämtlichen Schaf- tumspolitik an exponierter Stelle angetroffen? 

PR SDHESEnNERTELS Es gibt einen Satz von Hans Jürgen SYBERBERG, nach dem es verhält- 

Rechnung trägt. BB ur e > { u: i : i 
nismäßig leicht ist, £ezn Nationalsozialist zu sein, wenn es £einen HITLER 

gibt. Und es ist kein Verdienst, nicht in revolutionären Zeiten zu leben 

und nicht an hervorragender Stelle vom Schicksal geprüft zu werden. 

Dem ist kaum noch etwas hinzuzufügen. Werner Bräuninger 


Das von Dominique 
EGRET im Grabert-Ver- 


i ö 
# ’ 
’ 
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Brekers letztes Werk im Jahre 1991: sein Selbstbildnis. 
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Einer der schwerwiegendsten Vorwürfe in der heutigen Öffentlichkeit 
gegen jemanden ist der des Rassismus. Man will einerseits im Kampf 
gegen Rassismus den Begriff »Rasse« möglichst ausmerzen, ihn verschwei- 
gen oder verbieten, was allerdings unwissenschaftlich wäre, andererseits 
ihn als Totschlagkeule weiter benutzen. Dabei ist der Begriff aus der 
modernen Biologie gar nicht mehr wegzudenken, da er ein wichtiges 
Ordnungskriterium für die ganze Natur ist. Bücher wie Rassen aus Erbe 
und Umwelt‘ des deutschen Professors Georg KENNTNER oder Die Rassen 
der Menschheit des britischen Anthropologen John R. BAKER? sowie Hans 
Jürgen Evsencks Rare, Intelligence and Edwation’ befassen sich mit dem 
Rassebegriff und belegen mit ihrem Titel schon, daß es Rassen gibt und 
daß die Biologen und Anthropologen nicht mit einem Trugbild arbei- 
ten. Die neue Rassenkunde der Mainzer Professorin Ilse SCHWIDETZKY er- 
schien 1962. 

Unsachlicher wird es schon, wenn man — wie oft im Englischen - den 
Begriff »racec auch für »Volk« gebraucht wie etwa britische Imperialisten 
wie Rudyard KırLing, Cecil RHoDEs oder andere Politiker, wenn man 
von einer deutschen oder englischen Rasse spricht und Bewertungen 
nach der Kulturhöhe vornimmt. 

Die in der Schweiz lebende jüdische Anthropologin Salcia LANDMANN 
(1911-2002) schrieb in ihrem mutigen Buch Die Juden als Rasse’ im Vor- 
wort nach Betrachtungen über den Mißbrauch der Rassenlehre: »Hat 
man die Rasse oder Rassenkomposition eines Volkes eruiert, dann kann 
man durchaus auch die Frage stellen: Welche Bedeutung haben gerade 
diese rassischen Faktoren für die historische und kulturelle Entwicklung 
des betreffenden Volkes?« 

Und sie gibt als Antwort darauf die Feststellung: »Denn worin immer 
die Rassenfanatiker der Nazizeit und ihre Vorläufer im 19. Jahrhundert 
geirrt und gesündigt haben mögen — in der Annahme, daß die biologi- 
sche Besonderheit des Menschen bis in seine letzte geistige Äußerung 
hinein spürbar leibt, irrten sie nicht.« 

Und sie hebt anschließend noch hervor: »Und hat man einmal den 
festen Zusammenhang zwischen bestimmten Rasse- und Kulturformen 
festgestellt, so kann man auch umgekehrt aus den Kulturäußerungen 
auf die rassische Zugehörigkeit ihrer Schöpfer schließen.« 

Sie führt dann das als Motto vor dem ganzen Buch stehende Wort 
»des jüdisch-englischen Staatsmanns DisRAELI« (S. 17) an, der zum Chri- 
stentum übertrat, (1804-1881): »Die Rassenfrage ist der Schlüssel zur 
Weltgeschichte.« 
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Frankreichs Staats- 


präsident Francois 
HowLanne gehorcht 
dem Zeitgeist und 
will den Begriff »Ras- 
se« in Frankreich aus 
allen amtlichen Do- 
kumenten, Ver- 
fassung, Gesetzen, 
Verordnungen und 
Erlassen entfernen, 
weil es Rassen an- 
geblich nicht gebe. 
Und was es nicht 
gebe, brauche auch 
nicht bezeichnet zu 
werden... 
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Das ist ein Satz, der aus dem Zusammenhang gerissen ist. Das größere 
Zitat in diesem Zusammenhang von Benjamin DisrAELı, der später bri- 
tischer Premierminister wurde, lautet: »Niemand darf heute das Ras- 
senprinzip, die Rassenfrage gleichgültig behandeln. Sie ist der Schlüssel 
zur Weltgeschichte; und nur deshalb ist diese Geschichte häufig so ver- 
worren, weil sie von Leuten geschrieben ist, die die Rassenfrage nicht 
kannten und ebenso wenig die dazu gehörenden Umstände. Wo man 
auch immer die Wirkung derselben antreffen möge, sei es in Gemeinden 
oder bei Individuen: Es muß damit gerechnet werden. Aber andererseits 
gibt es auch keinen Gegenstand, der eine so feine Unterscheidungsgabe 
erfordert, oder wo dieses Prinzip, wenn man es nicht von Grund aus 
versteht, sich so leicht als ein Irrlicht erweisen könnte. In Europa finde 
ich drei große Rassen mit ausgesprochenen Eigenschaften: die Germa- 
nen, die Slawen und die Kelten, und ihr Verhalten wird durch eben diese 
unterschiedlichen Eigenschaften bedingt. Da ist aber noch eine andere 
große Rasse, die die Welt beeinflußt: die Semiten. Die Semiten üben 
augenblicklich durch ihre kleinste, aber eigentümlichste Familie, die Ju- 
den, einen außerordentlich großen Einfluß in allen Geschäften aus. Es 
gibt keine zweite Rasse, die mit einem solchen Grade von Hartnäckig- 
keit und Organisationstalent ausgestattet wäre. Dadurch haben sie sich 
einen noch nie da gewesenen Reichtum und unermeßlichen Kredit gesi- 
chert. Sie haben sich längst in unsere geheime Diplomatie eingeschli- 
chen und sich derselben fast gänzlich bemächtigt; in weiteren 25 Jahren 
werden sie ihren Anteil an der Regierung des Landes offen beanspru- 
chen.« 


Rolf Kosiek 


! Georg KENNINER, Rassen aus Erbe und Umwelt, Safari, Berlin 1975. 

? John R. Baker, Die Rassen der Menschheit, Deutsche Verlagsanstalt, Stuttgart 
1976. 

° Hans Jürgen Evsenck, Rave, Intelligence and Edwation, Temple Smith, London 
1972; in dem deutschen Titel Vererbung, Intelligenz und Erziehung, Seewald, Stutt- 
gart 1975, hat man bezeichnenderweise den Begriff »Rasse< vermieden. 

* Ilse SCHWIDETZKY (Hg.), Die neue Rassenkunde, Gustav Fischer, Stuttgart 1962. 
> Salcia Lanpmann, Die Juden als Rasse, Walther, Olten-Freiburg i. Br. 1967, S. 
17; Limes, Wiesbaden-München ?1981. 

° Benjamin Disraelı, Endymzion, zitiert in: Politische Anthropologische Revue, 1911, 
S. 655. 
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Richtigstellungen zur Zeitgeschichte 


iermit liegt Band 5 des historischen Sammelwerkes Der 
Große Wendig — Richtigstellungen zur Zeitgeschichte vor. Wie in 
den früheren Bänden werden auch in diesem rund 208 his- 
torische 'l’atsachen und Vorgänge richtiggestellt, die: heute üb- 
licherweise falsch oder schr einseitig in den Massenmedien zu 
Lasten Deutschlands überlietert werden. Damit liegen mit dic- 
sem Band insgesamt 1151 Richtigstellungen zur Geschichte vor. 
Sie überstreichen die Zeit der letzten 150 Jahre von dem 
Deutsch-lranzösischen Krieg von 1870/71 bis zur Gegenwart. 


s ist wohl erstmalig in der überlieferten Geschichte als Fol- 

ge der beiden Weltkriege geschehen, daß historische Vor 

gänge in solchem Maße wie seit 1945 falsch oder verzerrt 
dargestellt worden sind und immer noch vertreten werden. Die 
Sieger des Zweiten Weltkrieges haben die deutschen Archive 
beschlagnahmt, haben sie manipuliert und Dokumente mit für 
sie günstigen Auslassungen herausgegeben. Eine Reihe für die 
Alliierten belastender Dokumente wird immer noch, fast 75 
Jahren nach den damaligen Ereignissen, von den früheren Geg- 
nern Deutschlands unter Verschluß gehalten, etwa die Akten 
um den Flug von Rudolf Heß nach Schottland oder um den 
Oradour-Prozeß. Die Geschichte wurde von den Feinden 
Deutschlands auf den Kopf gestellt. Die wirklichen Verursa- 
cher und Antreiber zu den Weltkriegen werden in der Öf 
fentlichkeit als Friedensstifter hingestellt und mit deutschen Prei- 
sen und Orden geehrt, während die sich für den Frieden in 
Europa einsetzenden Deutschen als Schuldige beurteilt werden. 

ngesichts dieser Umstände ist es um so wichtiger, die Rich- 

tigstellung des Geschichtsablaufs in den letzten 150 Jahren, 

das Aufzeigen, wie es wirklich war, die Entlarvung der 
Lügen und Einseitigkeiten der Sieger vorzunehmen. Denn nur 
auf der historischen Wahrheit kann auf die Dauer ein fruchtba- 
res Friedenskonzept für die europäischen Völker entstehen. Wenn 
die Sieger ihr Geschichtsbild durchsetzen wollen, wird es zur 
Pflicht der Besiegten, die Revision der Zeitgeschichte zu über- 
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nehmen. Diese Aufgabe verkündete auch schon vor Jahren Paul 
Carell (richtig Paul Schmidt), der Verfasser bedeutender militär 
geschichtlicher Werke, indem er feststellte: »Da die Geschichte 
immer vom Sieger geschrieben wird, gehört es zu den Aufgaben 


der Besiegten, die notwendigen Korrekturen anzubringen.« 


iese nationale Pflicht der Bundesbürger tritt für die Men 

schen der Gegenwart noch um so stärker hervor, als be 

reits seit zwei Generationen im Rahmen der Umerziehung 
versucht wird, die Deutschen von ihrer wirklichen Geschich 
te abzutrennen und die heranwachsenden Jahrgänge junger 
Menschen auf das Geschichtsbild der Sieger einzustimmen. 
Heute ist es so, daß die führenden Politiker sowie die tonan 
gebenden Massenmedien ein »politisch korrektes« Geschichts 
bild durchsetzen wollen, das einseitig die Schuld der Deut 
schen an den beiden Katastrophen des 20. Jahrhunderts und 
an Kriegsverbrechen festhält und die wirklich Schuldigen in 
den Reihen der Sieger freispricht. Diese falsche Sicht der Din 
ge ist bereits in die Schulbücher der im vergangenen Jahr 
hundert Unterlegenen eingedrungen und vergiftet die folgen 
de Generation. Um so wichtiger ist es, die seit langem 
wirkenden Fälschungen der Sieger und ihrer deutschen Mit 
läufer zu berichtigen und der nachfolgenden Generation ein 
an den Tatsachen ausgerichtetes Geschichtsbild statt der 


Kriegspropaganda zu vermitteln. 


afür werden in dem vorliegenden Band viele einzelne ge 
genwärtig in der Öffentlichkeit übliche Fälschungen der 
deutschen Zeitgeschichte herausgegriffen und mit Angabe 
genauer (Juellen richtiggestellt. Ausführliche Personen, Stich 
wort- und Ortsverzeichnisse zu allen fünf Bänden, in einem 
Sonderband zusammengefaßt, helfen dem Leser, schnell die 
gewünschte Information zu bekommen. Eine reiche Bebilde 
rung, dem jeweiligen Text unmittelbar beigegeben, ergänzt die 
zu den einzelnen Fragen mit Quellen behandelten wichtigen 


Tatsachen zur. Zeitgeschichte. 
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Zu den in den Jahren 2006 bis 2010 veröffentlichten vier Bänden des Großen 
Wendig, Richtigstellungen zur Zeitgeschichte liegt mit dem vorliegenden Band 
der fünfte vor. Wieder werden aus den letzten 150 Jahren rund 200 historische 
Tatsachen und Vorgänge behandelt, die in der Öffentlichkeit noch immer ein- 
seitig oder falsch dargestellt werden und deswegen zu unberechtigten histori- 
schen Belastungen Deutschlands führen. Da die Erlebnisgeneration der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts die fälligen Richtigstellungen zu diesen Vorgängen 
aus eigenem Erleben nicht mehr durchführen kann, muß die nächste Generati- 
on diese Aufgabe übernehmen und weiterführen. Denn der Sieger schreibt 
immer die Geschichte, und den Unterlegenen kommt dann die Pflicht zu, die 
notwendigen Richtigstellungen durchzusetzen. 


Das ist auch seit 1945 so, als die Kriegspropaganda der Alliierten sich in der 
Umerziehung der Deutschen fortsetzte und sich zu einer grandiosen Gehirnwä- 
sche entwickelte. Angesichts einer in der Geschichte einmaligen Verzerrung 
des Geschichtsbildes vom zwanzigsten Jahrhundert haben die Deutschen die 
Aufgabe vor ihrer Geschichte, die falsche Anschauung richtigzustellen und die 
geschichtliche Wahrheit vor der Öffentlichkeit zu vertreten. 


»Politische Korrektheit ist die Diktatur von Tabus und Meinungen.« 


(Joachim Fest) 
III 
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